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BE Der Umfang des vorliegenden 47. Jahrgangs 
von Schulthess’ Europäiihem Geſchichtskalender ift 
um fait 7 Bogen ftärfer als jeine Vorgänger, weshalb Die 
geringe Erhöhung des Preifes auf AM 10.— nit zu ver- 
meiden war. 

Neu eintretenden Abonnenten, welche die früheren Bände 
(1860 bis 1905) zu beziehen wünjchen, liefern wir ein ko m— 
plettes Gremplar diejer jämtlihen 46 Bände zu Dem er- 
mäßigten Preis von 170 Marf. Wir glauben auf Die Ge- 
legenheit, diejes wertvolle Quellenwerk und treffliche 
Nachſchlagebuch über die Geſchichte der Gegenwart zu 
einem verhältnismäßig billigen Preiſe zu erwerben, 
nachdrücklich aufnerkſam machen zu jollen. Der Vorrat 
fompletter Exemplare ift nur noch jehr Klein, eine Preiserhöhung 
bleibt deshalb vorbehalten. Einzelne Bände behalten den Laden: 
preis; bei gleichzeitigem Bezug von wenigstens 5 der früheren 
Bände der neuen Folge — die drei legterjchienenen Jahrgänge 
können ftets nur zum Ladenpreije bezogen werden — ermäßigt 
fich der Preis des Bandes auf 5 -M 


@. 8. Bechſche Derlagsbuhhandlung 
in München. 


Europäilder Belhuhtskalender. 


Neue Solge. 


Bmweiundzwangzigfter Jabrgang 1906. 


(Der ganzen Reihe XLVII. Band.) 


Derausgegeben 


von 


Guſtav BRoloff. 





München 1907. 
C. 5. Beck'ſche Derlagsbuhhandlung 
Osfar Bed. 
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C. 9. Bed’ihe VBuchdruderei in Nördlingen. 
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überſicht der politiſchen Entwickelun 





des Jahres 1906 
Alphabetiſches Regiſter 


Erbe. 
Ende. 


10. 
10. 
29. 


‚Ende. 


Chronik 
der wichtigſten Ereigniſſe des Zahres 1907. 


Januar. 


Deutſches Reid. Beginn der Beratung der Reichsfinanzreform. 
Marokko. Zuſammentritt der Konferenz von Wlgeciras. 
Franfreid. Wahl Fallieres’ zum Präfdenten de der Republif. 
Deutſches Reid. Mißlungene Wahlrechtsdemonitration der Sozial⸗ 
demokraten in Berlin. 
Braſilien. Untergang eines Linienſchiffes. 
Dänemark. König Chriſtian IX 
Großbritannien. Abſchluß der Wahlen. 
Oeſterreich-Ungarn. Vergebliche Verhandlungen der ungariſchen 
Oppoſition mit dem König. 
Japan. Kritik der — Wehrmacht. 


Tebrnar. 


Deutſches Reich. Reichstagsdebatte über Sozialpolitik. 

Stalien. Bildung eines Kabinett3 Sonnino. 

Frankreich. Präſidentenwechſel. 

— Ungarn. Auflöſung des ungariſchen Abgeordneten— 
auſes 

Großbritannien. Parlamentseröffnung. 

Oeſterreich-Ungarn. Vorlegung der ———— Wahlreform. 

Deutſches Reich. Silberne Hochzeit des Kaiſerpaares. 


März. 


Rußland Ergänzung des Edikts vom 30. Oktober 1905. 
Frankreich. Miniſterwechſel. 
Deutſches Reich. Abg. Eugen Richter F. 
Frankreich. Grubenunglück in Courrières. 
Deutſches Reich. Fürſt Bülow begründet die Notwendigkeit eines 
Kolonialſtaatsſekretariats. 
Südafrika. Konflikt Natals mit dem Mutterland. 


März bis Mai. Pforte und Egypten. Streit um Akaba. 


VI Allgemeine Chronik. 


April. 


4. Italien. Beginn eines Veſuvausbruchs. 

5. Deutſches Reich. Neichstagsdebatte über die Maroffofonferenz. — 
Erkrankung des Reichskanzlers. 

7. Maroflo. Unterzeichnung der Algecirasafte. 

8. Defterreih-Ungarn. Minifterwechjel in Ungarn. 

12. Franfreih. Kammerdebatte über Maroffo. 

13. Deutſches Reich. Telegramm de3 Kaiſers an Goluchowski über 
Marokko. 

18. Bereinigte Staaten. Zerftörung San Franciscos. 

30. Defterreih-Ungarn. Miniſterwechſel in Defterreich. 


Mai. 
8 Rußland. Ganktionierung des Reichsgrundgeſetzes. 
10. Rußland. Rüdtritt Wittes. 
10. Rußland. Zujammentritt der Duma. 
14. Schweden. Scheitern der Wahlreform. 
15. Deutſches Reid. Annahme der Diätenvorlage. 
19. Deutſches Reid. Annahme der Neichsfteuerreforn. 
19. Schweiz. Eröffnung des Simplontunnel3. 
20. Frankreich. Abſchluß der Kammermahlen. 
26. Deutjches Reich. Ablehnung des Kolonialftaatsjefretariats. 
28. Defterreih-Ungarn. Minijterwechjel in Defterreich. 
29. Stalien. Bildung des Minifteriums Giolitti. 
31. Spanien. Vermählung de3 Königs. 


Juni. 
uni. Deutihes Reich. Beginn von Enthüllungen über die Kolonial- 
verwaltung. 
6.7. Deutſches Reih und Defterreih-Ungarn. Monarden- 
zuſammenkunft. 


9. Deſterreich-Ungarn. Beginn der Delegationsſitzungen. 
18.119. Frankreich. Kammerdebatte über Sozialismus. 

29. Italien. Beſchluß der Rentenkonverſion. 

Juni. Belgien. Kundgebungen über den Kongoſtaat. 


Juli. 


4. Deutſches Reich. Entbindung der Kronprinzeſſin. 
5. Großbritannien. Unterhausdebatte über Egypten. 
7. Deutihes Reid. Annahme der preußifchen Volksſchulvorlage. 
11. Frankreich. Aufhebung des Dreyfusurteils. 
21. Rußland. Auflöjung der Duma. 
Juli. Rußland und Großbritannien. Verhandlungen über einen 
Flottenbeſuch. 


Auguſt. 


Anfang. Frankreich. Beſetzung der Oaſe Dſchanet. 

Anfang. Amerika. Panamerikaniſcher Kongreß in Rio de Janeiro. 
10. Römiſche Kurie. Enzhyklika gegen das franzöſiſche Kirchengeſetz. 
10. Perſien. Einführung einer Verfaſſung. 
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15./16. ——— Reich und Großbritannien. Monarchenzuſammen— 


17.24. Chile. Zerſtörung Valparaiſos. 
25. Rußland. Attentat auf Stolypin. 
28. Spanien. Einführung der Zivilehe. 


September. 


Anfang. China. Ankündigung einer VBerfafjung. 

6. Rußland. Regierungsprogramm. 

8. Deutſches Reich. Rede des Kaiferd gegen den Peſſimismus. 

10. Deutſches Reid. Wechſel im Kolonialamt. 

13. Deutſches Reid. Tod des Prinzregenten von Braunjchweig. 

13. Großbritannien. Menderungen in der Armee. 

Mitte. Kuba. Intervention der Vereinigten Staaten. 

23. Frankreich. Hirtenbrief des Epiffopat3 gegen das Trennungsgejep. 


Dftober. 


Anfang. — ches Reich. Publikation der Memoiren des Fürſten 
ohenlohe 

20. Rußland. Aufhebung der Sonderſtellung der Bauern. 

20. Franfreih und Großbritannien. Abkommen über die Neuen 
Hebriden. 

22. Defterreih-Ungarn. NRüdtritt de Grafen Goluchowski. 

23. Frankreich. Clémenceau wird Minifterpräfident. 

Dftober. Japan und Nordamerika. Notenwechjel wegen des Aus- 
ichlufjes der Japaner aus den kaliforniſchen Schulen. 


November. 


6. Bereinigte Staaten. Wahlen zum Repräjentantenhaufe. 

14. Deutjhes Reich. Reichstagsdebatte über die auswärtige Lage. 

20. Frankreich. Senat3debatte über ein Militärabflommen mit Eng- 
land. 

25. Defterreih-Ungarn. Zuſammentritt der Delegationen. 

28. Deutſches Reich. Beginn der Kolonialdebatte im Reichstag. 

November. Dezember. Belgien. Kundgebungen und Beratungen über 
den Kongoftaat. 


Dezember. 


1. Defterreih-Ungarn. Annahme der Wahlreform im öfterreichijchen 
Abgeordnetenhauſe. 

5. Frankreich und Spanien. Expedition nach Marokko. 

11. Frankreich. Ausweiſung des päpſtlichen Geſchäftsträgers. 

13. Deutſches Reich. Auflöſung des Reichstags. 

15./18. Italien. Kammerdebatte über auswärtige Fragen. 

19. Großbritannien. Fall der Schulvorlage. 

23. Südmejtafrifa. Unterwerfung der Bondelzwarts. 

31. Deutſches Reich. Wahlbrief des Reichskanzlers. 

31. Spanien. KRatififation und Ausführung der Algecirasafte. 


I. 
Das Deutihe Neih und jeine einzelnen Glieder. 


1. Januar. (Preußen.) Der Generalftabschef Generaloberjt 
Graf Schlieffen tritt wegen hohen Alters (73 Jahre) zurüd. Sein 
Nachfolger wird Generalleutnant Helmuth v. Moltke. 

1. Januar. (Bayern) Aus Anlaß des Hundertjährigen 
Beitehen? des Königreich® Bayern werden in allen Kirchen Dank: 
gebete abgehalten. 

2. Januar. Die „Norddeutjche Allgemeine Zeitung“ jchreibt 
über die Balkanpolitik Italiens: 

„In verſchiedenen Blättern ijt die Beſorgnis laut geworden, der 
neue italienifche Miniſter des Aeußern Marquis di San Giuliano merde 
in der Balfanfrage eine zu der Haltung Oeſterreich-Ungarns im Gegenjat 
ftehende Politik einjchlagen. Man hat ji) dabei auf gewiſſe Veröffent- 
lichungen bezogen, die von Marquis Giuliano im Jahre 1902, nicht, wie 
angegeben, in neuerer Zeit, ausgegangen find. Wir teilen dieje Bejorgnis 
nicht. Wir haben volles Vertrauen zu der Loyalität de3 neuen italieniichen 
Minifterd des Aeußern, und wir find gewiß, daß die Richtſchnur feiner 
Politik die nämliche jein wird, wie die feines Vorgängers, getreu dem 
Geifte des Dreibundes.“ 

2. Januar. (Preußen. Hefjen.) In den Werkſtätten der 
Eifenbahngemeinjchaft wird die neunjtündige Arbeitzeit eingeführt. 

8. Januar. Ein Weißbuch über Marokko, das bejtimmt ift, 
die Lüden des franzöfifchen Gelbbuches über die deutſch-franzöſiſchen 
Verhandlungen auszufüllen, wird veröffentlicht. — Es wird von 
der Prefje günftig beurteilt. (Vgl. Staats-Archiv Bd. 72.) 

9. Januar. Die japanijche reſp. deutjche Gejandtjchaft in 
Tokio wird zur Botjchaft erhoben. 

9. Januar. Preußiſches Abgeordnetenhaus.) Finanz— 
minifter Frhr. v. Rheinbaben legt den Etat vor. 

Der Etat balanciert mit 2910344396 Mark. Der Finangminifter 
betont, daß die Staatseinnahmen zwar geftiegen feien, daß aber dennod) 
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u einer rofigen Auffafjung fein Grund vorliege, weil die Mehrausgaben 
er Eijenbahnen etwa 80 Prozent der Mehreinnahmen abjorbierten und 
weil das Ertraordinarium den Ueberjchuß vollends verzehre. Die Erhöhung 
der Matrikularbeiträge könne zwar Preußen ohne Anleihe ertragen, aber 
die Kleinftaaten jeien nicht in diefer günftigen Lage, deshalb ſei die Reichs— 
finangreform dringend erwünfcht. 


9.13. Januar. (Reichstag.) Erjte Beratung der Reichs— 
finanzreform (1905 ©. 135). 


Schatzſekretär Frhr. v. Stengel bittet die Parteien, die eine Ber- 
ftändigung mit der Regierung wünſchen, ſich nicht jogleich jondern erjt 
nad) den Kommiffionsberatungen in ihrem Urteil über die Vorſchläge feit- 
zulegen. Eine Aenderung des beftehenden Zuftandes müſſe herbeigeführt 
werden. Abg. Sped (8.): Ein bedauerliches Defizit jei vorhanden, aber 
der Schagjefretär habe die Einnahmen, 3. B. die Zollerträge, zu niedrig 
geſchätzt. Die Stempelfteuer würde zu Verfehröbeläftigungen führen; wegen 
der Quittungsfteuer würden weniger Duittungen auögeftellt und damit 
eine Unficherheit im Verkehr gejchaffen werden. Die Yahrkartenfteuer jei 
ungerecht für den Heinen Mann. Die Tabalfteuer jei nur annehmbar, 
wenn man die minderwertigen Waren, den Mafjenverbraud frei laſſe. 
Auch die Bierfteuer, die namentlich Süddeutjchland beeinträchtige, müſſe 
erheblich modifiziert werden. Die Erträge aus der Erbichaftsiteuer könnten 
vermehrt werden durch die Ausdehnung der Steuer auf die Erbichaften 
der Defzendenten und Ehegatten für die großen Vermögen. Hoffentlich 
lafje jih in der Kommifjion die dringend nötige Verftändigung finden. 
Abg. Singer (Soz.): Alle Reich3bedürfnifje müßten durch Reichgeinfommen- 
und Neichserbichaftsfteuern gededt werden, aber die Vorjchläge der Negie- 
rung und des Vorredners jeien viel zu zaghaft. Die anderen Steuern 
jeien als Belaftung des Keinen Mannes ſämtlich zu vermwerfen. Abg. 
Büjing (nl.): Eine gründliche Yinanzreform jei nötig, aber der Reichstag 
werde die Vorlagen gründlich fichten. Ohne Entgegenlommen der Regie- 
rung in der Erweiterung der Erbichaftöfteuer jei eine Verftändigung faum 
möglid. Die Erhöhung der Bierfteuer fei gerecht und werde manche un 
rationellen Zwergwirtſchaften bejeitigen. An der Tabakfteuer jei dagegen 
eine Aenderung ſchädlich, ebenſo müßten die Stempelfteuern abgelehnt 
werden, nur die Fahrkartenteuer jei annehmbar. 

10. Januar. Abg. Rettich (fonf.) will über die Bier-, Tabaf- und 
Stempelfteuern eine Verſtändigung verjuchen, lehnt aber die Erbichafts- 
fteuer grundſätzlich ab, die als direkte Steuer den Einzeljtaaten zukomme. 
Die Landwirtichaft würde dabei fchlecht fahren; denn da in der Yandwirt- 
Ichaft jeit langer Zeit feine Vermögen mehr erworben würden, jo wäre 
eine Erbichaftsjteuer eine Konfisfation. Ein Kohlenausfuhrzoll und eine 
Weinjteuer jeien in Erwägung zu ziehen. Abg. Wiemer (fr. Vp.): Die 
erite Bedingung der Steuerreform müfje die Aufhebung der Branntwein- 
Liebesgabe jein. Die Freilinnigen fähen nur die Erbichaftsiteuer ald an- 
nehmbar an, aber ihre Begünftigung der Landwirtichaft und der Neligiong- 
gejellichaften jei bedenklich. Abg. v. Kardorff (RP.) teilt den Standpunkt 
der KKonjervativen über die Erbichaftsjteuer nicht und rechnet auf eine Ber- 
ftändigung, da eine Vermehrung der Reichseinnahmen nötig jei. Abg. 
Pachnicke (fr. Bg.): Mit der Aufhebung der Liebesgabe könne man 
40 Millionen Mark gewinnen. Die Braufteuer werde auf die großen 
Brauereien außerordentlich belaftend wirken und die ohnehin ungünjtige 
Lage der Gaſtwirte verjchlechtern. Ebenjo jei die Tabafiteuer ungerecht 
und die Stempelabgabe jchädlidh, die Erbichaftsjteuer müjje dagegen aus- 
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— werden. Vielleicht ſei bei entfernten Verwandtſchaftsgraden das 
brecht aufzuheben. Abg. Raab (wirtſch. Vg.): Alle vorgeſchlagenen in— 
direkten Steuern hätten einen aufrühreriſchen Charakter und begünſtigten 
das Großkapital. Die Erbſchaftsſteuer ſei zu begrüßen, aber daneben 
müßten eine Einkommenſteuer, eine Wehrſteuer, eine Erhöhung der Börſen— 
ſteuer und der Luxusſteuern eingeführt werden. 


11. Januar. Schatzſekretär v. Stengel: Die Regierung beſtehe 
nicht auf der unveränderten Annahme ſämtlicher Steuern; es ließe ſich 
wohl eine durch eine andere erſetzen. Die Aufhebung der Branntwein— 
Liebesgabe werde die Preiſe des Trinkbranntweins und des gewerblichen 
Spiritus erhöhen; überdies ſei es inopportun, an dem erſt vor kurzem 
geſchaffenen Kompromiß zu rütteln. Die Regierung habe noch immer 
große Bedenken gegen die Ausdehnung der Erbſchaftsſteuer. Abg. Patzig 
(nl.) will an Stelle der Verkehrsſteuern eine direkte Beſteuerung der Eiſen— 
bahnverwaltung. Man folle auf jeden Betriebskfilometer eine beftimmte 
Abgabe für das Reich legen. Preuß. Finanzminiſter v. Aheinbaben: 
Die Ausführung diejes Gedanfend würde die Finanzgebarung aller Einzel- 
ftaaten unmöglich machen. 

12. Januar. Abg. Djel(3.) lehnt eine Weinfteuer als verfafjungs- 
widrig ab. Abg. Geyer (Soz.) polemifiert gegen den preuß. Finanz— 
minifter, der über die Befteuerung der Arbeiter durch die jozialdemofra- 
tiijche Organifation unrichtige Angaben gemacht Habe. Abg. Riff \e Bo.) 
lehnt im Namen der Eljaß-Lothringer die Ausdehnung der Erbichaftsfteuer 
ab, weil dort jchon eine Steuer für Dejzendenten und Ehegatten beftände. 


13. Januar. Staatsjefretär Frhr. v. Stengel verteidigt die Tabaf- 
und Braufteuer und verjpricht für die Kommiſſion weitere Mitteilungen. 
Nach weiterer Debatte werden die Vorlagen an eine Kommiſſion verwiejen. 

9.120. Januar. (Bayerijche Abgeordnetenfammer.) Mi- 
litäretat. Patriotismus, Kommandierungen nach Preußen, Staat3- 
recht, Mißhandlungen. 

Abg. Schmitt (Soz.) tadelt, daß preußiiche Offiziere die bayerijchen 
Truppen injpizierten. Kriegsminifter v. Horn: Das Recht der Inſpizie— 
rung ftehe dem Deutſchen Kaijer zu, der bei Ausübung dieſes Rechtes 
Bayern gegenüber mit dem größten Wohlmollen verfährt. Abg. Roll- 
magen (Soz.): Die Arbeiterflafje habe fein Intereſſe an der Erhaltung 
de3 heutigen Militärjyftems. Unjer Vaterland ift dort, wo e3 uns gut 
geht. Hierauf erfolgen jcharfe Ermwiderungen von den anderen Parteien; 
am 11. erflärt Abg. v. Bollmar (Spz.), daß die Sozialdemokraten bei 
Bedrohung des Vaterlandes die beiten Berteidiger fein würden, daß aber 
das Heer ſich nicht zur Aufrechterhaltung einer hinfällig werdenden Klaſſen— 
herrichaft hergeben dürfe. Das Programm der Sozialdemokratie enthalte 
nicht3 über Berftörung des Patriotismus und der Disziplin in der Armee. — 
Diefe Aeußerung wird von den anderen Barteien als Desavouierung Roll» 
wagens aufgefaßt. — Abg. Geiger (3.) findet e3 ſtaatsrechtlich bedenklich, 
daß bayerische Truppen bei preußiichen Manövern verwendet würden. 
Auch die Errichtung des NReich3militärgericht3 werde als Einjchränfung der 
bayerischen Militärhoheit jchmerzlich empfunden; ernenne Bayern den 
Militäranmwalt felbftändig, wie es das Gejeß beftimme, oder hole es die 
Buftimmung des Kaiſers ein? Kriegsminifter Frhr. v. Horn: Die Be- 
rufung des Militäranmwalts beim bayerifchen Senate des ReichSmilitär- 
gerichts erfolge ohne Mitwirfung des Kaiſers und Lediglich aus jelbit- 
verftändlicher Gourtoifie werde die Abberufung und Neubeftellung nad) 
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Berlin mitgeteilt. Die Frage der Militärhoheit habe mit den Komman- 
dierungen nad) Preußen gar nichts zu tun; daraus hätten fich in 35 Jahren 
niemal3 irgendwelche Konflitte oder auch nur Anftände ergeben und die 
gemeinjchaftlichen Uebungen bayerischer und preußijcher Truppen jeien im 
militärischen Intereſſe erwünſcht. Wenn der König von Bayern Dieje 
Uebungen für geboten eradhte, jollte man ihm dieſes Recht im bayerijchen 
Landtage nicht abjprechen wollen. — Auf Klagen über Soldatenmißhand- 
lungen ermwidert der Minifter: Die Unteroffiziere würden immer wieder 
auf die Unzuläffigfeit von Tätlichfeiten Hingewiejen, aber da fie mit den 
Mannſchaften gleichalterig jeien, und da fi unter den Mannfchaften auch 
ichlehte Elemente befänden, welche man nicht, wie im Sivilleben, weg— 
ihiden könne, jondern zu militärifch brauchbaren Leuten erziehen müſſe, 
jo würden bie Verfehlungen wohl nie ganz aufhören. Much bei den DOffi- 
zieren kämen ſolche Dinge vor, aber nur bei den jüngften. Im Jahre 1904 
jeien 71 Borgejegte wegen Mißhandlung angezeigt worden, darunter zwölf 
Dffiziere. In acht Fällen jei das Verfahren eingeftellt worden. Es blieben 
fomit 63 Vorgejegte auf 450 Kompanien, Batterien und Eskadronen, aljo 
ein Borgejegter auf jieben Kompanien. 

Am 26. wird die Forderung einer neuen Feldzeugmeifterftelle durch 
den größten Teil des Zentrums abgelehnt. 


10. Januar. (Preußen) Dem Landtag geht folgender 
Gejegentwurf über die Sparkaſſen zu: 

81 lautet: Die öffentlichen Sparkaſſen haben von * verzinslich 
angeleglen Vermögen mindeſtens 30 Prozent in mündelſicheren Schuld— 
verſchreibungen auf den Inhaber anzulegen, davon mindeſtens die Hälfte 
in Schuldverſchreibungen des Deutſchen Reiches oder Preußens. Der zu— 
ſtändige Miniſter kann unter beſonderen Verhältniſſen ausnahmsweiſe eine 
Herabſetzung des in mündelſicheren Schuldverſchreibungen angelegten Ver— 
mögensanteiles auf 20 Prozent zulaſſen. $ 2 lautet: Bis zur Erreichung 
des in $ 1 vorgejichriebenen Gerichtsjtandes Haben die bisherigen öffent- 
lihen Sparkaſſen ihren Bejig an mündelficheren Schuldverjchreibungen auf 
den Inhaber in der Weiſe zu vermehren, daß fie alljährlich mindeſtens 
rn Fünftel des Weberjchufjes ihres verzinslich angelegten Vermögens— 
eitandes über den des Vorjahres in mündelfiheren Schuldverjchreibungen 
ei den Inhaber und zwar in dem in $ 1 vorgejehenen Anteilverhältnifje 
anlegen. 


10. $anuar. (Berlin.) Staatminifter a.D.v. Thielen f. — 
Geboren 30. Januar 1830 in Wejel, 1860 Regierungsajjefjor, 1881 
Eifenbahnpräfident, 1891 —1902 Minifter der öffentlichen Arbeiten. 


12. Januar. (Reichdtag.) In der Budgetlommilfion er= 
klärt preuß. Minijter der öffentlichen Arbeiten v. Budde über die 
Perjonentarifreform: 

E3 handle fich bei der Perjonentarifreform nicht um eine preußiſche 
Reform, jondern um ein Kompromiß zwifchen den in Betracht fommenden 
Bundesftaaten. Es jei zu beklagen, daß die Prefje immer nod an diejer 
falſchen Auffafjung fefthalte. Unrichtig jei die im Süden herrichende Mei- 
nung, daß Preußen unbedingt die vierte Klafje dort eingeführt wiſſen wolle. 
Den Zuſchlag für Schnellzüge wolle er abjchaffen, den Zujchlag für D-Züge 
beibehalten. Der Landeseifenbahnrat habe den Grundgedanken der Reform 
günftig aufgenommen. Die jegigen Berhältnifje jeien volljtändig veraltet 


rn nn — 
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und verfnöcert. Die Hehe zu Anfang des letzten Sommers habe er nicht 
verftanden, fie Habe aber bewiejen, daß die Schreiber von der Sache nichts 
verftänden. Bezüglich de3 Freigepäds fpricht ſich der Minifter ablehnend 
aus. Dasjelbe führe zu Mißftänden. So habe eine Dame, die ind Bad 
fuhr, im legten Sommer 13 Gepädjtüde mitgeführt. Was jo etwas in 
verfehrsreichen Zeiten bedeute, jei Mar. An Plusmacherei denfe feine 
Bahnverwaltung bei der Reform. Der Vorſchlag der Betriebsmittelgemein- 
ihaft jei von Württemberg ausgegangen, und zwar durchaus loyal. Die 
deutihen Bahnen erfparten dadurh 10! Millionen jährlih. Für den 
preußiſchen Eifenbahnetat mit feinen 1700 Millionen Mark bedeute das fo 
gut wie nicht. Trogdem habe er aus nationalen Gründen und im Inter— 
efje der Heineren Staaten, für welche die finanzielle Seite mehr Bedeutung 
habe, fich den Beftrebungen gern angefchloffen. Die Regelung der Betrieb3- 
mittelgemeinjchaft ſei recht jchwer wegen der Verfchiedenheit der Betrieb3- 
mittelpreife und der Betriebskoſten in den verjchiedenen Ländern ſowie aus 
verjchiedenen anderen Gründen. Dazu beftänden füderative Bedenken wegen 
der Macht de3 preußiichen Minifterd innerhalb der Gemeinjchaft. Weiter 
geht der Minifter auf den Wagenmangel ein. Durchaus falſch fei die 
Nachricht von einem Krieg zwilchen ihm und dem Finanzminifter, der nad) 
einftündiger Beratung ihm 100 Millionen zu den 140 Millionen des Bor- 
jahr3 für Beichaffung von Betriebsmaterial bewilligt habe. Gegenüber 
den ſüddeutſchen Staaten fei er jederzeit loyal und entgegenfommend ver- 
fahren. Er vermeide den Schein des Zwanges jeitend Preußens. 

13.116. Januar. (Preußiſches Abgeordnetenhaus.) Etats— 
beratung. — Juſtiz und Sozialdemokratie. Wahlreform. Land— 
wirtſchaftliches. Polenfrage. 

Abg. Frhr. v. Erffa (konſ.!: Der Etat fei günſtig. Die Kultur— 
aufgaben jeien nicht vernacdhläfligt, die Zumendungen. an die Unterbeamten 
jeien lobenswert. Die wichtigften Einnahmequellen, die Eifenbahnen und 
die Einfommenfteuer erheifchten Pflege des Erwerbslebens, daher dürfe die 
Neichsfinanzreform nicht mit der Erbichaftsjteuer gemacht werden. Die 
Regierung verdiene Dank, daß fie die Grenzen für dag ausländiiche Vieh 
nicht geöffnet habe. Der ſozialdemokratiſchen Agitation müſſe entgegen- 
getreten werden; man verjtehe im Lande die Untätigfeit der Regierung 
nicht. Man brauche gar fein Ausnahmegejeß, die beftehenden Geſetze 
reichten zu einer wirffamen Bekämpfung aus. AYuftizminifter Dr. Bejeler: 
Ih Tann den Herren verfichern, daß ich durchaus auf dem Standpunkt 
ftehe, daß energijch und ftreng vorgegangen werden joll. Sie willen jo gut 
wie ich, daß die Enticheidung in diefen Saden nicht in den Händen der 
Verwaltung, jondern in denen der Gerichte liegt, und Sie wiſſen, daß dieje 
unabhängig und frei find, jo daß ich jede Erklärung den Gerichten gegen- 
über ablehnen muß. Ich kann aber jehr wohl dazu beitragen, daß alles, 
wa3 in diefer Beziehung in der Deffentlichfeit hervortritt, auf das forg- 
fältigfte geprüft wird, und daß, wenn das Gejeß verlegt werde, der An- 
trag geftellt wird, auf die Tat die Strafe folgen zu lafjen. Abg. Dr. Fried- 
berg (nl.): Die Lage der Landwirtſchaft Habe jich etwas gebefjert, wie die 
Spareinlagen bewiejen, aber fie bedürfe noch dringend der Fürſorge, 
namentlich in der Arbeiterbeſchaffung. In der Frage der Fleiſchteuerung 
hätte die Regierung weniger dilatoriſch — und für Schlachtungen 
an der Grenze und andere Erleichterungen ſorgen müſſen. Die Eiſen— 
bahnen müßten ſtets als Inſtitute für die Volkswirtſchaft betrachtet werden, 
deshalb dürften ſie auch nicht Steuerobjekte für das Reich werden. Dringend 
nötig ſei eine Reform des Landtagsmwahlrehts. Abg. Brömel (fr. Vg.) 
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ftimmt diefer Forderung zu; die Städte würden in dem geltenden Wahl- 
recht zu ungerecht behandelt. Die Vorgänge in Rußland mahnten zur 
Bejonnenheit nach recht3 und links; daher müfje man eine gerechtere Wahlfreis- 
einteilung vornehmen. Abg. Herold (3.) ſieht den Etat al3 ſehr günftig 
an. Bei den Gehaltszufchüfjen jolle man auf die Kinderzahl Rückſicht 
nehmen. Die Unterftügung für das landwirtjchaftlihe Unterrichtsweſen 
müſſe erhöht werden. Das Eijenbahnneg müſſe ausgebaut werden. Das 
Wahlrecht jei reformbedürftig, dürfe aber nicht allein nach der Bevölke— 
rungszahl reformiert werden. Das entipricht nicht der Verfaffung und den 
praftijchen Bedürfniſſen. Die Bevölkerungszahl ift für die politiche Be— 
deutung eines Landesteild nicht maßgebend. Hat Berlin mit zwei Mil- 
lionen politifch diejelbe Bedeutung wie ganze Provinzen, weldye eine ähn- 
liche Bevölkerungszahl haben? In vieler Beziehung müfle mit Reſten des 
alten Polizeiftaat3 aufgeräumt werden, jo mit der Schifanierung katholiſcher 
Ordensſchweſtern. Kultusminifter Dr. Studt: Gewifje Kontrollmaßregeln 
feien nötig, aber kleinliche Beläftigungen fänden dabei nicht ftatt. — Am 
15. tadelt Abg. Wiemer (fr. Bg.) mehrere Einjchränfungen der Selbſtver— 
waltung und die jcharfe Kritik, die der Lehrertag wegen jeiner Oppojition 
gegen die Schulvorlage erfahren Habe. Abg. Frhr. dv. Zedlitz (frf.) pole- 
mijiert gegen die Meußerungen Poſadowskys über den Materialismus 
ber oberen Stände. Das Proletariat ſei nur durch das allgemeine Wahl- 
recht emporgefommen, daher müſſe man eine weitgehende Aenderung des 
preußijchen Wahlrecht3 vermeiden. Abg. v. Jazdzewski (Pole) führt Klage 
über politifche Nadelftihe wie die Verdeutſchung polniſcher Ortsnamen. 
Was bedeutet der Paſſus in der Thronrede über den Berfauf von deutjchen 
Gütern in der Oſtmark? Die Betämpfung der polnischen Sprache ſei eine 
Verlegung der den Polen bei der Annerion gegebenen Verſprechen. Minifter 
des Innern dv. Bethmann-Hollweg: Der VBorredner möge feine Friedens— 
mahnungen außerhalb des Haujes wiederholen; er habe aber im vorigen 
Jahre eine öffentliche Rede gehalten, die implizite für die Wiederherftellung 
Polens plädierte. Die Namensänderungen erfolgten auf Grund der An- 
träge der Gemeinden jelbft. Der Paſſus der Thronrede bedeute nicht etwa 
einen Boykott der Polen, jondern nur einen Appell an das Nationalgefühl 
der Deutjchen. 

Am 16. wird in fcharfen Auseinanderjegungen zwijchen dem Abg. 
Brömel, Frhr. dv. Zedlig und Herold über die Wahlreform debattiert; 
hierauf geht der größte Teil des Etat3 an die Budgetlommifjion. 


13. Januar. Der Reichstag verweilt den Entwurf über 
Naturalleijtungen für die bewaffnete Macht im Trieden an bie 
Budgetlommiffion. — Die meilten Redner fordern Erhöhung der 
Entſchädigungsſätze. 

15. Januar. Das Preußiſche Abgeordnetenhaus geneh— 
migt mit großer Mehrheit die Verträge mit der heſſiſch-thüringiſchen 
Lotteriegemeinſchaft. 

15. Januar. Gerlin.) Der preußiſche Städtetag geneh— 
migt einſtimmig eine Reſolution gegen das Volksſchulunterhaltungs— 
geſetz wegen ſeiner Beſchränkung der Selbſtverwaltung. 

15. Januar. (Sachſen.) In der Zweiten Kammer erklärt 
ſich Finanzminiſter Rüger auf eine Anfrage als Gegner der Ein— 
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führung von Schiffahrtsabgaben. Sachſen habe mit Preußen dar- 
über verhandelt, der Bundesrat habe darüber noch nicht beraten. 


(Bol. 1905 ©. 34, 37.) 

Mitte Januar. (Sachſen.) Nach Zeitungsnachrichten ſoll 
demnächſt Minijterpräfident v. Metzſch zurüdtreten. Als fein Nach— 
folger wird Graf Hohenthal genannt, der fich für eine Wahlreform 
ausgeſprochen habe. 

15. Januar. (Bayern.) In der Wahlrechtskommiſſion des 
Reichsrats führt Prinz Ludwig aus: 

Man dürfe fich glüdlich jchägen, daß für den deutjchen Neichstag 
ein Wahliyftem beftehe, mit dem der größte Teil der Bevölkerung zufrieden 
ſei. Man jolle nur das Ausland anjehen und insbejondere diejenigen 
Staaten, in denen verfünftelte Wahlſyſteme beftünden, die dem Gerechtig- 
feitögefühl der großen Mafje der Bevölkerung widerjprähen. Ob dieſe 
Wahlſyſteme noch lange fortbeftehen dürften, möchte er bezweifeln. Es jei 
leicht möglich, daß fie durch radikale Syiteme erjegt würden. Die Wahlen 
gäben jeiner Meinung nad) in der Regel dann ein getreues Bild von der 
Gelinnung der gejamten Bevölkerung, wenn fie ein gleiches, allgemeines, 
direftes und geheimes Wahlrecht befiße. In Bayern bejtehe eigentlich jchon 
jest das gleiche, allgemeine und geheime Wahlreht. Das direkte Wahl- 
recht und die gejegliche Wahlfreiseinteilung folle das neue Wahlgeſetz 
bringen. Das Land Habe bei den lebten Wahlen feine Anficht darüber 
deutlich geäußert. Der Wahlgefegentwurf fei faft genau der von der 
f. Staatöregierung dem legten Landtage vorgelegte. Er bedürfe, um ins 
Leben zu treten, nur noch der Zuftimmung der Kammer der Reichsräte. 
Dieje zu geben, liege im Intereſſe des Landes, das jonft nicht zur Ruhe 
fomme, und auch im Intereſſe der Kammer der Reichsräte, die dadurch an 
Unjehen nur gewinnen könne. 


15. Januar. (Reichdtag.) Duelldebatte. Erklärung des 
Reichskanzlers. Reichstag und Regierung; Preſſe. 


Abg. Roeren (3.) bringt folgende Jnterpellation ein: 1. ift dem 
Herrn Reichskanzler befannt, daß der Leutnant der Landwehr-Artillerie 
Rechtsanwalt und Notar Dr. Fri Feldhaus zu Mülheim an der Ruhr in- 
folge ehrengerichtlihen Spruchs de3 Ehrengericht3 des dortigen Landwehr- 
bezirks vom 3. Auguſt 1905 wegen Unterlaffung der Herausforderung des 
Beleidigerd zum Bweifampfe mit jchlihtem Abjchied entlafjen worden ift? 
2. Welhe Maßnahmen gedenkt der Herr Reichskanzler zu ergreifen, um 
die Wiederholung eines ſolchen auf Duellzwang Hinauslaufenden Verfahrens 
zu verhindern? 

Der Anterpellant beipricht die Angelegenheit, die aufs deutlichite 
den gejellihaftlichen Drud der verwerflichen Duellinftitution zeige. Preuß. 
Kriegsminifter vd. Einem: Ehe ich auf den Fall eingehe, jei e8 mir ge- 
ftattet, diejenigen Worte zu verlefen, welche Seine Majeftät Kaifer Wil- 
heim I. bei der Anordnung der Ehrengerichte im Mai 1877 geſprochen 
hat. Er jagte: „Eine ehrengerichtliche Unterfuhung muß insbejondere in 
dem immerhin möglichen Falle gejchehen, wenn ein Offizier in frevent- 
liher Weije einem Kameraden ohne jede Veranlafjung eine fchwere Be— 
leidigung zugefügt haben follte; denn einen Offizier, welcher imftande ift, 
die Ehre eined Kameraden in freventlicher Weile zu verlegen, werde ich 
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ebenjowenig in meinem Heere dulden wie einen Offizier, welcher feine Ehre 
nicht zu wahren weiß.” Dies ift die Richtichnur, welche in der Armee 
ftet3 innegehalten ift und die nicht nur in unferer deutſchen Armee gilt, 
ſondern auch in der öfterreichiichen und franzöfiihen, die auf bderjelben 
Grundlage der allgemeinen Wehrpflicht aufgebaut ift.... Nach der Be- 
ſprechung de3 Spezialfall3 fährt er fort: Was den zweiten Teil der Inter— 
pellation betrifft, jo habe ich im Auftrage des Reichskanzlers folgende Er- 
Härung abzugeben: Zur Austragung von Ehrenhändeln bejteht bei uns die 
Gitte des Zweikampfes in weiten reifen der gebildeten Stände. Im 
Dffizierforps ift der Zweikampf in wirkſamer Weiſe durch die allerhöchite 
Verordnung vom 5. Januar 1897 befämpft worden. Eine weitere Abhilfe 
würde aber nur unter gleichzeitiger Aenderung der gejeglichen Bejtim- 
mungen über die jtrafrechtliche Verfolgung von Beleidigungen gejchaffen 
werden fünnen. Eine folche Aenderung, wie fie ja jchon in früheren Inter— 
pellationen gefordert wurde, iſt erntlich erwogen worden und wird auch 
jegt noch im Auge behalten. Sie läßt fich aber nicht durchführen ohne 
Umgeftaltung de3 Abjchnittes des Strafgejeßbuches über Beleidigungen, die 
zum Zweikampf führen, und ohne tiefen Eingriff in diejenigen Bejtim- 
mungen, die die Feltftelung der Feltungsftrafe und der Geldftrafe be- 
treffen. Diez ift nur möglich im Zufammenhang mit der in Vorbereitung 
befindlichen Revifion des Strafgejegbuches. E3 darf als ficher angenommen 
werden, daß bei der Strafrechtörevijion auch dieſe Frage ihre Erledigung 
finden wird. Wie weit einetfolche Aenderung auf die zurzeit herrichenden 
Anfichten wegen Wahrung der verlegten Ehre von Einfluß ift, muß ab- 
gewartet werden. Solange aber der Zweikampf in weiten reifen noch 
al3 ein Mittel zur Herftellung der verlegten Ehre gilt, kann das Dffizier- 
forps in feinen Reihen fein Mitglied dulden, das nicht bereit ift, mit der 
Waffe in der Hand feine Ehre wiederherzuftellen. (Große Bewegung, leb— 
hafte Zurufe) Nach der Kabinettsorder von 1897 follte den Zweikämpfen 
zwiichen den Offizieren in höherem Maße begegnet werden, als es bisher 
gejhehen war. Die Order Hat denn auch fo günftig gewirkt, daß im 
Sabre 1905 nur ein einzige Duell zwiſchen zwei aktiven Offizieren ftatt- 
efunden hat. (Hört! Hört! Zuftimmung rechts.) Abg. Himburg (fonf.): 
& Heoretifch jei eine Entlaffung wegen Duellverweigerung zu mißbilligen. 
Aber jolange auf Ehrenbeleidigungen jo geringe Strafen ftänden, jei das 
Duell unausrottbar. Abg. Dove (fr. Bg.): E3 jei unerhört, daß der Reichs— 
fanzler ablehne, dem Gejeg gegenüber der Sitte Beachtung zu verichaffen. 
Abg. Bajjermann (nl.): Die Duelle müßten durch höhere Strafen auf 
Beleidigungen und durch Ausgleichsverfahren bejchränft mwerden. Abg. 
Bahem (3.): Das Duell ftehe im Widerfprucd mit dem fittlichen Rechts— 
bewußtjein, ebenjo die Erklärung de3 Kanzlerd. Abg. Bebel (Soz.): Das 
Duell Habe feinen Boden in den erflufiven Kreifen des DOffizierforps und 
der Korpsftudenten, daher erklärt fich feine Begünftigung von oben. Abg. 
v. TZiedemann (RP.): Das Offizierforps kann die Duelle nicht entbehren, 
weil jeder feine Ehre jelbft wahren müffe. In manchen Fällen reicht Feine 
gejeglihe Sühne aus. Daß das Geſetz dabei verlegt werde, müfle man 
auf fich nehmen, auch Zentrumsmitglieder hätten im Kulturfampf Gejeße 
nicht befolgt. 

Die Erklärung des Reichskanzlers wird in der Prefje meift ungünftig 
beurteilt. Die „Kölnische Volkszeitung” jchreibt: Der Reichskanzler hat ſich 
mit jeiner Erklärung in einen jchroffen Gegenjaß zur großen Mehrheit des 
deutichen Volkes und des Reichstages geftellt. Es kann nicht ausbleiben, 
daß dieje Stellungnahme ihre Konfequenzen haben wird. Insbeſondere 
wird der Reichdtag ſich ernftlich fragen müſſen, ob er nicht die Gelegenheit 
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de3 Militärpenfiondgejeged benugen muß, um feinem Standpunkt in der 
Duellfrage etwas mehr Geltung zu verjchaffen. 


16. Januar. GReichstag.) Kolonialee. Uſambarabahn; 


Zwangsarbeit; Islam. 

Der Nachtragsetat enthält Forderungen, die hervorgerufen find durch 
den Aufſtand in Oftafrifa und die Fehlbeträge der jetzt verpachteten Ujam- 
bara-Bahn. — Erbprinz zu Hohenlohe: Der Aufjtand habe wenig Blut 
und Gut gefoftet, weil die Fultivierteften Teile ruhig geblieben feien. Die 
farbigen Truppen hätten fich gut gehalten, aber bejonderes Lob verdienten 
die Offiziere. Die Machtmittel an Soldaten mußten verftärkt und Militär- 
und Zivilgewalt jchärfer getrennt werden. Abg. Erzberger (8.): Der 
Etat jei flüchtig aufgeftelt. Warum enthalte er nicht3 über die Urſachen 
des Aufftandes? Der Aufjtand jei durd die Hüttenfteuer und Zwangs— 
arbeit hervorgerufen worden: warum madt man den übrigen Kolonial- 
nationen dieje Fehler nah? England Habe überdies längft die Fronarbeit 
abgeihafft. Das Recht des Reichstags in der Kolonialgejeggebung müfje 
erweitert werden, damit jolche Fehler verhindert würden. Die Kolonial«- 
verwaltung habe die Warnungen der Mijfionare nicht beachtet. Befremdlich 
jei die Forderung des Islam in DOftafrifa. Warum fei der Nacdhtragsetat 
jo jpät vorgelegt worden? Geh. Legationsrat Dr. Seig: Der Etat konnte 
nicht eher vorgelegt werden, weil der Aufftand bei Beginn nicht zu über- 
jehen war; erjt Mitte November Habe dad Kolonialamt genaue Nachrichten 
über die Truppenmwerbungen und Koften geben können. Der Gouverneur 
habe jtet3 mit der Möglichkeit eines Aufftandes gerechnet, deshalb ſchon 
länger Berftärfung feiner Machtmittel beantragt. Abg. Baajche (nl.): Die 
Zwangsarbeit jei unentbehrlich, fie dürfe nur nicht in Fronarbeit ausarten. 
Man jollte nicht jo Häufig mit den Bezirksbeamten mechjeln, damit der 
Neger Bertrauen zu den Perfönlichkeiten fafjen könne. — Die Forderungen 
werden der Budgetfommijfion übermwiejen. 


17. Januar. (Reihstagswahl.) Bei der Erjabwahl in 
Bonn-Rheinbadh erhält Spahn (3.) 15662, Erlmann 1533 Stimmen. 

17. Januar. (Berlin.) Staatsſekretär des Auswärtigen 
Frhr. dv. Richthofen F. Geboren 13. Dftober 1847, 1876 Hilfs- 
arbeiter im Auswärtigen Amt, 1885 Vertreter in Kairo, 1896 
Kolonialdireftor, 1898 Unterjtaatzjefretär, 1900 Staatsſekretär. — 
Sein Nachfolger wird der Gejandte in Hamburg v. Tſchirſchky und 
Bögendorff. 

17. Januar. Der Reichstag genehmigt folgende Anträge 
auf Gewährung von Diäten: 

Einen Antrag Bafjermann (nl.): Der Reichstag wolle beichließen, 
die verbündeten Regierungen zu erjuchen, unverzüglich einen Gejegentwurf 
wegen Einführung von — —— und freie Eiſenbahnfahrt für 
die Mitglieder des Reichstages vorzulegen. 

Einen Antrag Graf Hompeſch (3.): Die Mitglieder des Reichs— 
tages erhalten aus Reih3mitteln während der LXegislaturperiode, und zwar 
jolange der Reichstag verfammelt ift, jowie acht Tage vor Eröffnung und 
acht Tage nad) Schluß desjelben freie Fahrt auf den Eifenbahnen und für 
die Dauer ihrer Anmefenheit bei den Sitzungen des Reichdtaged Anweſen— 
heitögelder in der Höhe von 20 Mark für den Tag. Der Anmwejenheit bei 
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den Sigungen des Neichstages fteht es gleich, wenn der Abgeordnete aufer- 
halb des Verfammlungsortes des Reichstages durch Arbeiten im Auftrage 
des Neichdtages in Anſpruch genommen ift. Bon den Anweſenheitsgeldern 
werden die Tagegelder abgerechnet, welche ein Mitglied des Neichdtages 
in jeiner bejonderen Eigenjchaft ald Mitglied einer politischen Körperſchaft 
für dieſelbe Zeit bezieht. Die näheren Beftimmungen erläßt der Präfident 
des Reichstags. 

Gegen die Anträge ftimmt nur ein Teil der Ffonjervativen Par- 
teien. — Der Bundesrat beteiligt fih an der Beratung nit, was mehr- 
fach als jchlechte Behandlung des Reichstags gerügt wird. Die meijten 
Redner erwarten von der Ausführung der Beſchlüſſe eine Stärkung des 
Reichsgedankens. 


17.19. Januar. (Hamburg.) Wahlrechtsdemonſtrationen. 
(Bgl. 1905 ©. 95.) 


Am 17. wird in der Bürgerjchaft über die Wahlrechtövorlage be- 
raten. Die Sozialdemofratie veranftaltet eine Maſſenkundgebung dagegen 
durch Niederlegen der Arbeit um Mittag und Einberufung von Volks— 
verjammlungen um 4 Uhr. Gegen 15--20000 Arbeiter bejuchen dieſe 
Berjammlungen; am Abend fommt es zu Plünderungen von Geichäften 
und Zujammenftößen mit der Polizei, wobei mehrere Schugleute jchwer 
verlegt werden. Etwa 75 Berfonen wurden wegen Raubes und Diebftahls 
verhaftet. — Am 19. erläßt die Polizei folgende Bekanntmachung: Nach— 
dem an die fozialdemofratiihen Berfammlungen vom 17. d. M. Auf- 
lehnungen jchwerjter Art gegen die öffentliche Ordnung ſich angeſchloſſen 
haben, wird die Wolizeibehörde öffentlihe Verſammlungen für den 21., 
22.d. M. und für die Tage, an denen die Bürgerjchaft über die Wahl- 
recht3vorlage verhandelt, ausnahmslos verbieten und fonftige öffentliche 
Verjammlungen in der nächſten Zeit nur in ganz bejonderen Fällen zu- 
lafien. Umzüge werden bis auf weiteres überhaupt nicht geftattet. — Eine 
auf heute abend einberufene Verſammlung der Metallarbeiter wurde von 
der Polizeibehörde auf Grund des Vereinsgeſetzes verboten. 

Sn den folgenden Monaten werden viele Verhaftete zu Freiheits— 
itrafen verurteilt. 


18.19. Januar. (Reichstag.) Erfte Beratung des Gejeß- 
entwurfed betr. Uebernahme einer Garantie des Reiches für eine 
Eijenbahn von Duala nach den Manengubabergen. 


Durh die Vorlage übernimmt das Reich die Garantie für eine 
dreiprozentige Verzinfung des von der Kamerumeifenbahngejellichaft, welche 
die Bahn ausführen fol, aufzumendenden Gejellihaftsfapitald in Höhe von 
11 Millionen. 

Erbprinz zu Hohenlohe berichtet zunächft über einige in leßter 
Beit vielerörterten Vorgänge in Kamerun und verheißt nähere Darlegungen 
in der Kommiſſion. — Die geforderte Bahn ſei für Hebung des Handels 
und Verkehrs unentbehrlich; fie erleichtere die Kontrolle der Berwaltung 
und werde durch Einjchränfung der Karawanen viele Exzeſſe der ſchwarzen 
Träger verhindern und viele Arme zur Arbeit frei machen. — In der 
Debatte tadelt Abg. Erzberger (3.) einige Mängel im Koftenanjchlag, 
worauf Geh. Legationsrat Helffrich antwortet. Die Vorlage findet grund- 
ſätzlichen Widerjpruch allein bei den Sozialdemofraten; es wird namentlich 
viel bemerkt, daß fich Abg. Storz (D. Bp.) und Abg. Goller (fr. Vp.) 
folonialfreundlich äußern. — Eine Neußerung des Prinzen Hohenlohe, 
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man müffe mit dem Wechjel der leitenden Perſonen in den Kolonien vor- 
fihtig verfahren, um nicht unter den Schwarzen, die von den Dingen in 
Dft- und Südweſtafrika gehört hatten, die Neigung zur Widerfjeglichkeit zu 
ftärfen, wird als die Beſorgnis vor einem drohenden Aufftande aufgefaßt. 
Der Brinz tritt diefer Deutung entgegen, er halte nur Vorficht und Wach— 
famfeit für nötig. — Die Vorlage geht an die Budgetlommilfion. 


19. Januar. (Reichstag.) Gejegentwurf über PBenfionierung 
der Offiziere und Verſorgung der Unterflafjen des Heeres und der 
Marine. — Tod Richthofend. Reichstag und Regierung. 


Nach einer Furzen Begründung der Vorlage, die in der vorigen 
Seſſion den Reichstag jchon beichäftigt Hat, durch den preuß. Priegsminilter 
v. Einem erflärt Abg. Graf Hompeſch (8.): Ich Habe mitzuteilen, daß 
meine politischen Freunde es nicht für angezeigt halten, fich bei der erften 
Beratung diejed Gejegentwurf3 an der Debatte über den materiellen In— 
halt desjelben zu beteiligen. Die Gründe zu juchen, die uns zu Diejem 
etwas ungewöhnlichen Verfahren veranlafjen, überlafje ich der Reichs— 
regierung und Ihnen, meine Herren. Ich beichränfe mich darauf, zu be- 
antragen, den Gejegentwurf, glei wie im vorigen Jahre, der Budget— 
fommijfion zu überweiſen Abg. Graf Driola (nl.) bedauert, daß der 
Reichstag durch die jchnelle Schliegung im vorigen Jahre verhindert worden 
jei, das Gejeß zu verabichieden. Die Regierung habe hierdurch alle frühere 
Arbeit zerjtört. Er wünſcht, daß das Geſetz rückwirkende Kraft erhalte. 
Schatzſekretär Frhr. v. Stengel: Die rüdwirkende Kraft könne ſich aus 
Mangel an Mitteln nur auf die Kriegdteilnehmer erftreden. — Das Geſetz 
wird an die Budgetfommifjion verwiejen; ein Antrag Driola, eine be- 
fondere Kommiffion zu bilden, um das Gejeg zu bejchleunigen, wird abgelehnt. 
Ueber die Beteiligung des Reichstags bei der LXeichenfeier für den 
Staatsſekretär v. Richthofen erklärt Präfident Graf v. Balleftrem: Ob- 
wohl ich bis jet von jeiten der Neichsregierung feine offizielle Mitteilung 
über das höchſt bedauerliche Ableben des Staatsjefretärd Frhrn. v. Richt- 
hofen erhalten habe (Hört! Hört!), möchte ich doch vorjchlagen, da ich aus 
den Zeitungen weiß, daß die Leichenfeierlichkeit für diefen ausgezeichneten 
und liebenswürdigen Staatdmann am Sonnabend nachmittag um 3 Uhr 
ftattfindet, die nächſte Sigung erjt abzuhalten: Montag 1 Uhr. 


21. Januar. (Berlin.) Wahlrechtsdemonftration der Sozial- 


demofratie. Preßdiskuſſion. 


Die Leitung der jozialdemofratiichen Partei beruft für Sonntag 
den 21. Januar vormittagd 31 Verfammlungen ein, um gegen da3 preu- 
Bifche Wahlrecht zu demonftrieren und den Beginn der ruſſiſchen Revo— 
Iution (22. Januar 1905) zu feiern. Straßenumzüge, ein Zug vor das 
Schloß jollen fi anjchliegen. — Die Regierung trifft umfafjende Bor- 
fihtsmaßregeln gegen Ausichreitungen durch Anjammlung von Truppen 
und Polizer im Schloß und den michtigjten Straßen und erflärt durch 
öffentlichen Anjchlag, daß jeder Ausjchreitung mit vollem Nachdrud ent» 
gegengetreten werde. Angeſichts diejer Vorbereitungen werden die Demon- 
ftrationen unterlafjen, die Verſammlungen verlaufen ruhig. 

Die Haltung der Regierung wird im allgemeinen von der bürger- 
lichen Preſſe gebilligt; fie habe durch die Geftattung der Berfammlungen 
und gleichzeitige Bereitftellung gewaltiger Machtmittel Ausjchreitungen 
verhindert. Die Behauptung der jozialdemofratiichen Prefie, die Regierung 
habe Zufammenftöße gewünjcht, um die Arbeiter niederwerfen zu fünnen, 
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wird verfpottet; e3 wird angenommen, die Gozialdemofratie habe einige 
BZufammenftöße gern gejehen, um vortreffliches Agitationsmaterial zu ge- 
winnen, aber die gewaltigen Vorbereitungen hätten die Führer jo erfchredt, 
daß fie von Demonftrationen abrieten. Die Behauptung, daß die Regie- 
rung einen Zufammenftoß habe provozieren wollen, wird durch die fozial- 
demofratifche Preſſe jelbft widerlegt, die anerkennt, daß die Polizei fich 
durchaus taftvoll und zurüdhaltend benommen habe. 

In vielen anderen großen Städten finden ebenfall3 Berfammlungen 
ftatt, die alle ruhig er 


22. Januar. (Preußiſches Abgeordnetenhaus) Auf 
eine Zentrumsinterpellation, ob über das Verhalten der fatholifchen 
Geijtlichen durch die Polizei und andere Verwaltunggorgane eine 
geheime Kontrofle geführt würde, erwidert Kultusminifter Studt, 
daß eine folche Kontrolle nicht beftehe; gelegentliche Informationen 
würden über die Geiftlichen wie über jeden anderen Beamten ein- 
gezogen. 

23. Januar. Das Preußifche Abgeordnetenhaus dis— 
futiert in der zweiten Beratung des landwirtjchaftlichen Etats leb— 
haft die Fleiſchteuerung. 

23. Januar. (Preußen.) Unter Vorſitz des Kultusminifters 
tritt eine Konferenz zujammen, um über Reform des höheren 
Mädchenunterricht3 zu beraten. Der Kommijfion gehören Schul- 
männer, Beamte, Gelehrte und einige Damen an. 

24.125. Januar. (Reichstag.) Beichluß der Budgetlommiffion 
über die Braufteuer. 


Nach Ablehnung der Regierungsvorlage und mehrerer Anträge wird 
folgender Antrag Sped (3.) mit 16 gegen 11 Stimmen (Eozialdemo- 
fraten, Freifinnige, Polen, Antijemiten) angenommen: Die Steuer beträgt 
für jeden Doppelzentner der nach $ 3 Abſ. 2 berechneten fteuerpflichtigen 
Brauftoffe, jofern der Jahresverbrauch an Brauftoffen in einem Brauerei- 
betrieb innerhalb eines Rechnungsjahres 

Re Doppelzentner nicht überfteigt — A. für jeden Doppelzentner 
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mehr als 10000 Doppelzentner beträgt 8,— „ „ r * 

Die Veranlagung der Brauereibetriebe zur Steuer erfolgt für jedes 
Rechnungsjahr vor Beginn desſelben nach dem durchſchnittlichen Verbrauch 
der unmittelbar vorhergegangenen drei Jahre. Beſteht ein Betrieb noch 
keine drei Jahre, ſo hat die Veranlagung durch die Steuerbehörde nach 
dem aus dem bisherigen Betriebsumfang für ein Jahr ſich berechnenden 
durchſchnittlichen Verbrauch zu erfolgen. Für neu entſtehende Betriebe 
erfolgt die Steuerveranlagung für das erſte Betriebsjahr nach den näheren 
Beſtimmungen des Bundesrats. 
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Wird in einem Brauereibetrieb während des NRechnungsjahrs der 
der Gteuerberechnung zugrunde gelegte durchichnittliche Verbrauch über- 
Ichritten, jo unterliegt der Mehrverbraud den nach der vorliegenden Skala 
zutreffenden höheren Steuerjägen. 

Hiernach zahlen 4408 Brauereien der norddeutichen Steuergemein- 
Ichaft (zwei Drittel aller Betriebe) den bisherigen Steuerfa von 4 Marf. 


24.31. Januar. (Reihdtag.) Erjte Beratung des Toleranz 
antragd. (Vgl. 1905 ©.35.) Bürgerliche und religiöje Toleranz. 
Haltung der Regierung. 


Abg. Bachem (Z.) tadelt, daß der Bundesrat zu der im Jahre 1902 
erfolgten Annahme des erjten Teild de3 Antrags noch feine Stellung ge- 
nommen habe. Die damal3 gerügten Ungerechtigfeiten gegen die Katho- 
lifen in der Gejeßgebung von Medlenburg und Braunfhmweig jeien zwar 
gemildert aber nicht abgejtellt worden. Es Handle fich Hier nicht um dog- 
matijche Toleranz, die die fatholiiche Kirche nicht gewähren könne, fondern 
um ftaatöbürgerliche Toleranz, um Gleichheit der Konfefjionen vor dem 
Sr Die katholiſche Mehrheit in Bayern 3. 8. habe der evangelifchen 
Minderheit Rechtsgleichheit eingeräumt. „ES ift jogar der ſchwarze Vor— 
mwurf erhoben worden, mit Annahme des Antrages würde die Keßerver- 
brennung des Mittelalter3 wiederfehren. (Heiterfeit.) Ich glaube, in diefem 
re it niemand, der im Ernjte jolche Befürchtungen hegt. (Heiterfeit.) 

einer von uns denkt daran, daß e3 jemals auf fatholiicher Seite zur 
Kegerverbrennung fommen würde. Uebrigens war das Keßerverbrennen 
an ſich feine Einrichtung der katholiſchen Birche, e3 war eine Einrichtung 
des Staated, und wenn auch Staat und Kirche damals noch jo eng mit- 
einander verquicdt fein mögen, jo bleibt es doch wahr, daß der Tod für 
Keperei lediglih auf Grund von ftaatlichen Gejegen verhängt worden ift. 
Dieje jtaatliche Gejeßgebung ift verſchwunden, und wie die Kirche fie nicht 
geichaffen hat, jo denkt fie auch nicht daran, fie wieder ing Leben di rufen.“ 
Uebrigens jeien auch durd) proteftantijche Glaubensgerichte viele Keger zum 
Feuertode verurteilt worden. Abg. Dr. David (Soz.) verlangt Kommiſſions— 
beratung, um die aus dem Antrag drohende Gefahr, da Dilfidentenfinder 
mwangsweije einem NReligionsunterricht zugeführt werden könnten, zu be- 
—— Die Unterſcheidung der bürgerlichen und religiöſen Toleranz ſei 
nicht überzeugend; in der Umſturzvorlage z. B. habe das Zentrum be— 
antragt, die Leugner des Daſeins Gottes und der Unſterblichkeit der Seele 
zu beſtrafen. 

Staatsſekretär Graf v. Poſadowsky: Es iſt an die verbündeten 
Regierungen die he: gerichtet worden, warum in der legten Nach— 
mweilung über die Bejchlüffe des Bundesrats feine Erklärung der verbün- 
deten Regierungen enthalten ift, wa3 aus dem Antrage vom 21. $uni 1902, 
dem jogenannten Toleranzantrag, geworden ift. Ich muß gegenüber diejer 
Anfrage und wegen der Erörterungen, die ſich an diefe Tatjache geknüpft 
haben, eine Erflärung abgeben. Belanntlich wurde der erjte Toleranz- 
antrag im Jahre 1900 eingebracht. Diejer Antrag enthielt zwei Abjchnitte, 
den erften betreffend die Neligionsfreiheit der Reichdangehörigen, den 

weiten betreffend die Weligionsfreiheit der einzelnen Religionsgemein- 
haften. Diefer Antrag wurde damal3 nad Erörterung im Haufe einer 
Kommilfion von 28 Mitgliedern überwiefen. Da jedoch der zweite Ab- 
jchnitt, die ” 5 bi3 10, in der Kommiffion Iebhaften Widerfpruch fanden, 
fo wurde diejer zweite Abſchnitt zurüdgezogen, dagegen der erfte Abfchnitt, 
der in der Kommiffion auf acht Paragraphen erweitert war, von der 
Kommifjion angenommen. Er fand dann auch bei der Abjtimmung im 
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Haufe mit 163 gegen 60 Stimmen Annahme. In der Pure die 
dem Haufe unter dem 21. Januar 1904 vorgelegt ift, fand fich die Erflä- 
rung, daß der Bundesrat fich über den Antrag noch nicht jchlüffig gemacht 
habe. Inzwiſchen wurde 1903 der neue Reichstag gewählt und diefer da- 
malige Antrag in feinem erjten Abjchnitt, den 88 1 bis 8, wie er vom 
Haufe angenommen war, wieder eingebracht, aber erweitert in den $$ 9 
bis 14, den vorher von dem Abgeordneten Lieber zurüdgezogenen zweiten 
Abſchnitt. Diefer Antrag wurde wieder der Kommiſſion übermwiejen. Die 
88 1 bi3 8 wurden angenommen, die 8$ 9 bis 14 weſentlich verändert. 
Der Antrag gelangte aber nad) der Beratung in der Kommiſſion durch 
den Schluß des Reichstages in der legten Seſſion nicht mehr zur Be- 
ratung. Inzwiſchen ift derjelbe Antrag, nur mit einer Uenderung des 
8 4, durch den Grafen Hompeſch dem Hauje wieder vorgelegt. Aus diejer 
Geſchichte des Toleranzantrages geht doc) eins ungtoeifelfaft hervor, daß 
nämlich die Auffafjung, die die Kommifjion und die Antragfteller bei der 
eriten Beratung des Antrages hatten, und auch die Auffafjung des Haufes 
fi) weſentlich geändert hat, denn ein früher zurücgezogener Teil des An— 
trages ift in den neuen Antrag wieder eingejeßt. Es ijt das aljo eine 
wejentlicye Berjchiebung des Inhalts des gejamten Antrages. Nachdem 
nun der Bundesrat ich über den erjten Antrag vom 21. $uni 1904 bis- 
her noch nicht jhlüffig geworden ift und dieſe Entſcheidung unter dem 
21. d. M. mitgeteilt hat, lag doch nad) der bisherigen Prarız feine Ver— 
anlaffung vor, eine neue Erklärung des Bundesrats abzugeben. Das ge- 
ichieht doch nur, wenn eine Aenderung der in der legten Nachweifung 
befundeten Auffafiung des Bundesrats ftattgefunden Hat. Außerdem be- 
fand fich der Bundesrat auch materiell in einer ziemlich jchwierigen Lage, 
jegt noch über einen Antrag, den ein voriger Reichstag angenommen hat, 
noch einen Beihluß zu fajjen, nachdem der damals angenommene Antrag 
durch einen neuen Antrag erjegt ift, der einen anderen materiellen Stand- 
punft zu der Frage einnimmt. Es lag aljo weder jachlich noch formell 
eine Beranlaffung für den Bundesrat vor, eine neue Erklärung zu dem 
Untrage abzugeben. Wenn fich aber auch jeit der legten Nachweiſung hin— 
fichtlid” der Entſchließung des Bundesrats nicht3 geändert hat, jo folgt 
daraus feineswegd, daß der Bundesrat die Sache aus den Augen gelafjen 
hat, daß der Bundesrat jich nicht noch entjchließen wird. Ich habe mich 
für verpflichtet gehalten, dieje Sachlage vollkommen Harzuftellen, um dem 
Hauje die Ueberzeugung beizubringen, daß fein Verjehen und feine un 
freundliche Handhabung der Geichäfte des Bundesrates vorliegt, jondern 
daß diejer lediglich nad) der bisherigen Praxis verfahren ift. 

Abg. Frhr. v. Heyl (nl.): Der Antrag fei unannehmbar, da er die 
Schul- und Kirchenhoheit des Staates ungünftig‘ beeinfluffe.. Die Miß— 
ftände, die noch zuungunften der Katholiken beftänden, feien gering und 
würden hoffentlich bald bejeitigt werden. Abg. Henning (fonj.): Der 
jegige Antrag gehe weit über das frühere Maß hinaus und fei deshalb 
nicht annehmbar. Abg. Dr. Müller- Meiningen (fr. Vp.): Die Nadeljtiche 
gegen die Katholiken in mehreren Einzelftaaten ſeien lächerlich. Aber das 
Zentrum ſelbſt jei weder religiös noch ftaat3bürgerlich tolerant; es benüße 
jeinen kirchlichen Einfluß zu politischen Gewalttaten. Redner führt Bei- 
jpiele Hierfür aus Gerichtsverhandlungen und aus einem mit bifchöflicher 
Approbation erjchienenen Erbauungsbuce an. Darin werde das Schlimmifte 
an Demagogie gegen Andersdenfende geleiftet. 

31. Januar. Abg. Frhr. v. Hertling (8.) wendet fich jcharf gegen 
Müller. Die bijchöfliche Approbation bedeute nicht eine Fdentifilation des 
Biſchofs mit dem Inhalt des Buchs, jondern nur eine allgemeine Empfeh- 
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lung. „Der Ausgangspunkt unſeres Antrages ift befannt. Es ift Die 
Rüdftändigfeit der Gejeggebung in den einzelnen Bundesftaaten. Da wir 
nicht in der Lage find, auf diefe Bundesftaaten jelbft einzumirten, fo 
mußten wir die Angelegenheit im Deutſchen Reichötage zur Sprache bringen. 
Und wir haben das getan in der Weije, daß wir die Freiheit der Reli— 
gionsübung, die wir für uns verlangen, unter den Schuß der allgemeinen 
Sreiheit der Religionsübung ftellen. Indem wir diejes tun, haben wir 
mit vollem Bemwußtjein mit alten Theorien gebrochen. Das Mittelalter 
hatte andere Theorien; wir wünſchen dieje nicht mehr. Ich habe dieſes 
ſchon vor zehn Jahren in unjerer Literatur ausgeſprochen, jehen Sie nur 
im GStaatälerifon nad, und wiederholt habe ich diejes aud) in Verſamm— 
lungen ausgejprocdhen, und Gie werden mir wohl zugeben, daß ich von 
Index und Syllabus etwas verftehe. Mit Ihren Ausführungen ängftigen 
Sie uns nicht. Wir willen, was wir tun, wir wifjen, daß wir damit 
neue Sätze aufitellen. Wir wollen feine Freiheit für und verlangen, Die 
wir Andersgläubigen vermehren.” 

In der weiteren Beratung, in der Abg. Müller erwidert, wird 
u.a. namentlich über die Intoleranz der Sozialdemokratie debattiert. 


25. Januar. (Preußiſches Herrenhaus.) nterpellation 
über die Bekämpfung der Sozialdemokratie. Mahnung Bülows. 


Graf Eulenburg-Braffen begründet folgende Snterpellation: Er— 
iheint e3 der Königlichen Staatöregierung möglich, die vaterlandsfeind- 
lichen Unternehmungen der Sozialdemokratie mit den Mitteln der beftehenden 
ar erfolgreich zu befämpfen? — Die zunehmenden Beitrebungen 
der Umfturzpartei nötigten zu der Erklärung, daß die fozialdemofratiche 
Partei nicht die ftaatsbürgerliden Rechte in Anſpruch nehmen dürfe. 
Reichen die Gejege aus zur Bekämpfung der Sozialdemokratie? Wenn 
die der Fall jei, ſeien die Anterpellanten beruhigt. Minifterpräfident 
Fürſt Bülow: Er verfenne die Gefahren der Sozialdemofratie nicht und 
babe die bürgerlichen Parteien wiederholt darauf hingewieſen. Die ftaat- 
lihe Ordnung werde er jchügen, wie er in den legten Tagen bewieſen 
habe. „Bor der Tyrannei der Straße beugen wir und nicht. Durch De- 
monftrationen und Drohungen lafjen wir uns nichts abtrogen. Exzeſſe, 
Pöbelexzeſſe und Revolutionen werden wir in Preußen, in Deutichland 
nicht dulden. Die Regierung hält — und damit beantworte ich die in 
der Snterpellation gejtellte Anfrage — die Regierung hält eine Vermeh- 
rung ihrer Befugnifje bis jest nicht für nötig. Von ihren gejeßlichen 
Befugniffen aber wird fie entichlofjen Gebrauch machen. (Beifall) Meine 
Herren! Staatöfeindlichen Beftrebungen gegenüber hat aber nicht nur Die 
Regierung Pflihten. Der Herr VBorredner hat an das Wort der Römer 
‚caveant cgnsules‘ erinnert, d. h. Reichskanzler ergreife die Offenfive, er- 
greife außerordentliche Mafregeln, zeige der Revolution den ftarfen Arm 
des Staates! Meine Herren! Die Entjcheidung darüber, wann der Augen- 
blif gekommen ift, an die gejeßgebenden Körperſchaften zu appellieren, um 
veritärfte Machtmittel gegenüber revolutionären Umtrieben zu fordern, 
muß der verantwortlichen Regierung überlafjen bleiben. (Beifall und Sehr 
richtig!) Anzeichen, Aeußerungen von Nervofität, wie fie hier und da in 
der Preſſe Hervortreten, jchaden der guten Sache, nützen dem Gegner, in— 
dem fie den Glauben erweden fünnen, ald wenn es ihm ein leichtes wäre, 
unter dem gegenwärtigen Rechtszuftand jein Ziel zu erreichen. Mehr, viel 
mehr nüßen die Prejje und die Parteien der gemeinjamen Sacde, wenn 
fie angeficht3 de3 gemeinjamen Gegners den inneren Streit untereinander 
zum Schweigen bringen und den Zufammenjchluß aller bürgerlichen Ele- 
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mente zum Kampfe gegen die revolutionäre Sozialdemokratie anbahnen. 
(Sehr richtig!) Die Bet ift zu ernit, ald daß wir uns den Luxus ge- 
ftatten könnten, und untereinander zu befriegen. Dem Ausdrud Dieter 
Ueberzeugung bin ich aber bisher leider noch viel zu jelten begegnet. Im 
Gegenteil, während und_nac den legten NReichstagswahlen haben fich Die 
bürgerlichen Parteien zu oft in den Haaren gelegen, fie Haben jogar Wahl- 
bündnifje abgeſchloſſen mit der Sozialdemokratie (Hört, hört!), die ihrer- 
jeit3 alle bürgerlichen Elemente als eine einzige feindliche Mafje betrachtet 
und behandelt. Für die Regierung und für die bürgerlichen Parteien muß 
die Barole lauten: Gegen die revolutionäre Sozialdemokratie!“ 


25. Januar. Der Reichdtag verweilt die Gejeßentwürfe 
über eine Maß- und Gewicht3ordnung und über das Urheberrecht 
an Werken der bildenden Kunſt und Photographie an Kommiffionen. 

26. Januar. (Baden.) In der Zweiten Kammer erflärt 
Minifter des Innern Schenkel auf eine SInterpellation über die 
Sleifchteuerung: 


Nah) den veranftalteten Erhebungen erreihten die Fleiſchpreiſe, 
insbejondere für Schweinefleiich, im ganzen Lande, namentlich aber in den 
Städten, eine ungewöhnliche Höhe. Die Erwartung, daß die Erjcheinung 
—— —* ſein werde, hat ſich bis jetzt nicht erfüllt. Die Regierung 
iſt in Erhebungen darüber eingetreten, was zu einer Verbilligung der 
Fleiſchpreiſe und zur tunlichſten Verhütung einer künftigen ungewöhnlichen 
Preisſteigerung führen könne. Einer befriedigenden Löſung ſtehen aber 
um ſo größere Schwierigkeiten entgegen, als die gleichen Verhältniſſe nicht 
nur in allen anderen Bundesſtaaten, ſondern auch teilweiſe im Auslande 
eingetreten ſind. Die Regierung wird nunmehr unverzüglich die Durch— 
führung von Maßnahmen, die ſich hauptſächlich auf die Hebung der Vieh— 
zucht ſowie auf die Anbahnung näherer Beziehungen zwiſchen den Produ— 
zenten und Konſumenten und auf die Beſeitigung der Auswüchſe des 
Zwiſchenhandels beziehen, einer Prüfung unterziehen und nach deren Er— 
gebnis ihre weiteren Anordnungen treffen. 


26.29. Januar. (Reichstag.) Erſte Beratung der Novelle 
zum Geſetz über den Unterjtügungswohnfik. 

Die Vorlage fieht die Herabjegung der Altersgrenze für Erwerb 
und Berluft des Unterftügungsmohnfiges vom 18. auf das 16. Lebensjahr 
vor; außerdem ſoll die Friſt, deren Ablauf den Berluft des bisherigen 
Unterftügungsmwohnfiges bedingt, von zwei auf ein Jahr verkürzt werden, 
aljo drei Jahre früher ihr Ende erreichen. 

Abg. Mommjen (fr. Vg.): Der Entwurf enthalte eine Belaftung 
der Städte und eine Entlaftung des Landes. Die Abwanderung aus den 
Landgemeinden werde man hierdurd nicht verhindern. Staatöjefretär 
Graf Poſadowsky: Die Entlaftung des platten Landes jei notwendig. 
Manche Kleinere Gemeinden müßten das Dreifache der Staatsfteuern an 
— aufbringen. Die Entvölkerung des Landes müſſe verhütet 
werden. 

29. Januar. Abg. Herzfeld (Soz.); Die Vorlage ſei eine neue 
Unterftügung der oftelbiihen Junker wie der Bolltarif. Man .jolle den 
Zandarbeitern eine menjchenwürdige Eriftenz geben, dann würden fie auf 
der Scholle bleiben. Warum lege man nicht lieber ein Gejeß zur Ver— 
fiherung der Heimarbeiter vor? Abg. Schidert (konf.): Die Urjache der 
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Abwanderung fei die Fürzere Arbeitzeit und der höhere Lohn der In— 
duſtrie; e3 jei ungerecht, den armen Gemeinden Laften für Abgemwanderte 
aufzulegen. Abg. Gamp (RP.) wünjht Einführung der obligatorischen 
Krankenverfiherung aud für die landwirtichaftlihen Arbeiter. Die Löhne 
im Oſten einjchließlich der Naturalien jeien mit Rüdficht auf die Differenz 
der — beſſer als im Weſten. — Das Geſetz wird an eine Kommiſſion 
verwieſen. 


27. Januar. Der Kaiſer erläßt mehrere Beſtimmungen zur 
Unterſtützung ſeiner Arbeiter und Angeſtellten in Cadinen. 

27. Januar. (Preußen.) Ein kgl. Erlaß beſtimmt, daß die 
Hälfte der Oberlehrer an den höheren Schulen zu Profeſſoren 
charakteriſiert werden und nach zwölfjähriger Schulzeit den perſön— 
lichen Rang als Räte 4. Klaſſe erhalten können. 

29. Januar. (Heſſen.) Miniſterpräſident Miniſter des In— 
nern Rothe fF. — Geboren 2. Juli 1840, 1884 vortragender Kat, 
1898 Staat3minifter. — Sein Nachfolger wird in beiden Funk: 
tionen der Juſtizminiſter Ewald. 

29. Januar. (Sachſen.) In der Zweiten Kammer erflärt 
Juſtizminiſter Dr. Otto, daß die verbündeten Regierungen fich dar- 
über geeinigt hätten, da3 Schtwurgericht in feiner bisherigen Kom— 
petenz bejtehen zu lafjen und fünftig auch die Berufung zuzulafjen. 

29.31. Januar. (Berlin.) Ein Kongreß von Tabafarbeitern 
aller Branchen der Tabakindujtrie jpricht ich nach einigen Referaten 
Joztaldemofratifcher Abgeordneter ſcharf gegen die Tabaljteuer aus. 
Sie würde Lohnabzüge und Arbeitsloſigkeit herbeiführen. 

30. Januar. Der Reichstag verweilt eine Vorlage über 
den Verficherungsvertrag und die Öffentlichen Verficherungsanftalten 


an eine Kommijfion. — Die meijten Redner haben ernite Bedenken 
dagegen. 

3. Januar. (Bayern.) Reichsrat. Debatte über Cchiff- 
fahrt3abgaben. 


Prinz Ludwig erklärt, er fei ein prinzipieller Gegner jeglicher 
Schiffahrtsabgaben, auch auf Fünftlichen, geſchweige denn auf natürlichen 
Wafleritraßen. Er habe die Anjchauung, daß e3 nicht angehe, auf korri— 
gierten und fanalifierten Flüffen Abgaben zu erheben. Wenn Deutjchland 
auf jeinen Flüffen Abgaben erhebe, jo würden ſolche bald auch auf außer- 
deutjchen Flüffen zur Einführung fommen und dadurch wieder Zuftände 
herbeigeführt werden, die erſt im vorigen Jahrhundert befeitigt worden 
jeien. Durch die Erhebung joldher Abgaben und die Erbauung der Eijen- 
bahn ſei der Wafjerverfehr faft völlig vernichtet worden. Gegen die Ein- 
führung von Sciffahrtsabgaben auf dem Rhein jprecdhe auch insbejondere 
das Intereſſe der Stadt Ludwigshafen. Aus allen diejen Gründen wünſche 
er dringend, daß von folden Abgaben auf die fanalifierten und forrigierten 
Flüffe, die ja dadurd ihres Charakter als natürliche Wafjerftraßen nicht 
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verluftig gingen, Abftand genommen werde. Wenn freilich fich heraus- 
ftellen würde, daß die Fortjegung der Mainfanalijation auf feine andere 
Weile erreicht werden könne als durch Zuftimmung zur Einführung von 
Schiffahrtsabgaben auf natürlichen Waflerftraßen, dann werde ſich viel- 
leiht ein Abgehen von diefem prinzipiellen Standpunkt rechtfertigen lafjen. 
Minifter v. Frauendorfer: Die ganze Mainkfanalifationsfrage werde 
wohl nur gelöft werden Fönnen, wenn Bayern fich mit der Einführung 
von Schiffahrtsabgaben befreunden werde. Wie die Berhältnifje Liegen, 
werde man nicht damit rechnen dürfen, daß der preußifche Landtag die 
Mittel zur Fortführung der Mainfanalifierung bis Ajchaffenburg, joweit 
fie auf Preußen treffen, bewilligen wird, bevor nicht der Vollzug des preu- 
Biichen Gejeges vom 1. April 1905, mwonad die preußiiche Regierung ver- 
pflichtet fei, auf die Einführung von Abgaben auf den im Intereſſe der 
Schiffahrt regulierten Flüfjen hinzuwirken, fichergeftellt jei. 


3. Januar. (Hamburg.) Die Bürgerfchaft genehmigt mit 
120 gegen 35 Stimmen die Wahlrechtövorlage. 


Hiernach jollen wie bisher von den 160 Mandaten der Bürgerichaft 
40 von den Notabeln und höheren Beamten, 40 von den Grundbefigern 
geitellt werden. Bon den übrigen 80 follen zwei Drittel durch Wähler 
mit mehr al3 2500 Mark AYahreseinfommen vergeben werden. — Das 
Gejeg wird als eine enorme Begünftigung der Befigenden vielfach ſcharf 
angegriffen. 


1. Februar. Württemberg.) Die Zweite Kammer ge- 
nehmigt mit 69 gegen 20 Stimmen die Verfaffungsrevifion. 


Danach beiteht die Zweite Kammer aus 63 Bezirksabgeordneten, 
6 Abgeordneten der Stadt Stuttgart, 6 Abgeordneten der anderen „guten 
Städte" Ulm, Heilbronn, Ludwigsburg, Reutlingen, Tübingen, Ellwangen, 
jämtlic gewählt nach allgemeinem Wahlrecht, und 17 Landesabgeordneten, 
gewählt in einem Wahlgang des ganzen Landes ald eines einzigen Wahl- 
freijes durch Liſten- und Berhältniswahl; die Erfte Kammer aus den bis- 
herigen Mitgliedern, fowie aus 8 Vertretern der Nitterjchaft, 4 der evan- 
geliihen und 2 der Fatholiichen Kirche, 1 der Univerfität Tübingen, 1 der 
Techniſchen Hochſchule Stuttgart, 8 der Berufsftände, nämlich 3 des Han- 
del und der Induſtrie, 3 der Landwirtichaft und 2 des Handwerfd. Das 
Stihmwahlverfahren bei den Bezirfswahlen foll erjegt werden dur das 
romaniſche Syftem, welches im erften Wahlgang abjolute Mehrheit, im 
zweiten Wahlgang, bei dem wieder alle Kandidaten zugelaffen find, relative 
Mehrheit verlangt. Die Lijten- und Berhältniswahl fol in Anwendung 
fommen für die 6 Abgeordneten der Stadt Stuttgart und die 17 Land— 
tagsabgeordneten. 


Die Minorität wird gebildet aus 19 Mitgliedern des Zentrums und 
einem ritterjchaftlichen Abgeordneten. — Zehn Ritter ftimmen unter Ab— 
gabe folgender Erflärung ab: Sie jeien in weſentlichen Punkten mit Den 
gefaßten Beſchlüſſen nicht einverftanden, wünfchen aber die Beratung in 
der Erjten Kammer, Halten die Möglichkeit einer Verftändigung nicht für 
ausgejchlojfen und behalten fich ihre Stellungnahme für eine fpätere Ab— 
ftimmung vor. Die jozialdemofratiichen Abgeordneten begründen ebenfalls 
ihre Abjtimmung: fie erklären die Beibehaltung der Erjten Kammer mit 


den Grundjägen der Sozialdemokratie nicht vereinbar, ftimmen aber troß- . 
dem im Hinblid auf die Umwandlung der Zweiten Kammer in eine reine . 


Volkskammer der Vorlage zu. 


— 
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Anfang Februar. Die „Srankfurter Zeitung“ jchreibt über 
die baltijche Revolution und die deutjche ſozialdemokratiſche Prefie: 

„Es ift faum zu glauben, was fich deutſche ſozialdemokratiſche 
Blätter, wie 3. B. der ‚VWorwärt3‘ und die ‚Leipziger Volkszeitung‘, über 
die Vorgänge in den ruffiichen Oſtſeeprovinzen aufbinden laſſen. So ver— 
öffentlichte der ,Vorwärts‘ einen Artikel, in dem kühn behauptet wird, 
daß erſt die Ankunft des Generalgouverneurs Sollogub ‚die urſprünglich 
ganz unblutige Revolte zu dem erbitterten Gemegel und der ſchoönungs— 
ofen Berheerung und Mordbrennerei, die num ihr Ende in einem militä- 
riſchen Rachezuge fand‘, verwandelt habe. Diejer Entjtellung der Wahr- 
heit braucht man nur die nadten Tatjachen gegenüberzuftellen. General 
Sollogub ift mit feinen Truppen erft Ende Dezember v. $. in die Pro- 
vinzen eingerüdt, während die Ermordungen von Gutsbefigern und die 
Brandftiftungen auf den Gutshöfen jchon lange vorher ftattgefunden haben. 
Nicht beſſer fteht e8 mit der Verſicherung, daß die Revolutionäre die 
deutichen Flüchtlinge ‚mit der größten Rüdjichtnahme‘ und ‚mit ausneh- 
mender Höflichkeit‘ behandelt hätten. Fälle, die das Gegenteil beweijen, 
find noch in frijcher Erinnerung: die. bei Lennewarden gefangenen Frauen 
und Finder wurden wiederholt vor die Gemwehrläufe der Revolutionäre 
geftellt, damit fie glauben jollten, fie würden erjchofien; Dr. Katterfeld 
wurde in feinem Bett Falten Blutes erſchoſſen; der achtzigjährige Paftor 
Bielenftein, der fih die größten Verdienfte um die Förderung lettifcher 
Literatur erworben hat, wurde mit jeiner greifen Gattin verjagt und jeine 
unerjeglichen literariihen Schäge wurden verbrannt; zwei alleinftehende 
adelige Damen in Ejtland wurden, ungenügend befleidet, in Falter Winter- 
nacht vertrieben; einem Herrn v. Koßebue wurden die Fingernägel heraus- 
gerifjen u. ſ. w.! Troß alledem fchreibt der ‚Vorwärts‘ entzüdt: ‚Kann 
man fich ritterlichere Aufrührer vorftellen?‘ Fügen wir noch Hinzu, daß 
die genannten jozialdemofratijhen Blätter ihren LZejern über die Mord- 
taten der Letten und Eſten nicht3 mitteilen, dann fann man fich leicht 
vorftellen, wie die Berichterfiattung derjelben über die Vorgänge in den 
ruſſiſchen Dftfeeprovinzen überhaupt bejchaffen ift, und doch find durch dieſe 
Mordtaten nur Landsleute — Deutjche betroffen worden. 

Anfang Februar. (Preußen) Der Erzbifchof von Gnefen 
verbietet den Geiftlichen feiner Diözeſe die öffentliche Tätigkeit in 
dem polnijchen Oftmarfenverein „Straz“. — Die polnijche Preſſe 
tadelt den Erlaß lebhaft. 

4. Februar. (Berlin) Das preußifche Landesbkonomie— 
follegium faßt folgenden Bejchluß über innere Kolonijation: 

1. Es ift eine wirtjchaftliche, joziale und nationale Notwendigfeit, 
einen Zeil des Großgrundbejiges in den öftlihen Provinzen planmäßig 
zu bejiedeln. Die richtige Durchführung dieſer Aufgabe ift für eine ge- 
junde Weiterentwidlung unſeres Volkes und unſeres Staates durchaus 
geboten. 2. Das Ziel jeder, auf Löſung diefer Aufgabe gerichteten Tätig- 
feit ift eine zwedmäßige Mifchung der verjchiedenen Beliggrößen unter 
Begründung leiftungsfähiger Landgemeinden mit Handwerfer- und Land- 
arbeiterftelen. 3. Diejen Anforderungen kann nur ein Kolonijator ent- 
jprechen, welcher feinerjeit3 feine Ermwerbsinterefjen verfolgt. Das würde 
alfjo in erfter Linie der Staat fein; dieſer wird fich jedodh aus Gründen 
der Zwedmäßigfeit befjer provinzieller, gemeinnüßiger Privatgejellichaften 
bedienen, welche durch Gewährung billigen Kredit3 zu unterjtügen find. 

2* 


20 Das Denifhe Bei uud feine einzelnen Glieder. (Februar 5. 6.) 


4. Die einſchlägige Gejeßgebung ift einer durchgreifenden Revifion zu 
unterziehen. Insbeſondere muß der Gedanke zum Ausdrud gelangen, 
daß die Schaffung leiftungsfähiger Landgemeinden in der Regel das Ziel 
des Bejiedelungsverfahrend zu bilden hat. 5. Jede nicht durch Erbaus- 
einanderjegung gebotene Aufteilung land- und forftwirtichaftlich genugter 
Grundftüde bedarf außer der Anfiedelungsgenehmigung der Genehmigung 
der Befiedelungsbehörde. Dieje Genehmigung ift zu verjagen, wenn bie 
Art der Teilung den Randeskulturinterefjen widerjpridt. 6. Der gemwerb3- 
mäßige Betrieb des Handel3 mit ländlichen Grundftüden ift auf Grund 
des $ 35 Abi. 3 und $ 38 Abi. 2 der Gewerbeordnung unter Aufjicht zu 
ftellen.. 7. Die Durchführung der inneren Kolonijation ift einer durch 
zwedentiprechende Reform der Generallommiflion zu jchaffenden Beſiede— 
lung3behörde (Ober-Landesfulturamt) zu übertragen. 8. Die bedeutjamen 
ftaatlichen, jozialen und nationalen Zwede, welche durch die innere Kolo— 
nijation gefördert werden, rechtfertigen eine finanzielle Beteiligung des 
Staates. 


5. Februar. (Bayern.) Die Reichsratskammer genehmigt 
einjtimmig den Wahlgejegentwurf. Prinz Ludwig fagt in der Be— 
ratung: 


Jeder würde wohl an dem Entmwurfe einiges auszufegen haben; 
beijpielöweije wäre e3 ihm lieber gemejen, wenn als Grundlage de3 neuen 
Wahlgejeges die jeweilige legte Volkszählung genommen, und wenn lauter 
einmännige Wahlfreije gebildet worden wären; allein dann hätte die Wahl- 
freiseinteilung der Regierung überlafjen werden müfjen; denn e3 märe 
unmöglich, nach jeder neuen Bollszählung eine neue gejegliche Wahlkreis— 
einteilung zu machen. Alle Abänderungsanträge, welche man jebt ein- 
bringe, würden mit der Ablehnung des Entwurfes gleichbedeutend fein. 
Der Ausfall der legten Wahlen und die kürzlich erfolgte einftimmige An- 
nahme des Wahlgejegentwurfes in der Kammer der Abgeordneten hätten 
gezeigt, daß das Land ein neues Wahlgejeg wolle. Alle Abänderungs- 
wünjche müßten jet zurüdtreten vor dem Gedanken, daß, wenn der Neichs- 
rat jeßt jeine Zuftimmung gäbe, ein Gejeß zujtande fomme, mit welchem 
die große Mehrheit des Landes zufrieden jei. 


6. Februar. (Reichstag.) Sozialpolitif; Wirkung auf die 
Arbeiter; chrijtliche Gewerkjchaften; englifche Arbeiter in Deutjchland. 


Abg. Graf Kanitz (konf.) wünſcht langſames Fortichreiten der 
Sozialreform, weil fie große LZaften mit ſich bringe; in Oftpreußen 3. B. 
abjorbierten die öffentlichen Laften oft mehr als den halben Neinertrag. 
Eine Berjöhnung der Sozialdemokratie werde man nicht erreichen, nur 
ihre Anjprüche fteigern. Staatsjefretär de Innern Graf Poſadowsky: 
.. . Wenn man die jozialpolitiiche Gejeßgebung Deutſchlands, bei der fich 
Mipftände auf manchem Gebiet unzweifelhaft herausgeftellt haben, jo viel» 
fach jcharf angegriffen Hat, jo jollte man eins nicht vergeffen: Um Dank— 
barfeit zu erwerben, gibt fein Staat Geiege. (Zuftimmung.) Das ift ein 
individuelles Gefühl, das Liegt auf fittlichem Gebiet, nicht auf ftreng ſtaats— 
rechtlichen Gebiet. Wenn nun von jozialdemofratiiher Seite die jegens- 
reichen Folgen der deutjchen Sozialpolitif in Abrede geftellt werden, fo 
muß ich) doch auch fragen, welche Berhältnifie Hätten fich vielleicht ent- 
widelt, wenn man zu jener Zeit, al3 die erſte Allerhöchite Botichaft er— 
ging, eine Sozialpolitif nicht eingejchlagen Hätte bei unjerer ungeheuer 
wachjenden induftriellen Bevölferung. Es ift mir von jehr fompetenten 
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Snduftriellen verfihert worden: wenn Deutichland einen folchen indu— 
ftriellen Auffhwung genommen Hat, einen Aufihwung, wie in feinem 
Lande Europas in den legten Jahrzehnten, jo verdankt es dies unzweifel— 
haft feinem Wrbeiterperjonal. (Zuftimmung bei den Gozialdemofraten.) 
Auf feine Bildung, feine Haltung, feine geiftige und körperliche Tätigkeit 
bat die fozialpolitiiche Gefeßgebung ganz außerordentlich eingewirkt. Mir 
hat ein Vertreter der großen chemiſchen Induſtrie gejagt, was wir in der 
chemiſchen Induſtrie in Deutjchland erreicht haben, fonnten wir nur tun 
mit Arbeitern wie den deutjchen, deren Lebensſtand und äußere Haltung 
gehoben worden ift durch die joziale Gejeggebung unjeres Vaterlandes. ... 
Es ift behauptet worden, die chriftlichen Gewerkichaften wären noch ſchlim— 
mer wie die jozialdemofratifhen. Es fcheint Kreife zu geben, die fich der 
Hoffnung Hingeben, daß in unjerer großen induftriellen Entmwidlung die 
Arbeiterbewegung in Deutichland aufhören könnte. Wer glaubt, daß in 
unjerer modernen Zeit, wo die Arbeiter das Beftreben haben, ihre Lebens— 
lage zu verbefjern und fich in höherem Maße an den öffentlichen An— 
gelegenheiten zu beteiligen, wer aljo glaubt, daß unter unferer gegen- 
mwärtigen großen, modernen induftriellen Entwidlung, jolange fie anhält, 
diefe Arbeiterbewegung jemal3 aufhören würde, befindet ſich in einem 
ftarfen Irrtum. (Lebhafte Zuftimmung) Man kann eine jolde Auf- 
fafjung nur haben, wenn man von einem qualitativ ziemlich eng begrenzten 
Snterefjenftandpunft eine ſolche Frage aufmwirft. (Rebhafte Zuftimmung.) 
Das ift ja gerade der Unterjchied zwiichen der berechtigten und unberech— 
tigten Arbeiterbewegung, daß die Sozialdemokratie Yorderungen ftellt, die 
weder int Gegenwart3- noch im Zulunftsftaat noch in irgend einem Staate 
der Welt ausgeführt werden können, denn fie würden zu einem Zufammen- 
bruch unjere3 ganzen mirtichaftlichen Lebens und des Staates führen. 
(Lebhafte Zuftimmung.) Weil die Sozialdemokratie davon überzeugt ift, 
daß der Gegenwartäftaat und fein Staat der Welt ihre Forderung aus- 
führen fönnen, erklärt fie: Der bejtehende Staat muß bejeitigt und ein 
Bufunftsftaat gegründet werden. Wie diejer ausjehen joll, davon habe ich 
wenigftens feinen Begriff. Nun ift aber doch eins gewiß: Wenn eine 
Arbeiterbewegung befteht und ſich entwidelt, wenn fie dafür eintritt, daß 
die Arbeitslöhne vermehrt werden und dafür, daß die Arbeiter fih in 
rößerem Maße auch an den öffentlichen Angelegenheiten beteiligen, jo 
ommt e3 darauf an, ob dies Biel in dem beftehenden monardijchen Staat, 
innerhalb der bürgerlichen Gejellichaft, verfolgt wird. Wenn wir gegen- 
über den drei Millionen fozialdemofratiiher Stimmen Fortichritte machen 
wollen in der Befämpfung der Sozialdemokratie in der Richtung, daß wir 
eine Arbeiterpartei jchaffen, die innerhalb des gegenwärtigen modernen 
Staates, innerhalb der wirtjchaftlichen Grenzen ihre Wünjche verfolgt, 
dann haben wir doch den allerdringenditen Wunſch, eine jolche Arbeiter- 
bewegung, wie e3 die chriftliche ift, zu age gie (Beifall.) Der Stand- 
punkt, daß die chriftliche Arbeiterbewegung viel unangenehmer ift wie die 
fozialdemofratijche, ift ein Standpunkt von Männern, denen jede Yorde- 
rung der Arbeiter, wenn fie auch noc) jo berechtigt ift, unſympathiſch ift. 
Dieje Stellung mancher Herren den chriftlichen Gewerkichaften gegenüber 
erinnert an die Stellung mander Minifter, die ſich nad) der Kritik ihrer 
wohlvorbereiteten Vorlagen an die jelige Zeit der Minifter des abjoluten 
Staates zurüderinnern (Heiterkeit) — an die Zeit der großen abjoluten 
Minifter Richelieu, Mazarin, Kaunig und Metternich — aber die Zeiten 
find vorbei (Heiterkeit), fie fehren nie wieder! Bon diejen Gottheiten ift 
nur noch ein Schatten übrig. Ebenſo gibt es Sozialpolitifer, denen jede 
Arbeiterbewegung unſympathiſch ift, denen fie auf die Nerven fällt, und 
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die die allmächtigen Minifter eines abjoluten Staates beneiden. Daß im 
Zande unzweifelhaft die Neigung, jozialpolitiich tätig zu fein, auf ab- 
ee Linie ift, darüber kann fein Zweifel fein. Es beruht darauf, 
daß die Sozialdemokratie nicht objektiv genug das anerfennt, was der 
Staat und die bürgerliche Gejellichaft auf jozialpolitiichem Gebiete getan 
hat. (Zuftimmung.) Auch in der Politik ift die ſtrengſte Wahrheitäliebe 
und die ſtrengſte Gerechtigfeit die bejte Taktif. Ich habe jchon früher ge- 
jprochen über die Eindrüde, die die Abgefandtichaft der englijchen Firmen 
bon den deutſchen Arbeiterverhältniffen gehabt Hat. Ich habe Ihnen er- 
zählt, daß eine Deputation der englijchen Arbeiter bei mir gewejen wäre, 
und daß diefe Herren geradezu erftaunt gemwejen wären über das, was in 
Deutjchland für die Arbeiter auf fozialpolitiihem Gebiete gejchehen  ift. 
Die Bertreter der Sozialdemofratie haben darauf gejagt: ja, man habe 
den Arbeitern Botemkinjche Dörfer vorgeführt. Das ift durchaus unrichtig! 
Der Führer der Deputation bat mich, ich möchte die Deputation dadurch 
unterftügen, daß ich die Behörden anmieje, ihnen die betreffenden Inſtitute 
zu zeigen. Diefe Herren Hatten fich einen ganz genauen Plan gemacht 
über das, was jie prüfen und jehen wollten, und ich war überrajcht, mit 
welcher Gründlichkeit Ddiefer Plan ausgearbeitet war. Darauf, was dieje 
englijchen Arbeiter jehen wollten, habe ich auch nicht die Spur eines Ein- 

ujjes geübt. Als die Herren mir für meine Unterftügung danften, war 
ich geradezu überrajcht, welche pofitiv eingehenden Fragen fie an mid) 
ftellten, mit welch offenen Augen fie alles gejehen hatten, und welch nüch— 
terne3 Urteil fie bejaßen. Sie waren außerordentlich überrajcht über das, 
was Deutichland für die Arbeiter auf jozialpolitiihem Gebiete getan hat. 
(Hört, hört!) Wenn man fi) darüber aufgehalten hat, daß jogar ein 
Bürgermeifter die Deputation empfangen habe, jo ift das doch ein Aft 
der Höflichfeit gemwejen, wie es auc für uns von der Regierung völfer- 
rechtlich ein Akt der Höflichkeit war, e3 ihnen zu erleichtern, die jozialen 
Berhältniffe in Deutjchland kennen zu lernen. Sie (zu den Sozialdemo- 
traten) machen darin in der Tat einen taftiichen Fehler. Sie erfennen 
nicht an, wa3 auf jozialpolitifchem Gebiete gejchehen ift, und deshalb ver- 
ftimmen Sie die Regierungen, verbittern Sie die bürgerlichen Parteien und 
täufhen Sie Ihre Anhänger. 


6. Februar. (Bayern) Die Kammer der Reichsräte ge- 
nehmigt die don der Abgeordnetenfammer abgelehnte Feldzeug- 
meijterei. — Kriegsminiſter Frhr. dv. Horn begründet die Forde— 
rung folgendermaßen: 


Der Grund, die Feldzeugmeifterei abzulehnen, lag zunächſt auf dem 
perjönlichen Gebiete, indem man geglaubt hat, die Feldzeugmeifterei werde 
errichtet, um eine beftimmte Perjönlichkeit dort unterzubringen und um 
für die Artillerieoffiziere, deren Chancen für ein weiteres Apancement ge- 
ringer find, wie für die anderen Offiziere, wieder Stellen zu jchaffen. 
Ferner wurde erwähnt, man könne fih im allgemeinen von der Not- 
mwendigfeit der Errichtung der Feldzeugmeifterei nicht überzeugen. Endlich 
hat man geglaubt, auf andere Weije die Gelbftändigfeit der bayerischen 
Armee zu wahren, mie fie ja früher gewahrt worden jei durch die In— 
jpeftion der Artillerie und des Trains, wie wir jie bis 1889 Hatten. Was 
die Frage betrifft, ob die Errichtung einer Feldzeugmeifterei notwendig jei, 
jo darf id) nur darauf hinweiſen, daß die Aufgaben, welche die zurzeit 
dem Kriegäminifterium unmittelbar unterftellten Berwaltungsbehörden, die 
Inſpektion der technijchen Inſtitute einerjeit® und die Inſpektion der 
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Artillerie- und Traindepot3 andrerfeit3 zu erfüllen haben, einen Koften- 
aufwand von jährlih 9 Millionen, alfo ein Neuntel unjeres ganzen Etats, 
beanjpruchen. Die Anträge auf Beihaffung unjeres ganzen Armeemate- 
rials, einjchlieglih Waffen und Munition, erfolgen durch die Inſpektion 
der technifchen Inſtitute. Auf der anderen Seite fteht die Direktion der 
Artillerie» und Traindepotd, die ein außerordentlich” wertvolled Material 
zu verwalten Hat. Die beiden Stellen ftanden bisher unmittelbar unter 
dem Kriegdminifterium, obwohl ihr Wirfungsfreis ſich in einer Menge 
von Punkten berührte und jogar ineinander griff. Die Spitze war aljo 
im Kriegäminifterium zu juchen, und verantwortlich für den ganzen Be- 
trieb war der Kriegäminifter. Es ift nun unmittelbar einzufehen, daß der 
Minifter in diefen wichtigen Detailfragen eine derartige Kenntnis unmög- 
lid) entwideln Tann, wie fie erforderlich ift, um einen derartig großen 
Betrieb zu überfehen und zu leiten, und daß er auf einen Abteilungschef 
angewiejen ift, der jchon infolge feiner Stellung als Staböoffizier im all- 
gemeinen mit jeinen Urteilen anders dafteht, wie ein direkt vorgejegter 
General, wie ihn die jegige Vorlage beabſichtigt. Ich halte aljo die 
Schaffung einer Teldzeugmeifterei für ein abjolutes Bedürfnis deshalb, 
weil eine außerordentlihe Summe de3 Etat3 dafür in Betracht kommt. 
... Wir werden immer jemand für diejen Poften finden, und zugejchnitten 
auf eine beftimmte PBerjönfichkeit ift der Antrag durchaus nicht. Ich Habe 
bereit3 im Ausihuß der Abgeordnetenlammer wie im Plenum Elipp und 
Har erflärt, daß ich Sinekurenrechte nicht ſchaffe. Was die weitere an- 
geregte Frage betrifft, daß die bayerijche Selbftändigfeit durch die Inſpek— 
tion von Reichs wegen leiden könnte, und weiter die Anficht, die Inſpektion 
der Artillerie und des Traind folle wieder eingerichtet werden, wie wir 
fie früher hatten, jo habe ich zu bemerken, daß der Grund zu einer joldhen 
Anfiht wohl in einer auch nicht anders zu erwartenden mangelhaften 
Kenntnid unferer organifatorifchen Einrichtungen Liegt. In Preußen be- 
fteht eine Feldzeugmeifterei jeit fieben Jahren. Der Wirkungsfreis be- 
ſchränkt fich Tediglih auf Beſichtigung im Schießen, während bei uns die 
Inſpektion die ganze Truppenausbildung und das Schieß- und Bewaffnungs- 
wejen unter ſich hat. Der preußijche Inſpektor reift das ganze Jahr herum 
und bejichtigt nur die Schiegübungen. Wir könnten doch nicht mit gutem 
Gewiſſen für 12 Feldartillerie-Regimenter eine joldhe Stelle jchaffen, welche 
im übrigen Reich&heere für 83 Regimenter beftellt if. Wir müßten zu 
einem Snftitut zurüdtehren, dad wir im Jahre 1900 aufgegeben haben, 
weil e3 unzweckmäßig erjchien. 

6. Februar. (Baden.) Debatte in der Zweiten Kammer 
über die Beteiligung der Fatholifchen Geiftlichen an der Wahl- 


agitation. (Vgl. ©. 31.) 

Abg. Fehrenbach (8.) fragt den Minifter des Innern, woher er 
die Legitimation nehme zu den Erhebungen über das Verhalten der Geiſt— 
lichen bei den Wahlen. Dazu feien doch wohl die Staatsanwälte vor- 
handen. Jetzt jcheine die Zeit gefommen zu jein, wo ein Eintreten der 
Geiftlichkeit für die politiiche Inſtitution der Monarchie beftraft werde. 
Staat3minifter v. Duſch: Die Regierung jei nach wie vor ausgleichend 
und verjöhnend zu wirfen bemüht. Was das Bündnis mit der Sozial» 
demofratie betreffe, jo habe die Regierung dieſem vollfommen fern ge» 
ftanden, wobei er über die Frage von dejjen Notwendigkeit und Berech— 
tigung fich nicht äußern wolle. Jedenfalls habe aber das Zentrum feinen 
Grund, einen Stein auf dieje3 Bündnis zu werfen, denn in Bayern jei 
doch jeitens de3 Zentrums jo ziemlich dasjelbe gejchehen. Was den Wald- 
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michel, das von dem Zentrumsabgeordneten Schofer verfaßte Wahlflugblatt, 
betreffe, jo ſei es ſchwer, nicht jcharf zu werden. Wenn diejes die Politik 
des Zentrums darftelle, jo jei e8 der Regierung allerding3 unmöglich, mit 
diefer Partei zujammenzuarbeiten. Zur Wahlagitation der Geiftlichen 
möchte er bemerken, daß ſchon das Verhalten vieler Geiftlicher bei den 
legten Reichstagswahlen dazu hätte führen können, gegen fie auf Grund 
des $ 16c des Kirchengejeges vorzugehen. Die Regierung Habe jich da⸗ 
mals in dieſer Angelegenheit an die Freiburger Kurie gewandt, ohne von 
ihr einer Antwort gewürdigt worden zu ſein. Dieſe ſei vielmehr ſieben 
Monate ſpäter erfolgt, und zwar in der Geſtalt des Wahlrundſchreibens 
des Zentralfomitees der Zentrumspartei an die Geiftlichen, in welchem dieje 
direft aufgefordert wurden, als Agitatoren in den Wahlfampf einzutreten. 
Nun habe man auf Vorhalten der Regierung dieſes Rundſchreiben aller- 
dings zurüdgenommen, in der Tat aber fei ed voll und ganz erfüllt worden. 
Leider habe ſich die Regierung aber auch ohne Erfolg in diejer Angelegen- 
heit an die Kurie gewendet. 


6. Februar. (Baden.) Der fozialdemofratijche Abg. Ged, 
der zweite Präfident, erklärt, alle Beitimmungen der Gejchäftg- 
ordnung taftvoll erfüllen zu wollen. 


7. Februar. (Reihitag.) Antrag der Sozialdemokraten 
über das Wahlrecht in den Einzelftaaten. Parteierflärungen. Rede 
Poſadowskys über die Gefchichte des Wahlrecht, Befig und Rechte. 


Die jozialdemofratiihe Partei beantragt: In jedem Bundesftaat 
und in Eljaß-Lothringen muß eine auf Grund de3 allgemeinen, gleichen, 
direkten und geheimen Wahlrecht3 gewählte Vertretung beftehen. Das Recht 
zu wählen und gewählt zu werden haben alle über 20 Fahre alten Reichs- 
angehörigen ohne Unterjchied des Gejchlechtes in dem Bundesftaate, in Dem 
fie ihren Wohnſitz haben. 

Abg. Bernftein (Soz.) Fritifiert die Wahlrechte in den meftien 
Einzelftaaten jcharf; vielfach, wie in Sachjen und Preußen, jei das Volk 
politiich entrechtet, in einigen mie Lübel und Hamburg fänden brutale 
Verichlechterungen ftatt. Das jei um jo rüdjtändiger, als in allen anderen 
Ländern die Demokratie Yortjhritte mache. Abg. Graf Hompeſch (Z.): 
Ich Habe namens meiner Partei folgende Erklärung abzugeben: Nach 
Artikel 21 der Reichsverfaſſung ift der Reichstag nicht in der Lage, eine 
Snitiative nach dieſer Seite Hin zu ergreifen. Wenn aber die verbündeten 
Regierungen nad) Maßgabe der NReichöverfafjung dem Reichstage einen 
Gejegentwurf zugehen laſſen, in welchem unter Erweiterung der Zuftändig- 
feit des Neiches die Einführung des gleichen, allgemeinen und unmittel- 
baren Wahlreht3 in den Einzelftaaten in Vorſchlag gebradht wird, find 
wir bereit, demjelben unfere Zuftimmung zu geben. Was Eljaß-Lothringen 
betrifft, jo liegt eine Zuftändigfeit des Reichstags unbeftritten vor. er 
vorgejchlagene Gejegentwurf bietet indes in feinen Einzelheiten feine an— 
wendbare Handhabe.. Wir werden uns nicht weiter an der Debatte be— 
teiligen. Abg.v. Normann (fonf.): Sch habe namens meiner politijchen 
Freunde folgendes zu erklären: Wir find der Ueberzeugung, daß da3 Reich 
nicht das Recht Hat, in die Verfaſſung der Einzelftaaten einzugreifen. Wir 
mwünfchen nicht, daß in der Reichsverfaſſung irgend etwas geändert wird, 
wa3 fi) auf das Verhältnis des Reiches zu den Einzelftaaten bezieht. 
Wir lehnen darum den vorliegenden Antrag mit Entjchiedenheit ab. 
Abg. Bafjermann (nl.): Meine Freunde lehnen den Antrag ab. Aller- 
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dings ift das Wahlrecht vieler Einzelftaaten reformbedürftig, und in diefem 
Sinne hat ſich auch meine Partei in den Einzellandtagen verhalten. Aber 
das Reich iſt in dieſer Frage nicht zuftändig. Uebrigens ift das größte 
Hindernis für die Einführung von befjeren Wahlrechtögejegen in den Einzel- 
ftaaten die Sozialdemokratie jelbft. Abg. Träger (fr. Bp.): Der Reichs— 
tag jei zuftändig für dieſe Frage; die Einführung des Reichstagswahlrechts 
in den Einzelftaaten jei dringend zu wünjchen; u.a. habe fi) Prinz Lud- 
mwig von Bayern dafür ausgeiprochen. 

Gtaatöjefretär Graf Bojadomsty: Gegenüber dem Antrag, der 
von der jozialdemofratiichen Partei gejtellt ift, und gegenüber den Aus- 
führungen, die wir heute dazu gehört Haben, möchte ih mir geftatten, 
einiged über die pigchologiiche Entftehung des allgemeinen Wahlrecht3 im 
Deutſchen Reiche zu jagen. Man kann wohl jagen, Fürft Bismard ift der 
Schöpfer des allgemeinen Wahlrecht3, Fürft Bismard hatte das allgemeine 
Wahlrecht in Frankreich kennen gelernt, als er während jeiner Tätigkeit 
als Gejandter in Paris war. Die napoleonifche Herrichaft, die fich auf 
dem Plebiszit aufbaute, war damald im Zenit ihres Ruhmes und ihrer 
Stärfe. Unter diefen Verhältnifjen hatte Fürft Bismard die Wirkung des 
allgemeinen Wahlrecht3 fennen gelernt. Aber Fürft Bismarck hat bei der 
Anwendung des allgemeinen Wahlrechtd infolge der Verſchiedenheit des 
deutichen und des franzöfifchen Volkes doch einen Rechenfehler gemadt. In 
Frankreich ift die Nation unter allen Regierungen an eine ſehr ftraffe 
BZentralijation gewöhnt, und die Behörden haben in Frankreich unter jeder 
Regierung einen unendlich größeren Einfluß auf die Maſſen, als es jemals 
das deutſche Volk ertragen würde. Die franzöfiiche Bevölkerung ift nicht 
annähernd fo individualiftiich angelegt wie die deutiche. Romanen find 
eben ganz anders, und ſelbſt eine Regierung in Deutichland, die das vollfte 
Vertrauen der Bevölkerung hat, wird nie in diefer Weiſe in Deutjchland 
von der Bevölkerung unterftügt werden wie in Frankreich von der Mehr- 

eit eine Regierung unterftügßt wird, die das Vertrauen der Bevölkerung 

at. Das find zwei vollfommen verjchiedene Nationaldharaktere. Als Fürft 
Bismard das allgemeine Wahlrecht in Deutjchland einführte, hatte er, glaube 
ich, eine fehr lebhafte Erinnerung an die Kämpfe in der Konfliktäzeit in 
Preußen. (Sehr richtig!) Er Hatte einen gewiſſen inneren Groll gegen die 
bürgerliche Demokratie, die die Stüße des Konflikts in Preußen war. Er 
glaubte deshalb, er würde die Wirkungen der Demokratie durch das all» 
gemeine Wahlrecht dauernd überwinden. Solche Zuftände, wie fie fich in 
Preußen entwidelt hatten, werden fich bei dem Wahlrecht im Reiche nie 
wiederholen. Er glaubte ferner, geftüßt auf die Erfahrungen, die in Franf- 
reich bei dem allgemeinen Wahlrecht gemacht waren, daß der Reichstag 
immer von einer Bevölkerung gewählt würde, die für Zwecke der Landes- 
verteidigung unter allen Umftänden die nötigen Mittel bewilligen würde. 
Sn dieſer Beziehung haben fich die Hoffnungen, die Fürft Bismard an das 
allgemeine Wahlrecht geknüpft Hat, nicht erfüllt, denn eine große Partei 
de3 Haufes, die auf Grund de3 allgemeinen Wahlrecht ihre Organijation 
ausgebildet Hat, hat wiederholt und bei verjchiedenen Gelegenheiten die 
ichärfite Oppofition gegen die Forderungen gemacht, die ſich auf die Landes- 
verteidigung beziehen. Die Erfahrungen, die Fürft Bismard mit dem all» 
gemeinen Wahlrecht machte, wirkte im Laufe der Zeit verftimmend, und 
er hat befanntlich die Meußerung getan: „Wenn das deutſche Volt, falls 
da3 allgemeine Wahlrecht fich nicht bewährt, nicht die Kraft hat, das all- 
gemeine Wahlrecht zu bejeitigen, dann Habe ich mich getäufcht, wenn ich 
jagte, ich brauche das deutjche Volk nur in den Gattel zu heben, reiten 
würde es jchon können.“ Es Liegt feine urkundliche Aeußerung des Fürften 
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Bismard vor — wenigſtens ift mir eine foldhe nicht befannt — die bie 
Abjicht erfennen ließe, da3 allgemeine Wahlrecht zu ändern oder aufzu- 
heben. Nun gehen Sie gegen das preußiiche Wahlrecht vor, weil es ein 
Dreiffaffenwahlreht if. Sie nennen es ein brutales Wahlreht. Ich 
jelbft Habe mit dem verftorbenen Reichskanzler Fürften Hohenlohe im 
Raijerhof Hier in Berlin in der dritten Klaſſe gewählt mit unjeren Por— 
tierd aus der Wilhelmftraße. (Heiterkeit) Ich Tann Jhnen jagen, ich habe 
mich nicht im mindeften degradiert gefühlt. Beſitz ift Feine Tugend, Bejig 
ift meiftens auch fein Verdienft, aber er ift eine jehr angenehme Tatſache. 
(Heiterfeit.) Fürft Bismard hat allerdings das preußische Wahlrecht das 
elendefte aller Wahlrechte genannt, aber auch in diejer Beziehung ift mir 
feine urkundliche Tatjache befannt, nach der Fürft Bismard irgendwie den 
Anfang eines Verſuches gemacht hätte, dieſes Wahlrecht zu ändern. Nun 
geftehe ich Ihnen eins gern zu: Es liegt eine gewifje Difjonanz darin, daß 
im Reichstage ein anderes Wahlrecht befteht wie für die Bräfidialmacht 
Preußen. In feinem fonftitutionellen Staat fann eine Regierung fort- 
geieht gegen eine Majorität fämpfen. Man fann, wenn man glaubt, daf 
die Majorität das nicht leiftet, was zur Erhaltung des Staates notwendig 
ift, ein Haus auflöfen. Es mag Regierungen geben können — joldye Fälle 
haben wir in der Geſchichte — die ſchließlich zum Staatsſtreich greifen, 
oder wenn eine Regierung das nicht will, daß fie fich Schließlich unterwirft. 
Was aber ein Staat3ftreich bedeutet, Darüber bitte ich Sie alle und nament- 
lich die Vertreter der Parteien, die manchmal mit ſolchen Gedanken jpielen, 
die denfwürdige Schrift des verftorbenen Minifters v. Manteuffel, meines 
Erachtens eines der bedeutendſten Staat3minifter, die Preußen gehabt hat, 
troß aller Angriffe, die man gegen ihn erhebt, nachzulejen, was dieſer in 
feinem Buche „Die politiichen Teftamente” über den Staatsſtreich jagt. 
Es läßt fi) gar nicht vermeiden, daß die Majorität, mit der eine Regie— 
rung zu rechnen hat, auch ihren Einfluß auf die Regierung hat, und es 
liegt deshalb eine Diffonanz darin, daß in Preußen die Regierung mit 
einem aus einem ganz anderen Wahlſyſtem hervorgegangenen Parlament 
zu arbeiten hat wie dad Reich. (Hört! Hört! links.) ch gehe noch weiter: 
Ein ſolch verjchiedenes Wahlrecht Hat jogar die Wirkung, daß ich manchmal 
den Eindrud Habe — vielleicht ift mein Eindrud ein irrtümlicher —, daß 
auch diejelbe Partei nicht ganz fonjequent ift in ihrer Haltung in dem 
einen und in dem andern Parlament. (Sehr wahr! und Heiterkeit.) Es 
machen jich da jehr merkwürdige Unterfchiede in der politiihen Auffafjung 
geltend. Was nun das allgemeine Wahlrecht anbelangt, jo beftehen meine 
Bedenken gegen dasjelbe nicht darin, daß id) glaube, e3 könnte bald im 
Deutichen Reich eine Partei eine Mehrheit erwerben, die auf dem Stand- 
punkt der äußerften Linken fteht, ich halte die Grundlagen, auf denen Die 
Sozialdemofratie ihre Agitation und ihr ganzes politisches Syſtem auf- 
baut, für politiſch und ftaatsrechtlich viel zu Schwach, als daß ed möglich 
wäre, für fie in diefem Hauje eine Mehrheit zu erhalten; aber der Grund, 
weswegen ich Bedenken gegen das allgemeine Wahlrecht habe, ift, daß es 
jeine Einwirfung auf die bürgerlichen Parteien hat. Aber man muß heut- 
zutage, wo man von den Mafjen gewählt werden muß, mit großen Effekten 
arbeiten, ähnlich wie in der Malerei, man muß imprejfioniftijch arbeiten, 
um auf die entfernten Mafjen zu wirken. Darum liegt, wie jchon ein 
Redner der fonjervativen Partei ausgefprochen hat, im allgemeinen Wahl- 
recht für die bürgerlichen Parteien allerdings eine ziemlicd große Gefahr, 
und e3 gehört ein hohe Maß von Gelbftändigfeit des Charakter dazu, 
fi; nicht den Wünſchen der Mafjen zu fügen, jondern die Mafjen zu leiten. 
Es ijt gejagt worden, das Dreiflafjenwahliyftem trage nicht der Intelligenz 
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Rechnung. Geftatten Sie mir die Frage: Trägt denn das allgemeine 
Wahlrecht der Intelligenz Rechnung, mehr Rechnung als das preußifche 
Wahlrecht mit allen jeinen Fehlern und Schwächen? Wollen Sie wirklich 
theoretijch verteidigen, daß ein hochgebildeter Mann der Wiſſenſchaft nicht 
mehr Intelligenz bejigt für das, was zum Staate notwendig ift, wie ein 
Mann, der Tag für Tag diejelbe mechanifche Arbeit an der Majchine ver- 
richtet! Zum Beifpiel wird der Abg. Bebel ein unendlich viel höheres Maß 
von Intelligenz für fich in Anſpruch nehmen wie irgend ein Handarbeiter. 
Nun hat das allgemeine Wahlrecht, darüber dürfen wir uns nicht täufchen 
— in der Politik ift Offenheit das befte — ungeheuer viel offene und ſehr 
viel geheime Gegner. Sch meine allerdings, da das allgemeine Wahlrecht 
Erjcheinungen zutage gebracht hat, die Fürft Bismard von ihm nicht er- 
wartet Hat. Das allgemeine Wahlrecht, wie wir es haben, ift das radi- 
falfte Wahlrecht, das in der Welt eriftiert. Sch habe mir einmal die 
Arbeit gemacht, die Wahlrechte zufammenftellen zu laſſen und zu prüfen. 
Unjer Wahlrecht ift in der Tat das radifalfte Wahlrecht, und es fann mit 
dem Wahlrecht, das die ſüddeutſchen Staaten eingeführt haben, nicht ver- 
glihen werden. Das Reichswahlrecht ift an gar feinen Befig gefnüpft, es 
ıft nur der Aufenthalt notwendig und die Eintragung in die Wählerliften. 
Deshalb find Fälle möglich gewejen, daß ein und dieſelbe Perſon an ver- 
Ihiedenen Orten gewählt hat. Unter dem jegigen Syſtem ift unter Um- 
Händen eine Kontrolle der betreffenden Wählerliften volltommen unmöglich); 
wenn nur einer im legten Moment nachweilt, daß er ein Deuticher ift, jo 
hat er das Recht, in die Wahlliften eingetragen zu werden und zu wählen. 
Das bayerische Wahlrecht dagegen verlangt eine ganz beftimmte Aufenthalt3- 
frift, und das ift gegenüber dem AZuftande, wie er auf Grund des Reichs— 
wahlrechtes möglich ift, eine mwejentliche Kautele gegen Mißftände, wie fie 
fih unzweifelhaft bei der legten Wahl gezeigt haben. Ich fomme nun zur 
ftaatsrechtlichen Seite der Frage! Wie ift die deutſche Reichsverfafiung 
entjtanden? Sie beruht zunächſt auf einem Bunde, den die deutjchen 
Fürſten miteinander geichloffen haben, der aber demnächſt durch die Gejep- 
gebung der Einzelftaaten janktioniert worden if. In der Einleitung der 
Berfafjung Heißt es ausdrüdlih: zum Schuß des Bundesgebiet3 und des 
innerhalb desjelben gültigen Rechts. Daraus folgt nicht: Die Bundes- 
ftaaten jind gejchaffen vom Reich, jondern die föderaliftiichen Staaten haben 
das Reich gejchaffen unter der Bedingung des Schußes des gültigen Rechts. 
Eine Ausnahme ift nur in Artikel 4 gejchaffen, wo die Kompetenzen des 
Reich! gegenüber dem Landesrecht ausdrüdlich feftgelegt find. Während 
nun das Deutiche Reich ein Produft der Föderation der Bundesftaaten ift 
und den Bundesstaaten in der Reichsverfaſſung ausdrüdlich der Schuß des 
geltenden Rechtes gefichert ift, wollen Sie jet den Spieß umdrehen. Das 
Reich ſoll in die inneren Verhältnifje der Bundesftaaten eingreifen. Das 
würde dem föbderaliftiichen Prinzip, auf dem das ganze Dentiche Reich auf- 
gebaut ift, jchnurftrad3 entgegenlaufen. (Zuftimmung im Zentrum.) Der 
Abg. Bernftein hat ung eine Auseinanderjegung über das Recht der Straßen- 
demonftration gehalten. Nun, in der jozialdemofratiihen Preſſe Habe ich 
immer gelejen: „Wir brauchen feine äußeren Machtmittel, unjere Partei 
wird jiegen mit der Macht des Gedankend.” Straßendemonitrationen 
icheinen mir aber nicht ein Mittel der Macht de3 Gedankens zu jein, jon- 
dern lediglich der phyfiihen Macht. (Zuftimmung.) Und wenn der Abg. 
Bernftein gejagt hat, in England ginge man jo weit, daß man die Straßen- 
demonftrationen duldete, die Polizei fperre nur die Straßen für die De- 
monftranten ab, dann irrt er ſich. Als die Arbeitswilligen neuerdings eine 
Straßendemonftration arrangieren wollten, wurde fie von der engliſchen 
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Regierung verboten. Weiter hat der Abg. Bernftein erflärt, in England 
ginge man fogar jo weit, unter Umftänden Minifter in effigie zu hängen 
oder zu verbrennen. Fa, das ijt jo eine Sadhe. Wenn man erft anfängt, 
die Winifter in effigie zu hängen oder zu verbrennen, jo ift das eine De- 
monftration auf Abſchlag. (Große Unruhe bei den Sozialdemokraten.) 
Außerdem: die Nürnberger hängen feinen, den fie nicht haben. Die ver- 
bündeten Regierungen ftehen fejt auf dem Boden des allgemeinen Wahl- 
recht3, wie e3 befteht, und jie werden fich durch feine Agitationen von links 
oder recht3 von diejem verfafjungsmäßigen Boden abdrängen lafjen. (Bei- 
fall.) Aber die Sache liegt Preußen gegenüber anders. Gie (zu den 
Sozialdemofraten) haben in zahllojen Artikeln in ihrer Preſſe und hier im 
Neichstage erklärt, Ihr Ziel ginge dahin, den bürgerlichen Staat, den mon- 
archiſchen Staat zu bejeitigen. Sie haben fich offen befannt als Republi- 
faner, Sie haben erklärt, daß Sie den beftehenden Staat nur ſozuſagen auf 
Kündigung dulden, bis Sie die Macht haben, den monarchiichen, den bürger- 
lihen Staat zu bejeitigen. (Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) Nun 
verlangen Sie, daß das Wahlrecht in der Weile geändert wird, daß Sie 
zu der Stellung im preußiichen Abgeordnietenhaufe gelangen, die Sie im 
Neichdtage haben. In Ddiefem preußiichen Staat, der auf dem armen, 
magern preußiſchen Boden und jeinem ungünftigen Klima fich entwickelt 
at unter einer Herrjcherfamilie, die jo viele ſtaatsmänniſche Talente ge- 
a hat, wie wenige Herriherfamilien der Welt, in einem Staat, von dem 
e3 heißt, er habe ſich groß gehungert durch feine Beamten, der eine Armee 
befigt, die die Bewunderung der Welt erwedt, will nun eine Partei ein- 
iehen und eine Stellung gewinnen, die offen erflärt hat, ihr Ziel fei Die 

ejeitigung des beftehenden Staates. Ich muß Ihnen offen jagen: ich be- 
dauere e3, daß die Arbeiter nicht in genügender Zahl im preußiichen Barla- 
ment vertreten find. Ich bedauere auch die Politit mancher Parteien im 
preußiichen Abgeordnetenhaufe, die mit meinen politiihen Auffafjungen 
nicht übereinftimmt. Aber eind muß ich Jhnen jagen, wenn Gie unter 
diejen Verhältniffen in das preußifche Abgeordnetenhaus einziehen wollen, 
wenn dad Wahlgejeß in Preußen jo geändert werden fol, daß auch Die 
Arbeiter ſich an der preußiichen Gejeßgebung beteiligen, was ich wünjche, 
dann müſſen die Arbeiter politifch noch unendlich viel reifer werden, fie 
müſſen ihre Forderungen reduzieren auf das, was wirtichaftlic möglich ift, 
fie müfjen den beftehenden monardiichen Staat und die bürgerliche Gejell- 
Ichaft anerkennen und eine befjere Reform durchmachen. Aber wenn unter 
den jeßigen Berhältnifjen in Preußen das allgemeine Wahlredht eingeführt 
würde, um der jozialdemofratiichen Partei im preußiichen Parlament Die- 
jelbe Stellung zu geben, die fie im NReichstage Hat, um ihr im preußifchen 
Staat, diefem wunderbaren Gebilde der Gejchichte, die Majorität zu fichern, 
jo findet darauf das Wort feine Anwendung: „Nur die allergrößten Kälber 
gehen zu ihrem Schlächter ſelber.“ (Lebhafter Beifall.) 

Abg. Arendt (frij.): Keine Partei außer der Sozialdemokratie wolle 
das Reichstagswahlrecht ändern. Was folle gejchehen, wenn ein Einzel- 
ftaat das vom Reichstag vorgeichriebene Wahlrecht nicht annehmen wolle? 
Ich bin immer für eine Reform des preußifchen Wahlrechts gemwejen, aber 
im jeßigen Augenbli würde mir eine durchgreifende Reform als eine Ver— 
beugung vor der Sozialdemokratie infolge der Agitation der Straße er- 
ſcheinen. Nichts ift einer Erweiterung der Volksrechte jo entgegen wie Die 
Agitation der internationalen Sozialdemokratie. Aber auch dieje Kinder- 
franfheit des Wahlrecht3 wird überwunden werden, und wir werden mit 
der Sozialdemokratie fertig werden. (Beifall rechts.) Abg. Kulersfi 
(Pole) begrüßt den Antrag jympathiih, da eine wirkliche Volksvertretung 
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in Preußen jolche eg aeg ya wie das Kolonifationsgejeg ver- 
hindert haben würde. Abg. Graf Reventlow (Antij.) lehnt den Antrag 
ab, weil er den föderativen Gedanken untergräbt. Abg. Deljor (Elſ) 
lehnt das Wahlreht für Zwanzigjährige, für Militär und für Frauen 
ab, verlangt aber für Eljaß-Lothringen das Reichstagswahlrecht. 

14. Februar. Abg. Bebel (Soz.) greift jcharf die preußifche Re— 
gierung an, Die fit) am 21. Januar vor waffenlojen Arbeitern gefürchtet 
und blamiert habe; Prinz Ludwig von Bayern Habe ihr mit feinem Ein«- 
treten für das allgemeine Wahlrecht eine moralijche Ohrfeige verjeßt. 

21. Februar. Abg. Herzfeld (Soz.) greift die Juſtizpraxis an, die 
eine reine Klafjenjuftiz jei. Abg. Stöder (dr.foz.): Die revolutionäre 
Agitation mache e8 unmöglich für den Antrag zu ftimmen. Pie Sozial- 
demofraten haben in ihrer Rejolution auf dem Barteitage ausgeſprochen, 
gegen Dinge wie in Rußland jeien alle Dinge reht. Der „Vorwärts“ hat 
ausgeſprochen, daß die Räuber und Mörder in Kurland eine gerechte Ord— 
nung herbeigeführt haben. Dieje Art, mit der Revolution zu buhlen, macht 
e3 und unmöglich, auch nur um einen Strohhalm Ihnen entgegenzufommen. 
Herr Bebel hat auf dem Parteitage zu St. Gallen gejagt, wer glaube, daß 
auf dem parlamentarijch-fonftitutionellen Wege die Ziele der Gozial- 
demofratie erreicht werden, fenne die Verhältnifje nicht oder jei ein Be- 
trüger. Die Sozialdemokratie redet allerlei bald von Revolution, bald 
von Evolution. So aud Herr Bebel. 1893 fagte er, daß, wenn Die 
heutige Gejellichaft fich jo weiter entwickle, es möglich fei, daß die Um— 
wandlung in die jozialdemofratijche ſich ebenjo vollziehe wie die Umtmand- 
lung des franzöfifchen Kaijerreichg in die Republif. Solchen Leuten können 
wir unmöglich die Mittel in die Hand geben, um ihre Ziele auszuführen. 
In Rußland haben wir klar gejehen, was die jozialdemofratiiche Revo— 
lution bedeutet. Sit einmal das Volk Iosgelafjen, dann kann feiner dafür 
jtehen, was geſchieht. Das zeigen aud die Dinge in Hamburg. Wir 
können die Sozialdemokratie nur bekämpfen bi8 aufs Aeußerſte. Das 
deutjche Volk ift ja jehr gutmütig. Aber was bietet ihm der Vorwärts. 
Er jagte, erſt als die Herren in Kurland aus den Schlöfjern jchofjen, jeien 
die Leute vorgegangen. So etwas lafjen ſich die Lejer des Vorwärts weis— 
maden. Wenn Gie, Herr Bebel, fich jo etwas mweismachen lafjen, dann 
find Sie dümmer als freuzhageldumm. (Heiterfeit.) 

Nach weiterer Debatte wird der erjte Teil des Antrages gegen die 
Stimmen der Sozialdemofratie, Freifinnigen und Polen abgelehnt, der 
zweite Teil (Frauenftimmreht und Herabjegung der Wlterwahlgrenze) 
gegen die Stimmen der Sozialdemofraten. 


8. Februar. Das Preußijche Abgeordnetenhaus bejpricht 
das Unglüd aufder Kohlenzeche „Boruffia“ (1905 ©.106). Die meijten 
Redner äußern Vertrauen zum guten Willen der Regierung, nur eine 
ſchnellere amtliche Mitteilung über die Vorgänge wird gewünfcht. 

8. Februar. Württemberg.) Die Kammer der Abgeorb- 
neten genehmigt den Gejegentwurf betr. Aenderung de Berg: 
gejeße?, wonach das Schürfen nach Salz und Soolquellen aus- 
Schließlich dem Staate vorbehalten bleibt, einjtimmig. 

9. Februar. (Reihdtag.) Die Steuerfommiffion über die 


Verkehrsſteuern. 
Abg. Müller-Fulda (3.) beantragt an Stelle der Regierungs— 
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vorlage eine Aenderung der Stempeljäge für Aktien, Hure, Renten und 
Schuldverjchreibungen, eine andermweite Befteuerung der Frachturkunden 
und Quittungen und eine Beſteuerung von Anfichtspoftlarten, die im In— 
land zur Beförderung aufgegeben werden. Die Steuer für den Binnen- 
ichiffahrtsverfehr (Nr. 3) und den Landverfehr (Nr. 4) joll bejeitigt wer- 
den, mit der Einjchränfung, daß auf ganze Wagenladungen bi zu einem 
Frachtbetrage von nicht mehr als 25.4 20 9, über 25..M 50 9. erhoben 
werden jollen. 

Staatsjefretär Frhr. v. Stengel: Um der Forderung, den Mafjen- 
verbrauch nicht zu belaften, zu genügen, haben die Regierungen neben der 
Erbichaftsfteuer die Verfehrsfteuern unter die vorgeichlagenen Steuern auf- 
genommen. Bon einer Verfehrsfeindlichkeit könne bei den Stenervorlagen, 
jo wie Die Steuervorjchläge gefaßt feien, feine Rede fein. Er verweiie 
auch, was den Frachturfundenftempel insbejondere anlange, auf die in 
anderen Staaten aus diejem Stempel erzielten Einnahmen und ferner auf 
die außerordentliche Belaftung, der der Jmmobilienbefig unterliege. Die 
Ausdehnung des Schifffrachtitempeld auf den Landfraht- und Binnen- 
ihiffsverfehr fei ein Verjuch, auch den Umſatz des beweglichen Vermögens 
in etwa3 heranzuziehen. Mit Ablehnung auch der Stempelfteuern werde 
e3 immer jchwieriger, Dedung für den erforderlichen Bedarf zu finden. 
Ob der Handel durch die vorgejchlagenen Steuern beſonders werde belaftet 
werden, jei ihm bei der Möglichkeit der Abmwälzung der Abgabe zweifel- 
haft. Sollten aber dem Handel aud) wirklich einige Opfer auferlegt werden, 
jo dürfe man nicht vergeffen, wie viel er der Machtitellung des Reiches 
und der Sicherung des Friedens verdanfe, und daß gerade auch dieſem 
Zwecke zum großen Teil die Ausgaben dienen, zu deren Dedung die Reichs- 
finanzreform die Mittel zu fchaffen ſucht. Es jei daher nicht recht zu ver- 
ftehen, wenn gerade aus den in Rede ftehenden Kreiſen der Regierung 
Schwierigkeiten bereitet werden follten. Er warne dringend vor einer Ab— 
lehnung der Novelle, da die Regierung jonft auf die Branntweinbejteuerung 
zurüdgreifen oder den Einzelftaaten ein Teil der direkten Steuern entzogen 
werden müſſe. Abg. Müller- Fulda (3.) führt aus, nicht zur Erhaltung 
de3 Friedens allein, fondern hauptſächlich zur Durchführung der Weltpolitik 
jei die Eoloffale Schuldenlaft der legten Jahre herbeigeführt worden. Dabei 
jei unjer friedliches Verhältnis zu den Nachbarjtaaten ficherlich nicht ver- 
jtärft worden. Gewiß trügen Handel und Induſtrie gern ein Opfer im 
Intereſſe des Reiches, aber die Vorlage belafte denn doch zu ftarf Handel 
und Gewerbe, und bejonderd die mittleren und Hleineren Betriebe. Für 
Preußen würde ihn die Erhöhung der Einfommenfteuer durchaus nicht 
ihreden. Der Reichdtag habe feiner Zeit gegen die hohe Rüdvergütung 
der Mailchraumfteuer ich energiſch ausgejprochen, ebenjo jollte zu einer 
Reform der Kontingentierung gejchritten werden. Eine entiprechende Vor— 
lage hätte die Regierung jchon längſt vorlegen jollen. Die Spannung 
zwilchen Kontingent und Nichtfontingent jollte auf 15 Mark herabgejegt 
werden. Der Wagenladungsftempel, den er vorgejchlagen, werde zehn Mil— 
lionen bringen. Redner weiſt auf die Abficht hin, Abgaben auf den 
Waflerftraßen zu erheben. Frhr. v. Stengel: Betreff3 der Maifhraum- 
jteuer ift eine Vorlage geplant, um der fortichreitenden Abbrödelung ent- 
gegenzutreten. Zehn Millionen werde der Antrag Müller-Fulda nicht ab- 
werfen. Die 45 Millionen Liebesgabe unter den Tiſch zu ftreichen, jei 
eine Kur à la Dr. Eijenbartd. Singer (Soz.): Seine Partei Iehne jede 
Steuer ab. Bei der Erbichaftsfteuer wolle jeine Partei fchon Mittel für 
das Reich ſchaffen. Kämpff (frei. Bp.): Die Vorlage greife tief in Die 
Berhältnijje de Gewerbes und der Induſtrie ein, ebenjo wie die Reform 
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der Branntweinftener in die ländlichen und wirtfchaftlichen Betriebe. Wälzt 
der Handel die Laften ab, jo wird der Konfument noch mehr belaftet, 
können die Laſten aber nicht abgemwälzt werden, jo hat der Mittelftand tief- 
eingreifende Schäden zu erwarten. Den Antrag Müller-Fulda lehnt Redner 
im Hinblid auf die neuen Handelsverträge auch ab. — Die Regierungs- 
vorlage wird einftimmig abgelehnt, der Antrag Müller-Fulda wird mit 
17 gegen 8 Stimmen angenommen. Dagegen ftimmen Sozialdemokraten 
und Freifinnige. 


9. Februar. (Baden.) Zn der Zweiten Kammer erklärt 
Staatsminijter Frhr. v. Dujch gegenüber einem liberalen Abgeord- 
neten über das Liberal=fozialdemofratifche Wahlbündnis (1905 


. ©, 124): 

Der Herr Abg. Binz hat einen jehr wejentlichen Teil feiner Aus» 
führungen dem wahltaftiihen Bündnifje der Liberalen mit der Sozial— 
demofratie gewidmet. Er hat erklärt, die nationalliberale Partei fei eine 
unabhängige Partei, fie Habe die Regierung nicht gefragt, was fie machen 
jolle, und die Regierung habe auch die nationalliberale Partei nicht ge- 
fragt. Ich kann das, ungeachtet der Anfechtung dieſes Standpunftes durch 
den Herrn Abg. Fehrenbach, nur beftätigen, und ich glaube, es wird ſich 
auch der Herr Abg. Fehrenbah noch im Laufe der Verhandlungen bis zu 
einem gewiſſen Grade überzeugen Iajien, daß in der Tat die Regierung 
diejem woahltaftiijhen Bündnifje zwiſchen der liberalen Vereinigung und 
der Sozialdemokratie vollkommen fern gejtanden hat. Ich will auf eine 
nähere Kritik der Neußerungen des Herrn Abg. Binz bezüglich der poli- 
tiihen Notwendigkeit und Berechtigung diejes Bündniſſes meinerfeit3 nicht 
eingehen. Einen gewiſſen Zweifel bezüglich der Notwendigkeit können aller» 
dings die Ausführungen, die der Herr Abg. Eichhorn vor einigen Tagen 

emacht hat, erweden; Herr Eichhorn Hat ausdrüdlich erklärt — und das 
timmt mit verjchiedenen Kundgebungen aus dem reife feiner Partei von 
früher zufammen — daß die ſozialdemokratiſche Partei den Nationallibe- 
ralen auch ohne ein Wahlbündnis beigeftanden fein würde. Was die Be- 
rechtigung des Bündnifjes anlangt, jo glaube ich, daß über den Standpunkt 
der Regierung in dieſer Beziehung wohl fein Zweifel möglich jein wird. 
Nur möchte ich das eine bemerken, daß eine Berechtigung diejes Bündnifjes 
fih aus einer Argumentation, wie fie Herr Abg. Dr. Binz es beliebt hat, 
nämlich aus einem früheren gleichen Vorgehen des Zentrums in Bayern 
fi nicht Herleiten läßt. Die Argumentation, daß die nationalliberale 
Partei da3 Gleiche getan hat, was das Zentrum in Bayern getan hat, ift 
meines Erachtens in feiner Weije geeignet, das Wahlbündnis in einem 
anderen Lichte erjcheinen zu lafjen, als es der Regierung tatjächlich er- 
fcheint. Eines aber möchte ich jchon jegt, unter Vorbehalt der Erwiderung 
auf Ausführungen des Herren Abg. Fehrenbach, jagen: das Zentrum hat 
meines Erachtens feinen Grund, feinerjeit3 einen Stein auf dieſes Bünd- 
ni3 zu werfen. (Heiterfeit.) Unter allen Umftänden aber fteht eines feſt — 
daß die Regierung diefer Sache durchaus objektiv und unparteiijch gegen- 
übergeftanden hat, und daß es durchaus unberechtigt war (und ed wird das 
von allen Beteiligten, gerade auf den Geiten, die das mwahltaftiiche Bünd- 
nis angeht, bejtätigt werden können) zu behaupten, die Regierung habe 
ihrerjeit3 dieſes Bündnis irgendwie gebilligt oder gefördert... .. 

Der Herr Abg. Dr. Binz hat am Schlufje feiner Ausführungen, als 
er feine Stellung zur Regierung näher fennzeichnete, noch erklärt, daß die 
nationalliberale Partei der Regierung fein Mißtrauen, aber auch fein be- 
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jonderes Vertrauen entgegenbringe. Dieſe Worte jcheinen eigentlich recht 
wenig freundlich. Ich glaube aber, daß fie in Wirklichkeit nicht unfreund- 
lich gemeint gewejen, jondern daß der Herr Abg. Binz den Gedanken Hat 
zum Ausdrud bringen wollen, daß die nationalliberale Partei der Regie- 
rung gegenüber eine unabhängige, neutrale und zunächſt abwartende Stel- 
fung einnehmen wird. Genau in der gleichen Lage ift die Regierung auch 
der nationalliberalen Partei gegenüber. Ob und inwieweit die Wege der 
Regierung und der nationalliberalen Partei zufammengehen, auch in dieſem 
Landtag zufammengehen werden, hängt fehr wejentlid davon ab, wie ſich 
die Verhältniffe in der nationalliberalen Partei ſelbſt gejtalten, ob und in- 
wieweit die Vartei fich bei Behandlung der einzelnen, teilmeife jehr jchwie- 
rigen Fragen, die ung geftellt jind, auf den alten gemäßigt liberalen Stand- 
punkt ftellt, ob nicht etwa ein gewiſſer Zug nad) linfs, der unverkennbar 
ift, die nationalliberale Partei vielleicht in der einen oder anderen Frage 
in eine etwa3 weniger freundliche Stellung zur Regierung bringt... . . 

10. Februar. (Reichdtag.) Debatte über das Unglüd auf 
Zeche Boruffia (1905 ©. 106). 

Die jozialdemofratiihe Partei bringt eine Snterpellation ein, wie 
der Reichskanzler die Wiederkehr folcher Unglüdsfälle verhindern molle. 
Staatsjefretär Graf Poſadowsky Iehnt die Beantwortung ab, mweil das 
Bergrecht Sache der Einzelftaaten jei. — In der Beſprechung der Inter— 
pellation tadeln Linke und Zentrum diefen Standpunkt. E3 wird nament- 
lich über die Frage, ob Arbeiterfontrolleure zur Revifion der Gicherheits- 
einrichtungen zuzuziehen feien, debattiert. Die Sozialdemokraten richten 
heftige Angriffe gegen die Grubenvermaltung. 


11. Februar. (Schöneberg bei Berlin.) Der 1500 Mit» 
glieder zählende Verband preußifcher Landgemeinden faßt folgenden 
Beihluß über die Schulvorlage: 


Der Landgemeindetag begrüßt die Einführung des Kommunal- 
prinzips im Schulgejegentwurf auf das Iebhaftejte. Er hält eine Trennung 
der äußeren von den inneren Schulangelegenheiten in Ausübung der Ber- 
waltung und der Landgemeinden von weniger ald 3000 Mitgliedern für 
zwedmäßig. Es jei denn, daß die Verwaltung der inneren Schulſachen 
nicht dem Staat, jondern Gemeindeorganen übertragen wird. Er wünjcht 
die Funktionen der Gemeindevertretung (Gemeindeverfjammlung) in bezug 
auf die Kontrollrehte gegenüber der Gemeindeverwaltung, d. i. der Ge- 
meindevorjteher, bezw. der follegialiftiihen Gemeindevorftände im Geſetz 
feftgelegt zu fehen. Er protejtiert dagegen, daß dem Schulvorftande irgend« 
welche Ueberwachungsrechte dem Gemeindevorftand gegenüber übertragen 
werden. Er hegt die Hoffnung, daß der Lofaljchulinipeftor nicht Fraft 
Geſetzes Borjigender des Schulvorjtandes werde, jondern daß der Vor— 
jigende nach Anhörung des Kreisausjchufjes ernannt werde. Er bittet, in 
äußeren Sculfahen das Auffichtsorgan, die Kommunalaufjichtsbehörde, 
heranzuziehen. Er hält e3 für notwendig, daß die öffentliche Rechenſchafts— 
fontrolle (das VBerwaltungzftreitverfahren) in möglichjt ausgedehntem Maße 
zur Geltung fommt. Er erwartet, daß mit der Uebertragung der Volks— 
ſchullaſten auf die politiichen Gemeinden dieſen durchweg das Lehrer- 
berufungsrecht zugeiprochen werde. Er glaubt, in der Uebernahme gleich- 
mäßiger Grundgehälter der Lehrer (mit Ausjchluß der Alterszulage auf 
den — das geeignete Mittel zu ſehen, das den Ungleich— 
heiten in den Schullaſten zu ſteuern vermag. Jedoch ſpricht er ſich gegen 
die Bildung von Lehrerbeſoldungsklaſſen aus. 
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11.12. Februar. (Eſſen.) Ein Delegiertentag preußijcher 
Bergarbeiter, auf dem jämtliche Verbände vertreten find, berät den 
Knappichaftsgejegentwurf und ſpricht fich für ein Reichsberggeſetz 
aus. Außerdem verlangt er eine allgemeine Zohnerhöhung mit 
Rücficht auf die gejtiegenen Kohlenpreife. 

12. Februar. (Berlin.) Die Generalverfammlung des Bun— 
des der Landwirte jpricht dem Reichskanzler und dem preußifchen 
Zandwirtjchaftsminifter den Dank für ihre Haltung in der Fleiſch— 
tenerungsfrage aus. — Der Bund zählt 272000 Mitglieder, da— 
von 45 Prozent Dftelbier. 

12. Februar. (Baden.) In der Zweiten Kammer erklärt 
Finanzminiſter Beder über die Tabakſteuer: 


Die Regierung habe anerkennen müfjen, daß der Tabak ein fteuer- 
fähiges Objeft ſei, das noch eine weitere Belaftung ertragen könne, da 
dieje in Deutjchland gegenüber anderen Staaten nur gering fei. Die Tabal- 
fteuer jei eine Konjumfteuer, die endgültig vom Raucher getragen würde. 
Bom Standpunkte der Arbeiter fünne man gegen die Steuer nichts ein- 
wenden, ebenjowenig vom Standpunkte der Fabrifanten. Auch aus natio- 
naler Erwägung ſei e8 der Regierung nicht möglich gemwejen, gegen die 
Steuer anzufämpfen. Sie habe die Vorlage nad) beitem Willen zu ver- 
befiern geſucht. Die Tatjache jei richtig, daß das Verhältnis zwijchen den 
inländiihen Steuern und den Zöllen nicht richtig bemefjen jei. Er habe 
fih bemüht, die Frage neu zu regeln, doch jei er damit nicht durch— 
gedrungen. Geit der Einführung der neuen Steuer 1879 jei ein Rüdgang 
in der Tabakinduftrie nicht feitzuftellen, vielmehr habe der Verbrauch ſowie 
die Zahl der Fabriken und Arbeiter jeit der Einführung von 1879 ftetig 
zugenommen. Die jeßige gegen die von 1879 unbedeutende Steuererhöhung 
werde unmöglich die befürchtete ungeheuere Verwirrung anrichten. 

12. Februar. (Bayerifche Abgeordnetenfammer.) Dis— 
tujfion über die Braufteuer. 

Das Haus genehmigt einftimmig einen Antrag Sped (8.), die 
Uebergang3abgabe für bayerijche8 Bier in das norddeutjche Brauftener- 
gemeinjchaftögebiet gerechter al3 bisher zu regeln. Alle Parteien jtimmen 
darin überein, daß Bayern jeit Jahren durch die jegige unzuläjlig hohe 
Uebergangsabgabe nad) Norddeutichland um viele Millionen gejchädigt 
worden jei, und fordern den Finanzminifter zum Eingreifen im Bundes- 
tat auf. Der Minifter bezeichnet ebenfall3 dieje Steuer als zu hoch und 
fihert Abhilfe durch Antragftellung im Bundesrate zu. 

13. Februar (Reichdtag.) Debatte in der Budgetlommijfion 
über die Kolonialjchulen und den Islam. 

Die Kommijjion bewilligt ftatt der bisherigen 58200 AM. 106200 A. 
für Schulen in Oftafrila, um die Regierungsichulen zu vergrößern. — 
In Dar es Salam bejtehen eine evangelifche und eine katholiſche Miſſions— 
ſchule. Entgegen den Mijjionsichulen mit ihrem chriftlihen Unterrichte 
und ihrer hriftlihen Erziehung wird die Regierungsichule auch von den 
Mohammedanern beſucht. Wegen diejer Förderung des Islam polemiſiert 
da3 Zentrum jcharf gegen die Forderung. Abg. Spahn (3.) betont fcharf 
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die prinzipielle Seite der Frage. Das religidje Prinzip des Islams werde 
von Staat3 wegen finanziell unterftüßt, das chriftliche Prinzip dagegen 
werde nicht unterftügt. Welche Begriffäverwirrung müſſe das bei den 
Eingeborenen hervorrufen? Das Reich ziehe feinen ärgften Feind, den 
Slam, heran. Was müßte der Schwarze dazu jagen, daß das Reich den 
Islam jhüge? Der Mohammedanismus jei nicht eine gejteigerte Kultur- 
ftufe, die wir en müßten. Abg. Frhr. v. Hertling (B.): Es fei 
unwiderſprochen geblieben, daß die Eingeborenen das Reich ald den Pro- 
teftor des Islams anfehen, und zwar auf Grund jeiner Schulpolitif. Der 
Schulzwang in der ftrengften Art werde die Folge jein, das habe die Ein- 
geborenen bisher jchon erbittert, für die Weißen werde die Sache zum 
Gewiſſenszwang führen. 

13. Februar. (Reichdtagswahl.) Bei der Erjagwahl in 
Chemnig wird gewählt Nosfe (Soz.) mit 31629 Stimmen gegen 
Hermsdorf (£on}.) mit 10397, Günther (fr). Bp.) mit 9056 Stimmen. 
Die Stimmenzahl der Sozialdemokratie ijt gegen 1903 gejunfen. 

Mitte Februar. (Koloniales.) Die Kolonialabteilung ver- 
Öffentlicht folgende Abmachung über die Tätigfeit der Miſſions— 
gejellichaften in Südweſtafrika: 

Windhoek, 15. Dezember 1905. Auf Grund der Beiprehung vom 
13.0. M., an der unter dem Borfite des Kaiſerlichen Gouverneurs teil- 
genommen haben al3 weitere Vertreter der Regierung: Oberftleutnant 
v. Mühlenfel3, Regierungsrat Tecklenburg; als Vertreter der Rheinijchen 
Mifjionsgejellichaft: Präjes Eich, die Miſſionare Wandres und Meier; als 
— der katholiſchen Miſſion der Oblaten: Superior P. Hermandung, 

Dr. Schemmer, P. Krift, ift mit allfeitiger Zuftimmung folgendes ver- 
— worden: I. Den Miſſionen beider Konfeſſionen ſteht das Recht zu, 
unter gleichen Bedingungen im ganzen Schußgebiete unter den Eingebo- 
renen Mifjjionstätigkeit auszuüben. II. Beiden Miffionen ift geftattet, in 
den Konzentrationslagern an der Bahnlinie Windhoef—Swalopmund und 
nördlih und öftlid) davon den Friegsgefangenen Eingeborenen unter fol- 
genden Bedingungen Kirche zu Halten und QTaufunterricht zu erteilen: 
1. Kirche findet nur Sonntags ftatt und zwar, wenn vom Etappenfom- 
mandeur aus bienftlichen Gründen nicht eine andere Tageszeit beſtimmt 
wird, nachmittags; 2. an Orten, wo zurzeit beide Mifjionen tätig find, 
wechiefn fie ji) im Halten des Gottesdienites einen um den anderen Sonn— 
tag ab, und zwar fängt die fatholiihe Milfion mit dem auf das Bekannt— 
werben diejer Verfügung folgenden Sonntag an; 3. an Orten, die durch 
beide Millionen nur bejuchsweie von einem Hauptorte aus mijjioniert 
werden, fteht der jonntägliche Gottesdienft der Miſſion zu, die am Haupt- 
orte au dieſem Sonntag zur Ausübung des Gottesdienftes nicht berechtigt 
it; 4. Taufunterricht darf jede Miffion einmal wöchentlidy an einem mit 
dem Etappenfommando zu vereinbarenden Wocentage während der Mit- 
tagspauje halten. An den unter Nr. 3 bezeichneten Orten findet der Tauf- 
unterricht nur im Anjchluffe an den fonntäglichen Gottesdienft der be- 
treffenden Miſſion ftatt. Taufen jelbjt dürfen in den Gefangenenfraalen 
außer in articulo mortis nicht vorgenommen werden; 5. die Dauer des 
Gottesdienjtes wie des Taufunterrichtes darf eine Stunde nicht überfteigen; 
6. die zu den Sonzentrationslagern gehörenden Lazarette find den Mit- 
gliedern beider Mifjionsgejellichaften gleichmäßig zugänglich, um den Kranken 
geiltlichen Trojt zu jpenden; 7. dieſe Abmachung zu II. joll vorläufig bis 
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zu dem Beitpunfte gelten, an dem die Konzentrationslager geöffnet werden. 
IT. Eingeborene Kinder, die ihre Eltern verloren und feine Angehörigen 
haben, die nach Ermefjen der Regierung zu ihrem Unterhalte berechtigt 
oder verpflichtet und dazu imftande find, werden von der Negierung zu 
gleichen Zeilen den beiden Mijfionen zur Erziehung überwiejen werden. 


Mitte Februar. Aenderung in der Verwaltung der Südfee- 


folonien. 

Das Scußgebiet der Marichall-, Brown- und Providence⸗Inſeln 
wird am 1. April 1906 mit dem Inſelgebiet der Karolinen, Palau und 
Marianen vereinigt. Zu demjelben Zeitpunkt tritt an Stelle des Ober- 
gericht3 in Jaluit das Obergeriht in Herbertöhöhe. Der Reichskanzler 
(Auswärtiges Amt, Kolonialabteilung) und mit feiner Genehmigung der 
Gouverneur des Schußgebiet3 Deutjch-Neuguinea haben die zur Ausfüh- 
rung der vorjtehenden Beftimmungen erforderlichen Anordnungen zu treffen. 


13.114. Februar. (Breußifches Abgeordnetenhaug.) Berg: 
etat. Ausdehnung des Staatsbeſitzes. Sozialpolitif. Angriff auf 
Poſadowsky. 

In einer Debatte über Ausdehnung des fiskaliſchen Beſitzes erklärt 
es Handelsminiſter Delbrück für wünſchenswert, den Staatsbeſitz zu ver— 
mehren durch Ankauf oder Abteufen neuer Schächte. Ueber das Kali— 
ſyndikat ſagt er: Die Stellung des Fiskus im Kaliſyndikat iſt, wenn ſie 
richtig gehandhabt wird, volkswirtſchaftlich überaus heilſam, aber auch 
überaus ſchwierig. Die Aufgabe des Miniſters oder ſeiner Beauftragten 
innerhalb der Syndifate ift feine ganz leichte. Der Fiskus kann feine 
Stellung im Syndifat nicht ausnugen wie ein gewöhnlicher Geſchäftsmann, 
jondern muß die Syndifatspolitif auf Bahnen leiten, die den allgemeinen 
wirtichaftlihen Intereſſen des Landes entiprechen, und auch Hier wird die 
richtige Wahl nicht immer leicht fein, weil ein Minifterium nicht die Inter— 
ejjen eines einzelnen Standes allein berüdjichtigen fann; e8 muß vielmehr 
neben der Induſtrie auch die berechtigten Intereſſen der Landwirtichaft 
berüdjichtigen, für welche das Kali und fein dauerhaftes VBorfommen von 
vitalem Intereſſe ift. Ich glaube, dab die Politik des Kaliſyndikats im 
großen ganzen bis heute wohl jeder Kritif ftandhalten fann. Es ift uns 
gelungen, dem Auslande erheblich höhere Preije zu jtellen ald3 dem In— 
lande, und die hohen Auslandspreife haben uns in die Lage gejeßt, der 
heimiſchen Landwirtichaft das Kali im großen ganzen zu mäßigen Preiſen 
zu liefern, die nicht erheblich über den eigentlichen Produktionskoſten ftehen. 
Solange es möglich ift, diejen Zuftand zu erhalten, wäre es erwünjcht, 
nicht daran zu rühren und aud nicht an einen Kalizoll zu denken. Es 
ift ohne weiteres zuzugeben, daß die Situation des Kaliſyndikats außer- 
ordentlich erjchwert wird durch die fieberhafte Eile, überall, namentlich in 
Hannover, auf Kali zu bohren um jo viel wie möglich die Abbaugerech- 
tigkeit in die Hand zu befommen, und es ift nicht zu verfennen, daß die 
Mafjenhaftigfeit der Werke, die dadurch entftanden find und noch entjtehen 
werden, die Erijtenzfähigfeit des Syndifat3 unter Umſtänden erheblich be- 
einträcdhtigen fann. Noch weiter ift dieſes Bohrfieber gefördert durch die 
Befürchtungen, die fich jpeziell in Hannover an die lex Gamp fnüpfen, 
daß, wenn der Staat eventuell zu einer Monopolijierung des Kalibaues 
übergehen fönnte, diefe Maßnahme aucd die Provinz Hannover treffen 
könnte. Ein endgültiger Beichluß darüber, wie die lex Gamp in Hannover 
pro futuro zu behandeln ijt, ift in meinem Minifterium noch nicht ge- 
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troffen, die Vorarbeiten find noch im Gange. Ich kann nur jagen, daß 
ich e3 für unmwahrjcheinlich halte, daß ſich das Monopol eventuell auf die 
Provinz Hannover ausdehnen würde. Ich halte e8 nad) Lage der Ber- 
hältnifje nicht für notwendig; das Herauslafjien der hannoverjchen Pro- 
duftion würde wohl faum dazu führen, daß unfere Salilager vorzeitig 
erjchöpft oder gar der Landwirtichaft in abjehbarer Zeit dieſes wichtige 
Düngemittel verteuert oder gejchmälert würde. Andererſeits ftehen poli- 
tiſche und wirtichaftlihe Schwierigkeiten der Ausdehnung des Monopols 
auf die Provinz Hannover entgegen, jo daß ich Bedenken tragen würde, 
die Durchführung des Monopol3 für Hannover zu empfehlen. Ich mwieder- 
hole, in meinem Minifterium ift noch fein endgültiger Beſchluß gefaßt, 
und auch das Staatdminifterium Hat dazu noch nicht Stellung nehmen 
fönnen. Wird dad Monopol nicht auf Hannover ausgedehnt, jo wird, 
wie ich annehme, auc die fieberhafte Bohrtätigfeit in Hannover etwas 
zurüdgehen, und man wird mit den Gründungen etwas vorfichtiger wer— 
den, und damit wird eins der Hauptmomente etwas in den Hintergrund 
gedrüdt, das die Eriftenz des Syndifats gefährdet, nämlich das Entitehen 
der außerhalb des Syndikats ftehenden neuen Werke, die eine erhebliche 
Konkurrenz bilden und, wenn jie jelbft in das Syndikat eintreten, eine 
Beeinträchtigung der älteren Werke zur Folge haben und andererjeit3 die 
Bejorgnifje gerechtfertigt, daß man in leichtfertiger Weije die Schäße ver- 
ſchleudern Fönnte. Hoffentlich gelingt es, das Syndikat über die jegigen 
Gefahren Hinwegzubringen. Ye länger das gelingt, um fo weniger afut 
jind die Gefahren für die weitere Eriftenz des Syndifats. 

Um 14. tadelt Abg. v. Eynern (nl.) die Angriffe gegen die Arbeit- 
geber wegen angeblicher Mipjtände in den Betrieben. Vortrefflich unter- 
fügt werde die ſozialdemokratiſche Prefje dabei von einigen ſeltſamen 
Moralpredigten des Staatsjefretärs Poſadowsky, der jich in Robeserhebungen 
für die Arbeiter ergeht, aber dabei der Verdienfte der Induſtriellen nicht 
gedenkt. Das ijt immer doch neues Waller auf die Mühle der Sozial- 
demokratie. . . . Mit der jozialpolitiihen Fürſorge jollte man, nachdem 
jo jehr viel erreicht worden ift, Einhalt tun. Dur das Reichstagswahl— 
recht find die Unternehmer von einer Vertretung im Neichdtage faft aus— 
geichlojjen. Das ift das größte Unglüd für das deutiche Vaterland. Nach— 
dem nun genug für den Arbeiterjtand gejchehen ift, hat der Mittelftand 
und der Unternehmerftand ein Recht daran, ebenfalld bedacht und nament- 
lich gejhüßt zu werden vor dem Haß und der Bosheit der Sozialdemo- 
fratie. Handeldminifter Delbrüd: Abg. v. Eynern ıft in einer längeren 
Betrachtung auf unfere Sozialpolitif eingegangen. Es ift zweifellos der 
unerwünjchte Zuftand eingetreten, daß man auf der einen Seite auf das 
äußerfte gejpannt ift, die Wünjche der Arbeitnehmer in unjerer Gejep- 
gebung zu berücdjichtigen, das Wohl der arbeitenden Klaſſen zu fördern, 
und da iſt es nun bedauerlicherweije unter dem Einfluß, den die Sozial- 
demofratie auf die Behandlung diefer Frage gehabt hat, dahin gefommen, 
daß ſich das Ganze als ein Kampf abipielt. Man hat jicy ferner in der 
Allgemeinheit daran gewöhnt, den Wrbeitgeber al3 einen rüdftändigen, 
reaftionären Mann anzufehen, dem jedes Intereſſe für das Wohl jeiner 
Arbeiter fehlt. Das ift eine beflagenswerte Auffafjung, das ift nicht richtig! 
—— hört! und Zuſtimmung.) Was die Arbeitgeber freiwillig über ihre 

erpflichtungen und über das — getan haben, was das Geſetz von 
ihnen verlangt und verlangen kann, iſt außerordentlich viel, es iſt das 
mehr als in irgend einem anderen Lande der Welt geſchehen iſt. Ich ſtelle 
gern feſt, daß in den Kreiſen der Großinduſtriellen unendlich viel getan 
iſt für das Wohl der Arbeiter. (Sehr wahr!) Es iſt alles ein Kampf, 
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alles wird gefordert, und das, was aus gutem Herzen gegeben wird, gilt 
als mangelhafte Erfüllung der Pflicht und Schuldigfeit. (Sehr richtig!) 
Darin liegt die Schwierigkeit für die Unternehmer, zu den jozialen Fragen 
jelbft die richtige Stellung zu nehmen. (Sehr rihtig!) Ste fühlen ſich 
als die Angegriffenen und verlieren daher die Luft, ihrerfeit3 mit frohem 
Herzen mitzuarbeiten. (Sehr wahr!) Ich mill aud gern anerkennen, 
daß der Induſtrie durch die Durhführung der Schugvorjchriften in den 
Fabriken allerlei Schwierigkeiten auferlegt find, die fich vielleicht zum Zeil 
durch anderweitige Geftaltung der Beitimmungen hätten vermeiden lafjen. 
Wir fommen aber über diefe Schwierigkeit nicht hinweg, wenn nicht auch 
die Arbeitgeber und Unternehmer über ihre ſchlechten Launen wegkommen 
und nicht ihrerjeit3 das eine anerkennen, daß die ganze Entwidelung 
unferer jozialpolitiichen Gejeggebung nicht abgejchloffen werden kann, ſon— 
dern daß man die Ausgeftaltung auf diefem Gebiet weiter fortzuführen 
hat. Soweit es an mir iſt, an der Fortführung unjerer Aufgaben auf 
jozialpolitifchem Gebiete mit der Induſtrie zufammenzuarbeiten, wird Dies 
geihehen; aber ich made darauf aufmerfjam, jo wünjchenswert ein Zu- 
jammenarbeiten zwijchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern ift, jo jehr ich 
jelbft es anftrebe, jo dringend erwünjcht e3 ift, daß Regierung und Arbeit- 
geber zujammenarbeiten, jo ift e3 doch eine Borausfeßung hierfür, daß die 
Herren Wrbeitgeber ihre Aeußerungen auf einen Ton ftimmen, der der 
Regierung da3 Zujammenarbeiten mit ihnen ermöglicht, daß die Regierung 
in die Lage verjegt wird, in Uebereinftimmung mit der öffentlichen Mei— 
nung aud) die Interefjen der Arbeitgeber zu vertreten. Hier jpielt weniger 
da8 Map des Gebend und Nehmens als der Ton, in dem gegeben und 
enommen wird, eine Rolle. Es joll mir eine Freude fein, wenn ich zum 
ohle unſeres Vaterlandes3 auf dem Gebiete des Arbeiterwohls nicht gegen, 
fondern mit den Arbeitgebern arbeiten kann. (Lebhafter Beifall.) 


13.14. Gebruar. Die Bayeriſche Abgeordnetenfammer 
disfutiert über die Trage, wieweit Reichdangelegenheiten in den 
Einzellandtagen bejprochen werden dürfen. Minijterpräfident v. Po— 
dewils ift mit der Beiprechung einverftanden, erklärt aber den 
Reichdtag für das befte Forum dafür. 

14.122. Februar. (Reichdtag.) In der Budgetlommiffion 
wirft Abg. Erzberger (3.) dem Perjonalreferenten des Kolonial- 
amt? vor, über mehrere Fälle bewußt unwahre Angaben gemacht 
zu Haben. Erbprinz zu Hohenlohe weift die Behauptungen in 
mehreren Erklärungen zurüd. 

15.16. Februar. (Preußen) Die jchlefifchen Zentrums 
abgeordneten des Reichſstags und Landtags faffen folgenden Be— 
ſchluß über die Polenfrage in Oberjchlefien: 

I. Wir befennen uns in der fogenannten oberjchlefiichen Frage nach 
wie vor zu denjenigen Grundjäßen, welche die Zentrumspartei ftet3 ver- 
treten hat und die indbejondere in dem Wahlaufrufe des Vorftandes der 
Bentrumsfraftion des Abgeordnetenhauſes vom 29. April 1903 wie folgt 
niedergelegt find: „Unfere Mitbürger polniſcher Zunge halten wir jelbit- 
verftändlich für verpflichtet, fich ihrer Angehörigfeit zum preußiſchen Staate 
bewußt zu bleiben und alle jogenannten großpolnishen Beftrebungen, 
welche auf Loslöjung preußiicher Landesteile aus dem Staatsverbande 
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gerichtet find, al3 Iandesverräterifch zurüdzumeijen. Hingegen ftellen wir 
aud) an die Gtaatöregierung die Forderung, die Religion, die Mutter- 
iprache, die volfstümlichen Sitten und Gebräuche ihrer polnifchen Unter- 
tanen nicht anzutaften und namentlich auch ihnen gegenüber nad) jeder 
Richtung Hin Gerechtigkeit walten zu laffen. Wir find bereit, in den ſo— 
genannten Oftmarfen das Deutichtum, wo und injomweit ed gefährdet ift, 
ohne Verlegung jener Grundjäge zu erhalten und zu fügen; gleichermeife 
find wir aber auch verpflichtet, alle mit diefen Grundjägen, insbejondere 
mit dem Prinzip der Gerechtigkeit und der Gleichheit aller Preußen vor 
dem Gejege in Widerjpruch ftehenden Maßnahmen zu befämpfen, zumal 
da wir überzeugt find und die Erfahrung es gezeigt hat, daß jolde Maß— 
nahmen, ohne ihren Zweck zu erreichen, nur eine weitere Verfchärfung der 
Gegenfäge zum Nachteil des Staates herbeiführen.” Wir find der An- 
fiht, daß die Zentrumspartei aud in Zufunft unabänderlid” an dieſen 
Grundfägen feithalten muß. Wir würden es daher für verfehlt und ge- 
radezu für verhängnisvoll halten, ſolche politifche Beftrebungen zu unter- 
ftügen, die in Widerfpruch mit diejen Grundjägen ftehen, jeien e3 Die 
Beitrebungen der jogenannten großpolnijchen Partei, oder unferer unter 
verjchiedenen Namen in Oberjchlejien vereinigten deutjchen Gegner. II. Wir 
erachten es für eine unbedingte Ehrenpflicht der Zentrumspartei, in ganz 
Oberſchleſien ihren alten, einft in Fi Kämpfen erjtrittenen Beſitzſtand 
nach beiden Seiten Hin mit allen Kräften zu verteidigen. Das Zentrum 
hat alle berechtigten Intereſſen der polniſchen Bevölkerung Oberjchlefiens 
ftet3 auf das entjichiedenfte vertreten, ohne dabei die Intereſſen des Vater- 
landes und des Deutſchtums Hintanzujegen. Wir würden es daher auch 
für einen großen politiihen Fehler halten, in Oberjchlefien die Zentrums- 
partei jprachlich getrennt zu organijieren. Die Zentrumspartei muß nad 
wie dor unverändert unter ihrer alten Fahne fämpfen. III. Mit Rück— 
ficht darauf, daß die Frage Öffentlich erörtert worden ift, ob es nicht an 
der Zeit jei, daß fich der oberfchlefiiche Klerus von der politischen Tätig- 
feit zurüdziehe, erklären wir, daß wir es auf das tiefite beflagen würden, 
wenn der oberjchlefiiche Klerus fich in Zufunft der Ausübung jeiner ftaat3- 
bürgerlichen Rechte und der Erfüllung feiner ftaatsbürgerlichen Pflichten 
enthalten wollte und jomit unfere Partei feine bisherige tatkräftige Mit- 
arbeit entbehren müßte. IV. Dieje Beſchlüſſe jollen mit Rüdficht auf die 
vielfahen Preßartifel über die oberjchlejiiche Frage und deren Löſung jo- 
wie mit Rüdjicht auf die für den 10. April 1906 in Ausficht genommene 
Bertrauensmännerverfammlung der jchlejiichen Zentrumspartei al3bald der 
ichlefifchen Zentrumspreſſe zur Veröffentlichung übergeben werden. Berlin, 
den 16. Februar 1906. Graf Balleſtrem-Plawniowitz. Graf Balleftrem- 
Coſtau. Bolif. Faltin. Franf. Galda. Geisler. Glowatzki. Dr. Hager. 
Hartmann. Dr. Heiſig. Hoheijel. Horn. Hubrid. Kloſe. Mesner. 
Nadbyl. Dr. Porſch. Graf Hans Prajchma. Stanke. Graf Strahmigß- 
Bertelsdorf. Graf Strahmwig-Raudnig. Strzoda. Stull. Zieſche. 


17. Februar. (Medlenburg-Streliß.) Der Landtag des 
Fürſtentums Nabeburg in Schönberg iſt zum erftenmale jeit 
35 Jahren beichlußfähig, da die bürgerlichen und bäuerlichen Ver— 
treter die Objtruftion einjtellen. 

18. Februar. (München) Frhr. vd. Aſch, bis 1905 baye- 
riſcher Kriegsminiſter, F. Geboren 1839, 1870 Adjutant im baye- 
riichen Generalflommando, 1893 Kriegsminiſter. 
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19. Februar. (Lübed.) Die Bürgerjchaft nimmt ein Geſetz 
an, wonach da3 Staatöbürgerrecht erjt nach fünfjährigem Aufent- 
halt erworben werden fann. 

19. Februar. Dem Reichdtag wird ein Entwurf für das 
vorläufige Handelsabkommen mit Nordamerika vorgelegt. 


Es räumt der nordamerifaniichen Union die Meiftbegünftigung ein, 
welche Belgien, Stalien, Defterreich-Ungarn, Rumänien, der Schweiz und 
Serbien gewährt worden ift, und zwar ijt die Meiftbegünftigung gewährt 
worden bis zum 30. Juni 1907. In der Begründung wird ausgeführt, 
daß die Verhandlungen über den Handelsvertrag bisher zu einem Ergebnis 
noch nicht geführt hätten, da die amerikaniſche Regierung ſich zu einer 
Stellung zu unferen Borjchlägen noch nicht Habe entichließen können. 

Die Begründung lautet: Durch Ablommen vom 10. Juli 1900 find 
den Erzeugnifjen der Vereinigten Staaten von Amerifa diejenigen Zoll— 
jäge gewährt worden, welche durch die in den Jahren 1891—1894 mit 
Belgien, Stalien, Defterreich-Ungarn, Rumänien, Rußland, der Schweiz und 
Serbien abgejchlofjenen Handelsverträge diejen Ländern zugeftanden waren. 
Diejes Abkommen verliert mit dem Außerfrafttreten der Zolljäße der ge- 
nannten Verträge am 1. März dieſes Jahres feine Grundlage. Es ift 
daher deutjcherjeit3 am 29. November vorigen Jahres zum 1. März diejes 
Sahres gefündigt worden. Gleichzeitig haben wir uns bereit erflärt, mit 
den Bereinigten Staaten ein neues Abkommen zu fjchließen, das den ver- 
änderten Berhältniffen Rechnung trägt. Die Verhandlungen haben bisher 
zu feinem Ergebnifie geführt, da die amerifanifche Regierung ſich zu einer 
Stellungnahme zu unjeren Vorſchlägen noch nicht hat entjchließen fünnen. 
Da aber zu hoffen ift, daß es jchlieglich doc, gelingt, eine Verftändigung 
zu erreichen, jo erjcheint es zmwedmäßig, daß bis zur Vereinbarung eines 
neuen Abkommens ein Uebergangzftadium gejchaffen wird, das eine ftetige 
Fortentwidelung des Verkehrs zwiſchen den beiden Wirtjchaftögebieten ficher- 
ftellt. Dies geſchieht am beiten in der Weije, daß der bisherige Zuftand 
unter Berüdfichtigung der Abänderungen, welche die obengenannten Ber- 
träge inzmwijchen erfahren haben, einftweilen aufrecht erhalten wird. Um 
dies Ziel zu erreichen, bedürfen die verbündeten Regierungen der gejeglichen 
Ermädtigung, den Erzeugnijjen der Vereinigten Staaten die ermäßigten 
Bolljäge der genannten Verträge für die im Entwurf angegebene Frift 
einzuräumen. 

Die Preſſe fieht in dem Abkommen im allgemeinen ein Zugeftändnis 
an Amerifa ohne Gegenleiftung. 


19.20. Februar. (Berlin) Der deutjche Handelätag er- 
fennt die Notwendigkeit einer Reichdfinanzreform an, verwirft aber 
die Brau= und Tabafiteuer. 


Februar. Sozialdemokratijche Prepjtimmen über die Ma— 
roffofonferenz. 


Der „Vorwärts“ behauptet, daß Deutjichland in der Polizeifrage 
ungebührliche Forderungen ftelle: Kein Wunder, daß ſchwarzſeheriſch ver- 
anlagte Nationen behaupten, es müfje zum Kriege fommen; denn Deutjch- 
land mwolle offenbar den Krieg! Andere verjprechen ſich im jeßigen Stadium 
von der Bermittelung neutraler Mächte noch die Verhütung des Aeußerſten. 
Aber darin find fie alle einig, daß Deutichlands Diplomaten hier ein 
jehr gewagtes Spiel fpielen, deſſen Einjag dem deutjchen Volfe teuer zu 
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ftehen fommen fönnte. ... Möge da3 deutjche Volk darüber wachen, daß 
jeine Regierung nicht eine zu große Portion von Chauvinismus an den 
Tag lege und daß jie nicht bei ihrem Tanz auf gefährlichem Vulkan die 
Nation in den glühenden Krater des Krieges hineinzerre. 

Die „Münchener Boft“ jchreibt: Man ſieht . .. e8 wird noch mandhe 
Note gemwechjelt werden müffen, ehe die Sache ins reine fommt. Man 
fieht aber au, daß in der gegenwärtigen Situation nur Aberwig oder 
Rucjlofigkeit an eine Austragung de3 Streite8 mit den Waffen denken 
fönnte... Es kennzeichnet die Stärke Frankreich auf der Konferenz, daß 
e3 dort mit dem Anjpruche, die marokkaniſche Polizei mit Hilfe Spaniens 
organifieren zu Dürfen, hervorgetreten if. Die deutjche Diplomatie Hat 
e3 gar nicht gewagt, zu verlangen, daß die Polizei etwa Deutjchland über- 
tragen würde.... 

20. Februar. Der Reichstag beendet nach dreizehntägiger 
Verhandlung die Beratung des Etats des Reichsamts des Innern. 

21. Februar. (Preußifches Abgeordnetenhaus.) Sciff- 
fahrt3abgaben. (Bal. ©. 17.) 

Abg. v. Bappenheim (fonj.) plädiert für Erhebung von Sciffahrt3- 
abgaben; die PBrotefte der jüddeutichen Staaten gegen die Erhebung von 
Abgaben auf dem Rhein jeien ungerecht, denn Preußen habe den Rhein 
erjt leiftungsfähig gemadt. Die Abgaben jeien feine Zölle, fie jollten nur 
das Meliorationsfapital verzinjen. Minifter der öffentlichen Arbeiten 
v. Budde: ch erfläre, daß die Staatöregierung die von ihr übernommene 
Berpflichtung auf Einführung der Schiffahrt3abgaben in Ioyaler Weije er- 
füllen wird. Ich habe mich in Gemeinjchaft mit dem Finangminifter mit 
den Miniftern der Einzeljtaaten in Verbindung gejegt zunächſt bezüglich 
des Rheines. Weitere Verhandlungen bezüglich der Wejer merden noch 
ftattfinden. Wir haben diefen Weg bejchritten, um unjere benachbarten 
Bundesftaaten nicht zu jchädigen. Bon irgendeinem Gewaltaft, von Ber- 
letzung des Rechtes durch Preußen fann feine Rede jein. Ich erkläre das 
ausdrücklich, weil jo oft in der Preſſe zu leſen war, daß wir das Recht 
vergewaltigen wollten. Durch die Unterhandlungen mit den Bundesftaaten 
ift eine Annäherung erfolgt, die darauf jchließen läßt, daß eine Verſtändi— 
gung jchließlich ftattfinden wird. Natürlich jollen die Sciffahrtsabgaben 
weder den Berfehr finanziell unmöglich machen, noch follen fie den Ver— 
fehr durch Schifanen erjchweren. Ich habe mich daher auch mit den Inter— 
eflenten in Verbindung gejegt, und meine Ausführungen find dabei auf 
viel Berftändnis geftoßen; bejonders find fie überzeugt, daß eine Beſſerung 
unferer Sciffahrtöverhältnifje nicht eher eintreten kann, ehe nicht Die 
Schiffahrt3abgaben eingeführt find, die zur Verbefjerung der Schiffahrts— 
ftraßen dienen jollen. Denn die Schiffahrtdabgaben jollen finanziell und 
verfehrstechnifch im Intereſſe der Schiffahrt verwendet werden. Die König- 
lihe Staatsregierung hat den feiten Willen, die im Gejeg vorgejchriebenen 
Schiffahrtsabgaben durchzuführen, und wo ein Wille ift, wird aud) ein Weg 
fein. (Beifall.) 


22. Februar. (Reichstag.) Erjte und zweite Beratung des 
Handel3provijoriums mit den DVereinigten Staaten. Rede Bülows. 
Annahme. 


Reichskanzler Fürft Bülow: Nah dem Abſchluß der dem Reichs- 
tage vor einem Jahre vorgelegten Handelöverträge mit den europäijchen 
Staaten trat an die verbündeten Regierungen die Aufgabe heran, aud) das 
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wirtichaftliche Verhältnis zu den Vereinigten Staaten von Amerika neu zu 
ordnen. Die Vereinigten Staaten von Amerifa find ein vorzugsweiſe land» 
wirtjchaftliche Produkte und Rohftoffe erportierendes Land. Trotzdem war, 
wie ed Graf Schwerin-Röwig in einer im Oftoberheft der Deutichen Land- 
wirtfchaftlihen Monatsichrift erjchienenen interefjanten Darlegung nad)- 
gewieſen hat, bei den mit Amerifa einzuleitenden Verhandlungen die deutiche 
Landwirtſchaft nicht in erjter Linie beteiligt. Die deutiche Landmwirtichaft 
hatte durch unjeren neuen Zolltarif und durch die neuen — 
den notwendigen Schutz erhalten und konnte deshalb den kommenden Er— 
eigniſſen mit Ruhe entgegenſehen. Bei den Vertragsverhandlungen galt es 
namentlich, die Ergebniſſe der neuen Handelsverträge für unſere Induſtrie 
und unſeren Handel zu verwerten. Beide leiden bei der Ausfuhr nach der 
Union einmal unter der pöhe der amerikanischen Zollſätze, dann unter 
mancherlei Schwierigkeiten bei der Zollabfertigung, die mit dem amerifa- 
nischen Wertzolligftem zujammenhängen und unter dem fomplizierten Modus 
der Falturenbeglaubigung durch die amerikanischen Konfuln. Diefe Schwie- 
rigfeiten haben einen jehr empfindlichen Umfang angenommen. Wir haben 
bei der Kündigung des Abkommens von 1900 den Pereinigten Staaten 
einen Tarifvertrag nach dem Mufter der Handelöverträge mit den euro- 
päifhen Staaten vorgejchlagen, in dem und Amerika gegen unjere Kon- 
Peer Herabjegungen jeiner Zölle und die Bejeitigung gemifjer 
Härten in jeinem Bollverfahren zu gewähren hätte. Wir waren uns dabei 
der großen Schwierigkeiten, weiche dem Abſchluß eines umfafjenden Tarif- 
vertrage3 gerade mit den Vereinigten Staaten entgegenjtehen, von Anfang 
an wohl bewußt. Dieſe Schwierigkeiten liegen außerhalb des Beftrebens 
beider Regierungen, wirtjchaftlich wie politifch gute Beziehungen zu unter» 
halten, in Berhältniffen, die ich von diefer Stelle nicht de3 näheren er- 
örtern könnte, ohne den Anjchein einer mir fernliegenden Einmifchung in 
innere Berhältnifje eines fremden Staates zu erweden. Ich begnüge mich 
daher mit der Feititellung, daß fich der Abſchluß eines deutjch-amerifanijchen 
Handelövertrages bis zum 1. März 1906 als unmöglich erwiefen hat. An- 
geficht3 diefer Sachlage haben ſich die verbündeten Regierungen entjchloffen, 
den vorliegenden Gejegentwurf einzubringen, durch welchen die Möglichkeit 
gegeben wird, der Union bis zum 30. Juni 1907 die Säge unferer Handel3- 
verträge zu gewähren. Es handelt fich aljo um einen Aft der autonomen 
Gejebgebung, und es wird dadurch zugleich zum Ausdrud gebracht, daß die 
Bereinigten Staaten bei ung ein Recht auf Meiftbegünftigung nicht bejigen. 
Denn wir räumen ihnen Zollermäßigungen ein, ohne daß wir dazu eine 
vertragsmäßige Verpflichtung hätten; wir tun e3, weil wir Zeit gewinnen 
wollen, um zu jehen, ob die mit Amerika angefnüpften Berhandlungen 
nicht doch zu einem befriedigenden Ende führen könnten; wir tun es, weil 
wir im Intereſſe beider Teile einen Bollfrieg vermeiden wollen. Ich lege 
hohen Wert auf den ortbeftand der guten politischen Beziehungen, die 
um Gegen beider Länder zwijchen uns und den Bereinigten Staaten be- 
Beben. Es wäre aber trügeriſch, zu glauben, daß ich politiiche Freundichaft 
mit einer Benadteiligung unjerer wirtichaftlichen Intereſſen erfaufen wollte. 
Der Grund für die Borlegung des Gejegentwurfs liegt vielmehr darin, daß 
ein BZollfrieg für beide Teile jchädigend und unerwünjcht und deshalb nur 
im Notfall zu führen ift. Unter einem folchen würden nicht nur unjere 
Schiffahrtöinterefjen, jondern auch andere jehr gewichtige Anterefjen leiden, 
und ähnlich; würden auch die Vereinigten Staaten gejchädigt werden, deren 
induftrieller Erport ganz erheblich angewachſen ift, und deren Yandeserzeug- 
nifje wir in vielen Artikeln jehr gut anderweit erjegen fönnen. Den Bor- 
teil aus einem Zollfrieg würden Dritte ziehen, für deren Nußen zu arbeiten 


42 Das Denifhe Bei und feine einzelnen Glieder. (Februar 22.) 


wir feinen Anlaß haben. Man fönnte im Zweifel darüber jein, welche 
Dauer diefem Gejeßentwurf zu geben fei. Wenn fich die verbündeten Re- 
gierungen entjchlofien haben, Ihnen den 30. Juni 1907 als den Endtermin 
vorzujchlagen, bis zu welchem den Bereinigten Staaten die Zolljäge unjeres 
Konventionaltarifs ftatt unſeres Generaltarif3 gewährt werden könnten, jo 
find hierfür gewichtige Gründe maßgebend gewejen. Eine längere Be- 
mefjung diefer Frift könnte den Anjchein erweden, als wenn wir mit der 
jegigen Regelung einen definitiven Zuftand jchaffen wollten, während es ſich 
doch nur um ein Provijorium handelt. Gegen eine fürzere Bemeſſung der 
Frift ſpricht der Umftand, daß die jhwierigen Bertragsverhandlungen binnen 
wenigen Monaten nicht beendigt werden können, und daß eine neue Ber- 
längerung der Frift in hohem Grade unerwünjcht ift. Auch müſſen wir 
Rüdfiht auf unfere Induſtrie nehmen, die nicht der Gefahr ausgeſetzt 
werden darf, binnen furzem wieder vor neuen Berhältniffen zu ftehen. 
Das würde langfriftige Verträge von vornherein unmöglich maden. Es 
handelt fich bei der Vertagung unferer Entjcheidung nicht um eine mate- 
rielle Löfung, jondern um eine Frage des zwedmäßigen Borgehend. Für 
die taktische Behandlung einer Angelegenheit von internationalem Charakter 
müffen die Herren ung freie Hand lafjen und und etwas Vertrauen jchenken. 
Bei Handelsvertragsverhandlungen liegen die Sachen nicht immer ganz 
einfach, und es müſſen mancherlei Umftände in Berüdfichtigung genommen 
werden. Insbeſondere ift bei Handelävertragsverhandlungen auch viel Ge- 
duld nötig. Auch bei den anderen Handelövertragsverhandlungen ift micht 
immer alles gleich glatt gegangen, ſondern wir haben, wie Sie ſich erinnern, 
mehrfach unterbrechen und vertagen müffen, ehe ein endgültige Ergebnis 
vorlag, jo bei Rußland, Defterreich-Ungarn und bei anderen Staaten. Dieje 
Unterbredungen und Bertagungen trafen aber in eine Zeit, wo der Termin, 
der Zeitpunkt des Inkrafttretens unſeres neuen Tarifd noch nicht beftimmt 
war, und find deshalb vor der großen Deffentlichkeit ziemlich unbemerft 
vorübergegangen. Jetzt trennen und nur nocd wenige Tage von dem 
1. März, wo unfer neuer Bolltarif in Kraft treten wird. Deshalb find 
wir genötigt, vor diejes hohe Haus zu treten, welches durch die Bewilligung 
diejes Gejegentwurfs uns die Möglichkeit gewähren joll, zu verſuchen, mit 
den Vereinigten Staaten doch noch im guten zu einer Verftändigung zu 
gelangen. Daß auc bei der Regierung der Vereinigten Staaten der 
Wunſch befteht, freundichaftliche, wirtichaftspolitifche Beziehungen zu uns 
zu erhalten, geht aus einer Note hervor, welche, wie der Kaijerliche Bot- 
ichafter in Wafhington vorgejtern gemeldet hat, der Staatsjefretär Root 
an ihn gerichtet habe. In diefer Note ift gejagt, daß, jobald den Ber- 
einigten Staaten die ermäßigten Bolliäße bis zum 30. Juni 1907 zugefichert 
jeien, der Präfident unverzüglich die erforderliche Proflamation erlafjen 
werde, um Deutjichland den Fortgenuß der bisherigen Zollermäßigung der 
Aktion 3 des Dingly Tarifgejeges ficherzuftellen. Er Hoffe, daß jeine Mit- 
teilung, nach welcher gewifje Abänderungen des Zollverwaltungsgejeges und 
der Ausführungsbeftimmungen in Aussicht genommen find, von und als 
ein Beweis für den ernftlichen Wunſch des Präfidenten angejehen werde, 
die amerikanische Zollverwaltung von allem zu befreien, was den deutjchen 
Erporteuren irgendwie das Ausfehen von Härten zu haben jcheint. Er 
hoffe ferner, daß während des Zeitraums bis zum 30. Juni 1907 ein 
paflender Weg gefunden werde, um eine dauernde Grundlage für den 
wechjeljeitigen Handel beider Länder zu fchaffen unter Bedingungen, Die 
für beide Teile befriedigend und vorteilhaft jeien. Der Staatsjefretär gibt 
ichließlicd; der Zuverficht Ausdrud, daß bei Fortdauer der bisherigen freund- 
Ihaftlihen Haltung auf beiden Seiten man zu einem Abjchluffe gelangen 
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werde, der mit dem von beiden Teilen gehegten Iebhaften Wunfche nad 
wahrer Freundichaft zwijchen dem deutichen und amerikanischen Volke in 
Einklang ſtehe. So weit die amerifanijche Note. Meine Herren, bei der 
Wichtigkeit unjerer Handel3beziehungen zu den Vereinigten Staaten haben 
die verbündeten Regierungen es jedenfalls für ihre Pflicht gehalten, alle 
Mittel zu erjchöpfen, welche eine verjöhnliche Regelung herbeizuführen ge- 
eignet —* und ſie hoffen, daß dieſes hohe Haus dieſem Geſichtspunkt 
Rechnung tragen wird. 

Abg. Graf | (fonf.): Die Landwirtihaft hat an 
diejer Frage nur ein nebenjächliches Intereſſe. Wenn die Induſtrie gemillt 
jein ſollte, die jchlechte Behandlung jeitend Amerikas ſich auch Fünftig ge- 
fallen zu laſſen, jo ift das ihre Sadhe. Wenn wir gegen die Vorlage find, 
jo geihieht da3 aus nationalen Gründen und aus der Erwägung heraus, 
daß unſere wirtichaftspolitiiche Pofition gegenüber Amerika durch diefe Vor— 
lage nicht verbefjert, jondern verjchlechtert würde. Es entjpricht ganz gewiß 
nicht den Grundjäßen der Billigkeit und Gerechtigkeit, wenn Amerika ohne 
Gegenleiftung Konzeſſionen eingeräumt werden jollen, die andere Länder 
durch erhebliche Opfer haben erfaufen müſſen. Eine Reihe europäiicher 
Länder haben in den legten Jahren zum Teil einen viel höheren General» 
tarif gegenüber Amerifa zur Durchführung gebracht, ohne daß Amerika 
daraus einen Anlaß zum Zollkriege gejchöpft hätte; und anderjeit3 hat 
Amerifa uns gegenüber einen fatt viermal jo Hohen Generaltarif ein- 
geführt, ohne daß mir mit einem Bollfriege geantwortet hätten. Unter 
diefen Umftänden erjcheint ung die Androhung eines Bollfrieges für den 
Tal, daß wir Amerifa unjeren Konventionaltarif nicht einräumen, als 
eine ungerechte und ungleichmäßige Behandlung Deutſchlands von jeiten 
Amerikas. Abg. Molkenbuhr (Soz.) will die Borlage annehmen. Die 
Schwierigkeiten feien durch den deutjchen BZolltarif hervorgerufen. Abg. 
Herold (Z.): Die Vorlage Hat und ganz außerordentlich unangenehm über- 
raſcht. Wir ftehen auf dem Standpunkte, daß der Tarif vom Jahre 1902 
nur denjenigen Ländern gewährt werden kann, die ihrerjeit3 uns Kon— 
zejfionen machen. Der Entwurf will ein Jahr lang unferen Vorzugstarif 
Amerifa gewähren, ohne daß diejes und Konzejjionen macht. Das ift ein 
völliger Bruch mit unferer bisherigen Handelspolitif. Man kann an eine 
Prüfung der Vorlage nur herangehen in der Erwägung, daß e3 ji nur 
um ein PBrovijorium Handelt und daß man vielleicht doch noch zu einem 
Handelövertrage fommen wird. Wir wiſſen aber aus Erfahrungen, die 
wir mit anderen Verträgen gemacht haben, daß troß vorübergehender 
Schwierigkeiten die Möglichkeit bleibt, zu einem Abjchluffe zu gelangen. 
Nur in diefer Vorausjegung können wir der Vorlage zuftimmen. Nun ift 
ja der Termin bis zum 1. Juli 1907 etwas lang; aber in der Erwägung, 
daß die verbündeten Regierungen genügend Zeit haben müjjen, wollen wir 
auch diefem Termine zuftimmen. Davon kann aber nicht, wie Graf 
Schwerin meinte, die Rede fein, daß den Berhandlungen mit Amerifa das 
Provijorium zugrunde gelegt werde; die Unterlage fann nur ein General- 
tarif bilden. (Zuftimmung.) Halte aber Amerifa auch in Zukunft an feinen 
Bollfägen und an der biöherigen Zollabfertigung feft, jo jei auch die Ge- 
fahr eines Zollfrieges nicht zu jcheuen. Abg. Paaſche (nl.) ftimmt dem 
Borredner zu; die Redner der Linken jehen in der Vorlage ein Fiasko der 
deutſchen Hochſchutzzöllner. — Die Vorlage wird gegen einen Zeil der 
Konjervativen angenommen. 


22. Februar. Der Reichstag genehmigt in dritter Be— 
ratung den Handelsvertrag mit Abejjinien. 
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23. Februar bis 2. März. (Reichdtag.) Juſtizetat. Schwur— 
gerichte. Tendenzprozeſſe. 

Abg. Stadthagen (Soz.) greift mehrere Urteile gegen Sozial- 
demofraten jcharf an, der preußiiche Juftizminifter habe beſonders harte 
Urteile gegen Sozialdemokraten verlangt. Abg. Müller-Meiningen 
(fr. Vp.) wünjcht Diäten für Gejchworene und bedauert mehrere harte Ur- 
teile, die den Sozialdemokraten Agitationgftoff lieferten. Zu vermwerfen fei 
das Begehren nad) Wiederbelebung der lex Heinze und die Verfolgung des 
Nadten in der Kunft durch Polizei und Geriht. Staatsjefretär Nieber- 
ding verteidigt den preußiichen Juftizminifter. Abg. Abla$ (fr. Vp.) for- 
dert Ausdehnung der Kompetenz der Schwurgerichte auf Preßvergehen. 
Staatsjefretär Nieberding: In diefem Falle werde er eine Nevifion der 
Strafprozeßordnung überhaupt widerraten. Abg. Roeren (3.) fordert 
ihärfere Strafen gegen Unfittlichkeit in Kunft und Literatur; viele Aft- 
photographien würden gar nicht von Künftlern gefauft, fondern jeien auf 
den Mafjenvertrieb berechnet. Bei Prozeſſen über $ 184 jei die Zuziehung 
von Sadjverftändigen und Künftlern überflüffig; ob das Schamgefühl ver- 
legt jei, fünne der Nichter allein beurteilen. Abg. Bruhn (Refp.) führt 
Beichwerde über jchlehte Behandlung der Zeugen und Angeflagten durch 
die Gerichtshöfe. Abg. Stüdlen (Soz.): Das Vertrauen der Arbeiter zur 
Juſtiz jchwinde infolge vieler Tendenzprozejje. Staatsſekretär Nieberding 
lehnt die Forderung, die Kompetenz der Schwurgerichte auf Preßſachen 
auszudehnen, ab. An diejer Frage würde die Strafprozeßreform jcheitern. 
— Die Frage der Belämpfung der unſittlichen Literatur wird lebhaft er- 
Örtert. — bg. Heine (Soz.) wirft den Richtern Voreingenommenheit 
gegen die Arbeiter vor, wogegen Abg. Roeren (2.) und Staatsjefretär 
Nieberding proteftieren. 


23. Hebruar. (Sachſen.) Die Erfte Kammer genehmigt 
eine Vorlage über Anderung ihrer Zujammenjegung. Hiernach 
ernennt der König fünf Vertreter des Handels, der Induſtrie, des 
Gewerbeftandes und einen Vertreter der Technifchen Hochſchule für 
die Erite Kammer. 

24. Februar. (Bayerifche Abgeordnetenfammer.) Sn 
einer fozialpolitifchen Debatte behauptet Abg. Timm (Soz.), daß 
im Reiche zurzeit feine vernünftige kulturelle Idee gefördert werde; 
Minifterpräfident dv. Podewils weiſt dies Urteil als kraſſe Un— 
gerechtigfeit jcharf zurüd. 

24. Februar. (Baden.) Die Prinzejfin Mar von Baden 
wird don einem Prinzen entbunden. — Damit ijt die Thronfolge 
im Zähringer Haufe gefichert. 

24. Februar big 7. März. (Preußiſches Abgeordneten- 
haus.) Kultusetat. — Kongregationen. Landflucht der Lehrer. 


Auf eine Anfrage des Abg. Porſch (Z.) erflärt Kultusminifter 
Studt, an den Höheren Lehranftalten jeien nur neue marianiſche Kon— 
gregationen zugelaffen worden; die Deffentlichfeit habe fich überflüſſig hier— 
über erregt. Abg. Frhr. v. Zedlig (frf.) und Ernit (fr. Vg.) fordern Zu— 
lagen für Seminarlehrer. Abg. Glowatzki (3.) tadelt den Ausſchluß der 
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polniihen Sprache aus dem Religionsunterricht in Oberfchlefien, verlangt 
aber, daß die Polen gute preußiiche Patrioten fein follen. Kultusminifter 
Studt lehnt jede Nachgiebigfeit in der Sprachen- und Schulfrage ab. — 
Lebhaft wird über die Nichtbeftätigung eines Pfarrer Römer in Godes- 
berg diskutiert, wobei unter Bezug auf den Fall Fiicher (1905 ©. 99) dem 
Konfiftorium der Vorwurf ungejchidter Leitung gemacht wird. — Ueber 
viele Lüden unter den Elementarlehrern wird geklagt, KRultusminifter 
Studt hofft, daß die Verhältniffe von 1908 ab fich befjern werden; jeit 
1301 jei die Zahl der Lehrer von 89000 auf über 100000 geftiegen. — 
Ein Antrag Zedlig — die Zulage der Volksſchullehrer penſionsfähig 
zu machen, wird abgelehnt. — Lebhaft beklagt wird, daß die Lehrer vom 
Lande in die Städte und vom Oſten nach dem Weſten ſtrebten. Die Re— 
gierung erwartet Abhilfe von der Verabſchiedung des Schulunterhaltungs- 
gejeged. — Die Frage, ob das Griedhifche in den Gymnaſien weiter be- 
Ihränft werden joll, wird im allgemeinen verneint. Bentrumsabgeordnete 
führen Klage über den Gefchicht3unterricht an den höheren Schulen. — 
Ferner wird debattiert über die Nichtbeftätigung eines Predigerd wegen 
jeiner Zugehörigkeit zur liberalen Richtung und über das Avancement der 
evangeliich-theologiihen PBrivatdozenten an den verjchiedenen Univerfitäten 
ee Welt” März, April und „Deutjche Literaturzeitung“ 
pril). 


25./27. Februar. (Berlin.) Feier der filbernen Hochzeit des 


Kaiſerpaars. 

Am 25. beginnt die Feier mit dem Empfang mehrerer Deputationen. 

Reichskanzler Fürſt Bülow begrüßt den Kaijer im Namen des 
preußiichen Staat3minifteriumg, worauf der Kaiſer erwidert: Ich fage 
Meinen Herzlichiten Dank für die Worte, die Ew. Durchlaucht foeben im 
Namen des Staatdminifteriums3 an Uns gerichtet Haben. Das Staats— 
minijterium hat im Laufe feiner Arbeiten wiederholt die Freude gehabt, 
Einwirkungen der Kaijerin und Königin nachgeben und fie ausführen zu 
fönnen, und jo hoffe Jh, daß die Herren auch in fernerer Zukunft ihre 
Arbeiten mit Mir gemeinjam ausführen und ftet3 im Auge behalten werden 
und nicht vergefien, daß die erſte Frau Deutjchlands, die Königin von 
Preußen, wie alle deutichen Frauen mäßigend und leitend auch auf Ihre 
Gedanken einwirken joll. So hoffe Ich, daß Gott au) in den nächſten 
Sahren Unjere Arbeit jegnen möge. 

Auf die Glückwünſche des bayeriichen Gejandten Graf Lerchenfeld 
im Namen des Bundesrat3 antwortet der Kaifer: Ich jpreche dem Bundes- 
rat von ganzem Herzen Meinen wärmften Dank aus für die Winfche, die 
Em. Erzellenz joeben ausgejprochen haben, und bitte Sie, der Dolmetich 
Unſeres Danfes zu fein bei Ihren Herren für das Intereſſe, das Sie an 
dem Feſte in Unjerm Haufe genommen haben. Es iſt Mir eine Freude, 
vernommen zu haben, daß der Bundesrat in der Lage geweſen ift, fich zu 
überzeugen, mit welchem Fleiß und welcher Hingebung die Arbeiten und 
Pflichten von Ihrer Majeftät aufgefaßt werden. Sie können verfichert jein, 
daß Wir Unfere Arbeit auch fernerhin mit unermüdlichem Pflichteifer tun 
werden und vor allem in inniger Vereinbarung mit Unjeren hohen Ber- 
bündeten wirfen werden. 

Auf die Anſprache des Prinzen Albreht im Namen der Armee 
erwidert der Kaiſer: Ich jpreche Meinen herzlihen Dank aus für Die 
ichönen Worte, die Em. Königliche Hoheit an Uns gerichtet haben. Ich 
bin von Herzen beglüdt und dankbar, daß des Reiches wehrhafte Söhne, 
dargeftellt in den oberften Spigen der Armee, Uns Heute hier gratulieren 
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fönnen, und daß diejelben von einer Königlichen Hoheit geführt werden, 
die Uns noch die herrliche Zeit der Auferftehung des Reiches verkörpert. 
Königliche Hoheit können verfichert jein, daß Mein erfter und legter Ge— 
danke Meine Streitfräfte zu Lande und zu Wafler find und daß Ihre 
Majeftät ſtets beftrebt ift, für die Linderung von Not und Krankheit zu 
wirken und vorzuforgen. Gebe Gott, daß e3 gejchehen wird. So bin Ich 
feft überzeugt, daß die Armee fich ebenjo bewähren werde, wie vor 
35 Sahren. 

Außerdem Halten Anſprachen die Präfidenten des Reichstags und 
des preußiichen Landtags und die Spigen der geiftlichen Behörden. Hier- 
auf folgen zahlreiche Abordnungen der Provinzen, Städte, Univerfitäten 
und Techniihen Hochſchulen der Akademie der Wifjenichaften und Künfte 
und Korporationen gemeinnüßiger Vereine, endlich Deputationen fremder 
Staaten. 

Anläßlich der Feier werden in allen Teilen Deutjchlands von pro— 
pinziellen Gelbftverwaltungsförpern, Gemeinden und Einzelperjonen eine 
sähe Anzahl mwohltätiger Stiftungen ind Leben gerufen worden, Deren 
Gejamtbetrag auf zirfa zehn Millionen beziffert wird. 


27. Februar. (Berlin) Bermählung des Prinzen Eitel 
Hriedrich mit Herzogin Sophie Charlotte von Oldenburg. — Am 
26. zieht die Braut feierlich in Berlin ein, am 27. hält der Kaifer 
nach der Trauung folgende Rede: 


Meine liebe Tochter! Mit diefem Namen darf Ich dich wohl nennen! 
Geſtatte Mir, dir im Namen Meines Hauſes innigen und herzlichen Will- 
fommen zu jagen und dich zu verfihern, daß du nicht nur hochgehalten 
und geſchätzt und geliebt von deinem Gatten werden wirft, jondern von 
uns allen. Du trittft in unjere Mitte herein als eine längſt Befannte, 
und vielfache Erinnerungen führft du uns Herauf. Trägſt du doch den 
Namen der eriten preußiichen Königin, die durh ihr Wejen, durch ihr 
Streben und ihr Leben fich einen feiten Pla in der Erinnerung ihres 
Bolfes bewahrt Hat. Führſt du doch unjere Erinnerungen zurüd auf jenen 
großen Prinzen-Feldmarſchall. So wie fchon am Altar geichehen, darf Sch 
auch hier die Blide zurüdichweifen laffen und deiner teuren Mutter ge- 
denfen, ebenjo der hohen Geftalten, die damals bei ihrer Hochzeit in der 
Kirche verfammelt waren und zu denen wir nunmehr emporbliden. Du 
haft dir einen Gemahl gekürt, deſſen ehrenfefter Charakter, deſſen feſte Per— 
jönlichkeit dir bürgen werden, daß du das finden wirft, was du gejucht 
haft. Schon viele, denen noch das Bild Meines Hochjeligen Großvaters 
gegenwärtig ift, meinen, in ihm ähnliche Züge mit dem großen Kaiſer zu 
erfennen. Gott gebe, daß er ihm von Jahr zu Jahr mehr gleichen wird. 
Unjeren innigften und herzlichiten Segenswünjchen wollen wir Ausdrud 
geben, indem wir die Gläjer erheben und auf dein und deines Mannes 
Wohl trinken! 


28. Februar. (Reichdtag.) In der Budgetlommijfion er— 
klärt Staatsſekretär dv. Tirpi auf eine Anfrage über die Befefti- 
gung Kiautſchous: 


Es jei nicht zutreffend, daß ZTjingtau eine Feftung erften Ranges 
werden jolle. Das ſei nicht beabfichtigt, auch nicht mit der bisherigen 
Etatsjumme für Armierungen möglid. Die Lage habe fich zweifellos durch 
den oftafiatiichen Krieg geändert. Das, was bisher geichaffen ſei an Be— 
fejtigungen, jei für die Erhaltung der Neutralität abjolut notwendig. Was 
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jet gefordert werde, jei lediglich die Schlußrate für die Seebefeftigungen, 
die bereit3 im vorigen Jahre bewilligt jeien. Es jei abjolut nötig für Die 
wirtichaftliche Stellung Tſingtaus, daß e3 eine gewiſſe militärische Sicher- 
beit biete. Es müſſe nad) der Seefeite ftark genug fein, um die Neutralität 
aufrecht zu > nad) der Zandjeite, um etwaigen chineſiſchen Unruhen 
gewachſen zu jein. 


28. Februar. (Reichstag.) Beteranenunterjtügung. 

Abg. Nißler (fonf.) beantragt Gewährung von Beihilfen an Kriegs— 
teilnehmer. Nach 81 jollen die Kriegsteilnehmer, wenn fie ſich in unter- 
ftügungsbedürftiger Lage befinden, insbejondere wenn fie für ihren Unter- 
halt auf ein Einfommen von weniger ald 600 Mark angemiejen find, und 
wenn ihre Erwerbsfähigfeit auf weniger als ein Drittel herabgejegt ift, 
oder wenn jie das jechzigite Lebensjahr vollendet Haben, eine monatlich im 
voraus zahlbare Beihilfe von 120 Mark jährlich) erhalten. Nach $2 jollen 
die Hinterbliebenen das Gnadenquartal erhalten; nad $ 3 unterliegt die 
Beihilfe nicht der Pfändung; 8 4 umjchreibt den Kreis der von der Bei- 
Hilfe ausgejchlofjenen Perjonen, wozu außer den Jnvalidenpenfionsbeziehern 
und den Nichtreichdangehörigen auch joldhe gehören jollen, welche nad) ihrer 
Lebensführung der beabjichtigten Fürjorge als unmürdig anzujehen find; 
$ 5 jchließt den Rechtsweg aus; 8 6 bejtimmt die Einftellung der Zahlung, 
wenn eine ihrer Vorausjegungen in Wegfall gefommen ift; nach $ 7 jollen 
die Mittel alljährlich auf den Reichsetat gebracht werden, und in 88 wird 
als Termin des Inkrafttretens der 1. April 1906 feſtgeſetzt. 

Schapjekretär Frhr. dv. Stengel: Bei all meinem Wohlwollen für 
die Sriegsteilnehmer muß ich die Bedenken gegen den Antrag rüdhaltlos 
vortragen. Im Jahre 1895 rechnete man mit einem Aufwande von jähr- 
ih zwei Millionen Mark; damals Hatte der Neichsinvalidenfonds noch 
einen Ueberjchuß von 83 Millionen Mark. Man konnte mit der Wahr- 
jcheinlichkeit rechnen, daß er noch auf Jahre Hinaus die erforderliche 
Veteranenbeihilfe aus den Zinſen dieſes Weberjchufjes bejtreiten würde. 
Set hat der Invalidenfond jchon eine Unterbilanz von über 30 Mil- 
lionen Mark, und dieſer Umftand Hat jchon 1904 dazu genötigt, ihm dieje 
Beteranenlaft abzunehmen und dieſe auf den Etat des Reichsſchatzamtes zu 
übernehmen. Für 1906 find im Etat über 16! Millionen Marf vor- 
gejehen worden; ob das jchon der Höchſtbetrag der Belaftung ift, läßt ſich 
noch nicht vorausſehen; man rechnet, daß vielleicht 1912 die höchſte Be- 
laftung erreicht werden wird, und zwar bis auf den Jahresbetrag von 
25—30 Millionen Mark, und das ohne den Antrag Nißler. Nach unjeren 
Ermittlungen haben fi im ganzen noch zwiſchen 6—700000 Kriegsteil- 
nehmer am Leben befunden; für jet wird dieſe Zahl auf 620000 gejichäßt ; 
zieht man die anderweiten Unterftüßten und die $nvalidenpenfionsempfänger 
ab, fo bleiben immer noch über 560000, welche bei der Gewährung von 
Beihilfe eventuell in Betracht fommen fönnen. . . . Der Antrag Nißler 
ift, joweit er das Kriterium der Erwerbsfähigfeit ind Auge faßt, eigentlich 
nur eine Wiederholung der Bundesratsbeftimmungen. Bedenklicher iſt e3, 
wenn al3 Kriterium der individuellen Unterftügungsbedürfniffe eine be- 
ftimmte Einfommensgrenze gezogen wird. Die lofalen, perjönlichen und 
Familienverhältniffe find fo verjchieden, daß eine fo ziffernmäßige Rege— 
lung nicht angebradht ift. Der Bundesrat hat das Nichtigere getroffen. 
Am allerbedenklichften aber jcheint und der Vorſchlag, wonach jchon Die 
Bollendung des jechzigiten Lebensjahres den Anfpruch auf die Veteranen- 
beihilfe begründet. Damit wird gewifjermaßen von Reichsgeſetz wegen 
proffamiert, daß jchon mit dem jechzigften Lebensjahre die Erwerböunfähig- 
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feit beginnt. Das würde zu unabjehbaren Konjequenzen führen. Der 
Vorredner ſprach zwar nur von Fällen der Bedürftigfeit, aber aus dem 
Antrag geht das nicht Mar hervor. Nach unjerer Schäßung würde nad) 
diefem Antrage von 1906 eine Mehrausgabe von 27 Millionen Mark zu 
erwarten jein. (Große Bewegung.) Wie wollen wir bei unjerem Defizit 
diefen Mehrbedarf deden? Welchen Widerftand hat nicht jeder Verſuch, 
das Gleichgewicht in unjerem Haushaltsetat wiederherzuftellen, gefunden! 
Es ift ſehr leicht, für populäre Zwede Ausgaben zu fordern, aber jchwer, 
fie zu deden. Ich hätte es faum für möglich gehalten, da die Beitrebungen 
zur Sanierung des Neich&budget3 dur einen jolhen Antrag durchkreuzt 
werden würden. Der $ 7 de3 Antrages dedt fich des Inhalts nad voll» 
ftändig mit dem $ 2 der Novelle zum Anvalidenfondsgefeg. Der ganze 
Antrag ift zu einem Teil überflüffig und gegenftandslos und zum anderen 
Teil jo bedenklich, daß ich meinerjeit3 nicht in der Lage bin, ıhn den ver- 
bündeten Regierungen zur Annahme zu empfehlen. 

Abg. Itſchert (B.) Hält die Unterftügungsgrenze von 600 Mark 
für unpraftifch, weil die Summe in den verjchiedenen Landesteilen ganz 
verjchiedenen Wert habe. Der Antrag müſſe in der Budgetlommijfion auf 
feine Durchführbarfeit geprüft werden. Abg. Bod (Soz.): Die Unterftügung 
der armen Veteranen jei dringend nötig, zumal für die Offiziere jo viel 
ausgegeben worden jei; man jolle nicht nur 120, jondern 365 Mark be- 
willigen. Die Koften könne man durch Beichränfung der Sciffsbauten 
aufbringen, denn nicht auf die Zahl der Echiffe, jondern auf die Bejagung 
fomme es an. Woher jolle aber eine begeijterte Bejagung fommen, wenn 
man die Veteranen verhungern lafje? Abg. Graf Oriola (nl.) polemifiert 
gegen den Vorredner, dejjen Partei noch nichts für die Veteranen geleiftet 
habe. Der Antrag gehe in mehreren Punkten zu mweit, verdiene aber ge= 
naue Prüfung. Abg. Arendt (RB): E3 Handle fich nicht nur um eine 
Finanze, jondern um eine Ehrenfrage de3 Deutjichen Reichs, daher müßte 
das Geld geichafft werden. Abg. Bargmann (fr. Bg.) und Abg. Pott- 
hoff (fr. Vg.) ftimmen der Tendenz des Gejeßes zu. — Der Antrag geht 
an die Budgetlommijjion. 


Hebruar. März. Gegen den Staat3jefretär des Innern Graf 
Poſadowsky wird in fonjervativen und agrarijchen Kreijen lebhaft 
agitiert, weil er fich immer mehr als Gegner der Landwirtjchaft 
zeige. Ebenjo wird feine Stellung zur Sozialpolitik (S. 26) ſcharf 
fritifiert. 

1. März. (Preußen) Der Erzbifchof von Gnejen befiehlt 
den Geijtlichen aus dem Verein deutjcher Katholiken auszutreten, 
weil der Verein auf unfatholijcher Grundlage aufgebaut jei. — 
Der Vorſtand protejtiert, der Erzbijchof fei durch Verleumdungen 
und faljche Anjchuldigungen faljch berichtet. 

1. März. (Preußen.) Erjchwerung der Fleifcheinfuhr aus 
Rußland. 


Eine Verordnung des Landwirtichaftsminifters ordnet an, daß Die 
Einfuhr von Schweinefleiih aus Rußland verboten ift, mit Ausnahme des 
Fleiſches, welches nach dem Fleiſchbeſchaugeſetz vom 3. Zuni 1900 als „zu— 
bereitet“ anzujehen ift. Solches Fleiſch darf unter den im Neichsviehjeuchen- 
gejeß vom 1. Mai 1904 und im preußifchen Ausführungsgejeg vom 22. Zuli 
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1905 vorgejehenen Bedingungen eingeführt werden. Ausnahmen von 
obigem Verbot können zugunften des im Heinen Verkehr eingehenden, ſowie 
zum Reiſegebrauch mitgeführten Schweinefleifche3 durch Anordnungen des 
Regierungspräfidenten zugelafjen werden. Bereitö beftehende derartige Be- 
ftiimmungen bleiben in Kraft, alle jonftigen dem obigen Verbote entgegen- 
ftehenden Anordnungen werden aufgehoben. 


1. März. Eine Bundesratsverordnung als Nachtrag zur 
Anleitung für die Zollordnung jchreibt vor, daß als Grundlage 
der Unterjcheidung der Malzgerſte von anderer Gerjte das Hekto— 


Litergewicht dient. 

Anfang März. (Sachſen.) Der engere Ausſchuß der freien 
Kommijfion der Zweiten Kammer zur Vorberatung der Landtag?- 
wahlrechtsreform genehmigt mit allen gegen die Stimme des frei: 
finnigen Abg. Günther- Plauen folgende allgemeine Grundjäße für 
die fünftige Wahlrechtöreform: 

1. Keinem, der nach dem geltenden Wahlrecht dad Stimmrecht be- 
ſitzt, ſei dieſes Recht zu entziehen. 2. Den Angehörigen der dritten Wähler- 
Hafje jei der Zutritt zu der Kammer in größerer, jedoch nicht in jolcher 
Anzahl zu ermöglichen, daß dadurch angeficht3 des Uebergewichts der Sozial- 
demofratie in dieſer Wählerklafje eine gedeihliche Weiterführung der Staat$- 
verwaltung erjchwert oder gar unmöglich gemacht wird. — Unter diejen 
Vorausjegungen erachtet der Ausichun die Einführung eines allgemeinen, 
direkten, geheimen Wahlrechts mit Zuſatzſtimmen, bei denen mindeſtens das 
Alter, die Steuerleiftung und die Bildung zu berüdfichtigen find, für das 
Empfehlenswertefte. Was die Drittelerneuerung der Kammer anlangt, jo wird 
dieje von den fonjervativen Mitgliedern des Ausſchuſſes, Opis, Dr. Brüdner, 
Förfter und Rudelt, ald Erfordernis der Wahlrechtsreform aufgeftellt. 
Sämtlihe Mitglieder erklärten ji für eine Vermehrung der Wahlfreife, 
die fonjervativen Abgeordneten jedoch nur in dem Sinne, daß eine Ver- 
mehrung der Wahlfreije nur der größten Städte einzutreten habe, während 
die liberalen Abgeordneten für eine vollftändige Neueinteilung der Wahl- 
freije unter Wegfall des Unterjchiedes zwiſchen ländlichen und ftädtifchen 
Wahlfreijen ſich ausjprachen. („Dresdener Anz.“) 


Anfang März. Über den Stimmenverluft der Sozialdemo- 
fratie in den Nachwahlen jeit 1903 bringt die jozialdemofratifche 
MWocenjchrift „Die Neue Geſellſchaft“ folgende Aufjtellung: 


Berluft 
Wahlkreis der Sozial⸗ der bürgerlichen 
demokratie Parteien 
Frankfurt-Lebus.. 1410 674 
Mittweida-⸗-Limbach.... 23330 961 
BED re a rer > 3239 
Kattowitz . . ..... 3366 4775 
Gewinn 
der Sozial— der bürgerlichen 
demokratie Parteien 
Schwerin⸗Wismarrrrr 210 633 
Eifenah . . . —F rer 868 1445 
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Verluft Gewinn 
Wahlkreis der Sozial⸗ der bürgerlichen 
demokratie Parteien 
Lüneburg-Winſen .. 21364 1434 
Osnabrük. 11441 765 
Eſchwege⸗Schmalkalden. . . 648 493 
Zihopau-Marienberg . . » . .... 3339 348 
Hameln-Springe . » » > 1495 603 
Altenburg - -» > 2 2 22 241268 592 
Way ın 3: en 883 72 
BO 2 en ee ee ee 344 1520 
Blön-Eutin . nn. 506 787 
Donaueidingen » > > 2 nn. 323 311 
Kalbe-Aichersieben . . . 2 2 20...1248 1400 
Serihow Iund II . . . 2.2.2....1437 1537 
Chemnib . 2: 2 22 nenn. 2637 7948 
Gewinn Berluft 
der Sozial- der bürgerlichen 
demofratie Barteien 
DEBON- 2-4: 3-5 ne 780 2802 
Erlangen-Fürttb . . 2 2 2 020020...159 124 
Eee 5954 288 


März. Ein Artikel des Reichstagsabgeordneten Bachem (3.) 
in den „Hiftorifch-politifchen Blättern“ „Wir müffen aus dem 
Turm heraus“ charakterifiert das Zentrum als politifche und nicht 
als £onfeffionelle Partei und fordert Aufnahme von Proteftanten, 
insbejondere von Chrijtlich- Sozialen, in die Partei. Die prote— 
ftantifche Preffe jowie ein Teil der Zentrumspreſſe lehnt die An: 
ſchauungen des Artikels ab. 

2. März. Der „Reich®=- Anzeiger“ veröffentlicht folgenden 
Danterlaß des Kaiſerpaars: 


Die Feier Unſerer ſilbernen Hochzeit fand im deutſchen Volke eine 
ſo herzliche und begeiſterte Teilnahme, daß der Freudentag Unſeres Hauſes 
u einem nationalen Feſttage wurde. Voll innigem Dank für das Uns 
in den verfloſſenen 25 Jahren zuteil gewordene reiche Familienglück, durften 
Wir zum Throne des Allmächtigen in Demut aufſchauen und Unſere Ge— 
bete und Gedanken in das Bekenntnis ausklingen laſſen: Bis hierher hat 
der Herr geholfen! Wir haben es als eine beſondere Gnade Gottes 
empfunden, daß es Uns am Tage Unſeres Ehejubiläums vergönnt war, 
wiederum einen Sohn an den Traualtar zu geleiten und Unſerem Familien— 
freije eine liebe Tochter zuzuführen. Wenn aber etwas geeignet war, 
Unjere Feitesfreude noch zu erhöhen, jo waren e3 die überaus zahlreichen 
und mannigfadhen Beweiſe liebevoller Anhänglichkeit, die Und aus allen 
Kreifen des engeren und des weiteren VBaterlandes in der Form von 
Adrefien, Zujchriften, Telegrammen, Widmungen und Spendungen zu- 
gingen. . Auch die Deutichen im Auslande haben es jih nicht nehmen 
lafien, mit der Heimat darin zu wetteifern, Unjeren Ehrentag fejtlich zu 
begehen und Uns durch freundliche Glückwünſche zu erfreuen. Millionen 
von treuen Menjchen, alten und jungen, in Palaſt und Hütte, in Stadt 
und Land, dachten Unfer in diejen Tagen mit herzlichen Wünſchen um 
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Fürbitten und verpflichteten Uns zu innigftem Danf. Aber damit nicht 
genug, in wahrhaft hochherziger, Unjere Erwartungen weit übertreffender 
Weije find aus diefem Anlafje von Provinzen, Streifen, Gemeinden, Ber- 
einen und Korporationen wie von begüterten Privatperjonen mohltätige 
und gemeinnüßige Stiftungen errichtet, wodurch Unjer Feſttag auch zu 
einem Segendtag für die von Krankheit und Not bedrüdten Landeskinder 
geworden ift. Gott der Herr lafje alle dieſe Werke barmherziger Nächften- 
liebe wohl gelingen zu Nuß und Frommen der Menjchheit und als ein 
- Wahrzeichen des innigen und feiten Bandes, welches das deutiche Volk 
und fein Kaiſerhaus umjchlingt. Mögen alle, die Uns in jo erhebender 
Weiſe beglücdten und durch treue Gedenken erfreuten, Unſeres wärmiten 
und herzlichften Dankes verfichert fein, den jedem einzelnen zum Ausdrud 
zu bringen leider nicht möglich ift. 


5. März. (Reichstag.) AInterpellation über Verkehrs— 
jtörungen an der ruffiichen Grenze. 


Freifinnige und nationalliberale Abgeordnete bringen folgende Inter— 
pellation ein: Iſt e8 dem Herrn Reichskanzler bekannt, daß infolge nicht 
genügender Vorbereitungen der rufjiihen Zoll- und Eifenbahnverwaltungen 
weit über 1000 Eifenbahnwaggons mit deutichen Ausfuhrgütern, die recht- 
zeitig von der deutjchen Grenzftation abgefertigt waren, nicht rechtzeitig 
zur zollamtlihen Abfertigung an der ruffiihen Grenzitation kommen 
fonnten? Und daß infolgedefjen durd das Eintreten der erhöhten Zoll- 
jäge am 1. März, die nad den Vorjchriften der ruffiihen Zollverwaltung 
auf alle dieje verjpäteten Sendungen Anwendung finden jollen, den deut- 
jhen Erporteuren ein großer Schaden erwächſt? Was gedenft der Herr 
Reichskanzler zu tun, um die deutjche Gejchäftswelt vor diefem erheblichen 
Schaden zu bewahren? 

Nach einer Begründung durch Abg. Gothein (fr. Bg.) erklärt Staat3- 
jefretär Graf Poſadowsky: Jch glaube, das Haus wird mit mir ein- 
verftanden jein, daß eine ſolche Meinungsverjchiedenheit zwijchen beiden 
Regierungen vom Bundesratstiihe aus mit großer Sachlichkeit und Ruhe 
behandelt werden muß. Es dürfte zur Klarjtellung der Sachlage beitragen, 
wenn ich die Hauptgefichtspunfte diefer Verhandlungen kurz auseinander- 
jege. Der Unterjchied in der Zollabfertigung in der grundjäßlichen Be— 
handlung der Zolljäge zwijchen dem deutjchen und dem ruſſiſchen Verfahren 
befteht darin, daß für die Anwendung der neuen Zolljäge in Deutjchland 
maßgebend ift der Beitpunft, in welchem die Waren zur Bollabfertigung 
angemeldet find, bezw. zur Bollabfertigung geftellt find, während für die 
Anwendung der neuen Zolljäge in Rußland maßgebend ift Die Beendigung 
der Zollrevilion. Am 24. Dftober v. %. hat das Generalfonjulat in Peters- 
burg den Auftrag erhalten, an maßgebender Stelle anzufragen, nach welchem 
Tarif die Waren zu verzollen find, die zur Zeit des Inkrafttretens des 
neuen Bolltarif3 am 1. März er. die Grenze pafjierten. Am 19. Dezember 
v. %. wurde unferem Botjchafter der Auftrag erteilt, dahin zu wirken, daß 
alle Waren, die bis zum Ablauf des alten Tarif, aljo bi8 Mitternacht 
zwijchen dem 28. Februar und dem 1. März, die ruffiiche Grenze pajfiert 
haben, nad) dem alten Zolltarif verzollt werden, oder daß wenigſtens ent- 
ſprechend unjerm Verfahren der Zeitpunkt der Anmeldung ald ausjchlag- 
gebend anerfannt werde. Darauf ift auf weitere telegraphiiche Weifung 
am 26. v.M. durch unjern Botjchafter der Wunſch ausgefprochen worden, 
daß außerden: Waren, die am 28. Februar die ruffiiche Grenze paſſiert 
haben, auch diejenigen Sendungen, die zu dem bisherigen Bolltarif die 
deutſche Grenze pajjiert Haben, und die zur Weberführung nach Rußland 
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bereit ftänden, aber wegen Annahmeverweigerung der ruſſiſchen Stationen 
nicht dorthin überführt werden fonnten, von Eydtfuhnen nad) Wirballen 
verbracht werden. Auch diefe Wünfche blieben umerfüllt.e Die ruffische 
Regierung gab nur foweit nah, daß fie fich bereit erflärte, nach dem 
28. Februar alle Gejuhe um Anwendung des alten Tarif3 für diejenigen 
Waren zu prüfen, welche zwijchen der Grenze und dem Innern von Ruß— 
land durch Ausnahmezuftände aufgehalten wurden. Es iſt wichtig, feit- 
zuftellen, wie der Status der Dinge tatfächlich liegt. Ich Habe mich an 
den preußiſchen Eijenbahnminifter gewendet, telegraphiich diejen Stand 
feftzuftellen, und ich lege Wert darauf, Ihnen von dem Rejultat Kenntnis 
zu geben. Der Eijenbahnminifter hat an die Grenzftationen zur Beant- 
wortung der SYnterpellation telegraphiich die Frage gerichtet: a) wieviel 
Waren an der rujjiihen Grenze bis zum 28.0. M. zurücdgeblieben waren 
und wie viele an den ruſſiſchen Grenzftationen zur Uebernahme angeboten 
waren, wie viele wegen Nichtannahme liegen geblieben waren? b) welche 
Gründe für die Annahmevermweigerung maßgebend waren, insbejondere, ob 
diefe Gründe auf dem Gebiete des Zollweſens der MWeberfüllung, bes 
Mangel3 an Zollperjonal lagen, oder ob Hindernifje im Eijenbahnbetriebe, 
in der Unfahrbarkeit von Eijenbahnftreden oder elementarer Ereignifje in- 
folge von gewaltjamen Handlungen oder Arbeitzeinftellungen vorgefommen 
waren. Dieje Unterjcheidung feftzuftellen ift wichtig, namentlich, ob es 
außerordentliche Ereignifje waren, die die Beendigung der Bollrevifion 
nicht mehr möglich machten. Darauf find Antworten der einzelnen Grenz- 
ftationen eingegangen. Zunächſt von der Station Königsberg. Darin 
heißt es: In Proftlen waren Reſte der Ausfuhr nach Rußland nicht vor- 
handen; jeit mehreren Tagen waren Waren angeboten, aber von Rußland 
nicht angenommen, die Waren blieben liegen. Die Uebergabe wurde durch 
die ruſſiſche Zollbehörde gejperrt. Nachtarbeit auch bei fünftlicher Beleuch- 
tung wurde aus gejeglichen Gründen verhindert. Aus Danzig wurde be- 
züglic) des Grenzüberganges von Illowo-Mlawa und aus Bromberg be- 
züglich Thornd gemeldet, daß die vorhandenen Waren zur Ausfuhr nad) 
Rußland übergeben waren. Aus Poſen ift geantwortet worden, daß ſich 
der Ausfuhrverfehr auf den Grenzftationen nad) Rußland bis zum 28. Fe— 
bruar glatt abgemwidelt habe. Zurüdgeblieben find am 28. Februar einige 
Sammelladungen, welche die Empfänger nicht abgenommen haben, ver- 
mutlih wegen zu hoher Nachnahmegebühren. Der Staatsſekretär verlieft 
ähnliche Antworten aus Kattowig und Königsberg und zitiert weiter ein 
Schreiben des Auswärtigen Amt3 an den Minifter der öffentlichen Arbeiten 
jowie ein Schreiben des leßteren und fährt dann fort: Das ift das amt- 
liche Material, daS mir vorliegt. Der Reichöfanzler kann nichts tun, als 
darauf wirfen, daß diejenigen erhöhten Zollſätze, die etwa gefordert wurden, 
weil durch Ereignifje, die nicht den Charakter der höheren Gewalt trugen, 
durch Ereignifje, die vielleicht durch Wbfertigungsichwierigfeiten herbei- 
geführt find und vermieden werden fonnten, der deutfche Erporteur nicht 
gezwungen wird, den höheren Bolljag des neuen Bolltarif3 zu tragen. 
Der Reichsfanzler wird feine Bemühungen in diefer Richtung fortjegen 
und wir hoffen bejtimmt, daß e3 gelingen wird, mit der ruffifchen Regie- 
rung zu einer Berftändigung zu gelangen, um Diejenigen Exporteure, 
welche an der Zahlung des höheren Zollfages unjchuldig find, in gewiſſen 
Grenzen jchadlos zu halten. Weitere3 glaube ich heute nicht erffären zu 
fünnen. Das Haus wird wohl in diefer Beziehung mit Vertrauen den 
Schritten entgegenfehen können, die der Reichskanzler in Zukunft im Snter- 
eſſe unjerer Induftriellen und Erporteure unternimmt. (Bravo.) 
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5. März. (Reichdtag.) Poſtetat. 

In der Beratung des Pojtetat3 wird dem Staatsjefretär im all- 
gemeinen Anerkennung für die Sozialpolitif der Boftverwaltung aus- 
geſprochen, — für die Einſtellung der Paketbeſorgung am Sonntag. 


6. März. (Bayerifche Abgeordnetenfammer.) Lotterie— 
frage. 

Finanzminiſter v. Pfaff erflärt, daß die Staatöregierung einen 
vom Abg. Brieger (8.) eingebradhten Antrag auf Einführung einer Staats- 
fotterie ablehne, weil dieje nicht zwedmäßig jei. Bayern habe auch, ohne 
einen Finger zu rühren, jehr erheblichen Vorteil von der preußiichen 
Staatslotterie, indem es am Reichsetat mit jährlih 4 Millionen Ein- 
nahmen aus Lotterien partizipiere. 


7. März. Der Reichstag verweift mehrere Anträge über 
Anderung der Gewerbeordnung und Anderung des Handelsgeſetz- 
buches an eine Kommiſſion. 

7. März. (Württemberg.) Die Abgeordnetenkammer be— 
willigt 10100000 Mark für Eiſenbahnbauten. 

8. März. Die Reichsſteuerkommiſſion beendet die erſte Leſung. 
Die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ bringt über die Ergebniſſe 
folgende Zuſammenſtellung: 










——— Nach den Kommiſſionsbeſchlüſſen — 
Regierung vorlage Mehr 
Aenderungen: Neu: oder Weniger 

Mil. M. 


Mill. M.J Mil. M. Mil. M. 





Braufteuerr . . . . 67 26 — \ | 
Tabalfteuerr . . . 28 —— — 1 
Bigarettenfteuer . 15 | bleibt . 15 
Reichaftempelfteuer bez. 

Berlehräfteuern: 


a) TEN 
PH N Re 41 | abgelehnt 


bezw. ge= 
ändert in Ladungsftempel . 10 
| und ‚Söiffsfrachtenftem- 
2 RE 7 - u 
b) — —— 
tenftempel. . 12 50 + 38 
e) Automobilfteuer .  8Ibleibt . 3 
d) Duittungsftempel . 16 | abgelehnt — 16 
Boftlarten und Drud- 
fadhen im Ortsverkehr 12 + 12 
Fabrifatjtempel für An- 
fihtspoftfarten. . . 10 + 10 
Stempel für een 
tigte Attien * 4 + 4 
Andere — 
— auf Kali und 
te a 10 + 10 
— bee Maifchraums 
RE a 10 10 
Reichserbichaftsiteuer . 72 80 8 
Wehrfteuerr . . . . . 20 -+ 20 
Summa — 174 und 83] — 109 + 112 
— 257 = +3 
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8.13. März. Das Preußiſche Abgeordnetenhaus berät 
den Eijenbahnetat und findet im allgemeinen, abgejehen von einigen 
Ipeziellen Wünjchen, daß die Eifenbahnverwaltung ihre Aufgabe 
vollauf Löft. 


März. Diskuffion über die Verwaltung von Kamerun. 


In der Prefje und im Reichtag wird die Verwaltung des Gouver- 
neurs von Kamerun, v. Buttlamer, lebhaft erörtert. Unter anderem 
wird ihm vorgeworfen, jeiner Maitreſſe einen faljhen Paß ausgeftellt und 
fie als jeine Coufine ausgegeben zu haben. Ferner werden Beichwerden 
von Negern erörtert. Hierüber jchreibt Reichdtagsabg. Hagemann (nl.) 
im „Zag” am 10. März: Am 5. September 1905 ging beim Reichstag 
eine von einer Reihe von Häuptlingen und Unterhäuptlingen ſowie von 
King Akwa von Bonambela unterzeichnete Beichwerde ein, welche von 
Bonafu, Duala Kamerun, datiert war und unter jpezieller Aufführung von 
24 Beichwerdepunften die Bitte ausſprach, es möge zur Vermeidung von 
Unruhen befohlen werden, daß die Quälereien des deutjchen Gouvernements 
an den Bittjtellern und ihrem King ein Ende nehmen möchten. Dieje Be- 
ſchwerde ift zu gleicher Zeit dem Reichskanzler zugegangen und dann im 
Dftober von Berlin aus dem Gouvernement in Kamerun zur Erledigung 
und Berichterftattung überjandt. Da in der Beſchwerde eine Reihe jchwerfter 
Vorwürfe gegen Beamte erhoben war, jo hielten dieje eine Feſtſtellung der 
Grundlofigkeiten diejer Bejchuldigungen um jo mehr für geboten, al3 nur 
jo die Unterlage für Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung im Lande 
geichaffen werden fönne, und aus diejer Erwägung heraus ftellte dann für 
die bejchuldigten und verleumdeten Beamten der Gouverneur dv. Buttfamer 
Strafantrag gegen die Unterzeichner der Beſchwerde. Da der zuftändige 
Bezirfgamtmann Regierungsrat v. Brauchitſch als ſelbſt ſtark beteiligt als 
Richter ausfallen mußte, hat der Bezirfsrichter LYämmermann die Sache 
bearbeitet. Er hat im Hinblid auf die Fluchtverdächtigkeit der Leute die 
jämtlichen Angeklagten verhaften und vorführen lafjen, hat fie jämtlich ver- 
nommen und iſt dann in die Hauptverhandlung eingetreten, weldhe am 
6. Dezember 1905 mit der Berurteilung jämtlicher Angeklagten zu zum 
Teil jehr hohen Freiheitftrafen endete. Die Beftätigung des Urteil, welche 
dem Gouverneur oblag, hat diejer mit Rüdficht, daß er ſelbſt Partei und 
ſomit nicht in der Lage war, richterliche Funktionen auszuüben, abgelehnt. 
Das Kolonialamt hat demnächft das Urteil aufgehoben und die Verhand- 
lung und Entjcheidung einem anderen Richter überwiejen. Neben der 
Kritik, die an dem Urteil felbft geübt wurde, fam eine Reihe von Be- 
jchwerdepunften in der Kommiſſion zur Sprache; das Endergebni war die 
Annahnıe folgenden Antrags: Der Reichstag wolle den Reichskanzler er— 
juchen: 1. in Ausführung des $ 4 des Schußgebietögejege vom 25. Zuli 
1900 tunlichjt bald durch Kaiferliche Verordnung die erforderlihen Maß— 
regeln dafür zu treffen, daß den Eingeborenen der Schußgebiete zunächit 
auf dem Gebiete de3 Strafrecht, des Strafprozejjies und der Disziplinar- 
gewalt im Sinne der 88 2 und 3 des Schußgebietögejeßes erhöhte Nechts- 
garantien gewährt werden; 2. jchon jegt Anordnung dahin zu treffen, daß 
gegenüber in Unterſuchungshaft befindlichen Angejchuldigten die Anwendung 
von förperlicher Züchtigung, Zwangsarbeit und Kettenhaft regelmäßig aus- 
geichloffen ift; 3. durd einen völlig unabhängigen, nach Möglichkeit mit 
Richterqualität befleideten Beamten eine eingehende Unterjuchung über die 
Beichwerdepunfte der Akwaleute durchführen zu lafjen und über das Er- 
gebnis der Unterfuchung und über die nad) Ziffer 1 demnächft zu jchaffenden 
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Schugmaßnahmen der Eingeborenen dem Reichstag Mitteilung zu machen. 
Außerdem wurde beichlofjen, die Petition der Akwaleute dem Herrn Reichs— 
fanzler als Material zu überweijen. Der ftellvertretende Kolonialdireftor 
hatte erklärt, das Urteil jei aufgehoben, weil es tatfächlih und juriftijch 
unbaltbar jei, die fünf zu längerer Freiheitsftrafe verurteilten Häuptlinge 
jeien in Unterjuhungshaft geblieben, weil Fluchtverdacht begründet jei. 
Die legtere Maßregel wurde von verjchiedenen Seiten lebhaft angegriffen, 
insbejondere wurde geltend gemacht, daß man nicht zu befürchten habe, die 
Angejchuldigten würden fi) durd die Flucht dem Verfahren entziehen, im 
Gegenteil, eine Haftentlafjung würde als Zeichen bejonderen Vertrauens 
aufgefaßt werden und auch bei den Beichwerdeführern Vertrauen ermweden. 
Dieje Anficht dürfte faum richtig erjcheinen; wenn die Häuptlinge fich 
ihuldig fühlen, und das dürfte wohl der Fall fein, jo würden fie jich die 
Gelegenheit faum entgehen Iafjen, jofort im Busch zu verjchwinden, und 
daß jie dann beftrebt fein werden, auch bei anderen Negerftämmen gegen 
die deutjche Verwaltung Stimmung zu machen, ift mehr als mwahrjcein- 
ih. Auch würde feitend unbotmäßiger Negerftämme in folcher Haft- 
entlafjung eher ein Beiden von Schwähe und Mißtrauen gegen die 
deutichen Beamten al3 eine Art von Milde und Gerechtigkeit erblickt werden 
fönnen. Ueberhaupt war e3 bemerfenswert, wie von einem Teil der Mit- 
glieder die Glaubhaftigkeit und auch, die Bedeutung des King Akwa und 
jeiner Häuptlinge und Unterhäuptlinge eingefchäßt wurde. Gegenüber diejer 
Wertihägung war die Stellungnahme zu dem anderen Großhäuptling, dem 
Manga Bell, eigenartig. Seine Bedeutung wurde auf Koften des King 
Akwa Herabgejegt, man glaubte in ihm einen befonderen Schüßling des 
Gouverneurs zu jehen, was um jo auffälliger ſei, als Manga früher eng- 
liihe Sympathien gezeigt habe und deshalb nad) Togo auf ein paar Jahre 
deportiert geweſen ſei. Dabei ift aber überjehen, daß eben jene Ent- 
fernung von der Heimat und der Aufenthalt in Togo, verbunden mit einer 
längeren Anmwejenheit in Deutjchland, dem Manga Bell die Ueberzeugung 
beigebracht haben, daß fich jeine Landsleute unter deutſcher Herrichaft 
wohler befinden al3 unter englijcher. Wer, wie der Schreiber diejer Zeilen, 
jelbft in Kamerun gewejen ift und dort gejehen hat, wie diefer Großhäupt- 
ling dort lebt, und perjönlich ihnen fennen gelernt hat, wird unſchwer zu 
der Meberzeugung gelommen fein, daß man es bei ihm mit einem intelli- 
genten, zielbewußten, der deutichen Schugherrichaft ergebenen Manne zu 
tun hat. Mißt man nun dem Manga Bell diejelbe Glaubwürdigkeit zu, 
wie jie von jeinen Gegnern dem King Afıva beigemefjen wird, jo dürften 
beider Urteile auszujchalten und die Petition lediglich nad) Maßgabe der 
jegigen Lage und Entwidelung der Kolonie zu beurteilen jein. Won diefem 
Standpunft aus betrachtet erjcheint ein Teil der Beichwerdepunfte in ganz 
anderer Beleuchtung. Geklagt wird an erfter Stelle darüber, daß Die 
Häujer zum Teil abgeriffen, die Bäume niedergejchlagen und jo die Stadt 
teilweije zerftört jei. Die Häufer aber find einfache, aus Holz und Baft 
gebaute Hitten, welche an anderer Stelle leicht und jchnell wieder auf- 
gebaut werden fünnen. Will man jedoch einen Ort wie Duala zu einer 
Anfiedelung von Weißen ausgeftalten, jo ift es unumgänglich notwendig, 
breite Straßenzüge anzulegen, etwaige Sümpfe, welche eine Brutftätte der 
die Malaria übertragenden Anophelesmüde bilden, zu bejeitigen und dar— 
auf Bedacht zu nehmen, die Negerwohnungen möglichit weit von denen 
der Europäer zu verlegen. Bor zehn Jahren war Duala ein jo uns 
gejunder Pla, daß man zur Verlegung des Gouvernement3 nach Busa 
jchreiten mußte, heute ift infolge des zielbewußten Vorgehens der deutjchen 
Beamten diefer Ort gejundheitlich jo gefeitigt, daß man dem Gedanken 
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einer Rüdverlegung des Regierungsfiges von Busa unbedenflih näher- 
treten könnte. Weiter wird in der Bejchwerde Klage geführt über den 
Zwang, der zum Zweck der Reinigung der Krieks durch die Neger aus— 
geführt jei. Die Krieks bilden Waflerftraßen, deren Befahren nicht nur 
im Intereſſe der europäilchen Kaufleute, jondern auc im Intereſſe der an 
ihnen wohnenden Negerjtämme abjolut notwendig ift; fie werden für die 
Befahrung durh Kanu und die Heinen Hedraddampfer leicht durch trei- 
bende Baumftämme gejperrt, und e3 find Fälle befannt, in denen der 
Regierungsarzt, der bei Nacht in ein folch Negerdorf gerufen wurde, nur 
mit größter Gefahr einen folchen Krief pajlieren konnte. Es ift eine 
wiederholt ausgejprochene Binjenmwahrheit, daß der Neger, der in vielem 
dem Kinde gleicht, fein Freund der Arbeit ift, und wenn dann im Inter— 
eſſe der Allgemeinheit einmal ein janfter Zwang angewendet wird, jo 
jollte man nicht gleich ein derartiged Vorgehen mit Sklaverei vergleichen. 
Soweit ſich die Bejchwerden gegen einzelne Beamte in bejtimmter Form 
rihten, wurde gründliche und genaue Unterjuchung zugejagt. Alle dieje 
behaupteten Ungerechtigfeiten und Willfürlichfeiten aber unter den Sammel- 
begriff eines Syjtem3 PButtlamer zu bringen, erjcheint völlig verfehlt. Die 
Perjon des Gouverneurs ijt ja in der legten Zeit jo vielfach angegriffen, 
jo oft in gehäjligiter Weije beurteilt, daß man fich nicht wundern fonnte, 
wenn auch in der Budgetlommiffion nach diefer Richtung das Erdenflichfte 
geleiftet wurde. Anzuerkennen ift, und das joll auch Hier noch einmal aus— 
drüdlich betont werden, daß, einzelne Mißgriffe und nicht zu billigende 
Maßregeln zugegeben, Herr v. Buttlamer ald Beamter der Kolonien Her- 
vorragendes geleiftet hat. Wenn die Kolonie Togo heute eined Reichs— 
zufchuffes nicht bedarf, jo ijt es daS Verdienft des früher dort tätig ge— 
wejenen Herrn dv. Puttkamer, daß fie dies erreicht Hat. Und wenn man 
jet Duala mit feinen breiten Straßen und der jchön bebauten Joßplatte 
jteht, wenn man fich in Buda, welches vor ungefähr zwölf Jahren noch 
ein Balwiri-Negerdorf war, über alle die Gebäude, die Meierei, die Ver— 
juchsgärten, die Tijchlerei und die Schmiedewerkjtatt mit Recht wundert, 
jo ift daS der zielbewußten und energijchen Arbeit de3 Gouverneurs zu 
danken. Unrichtig und unpolitiijh würde es fein, wenn der Gouverneur 
jeßt der Beichwerde der Akwaleute zum Opfer fiele, unrichtig, weil noch 
manche Aufgabe, deren Löjung er am beiten verfteht, feiner harrt, un- 
politijch, weil der Eindrud, welchen feine Abberufung auf die Bejchwerde 
hin ſowohl auf die Afwaleute als auf die Negerftämme im Innern machen 
würde, dem Unjehen der Deutjchen nicht nützlich wäre. Die Akwaleute 
würden ſich eine Bedeutung und einen Einfluß beimefjen, den fie nicht 
haben und nie haben dürfen. Die im Innern mwohnenden Negerftämme, 
die den Gouverneur in feinem energijchen Auftreten kennen gelernt haben, 
würden es nicht verftehen, daß diejer Mann einem Vorſtoß der Duala- 
neger hätte weichen müſſen. 


9.12. März. Reichstag.) In der Beratung des Etat der 
Reichgeifenbahnen wird im allgemeinen betont, daß infolge der 
Abneigung Preußen? eine Betriebsgemeinjchaft nicht zuftande 
fommen werde. 

10. März. (Groß-Lichterfelde.) Neichttagsabgeordneter 
Eugen Richter f. 


Geboren 30. Juli 1838 in Düffeldorf, 1859 Neferendar, 1864 nicht 
bejtätigt ald Bürgermeifter von Neumied. Seitdem Berufsparlamentarier 
und Journaliſt, 1867 im Fonftituierenden Reichstag als Mitglied der Fort- 
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ſchrittspartei, 1871 im Deutjchen Reichstage, faft die ganze Zeit als Ver— 
treter von Hagen. Außerdem Mitglied des preußifchen Abgeordnetenhaufes 
bon 1869—1906. 

In den Nachrufen der Prefje wird die Lauterfeit feiner Gefinnung 
und jeine Ueberzeugungstreue hervorgehoben, vielfach wird jeine oppofitio- 
nelle Stellung auf die Nichtbeftätigung als Bürgermeifter zurüdgeführt, 
obgleich er hervorragende politiiche Fähigkeiten, bejonders in finanziellen 
Dingen, bejefjen habe. Die „Preuß. Jahrbücher“ erklären feine politijche 
Haltung mit feiner Unfähigkeit, pofitive Politif zu machen; in diejem Ge— 
fühl habe er mehrere Gelegenheiten, zulegt 1892, Einfluß auf die Regierung 
zu befommen, — gelaſſen. Er ſei ein moderner Kleon; wie dieſer 
habe er nur einige Zufallserfolge errungen, die aber die von ihm vertretene 
Sache nicht dauernd zu fördern vermochten. 

10. März. Der Reichstag genehmigt folgende Reſolutionen 
zum Poſtetat: 

Ueber die Einftellung des Poſtanweiſungsverkehrs an Sonn- und 
Feiertagen, den Ausschluß der Beitellungen von Drudjahenmafjenjendungen 
an Sonntagen, die Regelung des Nachtdienftes, die Bortofreiheit für Pakete 
bis fünf Kilogramm an und von Perſonen des Soldatenftandes, eine weit- 
gehende Erleichterung der ZTelephoneinrichtungen und Benugung in den 
Heinen Ortichaften, Abjichaffung des Beftellgeldes, eine Unterſuchung über 
die Möglichkeit der Einjchränkung der Portofreiheit fürftlicher Perjonen. 


10. März. (Reichstag.) Präfident Graf Ballejtrem teilt 
den Tod des Abg. Richter mit folgenden Worten mit: 


Meine Herren! Der Reichstag hat einen ſchweren und jchmerzlichen 
Berluft erlitten. Heute nacht 41/4 Uhr ftarb zu Großlichterfelde unjer 
Kollege Eugen Richter, Mitglied des Fonftituierenden Reichstags für den 
erſten Wahlkreis des Regierungsbezirks Erfurt, Mitglied des Reichstags in 
allen Regislaturperioden, und zwar in der erjten Xegislaturperiode für den 
Wahlfreis Schwarzburg-Rudolftadt und von der zweiten Legislaturperiode 
ab ununterbrochen für den vierten Wahlkreis des Regierungsbezirk Arns- 
berg (Hagen). Mit feinen anerkannt hervorragenden Geiftesgaben und mit 
jeltener Geiftesichärfe war der Berfiorbene allezeit bemüht für des Bater- 
landes Wohl und Größe zu wirken und jo wird er in unferer Erinnerung 
fortleben. Mit unvergleichliher Pflichttreue und Gelbtlofigfeit widmete 
er fich bis zum legten Augenblick felbjt bei jchwerer Krankheit den Arbeiten 
für des Neiched Wohl und Gedeihen. Sein Andenken wird bei uns in 
hohen Ehren bleiben. Meine Herren! Sie haben ſich zu Ehren des Ber- 
ftorbenen von Ihren Plätzen erhoben; ich fonftatiere dies. 


11. März. (Straßburg i. €) Die Vertreter jämtlicher 
Zentrumßvereine in Eljaß-Lothringen bejchliegen einjtimmig die 
Gründung einer eljaß-lothringifchen Zentrumspartei. 

12. März. (Preußen) Überficht über die Durchführung 
des Anſiedlungsgeſetzes. 


Nach der Denkichrift über die Ausführung des Geſetzes vom 26. April 
1886, betreffend die Beförderung deutjcher Anſiedelungen in den Provinzen 
Wejtpreußen und Poſen für dad Fahr 1905 ift das Güterangebot erheblich 
hinter den in den Vorjahren zurüdgeblieben; jehr viel lebhafter als das 
Güterangebot geftaltete fi) das Angebot bäuerlicher Grundftüde Es 
wurden angefauft: 34 Nittergüter, 42 größere Landgüter und 82 Bauern- 
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wirtjchaften, und zwar 34660 Hektar für 41030424 Marl. Bon den an- 
gekauften Befigungen haben fich jieben Güter und 29 Bauernwirtichaften und 
2620 Heltar in polnischer Hand befunden. Der Landerwerb der Kommiſſion 
umfaßt unter Hinzurechnung der Erwerbungen aus den Vorjahren Ende 
1905 296 323 Heftar für 250327512 Mark. Hiervon jtammen aus deutjcher 
Hand 299 Gutsbezirke, 73 Landgüter, 210 Bauernwirtjchaften mit 194513 
Hektar für 133743857 Mark; aus polnischer Hand 147 Gutsbezirke, 
26 Landgüter, 173 Bauernwirtichaften mit 101810 Heltar für 76583655 
Mark. Die Nachfrage nach Anfiedlerftellen weiſt eine geringe Steigerung 
gegen das Borjahr auf. 


12. März. Wilhelmshaven.) Der Kaijer hält bei der 
Vereidigung der Marinerefruten folgende Anjpracde: 


Der Eid, den ihr ſoeben geleiftet habt, legt euch befondere Pflichten 
"auf, deren Heiligkeit euch) in allen Lebenslagen im Herzen liegen muß. 
Noc kennt ihr dieje Pflichten, noch wißt ihr nicht, was es heißt, ſich nad) 
ihnen zu richten und fie ftreng und gemwifjenhaft zu erfüllen. Ihr geht 
Gefahren entgegen, welche die Landbewohner nicht fennen, darum müßt ihr 
bei allen Schidjalsjchlägen doppelt gerüftet fein, mit Pflichttreue, Pflicht- 
freudigfeit und Gottvertrauen. Ich weiß, ihr denkt euch: „Wir find ftramme 
Jungen, wir mwifjen, was wir zu tun haben.” Ein jolches Selbitvertrauen 
ift gut, aber es muß gepaart jein mit Gottesfurdt, wahrer Religiojität, 
Pflichttreue und Beruföfreudigfeit. Gottesfurdt und Religiofität find aber 
leider nicht jo verbreitet, wie fie e3 fein müßten. Denkt an die Gejchichte 
des deutjchen Volkes, lernt aus den Großtaten euerer Väter, aber lernt 
nicht weniger aus den jchweren Schickſalsſchlägen, melde unjerem Bater- 
fande nicht erfpart blieben. Hundert Jahre jind jeit einem der trübften 
Unglüdstage vergangen, welche unjer Volk getroffen hat, Sch meine die 
Schlacht bei Jena 1806. Ihr alle wißt von diejer Schlacht und dem großen 
Unglüd, das fie über das ganze deutiche Volf gebracht hat. Lernt daraus 
erfennen, daß wahres Gottvertrauen allein ftügt inı Unglüd. Das Unglüd 
fommt, wo wahre Religiofität fehlt, wo man Gottesfurcht nicht kennt. Darum 
haltet an euerem Gotte feſt. Wenn Gott mit ung ift, wenn wir in wahrer 
Liebe und Vertrauen zu ihm aufbliden, können wir getroft der Zukunft 
entgegenbliden, mag die ganze Welt fi) gegen uns zujammentun. 


13.126. März. (Reichstag.) Kolonialetat. Beamtenqualität. 
Schulfrage Chrijtentum und Islam. Kameruner Bejchwerden. 


Abg. Erzberger (3.) greift die Kolonialverwaltung an, weil jie 
dem Reichstag gegenüber nicht mit völliger Offenheit vorgehe. Erbprinz 
Hohenlohe und Geh. Rat Roje treten ihm entgegen. Abg. Spahn (8.): 
Ich ſpreche ruhig aus: Noch ehe ich die Erklärung des Kolonialamtes ge— 
hört Habe, bin ich durch die Ausführungen des Abg. Erzberger nicht über- 
zeugt, daß der Vorwurf durch die Bemweisftüde des Abg. Erzberger geredht- 
fertigt jei, weder im einzelnen noc im ganzen. Auf Bemerkungen des 
Abg. Erzberger über Anftellung eines Kolonialbeamten erklärt er, die An- 
ftellungsfrage gingen den Reichstag nichts an; ein Beamter, der fich ver- 
legt fühle, möge petitionieren. Ueber die gejchehenen Ausgaben ohne Be- 
willigung des Reichstags jagt er: Es ift richtig, wir find jegt raſch hinter- 
einander in die Lage gefommen, uns mit Jndemnitätsfragen beichäftigen 
zu müffen, aber wir müſſen uns anderfeit3 doc, auch jagen, fie find Durch 
friegerifche Ereigniffe veranlaßt worden und wir würden fie zweifellos be- 
willigt haben, wenn fie rechtzeitig von ung gefordert worden wären. Unter 
ſolchen Umftänden darf man wohl ruhig jagen, der NReichsfanzler, der jo- 
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zufagen als Gejchäftsführer die Gejchäfte des Reiches zu leiten hat, hat 
nicht gegen den Willen des Reichdtages gehandelt, er hat nur gehandelt, 
ohne zunächſt den Willen des Neichdtages angehört zu haben. Deshalb 
jollen wir die Genehmigung der Jndemnität erteilen. Die Bedeutung der 
Indemnität liegt ja doch darin, daß man die nachträgliche Genehmigung 
und aucd die Berzeihung für den Borgriff, der gejchehen ift, gewährt. 
Dabei find die Beträge, um die e3 ſich bisher gehandelt Hat, nicht jo er- 
heblih, daß wir jegt wegen dieſer Dinge noch allzuviele Worte machen 
jollten. — Ueber die Forderung von Regierungsichulen jagt er: Gerade 
der Umftand, daß es ſich um Schulen handelt, die nebeneinander beftehen, 
Miſſionsſchulen und ftaatliche Schulen, ift meiner Ueberzeugung nach der 
Kulturentwidelung ſchädlich. Um Koranjchulen Handelt e3 fich nicht, ſon— 
dern es wird ein Lehrer gefordert, um eine Schulflaffe und damit wohl 
ein Schuliygftem einzurichten für die Kinder der weißen Beamten. Aber 
die Beamten würden jehr wohl in der Lage fein, ſelbſt für Unterricht zu 
jorgen, wenn man ihnen eventuell eine Unterftügung gewährte. Mit dem 
Moment, wo die Kolonialverwaltung das nicht tut, J— eigene Schulen 
für ſich einrichtet, ſetzt ſie die Schulen der Miſſionare in den Augen der 
Bevölkerung herab und erklärt fie dadurch für minderwertig. Die kul— 
turelle Entwickelung unſerer Kolonien beruht nicht auf unſeren Schutz— 
truppen, ſondern ſie beruht ganz weſentlich auf unſeren Miſſionen. Und 
wir haben, wenn wir die kulturelle Entwickelung dort fördern wollen, das 
allergrößte Intereſſe daran, das Anſehen der Miſſionen hochzuhalten. (Sehr 
wahr! und lebhafte Zuſtimmung im Zentrum.) Dazu kommt noch ein 
weitere® Moment. In den bisher bejtehenden Schulen erhalten Moham- 
medaner Unterricht. Infolge ihrer natürlichen Gelehrigfeit und ihres 
GStrebend nad Fortbildung haben fie bald vor den Eingeborenen einen 
Borjprung, und in allen Stellen, mit denen eine gewifje Autorität gegen- 
über den Schwarzen verbunden ift, werden Mohammedaner bevorzugt. Das 
erhöht naturgemäß das Anjehen der Mohammedaner bei den Eingeborenen, 
und das ijt nicht der Zweck, weshalb wir Schulen gründen. Unſere Arbeit 
gilt nicht dem mohammedanifchen Elemente, jondern dem heidnijchen Ele- 
mente der Eingeborenen, und dieſes können wir nur heben, wenn wir 
unjere fulturelle Anſchauung bei den Eingeborenen zur Geltung bringen 
und auf dieje Weije die Eingeborenen erziehen. Mit diejer kulturellen An- 
fhauung werden wir, weil fie getragen ift vom Chriftentum, allerdings 
auch die Entwidelung der chriftlichen Religion fördern. Die Miſſionare, 
die auf dem Kongreſſe gemwejen find — e3 waren feine fatholijche, jondern 
evangeliiche — haben aus ihren Kenntniffen in Dftafrifa Heraus betont, 
dab man in religiöfer Beziehung fi dort an einem Wendepunkt befinde, 
bei dem es fich wejentlich um die Frage handle, joll der Mohammedanis- 
mus oder joll das Chriftentum in den Kolonien vordringen und jiegen? 
Unter joldhen Umftänden hat das Reich, ganz unabhängig davon, wie man 
zur chriftlichen Religion fteht, Schon allein im Anterefje feiner eigenen kul— 
turellen Entwidelung unbedingt die Verpflichtung, alles zu tun, um Die 
Träger der chriftlichen Religion und damit unjerer Kultur, namentlich die 
Miſſionen, zu fördern und in jcharfen Gegenjat zu bringen zu den Mo- 
hammedanern. (Sehr richtig! und Beifall im Zentrum.) 

Erbpring Hohenlohe: Die Beamtenauswahl werde mit großer 
Sorgfalt vorgenommen, und es jei zu wünjchen, daß fie im Intereſſe der 
Kontinuität des Dienftes möglichft lange in einer Stellung blieben. Re— 
gierungsichulen würden nur an der Küfte, nicht im Innern errichtet. Abg. 
Arendt (RP.) bemerkt in einer Polemik gegen Abg. Bebel, der die 
Kolonialpolitif als Eroberungspolitif, die ftet3 mit Aufftänden rechnen 
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müſſe, bezeichnet hatte: Dasjelbe gilt doch auch von den englijchen Kolonien. 
Es handelt fih um Wilde, die an Sflavenjäger, an Raub und Totſchlag 
ewöhnt find. Daran werden fie von den Deutihen verhindert, und jo 
ift ed natürlich, daß e3 zum Aufftande fommt. Kolonialpolitik ift eine Er- 
oberungspolitit und muß eine Gemwaltpolitif fein. Under ift es nie ge- 
weien. Die Hauptjache ift doc das Ergebnis, das da entjteht. ft nicht 
Auftralien und Amerifa dur eine Eroberungspolitif zu der Bedeutung 
gefommen? Eine foloniale Ausbreitung iſt ohne Machtentfaltung nicht 
denkbar. Andererjeit3 haben wir die Pflicht, alles zu tun, um jolden Zu— 
ftänden vorzubeugen. Dazu dient eine gute Verwaltung, eine ausreichende 
Truppenzahl und die Anlegung und Pflege von Eijenbahnen. In diejer 
Beziehung haben wir jehr viel unterlafjen und find mit jchuld, daß die 
Entwidelung noch nicht weitergefommen ift. 

Um 16. und 17. März werden die Anklagen gegen den früheren 
Reichskommiſſar Dr. Karl Peters bejprochen; Abg. Bebel (Soz.) greift ihn 
iharf an, nach Abg. Arendt (RP.) find die Anklagen unbegründet und 
beruhen auf Fälfhungen (vgl. „Tag“ März). — Am 17. wird über die 
Regierungsjchulen diskutiert. 

Zentrum und Konfervative befämpfen fie, weil in ihrer Genehmigung 
eine prinzipielle Anerkennung der Simultanjchule liegen würde. Da der 
Reichstag nicht beſchlußfähig iſt, bleibt der Pojten unerledigt. (Vgl. 4. April.) 

Am 19. gibt Oberft Deimling eine Schilderung der Kämpfe in 
Südweſtafrika, wobei er die militärische Jnitiative der Herero und Hotten- 
totten hervorhebt. Abg. Kopich (fr. Up.) greift die Verwaltung von 
Kamerun an; Gouverneur dv. Puttkamer führe ein unfittliches Leben und 
ein ungerechte3 Regiment wie die Petition der Afwaleute und ihre Be- 
handlung beweiſe. Erbprinz Hohenlohe: Puttkamer ſei zur Rechtferti- 
gung nach Berlin berufen worden; das Urteil gegen die Akwaleute jei zu 
hart, der Gouverneur habe ihm auc die Beltätigung verfagt. Seine fitt- 
liche Lebensführung habe Anjtoß erregt. Abg. Ablaß (fr. Bp.) führt Be- 
ſchwerde gegen Grauſamkeiten des Gouverneurs Horn von Togo, Geh. Rat 
Roſe jchildert die Fälle und die Beitrafung de3 Gouverneurs. — Weber 
die Petition der Afwaleute wird folgender Kommiffionsantrag angenommen: 
I. In Ausführung des Schußgebietögejeges tunlichft bald durch Kaiferliche 
Verordnung die erforderlihen Maßregeln dafür zu treffen, daß den Ein- 
geborenen der Schußgebiete zunächft auf dem Gebiete des Strafrechtes, des 
Strafprozeſſes und der Disziplinargewalt erhöhte Rechtsgarantien gewährt 
werden. II. Schon jegt dahin Anordnungen zu treffen, daß gegenüber in 
Unterſuchungshaft befindlichen Angejchuldigten die Anwendung von förper- 
lichen Züchtigungen, Zwangsarbeit und Kettenhaft regelmäßig ausgejchloffen 
if. II. Dur völlig unabhängige, nad) Möglichkeit mit Nichterqualität 
befleidete Beamte eine eingehende Unterſuchung über die Beſchwerdepunkte 
der Akwaleute durchführen zu laſſen und über das Ergebnis der Unter- 
juchung und über die nad Ziffer I demnächſt zu jchaffenden Schugmaß- 
nahmen der Eingeborenen dem Neichstage Mitteilung zu machen. IV. Im 
übrigen die Petition ald Material zu überweifen. 

Um 24. wird über die Taktik der Buren debattiert. Am 26. po- 
lemifiert Abg. Erzberger (3.) gegen die Verwaltung von Neu-Guinea, 
die zu teuer jei. Geh. Rat Roje: Das in viele Inſeln zerteilte Schuß- 
gebiet Yafje fich nicht jo einfach wie ein geichloffenes Territorium verwalten. 
Ferner wird über den Vertrag zwiſchen dem Reich und der Zaluitgefell- 
ihaft und über die PBrügeljtrafe verhandelt. 

Die Differenz zwiichen den Zentrumsabgeordneten Erzberger und 
Spahn (S. 58) wird viel beſprochen und daraus auf tiefere Zerwürfnifie 
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in der Bentrumspartei gejchloffen. Auch die „Kölnische Volkszeitung“ be- 
zeichnet den Vorgang und den Umftand, daß der Z1jährige Erzberger 
häufig als Fraktionsredner auftritt, al3 unerwünſcht. 

14. März. (Reichstag.) Debatte der Budgetlommijfion über 
die Bewaffnuug der Artillerie. 

Abg. Hus (Soz.) tadelt das Feldgeihüt 96. Insbeſondere fei gegen- 
über dem alten Kruppſchen Verſchluß der neue fogenannte Kompromiß- 
verjchluß, im wejentlihen auf Patenten von Krupp und der Aheinifchen 
Metallmaren- und Majchinenfabrif beruhend, nicht Friegsbrauchbar; er 
arbeite nicht immer zur Zufriedenheit und gefährde leicht die Bedienung, 
weil ed nicht ganz ausgejchlofjen jei, das Geſchütz abzufeuern, ehe der Ber- 
ſchluß völlig gefchloffen fei. Kriegsminifter v. Einem nimmt für die 
Heeresverwaltung in Anſpruch, daß alle einzuführenden Waffen ftet3 auf 
das genauejte geprüft würden, und daß nichts zur Einführung gelange, 
was ſich nicht al3 da3 denkbar Beſte auf dieſem Gebiete zurzeit bezeichnen 
ließe. So ſei es aud mit dem neuen Rohrrüdlaufgefhüg gejchehen. So 
eingehend wie diejes Gejhüß jei faum je ein anderes geprüft worden. Erft 
nad jahrelangen Erprobungen bei der Artillerieprüfungsfommiffion, auf 
den Schießplägen und bei der Truppe — mobei ja natürlich weſentlich 
höhere Anforderungen an die Haltbarkeit des Materials heranträten als 
bei den Prüfungsbehörden — jei man zur endgültigen Annahme des Ge- 
Ihüßes gelangt, nachdem jich nirgends Anjtände gezeigt hätten. Im Gegen- 
teil hätte jede Truppe das neue Geſchütz als einen mwejentlihen Fortſchritt 
bezeichnet. Inſonderheit aber miüjje die Heeresverwaltung als ihr vor» 
nehmftes Recht für fi in Anſpruch nehmen, daß fie in weitgehenditer 
Weije für die Sicherheit der Bedienungsleute ſorge. Daß in diejer Be- 
ziehung die Bedenken des Abg. Hus völlig unzutreffend jeien, gehe un- 
zweifelhaft daraus hervor, daß bei den ganzen Verjuchen nicht ein einziger 
Unglüdsfall vorgefommen jei. Die Heeresverwaltung könne auf das Be- 
ftimmtefte verfichern, daß das Feldgefhüg 96 n. U. in jeder Beziehung auf 
der Höhe der Zeit ftände, und daß Bedenken irgendwelcher Art gegen es 
von feiner fachverftändigen Seite geltend gemacht feien. 

14. März. Offiziöfe Kundgebung über die Konferenz in 
Algeciras: 

Die Norddeutiche Allgemeine Zeitung jchreibt: „Alle Nachrichten aus 
Algecivas ftimmen darin überein, daß die Minifterfrifis in Frankreich die 
Einigung auf der Konferenz nicht nur verzögert hat, jondern auch zu er- 
jchweren fjcheint.” Die Norddeutiche Allgemeine Zeitung gibt dann die 
geftrige Pariſer Temps-Meldung über die legten Jnftruftionen wieder, die 
Rouvier für die Behandlung der Polizeifrage erteilt Hat, und fährt dann 
fort: „Wir mwiffen nicht, ob Ddiefe Angaben richtig und ob fie vollftändig 
find und begnügen und daher vorläufig mit dem Eindrud, daß der öjter- 
reichiſch ungariſche Vermittelungsvorjchlag bei der franzöfiichen Regierung 
nidyt die allerfeit3 erwartete Aufnahme gefunden hat, daß aber noch nicht 
zu überjehen ift, wie eine Verftändigung über die von Deutjchland als un— 
bedingt notwendig erachteten Garantien für den internationalen Charakter 
der Bolizeiorganijation zu erzielen jei. Hoffentlid) werden die Erklärungen 
Revoils auf der Konferenz bald Klarheit darüber bringen.” 


14. März. Reichstag.) Beichlüffe über das Verſamm— 


lungsrecht. 
Der Reichstag genehmigt gegen die Stimmen der Konſervativen und 
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eines Teild de3 Zentrums einen Antrag Bahnide (fr. Bg.): Den Reichs- 
fanzler zu erjuchen, dahin zu wirken, daß die landesgejeglichen Beichrän- 
fungen des PVereinsrechts für Frauen durch Reichsgeſetz bejeitigt werden, 
und gegen die Stimmen der Rechten und Nationalliberalen den Antrag 
Chrzanowski (Pole): Die verbündeten Regierungen zu erjuchen, dem 
Neichstage einen Gejegentwurf, betr. die Abänderung des $ 130 StGB., 
vorzulegen, um der dem Sinne des gedachten Paragraphen widerjprechenden 
Interpretation der Begriffe der Gefährdung des öffentlichen Friedens ſowie 
der Anreizung zu Gewalttätigfeiten jeiten® des Neichdgerichtes Einhalt 
zu tun. 


14. März. (Heſſen.) In der Zweiten Kammer erflärt 
Minifterpräfident Braun über die fonfejfionellen Streitigkeiten an 
den Hochſchulen (vgl. 1905): 


Die Regierung fteht mit dem Senat der techniichen Hochſchule wie 
auch mit den Regierungen derjenigen Bundesſtaaten, welche Hochſchulen 
unterhalten, auf dem Standpunfte, daß fonfejlionelle Verbindungen inner- 
halb der Studentenſchaft unerwünfcht find, daß e3 aber an jedem redjt- 
lihen Grunde für die von gewiſſer Seite angeftrebte Aufhebung der fon- 
fejlionellen Verbindungen fehlt, und daß deshalb nur eine Vertretung der 
gejamten Studentenjchaft, feinesfall3 unter Ausichluß einzelner oder ganzer 
Kreiſe, insbefondere der fonfejlionellen Verbindungen, denfbar und an der 
techniichen Hochſchule zu Darmftadt zuläflig ift. Das Beſtreben, die fon- 
fejlionellen Verbindungen von der gejamten Vertretung der Studentenjchaft 
auszujchliegen, ift durch einen vor wenigen Tagen gefaßten Beichluß der 
Studentenichaft zunächſt aufgegeben worden, indem der unter Ausſchluß 
der fonfeffionellen Verbindungen gebildete proviſoriſche Ausschuß aufgelöft 
und der nach den ——— unſerer Hochſchule ſtatthafte Ausſchuß wieder— 
hergeſtellt worden iſt, in dem auch die konfeſſionellen Verbindungen ver— 
treten ſind. Es kann deshalb feſtgeſtellt werden, daß zurzeit ein Hochſchul— 
konflikt in unſerem Lande nicht beſteht. 


15.17. März. GPreußiſches Abgeordnetenhaus.) Dritte 
rn des Etat. 


9. Frhr. v. Zedlig (frf.) polemijiert gegen die Beichlüffe der 
— —— die durch Einführung der Fahrkartenſteuer Preußen 
den Hauptteil der Koſten aufbürden wolle. Abg. Wiemer (fr. Vp.) ver- 
wirft die Fahrkfartenfteuer ebenfall3 und empfiebit eine Reichseinkommen— 
fteuer. Weiter tadelt er, daß in den Schulen eine Agitation für den 
Flottenverein getrieben werde. Kultusminifter Studt: Es jei feine Rede 
von Agitation, die Schüler Hätten nur ihrem Patriotismus Ausdrud ge- 
geben. Abg. Friedberg (nl.): Fahrkartenſteuer und Perjonentarifreform 
ftänden in innerem Widerfpruch miteinander. Aber eine Reichgeinfommen- 
jteuer jei nicht möglich, da man ſchon Gemeinden mit 250 Prozent Kom— 
munaljteuern habe. — Hoffentlic mache die Eifenbahngemeinfcheft weitere 
Fortſchritte. Abg. Herold (Z.) proteftiert gegen die Angriffe auf die 
Reichsfteuerfommijfion. — In den nächſten Tagen werden namentlich pol- 
nische Fragen behandelt. — Am 17. wird der Etat in dritter Leſung ge- 
nehmigt. 
16. März. (Reichstag.) Mitglieder aller bürgerlichen Par— 
teien bringen folgenden Antrag zum Schuße der Heimarbeiter ein: 


Der Reichdtag wolle bejchließen, die verbündeten Regierungen zu 
erfuchen, I. möglichſt bald dem Neichdtage einen Gejegentwurf zur Rege— 
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lung der Arbeitsverhältnifje in der Hausinduftrie (Heimarbeit) vorzulegen, 
und zwar unter tunlichjter Berüdjichtigung folgender Gefichtspuntte: Daß 
1. auf Unordnung de3 Bundesrated3 oder, ſoweit diejer von feiner Voll— 
macht feinen Gebrauch macht, der Landeszentralbehörden oder der zuftän- 
digen Bolizeibehörden die Gemwerbetreibenden (einjchlieglich Zwijchenmeifter, 
Faktoren u. j. w.), welche außerhalb ihrer Arbeitzjtätten Perjonen mit der 
Anfertigung gewerblicher Erzeugnifje bejchäftigen, verpflichtet find, ein Ver— 
zeichnis dieſer Perſonen (Name, Gejchlecht, Wohnort, Wohnung, Arbeits- 
ftätte, falls es jugendliche Perjonen unter 16 Jahren find, Angabe des 
Lebensalters), zu führen und regelmäßig der Ortspolizeibehörde oder einer 
von dieſer bezeichneten Meldeftelle mitzuteilen; 2. jomeit Lohnbücher für 
die Heimarbeit eingeführt werden (Gewerbeordnung $ 114a), entiprechend 
den Rubriken der Lohnbücher über die gegebenen Arbeitsaufträge Buch ge- 
führt und dieſes den Aufficht3beamten auf Verlangen vorgelegt wird; 
3. die Gewerbeaufficht (Gewerbeordnung $ 139b) auf die in der Heim- 
arbeit bejchäftigten Berjonen ausgedehnt und möglichjt durch bejondere Be- 
amte, auch weibliche, ausgeübt wird; 4. auf Antrag der Gewerbeauffichts- 
beamten die Bolizeibehörden befugt find, zum Schuße der Gejundheit der 
Beichäftigten oder der Konjumenten oder der Sittlichfeit im Wege der Ver- 
fügung für einzelne Arbeitsftätten Vorjchriften zu erlaffen oder die Be— 
ihäftigung von bejonderen Bedingungen abhängig zu machen oder aud) 
zeitweije zu unterjagen; 5. der Bundesrat oder, Falls diejer von jeiner Be- 
rechtigung feinen Gebrauch macht, die Landeszentralbehörden oder die zu— 
ftändigen Bolizeibehörden befugt find, im Wege der Verordnung jolche Bor- 
Ichriften (Ziffer 4), jei es allgemein, ſei es für beftimmte gewerbliche Zweige 
oder Bezirke, zu treffen; 6. den jugendlichen Perſonen und Arbeitern, 
foweit ihnen nicht ſchon durch das Kinderjchuggeje von 1903 oder durch 
die Gewerbeordnung ($$ 135—139a, 154) ein meitgehender Schuß ge= 
fihert ift, die Sonntagd- und Nacdhtarbeit (von abends 10 bis morgens 
6 Uhr) verboten ift; 7. dem Bundesrat das Recht gegeben wird, für jolche 
Gewerbe, in welchen durch übermäßige Dauer der täglichen Arbeitszeit die 
Gefundheit gefährdet wird, die Dauer, Beginn und Ende der zuläjfigen 
täglichen Arbeitszeit auch für die Erwachjenen vorzujchreiben, jowie jolche 
Arbeiten, welche mit bejonderen Gefahren für Gejundheit und Sittlichkeit 
verbunden find, gänzlich zu unterfagen oder von bejonderen Bedingungen 
abhängig zu machen; 8. den Arbeitgebern es unterjagt ift, die für Fabriken 
und Werkſtätten fejtgejegte Arbeitszeit (Gewerbeordnung 88 135—139a, 
154) dadurch zu umgehen, daß den Arbeitern Arbeit nad Haufe mitgegeben 
wird; 9. für jolche Bezirke, in denen die Hausinduftrie ftark vertreten ift, 
Schutzkomitees als Hilfgorgane der Gemwerbeaufjicht gebildet werden; 10. die 
Gemwerbegerichte allgemein und auch dann für zuftändig erflärt werden, 
wenn die Hausgewerbetreibenden die Rohjtoffe jelbft liefern (Gemwerbegericht3- 
gejeg $ 5); 11. für den Fall der Errichtung von Arbeitfammern gejon- 
derte Abteilungen für die Hausinduftrie (Heimarbeit), insbeſondere auch 
zur Förderung von Tarifverträgen gebildet werden; 12. die Sranfen-, 
Invaliden- und Unfallverficherung tunlichft ausgedehnt wird. II. auf 
Grund des $ 154 Abſatz 3 und 4 der Gewerbeordnung die Arbeiterihuß- 
bejtimmungen (Gewerbeordnung 88 135a—139b) tunlichft auf alle Werf- 
ftätten der Hausinduftrie auszudehnen. 

Der Antrag ift hervorgerufen durch eine Ausjtellung der Heim- 
arbeit in Berlin, die das allgemeine Intereſſe außerordentlich gefefjelt hatte. 


17. März. (Frankfurt aM.) Die deutihe Wohnungs: 
fonferenz bejchließt für den Herbft und Winter eine große Agitation. 
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| 17.20. März. (Baden.) In der Zweiten Kammer kommt 
es zu einem heftigen Zufammenftoß zwijchen der Regierung und 
dem jozialdemofratifchen Abgeordneten Ged, da Miniſter des In— 
nern Schenkel es für pflichtwidrig erklärt, wenn ſich Schußleute 
bejchwerdeführend an die jozialdemofratifche Partei wenden. — Die 
Sozialdemokratie lehnt deshalb das Budget ab. j 

19. März. (Preußen.) Borlagen zur Anderung des 
Wahlrechts. 


Der Entwurf beſteht aus zwei Geſetzen: 1. Geſetzentwurf, betreffend 
Vermehrung der Mitglieder des Hauſes der Abgeordneten und Aenderungen 
der Landtagswahlbezirke und Wahlorte. Er ſetzt die Zahl der Abgeord— 
neten auf 443 feft. Für Berlin find zwölf Wahlbezirfe mit je einem Ab— 

eordneten in Ausficht genommen, aljo zwölf gegen bisher neun. Im 

ahlbezirt Potsdam wurde ein neuer Wahlbezirt aus dem Stadtkreis 
Charlottenburg und ein zweiter aus Schöneberg und Rirdorf mit je einem 
Abgeordneten gebildet. In den beiden zu einem Wahlbezirk zu vereini- 
genden LZandfreifen wurden die bisherigen zwei Abgeordneten belafjen. 
Der Wahlbezirf Oppeln 5 wird geteilt und erhält ftatt zwei drei Ab— 
geordnete. Der Wahlkreis Arnsberg, der größte der Monarchie, erhält 
jech3 ftatt drei Abgeordnete, die aus ſechs Wahlbezirfen zu wählen find. 
Der Wahlkreis Düfjeldorf 5 erhält vier ftatt drei Abgeordneten, wobei ein 
neuer Wahlkreis, Düffeldorf 15, aus der Stadt Mülheim a. d. Ruhr, dem 
Kreis Mülheim und dem Kreis Auhrort gebildet wird. ferner werden 
entjprechende Wenderungen der Wahlorte zur Vermeidung zukünftiger 
Wahlen in den Kirchengebäuden und die Benügung günftigerer Verkehrs— 
bedingungen vorgeſchlagen. 

2. Gefegentwurf, betreffend Abänderung der VBorjchriften über das 
Berfahren bei den Wahlen zum Abgeordnetenhauje. Artikel 1 beftimmt: 
Der Protofollführer und der Beiliger de3 Wahlvorftandes werden durch 
einen Wahlkommiſſarius aus der Mitte der Wahlmänner ernannt. Haben 
bei der erjten Abftimmung nur zwei Berjonen, oder wenn nur zwei Wahl- 
männer zu wählen find, nur vier Perjonen und zwar gleichviel Stimmen 
erhalten, jo entjcheidet das 2o3. In Gemeinden mit über 50000 Geelen 
findet die Abftimmung innerhalb einer feitzufegenden Abftimmungsfrift 
ftatt, anftatt der bisherigen gemeinjchaftlihen Berfammlung der Urwähler 
zur Terminswahl. Abteilungen von über 500 Wählern fünnen in Ab- 
ftimmungdgruppen geteilt werden. Auf Antrag des Gemeindevorjtandes 
fann für Gemeinden von über 50000 Geelen die Terminmwahl oder für 
Gemeinden von unter 50000 Seelen die Friftwahl angeordnet werden. 
Der Minifter des Innern kann bei Wahlbezirken mit 600 Wahlmännern 
oder mehr anordnen, die Abgeordnetenwahl in den Gruppen der Wahl- 
männer vorzunehmen, die Wahlorte beftimmen oder die Abftimmung in 
Form einer Friftwahl feitiegen. Ueber die Gültigkeit der Wahlmänner- 
wahlen entjcheidet die Gruppe, zu der der Wahlmann gehört. Artikel 2 
jegt die Verpflichtung der Urwähler, die Mitgliedjchaft des Wahlvorjtandes 
zu übernehmen, jowie die Ablehnungsgründe feit. 


19. März. Die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung” jchreibt 
über die Parifer Prefje und die Möglichkeit des Scheiterna der 
Marokkokonferenz: 

„Nach amtlichen Berichten des Botſchafters v. Radowitz hat bisher 
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auf der Konferenz von Algecirad unter den Delegierten allerjeit3 das red- 
lihe, loyale Beſtreben geherricht, die großen jahlihen Schwierigkeiten 
fachlich zu behandeln, den Einfluß erregter Preßerörterungen fernzuhalten 
und jo da3 Werk, wenn möglich, zu einem guten Ende zu bringen. Die 
gejamte ernfte Prefje Deutichlands darf, wie wir glauben, die Anerkennung 
beanjpruchen, daß fie die Arbeit der Delegierten rejpeftiert hat und dem 
Gang der Verhandlungen mit Ruhe gefolgt ift, im Gegenfaß zu der auf- 
geregten, zum Zeil gehäfligen Haltung mander Pariſer Blätter. Immer 
fehrt in ihnen, jo beiſpielsweiſe in der legten Nummer de3 ‚Temps‘, der 
Verſuch wieder, die von Deutichland verlangten internationalen Garantien 
al3 verfleidete Annerionsgelüfte Hinzuftellen. Der in dem öfterreichijch- 
ungariſchen Bermittlungsprojeft enthaltene Vorſchlag, neben dem neutralen 
Generalinjpeftorat eine neutrale Station in Gafablanca einzurichten, ift 
ein untaugliches Beweismittel für die Behauptung, daß die deutjche Politik 
nicht bloß eine volle Garantie für die offene Tür verlange, ſondern fich 
von uneingeftandenen Nebenabjichten leiten lafje. Für die jpezifiich deut- 
ie Intereſſen iſt e3 gleichgültig, ob gerade in Caſablanca ein paar 
ſchweizeriſche oder holländiſche oder ſpaniſche und franzöſiſche Inftrufteure 
für die maroffanijche Polizei tätig find. Wir glauben auch nicht, daß 
Deutichland die Berftändigung in der Polizeifrage lediglich an Caſablanca 
icheitern lafjen fan, wenn Frankreich bereit ift, die Polizeiinftruftion in 
den Häfen mit wirklich genügenden Bürgichaften für ihre allen fremden 
Intereſſen unparteiijch dienende Ausübung zu verjehen. Der erfte Schritt 
dazu iſt geichehen mit dem Zugeltändnis, daß ein neutraler General- 
injpefteur eingejegt werden jol. Wir wollen nody an der Hoffnung feit- 
halten, daß ich ein ſtrupelloſer Uebereifer’ nicht mächtiger al3 die nüchterne 
Ueberlegung erweijen und das Bemühen der Delegierten, die von Deutſch— 
land von Anfang an anerkannte Sonderftellung Franfreich3 und Spaniens 
mit dem internationalen Recht in Uebereinftimmung zu jegen, doch zum 
Biele führen wird. Sollte die Konferenz jcheitern, jo wird nicht Deutich- 
land die Verantwortung tragen, und die Folgen würden für uns nicht 
empfindlicher jein, als für andere. 


20. März. (Reichstag.) Tabakſteuer in der Steuerfom- 


miſſion. 

Die Steuerkommiſſion lehnt in der zweiten Leſung ohne Debatte 
einftimmig die Tabakfteuervorlage ab. Reichsichagjefretär Frhr. v. Stengel: 
Damit e3 nicht den Anjchein gewinne, als ob die verbündeten Regierungen 
mit der vollftändigen Ablehnung der ZTabakfteuervorlage ſich zufrieden 
gäben, jo ſehe er fich genötigt, namens der verbündeten Regierungen zu 
erflären, daß, wenn es der Kommijfion nicht gelingen jollte, für den ſich 
hiernach ergebenden namhaften Ausfall einen aud für die verbündeten 
Regierungen annehmbaren Erjag zu finden, dieje fich vorbehalten müßten, 
jeinerzeit bei der zweiten Beratung im Plenum auf die Erhöhung der 
Tabaffteuer zurüdzufommen. 


20. März. (Eljaß-Lothringen.) Der Landesausſchuß ge- 
nehmigt einen Antrag Preiß, der eine Abjchaffung des Weingeſetzes 
vom 24. Mai 1901 herbeiführen und den Handel mit Wein unter 


das allgemeine Nahrungsmittelgejeß jtellen will. 


Der Untragfteller betont, daß der von ihm geftellte Antrag den 
Zweck Habe, die eljaß-lothringiiche Yandesregierung für die bevorftehenden 
Berhandlungen im Bundesrat über die Anjchauungen der eljaß-lothringifchen 
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Weinbauern zu unterrichten. Die Lage des eljak-lothringiihen Weinbaus 
jei noch nie jo Eritijch gemwejen wie jeßt. Die Beſtimmungen des jegigen 
Weingejeges, welche gemiljenloje Weinfälfcher geradezu begünftigten, be- 
drohten nicht nur den Wohlſtand, ſondern die Eriftenz der Rebleute im 
Elſaß. Die Weinfontrolle würde in Elaß-Lothringen und Bayern recht 
gut durchgeführt, dagegen nicht in Preußen. Dort würde in den großen 
Städten der weiße Wein produziert. Es gäbe dort feine Kontrolleure im 
wie in Bayern und im Elfaß, Höchftens übten Apothefer die 

ontrolle im Nebenamte aus. Es müfje daher für ganz Deutichland eine 
wirkſame Weinkontrolle hergeftellt werden. Unterftaatsjefretär Mandel er- 
Härt, die eljaß-lothringiiche Regierung werde dem Zwecke, welchen der 
Antrag verfolge, ihre Unterftügung nicht verfagen. Die Einheitlichkeit der 
Kontrolle müfje unter allen Umftänden auch nach etwaiger Aufhebung des 
Weingejeßes beibehalten werden. 

20. März. (Reichstagswahl.) Bei der Erjagwahl in 
Hechingen erhält Belzer (3.) 7091, Red (lib.) 1908, Nill (Soz.) 
322 Stimmen. 

20. März. Das Preußiſche Abgeordnetenhaus verweijt 
die Vorlage über Anlegung von Sparkafjenbejtänden in Inhaber— 


papieren an eine Kommijlion. 

21. März. Das Preußiſche Abgeordnetenhaus lehnt 
gegen die Stimmen der Linken und eines Teild der Freikonſer— 
vativen einen Antrag auf Einführung fakultativer Feuerbeſtat— 
tung ab. 

21. März. (Berlin) Reichdtagsabgeordneter Lenzmann f. 
Geboren 1843, 1874 Rechtsanwalt in Lüdenſcheid, 1881—87, 
1893 —1906 Reichstagsabgeordneter der Fortſchritts- reſp. freiſin— 
nigen Volkspartei. 

21. März, GReichstagswahl.) Bei der Erſatzwahl in 
Kaiſerslautern erhält Schmidt (Lib.) 7575, Klement (Soz.) 7547, 
Röſicke (Bd. d. Low.) 6595, Kempf (3.) 3785 Stimmen. Bei der 
Stihwahl (30. März) erhält Schmidt 12084, Klement 9527 Stimmen. 

21. März. (Reichdtag.) Die Budgetlommilfion lehnt die 
Umwandlung des Kolonialamt3 in ein Gtaat3jefretariat ab und 
bejchließt mit 18 gegen 10 Stimmen die Umwandlung in ein Unter- 
jtaat3jefretariat. 


Geh. Rat Helffrich begründet die Forderung des Staatsjefretariats: 
Der Geihäftsumfang der Kolonialabteilung ift in einem Maße gewachien, 
daß er fih im Rahmen einer Abteilung des Auswärtigen Amts nicht mehr 
ordnungsmäßig bemältigen läßt. Die Zahl der Journalnummern der 
Kolonialabteilung einschließlich des Oberfommandos der Schußtruppen, da3 
ja der Kolonialabteilung angegliedert ift, hat fich von 12418 im Jahre 1891 
auf 59481 im Sahre 1902 und auf 116591 im Jahre 1905 gefteigert. 
Die Kolonialabteilung allein hat in den legten beiden Jahren vor dem 
jüdmweltafrifaniichen Aufſtande — 1902 und 1903 — mehr als 42000 
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Sournalnummern gehabt, gegen 12400 in 1891. Die Kolonialabteilung 
ift dabei auf einen PBerjonalbeitand angelommen, welcher denjenigen der 
meijten anderen Reichsämter übertrifft oder erreicht. Für jeden, der den 
inneren Dienft einer BZentralbehörde kennt, muß es klar ein, daß die Ge- 
jchäfte der Kolonialabteilung auch in dem Umfange, der nach der Nieder- 
werfung der Aufftände bleibt, unmöglich immer noch durch einen Minifterial- 
direftor geleitet werden fünnen. Auch in den anderen Reihsämtern haben 
wir die Staatäjefretäre und Unterftaatsjefretäre doch nicht Tediglid aus 
Dekorationsgründen oder aus einer Freude an der NAusftattung der Be- 
amtenhierardhie. Staatsjefretäre, Unterftaatsjefretäre und Direktoren find 
vielmehr die Träger verjchiedener Funktionen. Der Staatsjefretär hat die 
Bertretung feines Refjort3 nad außen wahrzunehmen, ijt der Träger des 
Geiftes und der Ideen, nad) denen fein Reffort geführt wird. Der Unter- 
ftaatsjefretär hat im allgemeinen die Oberaufficht über den inneren Dienft 
und die Sorge für die Einheitlichfeit der Erledigung der Gejchäfte wahr- 
zunehmen fowie den GStaatsjefretär im Bedarfsfalle zu vertreten. Der 
Direktor jchließlich Hat den größten Teil der laufenden Geſchäfte endgültig 
zu erledigen und dadurch die höchſten Spigen des Reſſorts für ihre eigent- 
lichen Aufgaben freizumahen. Bei kleineren Berhältnifjen können zwei 
diefer Funktionen und vielleicht jogar alle drei von einer einzigen Perjön- 
lichkeit wahrgenommen werden, bei größeren Verhältniffen ift das unmög- 
lich. Bei der Kolonialabteilung ift es jchon lange unmöglich, und die 
Mängel, die man beflagt, haben zum großen Teil ihren Sig nicht in den 
Berjonen, die wohl ausnahmslos ftet3 bemüht twaren, ihr Beftes zu tun, 
jondern in der unzureichenden DOrganijation. 


21. März. Die ruffiiche Regierung teilt der deutjchen die 
vom „Temps“ unrichtig wiedergegebene Note des Grafen Lambs— 
dorff an den Grafen Gajfini mit: 


Telegramm Sr. Erzellenz de3 Grafen Lambsdorff an Se. Erzellenz 
den Grafen Caſſini. St. Beterdburg, 19. März 1906. Die faijerliche Ne- 
gierung hält es für notwendig, den verbreiteten Nachrichten entjchieden 
entgegenzutreten, al3 ob fie fich in Widerjpruch zu dem Standpunkt Franf- 
reichs zugunften der Schaffung einer bejonderen Polizeiordnung in Cafa- 
blanca ausgejprochen hätte. Dieje Nachricht entbehrt der Begründung. 
Um daher jede faljche Auslegung in einer Frage von diefer Wichtigkeit 
zu vermeiden, werden Sie den franzöfiichen Bevollmächtigten zu verjichern 
haben, daß Sie bereit find, ihm in der Frage der Polizei in dem genannten 
Hafen zu unterftügen. Zu gleicher Zeit werden auch die auf der Konferenz 
vertretenen Mächte von Ddiejer Inſtruktion unterrichtet werden, um den 
möglicherweife entjtehenden Verdacht eines Doppeljpiel® Rußlands zu zer- 
ftreuen, während außer dem Wunjche, feinen Verbündeten in feinen berech- 
tigten Forderungen zu unterjtügen, feine Anjtrengung einzig auf ein hohes 
verjöhnliches Ziel gerichtet find, nämlich eine Löſung der eingetretenen 
Schwierigkeit zu finden, die der Würde der beiden Parteien entjpricht. 


Die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung” fchreibt über die un: 
richtige Meldung des „Temps“: 

„Wir lejen bier zum erften Male, es jei ernfthaft behauptet worden, 
daß Rußland der franzöfiichen Regierung geraten haben joll, den früheren 
Öfterreichiich-ungarischen Vorſchlag tel quel anzunehmen. Wir wußten bis- 
ber nur, und zwar aus franzöjiihen Preßmeldungen ebenjo wie aus 
deutichen Mitteilungen aus Algeciras, daß der Borjchlag des Grafen 
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MWeljersheimb als Grundlage für weitere Verhandlungen günftig auf- 
genommen wurde und daß Schritte unternommen worden feien, Frank— 
reich zu dem gleichen Entgegenfommen zu veranlafien. Auch ift uns 
nicht3 davon befannt, daß der deutichen Delegation in Algeciras die am 
Schluſſe der Depejche behauptete Mitteilung zugelommen ſei. Auffällig it 
aber auch jo ſowohl der Anhalt der ruffiichen Inftruftion, als die Tatjache 
ihrer Veröffentlichung im ‚Temps‘. Nach der vom ‚Temps‘ in den legten 
Wochen geführten Sprache, die nur dazu beitragen konnte, den Gang der Ber- 
handlungen in Algeciras zu ftören, kann der Zweck auch diejer legten Ber- 
öffentlihung nur jein, einer VBerftändigung meitere Hinderniffe in den Weg 
zu legen. Die deutjche Politik wird fich dadurch nicht abhalten laffen, auf dem 
jiheren Boden des internationalen Recht? nach den von ihr von Anfang ge- 
zogenen grundjäglichen Linien die deutjchen Intereſſen und Rechte zu wahren.“ 


März. Protejt gegen die preußijche Volksſchulvorlage. 


27 Hochjchullehrer preußiicher und außerpreußijcher Univerfitäten 
erlafjen einen Aufruf gegen die preußiiche Volksſchulpvorlage. Der Ein- 
ee! richtet fi) gegen die die konfeſſionellen Verhältniffe der Volksſchulen 
betreffenden Beſtimmungen der Vorlage und will gegenüber der trennenden 
Tendenz des religiöfen Sonderbefenntnifje die Einheit der humanen und 
nationalen Bildung gewahrt willen. In diefer Tendenz auf die Kon— 
feffionalifierung der Volksſchule, ohne Rüdjiht auf die Wünfche und Die 
finanzielle Zeiftungsfraft der Bevölkerung wie auf die Qualität der Schulen, 
jei die jegige Vorlage völlig eind mit der des Jahres 1892. Der von 
der Vorlage firierte religiöje Partifularismus werde zur Verfchärfung des 
religiöjen Gegenjages, des Krebsſchadens der Nation feit Jahrhunderten, 
beitragen. — Der Proteft, der in Gelehrtenfreifen verhältnismäßig wenig 
Unterjchriften findet, wird in der liberalen Prefie lebhaft gefeiert und viel- 
fach al3 die Anjchauung der Univerfitätsfreife wiedergebend betrachtet. Die 
„Preußiſchen Jahrbücher” befämpfen den Protejt jcharf; er vertrete nicht 
die Anjhauungen der Hochſchullehrer, denn die meiften und angefehenften 
hätten ihn nicht unterzeichnet; er überjchäge den Wert der Simultanjchule 
und vor allem Habe er ganz faljche Borftellungen von der Bedeutung des 
PBroteftantismus für unfer nationales Leben. 


23. März. (Preußifches Abgeordnetenhaus) Wahl: 
vorlage. Begründung Bethmann-Hollwegs. 


Minifter des Innern v. Bethmann-Hollweg legt den Inhalt 
der Vorlagen dar und fährt dann fort: Ich Habe jchon in der Preſſe ge- 
nügend gehört, und — darüber gebe ich mich feiner Täuſchung Hin — 
ic) werde es auch in dieſem hohen Haufe genügend zu hören befommen, 
daß dieſe Entwürfe blutwenig bedeuten. (Lebhaftes Sehr richtig! im 
Zentrum und links.) Lafjen Sie mich auch jest ſchon einige® darüber 
jagen: Ich halte mich zunächft an die konkreten Vorſchläge, welche fich aus 
den Anträgen einzelner Parteien dieje3 Hohen Hauſes vom Jahre 1904 
ergeben haben. Es waren Borjchläge einmal auf eine grundſätzliche Neu- 
einteilung aller Wahlfreife, und zweitens der Vorfchlag, zu dem Zuftande 
von 1893 zurüdzufehren, die beftehende Drittelung der Steuerbeträge durch 
eine Zmwölftelung zu erjegen. Die generelle Neueinteilung der Wahlfreije 
hat in den legten Jahrzehnten das hohe Haus wiederholt beichäftigt. Auch 
innerhalb des Hauſes find dabei die entgegengejegten Standpunkte vertreten 
worden, von denen der eine eine Einteilung der Wahlbezirfe nach der 
Bevölkerungszahl, eventuell nad) der Steuerfraft, vornehmen will, der 
andere aber in Rüdjiht auf die Hiftorifche Entwidelung von einer gene» 
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rellen Menderung nichts wiffen will. Die königliche Staatsregierung hat 
jich ftet3 auf legteren Standpunft geftellt. Ich halte es für müßig, heute 
die Gründe und Gegengründe der einen oder anderen Seite zu wieder- 
holen, weil ja der Zwed der Vorlage nad meinen Ausführungen ein ganz 
anderer ift. Was die Wbteilungsbildung innerhalb der Gemeinden an- 
langt, jo Habe ich bereit3 bei der zweiten Etat3beratung mitgeteilt, daß 
ich diefem Gedanken nachgehend, jtatiftiiche Probeerhebungen habe aufftellen 
lafien. Dieje haben diejenigen Wahlfreife betroffen, welche 1893 vom Ab- 
geordnetenhauje und jeiner Kommiſſion ausdrüdlich als typiſch anerfannt 
worden find. Wenn e3 nun auch theoretiich der Grundgedanke des Drei- 
klaſſenwahlrechts ift, die Wählerjchaft in Abteilungen zu teilen, von denen 
jede eine Einheit finanziell und womöglich jozial ihr möglichft gleichitehen- 
der Kräfte zufammenfaßt, wenn es in einem Staatöwejen wie Preußen ja 
ichlechterding3 unmöglich ift, dieſe Klaffifizierung durch den ganzen Staat 
vorzunehmen, jo liegt allerdings der Gedanke nahe, die Klaflifizierung 
wenigftens durch die ganze Gemeinde zu erjtreden und fie nicht zu be- 
ichränfen auf den einzelnen Urmwahlbezirk, dejjen Grenzen ja doch willfür- 
li find. Die Probeerhebungen haben aber ergeben, daß man mit der 
Abteilungsbildung in der Gemeinde dem erjtrebten Ziele durchgehends 
nicht beifommt. Die Gewohnheit der Bevölkerung ift es, ihre Wohnplätze 
in den großen Städten, und auf die fommt e3 doch in erfter Linie an, 
jo voneinander zu trennen, daß die wohlhabenden Elemente eigene Stadt- 
quartiere, die unteren und ärmeren andere Stadtteile aufjuchen. Es zeigt 
ſich, daß e3 in den Großſtädten einen gemeinjchaftlichen, einheitlichen Typus 
für die Gejamtgemeinde nicht gibt. Die Folge ift, daß Abteilungsgrenzen 
in die Erjcheinung treten, welche für die Berhältnifje der einzelnen Stadt- 
teile nicht pafjen, in vielen Fällen jo wenig pafjen, daß in einer großen 
Bahl von Orten — in einem Orte ijt es jogar die Mehrzahl der Urwahl- 
bezirfe — ſich fein Wähler befindet, welcher in die erjte oder zweite Ab- 
teilung überhaupt hineinpaßt. Dann muß ebenjo wie vor 1893 für dieje 
Urwahlbezirke eine bejondere Abteilungsaufftellung gebildet werden, und 
wir fommen zu einem Miſchſyſtem, das dahin führt, daß in einem Ort 
die Mehrheit der Wähler erjter Abteilung in diefe Abteilung hineinfommt, 
nicht weil fie die Erfordernifje der Steuerſumme erfüllt, ſondern lediglich 
weil jie in einem einzelnen Urwahlbezirf apart wohnt. Nun mwiürden mic) 
derartige Kurioja und Inkonſequenzen, die mindeſtens ebenjo groß find 
wie in dem gegenwärtig geltenden Syſtem (Heiterkeit), gar nicht jo auf- 
regen, denn meiner Ueberzeugung nad joll in allen diefen Dingen nicht 
die Theorie, jondern die Praxis entjcheiden. Aber ebenjo wie die Ab- 
teilungsbildung durch die ganze Gemeinde zur Folge hat, daß in vielen 
Urmwahlbezirken überhaupt feine Wähler erjter und zweiter Klafje vorhanden 
find, ebenjo oft fommt es vor, daß ſolche zwar vorhanden find, aber in 
jehr geringer Zahl, während die dritte Abteilung außerordentlich reichlich 
bejegt ift. Das führt weiter dahin, daß die Anzahl derjenigen Abteilungen, 
weldhe von einem einzigen Wähler beherrjcht werden, wmwejentlich mächft, 
und weiter, daß in vielen Urmwahlbezirfen eine irgendwie fyftematijche 
Relation zwiſchen dem Steuerjoll der einzelnen Abteilungen nicht mehr 
erfennbar bleibt. Es fommen Fälle vor, wo das Steuerjoll der erften und 
zweiten Abteilung im Gegenja zu dem der dritten ein unendlich hohes 
ıft, wo von einer Zmölftelung gar feine Rede mehr ift, aber auch um— 
gekehrt fommt e3 vor, daß die Summe des Steuerjoll3 beider unendlich 
viel niedriger ift, al3 das der dritten Abteilung. In der Kommijlion 
werde ich eventuell zeigen, daß es Fälle gibt, wo das Steuerjoll der eriten 
nicht den zehnten Teil desjenigen der dritten Abteilung aufweift. Dieje 
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Erjheinung hat mich doch ſchwankend gemacht und mic jchlieglich ver- 
anlaßt, Ihnen diefe Maßregel nicht vorzujchlagen, weil damit nicht ge- 
bejjert würde. Nun hat der Abg. Brömel bei anderer Gelegenheit mir 
gejagt, daß das, was feine Freunde forderten, doch etwas ganz anderes, 
weit befjeres jei. Ich möchte bei diejer Gelegenheit noch einmal und aus— 
drüdlich feititellen und wiederholen, daß die Adoption des Reichstagswahl— 
rechtes für uns unannehmbar ift! Wer die Erpeftorationen der Parteien 
und der Preſſe über die Wahlrechtsfrage während diejer legten Jahre und 
namentlich der legten Wochen verfolgt hat, dem hat ſich ein eigentümliches 
Bild dargeboten. Auf der einen Seite eine vernichtende Kritik über unjer 
Dreiklafjienwahlrecht, geftügt auf Unebenheiten dieſes Syſtems und gejtügt 
vor allem auf das jcharfe Urteil des Fürften Bismard. Auf der anderen 
Seite Anklagen gegen uns arme Mitglieder der Staatsregierung, daß wir 
noch immer nicht fertig gebracht haben, ein ideales Wahlrecht für Preußen 
zu erjinnen, daß wir das Volk mit einem Notgejeg abjpeijen wollen. 
Wenn es mir glüden jollte, durch Geje Nöte des Volkes abzuftellen und 
die beftehenden Geſetze in einem vorurteilöfreien und wirklich menjchlichen 
Geifte handhaben zu lafjen, dann werde idy mir daran einftweilen genügen 
lajjen, weil der Geijt noch immer etwas mehr ijt wie die Form. Die 
Forderung des Reichstagswahlrecht3 und die Vorwürfe über die Erfindungs- 
armut der Regierung werden dem Ernft der Situation nicht gerecht. In 
gewifjem Sinne beneide ich die Anhänger des Reichstagswahlrechts, es iſt 
jo furchtbar einfach, die Schablone ıft vorhanden, nad) der man ohne jehr 
viel Arbeit ein neues Gejeß würde vorlegen fönnen, und man fann fich 
dabei auf Deutjchlands größte Zeit und auf Deutjchlands größten Staats- 
mann berufen. Aber wie waren damals die Zeiten? Eine Nation, bis 
dahin zerflüftet in Uneinigfeit und Unentſchloſſenheit, belaftet auch mit 
manchen Vorurteilen, Hatte ſich endlich auf ſich jelbft befonnen, fie hatte 
auf den Schladhtfeldern die größten Opfer gebracht, und ihrem Kraftgefühl 
entſprach das unbedingte Vertrauen, mit der die Gejchide des Reichs in 
die Hände der Wähler gelegt wurden. Man muß offen und ehrlich jein, 
ed wäre Heuchelei, e3 zu leugnen, daß ein bittere Gefühl der Unluft auf 
unjerem öffentlichen Leben laftet. Diejes Gefühl der Unluft — rührt es 
davon her, daß wir in Preußen noch nicht das allgemeine, gleiche und 
direfte Wahlreht Haben? Es befteht ja auch im Reiche, wo wir doch 
dieſes angebliche ideale Wahlrecht befigen. Ein Zujammenhang befteht 
aber nad; meiner Meberzeugung in einem ganz anderen Sinne Wenn 
die Geſchichte einmal das Verdikt über das legte Zeitalter abgeben wird, 
wird fie rühmend hervorheben, daß ein Grundzug unſeres Beitalterd der 
ift, die armen Schichten der Bevölkerung in etwas erhöhtem Grade an den 
Segnungen der Kultur und Bivilifation teilnehmen zu laffen; aber fie wird 
uns nicht den Tadel erjparen können, daß wir bei diefem Beftreben in 
einen gewiſſen Konflitt von Stimmungen geraten find. Es ift etwas 
durchaus Ungefundes, es ift ein Unheil, daß wir jede politiiche Aktion 
abhängig machen von den Wirkungen, die fie auf die Sozialdemofratie 
ausübt. Es iſt ein Unheil, daß die großartigen, fozialpolitiihen Inſtitu— 
tionen zu parteipolitiichen Intereſſen mißbraucht werden. Es iſt ein Un- 
heil, daß unjere Preſſe nicht mehr in ihrer großen Gejamtheit das Echo 
einer jelbjtändigen und unabhängigen Barteipolitik bildet, fondern daß jie 
umgefehrt, wenigjtens teilweife, eine Diktatur über die Partei auszuüben 
beginnt, die nicht weit von der Rückſicht auf die aura popularis ift. Ich 
möchte nicht mißverftanden werden: ich erblide in dem Gtreben der 
Schwachen des Volkes, emporzuftreben, ein großes, vielleicht das größte 
und edelſte Gejeß der Menjchheit, und aud an der Verwirklichung dieſes 
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Gejeges mitzuarbeiten, muß ein Stolz für jeden Starfen fein. Aber diefes 
Streben darf nicht der alleinige und ausjchließlihe Inhalt unjeres Lebens 
bilden. Parallel muß das Streben gehen, die beften und edelften Kräfte, 
die ein Volt und darüber hinaus die Menichheit zu produzieren vermag, 
zu Führern des Lebens zu machen. Das follten auch diejenigen bedenken, 
die jo ungeftüm nad einem neuen Wahlrecht rufen und die fich in erfter 
Linie als die Bertreter der modernen Entwidelung bezeichnen. Ich habe 
in diejen beiden legten Wochen einen Ausdrud gebraudt, von dem ich 
weiß, daß er gefährlich ift und vielfach mißbraudt wird. Wohin ftreben 
die Kräfte? Wenn man lediglih auf die Stimmen Hört, die in ber 
Deffentlichfeit hervortreten, dann müßte man vielleicht glauben, daß wir 
einer allmählihen Nivellierung rettungslos entgegeneilen. Aber das ift 
ja gerade das Charakteriftiiche, daß diejenigen Kräfte, welche die Produ- 
zenten unferer materiellen und geiftigen Güter find, die Kräfte, die viel- 
leicht auch der Dichter im Auge hatte, wenn er von ihnen jagte, daß fie 
der Gottheit Tebendiges Kleid wären, dab das, was Ddieje Kräfte wollen 
und was fie erjtreben, durchaus nicht etwas Demofratijches ift. Die Er- 
findungen auf dem Gebiete der Chemie und der Phyſik, der erobernde 
Fleiß unferes Kaufmanns, die Entwidelung unjerer Landwirtichaft und, 
jo parador e3 klingen mag, der gewaltige Anjturm unjerer Arbeiterjchaft, 
was find dieſe anders al3 ein Zeichen dafür, daß Triebfräfte in unjerm 
Bolfe arbeiten, welche nicht nivellierend find, welche nicht gleichmachen 
wollen, welche höher hinaus wollen? Es mag jehr jchwer fein, in einer 
Beit der Gärung, wie der unjrigen, Prognojen ftellen zu wollen; fie 
werden immer jubjeftiv gefärbt fein. Aber wenn man nach einer Erflä- 
rung tracdhtet, warum denn die religiöjen Dinge unfere Zeit jo innerlich 
aufregen, wenn man fieht, wie unjere Bhilojophie langjam, aber allmählich 
den großen Ariftofraten des Geiftes Kant erkannt Hat, wie auch unjere 
Naturphilofophie in dem Kern defjen, was fie lehrt, weniger Wert zu 
legen beginnt auf den Anfangspunft als auf die Gewißheit, daß man 
immer wieder zum Höheren auffteigen muß, — ift es dann wirklich ein 
Beihen von Schwärmerei, wenn man jagt, daß die Kräfte, welche für 
unjere Nation beftimmend find, nicht die Höhe gleich machen, fondern zu 
immer Höherem hinauffteigen? Wenn dieje Kräfte in unjerem Volke noch 
nicht erjtorben find, Kräfte, die mit unferer Hiftorischen Entwidelung zu— 
fammenhängen, die fih mit Unmwillen abwenden von den Auswüchſen einer 
Bewegung, die jchlieglich alles Menjchliche zu vernichten trachtet, weil ihr 
nichts Menjchliches mehr Heilig ift, weil fie feine Achtung vor den ewigen 
Gejegen der Liebe und Treue zum Stamme ihres Volkes hat, vor dem 
gemeinjamen Herde und vor allem, was das Haus beherbergt, die nichts 
will, al3 ihre Macht zu etablieren auf den Fundamenten des Hafjes und 
Terrorismus, nein, es bejtehen in unjerem Volke noch Kräfte, welche diejes 
Treibens fatt jind, und diejen Kräften wird unjere Zukunft gehören. Nun 
werden Sie fragen, weshalb ich dieje Ausführungen gerade hier bei diejen 
Gejegentwürfen gemacht habe. Wenn ich meine perjönlihen Anſchauungen 
hier auseinandergejegt Habe, jo geichah es, um daraus eine ganz nüchterne 
Sclußfolgerung zu ziehen, die Schlußfolgerung, daß man von dem Ernit 
der Wahlrechtöfrage * tief durchdrungen ſein kann, auch wenn man nicht 
glaubt, ſie im Handumdrehen und in der Ungeduld des Augenblicks oder 
nach einem Rezept löſen zu können, und daß alle treibenden und ſchaffenden 
Elemente unſerer Nation ſich zuſammenfaſſen müſſen, und daß es fein Wahl- 
recht der Zukunft geben kann und geben wird, das nicht aufgebaut iſt auf 
dem offenen und ehrlichen Zuſammenarbeiten dieſer Elemente. (Lebhafter 
Beifall rechts, Ziſchen links.) 
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Abg. Fiichbed (fr. Bg.): Die Vorlagen jeien zur Konjervierung 
des geltenden Wahlunrecht3 bejtimmt. Warum nehme man nicht Rüdficht 
auf andere große Städte ald Berlin? Man müfje aud) der Sozialdemo- 
fratie eine parlamentarische Vertretung gewähren. Abg. Irmer (konj.): 
Die Einführung des allgemeinen Wahlrecht wäre ein Unglüd; es fichere 
nicht etwa eine gerechte Vertretung, denn daß Hamburg und Berlin jozial- 
demofratijche Reichstagsabgeordneten hätten, jei ungereht. Abg. Krauje- 
Königsberg (nl.): Die Vorlage jei ungenügend; Hunderttaujende hätten 
faktiich fein Wahlreht; man müfje ihnen ihr Recht verichaffen ohne Rück— 
ficht auf den Ausfall der Wahlen. Abg. Frhr. v. Zedlig (frk) ſtimmt dem 
Minifter zu. Das Landtagswahlrecht, das die Stimmen wäge und nicht 
bloß zähle, ſtehe turmhoch über dem Reichstagswahlrecht. Eine Aenderung 
der Wahlbezirfe würde eine politiihe Uebermacht der großen Städte jchaffen 
und das Land auspowern. Abg. Porſch (3.) ftimmt den Vorlagen im 
mejentlihen zu, fordert aber von der Regierung eine umfafjende Reform 
des Dreiflafjenwahlrehts. — Die Borlage wird an eine Kommiſſion 
verwiejen. 


24. März. (Herrenhaus.) Finanzkommiſſion. Ausländifche 
Studenten. 


In der Etatöberatung wird betont, daß die größte Vorjicht bei der 
Aufnahme von Ausländern an den Univerfitäten und Techniſchen Hoch— 
ſchulen namentlich mit Rückſicht auf den fra — politiſchen Charakter 
eines Teiles dieſer Studenten geboten ſei. Kultusminiſter Dr. Studt: Die 
Unterrichtsverwaltung ſei nicht ohne Erfolg bemüht geweſen, läſtige aus— 
ländiſche Elemente von den Hochſchulen und Techniſchen Hochſchulen fern- 
zuhalten. An legteren jeien die wifjenjchaftlichen Anforderungen bei der 
Aufnahme erheblih erhöht worden, wodurd) man eine große Zahl von 
rujjischen Studenten, die wegen der dortigen Wirren zu uns gefommen 
jeien, nach Franfreih und der Schweiz abgelenkt worden jeien. Die dif- 
ferenzielle Behandlung der Ausländer jei allerdings vollfommen gerecht- 
fertigt. Freilich dürfe man das ausländiihe Element nicht prinzipiell aus- 
ichliegen. Manche ausländische Studenten, jo aus England, den jfandi- 
navishen und einigen jüdjlawijchen Staaten jeien aus politiichen und 
anderen Gründen uns willlommen. Die rufjischen Elemente erfordern be- 
jondere Vorficht, doch jeien Uebeljtände bisher nicht hervorgetreten. 


25. März. (Bochum.) Eingabe von Bergarbeiterverfjamm- 
lungen von Regierung und Landtag. 


Die Bergarbeiter verlangen, das von der Landtagskommiſſion aus 
der Regierungsvorlage ausgemerzte geheime Wahlrecht bei den Knappichafts- 
wahlen; ferner Sicherung der Arbeitervertreter gegen Maßregelungen, ſo— 
wie aktives und paſſives Wahlrecht auch für Invalide und proteftieren da- 
gegen, daß die Beamten das Recht einer Sondervertretung im Knappichafts- 
vorjtand haben jollen. Die Regierung joll die preußiiche Knappichaftsreform 
fafjieren und dafür einen Gejegentwurf auf reichögejegliche Regelung des 
Knappſchaftsweſens einbringen. 

25. März. Die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung” jchreibt 
über deutjchfeindliche Strömungen in Rußland: 

Dem Beobachter der Geſchehniſſe in Rußland konnte die Tatjache 
nicht entgehen, daß in neuerer Zeit ein größerer Teil der ruſſiſchen Prefje 


wieder mit Vorliebe in deutjchfeindlichen Ergüffen jchwelgt. Es ift dies 
um jo auffälliger, als mit Ausnahme der jozialdemofratifhen Blätter 
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unjere Prefje im allgemeinen die ruffiihen Vorgänge durchaus ruhig be- 
handelt hat. Auf die vereinzelten Vorftöße folgt jegt ein organifiertes 
Vorgehen, das aus dem Grunde Beachtung verdient, weil es fich nicht auf 
Preßkreiſe bejchränkt, jondern in der jogenannten Gejellichaft zu werben 
ſucht. Die deutjche St. PBeteröburger Zeitung hebt in diejer Beziehung als 
eine der bemerfenswertejten Erjcheinungen der legten Zeit hervor, daß, 
während in den legten Jahrzehnten panflaviftiiche Ideen ausschließlich in 
reaktionären Kreifen gepflegt wurden, fich jegt in gewiſſen jehr liberalen 
Kreijen ftarfe panjlaviftiiche Tendenzen immer deutlicher bemerkbar machen. 
Das Organ diejer Kreije ift die Ruß, die feit einigen Monaten eifrig für 
die Gründung einer Slavifhen Liga Propaganda madt. Diejer Plan 
jheint immer fejtere Geftalt anzunehmen, wie aus einem der legten Leit— 
artifel des Blattes hervorgeht, wo es heißt: „In nächiter Zeit wird in 
St. Petersburg die Konftituierung einer politifchen Drganijation unter dem 
Namen „Slaviihe Liga” ftattfinden. Ziel derjelben iſt die Verwirklichung 
einer panflaviftiichen Einigung zum friedlichen Gegengewicht gegen die ag- 
rejjiven Pläne des kriegeriſchen Germanentums. (?! Wo beftehen jolche 
läne? Red. d. Nordd. Allg. Ztg.) Wie jchon früher betont, ftört diejer 
Bwed weder die korrekten Beziehungen zu den friedliebenden Elementen 
des deutſchen Volfes, noch den vollkommen aufrichtigen Wunjch einer engen 
Annäherung an Defterreich-Ungarn, als einen halbjlaviichen und zudem 
für Die Bafsebierhaltung des Gleichgewichts in Mitteleuropa notwendigen 
Staat. — Die nächſte Aufgabe der inneren Bolitif der Liga ift die Nege- 
fung der jlavischen Frage innerhalb der Grenzen Rußlands (der polnijchen, 
der Feinruffiihen Frage u. f. w.). Die Autonomie Polens unter Bei- 
behaltung vollfommener realer Garantien für die Einheit des Reiches 
- ift gegenwärtig der Schlüffel zur Löſung der ſlaviſchen Frage. Es ift die 
conditio sine qua non dafür, daß die jlavijche dee aus einer theoretifchen 
zu einer praftiichen wird. — Die erjte Aufgabe der äußeren Bolitif der 
Liga — ift die Anfnüpfung regelmäßiger enger Beziehungen zum Slaven- 
tum jenjeit der Grenze. Die zmwedentiprechendjte Form bderjelben ift — 
eine Zollunion mit den flaviihen Balfanländern und mit Defterreich- 
Ungarn. Die Dogmen der Liga find 1. Gleichberechtigung der Konfeifionen, 
volle Glaubensduldung und Adtung vor der Anhänglichfeit einzelner 
Bölfer und Berjonen an ihre Konfeſſion; 2. nationale Gleichberechtigung, 
Duldſamkeit und Achtung den nationalen Bedürfniffen und Rechten der 
einzelnen Bölfer der jlaviichen Rafje und ihrer nichtjlavishen Nachbarn 
gegenüber; 3. ein demofratijches fonftitutionelles Regime in Rußland, ohne 
das e3 Fein Vertrauen bei den auswärtigen Slaven finden kann. Die 
dee der Slavifchen Liga muß ihres friedlichen politiichen Ziele wegen 
tief ind Volk eindringen, ähnlich der ihr verwandten Idee des Sſokoltums 
in den weftjlaviichen Ländern oder der polnijchen Geſellſchaft des Natio- 
nalitätsjchußes, die neulich) unter dem Namen Straz in Preußen entftanden 
if. Die Slavifche Liga muß aus mehreren Sektionen bejtehen, entiprechend 
den von der Liga verfolgten Aufgaben und den Mitteln zu ihrer Er- 
reihung. Als ſolche Sektionen find zunächit folgende drei vorgejehen: 1. die 
DOrganijationgjeftion, deren Aufgabe die Propaganda für den Verein und 
die Begründung von Gruppen außerhalb St. Peteröburgs ift; 2. die Auf- 
Härungsjektion, deren Mitglieder ſich damit befafjjen werden, die Slaven 
mit der Geihichte, Kultur und der gegenwärtigen politiichen Lage der ein- 
zelnen jlavifhen und mit ihnen in Konner ftehenden Völker befannt zu 
machen; 3. die Verfehrsfektion, die für die praftiichen Fragen jlaviicher 
Beziehungen zu jorgen haben wird, wie für die Organilation von Kon— 
greſſen, Bejuchsfahrten, Ausftellungen, den Nachrichtendienft, die Preß— 
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organe u. ſ. w. Es wäre ferner auch notwendig, für einen beftändigen 
Konner unter den Mitgliedern der Liga zu forgen, indem man Berfehrs- 
gelegenheiten jchafft, die ſowohl Geift als Körper bejhäftigen, was bei der 
Teilnahme großer Volksmaſſen bejonders wichtig if. Das Beifpiel des 
Siofolvereing, der es verftanden hat, mit Aufgaben der Aufklärung Körper- 
übungen großen Maſſen mit patriotifcher Färbung zu vereinigen, durch die 
die Teilnehmer an die dee der Gleichheit und Brübderlichkeit in den 
Neihen der Vollsarmee gewöhnt wurden — verdient die ernftefte Beachtung 
jeitens der Slavifchen Liga. Weberhaupt fteht die Sjofolorganijation den 
Bielen der Slaviſchen Liga jo nahe, daß fie unter gewiſſen Bedingungen 
zu ihr in Beziehungen treten kann. Es gibt ferner noch eine ganze Reihe 
anderer Organijationen, die nad) Richtung und Biel der Slaviſchen Liga 
naheftehen, jo den Slavifchen Zournaliftenverband in Defterreich, die ſüd— 
ſlaviſche Gejellihaft Der jlavifhe Süden u. ſ. w. Mit jolhen Organi— 
jationen fann die Slaviſche Liga, ohne mit ihnen direkt in einem Bündnis- 
verhältnis zu ftehen (das wegen der Verjchiedenheit der Staatdzugehörig- 
feit nicht immer möglich ift), wenigftens aufs engjte zujammenarbeiten. 
Andrerſeits darf die Slaviſche Liga feinerlei Beziehungen zu jolchen Gefell- 
ichaften haben, die auch nod nach dem 17. Dftober die alten Formeln des 
Kronjlavophilentums predigen, da folche Beziehungen die Wahrhaftigkeit 
der Zwecke der Liga fompromittieren würden. Das Bentralfomitee oder 
Konfeil der Slaviſchen Liga muß fi) natürlich in der Nefidenz, al3 dem 
Neichäzentrum der Liga, befinden. Die Abteilungen in den anderen 
Städten werden in jtändigem Konner mit der Bentralorganijation ftehen. 
Ein bejonderes ſlaviſches Territorium, wie das Zartum Polen, muß jedoch 
jeine autonome Ligaorganijation haben. Ein jolher Modus in den gegen- 
jeitigen Beziehungen der Ligagruppen ift unvermeidlich, da die Liga das 
Prototyp einer jlaviichen Einigung nicht aus Zwang, jondern auf den 
freien Prinzipien nationaler Gleichberechtigung fußend, fein fol. „AU 
diefe Gruppen“, jo jchließt die Norddeutiche Allgemeine Zeitung, „ind ja 
alte Befannte aus der Blütezeit des früheren Panſlavismus, nur daß diejer 
feine politifchen Tendenzen hinter Schlagworten, wie „Verbreitung jlavischer 
Kultur“, „Wohltätigfeit“ und dergleichen, verbarg. Durchaus gleichartig 
find beide Strömungen ſowohl den Zielen nad) wie Hinfichtlich der Methode, 
die aggrejjive Richtung der eigenen Beftrebungen durch die Vorjpiegelung 
einer Abwehr „der aggrejjiven Pläne des friegerijchen Germanentums“ zu 
verhüllen, die einfach als vorhanden hingejtellt werden, ohne daß der ge- 
ringfte Mare Beweis dafür erbracht wird.“ 

26. März. (Breußen.) Reichskanzler Fürjt Bülow wird 
auf Grund der Präjentation des Gejchlechts Bülow ind Herren- 
haus berufen. 

26.128. März. (Reichstag.) Annahme des Flottengeſetzes 
in zweiter Leſung. — Reichsvermögensſteuer. 

Die Kommiffion beantragt unverändert Annahme der Vorlage. — 
Abg. Bebel (Soz.) wirft den Klonjervativen und dem Zentrum vor, ihre 
frühere flottenfeindfiche Stellung aufgegeben zu Haben, und polemifiert 
gegen den Flottenverein, der die Witwen- und Waijenverforgung zugunften 
der Flottenverftärfung bejchränten wolle und die deutiche Flotte herabjege. 
Die Flottenvermehrung werde den Welthandel nicht fteigern; ein Schuß 
jei fie auch nicht, eine vernünftige auswärtige Politif wirke viel ficherer. 
Staatsjefretär dv. Tirpig: Ich werde mich auf eine furze Erwiderung be- 
ichränfen. Die Anfichten über die Bedeutung und die Notwendigkeit einer 
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deutjchen Flotte Haben fih im Laufe der Jahre allerdings erheblich ge- 
ändert. E3 haben jich die Zeiten geändert, und es haben ſich die Be- 
dingungen für eine Flotte geändert. Demzufolge haben alle diejenigen, 
die auf nationalem Standpunkt ftehen, auch wenn fie abweichend in bezug 
auf die Flotte gedacht haben, ihre Anfichten auch geändert. Allerdings, 
der Abg. Bebel Hat feine Anfichten nicht geändert (Heiterkeit), und ich 
laube, er jteht mit diejer Anjicht von der Nichtnotwendigfeit der deutjchen 
lotte mit jeinen Parteigenoſſen doch jegt ziemlich allein. Ich glaube nicht 
einmal, daß der Abg. Bebel und feine Fraktion unter ſich ganz einig über 
die Frage find. (Buruf von den Sozialdemokraten: Aber jehr!) Sie jagen 
„Sehr“, da möchte ich doch einen furzen Auszug aus einem Auffag in den 
Sozialiftiihen Monatsheften vorlefen, den ein früherer Fraktionsgenofje 
des Abg. Bebel gejchrieben Hat. Ich möchte dabei ausdrüdlich betonen, daß 
ich mit den Auslafjungen diefes Artifel3 über unfer Verhältnis zu Eng- 
land in feiner Weije übereinjtimme. Der frühere Abg. Calwer jchreibt: 
Es ift grundverfehrt, jegt fo zu tun, al3 ob die deutiche PBolitif, nament- 
lih die Schaffung einer deutjchen Kriegsmarine England gemifjermaßen 
provoziert habe. Man kann als Parteimann ſehr wohl auf einem die 
deutjche Flottenpolitif ablehnenden Standpunkt ftehen, aber dann bejchränte 
man jeine ablehnende Haltung nicht auf fein eigenes Land, fondern dehne 
jie auf feine guten Nachbarn aus (Sehr richtig!), die den Deutjchen erft 
gezeigt Haben, daß der Beſitz einer ftarfen Flotte die Stellung im Rahmen 
der hohen Politik ebenjo gemwährleiftet wie der Befig einer mit ftärferer 
Goldbaſis ausgerüfteten Zentralbank die Geltung auf dem internationalen 
Geldmarkt. Oder will etwa jemand im Ernfte behaupten, Englands Feind- 
ihaft gegen Deutichland wäre nicht vorhanden, wenn Deutjchland feine 
Flotte befäße? Gut, von diefem Heinbürgerlichen Standpunft mochte man 
Politik treiben in Zeiten, mo Deutichland noch wenig in die Weltmachtwirtichaft 
verjtridt war, aber heute, wo Deutichland England und den Vereinigten 
Staaten ebenbürtig zur Seite fteht und nicht umhin Fann, in allen Fragen 
der Weltpolitif im Anterefje jeiner Induſtrie Stellung zu nehmen, kann 
man wohl die Flottenpolitif aller modernen Induſtrieſtaaten verurteilen, 
aber man fann dem eigenen Lande nicht zumuten, eine Ausnahmeftellung 
einzunehmen, die recht verhängnisvoll fein kann. So wie die realen Ver— 
ältnifje liegen, hängt das Anjehen eines Staates von feiner Schlagfertig- 
eit zu Balter und zu Lande ab. Der rufjiich-japaniiche Krieg ift dafür 
eine eindringliche Zehre. Hätte Japan verzichtet, fich eine friegstüchtige 
Rüſtung anzueignen, e3 hätte fich nicht nur gegen Rußland nicht wehren 
fönnen, es wäre troß aller militärischen Erfolge von den Großmächten nicht 
al3 ihresgleichen anerfannt worden, es wäre auch nicht imftande gewejen, 
für feine wirtjchaftlihe Entfaltung freie Bahn zu erhalten. Das jchreibt 
ein Fraktionsgenoſſe Bebels. Ich will dahingeftellt jein laſſen, ob wirklich 
die gebildete Arbeiterfchaft der Partei des Herrn Bebel in Ddiejer Trage 
vollftändig Hinter den Ausführungen des Herrn Bebel, ihres Chefs, fteht. 
(Heiterkeit) Er hat dann weiter gejagt, unjere frühere Marine hätte fich 
in früheren Jahren in bezug auf die Fortentwidlung in einem Zickzackkurs 
bewegt. Man hätte ſchließlich gar nicht mehr gewußt, wohin die Reife 
ging. (Widerjprudy des Abg. Bebel.) Es bleibt doch das bejtehen, daß, 
wenn e3 tatjächlich jo geweſen ift oder wäre — ich will mir darüber fein 
Urteil erlauben — wir doch um jo mehr froh fein müfjen, daß das Gejeß 
jest vorhanden ift. (Rebhaftes Sehr richtig! rechts, Widerjpruch bei den 
Sozialdemokraten.) Der Abg. Bebel hat ferner bemängelt, daß wir mit 
Forderungen gefommen find, die in dem FFlottengejeg nicht vorgejehen 
wären. Das ijt ja gerade der Grund, weshalb das Flottengeſetz ſich jeiner- 
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zeit eine weiſe Beichränfung auferlegt Hat auf das, was wirklich Hiftorifch 
begründet ift und vorauszujehen war. Ich habe meine Stellung zum 
Flottenverein ſowohl im Plenum wie in der Budgetlommilfion ganz präzis 
gekennzeichnet und ich habe dieſer meiner Stellungnahme nicht3 Hinzuzu- 
fügen. Ich will nur auf einen Punkt näher eingehen: Die Bezeichnung 
„Ihwimmende Särge“ für unfere alten Schiffe. Man hat gejagt, ich jolle 
für die Leiftungsfähigfeit dieſer alten Schiffe eintreten. Ich habe aus- 
geführt, daß ich dies nicht Fönnte. Die Sachſenklaſſe ftammt aus der Zeit 
des Admirald Stoſch. Die Küftenpanzerichiffe der Siegfriedsklaſſe aus der 
Beit des Grafen Caprivi. Der Marineverwaltung ift es nie eingefallen, dieje 
für Npegieile Ib ſpezifiſche Zwecke konſtruierten Schiffe als Linienſchiffe auszugeben. 

27. März. Abg. Spahn (Z8.) weiſt Bebels Vorwürfe ab, das Zen— 
trum habe ſtets die Möglichteit einer Flottenvermehrung zugegeben. Abg. 

Ablaß (fr. Vp.) ftellt folgenden Antrag: Für den Fall der Annahme des 
Gejeges, bezüglich der Dedung der Mehrkoſten aus diefem Gejege durch 
eine Reichsvermögensſteuer folgende Beitimmungen anzufügen: $ la. Vom 
1. Oftober 1906 ab ift eine Vermögensſteuer zu erheben von allen deutjchen 
Staatsangehörigen, deren bewegliche und unbemegliche® Vermögen nad) 
Abzug der Schulden den Gejamtmwert von 100000 Marf erreicht. Die Ver- 
mögensjteuer beträgt bei einem jteuerbaren Vermögen von 100000 Marf 
bis 120000 Markt 50 Mark und fteigt bei größeren Vermögen bis zu einer 
Million für jede angefangenen 20000 Marf um 10 Mark; bei Vermögen, 
die über den Betrag von einer Million hinausgehen, fteigt die Steuer für 
jeden angefangenen Betrag von 20000 Marf um 20 Marf. $ 1b. Durch 
den Neich&haushaltsetat wird alljährlich feitgeftellt, wie viele Monatsraten 
gemäß 5 la zu erheben find. $ lc. Bis zum Erlafje eines Reichsver— 
mögensfteuergejeges finden in bezug auf die Steuerpflicht, den Maßſtab der 
Befteuerung, die Veranlagung, die Beranlagungsperiode und Verminderung 
der veranlagten Steuer innerhalb derjelben, die Steuererhebung, die Straf- 
bejtimmungen und die Koften die entiprechenden Beitimmungen des Er- 
änzungsftenergejege3 für die preußiihe Monarchie vom 14. Yuli 1893 
Hungemäße Anwendung. Die näheren Beitimmungen werden durch eine 
vom Bundesrat zu erlafjende Verordnung feſtgeſtellt. $ 1d. Die Zentral- 
behörde jedes Bundesftaat3 beftimmt die Behörden, welche mit der Ver— 
anlagung der Steuer, der Berufung gegen die Veranlagung und der Er- 
hebung in den Bundesftaaten zu beauftragen find. 

Abg. Graf Arnim (RP.): Der Antrag gehöre in die Gteuer- 
tommiffion Der Tlottenverein gehe in der Agitation nicht immer gejchidt 
vor, habe aber doch Großes gewirkt. Abg. Müller-Meiningen (fr. Vp.) 
erfennt die Notwendigkeit der Flottenvermehrung an. Der Antrag Ablaß 
jolle die Einführung neuer indirefter Steuern verhindern und die leiftungs- 
fähigen Schultern heranziehen. Etwa 180000 Zenjiten würden darnad) 

— A Millionen aufbringen. Staatsjefretär Frhr. v. Stengel: Der Bundes- 
- rar Tehne jede Uebertragung direkter Steuern auf das Reich ab. Abg. 
Mommfen (fr. Bg.) bedauert, daß die Flottenverſtärkung nicht jchon früher 
bejchlojien fei; der Antrag Ablaß ſei durchaus erwägenswert. Abg. Büſing 
(nl.) lehnt den Antrag ſcharf ab, da er utopiſch ſei. Abg. v. Oldenburg 
(konſ.): Deutſchland brauche nicht eine ſo große Flotte wie England, aber 
eine ſo große, daß bei einem Kampfe die engliſche Flotte Gefahr läuft, 
ihre Vormachtſtellung zu verlieren. Bei der Abſtimmung iſt das Haus 
nicht befchlußfähig; am 28. wird die Abftimmung wiederholt und die Vor- 
lage gegen die Stimmen der Sozialdemokraten, der freifinnigen und füd- 
deutihen Bolkspartei angenommen. Der Antrag Ablaß wird mit 142 
gegen 67 Stimmen abgelehnt. 
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27. März. Die „Norddeutjche Allgemeine Zeitung“ fchreibt 
gegen den „Temps“ über die Haltung der deutjchen Botjchafter: 


„Der ‚Temps‘ fährt fort, den Gang der Verhandlungen in Algeciras 
zu ftören und eine Berftändigung zu erjchweren. Nach Barijer PBrivat- 
depejchen heutiger Morgenblätter behauptet der Temps jetzt, auf Weiſung 
von Berlin hätten die Faiferlihen Vertreter in London und Wafhington 
die Legende von der Iſolierung Frankreichs verbreitet. Richtig ift ledig- 
lich, daß die faiferlihen Vertretungen unter dem 12. März von einem Be- 
richt des Botjchafterd dv. Radowitz in Kenntnis gejegt wurden, wonach ber 
Borjchlag des Grafen Weljersheimb eine überwiegend günftige Aufnahme 
gefunden habe und die Mehrheit der Delegierten ihrem franzöjiichen Kol- 
legen zu einer Berftändigung geraten hätten. Die kaiſerlichen Vertreter 
waren angemwiejen worden, died den Kabinetten zur Kenntnis zu bringen 
und auszuführen, daß der Weljerheimbiche Vorſchlag eine geeignete Baſis 
bilde, um die Konferenz zu einem glüdlihen Ende zu bringen und damit 
einer Periode der Beruhigung, der Sicherheit und des wirtjchaftlichen Auf- 
ſchwunges die Wege zu ebnen. Was dagegen der Temps aus der Hal- 
tung und der Sprache der faiferlichen Bertreter zu machen verſucht, jteht 
auf der Höhe feiner Behandlung der rufjiihen Inſtruktion. Wir ftellen 
feft, daß der rujfiiche Minifter des Aeußern und der ruffiiche Minifter- 
präjident gegenüber dem deutjchen Botjchafter in St. Petersburg ihr Be— 
dauern über die tendenzids entftellende Veröffentliyung des Temps aus- 
edrüdt haben. Wir ftellen weiter feft, daß der ruffische Botjchafter in 
Baris dem Fürften Radolin gegenüber die Veröffentlihung als eine grobe 
Taktlofigfeit und Berdrehung der Wahrheit gemißbilligt hat.“ 


28.129. März. (Preußiſches Abgeordnetenhaug.) Bes 


ratung der Denkichrift der Anſiedlungskommiſſion. 


Abg. v. Dziembowski (Pole): Die praftiiche Wirkung des Geſetzes 
von 1904 jei, daß der Pole feine Wohnhäuſer mehr bauen dürfe; dadurch 
reiße allgemeine Rechtöunficherheit ein, und die Wohnungsnot für die 
ärmere Bevölkerung fteige. Abg. Wolff-Gorfi (konf.): Er billige die Re- 
gierungöpolitif, halte es aber für ungejeglich, polniichen Staatsangehörigen 
Preußens die Erwerbung von —æ u erſchweren. Abg. Glatzel 
(nl.) bedauert die gewaltige Steigerung der Preiſe durch die Anjiedelungs- 
politif. Die Preije find derartig, und eine ſolche Steigerung ift jchon in 
der Denkichrift von 1902 bemerkt worden, daß ein einmwandernder Deutjcher 
nicht in der Lage ift, fi) anzufaufen. Diefe Folgen der Anfaufspolitif 
wollten wir doch nicht erreihen. Wir müfjen unjere Anfiedler beſſer jtellen, 
als e3 die polnischen Koloniften gewohnt find, dieſe find deshalb eher zu 
haben, weil fie jchließlich, wenn fie nicht mehr ein oder aus willen, einfach 
an die Anfiedelungstommiffion verfaufen. Durch die Preisfteigerung ift 
mancher polniſche Grundbefiger über Wafjer gehalten worden, jo daß er 
jeßt nicht mehr zu verfaufen braucht. Die Entfchuldung der Koloniften 
muß zielbewußt vorgenommen werden. Abg. Kindler (fr. Bp.): Das An- 
fiedelung3gejeg von 1904 hat die Polen noch geſtärkt. Die deutichen Ge- 
jchäftsleute nehmen alle zweiſprachige junge Leute auf, weil fie die polnijche 
Kundichaft nicht verlieren wollen. Man kann doch den deutichen Kauf- 
leuten nicht verbieten, an Polen zu verkaufen. Die zweiſprachigen jungen 
Leute find aber nur unter den Polen zu finden. Auf dieſe Weife wird 
gerade ein neuer polnifcher Mittelftand herangezogen. Es gibt aud) pol- 
niſche Familien, die germanifiert worden find, ich nenne nur Namen wie 
Radziwill, Podbielsky, Poſadowski (Heiterkeit), Die Polen find gerade 
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wegen ihrer Zmeilprachigfeit den Deutjchen überlegen. Man kann im 
nationalen Intereſſe den Deutihen nur zurufen: „Lernt polnisch, dann 
werdet ihr fonfurrenzfähig bleiben, und dann bleibt in der Provinz.” Die 
politische Klugheit Hätte davor bewahren müfjen, daß im vorigen Jahre die 
Verfügung erlaffen wurde, daß die Beamten ihre Erjparnifje aus den pol— 
niihen Sparfajien herausnehmen jollten. 80000 Mark wurden zurüd- 
gezogen, aber 800000 Mark von den Polen neu eingezahlt, die die Polen 
den Kreisſparkaſſen entnahmen. 

29. März. Abg. Gr v. Zedlitz (frf.): Wenn wir auch Freunde 
der Dftmarfenpolitif find, jo find mir doch nicht blind gegen die Fehler, 
die gemacht worden find. Eine Hauptquelle der Fehler ihrer Politik jcheint 
mir die überaus große Nervojität zu jein, die von oben bis unten herab 
in den Regierungsfreifen Pla gegriffen hat, und die die unmejentlichften 
Dinge zu den wichtigſten Staatsaktionen aufbaufht. Dazu fommt eine 
überaus große Schneidigfeit der Beamten, die fich leider auch in Heinlichen 
Maßnahmen gegen die polnische Bevölkerung äußert. Natürlich verfenne 
ih nicht, daß die Tätigkeit der Anfiedelungstommilfion nicht nur in volf3- 
wirtichaftlicher und Fultureller Beziehung, jondern vor allem auch vom 
nationalen Standpunft aus von allergrößter Bedeutung if. Bis jegt hat 
fie 80000 Deutiche in den Oſtmarken angefiedelt, aber die Anfiedelungs- 
fommiffion leidet an einer zu großen PBielgeftaltigfeit, dem Bureaufrati3- 
mus und zu raſchem Wechjel der Beamten, welch Ietterer Umftand eine 
erjprießliche Tätigkeit der Anfiedelungsfommifjion erjchwert. Die Frage ift 
wohl erwägenswert, ob es nicht möglich ift, mehr Arbeiter nach den Dft- 
marfen zu ziehen, etwa durch Gewährung von Prämien für jolche Arbeiter, 
die fich dort jeßhaft machen, denn ohne einen ausreihenden Stamm von 
deutjchen Arbeitern kann fich der deutjche watt rede Ace der deutjche 
Bauernjtand in diefen Gegenden mit zweiſprachiger Bevölkerung nicht 
halten. Abg. Abramjfi (3.): Die Polenpolitif habe die Oberfchtefter, die 
gute Patrioten gewejen jeien, zu fanatiihen Polen gemacht. Aber wenn 
die Politik der Nadelftiche aufhöre, werde der Dberjchlefier wieder Ver— 
trauen zur Regierung gewinnen. 

März. Krijengerüchte. 

In der Prefje wird von einer Kanzlerfrifis gejprochen, die mit der 
Umwandlung des Kolonialamt3 zujammenhinge. Am 29. März fchreibt die 
„Nordd. Allg. Big.” hierüber: Es ift nicht nötig, alle Einzelheiten dieſer 
auf ganz willfürlichen und falichen Vorausjegungen fußenden Angaben zu 
widerlegen. Wir begnügen ung, zwei Behauptungen herauszugreifen. In 
der Deutſchen Reichzeitung lejen wir unter dem 27. diejes Monats: ‚Wir 
waren in der Lage, zuerjt mitzuteilen, daß der Kaifer zum Fürften Bülow 
geäußert Hat, er möge nur jelbjt auch abtreten, wenn er nicht die Schaffung 
eines jelbftändigen Neichdfolonialamtes erreihe. Dieſe Aeußerung iſt 
authentisch.‘ Dieje Aeußerung ift im Gegenteil frei erfunden. Der Reichs- 
fanzler hat aus dem Munde Sr. Majeftät nie derartiges gehört. In dem- 
jelben Artikel Heißt e3 weiter unten wie folgt: ‚Al3 der Erbprinz Ernit 
von jeiner Negentjchaft frei wurde, fagte der Kaiſer zum Reichskanzler: 
Erno erziehen wir uns als künftigen Reichskanzler.“ Auch hier handelt es 
fih um eine Erfindung, die aus völliger Unkenntnis der in Frage kom— 
menden Verhältnijje und Perjonen hervorgegangen ift. Wir hoffen, daß 
dieje Feititellungen dazu beitragen, alle politiich ernten Blätter von der 
Beteiligung an dem Unfug abzuhalten, der mit fogenannten Krijengerüchten 
getrieben wird. 
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29. März. GReichstag.) Annahme des Kolonialjtaatd« 
jefretariat3 in zweiter Lefung. Bülows Begründung. 


Die Kommiffion beantragt Streihung der Stelle des Staatsjefretärg 
für die Kolonien. Abg. Bajjermann (nl.) beantragt Wiederherftellung 
der Poſition. Reichskanzler Fürft Bülow: Meine Herren! Im Namen 
der verbündeten Regierungen und auch für meine eigene Perſon als Chef 
der Reichsverwaltung möchte ich Sie bitten, der Vorlage über die Errich- 
tung eines Reichskolonialamts ihre Zuftimmung zu erteilen. Dieſe Bor- 
lage ift nicht ein willfürlicher oder unbedachter Griff, jondern fie ift eine 
Mapnahme, die wir nad allen Seiten reiflich geprüft und überlegt haben. 
In Uebereinftimmung mit den verbündeten Regierungen betrachte ich die 
Organifation unjerer oberſten Reichsbehörden als eine Einrichtung, deren 
Gefüge nicht ohne Not angetaftet oder verändert werden foll; es entjpricht 
aber den Traditionen, welde für die Fortbildung unferer Organifationen 
bi3 jeßt maßgebend gemwejen find, dag wir uns den Notwendigfeiten nicht 
verjchließen, welche die Entwidelung der Reichsgeſchäfte mit fich bringt. 
Sc glaube, daß Freunde und Feinde unferer Ktolonialpolitif heute wenig— 
ften3 darin einig find, daß fie die Bedeutung anerkennen, welche die kolo— 
nialen Fragen allmählich für unfer politifches Leben gewonnen haben, daß 
fie anerfennen, von welcher Wichtigkeit es für die Neichöfinanzen, für 
unjere mwirtjchaftliche Zukunft, für unfere Stellung in der Welt ift, ob die 
folonialen Geſchäfte richtig und zwedmäßig wahrgenommen werden oder 
nicht. Wir können uns der Tatjache nicht verjchließen, daß Deutichland 
eine Kolonialmacht geworden ift und fich den Pflichten und Aufgaben nicht 
entziehen fann, die daraus für uns entjtehen. Das ift der Boden, auf dem 
wir ftehen und auf diefem Boden haben die Gegner unjerer Kolonialpolitif 
genau das gleiche Intereſſe daran wie ihre Freunde, daß die Organijation 
der Kolonialverwaltung auf der Höhe ihrer Aufgabe fteht, und daß nicht 
au3 einer mangelhaften Organijation Mißſtände und Schwierigfeiten ent- 
ftehen, für welche am legten Ende da3 deutiche Volf mit feinem Geld und 
Gut aufflommen muß. Die gegenwärtige Organijation unjerer Kolonial— 
verwaltung ift unzulänglich, dieje Verficherung fann ich mit gutem Ge- 
wijjen und aus voller Ueberzeugung al3 einer von denjenigen abgeben, 
die in erſter Linie berufen find, mit diefer Organifation zu arbeiten. Ich 
babe jchon im Dezember des Jahres 1904 darauf Hingemwiejen, daß der 
Neichsfanzler in der Lage fein muß, bei dem Umfang und der Bedeutung, 
welche die folonialen Gejchäfte für und haben, auch für diefen Zweig der 
Reichsverwaltung ebenjo einen verantwortlichen Stellvertreter zur Geite zu 
haben, wie für die übrigen Reſſorts. Es ift Ihnen befannt, daß nach den 
bejtehenden verfafjungsrechtlihen Grundfägen, denen niemand ihre gute Be- 
rechtigung beftreiten wird, nur die Vorftände der oberften Reichgämter mit 
der Stellvertretung des Reichsfanzlerd betraut werden fünnen. Wenn wir 
aljo den vorliegenden, zwingenden Bedürfniffen genügen wollen, jo müfjen 
wir entweder die Ktolonialabteilung des Auswärtigen Amts zu einer ober- 
ſten NReich&behörde ausgeitalten, oder durch eine Abänderung des Gtell- 
vertretungsgejeges die Möglichkeit jchaffen, da der im Verbande des Aus— 
mwärtigen Amt3 verbleibende Direktor oder Unterjtaatsjefretär der Kolonial- 
abteilung mit der Stellvertretung ausgeftattet wird. Es verfteht jich von 
jelbft, daß wir dieje beiden Wege mit derjenigen Sorgfalt geprüft haben, 
zu der wir in organijatorijchen und verfafjungsrechtlihen Fragen ver- 
pflichtet find. Dieje Prüfung hat ergeben, daß die Einrichtung eines von 
dem Auswärtigen Amt getrennten Kolonialamt3 nicht nur dor dem anderen 
Wege den Vorzug verdient, jondern daß fie auch die einzige ausreichende 
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und den erforderlihen Bedürfnifjen entjprechende Löjung ift. Diefer We 
erfpart uns die Durchbrechung eines bewährten und — — — 
wichtigen Grundſatzes; auf dieſe Weiſe vermeiden wir die prinzipielle und 
praktiſch bedenkliche Neuerung, daß der Reichskanzler neben den Vorſtänden 
der übrigen Reichsämter in dem Chef der Kolonialverwaltung einen Stell— 
vertreter bekommen würde, deſſen Vorgeſetzter ein anderer Stellvertreter 
des Reichskanzlers, nämlich der Staatsſekretär des Auswärtigen Amtes, 
ſein würde. Je länger ich mich mit dieſer Frage beſchäftige, um ſo mehr 
bin ich zu der Ueberzeugung gelangt, daß eine ſolche Regelung Friktionen 
und Konflikte geradezu provozieren würde und daß für den Kanzler die 
erforderliche Entlaſtung nicht nur ausbleiben, ſondern daß geradezu eine 
Erſchwerung der Geſchäfte entſtehen würde. Nur eine reinliche Scheidung 
des Auswärtigen und des Kolonialreſſorts kann mir die Möglichkeit geben, 
mit dem Chef der Kolonialverwaltung in gleicher Weiſe zu arbeiten wie 
mit. den Vorſtänden der übrigen Reichsämter. Solange der Chef der 
Kolonialverwaltung für jeine PBerion der Untergebene des Staat3jefretärs 
de3 Auswärtigen Amtes bleibt und jolange die Kolonialverwaltung dem 
Staat3jefretär de3 Auswärtigen Amtes unterftellt bleibt, ift es für den 
Reichsfanzler nicht nur ein Gebot der perjönlichen Rüdfichtnahme, jondern 
ein Gebot der Notwendigkeit, daß er, wie in allen wichtigeren folonial- 
politiichen Fragen, auch in ſolchen, die feine direkte unmittelbare Beziehung 
auf auswärtige Bolitif Haben, nicht nur mit dem Chef der Kolonialver- 
waltung, jondern auch mit dem Gtaatsjefretär des Auswärtigen Amts 
Fühlung behält. Daran wird auch durd die Gtellvertretungsbefugnifje 
des Chefs der Kolonialverwaltung nichts geändert. (Sehr richtig! recht3.) 
Was nach meiner UWeberzeugung in organiſatoriſchen und verfafjungsrecht- 
lihen Fragen vor allem not tut, was die Vorausfegung für den geord- 
neten Gang der Reichsmaſchine ift, ift Einfachheit und Klarheit. Das 
Näderwerf bleibt. Darum muß ich mich gegen einen Weg ausiprechen, 
der auf den erften Blid manches für ſich Haben mag, der fich bei näherem 
Zuſehen aber als ftaatsrechtlich bedenklich herausftellt und der für den 
Reichskanzler wie für den Staatsjefretär des Auswärtigen Amtes und den 
Chef der Kolonialverwaltung die Gejchäfte in hohem Grade erjchweren 
würde. Dem Staatsjefretär des Auswärtigen Amtes mwird, folange die 
Kolonialverwaltung in irgend einer Form im Berbande des Auswärtigen 
Amtes bleibt, bei dem Umfange und der Bedeutung, welche die auswärtigen 
wie die Kolonialgejhäfte angenommen haben, eine Gejchäftslaft zugemutet, 
der aud) ein arbeitäfräftiger Mann mit guten Nerven nach meiner Ueber- 
zeugung nicht mehr gewachſen ijt. (Sehr richtig! rechts.) Mein lang» 
jähriger, treuer und ausgezeichneter Mitarbeiter, der und leider zu früh 
entrifjene Staatsjefretär von Richthofen, defjen Arbeitsfreudigkeit und Ge— 
ihäftsfenntnis ja auch in dieſem Hauje ftet3 Anerkennung gefunden hat, 
ift unter der Bürde zufammengebrochen, welche die heutige Organifation 
auf jeine Schultern gelegt hat. Er hat mir wiederholt erflärt, daß er der 
allzu großen Belaftung nicht mehr gewachſen ſei, er hat die folonialen 
Gejchäfte den Nagel zu feinem Sarge genannt. Er war Kolonialdireftor 
gewejen, bevor er Unterjtaatsjefretär und Staatsſekretär des Auswärtigen 
Amtes wurde. Bei dem lebhaften Intereſſe, welches er für unjere Kolonien 
bewahrt Hatte, ijt ihm die Erklärung gefommen, daß er die Verantwort- 
lichkeit der Kolonialgejchäfte nicht länger tragen könne. Da muß ich mir 
doch jagen, daß eine Geſchäftslaſt in folonialen Angelegenheiten, welcher 
der Herr dv. Richthofen nicht mehr gewachſen war, von einem neuen Mann 
neben den auswärtigen Gejchäften nicht wohl getragen werden fünne. (Sehr 
richtig! rechts.) Herr dv. Richthofen war der legte und der einzige, der 
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unter der heutigen Organijation noch allenfalls funktionieren fonnte. Sein 
plötzlicher Tod hat die Zwangslage für und noch zugejpigt. Es Liegt mir 
fern, die Frage der Organijation nach perjönlichen Gefichtspunften ent» 
jcheiden zu wollen. Ich darf aber wohl daran erinnern, daß jeinerzeit — 
die älteren Herren werden fi) ja wohl dejlen noch erinnern — die Aus- 
jheidung des Reichsjuftizamtes und der Verwaltung der NReichseijenbahnen 
aus dem früheren Reichöfanzleramt damit begründet wurde, daß nach dem 
Rüdtritt de3 Staatsminifterd dv. Delbrüd vom Reichsfanzleramt und dem 
damit verbundenen Berlujt an Arbeitäfraft und Gejchäftsfenntniffen Die 
geplante organijatorische Veränderung ſich nicht länger hinausfchieben Tief. 
Hinfichtlic der Kolonialabteilung befinden wir uns heute genau in der 
gleichen Lage. Wie jehr für die Kolonialverwaltung jelbjt die Ausgeftal- 
tung der Kolonialabteilung zu einer unabweisbaren Notwendigkeit ge- 
worden ift, daS brauche ich nach den eingehenden Darlegungen, die hier- 
über in der Kommifjion gegeben worden find, wohl nicht im einzelnen auf- 
zuzählen. Es ift dargelegt worden, daß die Kolonialabteilung des Aus- 
wärtigen Amtes an Beamtenzahl wie an Gejchäftsumfang nur wenig hinter 
anderen Refjort3 zurüditeht und daß fie verjchiedene dieſer Nefjorts, an 
denen doch auch eine ganz rejpeftable Arbeit geleiftet wird, übertrifft. Es 
ift aljo zweifellos, daß der Chef der Kolonialverwaltung im inneren Be- 
triebe jeiner Behörde diejelbe Entlaftung braudht und Anſpruch auf die- 
jelbe Entlaftung Hat wie die Borftände der anderen Reichsämter. Dem 
Chef der Kolonialverwaltung muß die Möglichkeit gegeben werden, daß er 
fih den Kopf freihält für die großen Aufgaben der Kolonialpolitif. Dieje 
Entlaftung ift die Borausjegung für die Führung einer rationellen KRolonial- 
politif, fie ift auch die unerläßliche Vorausſetzung für die allgemein als 
Notwendigkeit anerkannte Reform auf dem ganzen Gebiet der Kolonial- 
verwaltung. Bei der Verhandlung des Etat3 im Dezember Hat der Abg. 
rigen geäußert, er wünſche eine Reorganijation unjerer Kolonialverwal- 
tung von unten, ausgehend von der lofalen Berwaltung der einzelnen 
Schußgebiete. Ich Habe damals, wie ich glaube, ungefähr erwidert, wir 
wollen das eine tun und das andere nicht lafjen, wir wollen eine Reform 
in membris et in capite. Heute möchte ich hinzufügen: Eine Reform in 
den Gliedern, die ich für ebenjo notwendig halte, wie der verehrte Herr 
Abg. Frigen, ift nad) meiner feſten Ueberzeugung ausficht3los, wenn nicht 
durch eine Reform am Haupt dafür gejorgt wird, daß die Zentralinftanz 
ihren Aufgaben genügen kann. Bon der finanziellen Seite der Angelegen- 
heit glaube ich mit Ihrem Herrn Referenten abjehen zu fönnen. Die Mehr- 
foften des Neichsfolonialamt3 find jo geringfügig, daß fie für die Ent- 
jcheidung einer Frage von dieſer Bedeutung überhaupt nicht mitiprechen 
fönnen. Auch das Bedenken, als ob durch die Trennung der Kolonial- 
verwaltung vom Auswärtigen Amt in einzelnen Angelegenheiten eine Er- 
jchwerung des Gejchäftäganges eintreten fönne, vermag ich als ftichhaltig 
nicht anzuerfennen. ch werde nad) dem Vorbild von Einrichtungen, wie 
fie fich im Verkehr zwiſchen anderen, ſich in ihrem Gejchäftsfreife nahe be- 
zührenden Rejjort3 entwidelt haben, alle Vorkehrungen treffen, welche ge- 
eignet find, einer jolchen Erjchwerung des Gejchäftsganges vorzubeugen. 
Und endlich) möchte ich auch der Bejorgnis entgegentreten, als ob durch die 
Zostrennung der Kolonialverwaltung vom Auswärtigen Amt die Einheit- 
lichfeit unjerer auswärtigen Politif irgendwie tangiert werden könnte. 
Seien Sie verfichert, daß weder ich noch irgend einer meiner künftigen 
Nachfolger die Einheitlichkeit in der Leitung der auswärtigen Politif durch 
die Errichtung des Kolonialamt3 auch nur im mindeften beeinträchtigen 
laſſen wird. Ich habe mich ſchon vor Jahr und Tag dagegen verwahrt, 
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al3 ob ich den mehr formalen Fragen der Organijation eine übertriebene 
Bedeutung beimefjen wollte. ch Habe gejagt, daß auch die befte Organi- 
jation nur wirkſam ift nad) dem Geifte, von dem fie getragen und geleitet 
wird. Ich Habe aber Hinzugefügt, daß eine veraltete und unzulängliche 
Drganijation großen Schaden anzurichten vermag; eine veraltete und unzu- 
länglidhe Organijation kann die beften Abfichten lähmen. Sie fann alle 
Initiative in Feſſeln jchlagen, fie fann dahin führen, daß nügliche Kräfte 
nußlos verbraucht werden. Alle diejenigen, die mit unferer heutigen Ko— 
lonialorganijation zu arbeiten haben, find übereinftimmend der Anficht, 
daß dieſe veraltet, unzulänglic und reformbedürftig if. Wir alle hoffen, 
daß dieſes hohe Haus der nach gemwiljenhaftefter Prüfung für die Förderung 
der Reichsgeſchäfte wie im Intereſſe einer fachgemäßen Führung der aus- 
wärtigen und folonialen Gejchäfte als unabweisbar und unaufichiebbar 
erfannten Reform jeine Zuftimmung nicht verweigern wird. Und fchließ- 
fi, meine Herren, möchte ich) nod) einen Punkt betonen. Es liegt mir 
durchaus fern, Entjcheidungen dieſes hohen Haufes oder einzelner Fraf- 
tionen irgendwelche perjönlichen Motive unterzufchieben. Ebenjo falſch 
wie die Behauptung, als ob wegen des Gtaatsjefretärs eine Reichöfanzler- 
kriſis ausgebrochen jei oder ausbrechen werde, ift ficherlich auch nach meiner 
Ueberzeugung die Behauptung, al3 ob hier aus perjönlichen Gründen einer 
an jich berechtigten Forderung Widerftand geleijtet würde. Dem gegen- 
über erkläre ich ausdrüdfich, daß ich bei allen Teilen diejes hohen Haujes 
nur fachliche Beweggründe vorausjege. Um jo mehr hoffe ich, daß Die 
zweifelloje Begründung und das Schwergericht dieſer fachlichen Gründe 
Sie zu einem zuftimmenden Votum führen mögen, um welches ich wieder- 
holt bitte. (Beifall recht3 und bei den Nationalliberalen.) 

Abg. Müller-Sagan (fr. Bp.): Ich befürdhte von einem Rolonial- 
ftaatsjefretariat die einjeitige Begünftigung folonialer Intereſſen, wie eine 
Berftärfung des perjönlichen Regiments, die wir mit aller Entjchiedenheit 
zurüdweijen müfjen. Bon dieſem Standpunkt habe ich meine Stellung in 
der Kommiljion genommen. Andererjeits ift nicht zu leugnen, daß nad 
den bisherigen jchlechten Erfahrungen mit den Reſſortverhältniſſen jehr 
wohl an eine Aenderung gedacht werden kann. Es handelt fich nur darum, 
ob das Kolonialamt jachgemäßer durch einen Staatsjefretär oder Unter- 
ftaat3jefretär vertreten werden ſoll. Das ift feine Brinzipien- fondern eine 
Zwedmäßigfeitsfrage, und aus Zwedmäßigfeitsgründen werde ich für einen 
jelbjtändigen Staatsjefretär fimmen. Abg. Spahn (8.): Der jepige 
Kolonialdireftor hat ſchon eine große GSelbjtändigfeit. In allen Organi- 
jationsfragen hält er dem Reichskanzler Vortrag und unterzeichnet die von 
jeiner Abteilung ausgehenden Schriftjtüde felbftändig.e Es ift aljo nicht 
nötig, ihm nod) größere Befugnifje zu übertragen.... Die entjcheidende 
Trage bleibt die Frage des Auseinanderreißend des Auswärtigen Amtes 
und der Kolonialverwaltung mit Bezug auf die auswärtige Politik. Wie 
man über dieje Frage denken joll, das ift eine frage des Gefühle. Ein 
mathematijcher Beweis wird ſich weder für die eine noch für die andere 
Abſicht erbringen laſſen. Mich Haben die Ausführungen, die heute vor- 
getragen jind, nicht von der Ueberzeugung abbringen fönnen, die ich ſchon 
vor zwei Jahren gehabt Habe, daß gerade von diefem Gefichtöpunfte aus 
jchwerwiegende Bedenken gegen die Trennung vorliegen. — Am 30. wird 
der Poſten des Staatsjefretärd mit 127 gegen 110 Stimmen angenommen. 


30. März 3. April. (Reichstag) Militäretat. Mißhand— 
lungen und Bejchwerdereht. Duellfrage. 
Abg. Müller-Meiningen (fr. Bp.) beantragt: Den Reichsfanzler zu 
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erfuchen, im Anſchluß an die vom Reichstag mit Beihluß vom 21. März 
1905 geforderte und daher baldigit anzubahnende Reform des Reichs— 
militärjtrafgefegbuches im Intereſſe der energijchen Bekämpfung der Militär- 
mißhandlungen zu veranlafien, daß auch die Beitimmungen über da3 Be- 
ichwerderecht der Soldaten einer neuerlichen gründlichen Revifion im Sinne 
der Erleichterung der Bejchwerde de3 Soldaten gegen mißbräuchliche An- 
wendung der Dienftgewalt unterzogen werden. — Der Antragiteller be- 
gründet den Antrag mit einer Reihe von Spezialfällen. Abg. Spahn (}.) 
fragt, ob die Erflärung des Kriegsminifterd über das Duell (S. 7) be- 
ftehen bleiben jolle; jie Habe große Beunruhigung hervorgerufen. 
Preußiſcher Kriegsminifter v. Einem: Im Einvernehmen mit dem 
Reichskanzler möchte ich folgende Erklärung abgeben: Gegenüber den viel- 
fahen Mißverftändnifien, die meine Erklärung vom 15. Januar 1906 her- 
vorgerufen Hat, halte ich e3 für notwendig, dieje Erklärung näher zu er- 
läutern. Der Reichskanzler Fürft zu Hohenlohe Hat in der Sigung vom 
17. November 1896 erklärt, daß beabjichtigt jei, Streitigkeiten und Be- 
feidigungen einer ehrengerichtlichen Entjcheidung zu unterwerfen. Dies Ver— 
ſprechen iſt eingelöft worden durch die Allerhöchite Verordnung vom 
1. Januar 1897, welche für die Erziehung des Dffizierforps zur Bekämpfung 
der Duelle von den jegensreichiten Folgen geweſen ift. Nach diejen Be- 
ftimmungen ift jeder Offizier verpflichtet, ji in Ehrenangelegenheiten an 
den Ehrenrat zu wenden. Der Ehrenrat hat dem Kommandeur jeine Bor- 
ichläge zu maden. Durch dieje Inanſpruchnahme des Ehrengerichts und 
des Kommandeur ift vor allem dahin gewirkt, daß Streitigkeiten jchnell 
und in angemefjener Weije erledigt werden, oder wenn dies nicht mehr 
möglich ift, fie vor das Forum des Ehrengericht3 gebradht werden. Mit 
Sicherheit kann wohl gejagt werden, daß Duelle aus feinen Veranlafjungen 
vollfommen aufgehört haben, und ebenjo auch Zweikämpfe wegen frevel- 
hafter, Teichtfertiger Beleidigung. In der Tat find Duelle zwiichen Offi- 
zieren, feitdem dieje Verordnung zu Recht bejteht, nur noch derart ver- 
einzelt vorgefommen, daß von einem Duellunmwejen nicht mehr geiprochen 
werden fann. An diejer Beftimmung vom 1. Januar 1897 ift durch meine 
Erflärung nichts geändert; jie befteht nad wie vor in Kraft und wird 
ihrem Geifte und Wortlaut nach ‚gehandhabt. Es ift behauptet worden, 
daß die Beftimmung, wonach ein Dffizier verabjchiedet wird, wenn er ſich 
weigert, jeine Ehre ftandesgemäß zu wahren, unrecht und vermwerflich fei, 
weil e3 dadurch in das Belieben eines jeden geftellt wäre, entweder den 
Offizier zum Duell zu zwingen oder aus feiner Stellung zu bringen. Dem 
ift nicht jo! Genugtuung mit der Waffe wird nur gefordert werden, wenn 
der Gegner ein Ehrenmann ift, aber nicht, wenn der Nachweis geliefert 
wird, daß der Beleidiger den Offizier nur provoziert hat, um ihn in jeiner 
Stellung al3 Offizier zu gefährden, oder aus ſonſt unehrenhafter Gefinnung. 
Auch diejenige Allerhöchſte Beftimmung, wonach verboten ift, einen Offi- 
zierdajpiranten nach jeiner perjönlichen Stellung zum Duell zu fragen, ift 
nod in Kraft. Berftöße dagegen find unftatthaft und gegen die ausdrüd- 
liche Allerhöchſte Willengmeinung gerichtet. Aus meinen Darlegungen 
dürfte daher wohl zu entnehmen fein, daß in der Armee alles gejchieht, 
um dad Duell zu befämpfen, daß die ergriffenen Maßnahmen zu einem 
günftigen Rejultat geführt haben. Unjer grundjägliches Ziel bleibt es, das 
Duell zu unterdrüden. Ich habe diefer Erklärung nichts weiter hinzuzu- 
fügen. . . Ueber die Mißhandlungsfrage jagt er unter anderem: Die 
Stunden, in denen hier dieſe Vorkommniſſe in der Armee vorgetragen 
werden, find mit die jchwerften, denn ich fühle in der Tat die ganze De— 
mütigung, die darin liegt, daß in der Armee derartige jchwere und in 
6* 
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feiner Weije zu entjchuldigende Mißhandlungen vorfommen. Ach bin nicht 
in der Lage, auf jeden der Fälle, die der Abg. Dr. Müller-Meiningen Hier 
vorgetragen Hat, einzugehen. Wenn er aber meint, daß diefe Mikhand- 
lungen nur vorfämen, weil das Bejchwerderecht nicht funktionierte, jo bin 
ich anderer Anfiht. Ich glaube, daß die Neigung zum Mißhandeln nicht 
in der Kajerne erzeugt wird, jondern daß de vielfady in die Kajernen 
hineingetragen wird. Allerdings findet eine gewiſſe jadiftifche Richtung 
durch die Einrichtungen des militäriichen Lebens einen gemifjen Nährboden. 
Ich muß zugeben, daß die Kaſerne vielfach auc dann noch eine gute Brut- 
jtätte bildet, wenn die Aufficht fehlt, was ja auch hin und wieder leider 
vorfommt. Sie wifjen alle, daß wir in die Armee rohe und ungefittete 
Elemente hineinbefommen, die vielfach vorbeftraft find und die im Umgang 
mit den anderen eine gewiſſe dämonijche Kraft zu haben jcheinen, die die— 
jenigen Leute, welche das Unglüd haben, mit ihnen zujammen auf einer 
Stube zu fein, vollftändig unterdrüden und ihnen die Kraft nehmen, fich 
u beichweren. Sole Fälle find Häufig vorgefommen, und ich glaube, e3 
iſt niemal3 möglich, derartige Fälle aus der Armee vollftändig herauszu- 
bringen. Sie * ſie beinahe in jedem Internat, und wie viele Väter 
haben nicht ſchon Söhne aus ſolchen Internaten zurückbekommen, die ſich 
derartige Mißhandlungen haben zuſchulden kommen laſſen! Es iſt nicht 
immer allein die Schuld der Kaſerne, nicht die Schuld des Syſtems oder 
der Armee, daß etwas derartiges paſſiert. Es wird immer paſſieren, wo 
junge Leute zuſammenleben, namentlich da, wo eine gewiſſe Disziplin, 
eine Autorität beſteht, die bei den Soldaten beſtehen muß, und die natür— 
lich nun dahin drängt, daß der Untergebene ſich ſcheut, ſofort gegen den 
Vorgeſetzten mit einer Beſchwerde vorzugehen. Ich habe 1903 die Statiſtik 
über die Beſtrafung militäriſcher Mißhandlungen dem Hauſe mitgeteilt; 
1903 wurden beſtraft: 665 Vorgeſetzte, darunter 57 Offiziere, 555 Unter- 
offiziere, 53 Gefreite. 1905 wurden beftraft: 390 Vorgeſetzte, aljo weniger 
275, und zwar 26 Offiziere, d. h. weniger 31; 333 Unteroffiziere, weniger 
222; 31 Gefreite, weniger 22. Es ergibt jich hieraus, daß die unausgejegte 
Beauffichtigung gegen Webergriffe der Vorgefegten von Erfolg gemejen ift, 
wenn wir auch immer noch nicht von einem ſolchen Erfolge, wie wir ihn 
alle wünjchen, jprechen fönnen. Die Zahl der Mißhandelten, Gejchlagenen, 
Geftoßenen betrug 1903 1294; von den zur Beftrafung gelangten Fällen 
waren zur Kenntnis gelangt durch Beſchwerde oder Meldung von Vor— 
gejesten 1903: 477, 1905: 323, auf andere Art 1903: 188, 1905: 65. 
Das ift doch ein zahlenmäßiger Beweis, daß das Beichwerderecht in der 
Tat funktioniert hat. Es fommen auf drei bi vier Kompagnien ein 
mißhandelter Mann, oder auf eine Kompagnie famen 1903: 0,39, 
1905: 0,30 mißhandelte Berjonen. Ich Habe 1903 gejagt: Wenn auch 
nur Hundert Leute in der Armee mißhandelt werden, jo find e8 zu 
viel; ich Habe gejagt: Wir werden mit diejen brutalen Mißhandlungen 
zu Rande fommen, und ich glaube, in einer gewifjen Richtung hat mic 
die Armee hierbei nicht im Stich gelafjen; es ift tatfächlich ein Fortjchritt 
zu bemerfen. 

Während jozialdemofratiiche Abgeordnete die Militärverwaltung für 
die Mißhandlungen verantwortlid machen, führt fie Abg. v. Kar- 
dorff (RP.) auf die dur die Sozialdemofratie bewirkte zunehmende 
Verrohung der Jugend zurüd. — Der Antrag Müller wird am 31. gegen 
die Stimmen der Konjervativen und der NReichspartei angenommen. An 
den folgenden Tagen wird unter anderem über die Urſachen der Nieder- 
A von 1806 und die Lage der Arbeiter in den Militärwerkftätten ver- 
handelt. 


Das Jeutſche Reich und feine einzelnen Glieder. (März 31. April Anf.) 85 


3. März. Der Reichstag genehmigt ein Etat-Notgefeß. 


Danah können von den durch den vorjährigen Reichshaushalts— 
etat fejtgeftellten Summen ſowohl bei den fortdauernden Ausgaben als 
auch bei den unter den einmaligen Ausgaben des ordentlichen und außer- 
ordentlichen Neich&haushaltsetat3 für das Rechnungsjahr 1906 wieder- 
eriheinenden Ausgaben für die Monate April und Mai je ein Zmölftel 
zuzüglich derjenigen Mehrerträge verausgabt werden, welche zur Erfüllung 
der auf einen längeren Zeitraum im voraus fälligen Berbindlichkeiten er- 
forderlicy find. — Ebenjo im Haushalt der Schußgebiete. 


31. März. (Preußen) Nach dem Etatsgeſetz balanciert der 
Etat mit 2910344396 Marf. 

Ende März. Bergarbeiterausjtand im ſächſiſch-thüringiſchen 
Braunfohlenrevier. 

Sn den Bezirken Meujelwig, Weißenfels, Zeit legen die meiften 
Bergarbeiter die Arbeit nieder. Sie fordern eine Lohnerhöhung, Ver— 
fürzung der Arbeitszeit allmählih auf acht Stunden, ausreichende Holz- 
lieferung, gutes Trinkwaſſer, anftändige Behandlung, Anerkennung der 
DOrganijation. Da die Ausftändigen die Arbeiterausſchüſſe, die gejeglichen 
Bertreter der Arbeiterichaft, nicht anerkennen, lehnt das Oberbergamt Halle 
die nachgejuchte Vermittelung ab. — Am 26. Mai jchließt der Streik; die 
Betriebe gewähren neunftündige Arbeitszeit und eine Lohnerhöhung um 
20 Pfennig. 

März— Juni. In vielen Induſtrien gibt es größere oder 
fleinere Ausſtände. 


März— uni. Streit in der Metallinduftrie. 


Der Borftand des Gejamtverbandes der deutichen Metallinduftriellen 
lehnt mehrere Forderungen des deutſchen Meetallarbeiterverbandes ab 
(9. März). Infolgedeſſen legen in mehreren Städten die Gießer und Former 
die Arbeit nieder, die AJnduftriellen antworten mit umfangreichen Kün- 
Digungen und Nusjperrungen (Ende März, Anfang April); die $nduftriellen 
lehnen die Verhandlungen mit den Arbeiterorganijationen ab. Der Gejamt- 
verband billigt die Haltung der einzelnen Induſtriellen und bejchließt für 
Anfang Juni die Entlafjung von 60 Prozent der Arbeiter, falld eine 
Einigung nicht bis dahin zuftande fommt (2., 14. Mai). Ende Mai und 
Anfang Juni wird eine Verftändigung gefunden: die Arbeiter lafjen Die 
Forderung des Mindeftlohns fallen und erhalten Bezahlung nad den 
Leiftungen, Weberftunden jollen möglichft vermieden und dafür 25 Prozent 
Lohnerhöhung vergütet werden, die Ausftändigen jollen miederangejtellt 
werden, joweit ihre Stellungen nicht bejegt find. 

Anfang April. Die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung“ jchreibt 
über die Haltung der rujfiichen Regierung gegenüber dem „Temps“: 

Wir hatten am 27. März mitgeteilt, daß der ruffiiche Botjchafter in 
Paris ähnlich wie der ruſſiſche Minifterpräfident und der Minifter des 
Auswärtigen die Veröffentlihung des Temps über die Inftruftion an den 
Grafen Caſſini in einer Grflärung an den deutichen Botjchafter als taft- 
oje Berdrehung der Wahrheit mißbilligt haben. Darauf erdreijtete ſich 
der Temps am 29. März unjere Feititellung auf lügneriſche Information 
zurüdzuführen und fich zu rühmen, daß feine Behauptung, der rujfiiche 
Botichafter Habe in einer Unterredung mit Fürft Radolin feiner jolchen 
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Sprache und Ausdrüde fich bedient, nicht dementiert würde. Wir find er- 
mächtigt, folgendes Telegramm zu veröffentlihen: An das Auswärtige Amt 
in Berlin. Paris, 30. März 1906. Bon dem ruffiichen Botjichafter wird 
mir erflärt, daß er Herrn Tardieu (Georges Billierd) über jeine Polemik 
abermals ernste VBorhaltungen gemacht und dabei ihm gegenüber die Richtig- 
feit der von ihm zu mir gebrauchten Ausdrüde „Taktlofigfeit“ und „Ent- 
ftellung der Wahrheit” aufrecht erhalten habe. Fürſt Radolin. 

1. April. Wernigerode.) Der Kaijer bejucht das Klojter 
Drübeck und überreicht der Abtiffin mit einer Anfprache den 
Hirtenftab. 

2. April. (Krefeld.) Der Kaiſer läßt fich die von Cour— 
rieres zurücdgefehrte Rettungsmannschaft vorjtellen und hält an fie 
folgende Anjprache: 

Sc Habe euch hierher fommen lafjen, um euch im Namen des ge- 
jamten Vaterlande3 Meinen herzlichften Dank, Meine Bewunderung und 
Meine Anerkennung auszujprehen für die Tat, die ihr ausgeführt Habt. 
Ihr habt bewiejen, daß e3 über die Grenzpfähle hinaus etwas gibt, das 
die Völker verbindet, welcherlei Raſſe fie auch jeien: das ift die Nächften- 
liebe! Ihr jeid diefem Gebote der Lehren unjeres Heilandes gefolgt. Daß 
fi) das bei deutjchen Bergleuten von ſelbſt verfteht, brauche ich nicht zu 
jagen; trogdem Hat es uns alle herzlichjt gefreut. Darum danken wir euch 
für eure Aufopferung und vor allen für die Todesverachtung, mit der ihr 
für fremde Länder unter die Erde gejtiegen jeid. Daß e3 euch nicht be- 
ichteden war, noch Lebende zu retten, mag euch nicht betrüben. Die Ap— 
parate, die ihr zurüdgelafien habt, haben dazu beigetragen, daß noch Lebende 
an die Oberfläche gebracht werden fonnten. Als Anerkennung für eure 
wadere Tat, habe ch beichlofjen, euch am heutigen Tage Auszeichnungen 
zu verleihen, die Ich euch hiermit überreiche.“ 


2. April. (Preußiſches Abgeordnetenhaug.) Zweite Be— 
ratung der Wahlreformgefege. Annahme. Refolutionen. 


Eine Rejolution Bahmann (nl.) verlangt unter Fejthaltung an den 
Grundjäßen des Geſetzes vom 27. Juni 1860 eine andermeite Feitftellung 
der Wahlbezirfe und der Zahl der Abgeordneten jowie unter Beibehaltung 
eines erhöhten Wahlrecht bei höherer Steuerleitung a) Berückſichtigung 
der Bildung und des Alters, b) Erweiterung des Wahlrecht3 für die der 
dritten Abteilung angehörenden Wähler, c) Bejeitigung der indirekten 
Wahl und d) den Minderheiten eine Vertretung zu ermöglichen. Die Ab— 
geordneten Fiſchbeck (freij. Bp.) und Brömel (freif. Vg.) beantragen Ein- 
führung des allgemeinen gleichen, direkten und geheimen Wahlreht3 und 
Neueinteilung der Wahlbezirfe jowie Neufejtiegung der Zahl der Abgeord- 
neten auf Grund der Volkszählung vom 1. Dezember 1905. Für den Fall 
der Ablehnung diefer Anträge beantragen fie nur, auf Grund der Volks— 
zählung vom 1. Dezember 1905 eine anderweitige Feltitellung der Wahl- 
bezirfe und der Gejamtzahl der Abgeordneten und der Wahlorte vorzu- 
nehmen fowie für die Wahl der Wahlmänner die geheime Abftimmung 
einzuführen. 

Die Wahlreformvorlagen werden gegen die Stimmen der Frei— 
finnigen und einzelne Paragraphen gegen die der Nationalliberalen an— 
genommen. Die Nejolutionen werden abgelehnt. 


3. April. Das Preußiſche Abgeordnetenhaus verweiſt 
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eine Vorlage, die 30950000 Mark zum Erwerb des Kaliwerks 
Hercynia fordert, an die Budgetlommilfion. 

3. April. Die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung“ jchreibt 
über die Reform der Eijenbahntarife: 


Am 2. und 3. April haben in Berlin Konferenzen der Vertreter der 
deutjchen Regierungen über die Ausführung der bisher zu der geplanten 
Reform der Perjonen- und Gepädtarife gefaßten Bejchlüfje jtattgefunden. 
Wenn auch wenige Regierungen ich ihre endgültigen Entichliegungen bis 
zur Erörterung in den gejeßgebenden Körperjchaften vorbehalten mußten, 
jo haben die Beratungen doc das erfreuliche Ergebnis gehabt, daß jetzt 
ohne Berzug an die NAusführungsarbeiten hHerangetreten werden fann. 

Einige noch nicht völlig geflärten Fragen werden durch Ausſchüſſe 
durchgearbeitet werden. Zur vollftändigen Umarbeitung der Tarife und 
Abfertigungsporjchriften und zum Drud der neuen Fahrkarten und jon- 
tigen Materialien und zur Ausftattung der Dienjtftellen mit diefem Mate- 
rial jind indejjen noch jehr zeitraubende Arbeiten erforderlih, jo daß bis 
zur Einführung der neuen Perjonen- und Gepädtarife noch geraume Zeit 
vergehen wird. 


4. April. Reichstag.) Nach den Beichlüffen der Steuer- 
fommiffion in zweiter Lefung werden folgende Einnahmen feſtgeſetzt 
(vgl. ©. 53): 





Nah den Kommiſſionsbeſchlüſſen Gegenüber 
2 2 tt urr1 SHonı &s 
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Mil. M. Mill. M. Mill. M.J mehr | weniger 
1. Brauſteuer. rn ee rei er 
2. Zabaliteuerr . . . 28 | abgelehnt ER —0——— — 28 
3. Zigarettenſteuer . 151 bleibt .. 15 
4. Reichöftempelfteuer 


bezw. Verkehrsſteuer 
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| und Schiffsfracdten- 
tempel . . . 5) 
b) Berionenfahrfar- | 
 _ tenitempel . . . 12Jerhöbtauf56| - > > 2 2 2 2 nn +- 48 
e) Automobilfteuer . 3|bleibt .. 8 
d) Duittungsftener . 16 | abgelehnt ERFREUT — 16 
| Boitfarten u. Drudiahen 


| im SOrtöverlebr . . . 12] + 12 
j Tantiömenfteuerr . . . 8 - 8 
5. Erbidaftsfteuer . . ABherhöhtaufbd) - » >» 2 2 2 ne. 7 
Maiichraumfteuer . . . 4 - 4 
157 und 40] -+ 74 | — 107 
Summa 230 197 = — 358 


4. April. GMeichstag.) Beratung der am 17. März un- 
erledigt gebliebenen Forderung kolonialer Regierungsjchulen (vgl. 
©. 60). 

Die Regierung fordert 59200 Marf. Graf Schwerin-Bahem 
beantragen, die Summe wie folgt zu bemwilligen: 1a zum Betrieb der bis- 


herigen Regierungsihulen 48000 Mark, 1b zum Betrieb einer evangeli- 
ſchen Regierungsichule in Dar-ed-Salam und einer reformierten Regierungs- 
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ihule am Meruberge 11200 Mark. Abg. Arendt (RP.): Das Prinzip 
ber Konfejfionalität, da3 das Zentrum vertrete, fei in den Kolonien nicht 
anwendbar, dann müfje man auch mohammedanijche Schulen errichten. Es 
handelt fi nicht um Schulen für weiße Kinder, jondern nur für jchwarze 
Kinder. Deutiche Kinder find dort auch jo wenig vorhanden, daß für fie 
überhaupt nicht eine Schule zu errichten ift. Sind deutjche Kinder erft in 
größerer Zahl vorhanden, jo werden ficherlich die Miffionen für Unterricht 
jorgen. Für die fchwarzen Kinder können wir eine chriftlich"-Fonfejfionelle 
Schule deshalb nicht durchführen, weil wir die ſchwarzen Kinder dann nicht 
in den Schulunterricht befommen, jondern fie in die Koranjchulen, aus 
denen wir fie herausbringen wollen, treiben. Die Regierungsichulen find 
beftimmt, daß die mohammedanishen Kinder dem Deutjchtun näher ge- 
führt werden. So jehr id für Erridtung von Miſſionsſchulen für den 
chriftlichen Unterricht bin, eventuell mit Reichszuſchuß, jo bitte ih, davon 
die Regierungsſchulen völlig zu trennen, die nicht entbehrt werden können 
ohne eine ernjte Gefährdung unjerer Kulturzwede. Die Burenkinder werden 
ihre religiöjfe Unterweifung durch ihre reformierte ————— Kirche er- 
halten. Wenn Sie eine religiöfe Grundlage für diefe Schulen durchſetzen, 
jo werden die Burenfinder nicht in diefe Schulen gehen. Wir fünnen nur 
dem praftifchen Bedürfnis in Afrifa Rechnung tragen, und das tun Die 
Regierungsichulen. Davon werden fi) auch die Mitglieder de3 Zentrums 
überzeugen, wenn fie demnächſt die Reife nad Oſtafrika mitmachen. Ich 
bitte, die Regierungsvorlage anzunehmen und den Antrag Schwerin-Badhem 
abzulehnen. — Abg. Ledebour (Soz.): Die Regierung habe den einzig 
praftiichen Weg vorgefchlagen. — Der Antrag wird gegen die Stimmen 
des Zentrumd und der Konfervativen abgelehnt und die NRegierungsforde- 
rung bewilligt. 

5. April. (Bayern) Der Prinzregent vollzieht das Wahl» 
reformgeſetz. 

5. April. GReichstag.) Etat des Auswärtigen. Marokko— 
rede Bülows. Verhältnis zu dem Auslande. Erkrankung Bülomws. 

Reichskanzler Fürft Bülow: Meine Herren! Ich möchte die erfte 
Gelegenheit ergreifen, die fich hier bietet, um mich nach dem materiellen 
Abſchluß der Konferenz von Algeciras vor diefem hohen Haufe über unfere 
Maroffopolitif auszufprechen. Sie werden es auf der anderen Geite ver- 
ftehen, wenn ich heute meine Worte jehr jorgjam abmwäge, nicht nur, mer 
der formale Abſchluß der Konferenz noch nicht erfolgt ift und noch in 
feinem anderen Parlament das Ergebnis der Konferenz über die Maroffo- 
frage bejprochen worden ift, jondern auch weil ich die erreichte, die müh- 
jam erreichte Verftändigung nicht beeinträchtigen oder trüben möchte. Will 
man unjere Maroffopolitif richtig verftehen, jo muß man zu ihrem Aus— 
gangspunft zurückehren, will man die Ergebnifje richtig würdigen, den 
Anfang mit dem Ende vergleichen. Eine Zeit der Beunruhigung liegt 
hinter uns, es gab Wochen, wo der Gedanfe an Ffriegeriihe Verwicke— 
lungen fi der Gemüter bemächtigte. Wie kam da8? Waren Lebens- 
interefjen des deutjchen Volkes bedroht, jo daß die Leitung unjerer aus- 
wärtigen Bolitif daran denfen fonnte, die Machtfrage aufzumerfen? Wollten 
wir um Maroffo Krieg führen? Nein, meine Herren, um Marokko nicht! 
Wir haben in Maroffo feine direkten politifchen Intereſſen, wir haben dort 
auch feine politischen Ajpirationen. Wir haben weder wie Spanien eine 
Sahrhunderte alte maurische Vergangenheit noch wie Frankreich eine Hun— 
derte von Kilometern lange Landesgrenze in Marokko, wir haben feine 
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durch mancherlei Opfer erworbenen hiſtoriſchen oder moralifchen Anrechte 
wie diefe beiden europäiichen KRulturländer. Aber wir hatten wirtichaftliche 
Intereſſen in einem jelbftändigen, unabhängigen, bisher noch wenig er- 
jchlofjenen, zufunftsreihen Lande. Wir waren Teilhaber an einer inter- 
nationalen Konvention, die das Prinzip der Meiftbegünftigung enthielt; 
wir bejaßen in einem SHandelövertrag da3 Recht der meiftbegünftigten 
Nation. Darüber nicht ohne unjere Zuftimmung verfügen zu laffen, war 
eine Frage des Anſehens der deutichen Politik, der Würde des Deutichen 
Reiches, in welcher wir nicht nachgeben durften. (Sehr richtig!) Daraus, 
meine Herren, folgt, wa wir in Marokko erreichen wollten, was nicht. 
Wir wollten nicht in Maroffo jelbjt feiten Fuß fallen, denn darin hätte 
eher eine Schwähung als eine Stärkung unjerer Stellung gelegen. Wir 
wollten auch älteren, politiih und Hiftorifch begründeten Anjprüchen 
Spaniens oder Frankreichs feinen jchifanöjen oder überhaupt einen Wider- 
ftand entgegenjegen, jolange die deutichen Rechte und Intereſſen gejchont 
und geachtet wurden. Wir wollten und auch nidht an England reiben, 
weil died mit feinem Bertrage vom 8. April 1904 eine Anlehnung an 
Frankreich vollzogen hatte, denn in diefem Bertrage verfügte England, was 
Marokko betrifft, nur über jeine eigenen Snterejjen, und was Aegypten be- 
trifft, jo Hatte e8 in den uns angehenden Fragen nachträglich unjere Zu- 
ftimmung herbeigeführt. Was wir wollten, war: zu befunden, daß das 
Deutiche Reich fich nicht al3 quantité negligeable behandeln läßt (lebhafte 
Buftimmung), daß die Bafis eines internationalen Vertrages nicht ohne 
Buftimmung der Signatarmädte verrüdt werden darf, daß in einem jo 
wichtigen, jelbftändigen, an zwei — — gelegenen Wirtjchafts- 
gebiet die Tür für die Freiheit des fremden Wettbewerbs offen gehalten 
werden müſſe. Das geeignetite Mittel, diefed Ziel auf gütlihem Wege zu 
erreichen, war die Einberufung einer neuen Konferenz. Ich habe in den 
Beitungen hier und da gelejen, daß wir mit einem franzöfiich-deutjchen 
Separatabfommen mehr erreicht haben würden. Ich weiß nicht, ob ein 
folches überhaupt möglidy gewejen wäre und ob nicht bei einem folchen 
Berjuch im Gegenteil die Gegenjäge ſich noch mehr verjchärft Haben würden. 
Sedenfall3 würden wir damit von vornherein unjere feite, auf einem inter- 
nationalen Vertrage beruhende Rechtſtellung gejhwäcdt haben. Unjer Ber» 
trauen in die Sicherheit, die eine feite Rechtögrundlage gewährt, war jo 
groß, daß wir auf die Konferenz drängten, obwohl jedermann mußte, daß 
drei Großmächte durch Sonderabmachungen an Frankreich gebunden jeien 
und eine vierte ihr Alliierter war, daß wir aljo unjere Yorderungen auf 
der Konferenz gegen eine Mehrheit der Großmächte durchzujegen hatten. 
Das Vertrauen, von dem ich eben ſprach, hat uns nicht getäujcht. Gewiß, 
meine Herren, hat die Konferenz länger gedauert, als mancher erwartete: 
die Sache war eben nicht leicht, und es gibt auch in der Diplomatie wie 
im bürgerlichen Leben manche weit weniger wichtige Angelegenheiten, über 
die noch viel länger verhandelt und geftritten wird. (Heiterfeit.) Unjern 
Unterhändlern bin ich die Anerkennung ſchuldig, daß fie die deutſchen For— 
derungen mit ebenjoviel Feltigfeit und Zähigkeit wie Umficht vertreten 
haben. (Lebhafte Zuftimmung.) Die Einzelheiten der Konferenzbejchlüfie 
find dur die Preſſe veröffentlicht worden und Ahnen befannt. Ach will 
fie in diefem Augenblid nicht mehr erörtern und auch Hinfichtlid; des Ge- 
jamtergebnifje8 nur vorläufig das Nachftehende betonen: Es wäre ein 
Mangel an Augenmaß gemwejen, wenn wir wegen untergeordneter Yorde- 
rungen die Konferenz hätten jcheitern lafjen, etwa an der Frage, wie groß 
die Zahl der Zenforen der Staatsbank genommen werden joll, oder an der 
Frage der jchmweizeriihen oder holländijchen Zollinſpektion Fragen — die 
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für und nicht Selbftzwed, jondern nur Mittel zum Zwed waren. Für 
jolche jefundäre Forderungen Kopf und fragen einzujegen, wäre nicht praf- 
tiſche Politik geweſen. Auch ließ fich Schwer bejtreiten, daß fein Land ver- 
möge jeiner Erfahrungen geeigneter ijt, die Bolizeiinftrufteure zu ftellen, 
al3 die beiden Nachbarländer Spanien und Frankreich. Hätten wir uns 
diefer Tatjache gegenüber Hartnädig verjchlofjen, jo würde der bei den 
Konferenzverhandlungen von der franzöfifchen Preſſe gegen die deutjche 
Politik jo laut erhobene Vorwurf wirklich berechtigt gemwejen jein. Worauf 
e3 anfam, war, den internationalen Charakter der Bolizeiorganijation zu 
verbürgen. Frankreich hat fich mit gleicher Verjöhnlichkeit wie wir zu einer 
loyalen Löfung dieſer jchwierigen Frage bereit finden laſſen. Wir jind 
nicht Meinlich, wir find in manchen Einzelfragen nachgiebig gewejen, aber 
wir haben unerjchütterlich feftgehalten an dem großen Grundſatze der offenen 
Tür, da die Wahrung des deutichen Anjehens ung in der ganzen Maroffo- 
aktion geleitet Hat und leiten mußte. Meine Herren! Es war ein jchivie- 
riger Berg, den wir erjtiegen haben. Manche Uebergänge waren nicht 
ohne Gefahr, eine Zeit der Mühe und Beunruhigung liegt Hinter uns. 
Ich glaube, daß wir jet mit mehr Ruhe in das Weitere bliden können. 
Die Konferenz von Algecira3 hat, wie ich glaube, ein für Deutjchland und 
Frankreich gleich befriedigendes, für alle Kulturländer nügliches Ergebnis 
geliefert. (Bravo!) 

Abg. Frhr. v. Hertling (Z.) Stimmt dem Reichskanzler im mwejent- 
lichen zu und dankt der Regierung Defterreich-Ungarns warm für die treue 
Bundesgenoſſenſchaft. Auch Stalien werde fich Hoffentlich als treuer Drei— 
bundsgenofje erweijen troß jeiner Haltung in Algeciras, die ihm durch jeine 
Lage diktiert jei, und troß feiner radifalen Preſſe. England habe ſich zwar 
nicht deutjchfreundlich aber loyal erwiefen und ein gutes Verhältnis mit 
ihm jei beiden Ländern unentbehrlih. Große Mißftimmung habe dagegen 
Rußlands Haltung erregt, es habe Deutſchlands freundliche —— wäh- 
rend feiner Kataftrophe mit Undant gelohnt. Wir Hoffen, daß Rußland 
jeine Berfafjung neu ausgeftaltet, daß es jeine Verwaltung einer Reviſion 
unterwerfe, und daß e3 durch friedliche Inftitutionen in die Reihe der 
Kulturnationen einrüdt. Bisher jehen wir leider nur recht wenig Davon, 
noch immer jcheint die fundamentale Lebensbedingung de3 Staates in 
Frage zu ftehen. Wir haben aber die Hoffnung nicht aufgegeben, daß es 
doch noch zu einer Neugeftaltung der Dinge in Rußland kommen möge. 
Es liegt aber nicht in unferem Intereſſe, unfere Wünfche gehen nicht fo 
weit, daß das deutjche Kapital fich direkt an der Gefundung beteiligt. In 
diejer Beziehung hätte man den Bismardichen Standpunkt niemals auf- 
geben jollen. — Das Verhältnis zu Nordamerifa und den übrigen Mächten 
jei freundlich. Wie fommt e3 aber, daß bei der Friedensliebe Deutſchlands 
die deutjche Politif im Auslande einer jo unfreundlichen Beurteilung unter- 
zogen wird? Der eine Punkt ift jehr oft betont worden: das Aufitreben 
Deutichlands ermwect den Neid. Ein anderes bedeutendes Moment kommt 
aber noch Hinzu. Wir haben einen furchtbaren Vorftoß der Revolution 
erlebt. Die revolutionäre Preſſe aller Länder hat die Hoffnung aus- 
geiprochen, daß der revolutionäre Vorftoß in Rußland eine Nachfolge in 
den anderen Ländern finden wird. Da ftößt man bei ſolchen Hoffnungen 
auf das Deutſche Reich, auf die Fonjervativen Lebensmächte, welche die 
deutihe Kultur allen Angriffen gegenüber aufrecht erhalten. Noch ein 
andere3 Moment der Abneigung jpricht mit: Man fpricht von unjerer 
abenteuerlichen Politif, von dem Hervortreten des perjönlichen Moments. 
Ich will nicht alles verteidigen, was gejchehen ift, nicht jede Nede, die ge- 
halten iſt, nicht jede Depejche, die geſchickt wurde. Das Ausland beurteilt 
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und meiſtens danach, weil es unjere inneren Berhältnifje nicht fennt. Ich 
habe da3 PBertrauen, daß der Kanzler eine Politik vertreten wird, die, mit 
ftarfem Bemwußtjein der eigenen Kraft ohne Chauvinismus, ohne jede 
Brüskfierung, ohne erfolgloje Liebeswerbungen allein die eigenen Intereſſen 
des Landes berüdjichtigt. (Lebhafter Beifall im Zentrum.) 

Abg. Bebel (Soz.) tadelt jcharf die auswärtige Politik, die wegen 
der bedeutungslojen Beziehungen zu Marokko den Frieden gefährdet habe. 
Der Reichdtag werde von oben herab behandelt: warum betrage das deutjche 
Weißbuch nur den zehnten Zeil des franzöjiichen Gelbbuchs? Die Er- 
Härungen des Reichskanzlers jeien widerſpruchsvoll; Bismard hätte weder 
die Kaiferreife nach Tanger noch die Konferenz zugelafien. Ebenſo fehler- 
haft fei die deutjche Politif gegen Rußland, deſſen barbarijche Bolitif man 
durch Anleihen gejtügt Habe, obgleich es überjchuldet jei. 

Während diefer Rede erleidet Reichskanzler Fürft Bülom einen 
Ohnmachtsanfall. Die Sigung wird unterbrochen. Nachdem der Kanzler 
in ein anderes Zimmer gebracht worden ift, wird die Sitzung fortgejegt. 

Abg. Graf Limburg-Stirum (fonf.) billigt die auswärtige Politik, 
tadelt aber die innere, die mit der geplanten Diätenbewilligung ind demo- 
fratiiche Fahrwaſſer fteuere. Abg. Baſſermann (nl.) Hält dagegen bie 
Diäten im Intereſſe der geordneten Gejchäftsführung für nötig und ver- 
teidigt die auswärtige Politik gegen Bebels Kritik, der dem Gelbbuche viel 
zu großes Vertrauen ſchenke. Die Haltung Italiens und Rußlands habe 
unangenehm berührt. Präfident Graf Ballejtrem teilt mit, daß das 
Befinden des Reichskanzlers zu erniten Befürchtungen nicht Anlaß gebe. 
Abg. Liebermann dv. Sonnenberg (wirtich. Vg.) fordert Mafjenaus- 
weijung der ruffiihen Flüchtlinge. Abg. Schrader (fr. Bg.): Deutjchland 
habe zwar den feften Zujammenjchluß Englands und Frankreichs nicht 
brechen fünnen, aber e3 jei auch allein jo ftarf, daß es in jeder Krifis 
Berbündete haben werde. Leider werde die friedliche Politik Deutſchlands 
draußen nicht überall friedlich erfannt, woran mande Kundgebungen und 
die reaftionäre Politif im Innern, befonders Preußens, mit Schuld jeien. 
Deshalb Hätte es auch Sympathien in Stalien verloren. 

Nach einigen weiteren Debatten über Spezialfragen wird der Etat 
* —— genehmigt und der Reichshaushaltsetat in zweiter Leſung 

eendet. 


5. April. (Württemberg.) Durch den Einſturz eines Gaſt— 
hofs in Nagold werden 50 Perſonen getötet. 

5. April. (Sachſen.) Da in der Zweiten Kammer feine 
Zweidrittelmehrheit für eine Anderung der Zujammenjegung der 
Erjten Kammer zuftande fommt, jo ijt die Reform der Erften 
Kammer gejcheitert. — Am 7. wird der Landtag gejchloffen. 

April. Die Frage, ob die ruffiiche Anleihe in Deutjchland 
aufgelegt werden foll, wird viel bejprochen. Einige Stimmen for- 
dern die Aufhebung der Lombardfähigkeit ruffiicher Staatspapiere 
bei der Reichsbank. Die Regierung lehnt es ab. 

April. Ordensauszeichnungen für Algecirad. Telegramm an 


Goluchowski. 


Der Kaiſer verleiht Frhrn. v. Radowitz den Schwarzen Adlerorden, 
Grafen Tattenbady die Brillanten zum Roten Adlerorden erfter Klafje, Ge- 
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heimrat Klemeth die Krone zum Roten Adlerorden zweiter Klafje (7. April), 
dem öfterreichiichen Delegierten Graf Weljerdheimb das Großfreuz des Roten 
Adlerordend. An den Öfterreich-ungariihen Minifter des Auswärtigen 
richtet der Kaijer folgendes Telegramm (13. April): In dem Augenblide, 
da Ich mit Genehmigung Ihres Allergnädigften Herrn dem Grafen Weljers- 
heimb das Großfreuz des Noten Adlerordens überjende zum Danke für 
jeine erfolgreichen Bemühungen in Algeciras, drängt es Mi, Ihnen von 
Herzen aufrichtig Dank zu jagen für Ihre unerjchütterliche Unterftügung 
meiner Vertreter — eine jchöne Tat des treuen Bundesgenofjen. Gie 
haben ſich al3 brillanter Sekundant erwiefen und können gleicher Dienfte 
im gleihen Falle auch von Mir gewiß fei. Wilhelm 1. R. 

9. April. Es wird befannt, daß auf der Berliner Konferenz 
der Bertreter jämtlicher deutjchen Eijenbahndirektionen die Vor— 
jchläge des preußifchen Eifenbahnminijteriums im Prinzip an 
genommen wurden. (gl. 1905.) 

April. (Reichstag) Abg. Graf Schwerin-Löwik (fonj.) 
bringt in der Budgetfommiffion folgenden Antrag über die Handel3- 
beziehungen zu den Vereinigten Staaten ein: 

Die Kommiſſion wolle beichließen, den Herrn Reichskanzler zu er- 
juchen: 1. auf diplomatiſchem Wege möglichft jchleunig feitzuftellen, ob die 
Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika die jeitens der Union 
mit verjchiedenen Bundesftaaten abgejchlofjenen Handelsverträge, wie den 
Vertrag mit Preußen vom 11. Mai 1828, mit den Hanjaftädten vom 4. $uni 
1828, mit Oldenburg vom 10. März 1847, mit Hannover vom 10. Juni 
1847, mit Medlenburg-Schwerin vom 9. Dezember 1847, als durch Rechts- 
nachfolge audy auf das Deutjche Reich übergegangen und noch jetzt als 
gültig und recht3verbindlich betrachtet; 2. für den Fall der Bejahung diejer 
Frage entweder diefe Verträge jämtlich nach dem 1. Juli diejes Jahres zu 
fündigen, oder eine jo klare und unzweideutige Deklaration derjelben zu 
vereinbaren, daß hierdurch Meinungsverjchiedenheiten über die Bedeutung 
ihrer Beitimmungen für die Zukunft ausgejchloffen werden; 3. von dem 
Ergebnis diejer Verhandlungen dem Reichstage möglichit bald und jeden- 
falls noch vor dem Schluß feiner jegigen Tagung Kenntnis zu geben. 

11. April. Eine 3'/eprozentige Reichdanleihe und 3"/sprozen= 
tige preußijche Konjols, zujammen 560 Millionen Mark, werden 
aufgelegt und anderthalbfach überzeichnet. 

14. April. Der frühere Direktor des Kolonialamtz, Dr. Stü- 
bel, wird zum Gejandten in Chriftiania ernannt. 

Mitte April. (Baden.) Bismardverehrung und Bismard- 
feindjchaft. 

Der Gemeinderat von Waldshut tauft den Bismardplag in 
St. Fojefsplag um. Dazu jchreibt der fatholiiche „Badiiche Landsmann“: 
Bravo! Es ift an fi ein Zeichen großer Charakterjchwäche, daß bei uns 
im Badenerland Bismard folche Verehrung genießt. Wir Badener jollten 
uns doch etwas mehr auf ung jelbit befinnen und bedenken, daß Bismard 
eö war, der ad majorem gloriam Borussiae und Anno 1866 den blutigen 


Krieg aufhalfte und nachher verjchiedene Gilberlinge abknöpfte. Mögen 
Al- und Stalldeutihe Bismardjäulen bauen und alljährlid am 1. April, 
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an dem man nicht3 ernft nimmt, darauf ihrem „Götzen“ Bismard ein 
Rauchopfer darbringen, — wenn fie einen Stier oder befjer einen (aber 
vierbeinigen) Ejel darauf brieten, wäre das Ganze noch natürlicher — 
das badijche Volk als folches hat feinen Teil daran. 


Mitte April. Es £onjtituiert fich ein Komitee für die durch 
den Ausbruch des Veſuv Gejchädigten; der Kaifer jpendet 10000 Marf. 

17. April. Zum Gouverneur von Deutſch-Oſtafrika wird der 
Generallonjul in Warſchau, Frhr. v. Rechenberg, der früher im 
Schußgebiet und in Sanfibar amtierte, ernannt. 

19. April. (Breslau.) Ein Ausftand der Metallarbeiter 
führt zu großen Straßenfrawallen und Beläftigungen von Arbeits— 
willigen. 

21. April. (Berlin.) Preußen, Bayern, Baden und Heſſen 
unterzeichnen einen Bertrag über die Kanalifierung des Main. 

21. April. (Reichstag) Vorlagen über Diäten für die 
Neichstagsabgeordneten und über Anderung der Gejchäftsordnung. 


8 1. Die Mitglieder des Reichdtages erhalten: a) für die Dauer der 
Sitzungsperiode jowie acht Tage vor deren Beginn und acht Tage nad) 
deren Schluß freie Fahrt auf den deutjchen Eifenbahnen zwijchen ihrem 
Wohnorte und dem Sitze des Neichdtages, ſowie b) während des Kalender— 
jahres — vorbehaltlich der Beftimmungen im $ 3 — aus der Reichskaſſe 
eine Aufwandsentihädigung von insgefamt 3000 Marf, die am 1. Januar, 
1. Februar, 1. März, 1. April mit je 500 Marf und am Tage der Ber- 
tagung (Artifel 26 der Reichsverfaſſung) oder Schliegung des Reichstages 
mit 1000 Marf zahlbar wird. Mitglieder, die erjt nach Beginn des Ka— 
lenderjahres in den Reichdtag eingetreten find, haben auf diejenigen Raten 
feinen Anjpruch, welche vor ihrem Eintritte zahlbar geworden find. Der 
Bundesrat ift ermächtigt, Grundſätze für die Ausführung der Beftimmungen 
unter a aufzuftellen. $2. Für jeden Tag, an dem ein Mitglied des Reichs— 
tages der Plenarfigung ferngeblieben ift, wird von der nädjitfälligen Ent- 
Ihädigungsrate ein Betrag von 30 Mark in Abzug gebracht. $ 3. Ein 
Mitglied des Reichstags, das neugewählt wird, während der Reichstag ver- 
jammelt ift, erhält an Stelle der nächſten Entihädigungsrate ($ 1 Abjag 1 
unter b) bis zu deren Höhe 20 Mark Tagegeld für jeden Tag der An- 
mwejenheit in einer Plenarfigung. Ein Mitglied des Reichstags, deſſen 
Mandat, während der Reichstag verjammelt ift, erliicht oder niedergelegt 
wird, erhält während der Zeit ſeit dem Fälligfeitstage der legten Ent- 
jhädigungsrate 20 Mark Tagegeld für jeden Tag der Anmwejenheit in einer 
Plenarfigung mit der Maßgabe, daß der Gejamtbetrag der Tagegelder den 
Höchſtbetrag der Entihädigung nicht überfteigen darf, die nad) $ 1 Abjag 1 
unter b am nächſten Fälligfeitstage zu zahlen gemwejen wäre. Das gleiche 
gilt, wenn der Reichstag aufgelöft wird, mwährend er verjammelt ift. 
8 4. Die Anweſenheit in der Plenarfigung ift jeitens des Mitglieds des 
Neichstags während der Dauer der Sikung durch eigenhändige Eintragung 
ſeines Namens in eine im Reichstagsgebäude ausliegende Anweſenheitsliſte 
und, jofern an dem Tage namentliche Abftimmungen des Plenums jtatt- 
finden, dur) Teilnahme an diejen Abjtimmungen nachzumeijen. Die 
näheren Beftimmungen über den Ort, die Zeit und die Form der Aus— 
legung der Anmejenheitslifte werden von dem Präfidenten des Reichstags 
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getroffen. Bon ihm wird aud die Entihädigung ($ 1 Abſatz 1 unter b, 
8 3) für jedes Mitglied des Neichdtagd auf Grund der Anmejenheitsliften 
jowie der Liften über namentliche Abjtimmungen feitgejegt und angemwiejen. 
$ 5. Ein Mitglied des Reichstags darf in feiner Eigenjchaft al3 Mitglied 
einer anderen politijchen Körperjchaft, wenn beide Körperjchaften gleichzeitig 
verjammelt find, nur für diejenigen Tage Vergütung beziehen, für welche 
ihm auf Grund dieſes Gejehes ein Abzug von der Entihädigung gemacht 
ift oder in den Fällen des $ 3 Tagegeld nicht gewährt wird. Auch darf 
e3 in diejer Eigenjchaft während der Dauer der freien Fahrt auf den Eijen- 
bahnen feine Fuhrkoſten für die Reife zwijchen feinem Wohnort und dem 
Site des Reichdtagd annehmen. $ 6. Ein Berzicht auf die Aufwands- 
entihädigung ift unzuläſſig. $ 7. Iſt im Falle des Todes eines Mitglieds 
des Reichstags eine Ehefrau Hinterblieben, jo kann die Zahlung an dieje 
erfolgen, ohne daß deren Erbrecht nachgewiejen zu werden braucht. $ 8. 
Während des Kalenderjahres 1906 wird bei der Vertagung oder Schließung 
des Reichsſtages den Mitgliedern an Stelle der nad $ 1 Abſatz 1 unter b 
zu zahlenden Entjichädigungen eine jolhe von 2500 Marf gewährt. Mit- 
glieder des Reichdtages, die in der Zeit vom Inkrafttreten des Geſetzes bis 
zur Bertagung oder Schließung des Neichdtaged® neu gewählt werden, er- 
halten an Gtelle der im Abſatz 1 bezeichneten Entjichädigung 20 Marf 
Tagegeld für jeden Tag der Anweſenheit in einer Plenarjigung. Die 88 2,4, 
5 und 7 finden für die Zeit vom Inkrafttreten des Geſetzes ab entiprechende 
ne $ 9. Diejes Gejeg tritt mit dem Tage feiner Verfündigung 
in Kraft. 

Der im Zujfammenhange mit der Diätenvorlage eingebracdhte Gejeg- 
entwurf wegen Aenderung der Artifel 28 und 32 der Verfaſſung beftimmt: 
I. Der Artikel 28 der Reich3verfaffung erhält folgenden Zujag: Beſchluß— 
fafjungen über den Gejchäftsgang find, joweit fie nicht jelbft den Gegen- 
ftand der Tagesordnung bilden, von der Anmejenheit einer beftimmten An- 
zahl von Mitgliedern nicht abhängig. II. An Stelle des Artifel3 32 der 
Reichsverfafjung treten folgende Vorſchriften: Die Mitglieder des Reichs— 
tages dürfen als jolche feine Bejoldung beziehen. Sie erhalten eine Ent- 
Ihädigung nach Maßgabe des Gejekes. 


21. April. (Hejjen.) Gleichberechtigung der höheren Lehr: 
anftalten. 


Die Regierung erläßt eine Verordnung über die Gleichberechtigung 
der höheren Lehranftalten im Großherzogtum Heffen für die Zulafjung zur 
Smmatrifulation in der juriftifchen und philojophiichen Fakultät der Landes— 
univerfität Gießen jomwie zu den Prüfungen für den Staatsdienft im höheren 
Zuftizverwaltungsfah. Im höheren Forſtfach und höheren Lehrfach werden 
Die Heifegeugnifte der Gymnaſien, Realgymnafien und Oberrealichulen, jo- 
weit die3 bisher nicht ſchon gejchehen ift, einander gleichgeftellt. 

24. April. Der „Vorwärts“ fchreibt über das neue franzd- 
fiiche Kabinett: 


Ueberrajchend könnte es höchſtens wirken, daß in der republifani- 
Ihen Regierung, die dem Zarismus die Kriegsmittel zur Niederwerfung 
jeines Volkes zuführt, auch ein Sozialift zu finden ift. Aber diefe Tat- 
jache beweiſt auch nur die von uns jeit jeher anerfannte Tatjache, daß der 
jozialiftiihe Minifterialismus, die Teilnahme eines Sozialiften an einem 
bürgerlichen Minifterium, in normalen Zeiten nichts jein fann als eine 
Duelle der Korrumpierung von Sozialiften. Im Falle Briand hören jeden- 
falls alle Meinungsverjchiedenheiten auf. Ein Sozialift, der es in einer 
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Regierung aushält, die in der heutigen Krifis der rufjiischen Demokratie 
in den Rüden fällt, ift einfach ein ehriojer Lump. Die Dinge liegen hier 
zu Mar, al3 daß auf mildernde Umftände plädiert werden könnte, 


24. April. (Reichstag.) Präfident Graf Ballejtrem jagt 
über die Rataftrophen in Stalien und Amerifa: 


Meine Herren! Während wir zwar eine kurze, aber durch das herr- 
Iihe Frühlingsmetter bejonders günftige Erholung Hatten, find über zwei 
uns bejonders nahe befreundete Nationen (die Mitglieder erheben fich von 
den Plägen) durch elementare Ereignifje überaus jchwere Heimfuchungen 
verhängt worden. Das uns verbündete Königreich Italien, mit dejjen Volk 
uns alte Hiftorijche Beziehungen und gegenwärtig ſympathiſche Gefühle be- 
jonder8 nahe verbinden, ift durch einen ungewöhnlich heftigen Ausbruch 
des Veſuv jchwer Heimgejucht worden. Hunderte von Menfchenleben find 
demjelben zum Opfer gefallen. Tauſende find an ihrem Eigentum aufs 
ſchwerſte gejchädigt. Eine blühende Landichaft mit dem jchönften Flecke der 
Erde ijt unter Lava und Aſche begraben — wahrlich eine jchwere Heim- 
fuhung! Aber noc viel jchwerer ijt das Verhängnis, welches in allerleßter 
Zeit da3 uns herzlich befreundete und ftammverwandte Volk der Vereinigten 
Staaten von Amerika betroffen Hat. Durch ein verheerendes Erdbeben und 
eine darauf folgende beijpielsloje Feuersbrunft ift die Stadt San Francisco, 
die Metropole des Weitend der amerifanijchen Staaten, eine Stadt von 
400000 Einwohnern vollftändig vernichtet worden. Die Berlufte an Men- 
jchenleben und Eigentum jind zwar noch nicht fejtgeftellt, aber man fann 
nach den bisher eingegangenen Nachrichten annehmen, daß die erfteren viele 
Taujende und die legteren viele Hunderte von Millionen betragen, ein Un— 
glüd, wie es bisher kaum dagemejen jein wird. Meine Herren! Das deutjche 
Bolt nimmt an den jchweren Heimjuchhungen der beiden befreundeten 
Nationen den innigften und jchmerzlichiten Anteil (Lebhafte Zuftimmung), 
und ich bin mir bewußt, im Namen aller Vertreter des deutjchen Volkes 
zu jprechen, wenn ich von diejer Stelle aus diejen Gefühlen Ausdrud gebe. 
(Lebhaftes Bravo.) Sie haben fich, meine Herren, zum Zeichen Ihres Ein- 
verjtändnijjes mit dem von mir Gejagten von Ihren Plägen erhoben. Ich 
jtelle das feit. 


25. April. (Reichſtagswahl.) Treifinnige, Nationalliberale 
und Sozialdemokraten. 


Bei der Erſatzwahl im Wahlkreife Hefjen 4 eh Bette (En) 
erhalten Stein (nl.) 10315, Korell (freij.) 5808 und Berthold (Soz. 
13801 Stimmen. &3 findet mithin Stichwahl zwiſchen Stein und Berthold 
Statt. — Während der Agitation zur Stichwahl erläßt der Wahlausichuß 
der „Vereinigten Liberalen” folgenden Aufruf: ... Wehrfragen, die und 
verpflichten würden, in der Stichwahl für die Nationalliberalen zu ftimmen, 
ftehen nicht auf der Tagesordnung und find auch in den zwei Jahren, für 
die diesmal gewählt wird, nicht zu erwarten. Dagegen verpflichtet ung die 
Stellungnahme de3 nationalliberalen Kandidaten Dr. Stein zu dem aktuellen 
Reichsiteuergefegentwurf mit feiner weiteren Vermehrung der ungeredhten 
indirekten (Berfehrd- u. ſ. w.) Steuern, ferner die nationalliberale Unzu— 
verläfjigfeit in der Frage des Wahlrecht3 und der Erweiterung der Volks— 
rechte ſowie jchließlich die verfehrte Wirtichaftspolitif mit der ausgejprochenen 
Begünftigung der Fünftlichen VBerteuerung aller Zebensbedürfnifie und Pro— 
duftiongmittel für Arbeiter, Bauer und Mittelftand in Stadt und Land 
zu einer entjchiedenen Bekämpfung der nationalliberalen Kandidatur. Zu 
beachten ift auch, daß die Darmftädter und die hejjiichen Nationalliberalen 
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nur durch unjere entjchiedenfte Oppofition vor weiteren Konzeffionen an 
ihre reaftionären Bundesgenofjen gewarnt und auf den Weg zu einer 
roßen, wahrhaft liberalen Gruppe nad) badiſchem Mufter Hingelenft werden 
Önnen. Bei diefer Sachlage muß uns der jozialdemofratijche Kandidat als 
das fleinere Uebel ericheinen. Dieje unfere Stellungnahme ift auch durd 
die Art, wie die Nationalliberalen den Wahlkampf geführt haben, geboten. 
Wir empfehlen daher den Wählern troß aller Gegnerjchaft gegen die Sozial- 
demofratie ihre Stimme für den Kandidaten der Sozialdemokratie, Herrn 
Randtagsabgeordneten Berthold, abzugeben. 

Bei der Stihwahl am 4. Mai erhält Berthold 16632, Stein 
15805 Stimmen. — Infolgedeſſen fordert der Bentralvorftand der Natio- 
nalliberalen Partei jeine Parteifreunde auf, jedem Kandidaten der Frei- 
finnigen Bereinigung folange ihre Stimme zu verjagen, bis die Partei ge- 
nügende Sicherheit dafür bietet, daß ich ihre Anhänger einen derartigen 
„Berrat an der liberalen Sache“ nicht wieder zujchulden fommen Tafjen 
werden. Einige Organe der Freiſinnigen Vereinigung wie die „Kieler-“ 
und die „Wejer-Beitung” tadeln den Wahlaufruf ebenfalls; der national- 
joziale Flügel begrüßt darin den Anfang zu einem entjchiedenen Kampf 
der gejamten Linken gegen die rechtsjtehenden Parteien. — Pfarrer Korell 
erhält vom Konfijtorium einen Verweis. 


26. April. (Reichstag.) Erjte Beratung der Diätenvorlage. 

Abg. Singer (Spz.) fieht in der Vorlage eine Berhöhnung des 
Parlaments, da die Abgeordneten unter Schuljungenkontrolle geftellt werden 
jollten. Abg. Frhr. v. Richthofen (fonj.): Die Regelung der Doppel- 
mandate bedeute einen Eingriff in die Rechte der Einzelftaaten. Ein Teil 
jeiner Fraktion jei gegen die Vorlage. Staatsjefretär Graf Poſadowsky: 
Die Form der Vorlage jei durch den Abjentismus notwendig geworden; 
die Regierung werde unter feinen Umftänden darauf verzichten. Sontroll- 
maßregeln jeien auch in anderen Parlamenten üblich, 3. B. in der Schweiz 
und Amerifa. Die Doppelmandate jeien nad) dem Grundjag: Reichsrecht 
geht vor Landesrecht, geregelt. Abg. Spahn (3.) Hat Bedenken in Einzel- 
heiten, dankt aber dem Bundesrat für die Vorlage und polemifiert gegen 
den Abg. Singer. Abg. Hieber (nl.) wünjcht freie Eifenbahnfahrt min- 
dejtend während der Seſſion. Abg. Träger (fr. Vp.) Iehnt die Vorlage 


als unmwürdig ab. — Die Vorlage wird an eine Kommiſſion verwiejen. 
28. April. (Berlin) Minifter der öffentlichen Arbeiten 
v. Budde f. 


Geboren 15. November 1851, 1869 Leutnant, 1900 Generalmajor, 
1900—1902 Generaldirektor der Deutſchen Waffen- und Munitionsfabrik 
Löwe, 1902 Staatsminiſter. — Bon allen Parteien werden ihm ehrende 
Nachrufe gewidmet. — Der Kaiſer telegraphiert an Frau v. Budde: Tief 
ergriffen von dem Hinſcheiden Ihres Gatten, ſpreche Ich Ihnen zu der 
erſchütternden Heimſuchung Mein wärmſtes Beileid aus. So tröſtend der 
Gedanke iſt, daß der Verewigte nun von ſeinen langen und qualvollen 
Leiden erlöſt iſt, ſo ſchwer trage Ich mit Ihnen an dem großen Verluſt, 
den ſein Tod für Mich und das ganze Vaterland bedeutet. Ausgerüſtet 
mit ſeltenen Eigenſchaften des Geiſtes und Charakters, hat ſich der Ent— 
ſchlafene durch die aufopferungsvolle Treue, mit der er ſeines Amtes bis 
zum Tode gewaltet hat, außerordentliche Verdienſte erworben. Sein leuch— 
tendes Vorbild als Offizier wie als Beamter wird unvergänglich ſein und 
Ich werde ſeiner ſtets mit aufrichtiger Dankbarkeit und Anerkennung gern 
gedenken. Gott der Herr ſtehe Ihnen und den Ihrigen mit ſeinem Troſte 


Das Benifhe Reich und feine einzelnen Glieder. (April 28.—Mai 1.) 97 


in diefen jchweren Tagen der Trauer um den heimgegangenen Gatten und 
Bater beil Er war ein Held. 

28. April. Gayeriſcher Reichsrat.) Debatte über die Orden. 

Reichsrat vd. Cramer-Klett jagt bei der Beratung des KHultusetats: 
Die Orden der abendländiichen Kirche jind die Elite des Chriftentums, das 
ift mein Urteil al3 Proteſtant. Die Orden find die Ausleje des Chriften- 
tum, weil fie da3 Chriftentum in die Tat umſetzen. Auc in der pro- 
teftantifchen Kirche Hat fich die dee, für ideale Zwecke zujammenzuleben, 
Durchbruch verjchafft in herrlich aufblühenden Diakoniffenanftalten. Ueberall, 
wo ſich Beſtrebungen gegen die Kirche breitmachen, wenden ſie ſich in erfter 
Linie gegen die Orden. Allerdings fegen jich diejenigen Orden, welche jich 
mit Politik befafjen, Angriffen aus, aber warum? Gehen dieſe rar 
auf die Orden als ſolche? Der Grund der Feindichaft ift, weil die Orden 
der lebendige Gegenbeweis gegen die Doktrin derjenigen find, welche die Welt 
angeblich befreien wollen. Erzbifchof v. Stein dankt für die wohlwollende 
Beſprechung der Ordensfrage. Oberkonfiftorialpräfident Schneider erfennt 
an, daß die Drden fi) im Mittelalter große Verdienſte erworben haben; 
durch die Reformation ſei jegt aber die Stellung der Proteftanten zu den 
Drden eine andere geworden. Es jei ein proteltantiicher Grundfaß, daß 
die jchönen Tugenden der Nächitenliebe auch ohne Orden geübt werden 
fönnen. Er wolle nur den prinzipiellen Standpunft der Broteftanten 
wahren und wünjche, daß beide Konfejjionen auf dem Gebiete der Nächiten- 
liebe im edlen Wettbewerb fortfahren. 

Die Rede Cramer wird in der protejtantischen Prefje vielfach Eritifiert. 

April. Wirkl. Geh. Rat v. Holjtein im Auswärtigen Amt 
nimmt den Abjchied. Sein Rüdtritt, der auf Differenzen mit Fürft 
Bülow zurüdgeführt wird, wird lebhaft erörtert, da er vielfach ala 
eigentlicher Leiter der Politik jeit 1890 angejehen wurde. (Dal. 
„Zukunft“ Juli, „Breußifche Jahrbücher” Bd. 125, 3.) 

30. April. Breußen.) Der Erzbiſchof Stablewski von 
Gneſen befiehlt jämtlichen Geijtlichen jeiner Diözeje, aus dem Straz— 
verein auszutreten, weil er den Erzbifchof angreife und den Frieden 
mit den Deutjchen jtöre. 

30. April. (Sachſen.) Minifterpräfident, Minifter des In— 
nern und Auswärtigen Yrhr. v. Mebjch tritt zurüd; fein Nachfolger 
wird der bisherige Gejandte in Berlin Graf Hohenthal-Bergen. 

Ende April. (PBreußen.) Juſtizminiſter Dr. Bejeler jchreibt 
den Yujtizbehörden jedes zuläffige Entgegenfommen gegen das Pu— 
blikum vor. 

Ende April. Die Behauptungen englijcher Blätter, daß 
Deutjchland die Pforte zum Widerjtande in der Afabafrage er- 
mutigt habe, werden offizidg zurüdgewiejen. 

30. Aprili. Mai. (Reihstag.) Zweite Beratung der Reichs— 
jteuerreform. Braujteuer. Tabakſteuer. 

Die Vorlage Hatte folgende Skala vorgejchlagen: Für jeden er 
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zentner des Reingewichts der in einem Brauereibetriebe innerhalb eines 
Rechnungsjahres fteuerpflichtig werdenden Brauftoffe (Malz und Zuder) 
von den eriten 250 Doppelzentnern 7 Marf, 


„ „folgenden 250 e 8 z 
" " " 5 10 " 
" " " 2000 n 11 " 
" " 3 2000 " 12 " 
„dem Reſte . . 12.50 


Nach dem Kommiffionsvorichlag, der mit 16 gegen" 12 Stimmen 
angenommen worden ift, jollen erhoben werden: 
von den erften 250 Doppelzentnern 4 Mark, 


„„ folgenden 250 n 450 „ 
" " " 1 J oO 50 " 
" " " " D. " 
" " " es " : 50 " 
" " " " 5 " 
" " " 1 000 " 7 " 
" " " 1 000 " 8 " 
" "n n 1000 " 9 n 
„. dem Refte . . 10 


Abg. Südekum (Soz.): Die Brauereien Fönnten unmöglich Die 
Steuerjäge tragen, würden fie aljo auf den Konjumenten abwälzen. Des- 
halb jei die Vorlage unannehmbar. Abg. Nettich (konſ.): Die geringe 
Erhöhung des Preijes per Liter um höchitens 5/s Pfennig könne nicht auf 
das Publikum abgewälzt werden, wenn das Publikum dagegen Front mache. 
Der Ausſchank fönne bei feinen hohen VBerdienften die Erhöhung wohl 
vertragen. Abg. Müller-Sagan (fr. ®p.) ftimmt dem Abg. Südekum zu 
und bejtreitet den hohen Gewinn des Ausſchanks. Staatsjefretär Frhr. 
v. Stengel danft der Kommifjion namens des Bundesrats für ihre auf- 
opfernde Tätigkeit. Umfangreiche Erhebungen hätten ergeben, daß das 
Schanfgewerbe die Preiserhöhung recht gut tragen fünne. Abg. Beder- 
Hefien (nml.) polemifiert gegen die VBorftellung, das Bier ald Nahrungs- 
mittel zu behandeln. Die Staffelung werde hoffentlich den Fleinen und 
mittleren Brauereien zugute fommen. Abg. Pachnicke (fr. Vg.) führt eine 
Statiftif an, um zu beweiſen, daß die Großbrauerei durch die Steuern 
außerordentlich gejhädigt werden müfje; preuß. Finanzminifter v. Rhein— 
baben bejtreitet die Nichtigkeit der Statiftif. 

Am 1. Mai wird die Staffelung der Kommifjion mit 146 gegen 
113 Stimmen angenommen, nach weiterer Debatte unter Beratung zahl- 
reicher Einzelanträge die gefamte Braufteuervorlage. 

Die von der Steuerfommijfion abgelehnte Tabakjteuervorlage wird 
ohne Debatte abgelehnt. 


März Mai. (Breußen.) Leſung der Schulvorlage in der 
Kommiſſion. 


In der erſten Leſung vermögen ſich die Kompromißparteien über 
drei Punkte nicht zu einigen. 1. Ueber den $ 23, der den Anſpruch der 
fonfejfionellen Minderheit auf eine eigene Schule enthält. Da ein Zuja 
der Nationalliberalen abgelehnt wird, bringen fie gemeinfam mit dem 
Bentrum und den Freifinnigen den Paragraph zu Fall. 2. Ueber $ 31 
(Zujammenfegung und Leitung der Schulvorftände auf dem platten Lande). 
Die Nationalliberalen befämpfen die Regierungsvorlage, wonacd der Orts— 
ichulinfpeftor Vorfigender fein joll; fie wird aber durch Zentrum und Kon- 
jervative angenommen. 3. Ueber $ 40 (Berufung der Lehrer und Rek— 
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toren). Nach der Regierungdvorlage joll die Anftellung der Lehrer in der 
Art vor fich gehen, daß die Schuldeputationen in den Städten der Behörde 
Borichläge machen, die jie dann annehmen oder ablehnen kann; find die 
Borjchläge zweimal abgelehnt, jo bejegt die Regierung die Stelle. In 
Städten mit weniger ald 25 Lehrern Hat der Schulvorftand nur das Recht, 
gehört zu werden; in derjelben Weije wird auch verfahren, wenn es fich 
um Rektoren oder Hauptlehrer handelt. Auf Antrag der Klonfervativen 
wird der Unterjchied zwijchen den Gemeinden mit mehr oder mit weniger 
al3 25 Stellen bejeitigt, ferner wird das Vorſchlagsrecht auf die Gemeinde- 
organe direkt übertragen. Dieje treten aljo an die Stelle der Schuldepu- 
tationen und Schulvorftände. Gegen die Stimmen der Nationalliberalen 
und Freifinnigen wird beibehalten die Beitimmung, daß an die Stelle des 
Wahlrechts der Gemeinden ein Vorjchlagsrecht treten joll. — Gegen dieſe 
Beftimmung namentlich wird als eine Schädigung der Selbitverwaltung 
von der Linken heftig agitiert. 

In der zweiten Sefung wird eine teilweije Einigung erzielt. $ 23 
der Regierungsvorlage wird miederhergeftellt und durch einen von den 
Freifonjervativen vorgeichlagenen Zujaß ergänzt. Danach dürfen die ge- 
jeglihen Bertreter von 120, bezw. 60 jchulpflichtigen Kindern eine eigene 
Schule ihrer Konfejjion beanjpruchen, wenn die Zahl der einheimijchen 
Schulkinder diejer Konfejjion fünf Jahre lang 120 (in den Städten und 
den ländlihen Ortichaften mit mehr als 5000 Einwohnern), bezw. 60 (auf 
dem platten Lande) betragen hat. Werden dieje Zahlen nicht erreicht, jo 
darf für die betreffende Konfejfion nur aus bejonderen Gründen eine eigene 
Schule errichtet werden. 

Ueber $ 31 wird beichlofjen, daß der Vorfigende von der Regierung 
in der Regel aus der Zahl der Mitglieder des Schulvorftandes zu be- 
ftimmen ift. Der Ortsſchulinſpektor ſoll, fjofern er nicht Mitglied des 
Schulvorftandes iſt, das Recht haben, an den Sitzungen teilzunehmen. 
Außerdem wird ein $ 31a angenommen, wonad in ländlichen Schulver- 
bänden, welche zugleich evangeliiche und fatholifche oder konfeſſionelle und 
Simultanjchulen haben, unter Beftätigung der Regierung für jede einzelne 
Schule oder für mehrere Schulen derjelben Art befondere Schultommiffionen 
al3 Organe des Schulvoritandes einzujegen find. Eine gleichartige Be- 
ftimmung für die Städte enthält der bereit3 in der erften Lefung angenom- 
mene $ 29 de3 Entwurfs. 

Zu $ 40 wird durd die Kompromißparteien ein fonjervativer An- 
trag angenommen, daß die LXehrer in den Städten und größeren Land- 
gemeinden vom &emeindevorftande, in den Gutsbezirfen, in denen der 
Gutsbejiger die Schullaften allein trägt, von diefem mit Zuftimmung des 
Sculvorjtandes, in den übrigen Landgemeinden, Gutsbezirfen und Gejamt- 
jchulverbänden vom Schulvorftande zu wählen find. Der Regierung foll 
ar re zuftehen, die nur aus erheblichen Gründen verjagt wer- 

en darf. 

Eine Einigung findet nicht ftatt über die Berufung der Rektoren 
und Hauptlehrer. Nach dem geltenden Recht fteht in den öjtlichen Landes— 
teilen das Berufungsrecht (unter Beftätigung der Regierung) zumeijt den 
Gemeinden zu, während im Weiten die Regierung die Rekloren ernennt. 
Die Zahl der erjteren Stellen wird mit 1500, die der letzteren mit 3500 
angegeben. Nach der Vorlage jollten die Stellen, deren Inhabern Leitungs- 
befugniffe zuftehen, allgemein von der Regierung nach Anhörung der 
Schuldeputationen und bezw. Schulvorftände bejegt werden. Die Kommiffion 
jegt auf Antrag der Konjervativen für die Städte und größeren Land- 
gemeinden an Stelle der Schuldeputation den Gemeindevorftand. Die 
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Nationalliberalen Iehnen dieje Beftimmung ab und ftimmen ihretwegen mit 
den Freiſinnigen gegen das ganze Geſetz, dad Bentrum enthält jich der 
Abjtimmung, die beiden konſervativen Fraktionen nehmen es an. 

Die Regierung erklärt, nicht weiter entgegenfommen zu können, der 
fonfervative Antrag jei das äußerfte. (2. Mai.) 


Anfang Mai. (Hamburg) Wegen der feier des 1. Mai 
werden 5—6000 Hafenarbeiter auf zehn Tage ausgeſperrt. Hieran 
jchließt fich ein größerer Ausſtand, der aber bald aufgegeben 
werden muß. 

2. Mai. (Reichdtag.) Toleranzantrag. 


$ 1 des Zentrumsdentwurf3 lautet: „Volle Freiheit des religiöjen 
Bekenntniſſes, der Vereinigung zu NReligionsgemeinichaften jowie der ge- 
meinjamen häuslichen und öffentlichen Religionsübung fteht innerhalb des 
Deutjchen Reiches jedem zu. Den bürgerlichen und ftaatsbürgerlichen 
Rechten und Pflichten darf durd die Ausübung der Religiongfreiheit Fein 
Abbruch gejchehen.“ 

Dazu beantragen die Abgg. Müller-Meiningen und Müller-Sagan 
(fr. Bp.): A. den $ 1 zu fallen wie folgt: „Volle Glaubens- und Gemifjens- 
freiheit ift innerhalb des Reichsgebietes jedem gemährleiftet. Danach fteht 
die Freiheit des religiöjen Bekenntniſſes, der Bereinigung zu Religions- 
gemeinjchaften ſowie der gemeinjamen häuslichen und öffentlichen Religions- 
übung jedem Einwohner des Reiches zu. Der Genuß der bürgerlichen 
und jtaatsbürgerlichen Rechte ift unabhängig von dem religiöjen Befennt- 
nifje. Den bürgerlichen und ftaatsbürgerlichen Pflichten darf durch die 
Ausübung der Religionsfreiheit fein Abbruch gejchehen.“ B. Hinter $ 1 
folgende Beftimmung einzufchalten: „S la. Niemand ift verpflichtet, jeine 
oder jeiner Angehörigen Glaubensmeinungen oder Zugehörigkeit zu einer 
Glaubensgemeinſchaft zu offenbaren. Staatliche oder fommunale Behörden 
dürfen feine regelmäßigen Befragungen oder Aufzeichnungen über Glauben3- 
meinungen oder Zugehörigkeit zu einer Glaubensgemeinjchaft vornehmen, 
außer joweit das Beitehen öffentlich rechtlicher Pflichten oder Rechte ab- 
hängig ift von der Zugehörigkeit zu einer bejtimmten Glaubensgemeinſchaft. 
Unberührt bleiben abweichende reichögejegliche Vorjchriften.“ 

Nach längerer Debatte, in der fich die Konjervativen und National- 
liberalen gegen die Ausdehnung der Reichskompetenz auf ftaatsrechtlich- 
firchliche8 Gebiet erklären, wird der Antrag Müller A angenommen durch 
Zentrum, Polen, Freifinnige und Sozialdemofraten. Antrag Müller B 
wird zucheigegogen, 

88 2 und 3 enthalten die Beſtimmung des religidjen Belenntnifjes 
der Kinder aus Mijchehen, für welche die Vereinbarung der Eltern, eventuell 
die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs maßgebend jein iollen. 84 
lautet: Zur Teilnahme an einem Religionsunterricht oder Gottesdienſt 
kann ein Kind gegen den ausdrücklichen Willen der Erziehungsberechtigten 
nicht angehalten werden. 

Sie werden mit derſelben Mehrheit angenommen. 


3. Mai. Reichstag.) Interpellation über die Ausweiſung 
von Ruſſen. 


Die ſozialdemokratiſche Partei bringt folgende Interpellation ein: 
Iſt es dem Herrn Reichskanzler bekannt, daß der Polizeipräſident von 
Berlin mit Billigung des preußiſchen Miniſters des Innern im Wider— 
ſpruche mit Artikel 1 des deutſch-ruſſiſchen Handelsvertrages ruſſiſche Staats— 


Das Beutfge Bei und feine einzelnen Glieder. (Mai 3.) 101 


angehörige in Mafjen des Landes vermweilt? und was gedenft der Herr 
Reichskanzler gegen dieje ungejeglihen Maßnahmen zu tun? 

Staat3jefretär de3 Innern Graf v. Poſadowsky: Nach Artikel 4 
Abſatz 1 der Reichsverfaſſung unterliegt allerdings die Fremdenpolizei der 
Beauffihtigung der Gejeggebung des Reiches. Dieje Bejtimmung ift jeiner- 
zeit in die Berfafjung des Norddeutichen Bundes auf Antrag des Abg. 
Michaelis hineingefommen, um zu verhindern, daß durch die einzelftaat- 
liche Gejeggebung die Vorſchriften der Reichöverfafjung über die Freizügig— 
feit oder über das gemeinjame Andigenat aller Deutichen beeinträchtigt 
werden möchte. Dieſe Berfafjungsbeftimmung hatte aber, jolange fie nicht 
durch Spezialgefege ausgeführt ift, zunächft einen proviforiichen Charafter. 
Solange die Berfafjungsbeftimmung nicht ausgeführt ift dur Spezial- 

ejege für das ganze Reich, bleiben die einzeljtaatlichen Gejege und Vor— 
chriften in diejer Beziehung in Kraft. Die Einzelftaaten behalten auf 
dieſem Gebiete jo lange alle ihre Befugnifje und alle ihre Rechte, ſoweit 
fie nicht durch Reichögejege im einzelnen gemindert werden. Die Einzel- 
jtaaten bleiben jelbjtändige NRechtsobjefte mit eigener Machtſphäre und 
eigenem VBollftredungsrecht, mit eigener Willend- und Handelsfreiheit, und 
fie haben das Recht, zu verlangen, daß dieje ihre gejegliche Sphäre durch 
da3 Reich nicht beeinträchtigt werde. Wenn jegt auf die VBorjchriften des 
ruſſiſchen Handelsvertrages in dieſer Interpellation Bezug genommen ift, 
jo ift dDiefe Bezugnahme eine fehlfame; denn Artikel 1 des tuffitchen Handels⸗ 
vertrages ſagt, nachdem die allgemeinen Beſtimmungen über die gegen— 
ſeitige Freiheit von Handel und Gewerbe feſtgeſetzt ſind: Es herrſcht jedoch 
darüber Einverſtändnis, daß durch die vorſtehenden Beſtimmungen diejenigen 
Gefege und Verordnungen auf dem Gebiete des Handels, des Gewerbes 
und der Polizei nicht berührt werden, welche in beiden vertragsichließenden 
Ländern gelten oder gelten werden und auf alle Ausländer Anwendung 
finden. Ferner befteht zwiſchen Rußland und Deutichland ein bejonderer 
Niederlafjungsvertrag nicht, aber jelbjt in den Niederlafjungsverträgen, 
die mit anderen Staaten abgejchlofjen worden jind, z. B. in dem mit der 
Schmeiz im Jahre 90, ift ausdrüdlich gejagt, daß dadurd die Vorjchriften 
über die Fremdenpolizei in den einzelnen Staaten nicht berührt werden. 
Auch das Freizügigfeitsgejeg beſtimmt ausdrüdlih, daß das allgemeine 
Niederlafjungs- und Aufenthaltsrecht Lediglich die Reichsdeutichen angeht, 
daß aber die Vorſchriften der Fremdenpolizei für Ausländer dadurch nicht 
berührt werden. Aus diejem formalen Grunde lehnt der Reichskanzler 
die materielle Beantwortung der Interpellation ab, ganz abgejehen davon, 
daß e3 für die Reichsinſtanz ganz unausführbar ift, alle einzelnen Aus- 
weifungsverhältnifje in den Einzelftaaten zu überwachen. 

Abg. Bebel (Spz.) greift die preußijche Regierung jcharf an und 
behauptet, die Berliner Polizei habe einem ruſſiſchen Juden, den fie zu 
Polizeidienften benugen wollte, einen falihen Paß ausgeftellt, um ihn zu 
landesverräteriichen Zweden nad) Rußland jchiden zu können. Abg. v. Ol— 
denburg (fonj.) billigt die Ausweijungen, die nur revolutionäre oder un— 
liebſame Elemente träfen. Abg. Spahn (8.) verlangt Klarftellung der 
Anklage gegen die Berliner Polizei; der Reichstag habe das verfafjungs- 
mäßige Recht Auskunft über alle Ausweiſungen zu fordern. Abg. Baſſer— 
mann (nl.) verlangt ebenfall3 Auskunft über die Anschuldigungen. Abg. 
Schrader (fr. Vg.) fieht in den Maſſenausweiſungen eine Barbarei. 


3. Mai. Das Preußiſche Abgeordnetenhaus genehmigt 
endgültig gegen die Stimmen der Yreifinnigen die Wahlreform- 
borlage. 
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4.7. Mai. (Reichdtag.) Zweite Lejung der Steuerreform: 
Bigarettenfteuer. 


Nach dreitägiger Debatte wird die Zigarettenftener nad) den Bor- 
ichlägen der Kommijjion angenommen mit 179 gegen 112 Stimmen. Der 
grundlegende $ 2 lautet danach: 

„Außer den auf Grund des Tabaffteuergejege3 von dem verwandten 
Tabak zur Erhebung gelangenden Abgaben unterliegen der im Inlande 
geichnittene Bigarettentabaf und im Inlande hergeftellte Zigaretten jowie 
die ungefüllt zum Verkauf gelangenden Bigarettenhüllen (Hülfen und 
Blättchen) einer bejonderen, in die Reichskaſſe fließenden Steuer (Zigaretten- 
fteuer). Dieje joll betragen 1. für Bigaretten: 

a) im Sleinverfaufspreis bi8 zu 10 .M da3 Taufend 1 M, 


b) " " über 10—15 " " " . " 

c) " " " 15—20 " " n 2.50 " 

d) " n " 20—25 n n " 4.— n 

e) " " " 25—30 " 7 " 6.— " 

f) " " ” 30 n 7) n 10.— " 
für 1000 Stüd; 


2. für Bigarettentabaf: 
a) im Sleinverfaufspreis über 3—5 A das kg 0.50 M, 
b 1.— 


" " " 5—10 nm " 7) 
c) " " " 10—20 nn " 2.— " 
d) " " 7) 20—30 "nn n 3.— " 
e) " 7) 30 nn 7 5.— " 


3. für Bigarettenhüljen und zugefchnittene Zigarrettenblättchen ohne 
Rüdjicht auf ihre Herkunft 0.80 Mark für 1000 Stüd. 

Als Bigarettentabaf im Sinne dieſes Gejeges foll aller feingefchnit- 
tene Tabak gelten, der im Kleinverfauf mehr als 3 Mark das Kilogramm 
foftet. ALS Kleinverfaufspreis gilt der Warenpreis einjchließlich der Steuer. 

Der Bundesrat ift ermächtigt, Tabakderzeugniffe von der Art und 
Form der Bigaretten, bei denen das Papierdedblatt fehlt oder durch eine 
andere Dede erjegt ift, der gleichen Steuer zu unterwerfen.“ 

Sn der Beratung wird die Heimarbeit lebhaft diskutiert und eine 
Rejolution auf Regelung der Heimarbeit in der Bigaretteninduftrie an- 
genommen. 


5. Mai. (Baden) Die Zweite Kammer genehmigt ein- 
ftimmig die Abänderung des Elementarunterrichtsgejeßes. 


Der Entwurf ſetzt die auf einen Lehrer fommende höchſte Schüler- 
zahl auf 70, in Ausnahmefällen auf 100 (bisher 100 bezw. 130) feft. Die 
Durchführung erfordert ein Mehr von fat 1000 Lehrern und ift erft in 
etwa fünfzehn Jahren -allmählih zu bewirken. Gegen den Widerſpruch 
der Regierung wird die Aufnahme der Lehrer in den allgemeinen Gehalt3- 
tarif der Beamten befchlofien, jedoch betonen die Redner der großen Par- 
teien, daß Die Lehrer bei der nächſten Nevifion des allgemeinen Gehalts- 
tarifs nicht noch einmal aufgebejjert werden ſollen, wenn ihre Gehälter 
jegt erhöht werden. Dagegen werden fie an allen jpäteren Erhöhungen 
teilnehmen. Die Gehälter werden mwejentlich erhöht. 


6. Mai. (Preußijches Abgeordnetenhaus.) Berfafjungs- 
änderung. 
Das Haus genehmigt auf Antrag Schiffer (nl.) die Aufhebung des 
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Artifel3 112 der Verfafjung und gibt Artikel 26 folgenden Wortlaut: Das 
Schul- und Unterrihtäwejen ift durch Gejeg zu regeln. Bis zu ander- 
weiter gejeglicher Regelung verbleibt es Hinjichtlic des Schul- und Unter- 
richtsweſens bei dem geltenden Recht. 

Hierdurch ſoll ermöglicht werden, da3 Schul- und Unterrichtäwejen 
durch ein nicht einheitliches Gejeß zu regeln und das Verordnungsrecht 
der Regierung zu erhalten. Die Polen ftimmen dagegen, weil das „gel« 
tende Recht“ nicht die Gleichberechtigung aller Mitglieder enthielte. 


7. Mai. Das Preußiſche Abgeordnetenhaus vermweijt 
die Borlage über Erweiterung des Staatseiſenbahnnetzes an die 


Budgetlommijfion. 


Die Debatte, in der viele Iofale Wünjche vorgetragen werden, dauert 
drei Tage. Unterjtaatsjefretär Fleck begründet die Vorlage: Die Vorlage 
jchließt mit einer Summe von 271 Millionen Mark ab, fie ift die um— 
fangreichjte, welche jeit der Berftaatlihung der Eifenbahn von der Regie- 
rung dem Landtage vorgelegt worden ift. Sie verlangt jehr erhebliche 
Mittel, namentlich für den zweigleifigen Ausbau der Eijenbahnen und für 
die Beichaffung von Betriebsmitteln, für den erfteren 68504000 Marf und 
für die Betriebsmittel den hohen Betrag von 100 Millionen Mark. Im 
legten Jahre Hat der Verkehr einen ganz außerordentlihen Aufichwung 
genommen und ijt allein beim &üterverfehr um 8 v. H. geftiegen. In 
den Herbjt- und Wintermonaten des vorigen Jahres waren die Anforde- 
rungen an den Wagenparf und die Leiftungsfähigfeit der Streden jo ftarf, 
daß ihnen nicht überall genügt werden fonnte. Im Dftober ftieg Die 
Nachfrage nad) offenen Wagen um 17 v. H., im November um 20 v. H., 
im Dezember um 22,8 v. 9, mährend von uns im Dftober 9 v. H., im 
November 12 0.9. und im Dezember 160.9. mehr geftellt wurden. Die 
Schäßungen der Steigerung, die alljährlich zwiichen der Eijenbahnverwal- 
tung und den Verfehrsinterefjenten der großen Verjandgebiete ausgetauſcht 
werden, find zum Zeil weit hinter der Wirklichkeit zurüdgeblieben. .. . 
Für Betriebsmittel jeien im Jahre 1903 105 Millionen, dagegen 1904 
130 Millionen und 1905 144 Millionen bereitgeftellt worden. 


7.9. Mai. (Reichstag.) Zweite Beratung der Steuerreform: 
Stempeljteuer: Frachturfunden, Fahrkarten, Kraftwagen, Tantiemen. 


Bunädft werden die Beftimmungen über die „Frachturfunden“ ge- 
nehmigt nad) den Kommiffionsvorfchlägen. Nach der Vorlage jollte der 
Frachturkundenſtempel auch ausgedehnt werden auf den Binnenjchiffsverfehr. 
Die Kommiſſion hat die Heinften Frachtbeträge nicht mit dem bejtehenden 
10 Pfennigftempel treffen wollen, jondern jchlägt vor, nur dann einen 
Stempel zu erheben, wenn die Urkunde über die Ladung eined ganzen 
Schiffsgefäßes lautet, dann aber bei einem Frachtbetrage von nicht mehr 
als 25 Mark 25 9, bei höheren Beträgen 50 9; jofern e3 jih um Schiffe 
von einem Raumgehalt von über 150 Tonnen handelt, in erfterem Falle 
50 d, in leßterem 1.4 zu erheben. Ferner find die Gepädjcheine und 
Bafetadrefien ausgejchieden worden, dagegen jollen Frachtbriefe im inlän- 
diichen Eifenbahnverfehr, wenn die Urkunde über eine ganze Wagenladung 
lautet, mit rejp. je 20 und 50 d. getroffen werden. Der Steuerjaß ver- 
mindert ſich auf die Hälfte der Süße, wenn das Ladegemwicht fünf Tonnen 
nicht überfteigt; er erhöht fid) auf das eineinhalbfache, wenn das Lade— 
gewicht über 10—15 Tonnen beträgt; für je weitere fünf Tonnen Lade- 
gewicht tritt die Hälfte des Satzes Hinzu. 
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In der „Fahrkartenſteuer“ Hatte die Vorlage für die Fahrkarten, 
Fahricheine im Eijenbahn-, Straßenbahn- und ähnlichen Bahnbetrieb einen 
Sirftempel beantragt, der für die I. Wagenklaſſe 40, für die II. 20, für 
die II. 10 und für die IV. 59, für Dampfichiffe 10 bezw. 20 9. betragen 
follte. Die Kommiſſion hat nach der in erfter Lejung erfolgten Anregung 
des Abg. Büfing einen kilometriſchen Zuſchlag bejchlofien, der von jedem 
Kilometer in I Klaſſe 1, in II. Ye, in III. betragen jollte; die 
IV. Klaſſe jollte frei bleiben; ferner: Karten von Straßenbahnen jollten 
wie Fahrkarten III. Klaſſe behandelt werden, Fahrkarten auf Dampfidhiffen 
mit !/s bezw. !/2 d. befteuert werden. Befreit jein jollten Yahrfarten der 
III. Klaſſe, wenn eine IV. Klafje im re nicht geführt wird und der 
Fahrpreis III. Klafje den Sa von 29 pro Kilometer nicht überfteigt, 
ferner die zu ermäßigten Preijen ausgegebenen Militär- und Arbeiter- 
Fahrkarten, endlih Fahrkarten, für die der Stempelbetrag weniger als 
54 beträgt. Bei Beitlarten foll das Fünfzehnfache, bei Gejamtjonder- 
fahrten das Fünfzigfache zur Erhebung gelangen. 

Am 8. Mai wird ein Antrag Beder (Hefjen) mit 157 gegen 
128 — angenommen, folgenden ee anzunehmen: 

I. I. 


Bei einem Fahrpreis von Wagenklafje 
0,60—2 Marf 5 10 20 
2,00—5 R 10 20 40 „ 
5,00—10 „ 20 40 — 

10,00—20 „ 40 80 160 „ 

20,00—30 , 60 120 240 „ 

30,00—40 90 180 360 „ 

40,00—50 „ 140 270 540 „ 
mehr als 50 200 


400 
Die Borjchriften des Entwurfes bezw. der Kommilfionsvorichläge wegen 
der Straßenbahnen- und Dampffchiffahrtäfarten jollen entſprechend auch 
hier Anwendung finden; dasſelbe iſt hinſichtlich der Befreiung vorgeſchlagen. 

Hierdurch iſt der Kommiſſionsantrag beſeitigt. 

Am 9. wird die Steuer auf die Kraftfahrzeuge genehmigt nach den 
Kommiſſionsvorſchlägen. — Hierauf wird die von der Kommiſſion ein- 
gefügte Tantismenjteuer mit großer Mehrheit angenommen. Danach 
tollen Altiengejelliaften, Kommanditgejellichaften auf Aktien und Gejell- 
ichaften mit bejchränkter Haftung über die Höhe der gejamten Vergütungen 
(Gewinnanteile, Tantieme, Gehälter u. j. w.), die den zur Ueberwachung 
der Geichäftsführung beftellten Perjonen (Mitgliedern des Auffichts- 
rates) feit der legten Bilanzbefteuerung gewährt worden find, mit einem 
Steuerfag von 8 vom Hundert von der Gejamtjumme der Vergütung 
herangezogen werden. Befreit jind Aufftellungen, nad) denen die Summe 
der jämtlichen an die Mitglieder des Aufſichtsrats gemachten Vergütungen 
nicht mehr als 5000 Markt ausmacht. Meberfteigt die Gejamtjumme 
5000 Mark, jo wird die Abgabe nur injoweit erhoben, als fie aus der 
Hälfte des 5000 Mark überjteigenden Betrages gededt werden kann. 
Werden Tagegelder im Betrage von mehr als 50 Marf für den Tag ge- 
zahlt, jo ift der Mehrbetrag als verfteuerbare Tantième zu betrachten. 
Neijegelder, die den Ertrag der baren Auslagen überjteigen, werden eben- 
fall3 als Tantieme betrachtet. 


8.15. Mai. Das Preußijche Abgeordnetenhaus geneh— 
migt in zweiter und dritter Beratung eine Novelle zum Einfommen- 
jteuergefeß, die die unteren Steuerjtufen durch Berüdfichtigung der 
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Kinderzahl und erweiterte Abzugsfähigfeit der Lebensverficherungs- 
prämien entlajtet. 


9.1. Mai. GReichstag.) Zweite Beratung der Gteuer- 
reform: Erbichaftäjteuer. 


Die Kommifjion beantragt folgende Säge: I. vier vom Hundert 
1. für leibliche Eltern; 2. für voll- und halbbürtige Geſchwiſter jowie für 
Abkömmlinge erften Grades von — II. ſechs vom Hundert 1. für 
Großeltern und entferntere Boreltern; 2. für Schwieger- und Stiefeltern; 
3. für Schwieger- und Stiefkinder; 4. für Abkömmlinge zweiten Grades 
von Geſchwiſtern; 5. für uneheliche, von dem Bater anerkannte Kinder und 
deren Abkömmlinge; 6. für an Kindes Statt angenommene Perjonen und 
deren Abkömmlinge, joweit ji” auf diefe Wirkungen der Annahme an 
Kindes Statt erftreden. III. acht vom Hundert 1. für Gejchwifter der Eltern; 
2. für Verjchwägerte im zweiten Grade der Seitenlinie. IV. zehn vom 
— in den übrigen Fällen, ſoweit es ſich nicht um einen Erbanfall an 
irchenſtiftungen, Anſtalten u. dergl. handelt. Ueberſteigt der Wert des 
Erwerbes den Betrag von 20000 (Vorlage 50000) Mark, jo wird das 
1110 fache (Vorlage 1’/sfache), überfteigt er den Betrag von 30000 Marf, 
jo wird da3 1?hofahe und jo fort je !ıo mehr bis zu *d/ıo bei einem 
Betrage von 75000, 100000, 150000, 200000, 300000, 400000, 500000, 
600000, 700000, 800000, 900000, 1000000 Mark erhoben. Dieje Steige- 
rung joll bei den Steuerpflichtigen der erjten Klafje erft beginnen, wenn 
der Wert de3 Ermwerbed den Betrag von 50000 Mark überfteigt. Abg. 
Albrecht (Soz.) beantragt die Heranziehung der Ehegatten und Deizen- 
denten mit zwei vom Hundert zur Erbichaftsfteuer. Derjelbe Sag joll auf 
uneheliche Kinder und im unmündigen Alter adoptierte Kinder Anwendung 
finden; vier vom Hundert jollen für leibliche Eltern und Stiefeltern, für 
Schwiegerfinder, für voll- und halbbürtige Gejchwifter erhoben werden; 
ſechs vom Hundert für Großeltern und entferntere Voreltern, für Schwieger- 
eltern, für Ablömmlinge erften Grades von Geſchwiſtern; acht vom Hundert 
für Geichwifter der Eltern, zehn vom Hundert für teftamentariich bedachte 
Perſonen, die nicht unter die bisher erwähnten Kategorien fallen, und für 
Körperſchaften; ſechzehn vom Hundert für alle übrigen Inteſtaterben. Bei 
einem Erwerbe von über 20000 Mark ſoll vom Ueberſchuß zwiſchen 20000 
und 40000 Mark das 1'/sfache und ſofort bis zum Betrage von 2 Mil- 
lionen Mark je !/s mehr in fieben Stufen bis zum Dreifachen der Normal- 
jäße erhoben werden. Staatsſekretär Frhr. v. Stengel: Diejer Antrag jei 
unannehmbar. Abg. Dietrich (fonj.): Ein Teil der Konjervativen ftimme 
dem Geſetze nicht zu, meil e3 bei der Höhe der Steuerjäße faktiſch eine 
Vermögenseinziehung bedeute. Namentlich der Grundbefig müfje darunter 
leiden. Ein anderer Teil der Konjervativen nehme ed an mit Rüdjicht auf 
die Finanzen der Heinen Bundesftaaten, die der Reichsfinanzreform dringend 
bedürften. Abg. Spahn (3.): Die Klagen über die Höhe jeien übertrieben; 
England und Frankreich hätten weit höhere Sätze. — Nach Ablehnung des 
Antrags Albrecht werden die Borjchläge der Kommiſſion mit 210 gegen 
40 Stimmen angenommen, ebenjo die übrigen Beftimmungen unter Ab- 
lehnung zahlreiher Abänderungsanträge. 


12.15. Mai. (Reichdtag.) Genehmigung der Diätenvorlage 


in zweiter und dritter Leſung. 


Die MNegierungsvorlage wird mehrfad; geändert. Die Menderung 
des Artikel 28 wird abgelehnt. Ferner wird die freie Fahrt auf jämtliche 
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deutjche Eifenbahnen ausgedehnt; die jährliche Entſchädigung foll mit je 
400 Mark monatlih am 1. Dezember, 1. Januar, 1. Februar, 1. März, 
1. April, am Schlufje oder bei Bertagung mit 1000 Marf zahlbar jein. 
Der Abzug für Fernbleiben beträgt 20 Mark täglich. Die Anmwejenheit 
wird durd Eintragen in eine Lifte nachgewiejen; Fehlen bei einer nament=- 
lihen Abftimmung gilt troß der Eintragung in die Lifte als Abweſenheit. 
Beim Tode eined Abgeordneten Hat die Ehefrau Anſpruch auf Auszahlung 
der Entſchädigung. 

In der Debatte wird von der Nechten namentlicdy betont, daß die 
jozialdemofratiiche Parteikafje eine große Einnahme aus den Diäten ziehen 
werde. — Das Gejeg über Aenderung der Verfafjung wird mit 224 gegen 
41 und die eigentliche PDiätenvorlage mit 210 gegen 52 Stimmen an— 
genommen. 


12. Mai. (Bayern) In Nürnberg wird eine Landes= 
jubiläumsaugjtellung durch den Prinzen Ludwig eröffnet. 


12. Mai. (Preußifches Abgeordnetenhaus.) Interpel— 
lation über Ausweiſungen von Rufen. (Vgl. ©. 100.) 


Abg. Träger (fr. Xp.) interpelliert, ob die Regierung die Berliner 
Ausweijungen billige und wodurch fie der harten, willfürlihen Ausweis- 
prari3 fteuern wolle. — Er bezeichnet das Ausweiſungsverfahren als 
dringend reformbedürftig; jeßt jeien viele harmloje Perfonen ausgemwiejen 
worden. Wie ftehe ed mit der von Bebel mitgeteilten Poſtfälſchung? 
Minifter des Innern dv. Betgmann-Hollmweg: Er habe angeordnet, daß 
Perjonen ohne geficherte wirtjchaftliche Eriftenz, ohne Legitimation oder 
politiſch verdächtige unmittelbar ausgemwiejen werden. (Beifall.) Weiter joll 
denjenigen Perjonen, wo dieje Vorausſetzungen gleichfalls vorliegen, aber 
nod nicht in jo dringender Schärfe hervorgetreten find, deren dauerndes 
Verweilen bei ung nicht angängig ift, mitgeteilt werden, daß fie auf die 
Dauer auf die Erlaubnis zum Verbleiben hierjelbft nicht rechnen könnten 
und ſich deshalb nach einem anderweiten Aufenthaltsort umfehen möchten, 
damit nicht jpäter von der härteren Maßregel der Ausweifung Gebrauch 
zu machen jei. Eine beftimmte Frift ift nur einer Heinen Anzahl genannt 
worden, in der großen Mehrzahl wird eine Friſt überhaupt nicht gejtellt. 
Diefe Anordnung verdient nicht den Vorwurf bejonderer Härte. Bei den 
unrubigen Elementen unter den 7000 Flüchtlingen fei ed ein Gebot der 
Gelbfterhaltung, jo zu verfahren. Was den Fall des Kriminalkommiſſars 
Schöne anbetrifft, fo ift es nad) den von mir jofort angeftellten Ermitte- 
lungen tatjächlich unrichtig, daß der betreffende ruffiiche Kaufmann durch 
die Androhung der Ausweiſung in eine Notlage habe verjegt werden jollen, 
um ihn zu einem Verbrechen, nämlich zum Landesverrat, geneigt zu machen. 
Dies ift mit diefen Worten im Reichstag behauptet worden, und ich meife 
dieje Unterftellung als tatjächlich unrichtig zurüd. (Beifall.) Der ruffifche 
Kaufmann hat die Mitteilung befommen, daß er auf eine Erlaubnis, 
dauernd hier zu bleiben, nicht rechnen fönne, und daß er deshalb ſich nad 
einem anderen Aufenthaltsort umſehen ſolle. Es ift aljo die zweite Form 
angewendet worden; unmittelbar ausgewieſen ift er nicht. Dabei hat jelbjt- 
verjtändlich keinerlei Nebenabſicht obgewaltet, fondern er hat dieje Mit- 
teilung lediglich zu demjelben Zwede befommen wie alle übrigen Berjonen, 
die gleichfall8 mit derartigen Mitteilungen bedacht worden find. Der 
rufjiihe Kaufmann Hat dann verfucht, die Erlaubnis zum dauernden Ber- 
bleiben bei und zu erlangen, er hat jich zu dieſem Zwecke an eine ihm 
geichäftlich befannte Privatperfon gewandt, welche niemals Dienfte für die 
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Polizei verrichtet hatte. Wie es fcheint — ich muß mid) diejes vorfichtigen 
Ausdruds bedienen, weil der ruffishe Kaufmann inzwifchen eine längjt ge- 
plante Gejchäftsreife nach Rußland angetreten hat und noch nicht hat ge= 
hört werden können — mie es jcheint, hat dieje dritte Perſon den rulji- 
jhen Kaufmann beftimmt, um die Erlaubnis zu längerem Verweilen hier 
zu erhalten, jeinerjeit3 dem Kriminalkommiſſar Schöne das Angebot zu 
gewiſſen Dienften zu machen. (Hört! Hört!) Vom Kriminalkommiſſar 
Schöne ift er zu dieſem Angebot in feiner Weiſe verleitet worden. (Hört! 
hört!) Kurze Zeit darauf — das will ich ausdrüdlich hervorheben — ift 
der rujfiiche Kaufmann anderen Sinnes geworden. Er hat einen Recht3- 
anmwalt beauftragt, jeinen Wunſch auf Erlangung der Erlaubnis zum 
dauernden Verweilen Hier im geordneten Beichwerdewege zu verfechten. 
Daraufhin Hat — wie, weiß ich nicht — die Angelegenheit ıhren Weg in 
die parlamentarijche Deffentlichkeit des Reichstags gefunden. Inſoweit und 
injofern mir untergebene Beamte bei diefer Angelegenheit im übrigen ge- 
fehlt haben, werde ich für die notwendige Remedur forgen. In einigen, 
verhältnismäßig wenigen Fällen ſei allerdings den Intentionen der Re— 
gierung nicht entjprechend verfahren worden, aber jolche überflüjfige Aus- 
weijungen jeien jofort zurüdgenommen worden. Abg. Friedberg (nl.) 
ſtimmt dem Minifter im weſentlichen zu, hätte aber noch einiges über die 
Ausweifungsbejchlüffe gewünſcht. Abg. Herold (3.) hätte die Erflärung 
de Minifterd gern im Reichstag gehört und empfiehlt Milde gegen die 
Schugjuchenden. Abg. v. Brandenftein (fonf.) billigt die Grundjäge des 
Miniſters und polemifiert gegen die Freizügigkeit der Revolutionäre. Abg. 
Brömel (fr. Bg.): Viele tüchtige, fleißige Elemente ſeien ausgewiejen 
worden; die Mafjenausmweilungen miderjprähen dem Gejeß, daß nur 
„Läftige” Ausländer ausgewiefen werden jollten. 


12. Mai. (Friedrichroda.) Prinzeffin Friedrich Karl von 
Preußen, geborene Prinzejfin von Anhalt, 68 Jahre alt, f. 

12. Mai. Das Preußijche Abgeordnetenhaus bewilligt 
15 Millionen Mark zur Berbefjerung der Wohnungsverhältnifje 
von Arbeitern, die in ftaatlichen Betrieben bejchäftigt find, und 
von gering bejoldeten Staatöbeamten. 

14. Mai. Der Reichstag genehmigt die Novelle zum Stempel- 
gejeß, die den Börjenverfehr in einigen Punkten erleichtert und Er— 
bebung des Stempels vom Aktienkapital vorjchreibt, auch wenn 
Aktien oder Aktienanteiljcheine (Interimsjcheine) nicht zur Aus— 
gabe gelangen. 

15. Mai. Das Preußifche Abgeordnetenhaus genehmigt 
einen Antrag Zedlit (fr£.) auf Abänderung des Kommunalabgaben- 
gejeßes in $ 53 (Zujchuß der Betriebsgemeinde an die Wohngemeinde). 

15. Mai. Das Preußifche Abgeordnetenhaus genehmigt 
in zweiter und dritter Lefung die Vorlage über Erweiterung des 
Staatsbahnnebed. Hierdurch werden 271 Millionen Mark bereit- 
geftellt. — Minifter der öffentlichen Arbeiten Breitenbach erklärt: 


Lebhaft beflage ich, und mit mir Hunderttaufende von Eijenbahnern, 
daß der geiftige Urheber diejer Vorlage, mein Hochverehrter Amtsporgänger, 
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der hochverdiente Staatdminifter v. Budde, fie nicht mehr begründen kann 
ein jchweres Schidfal hat das anders bejchieden. Mir, jeinem Amtsnach- 
folger, ſcheint es nur im Intereſſe des Staates zu liegen, wenn ich heute 
die Erflärung abgebe, daß ich bemüht fein werde, in den Bahnen zu wan- 
deln, die er beichritten hat. Meine Herren, ed wird meine einzige und 
größte Aufgabe fein, die preußische Eifenbahnverwaltung auf der Höhe ihrer 
Aufgaben zu erhalten. Die wirtichaftlichen Anjprüche, der ftändig wach— 
jende Betrieb, die unbedingte Berüdfichtigung der Intereſſen der Betrieb3- 
ficherheit, die Sorge für das riejige Perjonal ftellen gewaltige Anforde- 
rungen, die fih in den Zahlen ausdrüden, welche die heutige Vorlage 
erbringt. Aber die Entwidelung der preußiichen Bahnen gibt die volle 
Gewähr, daß diefe umfafjfenden Mittel nur im allgemeinen Verkehrsintereſſe 
verwendet werden, und fie bietet ferner die Gewähr, daß alle diefe Auf- 
wendungen mwandelndes Kapital der Eijenbahnverwaltung darftellen. Ich 
ftehe noch unter dem vollen Eindrude der faft zehnjährigen Tätigkeit im 
Weften der Monardie und bin vollftändig davon durddrungen, daß die 
riejenhaften berechtigten Anjprüce, die der Verkehr an die Verwaltung 
ftellt, nur dann voll zu erfüllen find, wenn wir dauernd die Anforderungen 
der Verwaltung forgfältig erwägen. Yc bin in der glüdlichen Lage, auch 
auf einem anderen Gebiete meinem hochverehrten Amtsvorgänger durchaus 
folgen zu können. Er hat jeine $nterefjen in der ihm eigenen tatfräftigen 
Art mit vollem Erfolge der praktiſchen Sozialpolitif und der Wohlfahrt3- 
pflege zugemwendet. Sie fünnen verfichert fein, daß ich ihm auf dieſen 
Bahnen folgen werde, daß ich bemüht fein werde, die Wohlfahrt der Be— 
amten und Arbeiter zu fördern, für die Verbefjerung der Lebenshaltung 
und der Wohnungsverhältniffe zu jorgen. (Bravo!) Sie haben oft meinem 
Vorgänger zugeftimmt, wenn er die großen Gefichtspunfte entwidelte, nach 
denen er gearbeitet hat. Ich Hoffe, daß das Hohe Haus aud) mir feine 
wertvolle Unterftügung nicht verjagen wird, wenn ich in feinen Bahnen 
weiter wirtjchafte. Ebenjo hoffe ich, daß der Herr Finanzminifter mit mir 
Hand in Hand gehen wird. 


15. Mai. Württemberg.) Die Verfaſſungskommiſſion der 
Erjten Kammer erjtattet ihren Bericht. 


Der Bericht jtellt bi auf einige Punkte die Regierungsvorlage 
wieder her. Bei der Zufammenjegung der Erften Kammer will die Kom— 
mijjion das bisherige Recht der Krone, neun erbliche Mitglieder zu er- 
nennen, beibehalten, ebenjo die Beitimmung, daß die erblichen Mitglieder 
einen Wohnjig in Württemberg nicht zu haben brauchen. Der Ritterfchaft 
find ftatt acht Mitglieder nur ſechs zugeftanden, ebenjo dem Regierungs— 
entwurf entjprechend ftatt drei Vertreter des Handel und der Induſtrie, 
drei der Landwirtichaft und zwei des Handwerks nur zwei Vertreter des 
Handel3- und Gewerbeftandes und zwei der Landwirtichaft, welche auf 
Vorſchlag der gejeglich organifierten Berufsförperjchaften vom König er- 
nannt werden Sollen. Die Vertretung der Kirchen joll übereinftimmend 
mit den Beichlüffen der Ubgeordnetenfammer beftehen aus dem Präfidenten 
des evangeliichen Konjiftoriums und der evangeliichen Landesſynode, jowie 
zwei Generaljuperintendenten und einem Vertreter des bijchöflichen Ordi— 
nariate3 und einem Fatholiihen Dekan. Die Landesuniverjität Tübingen 
und die technijche rg in Stuttgart ſollen je einen Vertreter erhalten. 
So würde die Erite Kammer ftatt der vorgejchlagenen 53 nur 47 Mit- 
glieder zählen. Bei der Zufammenjegung der Zweiten Kammer befür- 
wortet die Kommiſſion die fogenannte Feine Kammer und ftreicht die 
17 Erjagabgeordneten, jo daß diejelbe aus 75 Abgeordneten beftände. Für 
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die Wählbarkeit wird das 30. Lebensjahr gefordert. Bezüglich des Budget- 
rechte beantragt die Kommiffion: „Diejenigen Steuern, deren Gäße im 
Wege der ordentlichen Gejeggebung feſt beftimmt find, werden in diejen 
Sägen jolange und inſoweit forterhoben, als nicht beide Kammern über 
die Ablehnung der Steuer oder die Ermäßigung des Steuerjages einver- 
ftanden find. Auch bedarf es eines übereinftimmenden Bejchluffes beider 
Kammern, wenn eine Steuer, für welche in einem Steuergeſetz ein fefter 
GSteuerjag beftimmt oder ein Einheitsjag feftgeftellt ift, in einem höheren 
Betrag erhoben werden ſoll.“ Ueber die Gleichberechtigung beider Kam- 
mern bei der Aufnahme von Anleihen und der Veräußerung von Beftand- 
teilen des Kammergutes joll folgende Beftimmung getroffen werden: „Bei 
der Beichlußfaffung über Aufnahme von Anleihen und über Veräußerungen 
von Beitandteilen de3 Kammergutes, auch wenn fie in Verbindung der 
Beichlußfaffung über den Hauptetat erfolgt, find beide Kammern gleicy- 
berechtigt.“ 

Mitte Mai. Zahlreiche Mitglieder deutjcher Stadtverwal- 
tungen reijen nach London, um auf Einladung der Londoner Stadt- 
verwaltung die dortigen Einrichtungen zu ftudieren und eine eng= 
Lijch-deutjche Verftändigung anzubahnen. 

15.17. Mai. (Reichdtag.) Beratung des Mantelgejeßes und 

von Rejolutionen zur Yinanzreform: Branntweinfteuer, Porto: 
erhöhung. 
Das Mantelgejeg, das u.a. den Beginn der Tilgung der Reichs— 
ſchuld mit ®/5 v. H. auf 1907 feitjegt, wird gegen die Stimmen der Polen 
und Linken angenommen. — Hierauf genehmigt das Haus folgende von 
der Kommijfion beantragte Refolutionen: 

1. Die verbündeten Regierungen zu erjuchen, dem Reichstage einen 
Gejegentwurf vorzulegen, durch welchen eine Reform der Branntweinfteuer 
herbeigeführt wird; 2. den Herrn Reichskanzler zu erjuchen, auf eine Er- 

öhung der Einnahmen der Reichspoft- und Telegraphenverwaltung durch 
aßnahmen Bedadıt zu nehmen, weldye a) die Bejeitigung der im Orts— 
und Nachbarverkehr beftehenden Einnahmetarife für Boftkarten, Drudjachen, 
Warenproben und Gejhäftspapiere, b) die anderweite Feitjegung der Ge— 
bühren für außerordentlihe Zeitungsbeilagen zum Gegenjtande haben. 

Lebhaft umpftritten wird namentlid die Erhöhung des Ortsportos; 
die Linke bezeichnet jie ald eine Verlegung von Treu und Glauben, da 
allgemein die 1900 eingeführte — als dauernd angenommen 
worden ſei. Unterſtaatsſekretär v. Sydow: Bundesrat und Reichstag 
hätten das zweifelloſe Recht, die Erniedrigung wieder aufzuheben. Abg. 
Patzig (nl.) tritt lebhaft für die Erhöhung ein; das niedrige Ortsporto 
enthalte eine Bevorzugung der großen Städte. 

16. Mai. (Preußiſches Abgeordnetenhaus.) Gejet über 
die Befähigung zum höheren Verwaltungsdienit. 

Nah) $ 1 der Vorlage wird die Befähigung zum höheren Bermwal- 
tungsdienft durch die Ablegung zweier Prüfungen erlangt, denen ein min— 
deftend dreijährige Studium der Rechte und der Staatswiſſenſchaften 
voranzugehen hat. $ 5 beftimmt: Nach vorjchriftsmäßiger Beendigung der 
Beihäftigung bei Gericht3behörden wird der Regierungsreferendar von dem 
Bräfidenten derjenigen Regierung, in deren Bezirk er bejchäftigt werden 
will, zum Regierungsreferendar ernannt. 
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Die Abgg. Peltajohn und Keruth beantragen, zwiichen die Worte 
„Serichtöreferendar” und „von“ einzufügen: „nach jeiner Annahme durd) 
die Minifter der Finanzen und de3 Innern“. 

Minifter des Innern dv. ee ae Man müfje danach 
jtreben, bei der Verwaltung nur das befte Material zu haben. Es komme 
aber nicht nur auf das Wiſſen, jondern auf die ganze Perjönlichkeit an, 
und hierüber könne fich der Regierungspräfident bejjer unterrichten als die 
Minifter. Die Minifter würden ſich auf die Gutachten ihrer Referenten 
verlafjen müfjen. Abg. Keruth (fr. Bp.) erkennt die Argumente des 
Minifterd® an, wünſcht aber zur SHerbeiführung einer Einheitlichfeit in 
der Aufnahme Nachprüfung durch den Minifter nad Rekurs der Ab— 
gewiejenen. — Die Anträge werden abgelehnt und die Vorlage an— 
genommen. 


16. Mai. (Breußijches Abgeordnetenhaus.) Erwerb der 
Gewerkfichaft Hercynia. Frage ded Kalimonopols. 


Die Vorlage verlangt 30 Millionen Mark zum Erwerb des Kali— 
bergwerf3 Hercynia. Abg. Gypling (fr. Bp.): Trog mancher Bedenken jei 
er für die Vorlage, um der Regierung Einfluß im Kaliiyndifat zu fichern, 
aber eine allgemeine Berjtaatlihung lehne er ab. Abg. Höveler (3.) für 
die Borlage. Der Staat jolle fein Geſchäft machen jondern regulierend 
wirfen und auch die Heinen Landwirte nicht vergefjen. Abg.v. Arnim 
(£onf.) ift im Intereſſe der Landwirtichaft für die Vorlage. Abg. Fried- 
berg (nl.) ftimmt der Borlage zu, ohne eine weitergehende Verftaatlichung 
billigen zu wollen. Handelsminiſter Delbrüd: Der Staat müfje durch 
Ausdehnung der Produktion auf die Preisbildung für Kali und Kohle 
und das Gebaren des Syndifat3 Einfluß gewinnen. Er könne das er- 
reihen durch Vermehrung jeines Telderbefiges, die Abteufung neuer 
Schächte auf feinen Feldern und den Ankauf beftehender Privatwerfe. Ich 
erfenne an, daß der legtere Weg an ſich nur unerwünjcht ift; er kann nur 
bejchritten werden, wenn auf den beiden anderen Wegen da8 erforderliche 
Biel im gegebenen Augenblid nicht jicher erreichbar ift. Ueber dieje Grenze 
hinaus jollte der Staat niemals daran denken, Privatwerke, jeien es Zechen, 
jeien es Kaliwerke, zu erwerben. So halte ich es für ausgejchloffen, daß 
der Staat durch Ankauf den gejamten Kali- oder Kohlenbergbau verftaat- 
licht. Ich Halte es wirtichaftlich für ausgeichloffen, es würde aber auch 
politisch und jozialpolitiich nicht ohne Bedenken jein, wenn man den Staat 
zum PBrinzipal eines großen Teiles der deutjchen Arbeiter machte. ch 
würde es aljo für unerwünjcht halten, wenn die Regierung noch einmal 
in die Lage fäme, eine Vorlage wie die Hibernia- oder Hercyniavorlage 
zu machen. Sie wird nur gemacht werden, wenn eine abjolute Notlage 
vorliegt, und ich Hoffe, in allernächiter Zeit dem Haufe Vorlagen machen 
zu können, die eine jolche Notlage für die Zukunft ausjchließen; wir werden 
uns fragen müſſen, in welchem Umfange der Fiskus in der Zukunft fich 
Nejerven auf dem Gebiete des Kohlen- und Kalibergbaues ſchafft. . ... 
Die Hercynia ift im Bei jo reicher Salze, daß der Staat durch die Stei- 
gerung diejer Produktion allein den Bedarf der Landwirtſchaft deden könnte. 
Darin liegt die Macht des Staates für die Kaliproduftion, mehr als in 
der Steigerung des Einfluffes im Syndifat. Mit der früheren Bemerkung, 
daß der Staat allein den landwirtichaftlichen Bedarf deden könnte, habe 
ich nicht jagen wollen, daß wir alle Kaliwerke verjtaatlichen wollen. Daß 
der Staat auch auf der Hercynia angemefjene Löhne zahlen werde, ift 
jelbitverftändlich. 

Das Gejeg wird in dritter Lejung angenommen. 
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17. Mai. Die Bayerifche Abgeordnetenfammer fpricht 
nach dreitägiger Debatte einftimmig ihre Zuftimmung aus zu den 
Grundſätzen der Regierung in der Verfehrsverwaltungsreform. 


17. Mai. Der Reichstag genehmigt in dritter Beratung 
die Novelle zum Börjenfteuergejeb. 

„18. Mai. Der Reichstag genehmigt in dritter Beratung 
die Anderung des Gejeßed über die Ausgabe von Reichskaſſen— 
ſcheinen. 

18. Mai. (Bayern.) Die Abgeordnetenkammer verwirft 
gegen die Stimmen der Liberalen und Sozialdemokraten und freien 
Vereinigung einen liberalen Antrag, die Regierung zur Ablehnung 
der Reichsfahrkartenſteuer aufzufordern. 

18. Mai. Der Kaiſer bejucht Diedenhofen und erwidert auf 
eine Anjprache des Bürgermeijters: 


Sch ſpreche Ihnen für Ihre Worte Meinen herzlichen Dank aus 
und bitte Sie, der Dolmetſch Meines Dankes zu fein der Bevölferung 
gegenüber für den jchönen Empfang, den jie Mir bereitet hat. Ich freue 
Mich, daß ſich die Erwartungen erfüllen, die Ich an die Erlaubnis zur 
Niederlegung der Wälle geknüpft habe, und Sch jehe zu Meiner Freude, 
daß der Sinn der Kothringer der weiteren Entwidelung jchöne neue Bahnen 
aufgeichlofjen Hat. Ich hoffe, daß es der Stadt Diedenhofen bejchieden jein 
möge, daß das Stadtbild bald in ſchönſter Weije fich ändern und entwiceln 
möge, und daß die großartige, in der Umgebung blühende Jnduftrie auch 
zur Hebung der Stadt beitragen möge. Was Ihre Bemerkung betrifft, 
daß die Stadt neuer Bürger bedürfe, jo kann Ich, nur nach oberflächlicher 
Beurteilung, darüber jedenfall Meine Freude ausdrüden, daß an jugend- 
lihem Nachwuchs in Diedenhofen anjcheinend fein Mangel vorhanden ift, 
fo daß Ich Hoffe, daß die Stadt aus fich jelbft in der Lage fein wird, 
ihren Bürgerftand zu vermehren. Daß die Stadt fidy nur entwideln kann, 
ebenjo wie die Jnduftrie, wenn wir den Frieden behalten, das ift gewiß; 
wie e3 dem lieben Gott gefallen hat, aud) im vorigen Jahre ihn uns zu 
erhalten, jo bin Sch feſt überzeugt, daß es auch fernerhin Mir gelingen 
wird, geftüßt auf unjere Wehrtraft, dem Deutjchen Reich den Frieden zu 
erhalten und zu verbürgen, daß die Lothringer ungeftört ihrer Arbeit nach— 
gehen können. Ach trinke auf das Wohl der Stadt Diedenhofen. 


18.19. Mai. Reichstag.) Dritte Beratung des Gejeß- 
entwurfs über die Reichsjteuerreform. 

Abg. Büfing (nl): Die Reichsfinanzreform jei die größte Auf- 
gabe, die der Reichötag jeit jeinem Bejtehen zu löſen gehabt habe. Die 
Angriffe gegen die neuen Steuern jeien hinfällig; die Steuern jeien zwar 
nicht ideal, aber befjere jeien bei den Mehrheitsverhältniffen nicht zu er- 
reihen gemwejen. Die Notlage des Neiches rechtfertige fie. Das Neid) 
wird dadurch auf eine fefte Grundlage geftellt, eine allmähliche Schulden- 
tilgung wird ermöglicht, und den Rechten des Reiches wird nicht ver- 
geben. Andererfeit3 ift vorgejorgt, daß die Einzelftaaten die jchwere Laſt 
leichter tragen. Verabſchieden wir die Vorlage, fo haben wir ein natio- 
nales Werf getan, dad wir mit ruhigjtem Gemifjen vor dem Lande ver- 
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treten können! Abg. Molfenbuhr (Soz.): Die Steuern träfen vorwiegend 
die armen Leute; man hätte die Reichen durch eine Einkommenſteuer treffen 
jollen. Die meiften neuen Gejege jeien formell noch unreif, am ſchlimmſten 
jei das Zigarettengeſetz. Abg. Dietrich (konſ.): Die Erbichaftsfteuer, die 
Automobilfteuer und die Fahrkartenfteuer mwiderlegten den Borredner. 
Manche Konjervative jeien allerdingd gegen die Finanzreform, weil fie 
duch die Fahrkartenjteuer in die Eifenbahnhoheit der Einzelftaaten ein- 
griffe. Abg. Müller-Sagan (fr. Bp.): Die Finanzreform belafte Die 
Armen und werde daher neue Unzufriedenheit jchaffen. Abg. Spahn (3.): 
Die Mehrheit jei ihrer Aufgabe, neue Steuerquellen zu erjchließen, gerecht 
geworden; die drei Gebiete Erbichaftsfteuer, Verfehrsfteuern, Berbrauchs- 
abgaben jeien gleihmäßig herangezogen worden. Der politiihe Eindrud 
im Auslande werde vorzüglich fein. Abg.v. Kardorff (RP.): Die Schulden- 
wirtichaft werde hoffentlich nicht wiederfehren, aber nun Habe das Reich 
die Pflicht, eine gerechtere Verteilung der Matrikularbeiträge herbeizuführen. 
Die Behauptung, daß $ 6 des TFlottengejeges indirekte Steuern und Be— 
laftung der wirtſchaftlich Schwächeren zur Dedung des Defizitö verbiete, 
jei falich, denn Die jegigen Mehrausgaben jeien durch andere Dinge als 
das Flottengeſetz herbeigeführt worden. Abg. Pachnicke (fr. Vg.): Die 
Linke verwerfe die Steuern als jhädlich; fie Habe vergeblich eine Deckung 
aus Branntweinfteuer, Bermögensjteuer und Neichserbichaftsfteuer vor- 
geichlagen. Hierdurch wären aud die Matrifularbeiträge veredelt worden. 

Hierauf wird die Braufteuer im mejentlihen nach den Beſchlüſſen 
zweiter Lejung angsnommen. 

Für die Zigarettenfteuer jest ein Kompromißantrag der National- 
liberalen, Konjervativen und des Zentrums den Zoll für den Doppelzentner 
feingejchnittenen Tabak von 800 auf 700 Marf herab und jeßt folgende 
Steuerftaffel feit: 

1. für Bigaretten: 

im Kleinverfaufspreis bi$ zu 15.4 das Taufend 1.50 M, 
über 15—25 „ „ it 50 „ 

25—35 n " " 3.50 " 


" " " 35—50 ” " " 5. n 
" " " 50—70 " " " 7. - n 
" " „er 70 ” n n 10,— " 


j 
2. für Bigarettentabaf: 
im $leinverfaufspreis über 3—D A das kg 0.804, 


" 7 7) —— 7 7) " . 7) 


10—20 " " 7 3.— " 


für 1 kg; 

3. für Bigarettenhülfen und zugejchnittene Zigarettenblättchen 2 AM. 
für 1000 Stüd. 

Abg. Held (nl.): Diefer im Verein mit der Leitung de3 deutjchen 
Bigarettenverbandes zuftande gefommene Antrag hebe alle E.riwierigkeiten. 
Abg. v. Elm (Soz.): Dieje Steuer würde Hungerlöhne und den Untergang 
der Kleininduftrie- zur Folge haben. — Der Antrag und der Heft des 
Geſetzes werden mit großer Mehrheit angenommen. 

19. Mai. Die Fahrfartenfteuer wird mit 150 gegen 119 Stimmen 
angenommen, nachdem jie die Abgg.v. Vollmar (Soz.) und Haußmann 
(jüdd. Vp.) angegriffen, preuß. Sinanzminifter v. Rheinbaben und bayer. 
Minifterialdireftor v. Burkhard fie verteidigt haben. Auf Antrag Eid- 
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off (fr. Bg.) werden die zu ermäßigten Preijen ausgegebenen Schüler- 
arten freigelaffen vom Stempel. — Hierauf werden die Automobilfteuer 
und der Reſt des Stempelfteuergejeged angenommen, jodann nad) einiger 
Diskuffion die Erbichaftsftener mit 205 gegen 42 Stimmen. 

Sn der Gejamtabftimmung wird das Reichsfinanzreformgeſetz mit 
149 gegen 95 Stimmen angenommen. Mit Nein ftimmen die Gozial- 
demofraten, Freifinnigen, jüddeutiche Volkspartei, 6 Antijemiten, 5 Kon— 
jervative, Welfen, Polen. 


19. Mai. Der Reichstag genehmigt in dritter Beratung 
ohne Debatte die Novelle zum Flottengeſetz. 

21. Mai. Der Reichdtag verweift den Handelövertrag mit 
Schweden an eine Kommiſſion. 

21. Mai. Der Reichdtag genehmigt das Dffizierspenfiong- 
gejeß gegen die Sozialdemokraten. Dabei wünfcht die Linke Ein- 
ichränfung der Penfionierung. — Am folgenden Tage wird das 
Mannjchaftspenfionsgejeß einjtimmig angenommen. 

21. Mai. Kundgebungen des Kaiſers zur Reichgfinanzreform. 


An den Reichöfanzler ergeht folgendes Handichreiben: 

Mein Lieber Fürft! Ihre Meldung von der Annahme der Gteuer- 
vorlagen im Reichstag hat Mich mit Iebhafter Freude und großer Befrie- 
digung erfüllt. Sit damit doch unter der dankenswerten patriotifchen 
Mitarbeit der Vertreter de3 deutjchen Volkes für die Finanzen des Reiches 
eine neue Grundlage gewonnen worden, welche die Möglichkeit bietet, den 
wachjenden Bedürfniffen der Reichsverwaltung in ausreichendem Maße ge- 
recht zu werden. Sch bin Mir wohl bewußt, welchen hervorragenden 
Anteil an dem Entjtehen wie an dem Gelingen diejes für die Stellung 
des Reiches nach außen wie für feine innere Feltigung und Entwidelung 
gleich bedeutſamen Reformwerkes dem ſtaatsmänniſchen Geſchick und der auf- 
opfernden Hingebung gebührt, mit denen Gie die mühevollen Arbeiten 
geleitet und gefördert haben. Bon ganzem Herzen beglüdwünjche Ich Sie 
daher zu dieſem Erfolge, durch welchen Sie ji) von neuem den Danf 
Ihres Kaiſers und Königs wie des Vaterlandes erworben haben. Zugleich 
benütze Ich die Gelegenheit, Ihnen, Mein lieber Fürft, Meine innige Freude 
darüber auszujprechen, daß Ihre durch daS Uebermaß der Arbeit angegriffene 
Gejundheit durch Gottes Gnade vollftändig miederhergeftellt iſt und Ich 
Mic der zuverfichtlihen Hoffnung hingeben kann, daß Ihre ausgezeichneten 
Dienfte Mir noch recht lange erhalten bleiben, zum Segen für das deutjche 
Volk und das Baterland. Ich verbleibe mit unveränderlihem Wohlwollen 
und Vertrauen Ihr mwohlgeneigter und dankbarer Kaijer und König. 

Wilhelm I. R., Neues Palais, 21. Mai 1906. 

An den Staat3fefretär Frhr. dv. Stengel telegraphiert der Raifer: 

Nachdem der Reichdtag die Steuergejegvorlagen in der dritten Lejung 
angenommen hat, ijt es Mir Bedürfnis, Ihnen für Ihre hervorragenden 
Berdienfte um das BZuftandefommen diejes für die Zukunft des Reiches fo 
bedeutungsvollen Werkes der Reichsfinanzreform Meine wärmfte Anerfen- 
nung auszufprehen. Als äußeres Zeichen Meiner Dankbarkeit und Meines 
Wohlwollens habe Ich Ihnen den Roten Adlerorden erjter Klafje ver- 
liehen, dejjen Abzeichen Ihnen alsbald zugehen werden. 

Wilhelm I. R. 
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22. Mai. (Preußifches Abgeordnetenhaug.) Zweite Be- 
ratung des Schulgeſetzes. 


Die nationalliberale Partei bringt folgenden Antrag zu $ 40 ein: 
In Stellen, deren Inhabern Leitungsbefugnifje zuftehen (Rektoren, Haupt- 
lehrern u. ſ. w.), find ſolche Lehrer zu berufen, welche den bejonderen auf 
Gejeg oder rechtögültigen Verwaltungsanordnungen beruhenden Boraus- 
ſetzungen entjpreden. Die Beſetzung erfolgt dur die Schulauffichts- 
behörde nad) Anhörung der im Abſ. 2 bezeichneten Behörde. Jedoch be- 
wendet ed in den einen eigenen Schulverband bildenden Gemeinden, in 
welchen bisher die bürgerliche Gemeinde Trägerin der Schullaft war und 
den Gemeindeorganen ein Recht auf weitergehende Mitwirkung bei der 
Berufung der Lehrkräfte für Stellen der vorftehend bezeichneten Art zu- 
geftanden hat, rüdjichtlich der den Gemeindeorganen zuftehenden Befug- 
niffe, bei dem beftehenden Recht. Dasjelbe findet in den einen eigenen 
Scyulverband bildenden und unter 89 Abf. 1 fallenden Gut3bezirfen een 
in den unter die Beftimmungen der 88 33 Abi. 7 und $ 9 Abf. 1 fallen- 
den Gejamtichulverbänden rücdjichtlich des bisher den Gutöherren zuftehen- 
den Rechtes auf weitergehende Mitwirkung bei der Berufung von Lehr- 
fräften der gedachten Art mit der Maßgabe ftatt, daß dieſes Recht durch 
den Gutövorjteher ausgeübt wird. Darüber, ob und in welchem Umfange 
ein jolches Recht beiteht, beichließt die Schulauffichtsbehörde. Gegen deren 
Beſchluß fteht den Beteiligten binnen drei Monaten bei dem Kreisausſchuß, 
und fofern eine Stadt beteiligt ift, dem Bezirksausſchuß die Klage im 
Berwaltungsftreitverfahren zu. 


Kultusminifter Studt dankt der Kommijfion für ihre mühevolle 
aber fruchtbringende Arbeit und Hofft, daß der nationalliberale Antrag 
einen Weg zur Bejeitigung der Differenzen über $ 40 zeigen werde. Abg. 
Dr. Friedberg (nl.): Namens meiner politiſchen Freunde Habe ich fol- 
gende zu erflären: Wir treten in die zweite Beratung der Vorlage mit 
derjelben Grundanjchauung ein, von der wir bei Abſchluß des Kompromifjes 
ausgegangen find. Die Notwendigkeit, für die Weiterentwidelung des 
preußischen Volksſchulweſens durch eine Regelung der Träger der Volks— 
ihullaften einen geeigneten Boden zu schaffen, hat uns veranlaßt, mit 
anderen Parteien des hohen Hauſes eine Verftändigung zu juchen, die nicht 
leicht zu finden war und Die ung erhebliche Opfer an unjeren Anjchau- 
ungen auferlegen mußte. Jedoch von dem höheren Gefichtspunfte der 
dringenden Bejeitigung der jchweren Notftände der preußiichen Volksſchule 
haben wir uns bereit finden lafjen, dieſe Opfer zu bringen, zumal wir 
anerfennen müfjen, daß andere Parteien diejes Hohen Haufes fich in gleicher 
Lage befinden. Die Beichlüffe der Kommilfion find mit einer Ausnahme, 
auf die ich noch fommen werde, jo beichaffen, daß wir fie tragen fünnen, 
wenn die Hoffnung beftehen bleibt, daß eine alljeitige Verftändigung unter 
der Mehrheit des Haujes erzielt wird. Eine joldhe Hoffnung Dürfen wir 
entnehmen aus den Erklärungen de3 Herrn Kultusminifterd, Wir werden 
deshalb in Ddiejer Leſung an den Kommifjionsbejchlüffen mit Ausnahme 
des 8 40 Abſ. 6 feithalten und werden auf Abänderungsanträge in unferem 
Sinne, die wir an und für fich für berechtigt halten, verzichten. Für die 
ſchwer umitrittene Frage der Reftorenbewilligung jcheint und unfer Antrag 
den Weg der Verſtändigung zu zeigen. Sollte er abgelehnt werden, jo 
würden allerdings meine politiichen —— die Konſequenz ziehen müſſen, 
der Vorlage einmütig ihre Zuſtimmung zu verſagen. Die ganze Frage 
der Rektorenernennung gehört nach unſerer Anſicht in ihrer Allgemeinheit 
überhaupt nicht in dieſes Geſetz, und wir bedauern, daß durch die Ein— 
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beziehung diejer abjeit3 von der Schulunterhaltung liegenden Materie ein 
Zwieſpalt unter den Parteien hervorgerufen worden ift, die bemüht waren, 
das Geſetz zuftande zu bringen. Meine politiichen Freunde ſehen fich 
außerftande, mit der Verabſchiedung dieſes Gejehes eine Minderung der 
Rechte der Selbftverwaltung rar Gemeinden, darunter folcher, welche 
ſich um die Entwidelung der Vollsſchule die größten Berdienfte erworben 
haben, zu verbinden. Eine ſolche Politif Halten wir für unbillig und un- 
dankbar und auch den Intereſſen der Volksſchule widerftreitend, da fie 
auf die Opferfreudigfeit der betreffenden Gemeinden nur lähmend wirken 
fann. ch refumiere mich dahin: Wir Halten feft an den Beichlüffen der 
Kommijfion, jolange wir die Hoffnung hegen dürfen, daß Die Mehrheit 
deö hohen Hauſes unjerer Auffafjung bezüglich der Rektorenfrage beitritt. 
Sollte ſich dieje Hoffnung als unberechtigt erweijen, jo würden mir ge- 
nötigt fein, einmütig gegen die Vorlage zu ftimmen. 

Abg. Frhr. v. Zedlitz (frk.!: Was die Streitfrage betrifft, jo er- 
fennen wir mit der Regierung die Notwendigkeit bejonderer Behandlung 
der Nektorenfrage und insbejondere die Notwendigkeit der Freizügigkeit 
der Lehrer, um ihnen eine Laufbahn zu eröffnen, an, andererjeit3 meinen 
wir, daß es nicht wohlgetan wäre, den größeren Gemeinden ihr bisheriges 
Recht der Nektorenberufung zu verfümmern oder einzujchränfen, mehr als 
e3 im Schulinterefje nötig ift. Da der nationalliberale Antrag nach der 
Erklärung der Regierung eine geeignete Grundlage bildet, um einerjeits 
die bejtehenden Rechte zu wahren, andererjeit3 dem grundjäßlichen Stand- 
punft der Regierung bezüglid; der Reftorenernennung gerecht zu werden, 
jo werden meine Freunde in der zweiten Lejung für diefen Antrag ftimmen 
und für den Fall, daß der Antrag abgelehnt werden jollte, gegen den $ 40 
im ganzen ftimmen, weil wir mit dem Abg. Friedberg meinen, daß dieje 
Materie nicht in dieſes Gejeg Hineingehört, ſondern befonders zu regeln 
if. Da im ganzen die Beſchlüſſe der Kommiſſion einen gangbaren Weg 
zur Löſung des gejeßgeberiihen Problemes bilden, werden meine Freunde 
grundjäglichen materiellen Abänderungsvorjchlägen nicht zuftimmen, von 
welchen Parteien fie auch fommen mögen. 

Abg. Dr Porſch (3.): Das Zentrum wolle erjt in dritter Leſung 
Stellung zu dem Gejeg nehmen. Das Werk jei nötig zum Heile des 
Staates. Manches, insbejondere in den konfeſſionellen Verhältniſſen, 
mwünjche das Zentrum anders. Abg. Ernit (fr. Bg.): Es jei bedauerlich, 
daß die Mehrheit in der fonfejjionellen Frage Fein Entgegenfommen ge- 
zeigt habe und vieled von dem Kompromißantrage von 1904 unerfüllt 
lafje. Abg. v. Hceydebrand (fonj.): Da das Kommiſſionsergebnis eine 
gute Grundlage gebe, jo werde jeine Partei feine erheblichen Abänderungs- 
anträge einbringen. Der Antrag Friedberg jei eine Verjchlechterung, aber 
es lajje fich darüber reden. Abg. Cafjel (fr. Vg.): Die Kommiffionsarbeit 
ſei der Schulentwidelung ſchädlich und vermindere die Selbjtverwaltungs- 
rechte. Durch das Gejeg würden Zuftände, die von ungejeglichen Reffripten 
geichaffen jeien, janftioniert. — In der Einzeldebatte ftellen Zentrum und 
Freiſinnige zahlreiche Anträge zu den konfeſſionellen Beftimmungen und 
zur Neftorenberufung, die aber faft ſämtlich abgelehnt werden. — Der 
nationalliberale Antrag zu 8 40 wird mit geringer Mehrheit abgelehnt, 
die Kommijfionsbejchlüffe werden angenommen (27. Mai). 


22.26. Mai. Württemberg.) Beratung der BVerfafjungs- 


reform in der Erjten Sammer. 
Die Kammer lehnt den von der Zweiten Kammer bejchlofjenen 
Erjag für die aus der Zweiten Kammer ausjcheidenden Privilegierten durch 
8* 
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17 mittel3 Zandesproporz zu mwählende Abgeordnete ab. Ebenfo verwirft 
fie da3 von der Kammer der Abgeordneten beichloffene Erfordernis des 
Wohnfiges der Standesherren im Lande. — In der Debatte werden ſcharfe 
Angriffe auf die Regierung gerichtet. 

23. Mai. Die Bayerifhe Abgeordnetenfammer be= 
ichließt nach dreitägiger Debatte über die Mittelfchulreform die 
Errichtung von Oberrealjchulen mit „ausreichender“ Berechtigung 
einftimmig, ferner durch die Zentrumsmehrheit die Gleichberechti= 
gung aller neunkflajfigen Mitteljchulen. 

24.126. Mai. (Reichstag) Dritte Beratung de3 Etats. 
Auswärtige Fragen. Ausweifungen. Reichwahlrecht und Einzel» 
ftaaten. Kolonialftaatzjefretariat. 


Abg. Bafjermann ar erwartet in der nächſten Zeit eine Reform 
der Arbeiterverfiherung und die AYuftizreform. Die äußere Lage jcheine 
nicht gebejjert zu jein, auf die freundichaftlihen Kundgebungen in Eng- 
land jolle man nicht zu viel Wert legen. Der Wert der Goluchowski— 
depejche jei höchſt zweifelhaft: mußte man Stalien jo die Unzufriedenheit 
bezeugen? Bedenflich jei die englifch-ruffiiche Annäherung mit ihrer Spige 
gegen Deutjchland, insbejondere gegen die Bagdadbahn. Abg. Graf Lim— 

urg-Stirum (fonf.) mahnt zur Sparjamfeit und bedauert die Diäten- 
vorlage. Staatsjefretär v. Tihirichfy und Bögendorff: Ich möchte 
dem Ubg. Baffermann einige Worte erwidern. Der Redner hat die 
Depeiche des Kaijerd an den Grafen Goluchowski berührt. Wenn Geine 
Majeftät für eine ſolche Depeſche den Weg des perjönlichen Telegramms 
gewählt hat, jo ift Seine Majejtät unzweifelhaft dazu berechtigt, ebenfo 
fteht ihm auch die Wahl der Worte durchaus frei wie jedem Privatmann. 
Für den Anhalt des Telegramms übernimmt jelbftverftändlich der Reichs- 
fanzler die Verantwortung, nicht aber für die Preßerörterungen, die fich 
daran geknüpft Haben. Weiter ift die Frage aufgeworfen worden, ob bei 
den Verhandlungen, die zwijchen Rußland und England ſchweben, Ent- 
icheidungen getroffen werden könnten, die mit deutjchen Sntereffen kolli— 
dieren. Ich habe dieſer Frage von vornherein meine Aufmerkjamfeit ge- 
ihenft und Habe feiten Grund zu der Annahme, daß jede Bejorgnis in 
diejer Rihtung ausgeſchloſſen ift. Wenn in der Preſſe von einer angeb- 
lihen Lockerung des Dreibundes geſprochen wurde, jo war auch hier der 
Wunſch der Vater des Gedankens. Es iſt die jelbftverftändliche Pflicht der 
verantwortlichen Leiter der Politik, ſolche Strömungen, wie fie ſich in 
verjchiedenen Rändern geltend machen und durch die Breffe in vergrößerter 
Form zur Darftellung gelangen, zu prüfen und fie auf ihren richtigen 
Wert in ihrer Berechnung einzuftellen. Unter diefer Vorausjegung habe 
ic) aljo zu erflären, daß die Regierungen der drei Staaten nach wie vor 
feit auf dem Boden des Vertrages jtehen (Hört! Hört!), und insbefondere 
babe ich von dem italienischen Botjchafter, der vor furzem aus feiner 
Heimat zurüdgefehrt ift, die —— Erklärungen in dieſer Richtung 
erhalten. yrn hört! und Beifall.) Es iſt weiter müßig, von einer 
Lockerung des Verhältnifjes zu der Monarchie an der Donau zu jprechen 
troß der jcharfen Worte der ungarischen Preſſe. Die Kaiferreife nach 
Schönbrunn, die jetzt bevorfteht, ift den perjönlihen Empfindungen de3 
Kaiſers für das erhabene Haus der habsburgifchen Monarchie entiprungen, 
und e3 gehört ein ungemöhnliche® Maß von Uebelwollen und Unkenntnis 
ber tatfächlichen Verhältniffe dazu, wenn man diefer Reife Zwecke unter- 
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fhiebt, die dem Kaifer vollftändig fern liegen. Man bat ihr einmal eine 
Spige gegen Stalien und dann gegen England gegeben. Wir haben gar 
feinen Grund zu irgend einer Demonftration, denn beide Länder, Italien 
ſowohl al3 England, ftehen zu Defterreih-Ungarn in ſehr freundjchaftlichen 
Beziehungen, und wir begrüßen dieje rüdhaltlod. (Beifall.) Die Zeit der 
Mißſtimmung zwiſchen Deutſchland und England ift vorüber, der warme 
Ton, der anläntich der legten Anweſenheit der Vertreter deuticher Städte 
in England au3 den Aeußerungen englifcher Staatdmänner zu uns herüber- 
Hang, wird jedenfall3 bei der Kaijerlichen Regierung und ſonſt allerorten 
die wärmfte Auffahme finden. (Lebhafte Zuftimmung.) Die Regierung 
vertritt nach wie vor die Politif des europäiſchen Friedens. Bei ae 
Wahrung ihrer eigenen Intereſſen unter Ausgeftaltung freundichaftlicher 
Beziehungen zu allen auswärtigen Staaten wird fie voll Selbtvertrauen 
und auf eigenen Füßen jtehend ihren Weg weiter gehen, ohne ſich durch 
noh jo geichidte Preßmandver oder ſonſtige Verdächtigungen von ihrer 
Bahn abbringen zu laffen. (Beifall.) 

Abg. Bebel (Soz.) tadelt jcharf die auswärtige Politik, die Deutjch- 
land ijoliert habe, während die engliiche ein vortreffliches Syftem von 
Bündniffen und Freundichaften gefchaffen habe. Das Goluchowskitelegramm 
babe die frühere Popularität de3 Kaiſers in Ungarn in das Gegenteil 
verwandelt; infolge der Zuſammenkunft mit dem Baren werde der Kaiſer 
in Rußland für die reaftionäre Politif Rußlands mitverantwortlich ge- 
macht. Im Innern würden überall die Rechte der Arbeiter verlegt, jo in 
Preußen, Hamburg. Die ARuffenausweifungen feien barbarijh und die 
Erflärungen des Minifterd dv. Bethmann im preußischen Abgeordnetenhaufe 
hätten die Papfälfhung umgangen. Abg. Bödler (Antif.) polemifiert 
gegen die Streiktaftif der Soztaldemofraten; fie rufe Ausfperrungen hervor. 

Am 26. Mai Fritifiert Abg. Bernftein (Soz.) das Verhalten der 
Breslauer Polizei, die am 21. April bei Streifunruhen mit großer Bru- 
talität vorgegangen fei. Poliziften hätten mit Revolvern gejchofjen, zum 
Beweiſe Iege er eine Patrone auf den Tiſch des Haufes nieder; einem 
unihuldigen Arbeiter ſei eine Hand abgehauen, ohne daß der Täter von 
der Behörde feftgeftellt jei. Staatsjefretär Graf Poſadowskhy bezweifelt 
die Darftellung des Vorredners, die von ihm vorgezeigte Patrone fei gar 
nit abgeſchoſſen. (Stürmifche age Abg. v. Oldenburg (fonf.) 
polemifiert gegen die Sozialdemokraten und die fortjchreitende Demofrati- 
fierung. Auf eins aber möchte ich die Aufmerkjamfeit des Staatsſekretärs 
Graf Poſadowsky lenken: daß man nicht nur dem deutſchen Reichstage 
das Sicherheitsventil abgenommen hat, fjondern daß auch die einzelnen 
Regierungen Heiner Bundesstaaten jehr lebhaft mit diefer Operation be- 
ihäftigt find, indem fie, ohne Rücficht zu nehmen oder fich in Verbindung 
zu jegen mit dem Königreich Preußen (Hört, hört! links) oder mit anderen 
Staaten, ihre Verfaffung auf die radifalfte Bafis ſtellen. Das bedeutet 
eine Verjchiebung der ganzen Bafis, auf welcher das Deutjche Reich ge- 
gründet ift. Das Deutjche Reich ift entitanden durch eine Vereinbarung 
der deutjchen Fürften, die die Sanktion der Einzellandtage gefunden hat. 
Beihworen ift dieſe Verfaffung nicht, und Fürſt Bismard hat auf dem 
Standpunkt geftanden, daß, wenn die Snftitution des Reiches fich nicht 
bewähren follte, auf diefe Weije die Möglichkeit gegeben wäre, das ganze 
Verhältnis zu revidieren durch eine Vereinbarung mit den Einzelftaaten. 
Die Einzelftaaten, die ihrer Verfaffung nad) felbitändig find, vertrauen 
auf die preußifchen Bajonette. Das hat aber zwei Bedenken. Erſtens 
ift der Plag auf den Bajonetten immer ungefund. Das zweite Bedenken 
aber ift das: Wenn die preußifchen Bajonette einmal in Funktion getreten 
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find und preußijches Blut gefloffen ift, dann geht e8 um Zepter und Krone 
in der Sache, und jedes Zepter und Krone, die bejeitigt ift im Deutjchen 
Reich, die befeitigt auch eine Schranke, die noch auf dem Wege fteht, den 
die Herren Sozialdemokraten einjchlagen wollen, auf dem Wege zur deut» 
ihen Republik. (Zuruf: Hannover.) Hannover iſt preußiſche Provinz. 
Wir haben fein Bedürfnis nach noch mehr preußiihen Provinzen, jondern 
wir glauben, daß die Geftaltung des Deutjchen Reiches, wie fie jet iſt, 
den mwohlverftandenen Intereſſen des Deutichen Reiches entſpricht. Es iſt 
auch zur Sprache gebracht worden, daß der Erbe der bayeriſchen Krone 
eine Aeußerung getan hat, wonach das allgemeine Wahlrecht vielleicht auch 
für Bayern münjchenswert if. Dem ift ein größeres Gewicht injofern 
nicht beizulegen, ald Seine Königliche Hoheit nicht die Verantwortung 
trägt für die Regierung und Thronfolger anders denken, wenn fie die 
Verantwortung tragen. (Große Unruhe links.) Ich fürchte aber, daß es 
feine Freude Fir Seine Königliche Hoheit gemejen ift, daß ihn der Abg. 
Bebel zum Präfidenten der preußijchen Republik in Ausficht genommen hat. 

Kal. bayer. Bundesbevollmächtigter Graf Lerchenfeld: Der Herr 
Vorredner hat einen längeren Erfurd gemacht auf das Gebiet der deutjchen 
Berfaffung, er hat über die Diäten gejprochen u. ſ. w. furz, über alles 
mögliche und unmögliche. (Sehr gut! im Zentrum und links.) Zu dieſem 
Unmögliden rechne ich feine Meußerung über die Verfafjung der Einzel- 
ftaaten. Er bat verlangt, daß dieje Staaten, ehe fie Aenderungen an 
ihrer Berfafjung — hierherkommen und bei Preußen um Erlaub- 
nis nachjuchen. Darauf will ich nur eins jagen: Die preußijche Regierung 
würde es ganz entjchieden ablehnen, eine Antwort zu geben. Die preu=- 
Bifche wie die bayerische Regierung fteht auf dem Boden der Reichöverfaj- 
jung. Sie weiß, was ihr gehört, fie weiß, was den anderen Bundesftaaten 
gehört, und fie weiß, mas dem Reiche gehört. Diejenigen Bundesſtaaten, 
die geglaubt Haben, ihre Verfafjung in gewiſſer Hinficht ändern zu müffen, 
find gar nicht jo radifal, wie der Vorredner glaubt annehmen zu müſſen. 
Sie handeln in ihrem Recht und nad ihrer Pflicht, und fie laſſen fich 
darin von niemand Vorſchriften machen. (Xebhafter Beifall.) Damit will 
ic) mich begnügen und der ganzen Rede des Vorrednerd durch eine zu 
lange Ausführung feine große Bedeutung geben. (Lebhafter, mieder- 
holter Beifall.) 

Die Aeußerungen Oldenburg werden noch mehrfach zurückgewieſen. 
Sodann wird vorwiegend diskutiert über Sicherung der Bergarbeiter gegen 
Erplofion und Feuersgefahr, worüber eine Rejolution Giesberts (Z.) 
angenommen wird. 

Am 26. Mai werden die in der zweiten Leſung geftrichenen Gehalt3- 
zulagen für Oberftleutnant3 der Kavallerie wiederhergeftellt. — Nach Er- 
ledigung des übrigen Etat3 wird der Poſten des Staatzjefretärs für das 
Kolonialamt mit 142 gegen 119 Stimmen bei 9 Enthaltungen abgelehnt, 
was allgemeine Ueberrajchung hervorruft. Abg. Gröber (3.) beantragt, 
den Kommifjionsantrag auf Schaffung eines Unterftaatsjefretär nunmehr 
wiederherzuftellen und 25000 Mark Gehalt zu bewilligen. Abg. Semmler 
(nl.) und Abg. Dr. Müller-Sagan (fr. Vp.) erflären ich gegen den An- 
trag Gröber, den diejer darauf zurüdzieht. Präfident Graf Balleftrem: 
Da nunmehr ein Vakuum entjtanden ijt, müflen wir am Montag noch 
einmal zujammenfommen. 

Die Parteien haben folgendermaßen über den Solonialftaatsjefretär 
abgeftimmt: Bon den Konjervativen und NReich3parteilern ftimmten mit 
ja 44, mit nein 1, es fehlten 27, entjchuldigt waren 3. Die anwejenden 
39 Nationalliberalen jtimmten jämtlih mit ja; von ihnen waren 3 be- 
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urlaubt, e3 fehlten 10. Bon den freifinnigen Gruppen ftimmten 13 zu, 
1 dagegen; beurlaubt waren 7, gefehlt haben 12, 1 Freiſinniger enthielt 
ſich der Abftimmung. 10 Antijemiten ftimmten für die Forderung, 1 da- 
gegen; 1 fehlte und 8 waren — größtenteild zur Beerdigung des Abg. 
Grafen Reventlow — beurlaubt; 2 enthielten fi) der Stimme. Die 
5 Eljäffer, die anmwejend waren, ſtimmten mit ja, 6 fehlten. Vom Zen- 
trum ftimmten 8 mit ja, 65 mit nein, 6 enthielten ſich; gefehlt haben 17, 
beurlaubt waren 4. Die Polen warfen 5 Nein-Stimmen in die Urne; 
beurlaubt war 1, gefehlt haben 9. 3 Welfen ftimmten mit nein; 1 war 
beurlaubt, 2 fehlten. Die Sozialdemofraten endlich gaben 66 Nein-Stimmen 
ab; 9 Genofjen fehlten und 3 waren beurlaubt. 


25. Mai. Das Preußiſche Herrenhaus genehmigt die 
Novellen zum Wahlgejeg des Abgeordnetenhaufes. Die meisten 
Redner erwarten davon eine Stärkung des geltenden Wahlrechts 
und Verhinderung einer Einführung des Reichdtaggwahlrechts. 

26. Mai. Der Reichstag genehmigt die Vorlage, die Regie- 
rung zur Vertagung bis zum 13. November zu ermächtigen, jowie 
den Handelövertrag mit Schweden. 

26. Mai. (Reichdtag.) Fortführung der Bahn Lüderigbucht- 
Kubub nah Keetmanshoop; Entſchädigung der Anfiedler. 


Die Kommiljion beantragt, die Forderungen abzulehnen. 
Stellvertretender Kolonialdireftor Erbpriny Hohenlohe: Die Kom- 
mifjion ift zu der Ablehnung der Forderungen gelommen in der Meinung, 
daß man den Süden der Kolonie aufgeben und fich auf den Norden und 
die Mitte fonzentrieren follte. Ich Halte das für unmöglih. Denn wenn 
wir den Güden mit jeinen Hottentottenräuberbanden von Truppen ganz 
entblößen, jo jchaffen wir einen neuen Herd für Unruhen, der und und 
den Nachbarländern gefährlich werden fan. Gerade Grenzgebiete erfordern 
bejondere Aufmerkſamkeit. Die Grenzichwierigkeiten, die wir jet im Süden 
gu überwinden haben, würden fich bald auf den Norden übertragen. Wir 
ürfen daher die Hand nicht von dem Süden lajjen; wir müfjen dort etwa 
1000 Mann Halten. Die Koften und die Schwierigkeiten ihrer Erhaltung, 
die allerdings jehr groß find, würden fich aber erheblich vermindern durch 
die Fortführung der Bahn von Kubub nad) Keetmanshoop..... Ich möchte 
aber doch betonen, daß die Bahn nicht lediglich militärische Bedeutung hat, 
jondern auch wirtichaftliche; denn die Strede führt in ein Gebiet, das von 
Weißen bereits bejiedelt war. Wenn es in den Berichten heißt, jet jeien 
dort nur Ruinen und Trümmerfelder, jo zeigt das, welchen Schaden der 
Aufftand angerichtet Hat. Aber die Farmer find zum Teil noch im Lande 
und werben fich dort wieder jeßhaft machen. In achtzehn Monaten könnte 
die Bahn jo weit Hergeftellt fein, daß fie den militäriichen Zwecken genügt. 
ng Arendt (RP.): Die Ablehnung würde eine Scheinjparjamfeit 
jein; der Bau würde die Truppen billiger ernähren laffen und die An- 
jiedelung befördern. Oberſt v. Deimling betont die militärijche Not— 
wendigfeit der Bahn, da im Süden immer eine ftarfe Truppe unterhalten 
müffe. „Solange ich die Ehre habe, das Kommando draußen zu führen, 
wird der Süden nicht aufgegeben (Großer Lärm links und Laden bei den 
Sozialdemokraten), e3 jei denn, daß Seine Majeftät der Kaijer es wünſcht, 
der allein darüber zu beftimmen hat und fonjt niemand. (Großer Lärm 
links.) Wenn es feftiteht, daß nad) Beendigung des Krieges eine ftarfe 
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Beſatzung im Süden bleiben muß, fo ift es Mar, daß wir die Truppen 
auch verpflegen müffen. Die Verpflegung kann auf zweierlei Weije er- 
folgen: entweder durch die englifche Regierung wie bisher, oder durch die 
Eijenbahn, die von Ihnen erbeten wird. Was die englijche Br ding 
anlangt, jo will ich Ihnen zur näheren Ausführung defjen, was der Abg. 
Dr. Semler erwähnt hat, ein paar Beiſpiele anführen. Es foftet eine 
Flaſche Rum, die von Deutichland über Lüderigbucht nad Keetmanshoop 
fommt, im Magazin zu Keetmanshoop 1.70 Mark. Die Flaihe Rum aus 
englijcher Verpflegung foftet im Magazin zu Warmbad 12 Marl. Der 
Bentner Haber aus Deutichland koſtet im Magazin Keetmanshoop 40 Marl, 
der Zentner Haber aus England im Magazin Warmbad 70 Marf, und 
er ift zudem noch jchleht. Es ift ganz Mar, daß auf diefe Weile ganz 
ungeheure Summen in das Kapland fließen, das Geld wird hinausgemworfen, 
nicht einmal auf die eigene Straße, jondern auf die der Engländer. Wenn 
- Sie nun nad) Haufe kommen, werden Sie jagen: Wir haben euch Wählern 
hier fünf Millionen für die Eifenbahn erjpart, dann jagen Sie den Wählern 
aber auch, daß Sie viele Millionen mehr zahlen müfjen für die englifche 
Verpflegung. Das bitte ich Sie, nicht zu vergefien, das ift der ſpringende 
Punkt der Sache. Es Hat ſchon der Abg. Dr. Arendt angeführt, daß Der 
Krankfenbeitand draußen eine erjchredende Zunahme ie he hat; wir 
haben jet jo viele Kranke, wie noch nie jeit Ausbruch des Aufftandes. 
Da3 liegt an der mangelhaften Verpflegung. Die Leute draußen be- 
fommen nicht3 als das Notwendigfte zur ee Neis, Mehl, Cornet- 
beaf. Jedes Genußmittel bis auf den Rotwein, das die Leute zu ihrer 
Erfrifhung notwendig haben, fommt nicht mehr dorthin. Soll ih Ihnen 
erit ein paar Hungerleihen auf den Tiich des Haufes legen?!“ (Lachen 
und ironiſche Zurufe links.) Der Bahnbau werde die Zurüdjendung der 
Truppen bejchleunigen. „Es muß bei der jegigen Art der Heranihaffung 
ber Verpflegung jeder einzelne Ochſenwagen mit einer ftärferen Truppen- 
zahl gededt werden, damit er nicht vom Feind überfallen wird. Alle 
dieſe Bedeckungen würden wegfallen, wenn Sie die Bahn bemwilligen. Das 
tritt nicht erft ein, wenn die Bahn fertig ift, jondern jchon während des 
Baued. Mit jedem Kilometer werden Truppen überzählig; darum jchnell 
die Bahn bauen! Was foll id) den Truppen jagen, wenn id; hinaus- 
fomme? Soll ich jagen: ‚Der Neichdtag läßt Die Pig bei Kubub im 
Dred fteden!?‘ Nein, geben Sie mir die Gemwißheit, daß die Bahn ge- 
baut wird.” (Beifall.) 

Abg. Müller-Sagan (fr. Vg.) und Abg. Gröber (3.) proteftieren 
gegen den ungebührlichen Ton, den Oberft v. Deimling angefchlagen habe, 
und daß er die Reduktion der Truppen vom Bahnbau abhängig maden 
wolle. Erbprinz Hohenlohe: Eine ſolche Bedingung liege der Regierung 
fern, fein Mann mehr als nötig jolle in Südweſtafrika bleiben. Abg. 
Ledebour (Soz.): Deimling trete auf wie Boulanger, um bei Hofe zu 
gefallen. Er fei ein Handlanger des perjönlichen. Regiments. 

Der Bahnbau wird mit 186 gegen 95 Stimmen abgelehnt. Hin- 
fichtlich der Entichädigung der Farmer fordert die Regierung 10 Millionen, 
die Kommiſſion jchlägt vor, nur 500000 Mark für die Unterftügung früherer 
Schußtruppenangehöriger zu bemwilligen. Der Kommiljionsantrag wird an- 
genommen. 


28. Mai. (Reichdtag.) Kolonialetat. Wiederherjtellung der 
Kolonialabteilung im Auswärtigen Amt. — Bertagung. 


Präfident Graf Balleftrem: Vorgeſtern ift bei der dritten Be- 
ratung des Rolonialetat3 die Stelle eines Staatsjefretärs für das Kolonial- 
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amt nicht bewillig worden, infolgedefjen ift der ganze Etat des Kolonial- 
amt3 hinfällig geworden, weil er darauf gerichtet war, daß ein jelbftän- 
diges Rolonialamt entftehen ſollte. Dadurch entftand ein Vakuum, und 
da fein Antrag vorlag, welcher diefes Vakuum auszufüllen beftimmt war, 
jo mußten wir unjere Beratung abbredhen und jegen fie heute fort. Heute 
liegt ein Antrag der Abg. Gröber und Genofjen vor, der Reichstag wolle 
beichließen, an Stelle der Anlage 8, Reichskolonialamt, in den Etat ein— 
zufegen: Etat für das Auswärtige Amt, Kolonialabteilung, Anlage zu II. 
Wenn dad Haus damit einverftanden ift, jo werde ich diefen Antrag, von 
dem ich anzunehmen den Grund Habe, daß er jachverftändig-technijich ge- 
prüft ift, der Beratung zugrunde legen, und mit ihm ebenjo verfahren, 
wie ich fonft mit Beichlüffen zweiter Lefung zum Etat verfahren habe. 
(Damit ift dag Haus einverftanden.) Wir beginnen die Debatte mit den 
Ausgaben des ordentlichen Etats: Yortdauernde Ausgaben. Bejoldungen, 
Kapitel 6a, Titel I. 

Abg. Bafjermann (nl.) und Abg. Frhr. v. Richthofen (fon/.) 
erklären, daß ihre Fraftionen die Verantwortung für die ungenügende 
gegenwärtige Organijation nicht tragen wollen und deshalb ſich der Ab- 
ftimmung enthalten wollten. Abg. Spahn (3.): Mit dem Beſchluſſe vom 
26. müffe man fich für die LRegislaturperiode abfinden; der Antrag Gröber 
fei nötig, um den Beamten de3 Stolonialamt3 da3 Gehalt auszahlen zu 
fönnen. Abg. Müller (fr. Bp.) und Abg. Schrader (fr. Bg.) bedauern 
den Beichluß, erflären e3 aber für fonfequent, da3 Vakuum nach dem An- 
trag Gröber zu bejeitigen. — In der mweiteren Debatte wird namentlich 
erörtert, ob dem Reichdtag am 26. ein Handel: Zurüdziehung von Truppen 
gegen Bewilligung der Bahn vorgeichlagen jei; Redner des Zentrums und 
der Linken behaupten es, Staatsjefretär Graf Poſadowsky und bg. 
Semler (nl.) beftreiten ed. — Der Antrag Gröber wird mit 117 gegen 
64 Stimmen bei 91 Enthaltungen angenommen. — Hierauf wird der Reſt 
de3 Kolonialetat3 nebjt mehreren Rejolutionen, worin u.a. ein Ausweis 
über die bisher bemilligten Anfiedlerunterftügungen gefordert wird, er- 
ledigt. — Sodann wird der Reichstag vertagt. 


28. Mai. (Reichdtag.) Die Rejultate der Seſſion find: 


Kontrolle des Reichshaushalts, des Haushalt3 von Elfaß-Lothringen 
und der Schuggebiete (Neich3-Gejepblatt Nr. 3). — Aenderung des Ge- 
ſetzes über die Gtatiftif de3 Warenverfehrd mit dem Auslande (3). — 
Wertbeftimmung der Einfuhrjcheine im Zollverkehr (5). — Aenderung meh- 
rerer Reichsſtagswahlkreiſe (8). — Ausgabe von Reichsbanknoten zu 50 
und 20 Mark (8). — Handelöbeziehungen zu den Vereinigten Staaten 
(11). — Aenderung des Geſetzes über die freiwillige Gerichtöbarfeit (14). — 
Ueberleitung von Hypotheken de3 früheren Rechtes (17). — Feſtſtellung 
eine3 dritten, vierten und fünften Nachtrags für den Etat 1905 (19). — 
Feftftellung eines dritten und vierten Nachtrags für den Etat der Schuß- 
gebiete 1905 (19). — Vorläufige Regelung des Reichshaushalts für April 
und Mai 1906 (20). — Vorläufige Regelung des Haushalts der Schuß- 
gebiete für April und Mai 1906 (20). — Aenderung von Urt. 23 der 
Reichsverfaſſung (25). — Gewährung einer Entihädigung an die Reichs— 
tagsmitglieder 003). — Gerpvistarif und Klafjeneinteilung der Orte (26). — 
Reichsetat für 1906 (28). — Etat der Schußgebiete für 1906 (28). — 
Reichdgarantie für die Eifenbahn von Duala nach den Manengubabergen 
(29). — Penfionierung der Offiziere de3 Heeres, der Marine und der 
Schugtruppe (30). — Berjorgung der Angehörigen der Unterflafjen in 
Heer, Marine und Schußtruppen (30). — Wenderung des Reichsſtempel— 
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ejeges (31, 33). — Ordnung des Reichdetat3 und Tilgung der Reichs- 
—* (31). — Brauſteuergeſetz (32). — Novelle zum ——— 1900 
(34). — Aenderung des Geſetzes über Ausgabe von Reichskaſſenſcheinen 
* — Entlaſtung des Reichs⸗Invalidenfonds ort — Menderung des 
Gejeges über Bewilligung von Wohnungsgeldzujhüflen (34). — Aende— 
rung des Geſetzes über Naturalleiftungen für die bewaffnete Macht im 
Frieden (35). 

28. Mai. (Preußifches Abgeordnetenhaus.) Dritte Be- 
ratung und Annahme der Schulvorlage. 


Die fonfervative Partei bringt zur Berufungsfrage folgenden An- 
trag ein: Die Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen 
werden vorbehaltlich der Beitimmungen des Abjat 6 von den Gemeinde- 
behörden au3 der Zahl der Befähigten innerhalb einer von der Schul- 
auflichtöbehörde zu beftimmenden Frift gewählt. Das Wahlrecht wird 
ausgeübt: 1. in Städten und jolchen Yandgemeinden, die Schuldeputationen 
haben, durch den Gemeindevorftand nah Anhörung der Schuldeputation 
und der etwa vorhandenen Schulfommiffion, beim Vorhandenjein mehrerer 
Schulfommiffionen derjenigen, für deren Schule Anftellung zunädjt er- 
folgen joll. In den Orten, wo ein follegialer Gemeindevorftand nicht 
beiteht, wird das Wahlreht dur die Schuldeputation ausgeübt; 2. in 
jolhen Gutsbezirfen und Gejamtjchulverbänden, auf welche die Beltim- 
mungen des $ 8 Abſatz 1 und 8 50 Abſatz 7 zutreffen, durd den Guts— 
vorjtand mit Zuftimmung der Schulvorftände; 3. in den übrigen Land- 
gemeinden, Gutsbezirken und Gejamtichulverbänden durch den Schulvorftand 
(Schuldeputation 8 57). Die Gemählten bedürfen der Beftätigung durch 
die Schulauffihtsbehörde und werden von ihr unter Ausfertigung der 
Ernennungdurfunde für den Schulverband angeftellt. Die Beftätigung 
darf nur aus erheblichen Gründen verjagt werden. Berjagt die Schul— 
aufjichtSbehörde die Bejtätigung, jo fordert jie unter Mitwirkung hiervon 
zu einer andermweiten per binnen einer von ihr zu beftimmenden Frift 
auf. Das Wahlrecht erliicht für den betreffenden Zeil, wenn die Frijt 
nicht innegehalten wird oder die Schulauflichtsbehörde zum zweiten Male 
die Beftätigung des Gemwählten verjagt. Die Anftellung erfolgt in dieſem 
Falle unmittelbar durch die Schulaufficht3behörde für den Schulverband. 
In Stellen, deren Inhabern Leitungsbefugnifie zuftehen (Rektoren, Haupt- 
lehrer u. j. w.), jind jolche Lehrer zu berufen, welche den bejonderen, auf 
Gejeg oder rechtögültigen VBerwaltungsverordnungen beruhenden Boraus- 
jegungen entjprechen. Hierbei hat eine angemefjene Berüdfichtigung auch 
der im Sculdienjte außerhalb des Schulverbandes angeftellten und be- 
währten Lehrperjonen, insbejondere von Hauptlehrern und PBräparanden- 
fehrern, zu erfolgen. Die Bejegung erfolgt durch die Schulauflicht3behörde 
nad) Anhörung der in Abjag 3 bezeichneten Behörden. Jedoch beiwendet 
es in den einen eigenen Schulverband bildenden Gemeinden, in welchen 
bisher die bürgerliche Gemeinde Trägerin der Schullaften war und den 
Gemeindeorganen ein Recht auf weitergehende Mitwirkung bei der Be- 
rufung der Xehrfräfte für Stellen, der im vorftehenden Abjage bezeichneten 
Art zugeftanden Hat, rüdjichtli) der den Gemeindeorganen zuftehenden 
Befugnifje beim beftehenden Rechte. Dasjelbe findet in den einen eigenen 
Schulverband bildenden und unter $ 8 Abſatz 1 fallenden Gutöbezirfen, 
ſowie in den unter die Beitimmungen des 8 50 Abjag 7 fallenden Gejamt- 
ihulverbänden rüdjichtlich des bisher dem Gutsherrn zuftehenden Rechtes 
auf weitergehende Mitwirkung bei der Berufung von Lehrkräften der ge- 
dachten Art mit der Maßgabe ftatt, daß diejed Recht durch den Gutsbefißer 
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ausgeübt wird. Darüber, ob und in welchem Umfange ein folches Recht 
befteht, bejchließt die Schulauflichtsbehörde. Gegen deren Beſchluß fteht 
den Beteiligten binnen drei Monaten beim Kreisausſchuſſe und, jofern 
eine Stadt beteiligt ift, beim Bezirk3ausichuffe die Klage im Verwaltungs- 
ftreitverfahren zu. SHinfichtli der Beltätigung, der Ausfertigung der 
Ernennungdurfunde und der Anftellung finden im Falle des Abjages 8 
die Beitimmungen von Abjat 4 bi 6 finngemäße Anwendung. Die Aus- 
übung de3 Wahlrechtes (Abſatz 2 und 3), des Berufungsrechtes (Vorſchlag 
u. ſ. w.), oder die Anhörung (Abjag 8) findet nicht ftatt, wenn die Be- 
jegung der Stelle durch Berjegung im Intereſſe ded Dienftes (8 87 Nr. 1 
des Geſetzes vom 21. Juli 1852) erfolgt. Den ohne Mitwirkung des Be- 
rechtigten angeftellten Lehrkräften wird eine Vergütung für Umzugstoften 
aus der Staatäfafje gewährt. Die näheren Beftimmungen über die Höhe 
der Bergütung werden durch ein von dem Unterrichtsminifter in Gemein- 
ſchaft mit dem Finanzminifter zu erlaffendes Regulativ getroffen. Wo 
mit dem Schulamte ein Firchliche® Amt vereinigt ift, wird an dem be- 
ftehenden Rechte Hinfichtlich der Mitwirkung der kirchlichen Beteiligten bei 
der Anjtellung nichts geändert. Das Berfahren bei der Verwendung nicht 
voll oder auftragsmweije bejchäftigter Xehrfräfte wird durch ein vom Unter- 
richtäminifter zu erlafjendes Regulativ geordnet. 

Abg. Friedberg (nl.) jieht in dem Antrage eine glüdlihe Löſung 
der Differenzen. So könne das Gejeß verabjchiedet werden. Große Ver— 
dienfte um das BZuftandefommen habe ſich namentlihd Minifterialdireftor 
Schwarglopff erworben. Abg. Dr. Borjch (3.): Unfere Stellung zu den 
einzelnen Beftimmungen des Gejegentwurfes haben wir jomwohl in ber 
Kommilfion als auch bei der zweiten Lejung im Plenum deutlich genug 
fundgegeben. Wir haben eine Reihe Anträge eingebracht, um die Vorlage 
unjerer Auffaffung nad günftiger zu geftalten. Einige diejer Anträge 
find angenommen, die meiften und gerade die für ung mwertvolliten ab- 

elehnt worden. Wir mußten deshalb gegen mehrere Baragraphen oder 
eile derjelben ftimmen. Unjere Bedenken richten fich zunächſt gegen die 
Ausihliegung mehrerer Provinzen von dieſem nik Es iſt nicht ein- 
zuſehen, warum die Simultanſchule in Naſſau, weil ſie ſich dort hiſtoriſch 
entwickelt hat, in ihrer privilegierten Stellung erhalten bleiben ſoll, wäh— 
rend die konfeſſionelle Schule in Hannover, wo ſie ebenfalls auf Geſe 
und Geſchichte beruht, aus ihrer jetzigen Stellung verdrängt werden ſoll. 
Es iſt uns unerfindlich, wie in Weſtpreußen und Poſen gerade die Simultan— 
ſchule zum Schutze des Deutſchtums notwendig ſein ſoll und deshalb ge— 
fördert werden muß. Unſere ſchwerſten Bedenken richten ſich gegen den 
8 20. Wir legen den Artikel 24 der Verfaſſung dahin aus, daß die kon— 
feifionelle Schule die Regel, die Simultanſchule eine nur durch zwingende 
Gründe gebotene Ausnahme fein fol. Ob nun diejes Verhältnis von 
Regel und Ausnahme in dem Entwurf überall ausreichend zum Ausdrud 
fommt, erjcheint ung mindeftens zweifelhaft. Die Intereſſen der konfejjio- 
nellen Minderheiten jcheinen uns nicht genügend berüdjichtigt. In dem 
8 20 jebt 36 und $ 23 jest 39 ift eine zu große Zahl von Kindern und 
von Antragftellern für die Errichtung befonderer Schulen für die konfeſſio— 
nellen Minderheiten gegenüber bejtehenden Konfeſſionsſchulen gefordert 
worden. Wenn wir diejen uns nicht befriedigenden Gefichtspunft hervor» 
heben, jo wollen wir dadurd) feineswegs die Vorzüge der Vorlage gegen- 
über der bisherigen Rechtslage verfennen und herabjegen. Insbeſondere 
legen wir großen Wert darauf, daß die Konfeſſionsſchule jedenfall als 
Regel gejeglich feitgelegt und daß die jehr jchwierige Frage der Schul- 
unterhaltungsfoften gejeglich in befriedigender Weije geregelt wird. Wir 
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haben diefen und andere Vorzüge dadurd anerkannt, daß wir für die 
meiften Paragraphen ftimmen fonnten. Troßdem und zwar wegen der 
mehrfachen in unferen Augen großen Mängel glauben wir bei der end- 
gültigen Verabſchiedung der Vorlage nicht pojitiv mitwirken zu können. 
Wir werden uns daher der Schlußabftimmung enthalten, indem wir gleich- 
zeitig hoffen, daß die Verhandlungen des Herrenhaufes die Vorlagen ung 
annchmbarer geftalten werden. (Bravo im Zentrum.) 

Abg. Caſſel (fr. Bp.): Wir verzichten darauf, unjere Anträge aus 
der zweiten Leſung nochmals einzubringen, aber wir halten uns für ver- 
pflichtet, bis zum legten Augenblid unfere grundfägliche Haltung diefem 
Geſetz gegenüber zum Ausdrud zu bringen. Daß eine gejegliche Regelung 
und anderweitige Verteilung der Volksſchullaſten nötig ıft, Haben wir von 
Anfang anerkannt. Wir Haben zwar jchwere Bedenken dagegen, wie dieſe 
Verteilung durch diejes Gejeg zu erfolgen hat. Wir find der Meinung, 
daß durch die Art der Zuſammenlegung der Schulverbände die Autonomie 
der Gemeinden ohne genügenden Grund vielfach beeinträchtigt worden ift, 
und zwar in einer Weije, daß in zahlreihen Fällen leiftungsfähige Ge- 
meinden zugunften jchwacher Gemeinden Opfer bringen müflen, wo ber 
Staat Hätte eingreifen fünnen. (Beifall und Zuftimmung links) Wir 
bedauern, daß nicht durch Einführung des verwaltungsgeridhtlichen Streit- 
verfahren? im allgemeinen genügend Kautelen zur Wahrnehmung der 
Intereſſen gegeben find. Gleichwohl hätten diefe Gefichtspunfte uns nicht 
zu einer Ablehnung des gejamten Geſetzes gebracht, da3 immerhin nach 
der Richtung der Berteilung der Volksſchullaſten gegenüber dem jebigen 
BZuftande einen Fortichritt bedeutet, wenn nicht in Abjchnitt 41 die gejeh- 
lihe Feitlegung der Konfeſſionsſchule und die Degradierung der Simultan- 
ſchule ausgejproden wäre. Wir ftehen nach wie vor auf dem Gtand- 
punkte Gneijt3, daß das Landrecdht feine Konfeſſionsſchule kennt. Diefe 
Degradierung der Simultanjchule fönnen wir nicht mitmachen. 

Nach kurzer Debatte wird der Antrag und das ganze Geſetz durch 
die Stimmen der fonjervativen Fraktionen und Nationalliberalen an— 
genommen. Die Linke ftimmt dagegen, das Zentrum enthält fih. Kultus- 
minijter Dr. Studt dankt lebhaft für die Erledigung des Geſetzes. 


29. Mai. Das Preußiſche Abgeordnetenhaus genehmigt 
mit geringer Mehrheit folgenden Antrag der Konjervativen über 
Einzelftaaten und Reichsrecht: 


Die Königliche Staatöregierung aufzufordern: im Bundesrate dahin 
zu wirken, daß Eingriffe in die Verfaffung der Einzelftaaten, insbeſondere 
Preußens, im Wege der Neich3gefeßgebung, vermieden, jedenfall3 nicht 
ohne Einvernehmen mit den Einzellandtagen vorgenommen werden. — 
Der Antrag ift hervorgerufen durch das Diätengejeg (S. 105). Pie Kon- 
jervativen jehen darin eine Kollifion mit der preußiihen Verfaſſung. 
Minifter des Innern v. Bethmann-Hollweg beftreitet das und erflärt 
das Beitreben, den Bundesrat von der Zuftimmung der Einzellandtage 
abhängig zu machen, für höchſt bedenflih. Der Gegenſatz von Reichs— 
gewalt und Volfövertretung werde verwiſcht. Abg. Herold (Z.) ift für 
Stärkung der föderativen Grundlagen, fieht aber in der Regelung der 
Diäten feine prinzipielle, ſondern eine rein praftifche Frage, für die jolche 
Erörterungen nicht geeignet feien. 


29. Mai. Der Kaiſer genehmigt ein neues Ererzierreglement 
für die Infanterie durch folgende Ordre: 
Ic genehmige das beifolgende Ererzierreglement für die Infanterie 
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in der Erwartung, daß bei voller Aufrechterhaltung der althergebrachten 
Zucht und Ordnung die Frieggmäßige Ausbildung, für die das neue Regle- 
ment weiteren Raum jchafft, ftetig gefördert wird. Es ift unterfagt, zur 
Erzielung gefteigerter, äußerlicher Gleihmäßigfeit oder in anderer Abficht 
mündliche oder jchriftliche Zufäge zu dem Reglement zu erlafien. Der 
für die Anwendung des Reglement? und die Ausbildung gelafjene Spiel- 
raum darf feine Einſchränkung erfahren. Ich ermächtige jedoch das Kriegs- 
minifterium, etwa notwendige Aenderungen, foweit fie nicht grundjäglicher 
Natur find, eintreten zu laſſen. 

Döberig, 29. Mai 1906. Wilhelm. 

30. Mai. (Preußifches Herrenhaus.) Knappichaftsnovelle. 
Öffentliches Wahlrecht; chriftliche Gewerkvereine. 

Bopelius begrüßt die in der Vorlage feftgejehte öffentliche Wahl 
der Knappjchaftsälteften. Graf Oppersdorff bedauert den Ausichluß der 
Invaliden von der Wählbarkeit und die öffentliche Wahl, die den Arbeiter 
mißtrauiich machen werde. Die königstreuen Arbeiter würden terrorifiert 
werden. Frhr. vd. Manteuffel, Graf Roon, Frhr. v. Durant polemi- 
fieren jcharf gegen dies Rob der geheimen Wahl. Handeldminifter Dr. Del- 
brüd: Die Invaliden feien auf Wunjc des Abgeordnetenhauſes aus- 
geichlofjen. Ueber die chriftlichen Gewerkichaften jagt er: Ich komme zu 
der Trage der chriſtlichen Gewerfichaften und bemerfe, daß ich ed nur mit 
Freuden begrüßen kann, wenn die Arbeiter fich auf einer Grundlage zu— 
jammenfinden, welche ſich dedt mit der Auffafjung der fönigstreuen und 
ftaat3erhaltenden Parteien. Ich würde eine derartige DOrganifation der 
Arbeiter mit Freuden begrüßen, wenn fie in der Lage wäre, ihre Ziele 
auf einer Grundlage zu verfolgen, die ſich mit dem Charakter einer kirche— 
und fönigstreuen Baztei dedt. Ich muß aber ausdrüdlich betonen, daß 
die Art, wie die chriftlichen Gewerkſchaften ihre wirtfchaftlihen Ziele ver- 
folgen, fi nicht dedt mit dem Kaiſerhoch, mit dem fie ihre Verſamm— 
lungen eröffnen (Sehr richtig!), und mit dem Hoc auf das deutjche Vater- 
land, mit dem ihre Verſammlungen geſchloſſen werden. Ich will mid) 
nicht dagegen wenden, daß eine DOrganijation, welche die Intereſſen der 
Arbeiter vertritt, Forderungen ftellt, von denen fie weiß, daß fie nicht er- 
füllt werden können. Aber die Forderungen müſſen doc immerhin fo 
formuliert fein, daß fie fih im Rahmen der bejtehenden Staatd- und 
Geſellſchaftsordnung erfüllen Laffen, und dürfen nicht jo formuliert fein, 
daß jie den Verdacht erweden, daß eigentlih hier alles gefordert wird, 
was Sozialdemokraten fordern, weil die Vereine jonft au viel Einbuße in 
ihrer Gefolgichaft erleiden würden. Dazu fommt, daß die Agitationsweije 
der chriſtlichen Vereine über das erforderliche Maß hinausgeht, die wirt- 
ſchaftlich politifchen Ziele der chriftlichen Arbeitervereine zu erreichen, und 
daß jie geeignet ift, die Autorität zu untergraben. 

Die Novelle wird angenommen. | 


30. Mai. Das Preußifche Abgeordnetenhaus genehmigt 
den Staatsvertrag zwijchen Preußen, Bayern, Baden und Hefien 
wegen der Kanalifierung des Mainz von Offenbach bis Ajchaffen- 
burg vom 21. April 1906. 

31. Mai. Nach dem Etatsgeſetz balanciert der Reichsetat 
mit 2397324105 Mark. Durch Anleihe find 239038815 Mark 
aufzubringen. 
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3. Mai. (Bremen.) Rüdfehr der ojtafiatifchen Beſatzungs— 


brigabe. 
1. Juni. (Bayerifche Abgeordnetenfammer.) Debatte 


über Konfeffiond- und Simultanjchule. 

Kultusminifter v. Wehner bezeichnet jich als Freund der Kon— 
feifiond- und Gegner der Simultanſchule. Die große Mehrheit des baye- 
riichen Volkes habe Widermwillen gegen die Simultanjchule, der jeinen 
Grund hat in einem gejunden religiöfen Sinn des Volles, das den Glauben 
der Väter auch auf die Kinder vererben will. Diefen Sinn muß das Haus 
in feinem eigenen Intereſſe jchägen, denn ein gejunder religiöjer Sinn ift 
die befte Stüße des Staates. Die Erhaltung des chriftlichen Charakters 
der Schule erachte ich der Krone und dem Landtag gegenüber al3 eine 
heilige Pflicht, namentlich im Hinblid auf die Beitrebungen unjerer Tage. 
Diejen Beftrebungen gegenüber muß das Volk auf dem ficheren Boden 
unferer &riftlihen Moral ftehen. Mit einer ſchwankenden Moral befommt 
das Volk feinen ficheren Halt. Die Schule fei nicht nur —— ſondern 
auch Erziehungsanſtalt, deshalb ſei es Pflicht der Lehrer, die Kinder nicht 
nur zu unterrichten, ſondern auch nach den chriſtlichen Grundſätzen zu er— 
ziehen. — Zentrum und proteſtantiſche Konſervative ſtimmen ihm zu, Die 
Liberalen greifen ihn ſcharf an; das ſei Zentrumspolitik. 

2. Juni. (Breußen.) Der vom Kreiſe Teltow, der die 
Havel und Spree jüdlich Berlind verbindet, wird in Gegenwart 
des Kaiſers eingeweiht. 

2. Juni. (Hamburg.) Feierliche Enthüllung des Bismard= 
denfmal3 durch Senat und Bürgerjchaft. 

4.16. Juni. München.) Tagung des allgemeinen deutjchen 
Lehrertags. 

Beraten wird über die Anſtellung von Lehrerinnen an Volksſchulen 
und folgender Beſchluß gefaßt: „Die deutſche Lehrerſchaft Hält das Mit- 
arbeiten der Lehrerinnen an der Volksſchule für geboten, lehnt aber aus 
wichtigen pädagogiichen Gründen die Forderung ab, nach welcher die 
Mädchenſchule ganz oder überwiegend unter den Einfluß der Lehrerinnen 
gejtellt werden ſoll.“ In der Diskuſſion fommt es zu ſcharfen Auseinander- 
jegungen mit mehreren Lehrerinnen, dieje verlajjen vor der Abjtimmung 
den Saal. — Ferner wird beraten über die Simultan- und Konfeifions- 
ihulen und unter jcharfen Angriffen gegen den preußiichen Schulgejeß- 
entwurf eine Rejolution für die Simultanjchule angenommen. Ein An- 
trag der Bremer Lehrerichaft, die religionsloje Schule zu fordern, mwird 
abgelehnt. E3 kommt darüber zu heftigen Erörterungen. 

5. Juni. (Berlin) Der Verbandstag des deutjchen fatho- 
lifchen Lehrerverbandes jpricht fich gegen die Simultanjchule aus. 

5/.7. Juni. (Jena.) Gvangelifch-fozialer Kongreß unter 
Vorſitz don Profefjor Harnad. Referate: Rittelmeyer, Jenſeits— 
glauben und foziale Arbeit; Harms, Marimalarbeitstag; Gertrud 
Beumer, Soziale Forderungen der Frauenbewegung und wirtjchaft- 
liche Lage der Frau. 
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8. Juni. Die Bayerifche Abgeordnetenfammer geneh- 
migt 3830000 Mark für Dienftalteräzulagen für Volksſchullehrer 
und überweift mehrere Petitionen um Erhöhung der Alteräzulagen 
der Regierung zur Würdigung. 

11. Juni. Württemberg.) Der Kriegaminijter General 
v. Schnürlen tritt zurüd. Sein Nachfolger wird Generalleutnant 


v. Marchtaler. 
11.15. Juni. (Baden.) Kultusdebatte in der Zweiten Kammer. 


Abg. Obkircher (nl.) wirft in einer $nterpellation den Fatholijchen 
Geiftlihden Amtsmißbrauch in der Wahlagitation vor und fordert Ein- 
jchreiten der Regierung. Staatsminifter v. Duſch: Die Regierung habe 
über die Geiftlihen Feine Disziplinargemwalt; fie könne diejelben nicht hin— 
dern, ſich politiſch zu betätigen, es jet aber nicht wünfchenswert, daß dies 
in ſolcher Weije wie in den legten Jahren geichehe. Die Regierung habe 
fih im Intereſſe der Kirche daher jchon nad) den letzten Neihstagswahlen 
an die Kurie um Abhilfe gewendet und die Anwendung des Kirchengejeßes 
in Ausficht geftellt, aber ohne Erfolg. Nach den Landtagswahlen habe 
die Regierung ihre Schritte wiederholt, auch da3 Material über Einzel- 
fälle der Kurie mitgeteilt und die Strafverfolgung von Geiftlichen in ein- 
zelnen Fällen veranlaßt; fie hoffe, daß die Kirchenbehörde dem Amtsmiß- 
brauch doch noch fteuern werde. — Ein Antrag des Zentrums auf Aende— 
rung de3 badijchen Kirchengejehed wird, nachdem fich die Regierung da- 
gegen erflärt hat, gegen die Stimmen de3 Zentrums an eine Kommiffion 
verwiejen. — Ein Antrag der Sozialdemokraten auf Trennung von Kirche 
und Staat wird gegen die Stimmen der Sozialdemokraten und Demo— 
fraten abgelehnt. 


12. Juni. Reichstagswahl in Oberfchlefien. Polenfrage. 

Bei der Erjagwahl in Tarnowig-Beuthen erhält Redakteur Napie- 
ralifi (Pole) 28264 Stimmen, Muſchallik (3.) 8861, Bergrat Remy (deutjch- 
national) 7879, Wrbeiterjefretär Scholtyſſek (Soz.) 6903 Stimmen. 1903 
hatte ein BZentrumsfandidat in der Stihwahl mit 28500 Stimmen ge- 
ſiegt. — Die mittelparteilichen Blätter jehen im Abfall der polnischen 
Bergleute vom Zentrum einen Beweis, daß die Polenpolitif des Zentrums 
falſch jei; die Zentrumsprefje ſieht in der offiziellen Oftmarfpolitif die 
Urjache für die Zunahme des oberjchlefiichen Polentums. 


12.114. Juni. Württemberg.) Die Zweite Kammer über 


die Verfafjungsreform. 

Die Kammer beharrt entgegen den Beichhlüffen der Kammer der 
Standesherren mit 75 gegen 5 Stimmen auf der Zujagwahl von 17 Ab- 
geordneten auf dem Wege der VBerhältniswahl. Der hierzu eingebrachte 
Bentrumsantrag, die Berhältniswahl nicht im ganzen Lande, jondern nur 
in vier Kreifen de3 Landes vorzunehmen, wird mit 63 gegen 17 Stimmen 
abgelehnt. Im Namen der Regierung erklärt der Minifterpräfident, die 
Regierung gebe jchweren Herzens in der Frage der Zuſatzwahlen auf dem 
Wege der Berhältniswahl nad) und jie tue es nur unter Vorbehalt der 
Entjcheidung bezüglich der Frage der Landes- oder Kreisverhältniswahl, 
ſowie bezüglich der Zahl der Zufagabgeordneten. Das Recht des Königs 
zur Ernennung erbliher Mitglieder der Erften Kammer wird mit 60 
gegen 7 Stimmen bei 16 Stimmenthaltungen abgelehnt. Die Wahl von 
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8 Nittern ftatt 6 wird mit 59 gegen 26 Stimmen angenommen, des— 
leihen die Wahl von 8 Berufsvertretern ftatt 4 mit 58 gegen 26 Stimmen. 
Das Ernennungsreht der Krone für die Berufsvertreter wird mit 66 
gegen 19 Stimmen angenommen, beögleidhen das geforderte 25. Debens- 
ER für die Wahlberechtigten ftatt des 30. mit 62 gegen 22 Stimmen. 
Das Erfordernis des Wohnfiges der Standeöherren in Württemberg wird 
mit 63 gegen 10 Stimmen abgelehnt, und das Erfordernis des Wohn- 
figed im Reich mit 63 Stimmen bei 21 Stimmenthaltungen angenommen. 
Endlich wird der Erjten Kammer ein erweitertes Budgetrecht mit 59 gegen 
28 Stimmen bewilligt. — Das ganze Gejeg wird mit 64 gegen 23 Stimmen 
des Zentrums angenommen. 


15. Juni. (Preußiſches Herrenhau?.) Volksſchulvorlage, 
erjte Beratung. Generaldebatte; Berfafjungsfrage. 


Kultusminifter Studt: Am 28. Mai d. %. hat das Abgeordneten- 
haus mit überwiegender Mehrheit dem Gejegentwurf über die Unterhal- 
tung der Volksſchulen in einer Faſſung zugeftimmt, mit welcher die König- 
liche Staatöregierung fi) im allgemeinen einverftanden zu erklären in der 
Lage war. Es tritt nunmehr an dieſes hohe Haus die Aufgabe heran, 
fi darüber jchlüffig zu machen, ob der vorliegende Gejegentwurf in der 
Ihnen unterbreiteten Gejtalt eine geeignete Grundlage für die er 
Weiterentwidelung für das Volksſchulweſen und für das Volksſchulrecht 
bietet. Bei der außerordentlihen Bedeutung, melde diefe Materie be- 
anjprucht, halte ih es für ‚meine Pflicht, die Gefichtöpunfte darzulegen, 
von denen die Staatöregierung bei der Vorbereitung dieſes Gejegentwurfs 
vorgegangen ift. Am 3. November 1817 erging eine allerhöchite Kabinett3- 
order, durch melde das Minifterium der geiftlihen, Unterricht3- und 
Medizinalangelegenheiten errichtet wurde. Schon an demſelben Tage er- 
ging gleichzeitig ein allerhöchfter Erlaß, durch welchen eine Immediat— 
fommijjion eingejegt wurde, mit der Aufgabe auf einheitlicher Grundlage 
für den gejamten Umfang der Monarchie das Unterrichtsweſen zu ordnen 
und vor allen Dingen auch für die Volksſchule auf der Grundlage des 
Kommunalprinzips eine Neuordnung in Ausficht zu nehmen. Seit diejer 
Beit hat fih die Unterrichtsverwaltung ununterbrochen mit diefer mühe- 
vollen Aufgabe beichäftigt. E3 gelang zunädjft, nad) etwa 30 Jahren, 
abgejehen von Neuvorpommern, die Provinzialihulordnung für die neu- 
gebildete Provinz Preußen zuftande zu bringen. Weitere gejeglihde Maß— 
nahmen waren bisher nicht zu erreichen. Die Verfaſſung beftimmt in 
Artikel 25, daß die Mittel zur Errichtung und Unterhaltung der öffent- 
fihen Volksſchulen von den Gemeinden aufzubringen jeien. Alle Schul- 
gejegentwürfe, die feit der Verfaſſung aufgeftellt wurden, fußten darauf, 
aber trog jchwerer Kämpfe und Mühen gelang es nicht, einen ſolchen Ent- 
wurf zu verabichieden. Es Hinderte dabei, daß nad Art. 126 der Ver— 
fafjung wiederholt Verſuche gemacht wurden, ein einheitliches Unterricht3- 
gejeg für das gejamte Volksſchulweſen zuftande zu bringen, was aber bei 
dem großen Umfang der Materie und ihrer befonderen politifchen und 
finanziellen Schwierigfeit nit möglich) war. Nach diefer Erfahrung Hat 
ji) die Regierung entjchloffen, in Uebereinftimmung mit dem fogenannten 
Kompromißantrag des Abgeordnetenhaujes vom 13. Mai 1904 fi im 
vorliegenden Gejegentwurf lediglich auf die Materie der Schulunterhaltung 
zu bejchränfen und jonftige Fragen des Schulrechtes und der Schulverwal- 
tung nur joweit einzubeziehen, al3 fie mit der Schulunterhaltung im Zu— 
jammenhang jtehen, dab die Schulunterhaltung dringend der Regelung 
bedarf, darüber Herricht wohl in diefem Haufe fein Zweifel. Der Rechts— 
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zuftand auf dem Gebiete der Schulunterhaltung ift außerordentlich ver- 
jchieden und unficher, teilweije veraltet und ungerecht; fort und fort ent» 
ftehen neue Streitigfeiten und verftärfen die Mikftimmung über die Volks— 
jchullaften. Es wird damit ein willlommenes Agitationsmittel geboten, 
da3 auf dem platten Lande die Kreife, die zujammenftehen jollen, die 
Großgrundbefiger, die mittleren und die Heinen Beſitzer, gegeneinander 
verfeindet. Der Entwurf macht nach dem Grundjag der Berfafjung die 
politiijhen Gemeinden und die Gutöbezirfe zu Trägern der Volksſchul— 
laften. Es drängte fich dabei die frage auf, ob nicht befjer leiftungs- 
fähigere, breitere Körperjchaften zu Trägern der Laften zu machen jeien. 
Es war dabei an den Staat, an die Kreije oder an andere größere Ber- 
bände zu denken. Die Regierung hält aber an dem Grundjat der Ver- 
fafjung feft, zumal die politiſch außerordentlich jchwierige Frage der 
Staatsichule faum zu löſen fein würde. Sobald 100000 Lehrer und 
Zehrerinnen zu unmittelbaren Staatöbeamten gemacht würden, müßte auch 
ihre gejamte Stellung, aud ihre Stellung zur Kirche u. ſ. w., gejeglich 
geregelt werden; und das würde ohne tiefgehende Kämpfe unmöglic) * 
es würde aber auch bedenklich ſein, das Intereſſe der Nächſtbeteiligten an 
der Volksſchule ganz auszuſchalten. Die größeren Gemeinden haben Vor— 
treffliches für die Entwickelung der Volksſchule geleiſtet. Es würde nicht 
zur Förderung, ſondern zur Hemmung und nachteiligen Schabloniſierung 
der Volksſchule führen, wenn man das Intereſſe der örtlich Beteiligten 
ausſchlöſſe. Würden die Lehrer zu Staatsbeamten gemacht, ſo müßte auch 
eine einheitliche Regelung ihrer Gehälter erfolgen, wobei erhebliche finan— 
zielle Opfer und damit eine Belaſtung der Steuerzahler nicht zu umgehen 
wäre. Daher iſt nach Anſicht der Regierung die Idee der Staatsſchule 
undurchführbar; eine Löſung der Frage iſt vielmehr nur auf Grundlage 
der Verfaſſung zu finden, welche die Gemeinden zu Trägern der Schul— 
laſten macht. Daraus ergibt ſich die Notwendigkeit, auch die Gutsbezirke 
weiter zu Trägern der Volksſchullaſten zu machen und nur diejenigen 
beſonderen Beſtimmungen vorzuſehen, welche aus der Eigenart der Guts— 
bezirke folgen. Daß ſolche Maßnahmen in manchen Landesteilen — aller— 
dings nicht überall — eine Mehrbelaſtung der Gutsbeſitzer erfordern, 
unterliegt keinem Zweifel. Aufgabe der ergänzenden Staatsmittel iſt es, 
dafür zu ſorgen, daß dieſe Belaſtung nicht eine unzuläſſige Höhe erreicht. 
Bei den Beratungen im anderen Bar ift Hinfichtlich der ſchwierigen Frage 
der Unterverteilung der Schullaften auf die einzelnen Gutöbezirfe und 
Gemeinden in Gejamtjchulverbänden die Leiftungsfähigfeit berüdiichtigt, 
und deshalb jollen die Laften zur Hälfte nach der Zahl der Schulkinder, 
zur anderen Hälfte nad) dem Steuerjoll aufgebracht werden. Es ift ja 
jchwer, für einen folchen Berteilungsmaßftab eine einheitlich zutreffende 
Norm zu finden. Die Regierung glaubt aber, daß die Faſſung des 
anderen Haufe, wonach auch Abweichungen möglich find und eine andere 
Verteilung auf Antrag erfolgen kann, auch den Wünſchen diejes Haufes 
entſpricht. Es ergab ſich ferner die Notwendigkeit, da8 Vermögen der 
Sozietätsſchulen auf die bürgerlihen Gemeinden zu übertragen, wobei es 
fi allerdings um viele Millionen handelt. Was die Frage der fonfejfio- 
nellen Verhältnifje betrifft, jo wäre nad den Erklärungen der Parteien 
im anderen Haufe ein Verſuch, die Schulunterhaltung ohne Regelung der 
fonfefjfionellen Berhältnifje zu regeln, ausſichtslos geweſen. Deshalb Hat 
fi die Regierung mit den Beitimmungen des Kompromißantrages ein- 
verftanden erflärt. Dabei ift abfichtlich vermieden worden, die Ausdrüde 
„tonfejfionelle Schule” und „Simultanfchule” in das Gejeß aufzunehmen, 
da die Definition dieſer Begriffe nicht ausreichend feſtſteht. Durch die 
Europäifher Geſchichtskalender. XLVII. 9 
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Formulierung der Beftimmungen über den konfeſſionellen Unterricht ift die 
Faſſung des Geſetzes allerdings jchwerfälliger geworden, aber im Intereſſe 
der Sache war an diejer Formulierung feftzuhalten gegenüber den früheren 
Beitimmungen bezüglih der Leitung und Erteilung des Religiondunter- 
richte. Sch Hoffe, daß auch in diefem Haufe fich prinzipielle Grundjäge 
mit diefer Formulierung abfinden werden. Ueber eine Einjchränfung der 
Selbftverwaltung Hat im Lande Beunruhigung geherriht. Zu meiner 
Genugtuung ift ed im anderen Haufe gelungen, dieje Erregung zu be- 
ruhigen. Die Vorlage Hat in feinem Punkte, auch nicht bezüglich der 
Lehreranftellung, eine Einſchränkung der Rechte der Selbftverwaltung ge— 
bracht, fondern dieſe Rechte jogar mehrfach erweitert, namentlich der Vor— 
ihlag der Regierung bezüglich der ftädtifchen Schulverwaltung ift im 
mwejentlihen unverändert vom anderen Haufe angenommen. Die Bejorg- 
nis wegen Einjchränfung der Selbjtverwaltung hat ſich aber bei näherer 
Prüfung als unbegründet erwiejen. Ein Verſuch, das Grenzgebiet zwijchen 
der ftaatlihen und der ftädtiihen Schulverwaltung neu zu ordnen, hätte, 
zumal nach der Verfaſſung der Neligionsunterricht den Firchlichen Organen 
zuftehen joll, jchwere Kämpfe hervorgerufen, die da3 Buftandefommen des 
Gejeßes erjchwert hätten. E3 blieb daher nur übrig, die Regelung des 
Berhältniffes zwiſchen Staat und Stadt einer fünftigen Gejeggebung vor— 
zubehalten. Irgend eine Einjchränfung vorhandener ftädtiicher Rechte ift 
durchaus nicht beabfichtigt geweſen und auch nicht erfolgt. E3 Hat viel- 
mehr eine Erweiterung der jtädtiichen Rechte dahin ftattgefunden, daß die 
Beitimmungen über die Schuldeputation verallgemeinert und auch auf 
feine Städte ausgedehnt wurden. Dem Kompromißantrage entiprecdhend 
jollen ferner Vertreter der Kirche kraft des Geſetzes in die Schuldeputation 
eintreten. Da dies jchon in überwiegenden Landesteilen geltendes Recht 
ift, kann aud hier von einem Eingriff in die Selbftverwaltung nicht die 
Nede jein. Wegen der interfonfejjionellen Berhältnifje jollen bejondere 
Schulpflegeorgane in Form von fafultativen Schulkommiſſionen eingerichtet 
werden, jedoch werden dieje Fälle nicht Häufig jein. Bejondere Anfechtung 
hat der $ 58 (früher 40) betreff3 der Lehreranftellung erfahren. Dieje 
Frage wird jpäter ausführlich zu erörtern fein. Jetzt weiſe ich nur dar— 
auf Hin, daß in den Beichlüffen des Abgeordnetenhaufes eine erhebliche 
Einſchränkung des ftaatlihen Einflufjes in der Volksſchule liegt. Es wird 
nicht hinreichend berüdjichtigt, daß nach Artifel 24 der Verfaffung das 
Lehrerernennungsrecht ein Attribut der Staat3hoheit, ein Recht des Landes— 
herrn ift, wobei die Gemeindeorgane in gejeglicher Form mitwirken. Ueber 
die bejonder3 umftrittene Anftellung der Rektoren und Hauptlehrer ift im 
anderen Hauje eine Berftändigung erzielt, welche eine weitere Zurück— 
drängung des ftaatlichen Einflujjes verbietet und als eine geeignete Grund— 
lage für die Weiterentwidelung angejehen werden fann. In dem Entwurf 
ift endlich die Bereitjtellung erhöhter Staatsmittel ind Auge gefaßt; zur 
Ausgleihung der Verjchiebungen infolge diejes Geſetzes ſowie zur Bejeiti- 
gung etwaiger Härten jollen 5 Millionen Mark mehr bereitgeftellt werden, 
ferner ein laufender Betrag von 1.3 Millionen zur Erleichterung der 
Aufbringung der Baufondsanfammlungen; ferner trägt in Zukunft der 
Staat für Schulgemeinden bis zu fieben Schulftellen ein Drittel der Bau— 
foften, ſchätzungsweiſe insgefamt 4 bis 5 Millionen; außerdem ift zur 
Unterftüßung von Gemeinden mit weniger als 25 Sculftellen ein Mehr- 
betrag von 1 Million Mark vorgejehen; dazu kommen Unterftügungen 
jüdiiher Gemeinden, eine angemejjene Erhöhung de3 Staatsfonds für 
Bauten in leiſtungsſchwachen Gemeinden von etwa 3 Millionen, wofür 
aber die Summe noch nicht ganz feftiteht, jowie 3 Millionen Mark mehr 
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für die Erhöhung der Lehrergehälter und 4 Millionen für Schulbauten 
in Pojen und Weftpreußen, jo daß jich der gejamte Mehrbetrag für den 
Staat auf etwa 20 Millionen Marf beläuft. Durd) das vorliegende Gejeg, 
welches nach verjchiedenen Seiten von dem Staate Erhebliches verlangt, 
wird eine für dad Schulwejen gedeihliche — angebahnt. Die Frage 
einer Reviſion des Lehrerbeſoldungsgeſetzes und über die Schulpflicht, 
den Schulbeſuch und die Dezentraliſation harren noch einer befriedigenden 
umfaſſenden Löſung. Wir haben über 10000 einklaſſige Schulen, bei 
denen auf einen Lehrer mehr als 80 Kinder kommen, und eine ganze 
Anzahl von mehrklaſſigen Schulen, in denen auf einen Lehrer mehr als 
70 Kinder fallen, furzum eine Fülle von Aufgaben auf dem Gebiete der 
Schulverwaltung hängt von dem Zuftandeflommen der gegenwärtigen Vor— 
lage ab. Das Abgeordnetenhaus hat unter Verzicht auf zahlreiche Sonder- 
wünjche nach gegenfeitiger Verftändigung einer Vorlage zugeftimmt, welche 
bedeutjame Aufgaben nach jahrzehntelangen vergeblihen Mühen erfüllt Hat. 
Sch zweifle nicht, daß auch in diefem Hauje noch manche Bedenken zu 
bejeitigen fein werden; aber ich hege die freudige Zuverficht, da das 
Herrenhaus, getreu jeinen bewährten Traditionen, gern die Hand dazu 
bieten wird, dieſe überaus jchwierige, jedoch für das ganze Volksſchulweſen 
unentbehrliche Gejeggebung zu einem Abjchluß zu bringen, welche dem 
Schulmwejen eine einheitliche und fejte Grundlage fichert. 

v. Koscielsfi beantragt, die Vorlage von der Tagesordnung ab» 
zujeßen; da e3 eine Berfafjungsänderung darftelle, dürfe erjt nach vierzehn 
Tagen darüber beraten werden. Kultusminifter Dr. Studt: Die Praris 
habe jeit 25 Jahren ftet3 eine Einzelgejeßgebung zum Artifel 26 der Ver— 
fafjung zugelaffen. — Der Antrag wird nicht genügend unterftügt. — 
Frhr. v. Manteuffel wünſcht eine gründliche Kommiffionsberatung. Der 
Entwurf bringe zwar den Gutöbefigern erhebliche Laſten, aber dieje Be— 
denten müßten in den Hintergrund treten gegenüber den großen fonjer« 
bativen und religiöjen Sicherungen, die die Vorlage enthält. Im ein- 
zelnen werde manches zu verbejjern fein und das Abgeordnetenhaus werde 
mit ſich reden laſſen. Oberbürgermeifter Beder: Die Regierungsvorlage 
mit ihrer Beihränfung der GSelbftverwaltung fei zwar durch das Ab- 
geordnietenhaus verbefjert, aber die Reftorenanftellung ſei noch nicht befrie- 
Digend gelöft. Fürft v. Lichnowsky bedauert, daß nicht Oberfchlefien wie 
Poſen und Weftpreußen aus der Vorlage ausgenommen jei; dort würde 
die Vorlage nur dem Polentum zugute fommen. Kardinal Kopp: Die 
Anerkennung der Simultanfchule jei bedauerlich, aber da das Gejeß ein 
Friedensgejeg fein jolle, müßten alle Parteien bejondere Wünjche beijeite 
ftelen, um e3 nicht zu gefährden. Der Wunjch des Vorredners jei an- 
geficht3 der gemifchten Bevölkerung Oberfchlefiens unerfüllbar. Uebrigens 
jei die großpolnische Bewegung in Oberjchlefien nicht heimisch, jondern 
von außen hineingetragen, und zwar nicht durch Geiftliche, jondern durch 
den bürgerlichen Mittelftand. Am folgenden Tage verlangt Oberbürger- 
meifter Bender-Breslau analoge Behandlung des jüdischen Bekenntniſſes 
mit den riftlichen und Sicherjtellung der ftädtifchen Gelbftverwaltung. — 
Das Geſetz wird an eine Kommiſſion vermiejen. 


15. Juni. (Bayerifche Abgeordnetenfammer.) In einer 
Debatte über die Belämpfung der Schmußliteratur bedauert Mi— 
nifter des Innern Graf Feilibjch, daß die Bemühungen der Polizei 
häufig durch die Gerichte illuforifch gemacht würden. — Die Frage 


wird noch wiederholt behandelt. 
9* 
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17. Juni. (Bremen.) Debatte über die religionsloſe Schule. 


Die Schuldeputation der bremifchen Bürgerfchaft ſpricht ſich in 
einem Bericht an den Senat gegen die von den bremijchen Volksſchul— 
Iehrern angeregte Abſchaffung des Neligiondunterriht3 in den Schulen 
aus, da dies eine ſchwere Schädigung der Kinder ſowohl für die geiftige 
Bildung, als auch in erzieheriicher Hinficht zur Folge haben würde. Der 
Senat erklärt fi mit der in dem Bericht vertretenen Auffafjung ſowie 
mit der darin fundgegebenen Abficht einverftanden, baldigft eine Revifion 
der für den Religionsunterricht in den bremijchen Schulen geltenden Lehr⸗ 
pläne herbeizuführen, die ſich auch auf eine Prüfung der im Unterricht 
benutzten Lehrbücher zu erſtrecken haben wird. 


19. Juni. Gremerhaven.) Abreiſe zahlreicher Redakteure 
und Sournalijten nach England. (Vgl. Großbritannien.) 


19. Juni. (Cuxhaven.) Auf dem Feſtmahl des Nord— 
deutjchen Regattavereind erwidert der Kaifer auf die Anfprache 
des Bürgermeiſters Möndeberg-Hamburg: 

Mit Herzlihem Danke quittiere Ich die freundliche Begrüßung, die 
Mir ſoeben namens des Norddeutichen NRegattavereind zuteil geworden ift. 
Es ift Mir eine hohe Freude, daß wir und wieder zu diefem männlichen 
Tun haben zujammenfinden können. Wie jchon Efonftatiert worden ift, hat 
ji ja auf dem Waſſer das deutjche Vaterland entwidelt, daß man e3 nur 
mit Staunen vernimmt. Langſam folgt unjere Flotte den Riejenjchritten, 
mit denen die Handelöflotte vorausgeht. Zu ſolcher Entwidelung im Wett- 
bemwerb auf dem Meere, das die Ränder verbindet, ift als erftes aber not— 
wendig der Friede. Gott hat uns den Frieden erhalten, den Frieden in 
Ehren, den er und auch weiter jchenfen möge. Derjenige aber, der die 
größte Arbeit an diefem Friedenswerk geleitet hat, der erjte Ratgeber des 
Reiches, den wir alle in den vergangenen Wochen mit unſeren Segens— 
wůnſchen und Gebeten verfolgt haben, befindet ſich, wie Ich Ihnen zu 
Meiner Freude mitteilen kann und wovon Ich Mich geſtern perſönlich 
überzeugt habe, in vollſtem Wohlſein und beſter Geſundheit, und wird in 
der Lage ſein, wieder in vollem Umfange als Mein erſter Ratgeber im 
Lenken des Reiches zu wirken. Der Sport, den wir betreiben, hat auch 
einen ernſten Hintergrund, und das iſt das zweite, was zu unſerer Ent⸗ 
wickelung notwendig iſt, daß wir Männer, daß wir Charaktere haben und 
daß unſere Männer ſich bewußt ſind der Wichtigkeit der deutſchen Männ— 
lichkeit. Der deutſche Manneswert kann ſich bewähren auf verſchiedenen 
Gebieten, im Heere, im Zivildienſt, auf der Flotte, im Dienſt in den 
Einzelſtaaten, in den Gemeinden, aber am beſten wird er ausgebildet, am 
hellſten und klarſten wird unſeren Deutſchen das Auge gemacht, wenn ſie 
auf das Salzwaſſer kommen. Daher begrüße Sch in jedem von Ihnen 
einen Meiner Mitfämpfer und Mitarbeiter an dem Werk, unfere deutſchen 
Männer zu erziehen, damit fie in der Lage find, mit offenem Blid ihr 
ganzes Sinnen und Trachten in den Dienjt des Vaterlandes zu ftellen. 
Daß unjerem Baterlande eine jolche jchöne Entwidelung bejchieden jein 
möge, daß unjer Segeljport grünen und blühen möge, daß Sie ein fröh- 
liche8 und Tuftiges Segeln auch in diefem Jahre haben mögen, darauf leere 
Ich Mein Glas. Es leben die Segler! Hurra, hurra, hurral 


21. Juni. (Braunfchweig.) Der Landtag genehmigt den 
Lotterievertrag mit Preußen. Danach Hört die Lotterie 1908 auf. 
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22. Juni. Disziplin in der ſüdweſtafrikaniſchen Schußtruppe. 

Der „Vorwärts“ bringt Aufſehen erregende Berichte über grobe 
Ausfchreitungen und Harte Sriegsgerichtäurteile in Südweſtafrika. Die 
„Rorddeutiche Allgemeine Zeitung“ Nehreibt dazu: „Die telegraphiichen Er- 
mittelungen, welde auf Grund der ‚Borwärt3‘-Meldungen über ernite 
Fälle von Meuterei in der Schußtruppe von Sübmweftafrifa bei dem Kom- 
mando der Schußtruppe angeftellt wurden, ergaben folgendes: 1. Seit 
Beginn des Aufftandes find Fälle tätlichen Vergreifens an Offizieren nicht 
vorgefommen; 2. für den Norden, nördlich der Linie Obabis-Windhuf 
urteilte das Gericht zwei Fälle von Aufruhr bezw. Meuterei von Mann- 
Ihaften gegen Offiziere ab. In einem Falle handelt es fich um jchwere 
Ausichreitungen von Leuten der 5. Transportlolonne der 3. Kolonnen- 
abteilung. In einer Schlägerei mit einem Manne der Stationsbefagung 
von Kapsfarm bei Windhuf, in deren Verlauf ein Mann fo ſchwer ver- 
legt wurde, daß er an den Folgen der Berlegungen ftarb, verjuchte der 
berbeigerufene Wachtmeifter, die Leute zur Vernunft zu bringen, und holte, 
da die Leute feiner Aufforderung, auseinanderzugehen, nicht nachkamen, 
eine PBatrouille zum Tatorte. Als die Leute angeficht3 der Patrouille 
dem Befehl, zur Kolonne zu gehen, nicht nachfamen, ließ der Wachtmeifter 
die Schuldigen feftnehmen und abführen. An dem Wachtmeifter und dem 
die Patrouille befehligenden Unteroffizier vergriff ſich feiner der Leute. 
Sn dieſem Falle wurden verurteilt zwei Leute wegen ſchwerer Klörper- 
verlegung und wegen militärischen Aufruhr im Felde zum Tode, zwei 
Zeute wegen militärifchen Aufruhr im Felde zu zwei Jahren Gefängnis 
und ein Mann wegen gefährlicher Körperverlegung zu zwei Monaten Ge- 
fängnid. Der Mann, welcher dem Reiter die tödlichen Verlegungen bei- 
gebracht Hatte, ift freigeſprochen worden, da er in Notwehr gehandelt Hatte. 
Die Todesftrafe ift noch nicht vollzogen worden, weil die Richter des 
Kriegsgerichts von der Allerhöcften Gnade die Ummandlung der Todes- 
ftrafe in eine angemefjene Freiheitsftrafe erbaten. — In dem zweiten 
Falle find nach den telegraphijchen Meldungen des Kommandos wegen 
Aufrubrs und Meuterei drei Leute zum Tode und vier zu längerer Ge- 
fängniöftrafe verurteilt worden. Einzelheiten find eingefordert, aber noch 
nicht eingegangen. 3. Bezüglich der im Süden von den zuftändigen Ge— 
richten ergangenen Urteile ftehen Meldungen noch aus. Die ergangenen 
Meldungen fommen von amtlicher Stelle erft bei Ueberführung der Ver— 
urteilten in die Heimat zwecks GStrafvollftredung zur Kenntnis. Seit 
Beginn des Aufftandes find 57 Militärftrafgefangene, einjchließlich 11 mit 
dem nächſten Heimtransporte angemeldeten Strafgefangenen, unter denen 
wahrſcheinlich auch die im zweiten oben angeführten Falle Verurteilten 
fich befinden, nad) Deutichland zum Strafvollzug übergeführt worden. Die 
Bahl kann bei der Stärfe der Schußtruppe (jet 15000, im ganzen ein- 
ſchließlich der Heimgefehrten 19000) und bei der Dauer des Feldzuges 
feine Hinfichtlih der Disziplin beforgniserregende genannt werden. Die 
Höhe der Strafe findet eine Erflärung in der Schwere der Kriegsgeſetze.“ 


22. Juni. (Reihatagswahl.) Bei der Erjaßwahl in 
Hannover-Linden erhält Brey (Soz.) 31803, Fink (nl.) 16865. 
dv. Dannenberg (Welfe) 11033, Erzberger (3.) 2412, Holzgreefe 
(Bd. d. L.) 182 Stimmen. 

23. Juni. Württemberg.) Die Regierung überreicht dem 
Landtag eine Denkjchrift über die Perfonentarifreform. 
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Danach beabjichtigt die Regierung, wenn nicht befondere unvor— 
hergejehene Umſtände eintreten, bei der für den 1. April oder 1. Mai 1907 
geplanten Einführung der Tarifreform die meiften bisherigen Ausnahme- 
tarife, vor allem die Rüdfahrfartenermäßigung und die Landesfahrfarten 
aufzuheben. Was die Einführung einer von der Fahrfartenfteuer befreiten 
2 Mennig- Maffe betrifft, jo hat die Regierung zunächſt geprüft, ob eine 
unbefchränfte Herabjegung des Saßes der 3. Klaſſe auf 2 Pfennig möglich 
jei. Sie erachtet aber eine jolche Preisermäßigung aus finanziellen Gründen 
für völlig ausgeichloffen. Im übrigen glaubt die Regierung, daß die Ein- 
führung der 4. Klaſſe dem bayerifchen und badijchen Projekt, den Yahr- 
preis der 3. Klaſſe bei Perfonenzügen auf 2 Pfennig zu ermäßigen, vor- 
zuziehen jei. Bor allem ſei fonft der Preisunterjchied zwiſchen der 2. und 
3. Klafje zu groß, und da auch der Einnahmeausfall für die Verwaltung 
viel höher fei als im Falle der Einführung der 4. Klaſſe, jo glaubt die 
Regierung angeficht3 der jchwerwiegenden Bedenken gegen das bayerijch- 
badiſche Tarifprojeft davon abjehen zu jollen, diejes Syſtem anzunehmen, 
vielmehr beabjichtigt fie, ungeachtet der Unmwahrjcheinlichfeit des Zuftande- 
kommens der Betriebsmittelgemeinshaft in dem urjprünglic) geplanten 
Umfang und troß des abweichenden Vorgehens der beiden Nachbarverwal— 
tungen, die 4. Klaſſe einzuführen. Für die erfte Zeit ſoll der Bedarf durch 
Verwendung alter Wagen 3. Klaſſe, die durch neue befjer ausgejtattete er- 
jeßt werden jollen, gededt werden. Später jollen befondere Wagen 4. Klaſſe 
angejchafft werden. Demgemäß ergeben ſich für die mwürttembergiichen 
Staat3bahnen folgende Filometrische Grundtaren: 1. Klaſſe 7à (bisher 80), 
2. Klaſſe 4.5 $ (bisher 5.3 A), 3. Klaſſe 3 a (bisher 3.4 .), 4. Klafje 2 9. 
Der Schnellzugszujchlag bisher 1.1 9 pro Kilometer, joll betragen für 1 
5i3 75 Kilometer 1. und 2. Klaſſe 0.50 4, 3. Klafje 0.25 M, für 76 bis 
150 Kilometer 1. und 2. Klafje 1.4, 3. Klafje 0.50 4, für über 150 Kilo- 
meter 1. und 2. Klaſſe 2.4, 3. Klafje 1A Bei den zufammenftellbaren 
Fahrſcheinheften joll bei diejen Fahrjcheinen ein Eilometrifcher Zujchlag für 
die Schnellzüge gemacht werden. („Allg. Btg.“) 

27. Juni. Württemberg.) Die Erjte Kammer genehmigt 
einen Kommiſſionsbericht über die Verfafjungsfrage. 


Danach verzichtet die Kammer auf die Möglichkeit der Ernennung 
weiterer erblicher Mitglieder, beantragt aber: „Inſoweit als ftandesherr- 
liche Landftandichaftsrechte wegfallen, erhöht fich entjprechend die Höchſtzahl 
der nad) $ 129 Ziff. 3 von dem König auf Lebenszeit zu ernennenden 
Mitglieder.” In der Auswahl fol der König dabei unbefchränft fein. 
Mit der Verjegung von 8 Rittern in die Erfte Kammer ift die Kommiſſion 
einverftanden. Der Erhöhung der Zahl der berufsftändifchen Vertreter 
auf 8 jtimmt die Kommiffion nicht zu. Sie beantragt daher: „2 Ver— 
treter des Handel3 und der Induſtrie, 2 Vertreter der Landwirtichaft und 
1 Vertreter des Handwerks” (legterer war in den bisherigen Beſchlüſſen der 
Erjten Kammer nicht enthalten). Bezüglich der Zufagwahl von 17 Proporz- 
abgeordneten in die Abgeordnnetenfammer ftimmt die Kommiffion dem Be- 
Ihluß des anderen Hauſes mit der Aenderung zu, daß die 17 Abgeord- 
neten in zwei Landeswahlfreifen gewählt werden, von denen der erfte den 
Nedarkreis und den Schwarzmwaldfreis umfaßt und 10 Abgeordnete wählt 
und der zweite den Sagfttreis und den Donaufreis umfaßt und 7 Ab- 
geordnete wählt. Mit der Feſtſetzung des paifiven Wahlreht3 auf das 
25. Lebensjahr ift die Kommilfion nunmehr einverftanden. Auch mit dem 
Beſchluß der Abgeordnietenfammer, den Wohnfig im Deutichen Reich für 
fämtliche Mitglieder der beiden Kammern zu verlangen, ift die Mehrheit 
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der Kommijfion einverftanden. Bezüglich des Budgetrecht3 beantragt die 
Kommiffion, folgenden Teil des Bejchlufjed der Abgeordnetenfammer ab- 
zulehnen: „Die Erhebung einer ſolchen Steuer für eine Finanzperiode 
fann jedoch vom 1. April 1911 ab ohne Zuftimmung der Erften Kammer 
unterbleiben, wenn auch ohne diefe Steuer und ohne Heranziehung anderer 
Steuern zu einem Höheren Steuerjag, als in dem leßtvorangegangenen 
Etat3jahr, für den Staatöbedarf bei Zugrundelegung der von der Regierung 
im Entwurf des Hauptfinanzetat3 vorgejchlagenen Erträge des Kammer- 
gut3 und der einzelnen Steuern volle Dedung vorhanden ift.” Dagegen 
ſoll ausgejprochen werden: „Die Beltimmung des 8 181 Abi. 1 Ziff. 2 
legter Sag der Berfafjungsurfunde findet aut den Einheitsſatz der Ein- 
fommenfteuer entjprechende Anwendung; Hierdurch wird der Art. 19 Abf. 2 
des Einfommenfteuergejeged vom 8. Auguſt 1903 abgeändert.“ Durch dieje 
Anträge find nunmehr die Differenzen zwijchen beiden Kammern in vielen 
Punkten beigelegt worden, dagegen bejteht nach wie vor die Hauptdifferenz 
in der Budgetfrage. 

27. Juni. Reichsſtagswahl.) Bei der Erjaßwahl in 
Altena=Fjerlohn erhält Haberland (Soz.) 10546, Klode (3.) 7734, 
Müller (fr. Bp.) 7686, Haarmann (nl.) 6552, Rüffer (chrijtl.joz.) 
1637 Stimmen. In der Stihwahl am 10. Juli erhält Haber- 
land 15884, Klocke 14068 Stimmen. 

Juni. Indiskretionen in der Kolonialabteilung über den 
Hall Puttkamer. 

Die „Freiſinnige Zeitung“ berichtet: „Geheimrat Noje hat in dem 
Bericht an den NReichäfanzler, der au8 Norderney — wohl mit Bezug auf 
die Erwähnung des Falles PButtlamer in der legten Neichstagsfigung — 
unvermutet angefragt hatte, wie es mit diejer Sache jtehe, das Folgende 
ausgeführt: Es jei bisher nicht nachgewiejen, daß Herr v. Puttfamer den 
Paß abſichtlich unrichtig ausgeftellt Habe; aus der Unterfuchung gehe nur 
die Gutgläubigfeit hervor. Weiter wird gejagt, nach einem Bericht des 
Gouvernements jei Herrn dv. Puttkamer laut anliegender Nachweiſung ledig- 
lich ein Baßformular mit dem Stempel des Gouvernements zugeftellt worden. 
Gegen Herrn v. Buttlamer dürfte ein Disziplinarverfahren nicht einzuleiten 
jein, da es nicht im öffentlichen nterefje liege und es Herr v. Puttfamer 
felbjt nicht für erwünjcht halte. Indeſſen müfje feine Hinausjendung unter- 
bleiben, da er anjcheinend die Efjerjche Gejellichaft zu ſehr begünftigt habe. 
Schließlich wird in dem Bericht mitgeteilt, e3 jei Herrn v. Puttkamer nahe 
gelegt worden, jein Entlafjungsgefud einzureichen. Dieſes Geſuch fei ein- 
gegangen und es jolle ihm entjprochen werden unter Zubilligung der Penſion.“ 

Die „Norddeutihe Allgemeine Zeitung“ fchreibt dazu (22. Suni): 
„Um die Behauptung zu fügen, daß ein Disziplinarverfahren gegen den 
Gouverneur v. Puttkamer unterbleibe, ‚weil Herr v. Puttfamer ſelbſt die 
Einleitung des Verfahrens al3 nicht angebracht bezeichnet habe‘, war von 
der ‚Germania‘ auf einen von dem Geh. Legationsrat Roſe entworfenen 
Bericht der Kolonialabteilung an den Neichäfanzler Bezug genommen 
worden. Die ‚Sreijinnige Zeitung‘ brachte darauf einen Artikel, in dem 
der Inhalt jenes Berichts ‚jizziert‘ war. Es ift richtig, daß der Neichs- 
fanzler in einem Schreiben vom 26. Mai die Kolonialabteilung um eine 
Darlegung der Angelegenheit des Gouverneurs vd. Puttkamer erfucht hat 
und daß ihm darauf ein von dem Geh. Legationsrat Roſe am 30. Mai 
verfaßter Bericht vorgelegt worden ift. Was nun die Wiedergabe feines 


136 Pas Deutfhe Reich uud feine einzelnen Glieder. (Juni 29. Ende.) 


Snhalt3 in der ‚Freifinnigen Zeitung‘ betrifft, jo bemerfen wir zunächit, 
daß ein von der ‚Freifinnigen Zeitung‘ und der ‚Germania‘ al3 bejonders 
auffällig behandelter Sag in dem Originale nicht enthalten ift, der Saß 
nämlih: ‚Nach einem Berichte des Gouvernements ſei Herrn von Putt- 
famer laut anliegender Nachweiſung lediglih ein Neifepaßformular mit 
dem Stempel des Gouvernements zugeftellt worden.‘ Diejer Sa findet 
ſich jedoh — nicht wörtlich, aber inhaltlich — in einem am 31. Mai, aljo 
erft nad Abfafjung der Aufzeichnung für den Reichskanzler eingegangenen 
Bericht des Gouvernement3 in Buea. Abgejehen von diefem aus einem 
anderen Berichte entnommenen Zufage treffen die Angaben der ‚Frei- 
finnigen Beitung‘ über den Inhalt des für den Reichskanzler beftinnmten 
Beriht3 der Kolonialabteilung im weſentlichen zu. Wir ftehen alfo vor 
der Tatjache, daß ein feiner Natur nach geheimer und von den zuftändigen 
Reichsbeamten als geheim behandelter Bericht feinem a nat nad) 
und ferner eine amtliche Mitteilung aus einem anderen Aktenſtück mehreren 
Blättern zugänglih gemacht und von ihnen veröffentlicht worden find. 
Nah Lage der Umſtände kann dies nur durch ſchwere Verlegung der 
Amtsverjchwiegenheit gejchehen fein. Schon frühere Vorkommniſſe haben 
den Eindrud Hinterlaffen, daß Beamte der Kolonialabteilung grobe Ver— 
trauensbrüche begehen. Gegen ein jolch inneres Uebel einer deutichen Be- 
hörde muß mit aller Schärfe vorgegangen werden. Auf Antrag des Leiters 
der Kolonialabteilung Hat der Reichskanzler beftimmt, daß die Sache der 
Königlichen Staatsanwaltjchaft zur weiteren Ermittelung und Verfolgung 
der pflichtvergefjenen Beamten übergeben werde. Sollte diefer Weg nicht 
zum Biele führen, jo wird eine Erneuerung des Beamtenförper3 der 
Kolonialabteilung ind Auge zu faſſen fein. Zur Aufllärung der gegen 
den Gouverneur dv. Puttlamer erhobenen Vorwürfe hat Diejer jelbjt die 
Einleitung einer Disziplinarunterfuhung gegen ſich beantragt.” 

Durch die Staatsanwaltichaft werden jogleich in der Redaktion der 
„Breifinnigen Zeitung“ und „Germania“ Hausfuchungen vorgenommen. 
Die Unterfuchung gegen zwei Beamte des Auswärtigen Amts beginnt jofort. 


29. Juni. (Berlin) Landtagsabgeordneter Dr. Kropatſcheck, 
1883 Redakteur, jeit 1895 Chefredakteur der „Kreuzzeitung“, 
59 Jahre alt, f. 

29. Juni. (BPreußen.) Der Oberpräfident der Provinz 
Sachſen, dv. Bötticher, nimmt feinen Abjchied. Sein Nachfolger 
wird der Oberpräfident von Schleswig-Holftein Frhr. dv. Wilmowski, 
DOberpräfident von Schleswig-Holftein wird Regierungspräfident 
v. Dewitz. 

Ende Juni. Württemberg.) Der Miniſter des Auswär— 
tigen und Königlichen Haufes Frhr. dv. Soden tritt zurüd. Gein 
Nachfolger wird Kultusminifter v. Weizjäder, Kultusminifter wird 
Staatdrat dv. Fleifchhauer. 

Ende Juni. Diskuſſion über finanzielle Unregelmäßigfeiten 
im Kolonialamt. 


Das „Deutiche Volksblatt” bringt Angriffe auf die Gefhäftsführung 
der Kolonialabteilung: „1. Die gejamte Seeverfiherung wurde von der 
Kolonialabteilung als Monopol der Transatlantiichen Berficherungsgeiell- 
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ihaft übertragen, trogdem leiftungsfähigere Gejellichaften niederere Angebote 
madten. Eine Ausjchreibung habe lange nicht ftattgefunden, aud als 
endlich eine joldhe auf Drängen über Berficherungen des jchwimmenden 
Material erging, habe man ohne Rüdjiht auf vorteilhaftere Dfferten 
jtet3 die Monopolfirma beauftragt. Auf dieje Weije jeien große Summen 
von Reichgeldern verausgabt worden, weil die bevorzugte Firma Söhne 
maßgebender Herren der Kolonialabteilung bejchäftige! 2. Der Kolonial- 
beamte Hofrat Teich bezog fünf Jahre lang eine penjionsfähige Zulage 
von 600 Mark, die laut Etat mit einer Tätigkeit verfnüpft wird, die der 
betreffende Beamte jchon jeit fünf Jahren tatfächlich nicht mehr ausübt. 
‚Hofrat Teich Hat aljo mit Willen des Perjonalreferenten v. König und 
des Finanzreferenten Dr. Sei eine ungejegliche Zulage bezogen und faljche 
Duittungen ausgeftellt.‘ 3. Ein Verwandter des Geheimrat3 v. König, 
Oberſt led, wurde im Kolonialamt angeftellt und follte ein Gehalt von 
4000 Mark erhalten; da jedoch Gehalt und Penfion zuſammen das Dienft- 
einfommen eines aftiven Oberften überjchritten hätte, wären die gejeglichen 
Kürzungsbeftimmungen in Kraft getreten, wonach da3 Einkommen auf 
dasjenige eined Oberſten im Dienjt zu reduzieren gemwejen wäre Dies 
wußte man nun dadurch jchlau zu verhindern, daß man das Gehalt in 
zwei Teile zerlegte und den einen als ‚Dienjtaufwandsentichädigung‘ be— 
zeichnete, die natürlich für die Kürzungsbeftimmungen nicht in Rechnung 
gezogen wird. Dieje Tatjache, daß der betreffende Oberjt unter Umgehung 
der gejeglichen Beftimmungen finanziert wurde, Fonnte in der Budget- 
fommijjion vom Regierungsvertreter nicht in Abrede gezogen werden.“ 
Die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung” jchreibt am 28. Juni hierzu: 
„ti. Die Kolonialabteilung hat am 30. Dezember 1895 mit der Trans- 
atlantijchen Güterverficherungsgejellihaft in Berlin einen allgemeinen See- 
verjicherungsvertrag abgeſchloſſen, der jeweils am 1. September zum 31. De- 
zember kündbar if. Mit Rüdficht auf die Höhe des Riſikos bei den Ver— 
ſchiffungen anläßlich des jüdweftafrifaniichen Aufjtandes wurde der Vertrag 
für die Zeit vom 1. Juli bis 31. Dezeniber 1906 erweitert; er wird jeweils 
auf ein weitere Jahr verlängert, jofern er nicht vier Monate vorher ge- 
fündigt wird. Die Prämie beträgt im allgemeinen 6 pro Mille. An 
diejer Berficherung find neben der Transatlantiichen Güterverjiherungs- 
gejellichaft beteiligt die Norddeutiche Verſicherungsgeſellſchaft mit 25 Prozent, 
die Oberrheinifche Berficherungsgejellichaft in Mannheim und die Deutjche 
Transportverficherungsgejellihaft in Berlin mit je 10 Prozent und Die 
Mannheimer Berfiherungsgejelihaft in Mannheim mit 5 Prozent der 
Police. Eine Reihe anderer Gejellichaften Iehnten die Aufforderung zur 
Teilnahme ab. Die Kolonialabteilung legte Wert darauf, daß die Ab— 
widelung der Gejchäfte in den Händen der Transatlantiichen Gejellichaft 
blieb, weil dieje jeit Jahren bei der in den Schußgebieten bejonders jchwie- 
rigen Erledigung der Erſatzanſprüche ſich ftet3 entgegenfommend zeigte. 
Daß ein Sohn des Geheimen Hofrat? Krüger bei der Kölner Agentur 
jener Gejellihaft tätig ift, hatte auf den Abſchluß des Vertrags nicht den 
mindeften Einfluß. Die Verjiherung der Gouvernementsdampfer und der 
eg Pferde erfolgte jeweils bejonderd. 2. Die penfionsfähige 
ulage von 600 Mark wurde dem Hofrat Teich belajien, weil von der 
Anſicht ausgegangen wurde, daß einem etat3mäßigen Beamten eine einmal 
gewährte Zulage, die im Etat ausdrüdlich ald penfionsfähig bezeichnet ift, 
nur mit jeiner Zuftimmung oder bei Uebertragung einer anderen etats- 
mäßigen Stelle entzogen werden kann. Teich befindet ſich aber heute noch 
wie jeinerzeit als Kalkulatorvorftand in der etatsmäßigen Stelle eines 
Erpedienten. Bon der Ausftellung falſcher Duittungen kann nicht die Rede 
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jein. Die Angelegenheit ift bereit3 in der Budgetfommilfion am 22. März 
eingehend behandelt worden. 3. Zu dem Fall des Oberſten a.D. led wieder- 
holt die „Nordd. Allg. Zeitg.“ die Erklärung ded Vertreters der Kolonial- 
verwaltung in der Budgetkommiſſion des Reichdtagd vom 10. Mai 1896 
und fagt, diefer Erflärung ift nicht3 hinzuzufügen. Das Blatt fährt fort: 
es wird bemerkt, daß bei der Verfügung, durch welche die Dienftaufwands- 
entichädigung des Oberften led bewilligt wurde, Geheimer Legationsrat 
v. König nicht mitgewirkt hat. Geheimer Legationsrat v. König ift mit 
dem Oberften Fled injofern verwandt, als feine Großmutter eine Halb- 
ſchweſter des Baters des Oberſten Fled war. Geheimer Legationsrat Seitz 
ift in die Kolonialabteilung erjt eingetreten, nachdem Oberſt led bereits 
aufgenommen und defjen Bezüge geregelt waren. In das Finanzreferat 
der Kolonialabteilung ift Geheimrat Seitz erſt Ende Dftober 1901 über- 
etreten, alfo erft nach dem Zeitpunkt, zu welchem Hofrat Teich die Ge- 
häfte eines Kalfulatorvorftandes abgegeben und im Finanzreferat Ver— 
wendung gefunden Hatte. 

Juni. Juli. Auguft. Sozialdemokratie und Gewerkjchaften; 
Maſſenſtreik. 

Das Organ der radikalen Freien Vereinigung deutſcher Gewerk— 
ſchaften, die „Einigkeit“, veröffentlicht Mitteilungen aus dem Protokoll 
einer im Februar d. J. abgehaltenen Konferenz ſozialdemokratiſcher Partei— 
führer und der Generalkommiſſion der freien Gewerkſchaften. Danach ſoll 
Abg. Bebel folgende Abmachungen über den Generalſtreik durchgeſetzt 
haben: 1. Der Parteivorſtand hat nicht die Abſicht, den politiſchen Maſſen— 
jtreif zu propagieren, ſondern wird, ſoweit es ihm möglich ift, einen ſolchen 
zu verhindern juchen. 2. Wenn dennoch ein folder Streik ausbrechen 
jollte, jo müßte derjelbe von der Partei geführt werden und die Gewerk— 
ihaften hätten fich offiziell nicht daran zu beteiligen. 3. Für den Fall 
eines ſolchen Streif3 follten die Gewerkſchaften diejer Bewegung nicht in 
den Rüden fallen. 4. Ebenjo dürfte die Gemwerkichaftsprejje in dieſem 
Talle nicht gegen die Bewegung wirken. 5. Die Unterftügung der Strei- 
fenden und die Koften für die Folgen eines ſolchen Streil3 zu tragen, 
müfje Aufgabe der Partei fein. Die Mittel müßten unter Mitwirkung 
aller Genojjen eventuell durch allgemeine Sammlungen aufgebracht werden. 
6. Wenn Ausfperrungen und Streiks ald Folgen diejes Streiks zurüd- 
bleiben jollten, jo wäre zu empfehlen, daß die Gewerkſchaften für Die 
Unterftügung eintreten. 

Da auf dem WBarteitage in Sena (1905 ©. 117) Abg. Bebel den 
Mafjenftreif für ein wirkſames Kampfmittel erklärt Hatte, jo fieht Die 
„Einigkeit“ hierin eine Sinnesänderung: „Entweder ift aljo die deutjche 
Urbeiterfchaft auf dem Jenaer Parteitag jchon getäufcht worden oder die 
Macht der Generalkommiſſion, fußend auf dem Kölner Gewerkſchaftskongreß— 
beichluß, betreffend den Mafjenftreif, ift jo groß, daß nachträglich Partei- 
beſchlüſſe illuſoriſch gemacht und die deutichen Arbeiter düpiert werden 
können.“ (Ende Juni. 

Ubg. Bebel beftreitet die Nichtigkeit diefer Mitteilungen, die 
Generalkommiſſion erklärt fie für richtig. Nach längerer Diskuſſion in 
der Deffentlichkeit veröffentlicht der „Worwärts” auf Beichluß des Partei- 
vorftandes einen Teil des vertraulichen Protokolls, obwohl ſich die General- 
fommiljion dagegen erklärt (Anfang Auguft): Danach berichtete über eine 
Vorbeſprechung zwiichen Barteivorftand und Generallommiffion der Vor— 
jigende der Generalkommiſſion, Abg. Legien: Es wurde ausdrücklich fet- 
gejtellt, daß dieſe Verhandlungen feine verbindliche Form haben follten, 
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denn es wurde eigentlich nicht verhandelt zwiſchen Generalkommiſſion und 
Parteivorftand, jondern ed wurde nur die perjönliche Meinung der an 
diefer Sigung Beteiligten zum Ausdrud gebracht. Wir haben diefe Form 
der Verhandlung erde weil wir dem Parteivorftand, als die Frage 
geitellt wurde, erklärten: Für uns ift nicht die Nejolution des Parteitages 
in Jena, jondern die Rejolution von Köln maßgebend, da find die Grund— 
jäge, die wir in bezug auf die Frage zu vertreten haben, niedergelegt. 
Wir haben, al3 die Einladung des Parteivorftandes fam, in der General- 
fommiffion über die Frage gar nicht weiter diskutiert, weil für uns durch 
den Kölner Beſchluß die Grundjäße feftgelegt waren. Wir erflärten dem 
Parteivorftand aljo, daß das unfere Auffaflung if. Es wurde dann ge- 
jagt: Schön, dann wollen wir einmal nur allgemein diskutieren, und 
wollen das, was ji) aus diejer allgemeinen Diskuffion ald Fazit ziehen 
läßt, beiden Körperjchaften vorlegen. Ihr von der Generaltommijfion legt 
die grundlegenden Gedanfen der Konferenz der — — vor, wir 
werden unſererſeits darüber im Parteivorſtande beraten, und ſpäter kann 
dann eine neue Zuſammenkunft und eine nähere Beſprechung ſtattfinden. — 
Ueber die Stellungnahme und Vorſchläge des Abg. Bebel berichtete im 
Anſchluß hieran Silberſchmidt: Nach einer eingehenden Diskuſſion, in 
der beide Teile ihre Anſichten ausſprachen, erklärte Bebel, daß er ſich die 
Sache ſo vorſtelle, daß die Partei ebenfalls alle Urſache habe, den poli— 
tiſchen Maſſenſtreik, wenn irgend möglich, zu verhindern. In Deutſchland 
lägen die Verhältniſſe ſo, und beſonders in Preußen — letzteres ſei ein 
ganz beſonderer Staat, wie er in der Welt kaum wieder vorkäme —, daß 
eine glückliche Löſung des politiſchen Maſſenſtreikes nicht gut möglich ſei. 
(Hört, hört!) Es ſei daher der Parteivorſtand auch ſchon in der legten 
Beit allen derartigen Verjuchen, einen Streif in Szene zu ſetzen, entgegen- 
getreten (Erneutes Hört, hört!), jo in Sachſen, ebenfo in Hamburg und 
Preußen, von wo beftimmte Vorjchläge kamen, und insbejondere in Berlin. 
Es ſei Auffafjung des Barteivorjtandes, daß nad Möglichkeit der In— 
jzenierung eine3 politiſchen Mafjenftreifes entgegenzumirfen jei. Sollte 
aber aus irgend einem Grunde plößlich dennod ein Streit ausbrechen 
oder nicht zu verhindern fein, dann jege er voraus, daß fich die Gewerf- 
ſchaften an einem ſolchen politiſchen Mafjenftreif offiziell nicht beteiligen 
(Hört, Hört!), fondern daß er Sache der Partei bleibe, daß aljo die Partei 
den politiihen Mafjenftreif zu führen habe; jelbitverftändlid dürften ihr 
die Gewerfichaftögenofjen nicht Hindernd in den Weg treten, das heißt, e3 
dürfte nicht offiziell dagegen Stellung genommen werden, jondern die Ge- 
nofjen müßten, wie e3 die Taktif und die Disziplin erfordere, für die 
glüdlihe Durhführung eines ſolchen Streifes wirken. Weiter jege er 
voraus, daß, fall3 der Streit unvermeidlich jein follte, aus Gründen, die 
aus den gegebenen Berhältniffen herauswachſen, auch die gemwerkichaftliche 
Preſſe nicht entgegenwirft. Später haben wir dieje Frage Hargeftellt und 
gefragt, ob die Meinung vorhanden jei, daß die gewerkfichaftliche Preſſe 
vor dem vielleicht ausbrechenden politiihen Mafjenftreif ihre freie Anficht 
nicht äußern dürfe. Es wurde geantwortet, daß jowohl die Gewerkſchafts— 
preſſe als auch die Parteiprejje vollftändig frei jeien und lediglich aus 
Gründen der Disziplin im Augenblid des Ausbruces und während des 
Kampfes nicht dagegen Stellung nehmen follen. Weiter geht die Anficht 
von Bebel dahin, daß, falls ein jolcher Streif ausbricht, feine Unterftügun 

und jeine Folgen lediglich Sache der Bartei fein follen. (Zuftimmung.) Das 
dabei nicht nad) den Sägen der Gewerkichaft Unterftügung gezahlt werden 
fönne, ſei ganz jelbjtverftändlich, e8 müjje nacdı Maßgabe der vorhandenen oder 
durch Sammlung aufgebrachten Mittel die Unterftügungsfrage geregelt werden. 
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Anfang Juli. (Bayern.) Finanzielle Lage der bayerifchen 
Staatöbahnen. 


Nach dem Referat des Abg. Dr. Pichler beträgt nad) dem Boran- 
ichlag des neuen Etat3 bei einer Gejamteinnahme von 199222900 Mark 
der Betriebsüberihuß 56391977 Marf. Bon diefer Summe ift jedoch der 
Aufwand für die Berzinfung der Eifenbahnihuld und für die Benfionen zu 
bejtreiten, jo daß in Wirflichfeit eine Reineinnahme von 823797 Marf 
verbleibt! Bayern hat den höchſten Betriebskoeffizienten unter allen deut- 
ſchen Eijenbahnen, nämlich 71!/s Proz., gegen 59,68 Proz. in Preußen, 
65,65 Proz. in Sadjen, 66,81 Proz. in Württemberg, 67,06 Proz. in 
Baden. Bei den perjönlihen Ausgaben liegen die Berhältnifie ähnlich: 
Bayern 41,70 Proz., Baden 39,34 Proz., Neichdeilenbahnen 38,78 Broz., 
Württemberg 37,75 Proz. Auf die Bejoldung der etatsmäßig Angeftellten 
fommen von den perjönlichen Betriebsausgaben in Bayern 69,6 Proz., 
Preußen 52,1 Broz., bei den Reichseiſenbahnen 51,95 Proz., Württemberg 
51,66 Proz., Baden 38,7 Proz. Bayern hat aljo den höchſten Perjonal- 
aufwand. Mit der Schuldentilgung fieht e8 noch jchledhter aus. Die 
bayeriſche Eiſenbahnſchuld ift jeit 1890 von 967 Millionen auf 1451 Mil- 
lionen geftiegen, während die preußijche durch Tilgung von urjprünglich 
etwa 9 Milliarden auf 392 Milliarden ſank. Eine Hauptihuld an diejen 
ungünftigen Finanzverhältnifjen unſerer Staatsbahnen trägt das Neb der 
Rofalbahnen, von denen fich ein nicht fleiner Teil geradezu kläglich rentiert. 

(Köln. Volksztg.“) 


1. Juli. Die Zigarettenfteuer und die Erhöhung des Portos 
für Orts- und Nachbarortsverfehr tritt in Kraft. 


2.4. Juli. (Preußijches Herrenhaug.) Zweite Beratung 
der Schulvorlage. 


Die Kommifjion hat den vom Abgeordnetenhaufe aus der Negie- 
rungsvorlage entfernten $ 12 im weſentlichen ald 8 23a wiederhergeftellt. 
Hiernach darf das Schulvermögen von der Gemeinde nur mit Genehmigung 
der Schulbehörde veräußert oder anderen Zweden dienftbar gemacht werden. 
Eine weitere Aenderung ift, daß die Schuldeputation ausschließlich als 
Drgan der Gemeinde gelten joll, während fie nach der Fafjung des Ab- 
geordnetenhaujes gleichzeitig ald Drgan der Gemeinde und des Staates 
gedacht war, je nachdem jie finanzielle Aufgaben zu löſen Hatte oder an 
der Schulaufficht teilnahm. Ferner hat das Abgeordnetenhaus die Lehrer— 
wahl allen Gemeinden übertragen, die Berufung der Reftoren und Haupt- 
lehrer aber der Regierung vorbehalten, nur mit der Einjchränfung, daß 
an bisher erworbenen Rechten nichts geändert werde. Nach der Kommiſſion 
de3 Herrenhaujes jollen alle Gemeinden mit mehr als 25 Sculftellen die 
Lehrer und Rektoren wählen, in den übrigen joll beides der Regierung 
zuftehen, allerdings auch hier mit dem Zuſatz, daß weitergehende Rechte 
aufrecht erhalten werden jollen. 

Profefior Reinke polemifiert gegen die Vorftelung, daß Die 
Simultanſchule den religiöjfen Frieden fördere; Baden mit feiner Simultan- 
ſchule beweiſe das Gegenteil. Simultanjchule fei fein Ausfluß des Libe- 
ralismus, jondern des Doltrinarismus. Graf Mirbach erwartet von der 
Regierung bei Ausführung des Geſetzes Milderung in der Belaftung der 
Güter. Oberbürgermeifter Kirſchner-Berlin fürchtet eine Störung des 
fonfejfionellen Friedens von dem er 

Am folgenden Tage fordert Oberbürgermeifter Ehlerd- Danzig 
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Streihung des $ 23a. Für mich handelt es fich hier nicht um die Kom- 
petenzverteilung zwiichen der Aufjicht3behörde und den Gemeindebehörden, 
fondern um die Sorge für die Schule. Ich befürchte, daß, wenn die 
Auffafiung des Minifterd ftreng durchgeführt wird, daß die Gemeinden 
in ihren Aufwendungen für Schulzwede jehr vorfichtig fein würden. 
Kultusminifter Studt überläßt dem Haufe die Enticheidung, mworauf 
8 23a geftrichen wird. 

Ein Antrag v. Klitzing auf Verminderung der Arbeit der Kreis- 
ausfchüffe bei der Aufitellung des Berteilungsplans der Staatsmittel auf 
die Schulverbände wird gegen dad Votum der Regierung angenommen. 

Nah $ 45 können durch einen Gemeindebeſchluß, welcher der Ge- 
nehmigung der SchulauffichtSbehörde bedarf, oder auf Anordnung ber 
Schulaufſichtsbehörde ald Organ der Schuldeputation für eine oder mehrere 
Volksſchulen Schulflommiffionen eingejegt werden. — Herzog zu Traden- 
berg beantragt, die Worte „oder auf Anordnung der Schulaufficht3- 
behörde” zu jtreihen. Viele Oberbürgermeifter unterftügen den Antrag 
Trachenberg, der die urjprüngliche Regierungsvorlage wieder herftelle und 
«ber Beſchränkung der Gelbjtverwaltung etwas Einhalt tue. Es kommt 
dabei zu jcharfen Differenzen mit dem Kultusminifter. Der Antrag 
Trachenberg wird mit geringer Mehrheit angenommen. 

Sn der Frage der Berufung der Rektoren und Hauptlehrer jchlägt 
ein Antrag des Grafen Botho zu Eulenburg ein Kompromiß zmwijchen 
der Faſſung des Abgeordnetenhaufes und der Herrenhausfommiffion vor, 
wonach e3 für die Eleineren Gemeinden unter 25 Sculftellen bei den 
Vorſchlägen der Herrenhausfommillion, für die Berufung der NReftoren 
und SHauptlehrer dagegen bei den Beichlüffen des Abgeordnetenhaufes 
bleiben jol. Dr. v. Burgsdorff beantragt einen Zuſatz, wonach e3 auch 
in denjenigen Gemeinde- und Gutöbezirken, welche zu einem Geſamtſchul— 
verband vereinigt find, Hinfichtlic; der den Gemeindeorganen oder dem 
Gutsbeſitzer bisher zuftehenden Befugniffe zu einer weitergehenden Mit- 
wirkung bei der Berufung der Lehrkräfte fein Bewenden bei dem beftehen- 
den Recht behalten joll. Oberbürgermeifter Beder-Köln polemifiert jcharf 
gegen den Antrag Eulenburg. Einftimmig habe die Kommiſſion ihren 
Beihluß gefaßt. Wer jagt uns, daß das Abgeordnetenhaus den Beſchluß 
unjerer Kommijjion verwerfen wird? Ich hoffe vielmehr, e8 wird ihn 
annehmen, weil er in der Tat beffer ift als die Fafjung, die das Ab- 
geordnetenhaus dem umiftrittenen Paragraphen gegeben hat. Der Kom— 
miſſionsbeſchluß hat den Vorzug, daß er einheitliches Recht für die ganze 
Monardie ſchafft. Der Landflucht der Lehrer wird nicht durch die Aus- 
jiht auf Rektorenftellen in der Stadt, jondern durch befjere Bezahlung 
geiteuert werden. Kultusminifter Dr. Studt: In allen Stadien der Ber- 
handlung hat die Regierung die Herbeiführung einer Verftändigung ala 
ihre Hauptaufgabe betrachtet. Das Herrenhaus wird wohl bedenten müfjen, 
ob e3 an der Aufrechthaltung von Beichlüffen, die feine Ausfiht auf An— 
nahme im anderen Haufe und bei der Regierung haben, das große Werk 
zum Scheitern bringen lafjen will. An deren Sceitern wird die Sozial» 
demofratie ihre helle Freude Haben. Die Staatöregierung betrachtet die 
Annahme der Anträge Eulenburg al3 die geeignete Baſis einer Berftän- 
digung. Die Vorlage bietet gegenüber dem bisherigen Zuftande fo viele 
Vorzüge, daß ihr alle Parteien zuftimmen können. 

Nach kurzer Debatte werden die Anträge Eulenburg und Burgs- 
dorff angenommen. 

Sn der Schlußabitimmung wird das geſamte Gejeg gegen die 
Stimmen der Linken genehmigt. 
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4. Zuli. Das Preußifche Abgeordnetenhaus genehmigt 
gegen die Stimmen der Linken die vom Herrenhaus ſchon an— 
genommene Vorlage über die Zulafjung einer Verſchuldungsgrenze 
für land- und forftwirtjchaftliche Grundftüde. 

4. Auli. (Botsdam.) Die Kronpringejfin wird von einem 
Prinzen entbunden. 

5. Juli. (Bayerifche Abgeordnetenftammer.) Abg. 
Dr. Hammerſchmidt (Lib.) kritiſiert ſcharf die disziplinlofen Zus 
jtände im bayerifchen Kadettenkorps, Kriegsminifter dv. Horn ver— 
ipricht Abhilfe, um den Ruf des Korps zu befjern. 


6. Juli. Gegenüber neuen Angriffen auf die Kolonialver- 
waltung jchreibt die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung”: 


„Gegenüber den vom ‚Berliner Tageblatt‘ und der ‚Freilinnigen 
Zeitung‘ über die Verwendung des Liebesgabenfonds für Südweſtafrika 
verbreiteten Nachrichten kann folgendes feftgeftellt werden: 1. Die hinjicht- 
lih ihrer Verwendung erörterten Fonds haben mit der Hinausjendung 
von Liebesgaben für die fämpfenden Truppen in Südweftafrifa gar nichts 
emein. Die zur Stiftung von Liebesgaben für die im Schußgebiet be- 
Andlicen Truppen beftimmten Gelder und Naturalien find ohne jede Aus— 
nahme auch hierfür zur Verwendung gelangt. Dieſe Liebesgaben find nicht 
ſpärlich, fondern ſehr reichlich hinausgeſandt und in recht erheblidem Um- 
fange, wie amtlich feftgeftellt ift, ven Truppen, wo e3 die Verfehrsverhält- 
nifje überhaupt ermöglichten, jelbft an den entfernteften Bunften zugeführt 
worden. Die Gelder des Südweltafrifafonds dagegen wandern allerdings 
nur in geringem Umfange nad) dem Ecjußgebiet. Sie find in erjter Linie 
zur Unterftügung der hilfsbedürftigen Leute bei ihrer Heimkehr, jowie für 
deren Hinterbliebene und Angehörige beftimmt. 2. Bon dem Südweſt-— 
afrifafonds find die Gelder mit bejonderer Zweckbeſtimmung, wie für An- 
gehörige eines beftimmten Armeekorps oder für Verwundete, genau der 
Abfiht der Spender entiprechend verwendet worden. Die Spender der 
ausichließlich zur freien Verfügung des Oberfommandos geftifteten beiden 
Fonds Tippelstirdh) und Woermann haben die Verwendung dem Belieben 
des Oberfommandos überlafjen und troß erfolgter Rüdfragen ausdrüdlich 
bejondere Bedingungen nicht ftellen wollen. 3. Weber jede Spende ijt im 
amtlichen Kolontalblatt öffentlich quittiert. Das jcheint der ‚Freifinnigen 
Beitung‘ entgangen zu fein. Die Rechnungslegung iſt aljo vorhanden und 
einzujehen. Bon Bewilligungen aus dem Fonds im einzelnen wurde Ab- 
ftand genommen, weil foldye8 weder dem Sinne des Spenders entiprochen, 
noch den Gefühlen der Empfänger Rechnung getragen hätte. 4. Die An- 
gaben der ‚Freifinnigen Zeitung‘ über die Buchführung über die jüdweit- 
afrifanischen Fonds find unwahr. Diefelbe ift niemals diskret oder unter 
einer Chiffer erfolgt, ebenfomwenig geheim gehalten worden. Alle Eintra- 
gungen find unter voller Angabe der Zumendung und des Namens des 
Empfängers in der für Kaffenbücher üblichen Form erfolgt; die Bewilligungs- 
berfügungen find. ftet3 offen in die in der Regiſt atur befindlichen, nicht 
in die geheimen Akten gelangt. Zur Buchführung wurde zunädjft ein 
Dffizier herangezogen, weil ein Bahlmeifter nicht zur Verfügung ftand, 
jpäter übernahm fie ein Zahlmeifter, und als diefer zur Armee zurüdtrat, 
mußte wieder ein Offizier damit beauftragt werden. Sobald der Umfang 
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der gejpendeten Summen zunahm, wurden die Bücher faffenmäßig durch 
einen Zahlmeifter eingerichtet. Die Bücher find ftet3 dur Intendantur— 
beamte geprüft worden und feinesweg3 ausſchließlich durd Offiziere. Diejen 
lag nur die Prüfung der Verhältniffe der in Betracht fommenden hilfs— 
bedürftigen Perſonen ob, jowie der VBorjchlag für die Höhe der zu ge- 
währenden Unterftügung. 5. Die Statuten für den Fonds für Südweſt— 
afrifa find feinerzeit vom Krieg3minifterium den für den Chinafonds ge- 
ebenen angepaßt worden. Eine Beröffentlihung ift nicht erfolgt. Einer 
* Veröffentlichung hätten aber nicht die geringſten Bedenken entgegen— 
geſtanden. Dies geht ſchon daraus hervor, daß Oberſt Ohneſorg die von 
dem Kolonialdirektor Dr. Stübel als Vertreter des Reichskanzlers geneh— 
migten Statuten in der Budgetkommiſſion verleſen hat. Den Mitgliedern 
der Kommiſſion war das Vorhandenjein von Statuten überhaupt nicht be= 
fannt. 6. Was die Beihaffung von Billetten für die Offiziere anbetrifft, 
jo Handelt e3 fih nit um den Bejuh von Maskenbällen, jondern zu 
Wohltätigkeitszwecken für Südweftafrifafrieger und in den Kolonien be- 
jonder3 veranjtalteter Feitlichfeiten, denen die Offiziere als offizielle Ver— 
treter de3 Oberkommandos beimohnten, und zwar auf Anordnung des 
Oberfommandos. Zu der Beihaffung der Billette für den 14. Oftober 1905 
hatte der Kolonialdireftor Dr. Stübel ausdrüdlicdh die Genehmigung erteilt. 
Die zweite Beihaffung der Billette für den 20. Januar erfolgte auf Grund 
diefer prinzipiellen Genehmigung. 7. Was die Remunerationen für die 
Beamten anbetrifft, jo find die Zuwendungen, welche diefe Beamten aus 
dem Südweſtafrikafonds erhielten, von dem Oberfommando der Schup- 
truppe verfügt worden. Eine ausdrüdliche Genehmigung zur Annahme 
der SENDEN brauchte für diefe Beamten daher nicht erteilt zu 
werden. 


6. Juli. Württemberg.) Bejchluß der Zweiten Kammer 
über die Berfaflungsreform. 


Die Kammer ftimmt mit 38 gegen 30 Stimmen bei einer Stimm- 
enthaltung dem Beichluß ded anderen Haujes, betreffend die Wahl von 
fünf Berufsvertretern ftatt aht in der Erjten Kammer zu. ferner wird 
zugeftimmt dem Erjage der ausſcheidenden Standesherren durch lebens— 
längliche Mitglieder, wenn das Ausicheiden ein freitwilliges ift, der Ein- 
teilung des Landes in zwei Kreije Hinfichtlich der Proporzwahl von 17 Ab- 
geordneten der Zweiten Kammer und jchließlich mit 64 gegen 24 Stimmen 
dem Berlangen der Erjten Kammer bezüglich des Budgetrehts. Dagegen 
wird das unbejchränkfte Mitwirfungsrecht der Erjten Kammer bei einer 
Erhöhung der Einfommenfteuer mit 78 gegen 11 Stimmen bei einer 
Stimmenthaltung abgelehnt. In der Schlufabftimmung wird das Gejek 
mit 65 gegen 23 Stimmen des Zentrums und dreier Ritter bei einer 
Stimmenthaltung, alſo mit der nötigen Zweidrittelmehrheit, angenommen. 


6. Juli. (Preußifches Abgeordnetenhaus.) Volksſchul— 
vorlage in der Herrenhaugfafjung. Abänderung und Annahme. 


Die meiften Aenderungen des Herrenhaufes werden genehmigt. Da- 
gegen wird der Antrag Kliging zu $ 23 abgelehnt und die frühere Faſſung 
wiederhergeftellt. Ebenjo wird geändert $ 44 (Zuſammenſetzung der Schul- 
deputation), indem beftimmt wird, daß an Stelle eine Gemeindevorftands- 
mitglied ein Stadtſchulrat gewählt werden fan, auch wenn er nicht 
Mitglied des Gemeindevorjtandes if. Zu der Berufungsfrage (88 59, 60) 
wird ein Antrag v. Heydebrand, Zedlig und Genofjen angenommen. 
„Die Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen werden von 
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der Gemeinde aus der Zahl der Befähigten innerhalb einer von der Schul- 
aufficht3behörde zu beftimmenden Friſt gewählt; jedoch erfolgt in Schul- 
verbänden mit weniger ald 25 Sculjtellen die Wahl aus drei von der 
Schulaufſichtsbehörde als befähigt Bezeichneten. . . In den einen eigenen 
Schulverband bildenden Gemeinden, in welchen bisher die bürgerliche Ge— 
meinde die Trägerin der Schullaſt geweſen iſt und die Gemeindeorgane 
ein Recht auf weitergehende Mitwirkung bei der Berufung der Lehrkräfte 
beſaßen oder eine ſolche weitergehende Mitwirkung bei der Berufung aus— 
geübt haben, bewendet es hierbei.“ Dasſelbe findet in den einen eigenen 
Schulverband bildenden Gutsbezirk ſowie in den Geſamtſchulverbänden 
hinſichtlich des bisher dem Gutsherrn zuſtehenden Rechtes auf weiter— 
gehende Mitwirkung bei der Berufung von Lehrkräften mit der Maßgabe 
ſtatt, daß dieſes Recht durch den Gutsbeſitzer ausgeübt wird; ebenſo in den 
nah $ 24 aufgehobenen Schulgemeinden (Sozietäten), die ein Recht auf 
weitergehende Mitwirkung bei der Berufung der Lehrkräfte beſaßen, oder 
eine folche Wirkung ausgeübt haben, und in den Gejamtjchulverbänden, 
denen eine folche bürgerliche Gemeinde angehört. 

Die gejamte Vorlage wird gegen die Stimmen der Freifinnigen 
und Polen angenommen. 


7. Juli. Das Herrenhaus genehmigt die Volksſchulvorlage 
nach den lebten Bejchlüffen des Abgeordnetenhauſes. Dagegen 
ftimmen 16 Mitglieder, meift Oberbürgermeijter. 

7. Juli. (Breußen.) Der Landtag wird gejchlofjen. 


Folgende Gejege find angenommen worden: Uenderung von Amts— 
gerichtöbezirfen (Gejeg-Sammlung Nr. 4, 33). — Erhebung von Kirchen— 
jteuern in Hannover, Schleswig-Holftein, Heſſen-Naſſau (10). — Etat (11). 
— Erweiterung der Stadtfreije Harburg, Thorn, Eafjel, Aachen (12, 14). 
— Erhebung von Abgaben in der Fatholiichen Kirche (13). — Gewährung 
von Wohnungsgeldzujchüflen an die unmittelbaren Staatsbeamten (15). — 
Verlegung der Landesgrenze gegen Lübeck (16). — Kreid- und Provinzial- 
abgabengejeß (20). — Errichtung von Landgerichten in Krefeld und München- 
Gladbach (22). — Abänderung des Kirchengejeßes vom 2. Juli 1898 über 
Hannover (24). — Erridtung eines Amtsgerichts in Czersk (24). — Auf- 
hebung des Amtsgerichts in Groß-Salze (24). — Erweiterung und Ber- 
bejlerung des Staatsbahnneges (25). — Erwerb des Kaliſalzwerks Her— 
cynia (27). — Abänderung des allgemeinen Berggejeges Titel 7 (28). — 
Aenderung des Einfommenfteuergejeges und des Ergänzungsiteuergejetes 
(30). — Bermehrung der Mitglieder des Haujes der Abgeordneten (31). — 
Aenderung des Wahlmodus für Abgeordnnetenwahlen (31). — Ergänzung 
des Gejeßes von 1882 über Bezirkseijenbahnräte (32). — Wenderung von 
Art. 26 der Berfafjung und Aufhebung des Art. 112 (34). — Unterhaltung 
der öffentlichen Volksſchulen (35). — Anftellung und Vorbildung der evan- 
geliichen Geiftlichen in Hannover (36). — Berftärfung des landeskirchlichen 
Hilfsfonds (36). — Bereitftellung von Geldmitteln zur Regelung der 
Wafjerverhältnifje der oberen Oder nad dem Gejege vom 12. Auguft 1905 
(37). — Berbefjerung der Wohnungen von ftaatlihen Arbeitern und Be- 
amten (375. — Deflarierung des Kommunalabgabengejeges vom 14. Juli 
1893 (37). — Menderung desjelben Kommunalabgabengejeges (37). — 
Befähigung zum höheren VBerwaltungsdienft (37). — Aenderung der Zandes- 
grenze gegen Heſſen (38). 

7. Juli. (Hamburg.) Die Bürgerfchaft genehmigt den 
Antrag de3 Senat? auf Bewilligung von 7 Millionen Mark zur 
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Umgeftaltung der Trinkwafjerzuführungganlagen aus hygieniſchen 
Gründen unter Abjchaffung der in den Häufern befindlichen Wafjer- 
reſervoirs. 

8. Juli. Preußen.) Der Kaiſer verleiht dem Kultus— 
miniſter Dr. Studt den Schwarzen Adlerorden für die Durchſetzung 
des Volksſchulgeſetzes. 

9. Juli. Württemberg.) Die Kammer der Standesherren 
genehmigt die Bejchlüffe der Abgeordnetenfammer über die Ver- 
fafjungsreform. — Als Termin für das Inkrafttreten des Geſetzes 
wird der 1. Dezember 1906 bejtimmt. 

11. Juli. Württemberg.) Perjonentarif. Gemeindeord= 
nung, Handelsſchulen. Schluß des Landtags. 


Die Erfte Kammer genehmigt einftimmig einen Bejchluß der Zweiten 
Kammer auf Einführung der 4. Wagenflafje mit dem Fahrpreis von 2 J. 
Die Regierung hofft, daß die Betriebsmittelgemeinichaft über kurz oder 
lang eingeführt werde. — Ferner genehmigt die Erjte Kammer die von 
der Zweiten angenommenen Entwürfe betreffend die Gemeinde- und Bezirks— 
ordnung und betreffend die Gewerbe- und Handelsjchulen einjtimmig. — 
Hierauf wird der Landtag vertagt. 


11. Juli. In der Bayerifhen Abgeordnetenfanmer 
fritifiert Abg. Fiſcher (Lib.) Tebhaft die Mißſtände im Münchener 
Kunftleben, Kultusminifter dv. Wehner erkennt die Kritik als zum 
Teil berechtigt an. 

11. Zuli. (Hamburg.) Die Bürgerfchaft genehmigt einen 
Antrag des Senats, ftaatlichen Angeftellten und Arbeitern eine 
mit 200 Mark beginnende Rente für Alter und Invalidität aus— 
zuſetzen. 

11. Juli. (Breußen.) Profeſſor Adolf Harnack wird zum 
Direktor der Königlichen Bibliothef mit dem Range der Räte 
1. Klaſſe ernannt. 

12. Zuli. Die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung“ ſchreibt 
über die Eifenbahntarifreform: 


„Die Einführung der vierten Wagenflafje auf den Eijenbahnen in 
Eljaß-Lothringen bei Gelegenheit der bevorftehenden Reform der PBerjonen- 
und Gepädtarife ift nunmehr bejchlofien, und es find die nötigen Anord- 
nungen wegen rechtzeitiger Beichaffung der erforderlichen Wagen getroffen. 
Die Landtage in Württemberg und Baden haben, wie befannt, den jeiner- 
zeit auf den Konferenzen der Regierungsvertreter vorgejchlagenen Grund- 
zügen der Reform in den mejentlichen Punkten beigejtimmt. In Baden 
würde allerding3 die Zweipfennigflafje wie in Bayern nicht al3 Klaſſe 4, 
fondern als Klafje 3b bezeichnet werden. Die Vorarbeiten der Eijenbahnen 
wegen Neuaufftellung und Neudruck der Tarife und Fahrkarten, wegen ber 
Uenderung einzelner Beitimmungen der Perjonen- und Gepädtarife, ſowie 
Bereinfahung des Abfertigungsverfahrens find in vollem Gange und es 
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ift alles geichehen, um den neuen, vereinfachten deutihen Berjonen- und 
Gepädtarit zum Frühjahr 1907, zum 1. April oder 1. Mai, in Kraft jegen 
u können. Wenn in einzelnen Blättern immer wieder behauptet wird, 
a3 für den 1. Auguft bevorftehende Inkrafttreten der Reichsfahrfarten- 
fteuer fei ein Hindernis für die Tarifreform und bedinge jedenfall3 deren 
weitere Hinausfchiebung, jo entfpricht diefe Behauptung nah dem Vor— 
ftehenden nicht den Tatjachen. Ebenſowenig fteht die in den erften An- 
fängen begriffene Umarbeitung der deutjchen Eifenbahnverfehrdordnung mit 
der Tarifreform in Zufammenhang.“ 

Juli. Kolonialfrage und Immunität der Abgeordneten. 

Im Juli durchſucht der Unterfuhungsrichter mit Einwilligung des 
Abg. Erzberger defjen Pult im Reichstag aus Anlaß der Disziplinar- 
unterfuchung gegen Kolonialbeamte (©. 135). Ferner werden mehrere Ab- 
eordnete al3 Zeugen in diejen Fragen vernommen, zum Zeil verweigern 
Be ihr Zeugnis. — Blätter der Linken behaupten, daß durch die Haus- 
juhung im Reichstag und die Vernehmung die Immunität verlegt worden 
jei, Profeſſor Laband beftreitet es (Deutjche Zuriftenzeitung, Auguft). 

13. Juli. (Preußen) Der Kaifer verleiht dem Yinanz- 
minifter Frhrn. v. Rheinbaben den Stern und da3 Kreuz der Kom— 
ture des kgl. Hausordens von Hohenzollern für feine Verdienſte 
um die Reichsfinanzreform und die Reform der preußijchen Ein- 
fommenjteuer. 


13. Juli. (Berlin.) Abg. Dr. Sattler, Führer der National- 
liberalen, }. Geboren 1850, jeit 1885 Abgeordneter, 1896 Direktor 
des Geheimen Staatsarchivs. 

13. Juli. (Baden.) Die Zweite Kammer genehmigt gegen 
die Stimmen der Nationalliberalen einen Antrag de8 Zentrums, 
daß an Stelle der fubventionierten Amtsverfündiger, die im übrigen 
Privatblätter find, jtaatliche Verfündigungsblätter für jeden Kreis 
gejchaffen werden jollen, die nur amtliche Belanntmachungen, aljo 
weder einen redaktionellen Teil noch Privatanzeigen, enthalten und 
von jeder badijchen Zeitung als Beilage jollen bezogen werden 
fünnen. 


Juli. Das Reichdgericht über Boykott und Verrufserflärung. 


Der 6. Zivilfenat des Reichsgerichts enticheidet am 12. Zuli: 1. Boy- 
fott oder Streit im Lohnkampf find nicht rechtswidrig. Die Unternehmer 
können Erjag der Berlufte, welche fie infolge derjelben erlitten haben, nicht 
verlangen. 2. Darin, daß ein Verein von Arbeitnehmern, der in einen 
Lohnkampf zur Erringung günftiger Lohn- und Arbeitsbedingungen ein- 
getreten ift, in Gemäßheit feiner Satungen denjenigen jeiner Mitglieder, 
die fih am Kampfe nicht beteiligen würden, Iediglich den Berluft ihrer 
Mitgliedihaft in Ausficht ftellt, ift eine Drohung im Sinne des 8 153 
der Gewerbeordnung nicht zu finden. Es ift feine durch $ 153 der Ge- 
werbeordnung verbotene Drohung, wenn die Partei, welche durch an fich 
erlaubte Kampfmittel günftigere Lohn- und NArbeitsbedingungen zu er- 
langen ftrebt, den Gegnern die bevorftehende Anwendung diejer Kampf- 
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mittel ankündigt und dadurch auf deren Entſchließung über die Streit- 
fragen einzumirfen ſucht. 4. Es verftößt nicht gegen die guten Gitten, 
wenn Arbeitnehmer zur Erringung günftiger Lohn- und Arbeit3bedingungen 
und zur Befeitigung von Zuftänden und Einrichtungen, durch welche fie 
fi bejchwert fühlen, die Mitwirkung weiter Kreife des Publikums durch 
die Preſſe oder durch Flugblätter anrufen. 

Bu diefem Urteile bemerft die —— Praxis“: „Damit iſt nicht 
nur der Boykott als gewerkſchaftliches Kampfmittel völlig freigegeben, 
ſondern auch für bie Auslegung des Begriffs der ‚Drohung‘ im 8 153 
der Gewerbeordnung hat das Reichsgericht Grundjäge aufgeftellt, die zwar 
für den Kenner der Gewerkſchaftsbewegung eine abjolute Selbftverftänd- 
lichkeit find, aber für die bisherige Urteilspraris der Gerichte in Streik— 
prozefjen feineswegd maßgebend waren. Das NReichögericht hat damit auch 
jeine eigene aufjehenerregende Entiheidung vom 30. April 1904 gründlich 
revidiert. Auch dem Mißbrauch des Erprefiungsparagraphen ift durch 
diefe neue Entjcheidung in Zufunft ein Riegel vorgefchoben. Auf der 
anderen Seite aber werden auc die Arbeiter die Kehrjeite der Medaille 
zu jehen befommen. Det Berrufßserflärung mißliebiger Arbeiter durch die 
Arbeitgeberverbände und ihre Arbeitsnachweile ift grundfäglich wieder 
freier Lauf gelaſſen. Nach allem ftellt die ng tsenticheidung vom 
12. Zuli 1906 einen Wendepunft in der Entwidelung unferer fozialen 
Rechtſprechung dar. 


16. Juli. (Lübed.) Die Bürgerfchaft genehmigt die vom 
Senat beantragte Ermäßigung aller Schiffahrtsabgaben. 

17. Juli. Die Bayerifche Abgeordnetenfammer lehnt mit 
69 gegen 40 Stimmen einen Antrag der Bauernbündler auf Einfüh- 
rung einer Staatälotterie ab. Die Regierung bekämpft den Antrag. 

17. Juli. (Aachen.) Durch eine wiffenjchaftliche Kommiffion 
wird der Sarg Karla des Großen geöffnet. Zwei foftbare Gewebe 
werden zur Nachbildung nach Berlin gebracht und jpäter wieder 
dem Sarg zugeführt. 

19. Juli. eichsſtagswahl.) Bei der Erfagwahl in Hagen- 
Schwelm erhält Cuno (fr. Bp.) 11172, König (Soz.) 16110, 
Beder (3.) 5260, Moldenhauer (nl.) 4545, Mumm cchr.ſoz.) 
2149 Stimmen. Bei der Stichwahl am 27. erhält Cuno 21605, 
König 18673 Stimmen. 

20. Juli. GReichſstagswahl.) In der Erſatzwahl in Rin= 
telen-Hofgeißmar erhält Herzog (Antif.) 6318, Betterlein (Soz.) 
3995, Rode (nl.) 1367, Roehrig (3.) 1043, Helmerich (Antif.) 
1835 Stimmen. In der Stichwahl am 4. Auguft erhält Herzog 
9098, Betterlein 4498 Stimmen. 

20. Juli. Die „Norddeutjche Allgemeine Zeitung” ſchreibt 
zu der Behauptung eine® Dumamitglieds, daß Deutjchland und 
Öfterreich-Ungarn in Rußland einzurüden gedächten: „Daran ijt 
fein wahres Wort.” 

10* 
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21. Juli. (Bayerifche Abgeordnetenfammer.) Behand- 
lung des Waſſergeſetzes. 

Das Zentrum beantragt, das Waſſergeſetz am 23. auf die Tages- 
ordnung zu jegen, weil die Materie für dad Land hochwichtig fei. Hier- 
dur wird eine Nachjejfion notwendig. Abg. Dr. Hammerſchmidt (Tib.): 
Wir könnten ed nur dann für zwedmäßig eradıten, die Beratung des 
Gejegentwurfes jegt in unjerer Kanımer zu beginnen, wenn die bejtimmte 
Ausficht beftünde, daß die Beratung aud in der Reichsratskammer noch 
in Angriff genommen und dadurd der Entwurf noch in diejer Sejfion zum 
Geſetz erhoben werden könnte. Andernfall3 müßten wir die darauf ver— 
wendete Zeit ald verloren erachten, weil ein aus einer Neumahl hervor- 
gegangener Landtag an unjere Arbeit nicht gebunden wäre, und es fich 
wohl nicht nehmen lafjen würde, die Arbeit im Ausihuß und im Plenum 
wiederum von vorne zu beginnen. Wenn eine beftimmte Zuficherung ge- 
macht werden Fönnte, * wären meine politiſchen Freunde ebenfalls bereit, 
in die Beratung einzutreten. Wie aber der Beſchluß hierüber ausfallen 
möge, jo müfjen wir die beftimmte Erwartung ausjprechen, daß der Poft- 
etat und der Eifenbahnetat wegen ihrer allgemeinen Bedeutung und auch 
wegen der wichtigen Perjonalfragen, welche die beiden Etat3 enthalten, 
im Vergleich zu anderen Etat3 nicht unverhältnismäßig bejchleunigt werden 
und dadurd zu fur; kämen. — Präſident Dr. v. Orterer teilt mit, daß 
die Regierung wie die Erfte Kammer gegen eine Nachjeffion ſei, aber ein 
Beichluß der Abgeordnietenfammer, die Vorlage zu beraten, würde neue 
Erwägungen veranlafjen. Abg. v. Vollmar (Soz.) polemifiert ſcharf gegen 
den Zentrumdantrag, wodurd der wichtige Eifenbahnetat gejchädigt werde; 
da3 Zentrum Habe zehn Monate mit der Budgetberatung vergeudet und 
wolle nun wmwenigftens ein Geſetz durchbringen, um den Schein dem Lande 
gegenüber zu wahren. — Bentrum und Mehrheit der Liberalen genehmigen 
den Bentrumsantrag. 


23. Juli. Neue Ernennungen in der Kolonialverwaltung. 


Der erfte Referent beim Kaijerlihen Gouvernement von Kamerun, 
Geh. Regierungsrat Ebermaier, der Kgl. preußiiche Regierungsrat Dr. von 
der Groeben, der ftändige Hilfsarbeiter in der Kolonialabteilung des Aus- 
wärtigen Amtes, Legationsrat Dr. Schnee, und der Raiferlihe Konful in 
Kiew, Legationsrat Dr. dv. Jacobs, werden zu Wirflihen Legationsräten 
und vortragenden Räten in der Kolonialabteilung des Auswärtigen Amtes 
ernannt. Die Preſſe fieht im allgemeinen darin die Ankündigung eines 
Syſtemwechſels. 


23.25. Juli. GBayeriſche Abgeordnetenkammer.) Nach— 


ſeſſion. Waſſergeſetz. 

Am 23. erklärt Miniſter des Innern Graf Feilitzſch, daß die 
Regierung unter — — ihrer prinzipiellen Bedenken gegen 
eine Nachſeſſion, die in weiten Kreiſen der Bevölkerung geteilt würden, 
gleichwohl in Berückſichtigung der wirtſchaftlichen Bedeutung des Waſſer— 
geſetzes zur Erledigung desſelben eine Nachſeſſion in Ausſicht ſtelle für 
den Fall, daß die Abgeordnetenkammer bei ihrer Beratung des Geſetz- 
entwurfes zu einem pofitiven Ergebnis fomme. 

Hierauf wird das Wafjergejeg in zwei Situngen in erfter Leſung 
durchberaten. Da am 24. das Haus nicht beichlukfähig ift, findet die Ab- 
ftiimmung am 25. ftatt, das Gejeh wird mit mehrfacher Aenderung der 
Negierungsvorlage mit 124 gegen 9 (jozialdemofratifhe) Stimmen an— 
genommen. 
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Dieje jchnelle Erledigung des Geſetzes wird in der oppofitionellen 
Preſſe Iebhaft getadelt. Es wird behauptet, daß die Abgeordneten nicht 
Zeit gehabt hätten, fich mit der jchwierigen Materie vertraut zu machen, 
namentlich jei die Regierungdvorlage zu ungunften der Induſtrie ver- 
ändert worden. — Ebenjo wird die Regierung angegriffen, daß fie vor 
dem Zentrumswillen fapituliert habe. 

25. Juli. (Berlin) Propft Frhr. v. d. Gol }. Geboren 
1835 in Düffeldorf, 1866— 71 Brofefjor in Bafel, jpäter in Ber- 
lin, feit 1891 Bizepräfident de3 evangelifchen Oberfirchenrat2. 

238. Juli. (Baden.) Die Zweite Kammer genehmigt mit 
28 gegen 27 Stimmen einen Zentrumsantrag auf Aufhebung des 
Geſetzes über Mißbrauch der Amtsgewalt der Geiftlichen. 

Juli. Preußen.) Tolgender Erlaß des Kultusminifters 
an die Regierungen zur Verhütung der Landflucht der Lehrer vom 
4. Mai wird befannt: 

Durch den Staat3haushalt3etat für das laufende Etatsjahr find unter 
Kapitel 121 Titel 34 neue Mittel zu laufenden widerruflichen Staat3- 
beihilfen für leiſtungsſchwache Schulverbände zu dem Zwecke bereitgeftellt 
worden, tunlichjt eine Erhöhung des Mindeftgrundgehaltes der erften und 
alleinftehenden Lehrer auf 1100 Marf, der übrigen Lehrer auf 1000 Marf, 
der Lehrerinnen auf 800 Mark und des Mindeftjages der Alterszulagen 
für jämtliche Lehrer auf 120 Mark und der Lehrerinnen auf 100 Mark 
herbeizuführen. Die Maßnahme zielt darauf ab, auf dem Gebiete des 
Bejoldungswejend der Bolfsjchullehrer und -Lehrerinnen eine größere 
Gleichmäßigkeit und Stetigkeit herzuftellen und der Landflucht der Volks— 
fchullehrer entgegenzumwirfen. Daraus folgt, daß die Königlichen Regie- 
rungen und die ihnen unterftellten Organe in der Bejoldungsfrage feine 
Schritte unternehmen dürfen, die diejed Biel in Frage ftellen könnten. 
Wenn demnädhft Schulverbände, in3bejondere Stadtgemeinden, eine weitere 
Erhöhung des Grundgehaltes und der Alterszulagen ihrer Volksſchullehrer 
und Lehrerinnen bejchließen jollten, jo ift von der Königlichen Regierung 
vor der Beitätigung des Erhöhungsbejchluffes jorgfältig zu prüfen, ob da— 
durch das von der Staatöregierung verfolgte Ziel gefährdet werden würde. 
Gelangt die Königliche Regierung zu der Ueberzeugung, daß der Beichluß in 
diejer Beziehung erheblichen Bedenken unterliege, I ift der Fall mir vorzutragen. 

In Lehrerkreiſen wird lebhaft gegen den Erlaß proteftiert. 

31. Juli. Gayeriſcher Reiharat.) Das Haus genehmigt 
einftimmig das Straßengejfeg. — Hierauf tadelt Prinz Georg die 
Abficht der Regierung, eine Nachjejfion zuzulaffen, als eine In— 
fonjequenz und gefährlichen Prägedenzfall; Staatäminifter Graf 
Feilitzſch erwidert, die jchleppende Verhandlung der Abgeordneten- 
fammer babe fie unvermeidlich gemacht. 

3. Juli. (Swinemünde.) Der Kaiſer fehrt von der Nord— 
landsreiſe zurück. 

Juli. Auguſt. (Berlin.) Lieferungen für dag Kolonial« 
amt. Beamtenbeftehung. Podbielski. 

Major Fiſcher, Vorfteher des Belleidungsamtes, wird unter dem 
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Verdacht der Beftechung verhaftet und in Anklagezuftand verjegt. Er Hatte 
alle Lieferungsverträge für die ſüdweſtafrikaniſche Schußtruppe vorzubereiten; 
e3 wird ihm vorgeworfen, von der Firma Tippelskirch, der Hauptlieferantin 
für die Schußtruppe, Darlehen angenommen zu haben. Im Anſchluß an 
diefe Angelegenheit, die in der Prefje lebhaft beiprochen wird, wird von 
Blättern der Linken der Nüdtritt des Landwirtichaftäminifterd v. Pod- 
biel3fi gefordert, weil er mit der Firma Tippelskirch in enger gejchäft- 
licher Verbindung ftehe und durch die Beftehung Fiſchers mitfompromittiert 
fei, wenn er audy nicht darum gewußt habe. Weberdies fei es nicht pafjend, 
daß ein Minifter Teilhaber einer Firma fei, die jo folofjale und gewinn- 
reiche Lieferungen für den Staat ausführe. Am 18. Auguft jchreibt Die 
„Norddeutſche Allgemeine Zeitung”: „Der Reichskanzler hatte bereit3 von 
Norderney aus den Landwirtichaftsminifter v. Podbielski zu einer Aeuße— 
rung über die in leßter Beit vielfach erörterte Beteiligung des Minifters 
an den Geichäften der Firma Tippelskirch aufgefordert. Hierauf ift von 
dem Minifter dv. Podbielski eine eingehende Antwort erfolgt, in der der 
Minifter am Schluffe bat, feinen Wunjc nad Entlafjung aus dem Staat3- 
dienjte an allerhöcfter Stelle zu unterbreiten.” Am 20. Auguft jchreibt 
die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung”: „Wie wir hören, hat der Reichs— 
fanzler und Minifterpräfident da3 von uns bereit3 erwähnte Schreiben 
des Landwirtichaftäminifterd vom 13. Auguft zum Gegenftand eines ein- 
gehenden Vortrages beim Kaijer und Könige gemadht. Ge. Majeftät Hat 
darauf in Webereinftimmung mit dem Antrage des Fürften Bülow erklärt, 
daß er auf Grund der Ausführungen des Minifterd vom 13. Auguft zur- 
zeit nicht in der Lage jei, über die Frage der Entlafjung von Erzellenz 
Podbielski aus dem Staatsdienft eine definitive Entichliegung zu fafjen.” 

In der Preſſe wird die Kolonialverwaltung jcharf angegriffen, daß 
fie der Firma Tippelöfich ein Monopol für die Lieferungen übertragen 
habe. Diefe habe 3. B. Sättel von anderen Firmen für 50 Marf an- 
gekauft und der Kolonialverwaltung für 90 Mark pro Stüd weiterverfauft. 
Aehnlich ftehe e3 mit dem Transportmonopol der Firma Woermann. 

1. Auguft. Die Fabrkartenfteuer tritt in Kraft. 

1. Auguft. (Baden.) Die Erſte Kammer genehmigt das 
von der Zweiten Kammer am 30. Juli bejchlofjene Bermögens- 
ſteuergeſetz. Damit ijt die Steuerreform abgejchlofjen. 

1. Auguft. (Bayerifcher Landtag.) Abgeordnetenfammer. 
Sinterpellation über Malz und Futtergerite. 

Abg. Lang (Z.) bringt eine Snterpellation ein, ob die jeßigen 
Maßnahmen genügen, um zu verhindern, daß Futtergerfte durch nacdhträg- 
lihe Reinigung als Malzgerfte wiederum Verwendung finden kann, zwei— 
tens, welche Schritte die Regierung angeficht3 der beunruhigenden Nach- 
rihten über die Gewährung von Ausfuhrprämien jeitens Defterreichs zu 
tun gedenfe. Der Redner verlangt bei der Begründung im Intereſſe des 
bayerischen Gerjtenbaue3 ausreihende Maßnahmen gegen die Gewährung 
von Ausfuhrprämien in Defterreih. Finanzminifter v. Bfaff erläutert 
zunächſt die Grundſätze für die Unterjheidung von Malzgerjte und anderer 
Gerjte und betont, daß nach den bisherigen Erfahrungen fein Grund zu 
der Annahme beftehe, daß die Beitimmungen der Gerftenzollverordnung 
nicht genügen follten, um die Verwendung von Futtergerfte als Malzgerite 
zu verhindern. Sollten die bayerischen Zollbehörden Mängel in den be- 
ftehenden Vorſchriften wahrnehmen, jo werde die bayerische Regierung eine 
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entjprechende Ergänzung der Gerftenzollverordnung anregen. Was die Be- 
fürchtung anlange, Defterreich könnte Ausfuhrprämien auf Gerfte gewähren 
oder zu dem Syitem der Einfuhrjcheine übergehen, jo habe die bayeriſche 
Regierung ihr Augenmerf auf diefe Angelegenheit gerichtet. Auch die 
Reichöregierung habe die Angelegenheit verfolgt und fei mit ber ödfter- 
reihijch-ungariihen Regierung ind Benehmen getreten; der Ausgang des 
zwifchen der Neichsregierung und der eine rin Bere Regierung 
eingeleiteten Benehmens jei abzuwarten. Die bayeriiche Regierung werde 
alles tun, wa3 zur Abmwendung der befürchteten Schädigung der einheimi- 
ſchen Landwirtichaft gejchehen könne. 


5. Auguft. (Eifenad.) Tagung der Haus- und Grund- 
befitervereine. 

Auguft. (Poſen.) In vielen Volksſchulen verweigern die 
polnijchen Kinder im Religionsunterricht die deutfche Antwort. 

9. Auguft. Die Bayerifche Abgeordnetenfammer ge- 
nehmigt einen Antrag Frank, daß dem Staate bei Privatmutungen 
auf Eifenmangan, Schwefel, Maun, Bitriolerze und Kohlen das 
Recht der Anſchlußmutung eingeräumt wird. 

Auguft. (Preußen) Der Vorjtand des preußifchen Lehrer- 
verein fordert in einer Betition an den Kultusminifter Neuord- 
nung der Schulaufficht: 

Es ift ein alter Wunſch der Lehrerfchaft, daß alle Schulaufficht 
ausgeübt werde von Fachleuten, aljo von Männern, welche die Pädagogik 
in allen ihren VBerzweigungen eingehend ftudiert und fich in langjähriger 
praftiicher Volksſchularbeit als tüchtige Schulmänner bewährt haben. Ohne 
den Geiftlichen, die gegenwärtig faft ausſchließlich die Schulaufficht neben- 
amtlich ausführen, zu nahe zu treten, fann man e3 doch ausjprechen, daß 
fie nicht Schulmänner in dem Sinne find, wie es Schulauffichtsbeamte fein 
müfjen. Hieraus aber ergeben fich Folgen, die im Intereſſe der Schule 
nicht zu wünſchen find. J 

10. Auguſt. Gayeriſche Abgeordnetenkammer.) Uber- 
gangsabgabe für Bier aus Bayern nach Norddeutſchland. 


Der Bundesrat ſetzt die Abgabe auf 2,75 Mark feſt. Der bayeriſche 
Brauerbund verlangt in einer Petition Haan ie: auf 2,25 Marf. Die 
Abgeordnetenfammer vermweift einftimmig die Petition der Regierung zur 
Berüdjihtigung. Finangminifter v. Pfaff: Die bayerische Regierung werde 
für die Ermäßigung energisch eintreten. Der Sat von 2,75 entipreche 
weder den tatjächlichen Verhältniffen noch fei er in Einklang zu bringen 
mit den Beftimmungen der Reichöverfafjung und des Bollvereinsvertrages 
von 1867. Daß freilich der Satz gleih auf 2,25 gemindert werde, dafür 
könne die bayeriſche Staatsregierung nicht garantieren. Er Hoffe, daß bei 
den ausgezeichneten Beziehungen zwiſchen Bayern und dem eich den be- 
rechtigten Wünfchen Bayerns Rechnung getragen werde. 


13. Auguft. (Bayern) Finangminifter a. D. Freiherr 
v. Riedel }. — Geboren 1832 ald Sohn eined protejtantijchen 
Pfarrers in Kriegenaltheim bei Ansbach, 1859 Afjefjor im Finanz- 
minijterium, 1877—1904 Yinangzminifter. 
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15.16. Auguft. (Eronberg a. Taunus.) Zujammenkunft des 
Kaijerd mit dem König von England. 


Der Beſuch des Königs war am 1. Auguft angefündigt und in der 
Preſſe lebhaft diskutiert worden. (Vgl. 1905 ©. 92.) — Die „Norddeutjche 
Allgemeine Zeitung“ fchreibt über die Zuſammenkunft: „Die Begegnung 
Sr. Majeftät des Kaijerd mit Sr. Majeftät dem König von England in 
Schloß Friedrihshof ift für beide Teile unter befriedigenden Eindrüden 
verlaufen. Der Verkehr zwijchen den Monarchen trug das Gepräge freund- 
Iihen Entgegenfommens und verwandtichaftlicher Herzlichkeit. Jedes ge- 
fliffentliche politiiche Ausbeuten der Zufammenkunft Tiegt uns fern; fie 
bildet aber mit den ungetrübten Erinnerungen, die fie Hinterläßt, eine 
weitere Etappe auf dem Wege der durch den Aufenthalt von Vertretern 
deutſcher Städteverwaltungen und der deutichen Preſſe in England an- 
gebahnten allmählichen Befjerung in den Beziehungen zwiſchen den Völkern, 
den Regierungen und den Herrichern Deutichlands und Großbritannien?. 
An zwanglofen, freundfchaftlien Geſprächen find auf Schloß Friedrichs- 
hof, wie faum gejagt zu werden braucht, auch die großen Fragen der 
Politif erörtert worden, und wir wifjen, daß dies in einem Geifte gejchehen 
ift, wie es der Feſtigung des europäijchen Friedens nur förderlich fein 
fonnte. Bei diejer Gelegenheit möchten wir einen alten Irrtum richtig 
ftellen, der in den Borerörterungen der Prefje über den Beſuch des Königs 
von England von neuem aufgetaudt if. Man Hat gejagt, dab König 
Eduard uns einen offiziellen Bejuc in Berlin ſchuldig geblieben ſei, das 
ift aber injofern nicht richtig, al3 Se. Majeftät der König Eduard vor 
zwei Jahren feinen amtlichen Beſuch in Berlin abzuftatten gemwillt war. 
Kiel wurde damals als Drt der Begegnung nur deshalb gewählt, weil 
Ge. Majejtät der Kaiſer und König dies wünſchte. 


Mitte Auguft. Im Lithographen- und Steindrudergewerbe 
wird nach mehrmonatigen Kämpfen ein Ablommen getroffen. Bis 
zum 1. Auguft 1907 ſoll der Achtjtundentag eingeführt werden. 

16. Auguft. (Homburg.) Der Kaijer hält bei der Ent- 
büllung eines Denkmals zum Gedächtnis des Landgrafen von Heffen 
folgende Rebe: 


So oft Ih in Homburg v. d. H. Aufenthalt genommen habe, ſtets 
habe Ich es mit Freuden empfunden, daß die hiefige Bevölferung das 
Andenken an das Tandgräflihe Haus Homburg treu und liebevoll im 
Herzen bewahrt und ehrenvoll deifen gedenkt, was Homburg der Iandes- 
väterlichen Fürforge feiner Landgrafen zu verdanken hat. Nachdem in den 
Ihönen Kuranlagen Meinen unvergeßlichen Eltern und Meinem in Gott 
ruhenden Herren Großvater als Ausdrud der ihnen gezollten Dankbarkeit 
treffliche Denkmäler gewidmet worden find, war es Mir ein Bedürfnis des 
Herzens, Meinerfeit3 diefem echten deutichen Fürftengefchlecht hier in un— 
mittelbarer Nähe der Heilquellen, die alljährlich jo vielen Taufenden von 
nah und fern Gejundheit und Lebensmut von neuem jpenden, ein Zeichen 
inniger Verehrung und treuen Gedenkens zu errichten, und wahrlich, die 
— — Landgrafen haben es verdient, daß ihre Perſönlichkeiten und 

uhmestaten im Herzen der Nachwelt einen Ehrenplatz behalten. Iſt es 
nicht eine Herrliche Reihe reckenhafter Heldengeftalten, die an unſerem gei— 
ftigen Auge vorüberziehen? Mit einer ftattlihen äußeren Erſcheinung 
waren bei ihnen alle Vorzüge eines edlen Geiſtes und eines reinen Cha- 
rafterö verbunden. Im Jahre 1622, als Tillys Scharen Weftdeutichland 
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verheerend durchzogen, von Friedrich I., einem Enkel Philipp des Groß- 
mütigen von Hefien, gegründet, regierte das landgräfliche Haus fat zwei— 
einhalb Jahrhunderte lang zum Segen Homburgs und nicht ohne Einfluß 
auf die Geſchichte Preußens und Deutichlands, getreu feinem Wahlfpruche: 
Pflicht und Recht, da3 behüte mih! Mit Meinem Haufe waren die Hom- 
burger Fürften in treuer Waffenbrüderjhaft verbunden und ftet3 haben 
fie ihren Heldenarm geliehen, wenn in ſchickſalsſchweren Zeiten Hilfe mwill« 
fommen war. Al der Große Kurfürft nad) den fchredensvollen Ver— 
mwüjtungen des dreißigjährigen Krieges feinen Staat wieder aufbaute, trat 
Friedrich mit dem filbernen Bein mit feinem Neiterregiment Landgraf 
von Homburg in brandenburgijche Dienfte. Der 18. Juni 1675, der ruhm- 
reihe und für die Größe des Hohenzollernftaates entjcheidende Tag von 
Fehrbellin, in welchem die neugebildeten Regimenter die Feuertaufe er- 
hielten, jhmüdte auch jein Haupt mit wohlverdientem Lorbeer, und wie 
er al3 todesmutiger Neiterführer, der ſelbſt nach Verluſt eines Beines 
feinem Heldenberufe treu blieb, für alle Zeiten die höchſte Bewunderung 
verdient, jo hat er auch als Landesherr zum Wohle feines Landes und 
Volkes Großes getan. Er ift der Erbauer des jetigen Schlofjes. Den 
um ihres Glaubens willen vertriebenen franzöfiihen NReformierten und 
den Waldenjern jchenkte er eine neue Heimat. Die blühenden Dörfer 
Friedrichsdorf und Dornholzhaujen geben davon noch heute beredtes Zeug— 
nis. Aderbau und Gewerbe wurden von ihm mit landesväterlicher Weis- 
heit gefördert. Den Enkel diejes Helden, Friedrich Karl, jahen wir faft 
noch im Sfnabenalter in Preußens Re eintreten und unter den Fahnen 
Friedrich des Großen in den jchlefischen Kriegen ruhmreiche Taten voll- 
bringen. Und ald Preußens Stern unter dem Wetterjchlag von Jena und 
Auerjtedt unterzugehen drohte und nad den trüben Tagen der Fremd— 
herrjchaft die Volkskraft fich aufraffte, die Schmach zu fühnen, da ift es 
der Landgraf Friedrid) Ludwig, der ſechs herrliche Söhne für Deutjch- 
lands Freiheit ind Feld fandte. Der Hoffnungsvolle Prinz Leopold fällt 
bei Groß-Görfchen und in der Völkerſchlacht bei Leipzig, an welcher die 
fünf übrigen Brüder ruhmreichen Anteil nahmen, netten zwei von ihnen 
das Schlachtfeld mit ihrem Heldenblut. Unvergefjen wird es bleiben, daß 
der edle Fürft lieber die Ungnade des mächtigen Bedrüders auf fich nimmt, 
al3 jeinen Befehlen nachfommt, die Söhne aus dem djterreichiichen und 
preußiichen Heere abzurufen, und in den Jahren tieffter Entmutigung un« 
erjchütterlih an der Hoffnung fefthält: die deutiche Nation wird wieder 
aufleben und die Feſſeln abwerfen und fo immer das Herz von Europa 
bleiben. Auch der legte der Landgrafen, Ferdinand, weiß fi, obwohl erft 
im jpäten Alter nad) einem tatenreihen und ruhmvollen Soldatenleben 
zur Regierung gelangt, die Liebe und Dankbarkeit feines Volkes in hohem 
Maße zu erwerben. Die allgemeine und freudige Teilnahme an der eier 
ſeines 80. Geburtstages tröfteten ihn über das tragiiche Geſchick feines 
Haujed. Das herrliche Bild, welches uns der Rüdblid auf das Helden- 
geſchlecht gewährt, wäre nicht vollftändig, wenn Ich nicht auch der Frauen 
des landgräflichen Hauſes gedächte. Sie Haben ſich durch echte Frauen- 
tugenden, Frömmigkeit, Herzensgüte und Charafterftärfe ausgezeichnet und 
mehrfah zu Zeiten der Unmiündigfeit der Thronerben die Geſchicke des 
Landes mufterhaft geleitet. Ich erinnere an die Landgräfin Elijabeth, 
eine Tochter des Königs Georg III. von England, wie fie, eine echte 
Zandesmutter, zum Segen ihres Landes gewirkt und gejorgt hat. Ihrer 
wird auch noch heute im Herzen der Homburger mit treuer Dankbarkeit 
und Verehrung gedacht. Ich erinnere ferner an jene anmutige Frauen- 
geftalt, die Brinzejjin Marianne, die Gemahlin des Prinzen Wilhelm von 


154 Das Bentfge Keich und feine einzelnen Glieder. (Auguft 18. 20.23.) 


Preußen, eine Fürftin, die, wie Stein von ihr jchreibt, mit allem Glanz 
äußerer Schönheit ein herrliches, für jedes Edle und Große empfängliches 
Gemüt verbindet. In den jchwerften Zeiten des VBaterlandes war fie dem 
tiefgebeugten Königspaar ein Troft und dem Lande ein Segen. Als der 
Gram über ihres Volkes Not das Herz der edlen Königin Luiſe gebrochen 
hatte, ſorgte Prinzeſſin Wilhelm für das vermwaijte königliche Kind in Tiebe- 
voller mütterlicher Weife. Sie war e3, die ihrem Neffen, dem jpäteren 
großen Kaifer Wilhelm, den Troft warmer Verwandtenliebe empfinden lieh, 
al3 er am Abend feines Konfirmationdtages in mächtig bemwegter Zeit ver- 
einfamt war. Sie war es, die 1813 den Aufruf der königlichen Prinzeſſin 
an die Frauen im preußifchen Staate zur Gründung des erften Frauen- 
vereine3 erließ, der fich die Linderung der Not im Vaterlande durch opfer- 
willige Werke barmherziger Nächftenliebe zur Aufgabe jegte. Welch ein 
Segen hat auf dem Werk diejer Frauen geruht! Und jo übergebe Sch der 
Stadt Homburg vor der Höhe diejed Denkmal. Möge e3 allezeit in Ehren 
gehalten werden; möge das Andenken an das erlojchene Fürftengejchlecht 
wie die Liebe an das Baterland, Kaifer und Reich ein ruhmvolles Erbe 
von Homburgs Bürgerjchaft bleiben! 


18. Auguft. (Bayern.) Beide Kammern ded Landtags wer— 
den durch eine Botjchaft des Prinzregenten vertagt. 

20.23. Auguft. (Ejfen.) 53. Generalverfammlung der Katho— 
lifen Deutjchlands. 


Zum WPräfidenten wird Abg. Gröber (8.) gemählt.e Es nehmen 
daran teil Erzbiichof Kardinal Fiicher und Kardinal VBannutelli ald Spezial- 
vertreter de3 Papftes. Die regelmäßige Teilnehmerzahl beträgt gegen 
12000, außerdem findet am 20. ein Feitzug von 45000 Arbeitern ftatt. 
Nah der Einladung fol der Tag die Klüfte zu überbrüden juchen, die 
zwiſchen den Ständen Haffen; er joll uns aufs neue begaben mit Duldung 
und Edelfinn zum friedlichen Verkehr mit unjeren deutjchen Brüdern, die 
von uns, wie der Ratichluß der Borjehung e3 zugelafien hat, getrennt im 
Glauben find, begaben mit Ehrlichkeit und Ritterlichkeit. — Referate: 
Abg. Dr. Porſch über die Schulfrage gibt einen Meberblid über die Be- 
ftrebungen jeit 1878, bejonders feit 1892. Dem neuften Schulgejeß ftehe 
das Zentrum mit geteilten Gefühlen gegenüber, habe e3 aber angenommen, 
weil jeinen weitergehenden Wünſchen nicht präjudiziert werde. Die fon- 
fejfionelle Beihulung der Kinder werde hierdurch bejjer als in jedem an— 
dern Lande gefichert, auch in den Simultanjchulen müſſe das fatholijche 
Bekenntnis gejchont werden. Wir wollen nicht, wie man uns fäljchlich 
nachzuſagen beliebt, die Herrichaft der Kirche über die Schule, aber wir 
wollen allerdings, daß die Schule jo eingerichtet werde, daß ihr alle fatho- 
liſchen Hausväter ihre Kinder anvertrauen können. Damit wollen wir 
nicht der Macht der Kirche dienen, ſondern der Ehre Gottes und dem 
Wohle des Baterlandes, dejjen Haupt über ung herricht von Gottes Gnaden. 
————— Beifall.) Kaufmann Nikole Racke ſpricht über das Yamilien- 
eben und das geſellſchaftliche Leben nach chriſtlicher Auffaſſung. Ober— 
landesgerichtsrat Burlage über die Römiſche Frage: Der Papſt müſſe 
frei und wirklicher Souverän fein. Die deutſchen Katholiken wollen die 
Freiheit und Unabhängigkeit des Papfttums; wie aber der Ausgleich zwi— 
Ihen dem Papfttum und Stalien im einzelnen fich geftalten mag, ſei nicht 
unjere Sorge. Wir deutichen Katholifen haben e3 bereit3 früher aus— 
geſprochen, und erklären aufs neue, daß wir mit einem Ausgleich uns 
zufrieden geben, dem der Heilige Vater in feiner vom Himmel ber be- 
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fhirmten Weisheit feine Zuftimmung gibt. Wir find nicht päpftlicher als 
der Papſt. . .. Ein ſolcher Ausgleich ſei auch das befte für Stalien. Im 
eigenen Intereſſe wünjchen wir, Daß der Bundeögenofje des Deutichen Reiches 
ein ftarfer Staat fei, wir wünjchen Italien bejonders Feftigfeit im In— 
neren; die innere Stärfe wird aber nach meiner Anficht erft dann ver- 
bürgt fein, wenn die römijche Frage gelöft ift, wenn ein endgültiger Aus- 
gleich zwiihen Bapfttum und italieniihem Königtum geichloffen ift, die 

luft zwiſchen Batifan und Quirinal überbrüdt fein wird. Ritter v. Meyr3- 
walden über VBolk3bildungsbeftrebungen fordert volfstümliche Arbeit in 
der Brefje, in der Schule, Einrichtung von Vollsbüchereien, Vorträgen, 
fünftlerifchen Aufführungen. Brofefjor Zahn jpricht über Erziehung durch 
die Kunſt. Seminarpräjes Lausberg über die FFrauenfrage: Viele au 
müßten jich jelbft erhalten, daher müfje ihnen die Möglichkeit geboten 
werden, zu einer würdigen Ginzeleriftenz zu gelangen. Daher jei bie 
Mädchenausbildung außerordentlih wichtig. Frauenbildung müſſe ftet3 
mwejentlich Frauenſache bleiben, deshalb müßten in der Mädchenerziehung 
Männer und Frauen gleichberechtigt fein. Graf Galen jdhildert Die 
Bonifatiusvereine al3 eine Organijation nicht zum Kampf, jondern zur 
Unterftüßung der leidenden Glaubensgenofjen. Amtsgerichtsrat De Witt 
polemifiert gegen die Behauptung, daß der Fatholifche Glaube an frucht- 
bringender Tätigfeit im wirtjchaftlichen und öffentlichen Leben Hinderlich 
fei. An der Sozialpolitif, dem Ausbau des Heeres, der Marine und der 
Kolonien Habe das Zentrum einen maßgebenden Anteil. P. Geiler 8. J. 
betont die Wichtigkeit der Kirche für die Löjung der jozialen Frage, die 
nicht ohne Gerechtigkeit und Liebe zu erreichen jei. 

In der Preſſe wird im allgemeinen der impofante Verlauf des Tags 
anerfannt; insbejondere wird hervorgehoben, daß feine andere bürgerliche 
Bartei eine folche Arbeitermafje ftellen fünne. Vermißt wird dagegen eine 
lebendige Diskuffion. — Biel wird jodann beiprochen die Schlußrede des 
Kardinal Bannutelli, der u.a. nad) der „Kölniſchen Volkszeitung” ge- 
jagt habe: „Sie ftehen groß da in den Augen des Heiligen Vaters, weil 
Sie, mit folder Klugheit geſchmückt, gern und bereitwillig auf das Wort 
Ihrer Biihöfe und in Sem ganzen Vorgehen, möge e3 fich auf die 
Religion, bürgerliche oder joziale Angelegenheiten beziehen, ihrer und des 
Heiligen Stuhles Autorität ſich unterordnen.“ — Proteftantiiche Blätter 
fehen darin eine vollftändige Unterwerfung de3 Zentrums unter den Willen 
Roms. Nach einigen Tagen bringt die „Kölnische Volkszeitung“ eine 
Korrektur: „Zu der Anſprache des Herrn Kardinal Vannutelli wırd ung 
weiter mitgeteilt: Die von verjchiedenen Blättern abgedrudte Ueberjegung 
fei jpeziell in dem angeführten Sate ungenau, der Gehorjam und Unter- 
ordnung der Katholiken unter die Biſchöfe und den Heiligen Stuhl auch 
in bürgerlichen und fozialen Angelegenheiten verlangt. Der Herr Kardinal 
habe von einem Vorgehen in bürgerlihen und jozialen Angelegenheiten 
mit der ausdrüdlihen Einjchränfung, ‚joweit es die Religion berührt‘ 
(quatenus religionem attingit) gejprochen. 


24. Auguft. Der Kaiſer erläßt folgenden Gnadenaft: 


Allerhöchſter Gnadenerlaß vom 24. Auguft 1906. 
Wir Wilhelm von Gotte3 Gnaden, König von Preußen wollen, da 
Uns durd Gottes Gnade ein Enkel gejchentt ih, der in wenigen Tagen 
die heilige Taufe empfangen joll, und dieſer Tag dazu auffordert, em- 
pfangene Unbill zu verzeihen und Vergebung zu üben, allen denjenigen 
Perſonen, welche bis zum Abſchluß des heutigen Tages durch Urteil eines 
preußiichen Zivilgerichts wegen einer gegen Unſere Perſon begangenen 
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Majeftätsbeleidigung oder wegen Beleidigung eine® Mitgliedes Unferes 
föniglihen Hauſes im Sinne der 88 95 und 97 des GStrafgefegbuches zu 
Freiheitsſtrafen rechtöfräftig verurteilt find, dieſe Strafen, ſoweit fie noch 
nicht vollftredt find, und die noch rüdftändigen Koften in Gnaden erlafjen. 
Iſt wegen einer folchen und wegen einer anderen ftrafbaren Handlung auf 
eine Gejamtftrafe erfannt, jo in der wegen der erjteren Handlung ver- 
hängte Teil diejer Strafe im vollen Umfange al3 erlafjen anzujehen. Auf 
die von einem mit anderen Bundesftaaten gemeinjchaftlichen Gerichte er- 
fannten Strafen findet diefer Erlaß Anwendung, joferne nad) den mit den 
beteiligten Regierungen getroffenen Vereinbarungen die Ausübung des 
Begnadigungsrechtes in dem betreffenden Falle Uns zufteht. Unſer Zuftiz- 
minifter 2 für die jchleunige Belanntmahung mit Ausführung Diejes 
Erlafjes Sorge zu tragen. 

Schloß Wilhelmshöhe, 24. Auguft 1906. 

Wilhelm. Dr. Bejeler. 

24. Auguft. Nürnberg.) Infolge eines Streiks fommt es 
zu blutigen Zujfammenjtößen zwijchen Streifenden und Arbeits= 
willigen; ein Streifpojten wird erjchoffen; Militär muß die Straße 
jäubern; viele werden verwundet. 

25. Auguſt. (Marienburg.) Der Gejamtausfchuß des 
deutfchen Oſtmarkenvereins faßt folgenden Beichluß über bie 
Polenpolitif: 

1. Der Deutiche Oftmarfenverein ift der Anficht, daß der preußifchen 
Anfiedelungstommilfion jchon heute das Enteignungdgejeg vom 11. Juni 
1874 das Recht gibt, auf Grund einer Föniglichen Verordnung zur Durch- 
führung eines Baden Projektes einzelne Güter zu enteignen. Da aber 
dieſes Recht von der Anfiedelungstommijfion noch nicht ausgeübt ift, hält 
der Dftmarfenverein e3 für mwünjchenswert, daß bei der demnädjt not«- 
wendig werdenden Auffüllung des Anfiedlungsfonds ausdrüdlich feitgeftellt 
wird, daß diejes Recht der Anfiedelungstommilfion zufteht. 2. Der Deutjche 
DOftmarfenverein Hält es für notwendig, daß durch gejeglihe Maßregeln 
eine Verſchiebung des Grundbeſitzes zu ungunften der Deutichen verhindert 
wird. 3. Der Deutiche Oftmarfenverein gibt wiederholt feiner Auffafjung 
dahin Ausdrud, daß der Verkauf deutfchen Grund und Bodens an Polen 
al3 Berrat am Deutſchtum anzujehen ift. Er dankt der nationalen Prefie, 
daß fie bei Erörterung der leider wiederholt vorgefommenen Fälle jolchen 
Berfaufes der gleihen Auffafjung Ausdrud gegeben hat. 

In der Diskuffion wird ferner verlangt, daß ein Verbot der pol- 
niichen Sprache für Vollsverfammlungen erlafjen werde, und daß der Staat 
Einfluß auf die Anftellung der Fatholifchen Geiftlichen gewinne, meil dieſe 
die Hauptgegner der Deutjchen feier. Auf ein var Jar ang mei er⸗ 
widert Reichskanzler Fürſt Bülow: Ich danke dem Deutſchen Oftmarken- 
verein für ſein freundliches Begrüßungstelegramm. Feſt entſchloſſen, an 
der bisherigen Oſtmarkenpolitik feſtzuhalten, rechne ich auf die treue Mit— 
arbeit der dortigen Deutſchen, um die dem Deutſchtum im Oſten geſteckten 
Ziele zu erreichen. 


26. Auguſt. In Hamburg wird eine Bombenfabrik und 
Waffenſammlung ruſſiſcher Revolutionäre entdeckt. 

29. Auguft. (Potsdam.) Der Sohn des Kronprinzen wird 
getauft auf die Namen Wilhelm Friedrich Franz Joſeph Chriſtian 
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Dlaf. — Paten find der König von England, der Kaifer Franz 
Joſeph, der Zar, der König von Norwegen. 

Ende Auguft. (Berlin.) Der englifche Kriegaminifter Hal- 
dane bejucht auf Einladung des Kaiſers mehrere militärische In— 
ftitute. 

Auguft. September. Angebliche Verlegung des Budgetrechts 
in Südweſtafrika. 

Berliner Blätter melden, der Kommandeur der Schußtruppe, Oberft 
v. Deimling, habe den Weiterbau der Eijenbahn Lüderitzbucht-Kubub bis 
Keetmanshoop auf eigene Fauſt angeordnet, den der Reichdtag am 26. Mai 
abgelehnt Hat. Die „Norddeutihe Allgemeine Zeitung” erklärt Hierzu 
5 Gept.): „Es ift richtig, daß Oberft v. Deimling wiederholt beim Ober- 
ommando der Schugtruppen und beim Generalftab beantragte, die Eijen- 
bahn Lüderigbudht-Kubub jofort nach der Erreichung Kububs als Feldbahn 
bi3 Keetmanshoop weiterzubauen, da er den jchleunigen Bau der Strecke 
Kubub-Keetmanshoop im militärifhen Intereſſe zur Sicherung de3 Nach— 
ſchubs für unbedingt notwendig erachtet. Zugleich hat Oberft v. Deimling 
um die Entjendung des erforderlihen Material gebeten. Auf diefe An- 
träge wurde dem Öberften durch den Generalftab in Uebereinftimmung mit 
dem Reichskanzler telegraphiich eröffnet, daß das Material für den Weiter- 
bau der Bahn über Kubub Hinaus ohne die Bewilligung der Mittel durch 
den Bundesrat und den Reichdtag nicht zur Verfügung geftellt werden kann.” 

31. Auguft bis 3. September. (Kiel.) Ein jchwedijches und 
ein dänijches Gejchwader bejuchen Kiel. 

Anfang September. Es wird bekannt, daß der Reichs— 
haushalt für das Rechnungsjahr 1905 mit einem Üüberſchuß von 
6248000 Mark ſchließt. 

Anfang September. Der deutjche Fleifcherverband fordert 
infolge des Steigen der Viehpreiſe die Zulafjung dänifchen und 
ſchwediſchen Rindviehs und eines Schweinefontingent? aus Frank— 
reich, Holland und Dänemarf. 

5. September. (Kiel.) Beſuch von drei ruffiichen Kriegs— 
Ichiffen. 

5.11. September. (Nürnberg.) Der deutjche Handel3- und 
Gewerbefammertag fordert u. a. den Befähigungsnachweis für alle 
Gewerbe; ein Vertreter der Reichgregierung jtellt eine jolche Vor— 
lage an den Reichdtag in Ausficht. 

6. September. Der Kaifer bejucht Breslau anläßlich der 
Kaifermandver und erwidert auf die Anfprache des Oberbürger- 
meifterg: 

Ich ſage Ihnen Meinen herzlichſten Dank für die treuen Worte, 
die Sie joeben namens der Stadt ausgejprochen Haben. ch jage Ihnen 
ebenjo den innigften Dank der Kaiferin und der Meinigen für die wunder— 
volle Ausihmüdung der Stadt und den herzlichen und warmen Empfang, 


158 Bas Beutfge Bei und feine einzelnen Glieder. (September.) 


den die Bürgerjchaft Und bereitet hat. Daß die Bredlauer ftet3 an Un- 
ſerem Haufe feft und treu gehalten Haben, das weiß ich; aber Ich bin 
hocherfreut, e3 von Ahnen wiederum zu hören, zumal wir jet an ber 
Schwelle einer Hundertjahrfeier ftehen voll jehmerzlicher Erinnerungen. 
Aber wir dürfen auch daran gedenken, was an Tatkraft auf Schleſiens 
Boden entſproſſen ift und wie oft Schlefiend Söhne für ihren König ge— 
fochten haben. Bon Hier aus ift der Aufruf ergangen, der das ganze 
Vaterland zu gemeinfamer Erhebung und neuem Wirken führte. Es ift 
Mir eine Freude, daß es Mir vergönnt gewejen ift, nad) langer Arbeit 
und langer Ueberlegung der Provinz Hilfe geben zu können gegen die 
ftarfen klimatiſchen Gefahren, die ihr drohen und die jo oft des Landes 
Gedeihen Hinderten. Ich Hoffe, daß von den Arbeiten, die in der Be- 
ziehung gemacht werden, dem Lande der größte Vorteil erwachjen möge. 
Was die Technische Hochichule betrifft, jo gehört fie nach Breslau, weil die 
Provinz Schlefien nächſt der Provinz Weftfalen die größte Induſtrie hat. 
Ich wünſche, daß die Hochſchule der Stadt und der Provinz zu reichjtem 
Segen gereichen möge und daß fie führende und ftreitende Geiſter für das 
Land und die Anduftrie hervorbringen möge. Nochmals jage Jh Ihnen 
meinen herzlichften Dank, den Ich Sie bitte, der Bürgerjchaft zu über- 
mitteln. 

September. (Baden.) Gedenktage. Rede des Kaiſers. 

Am 5. September feiert Großherzog Friedrich fein fünfzigjähriges 
Regierungsjubiläum, am 9. feiert er feinen 80. Geburtstag, am 20. feiert 
das Großherzogliche Baar die Goldne Hochzeit. — Die Gedenktage werden 
durch die Behörden, Korporationen und durd große Teilnahme des Volkes 
—— — An der Feier der Goldnen Hochzeit in Karlsruhe nimmt der 

aiſer teil und hält folgende Anſprache: „Lieber Onkel und liebe Tante! 
gu den vielen Gratulationen und Segendwünjchen, die Euch aus Eurem 

ande und auch aus der Ferne am heutigen Tage zu Füßen gelegt worden 
find, möchten aud wir, die wir die Ehre haben, bei Euch hier das Felt 
mitfeiern zu dürfen, unferen Tribut beitragen. Ich wage es, dieſen zu- 
nächſt in die Form des Dankes zu Fleiden, des Dankes gegen Gott, der 
Euch jo Herrlich geführt hat und erhalten hat, der Euch uns zum Bor- 
bilde auserlejen hat. Wie wir in jo herrlichen Worten ſchon in der Kirche 
vernommen haben, iſt es Euch bejchieden gemejen, in jo vielen ſchönen 
Feten und in jo vielen ernten Zeiten Euerem Lande und und anderen 
ein Borbild zum Nacheifer zu fein. Und diefem Danf gegen Gott möchte 
Sch den Dank Hinzufügen dafür, daß es durch Euere Güte und vergönnt 
ift, Heute an Euerer Seite und unter Euerem Dache dieſes unvergleichliche 
Feſt mitzumachen. So wollen wir wünſchen, daß der liebe Gott, der Euch 
bis hierher geleitet hat, auc, ferner Euere Lebensbahn jegnen möge. Wie 
der Geiftliche jo trefflich bemerkte, fehlen allerdings aus der früheren Zeit, 
aus der alten Generation, fo viele treue Häupter. Es ift aber nur ein 
Beweis dafür, daß unfer Lebensweg an den Denfmalen unjerer Lieben 
vorbeiführt, und daß Prüfungen Eurem Leben nicht erſpart geblieben find. 
Wenn Jh nun namens der jüngeren Generation, welche die Ehre hat, ein- 
gereiht zu jein in die Stellen, wo früher erhabenere Häupter geftanden 
haben, unjere fejte Abjicht Euch zu Füßen legen darf, alles zu tun, was 
in unjeren Kräften jteht, um denen nachzuleben, die einft Hier geftanden 
haben, und zu Deiner Generation fich gerechnet haben, jo darf Ich wohl 
auch in diefem intimen Kreis mit einem Blid die große Beit unſeres Bater- 
lande3 ftreifen, wenn Ich daran erinnere und die Hoffnung ausfpreche, 
daß, jolange ein deutjches Herz in deutſchem Bufen fjchlägt, niemals der 
Mann vergefjen fein wird und vergeſſen werden darf, der der Erfte war, 
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der jeine Stimme erhob, um der Sehnſucht des deutſchen Volkes nad) 
Wiedererrichtung des Deutfchen Reiches die Wege zu ebnen und die Ziele 
zu weiſen und den neuerjtandenen Kaifer zu begrüßen, den unjer Volk jo 
lange erjehnt hatte — der Mann, der es miterlebt und mit daran ge- 
arbeitet, daß wieder in den Lüften entrollt ift des Neiches wehende Standarte. 
Alle unſere Wünjche, die wir auf dem Herzen haben, fajjen wir dahin zu- 
jammen, möge Gott Euch noch lange erhalten für Euer Land und für 
una andere zu heiligen Vorbildern, denen nachzuftreben ein jeder von und 
für feine Heiligjte Pflicht Halten möge. Gott jegne, ſchütze und erhalte 
Euch beide.“ 

Der Großherzog erwidert: „Gejtatten Em. Majeftät, daß Ich 
auf die wundervollen Worte, auf die jchönen Gedanken, die Ew. Majeftät 
ausgeſprochen Haben, Meinen Danf in Kürze ſage. Alles, was Sie die 
Güte hatten, über uns zu äußern, wird weit übertroffen dadurch, daß wir 
den Vorzug hatten, die beiden Majeftäten hier bei uns zu befigen, eine 
Auszeihnung, die wir jehr hoch ſchätzen, Hoch jhägen perſönlich, aber auch 
in ihrer großen politiijhen Bedeutung. Em. Majeftät haben jelbft dar- 
gelegt, weiche Bedeutung e3 hat, wenn Kaiſer und Kaiſerin perfönlich bei 
einem Feſte erjcheinen, und fo defjen nationale Bedeutung hochhalten. Und 
diefe nationale Bedeutung ift es, um derentwillen Jh an Em. Majeftät 
die Bitte richte, und das Vertrauen und Wohlwollen, das Sie und bisher 
immer zuteil werden ließen, auch Fünftig zu bewahren. Wir werden 
tradhten, und dieſes Vertrauend würdig zu ermweilen. Wir werden auch 
immer von neuem traten, die hohe Stellung, die Em. Majeftät in 
unjerem Deutſchen Reiche bejigen, durch die Hilfe aller derjenigen, welche 
mitzuwirken haben, zu ftärfen, zu jchügen und zu bewahren. Und in 
diejer Gefinnung dankbarjter Verehrung, bitte Ich die anmejenden Gäfte 
mit uns einzuftimmen: Ein Hoc auf Seine Majeität den Kaijer und Ihre 
Majeftät die Kaijerin des Deutichen Reiches, fie leben hoch!“ 

8. September. (Schlefien.) Auf dem Pfaffenberge bei 
Königszelt wird ein Denkftein zur Erinnerung an das Bunzel— 
witer Lager Friedrichs des Großen enthüllt. Der Kaiſer hält bei 
der Feier folgende Anjprache: 

Als Nachfolger Meines ſoeben gefeierten großen Ahnen liegt es 
Mir als Herzog von Schlejien am Herzen, Meinen Schlefiern Meinen 
Dank auszujprehen für die herrliche Ehrung des großen Königs und für 
da3 Gelübde der Treue, welches nun jchon 150 Fahre lang durch gute 
und böje Tage von den Schlefiern unentmwegt Meinem Haufe entgegen- 
gebradht worden if. Mögen von diejem Steine und von dem heutigen 
Tage wiederum frijche und tiefe lebendige Quellen der Treue fließen, von 
den Alten genährt, von den Jungen gepflegt, und mögen zwei Aus— 
fprüche dazu die Unterlage bilden; der eine auf einer furbrandenburgijchen 
Standarte: 

Auf Gott vertrau’, dich tapfer mehr’! 

Darin beiteht dein Ruhm und Ehr’; 

Denn mwer’3 auf Gott herzhaft wagt, 

Wird nimmer aus dem Feld gejagt! 
Der zweite ift ein Ausspruch des Großen Königs: E3 kommt niemals jo 
ut, wie man e3 hofft, aber auch niemals jo jchlimm, wie man es be- 
Firchtet! Und jo Hoffe Ih, daß im feften Vertrauen auf die göttliche 
Fürſorge und Führung nicht nur Meine Schlefier, jondern Mein ganzes 
Volk fich den Aufgaben widmen wird, die es dem Himmel gefällt, ihm zu 
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ftellen, und daß von dem hiefigen Stein und dem Lager von Bunzelwig 
die Ueberzeugung auf das preußifche Volk übergehen möge, daß, wenn 
auch wir einmal in ähnlicher Lage fein jollten, jo Gott es will, wir auch 
in derjelben Weife uns aus diejer Lage herausfinden werden, indem wir 
nit nur auf ihn vertrauen, jondern auch feft zufammenftehen und Die 
Gaben, die uns verliehen find, aufs äußerſte ausnügen und vor allem in 
ber Liebe und Hingabe an unjer Vaterland gemeinfam wirken! Dann 
wird auch die Zukunft für unjer Volk und Land gut beftellt fein. Das 
fei Mein Wunſch und Mein Gebot an Meine Sclejier. Dem Andenken 
des Großen Königs, das wir heute gefeiert haben, ein dreifaches Hurra! 


8. September. (Breslau.) Auf einem Diner der Provinz 
hält der Kaifer folgende Anjprache: 

Mein lieber Oberpräfident! Mit tiefbewegtem Herzen ergreife Ich 
heute das Wort, um al3 jouveräner Herzog von Sclejien zu Meinen 
Sclefiern zu ſprechen. Denn die Eindrüde, die in der kurzen Zeit, in 
der Ich unter ihnen weile, auf mid einftürmten, find jo gewaltiger und 
padender Natur, daß die Worte mangeln, um ihnen Ausdrud zu geben 
und die rechte Form zu finden für den Dank, den Jh Meinen Schlefiern 
ausiprechen möchte. Nicht bloß am geftrigen Tage, der den Jubel des 
Einzugdtages womöglich noch übertönte, und nicht nur von jeiten der 
alten Soldaten im jchwarzen Rod mit den Kriegsdeforationen auf der 
Bruft, die da erzählen können: Wir haben mitgetan zu der Zeit, mo Ge- 
fchichte gemacht wurde, und die ſich rühmen dürfen, Kriegsgefährten des 
großen Kaiferd und feines erhabenen Sohnes, Meines Vaters, zu jein, 
von dem Shnen allen befannt ift, wie Hoch fein Herz für Schlefien jchlug, 
fondern auch heute auf Meiner Fahrt durch die grünen, ſchleſiſchen Lande 
nad) Bunzelwig, Schweidni und Rogau und zurüd, überall habe Ich die- 
jelbe Wärme, diejelbe flammende, Iodernde Begeifterung gefunden. Es ift 
die alte jchlefiiche Treue, die zum Durchbruch fommt, und die beweift die 
Anerkennung jeitens der Bevölkerung für das, was das Haus Hohenzollern 
für fie getan hat. Dieſe Treue wächſt auf einem ganz bejonders durch 
die Hiftorie geweihten Boden. Denn wer wollte leugnen, daß der jchlefifche 
Boden, wie faum einer, mit der Gejchichte unſeres Vaterlandes und un— 
ſeres Hauſes in engjter Verbindung fteht! Und wie fönnte man von der 
Entwidelung Sclejiend überhaupt ein Wort reden, ohne zunädft und vor 
allem der einen gewaltigen Figur zu gedenken, von der die Grenadiere 
fangen vom Rhein bis an die Oder: Friederikus Rex unfer König und 
Herr! Wo der Blid über Schlefiens Fluren fchweift, tauchen die Erinne- 
rungen an ihn auf, an die unvergleichlichen Kämpfe, unter denen er 
Preußen jeine Weltmadtftellung ſchuf, aber auch an die herrliche Friedens- 
arbeit, in der er verjuchte, das ſchwer heimgejuchte Land zu heben und zu 
ftärfen. Und wiederum in fpäterer Zeit war es gerade Schlefien vor- 
behalten, einen neuen Hoffnungsftrahl für die fchwergeprüften —— 
König Friedrich Wilhelm III. zu ſenden, als ihm die lodernde Begeiſterung 
der erſten Freiwilligen in Breslau entgegenſchlug, als die erſten Schild- 
erhebungen hier erfolgten, und als Lützows wilde, verwegene Jagd ihr 
Treiben am Zobten vor dem Feind begann. Und ſo iſt es ſeither ge— 
gangen. Schleſiens Söhne haben gefochten, wo es darauf ankam, für das 
Vaterland einzutreten und ihr Blut einzuſetzen. Und ſo kann man wohl 
ſagen, die Geſchichte unſeres Hauſes iſt unlöslich verknüpft mit dieſer, einer 
der ſchönſten Provinzen. Und wir können, wenn wir dieſe reiche Ge— 
ſchichte überblicken, ſie mit einem Wort kennzeichnen, welches einſt Mein 
hochſeliger Herr Großvater ſprach, als nach heißem Ringen die Kaiſerkrone 
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mit de3 Himmels Willen ſich auf fein Haupt ſenkte: „Gott war mit uns, 
ihm fei die Ehre!” Und wenn Zch daran denke, wie heut die Be der 
Kriegervereine in ſtolzem Schritt bei Mir vorbeizogen, jo glaube Ich, wir 
fönnen das auch auf die Jetztzeit übertragen, und wir können Gott danken, 
wie er alles zum Wohl und Nutzen diejer Provinz und unferes Landes 
gefügt Hat, vor allem, daß es uns vergönnt gemwejen ift, im Frieden un— 
fere Arbeit zu tun. Wenn aber Gott mit und geweſen ift, jo liegt wohl 
die ernſte Frage nahe, ob wir feiner Hilfe auch würdig waren? Hat ein 
jeder unter und nun auch das feinige dazu getan, unter Drangabe von 
allen jeinen Sinnen, von Gefundheit und LZeibesträften, das fortzuführen 
und auszubauen, was die Vorzeit und Hinterlaffen hat? Wenn ein jeder 
an fein Herz jchlägt und ſich ehrlich diefe Frage vorlegt, jo wird wohl 
bei mandem die Antwort jchwer fein. Nun mohl, meine Herren, lafjen 
Gie und aus der großen Perjönlichkeit des großen Königs die Einficht 
und die Entſchlüſſe jchöpfen, wo es gefehlt hat an der Arbeit, wo der Mut 
hat finfen wollen, wo jchwarze Gedanken und Befürchtungen das Haupt 
umraujchten. Hinmweg damit! So wie der große König von dem alten 
Alliierten niemal3 im Stich gelaffen worden ijt, jo wird auch unfer Bater- 
land und dieje jhöne Provinz feinem Herzen nahe bleiben. Und jo wollen 
wir ein neues Gelübde aus dem ſchönen Schag der Erinnerungen und der 
goldenen Treue, die mir bier entgegenjchlug, prägen: Uns von nun an 
mit Aufbietung aller geiftigen und förperlichen Kräfte nur der einen Auf- 
gabe zu widmen, unjer Land vorwärt3 zu bringen, für unſer Volk zu 
arbeiten, ein jeder in feinem Stande, gleichviel, ob hoch oder niedrig, unter 
Zuſammenſchluß der Konfejfionen, dem Unglauben zu fteuern, und vor 
allen Dingen den freien Blid für die Zukunft zu bewahren und niemals 
an uns und unjerem Volke zu verzagen. Den Lebenden gehört die Welt 
und der Lebende hat Recht. Schwarzjeher dulde Ich nicht, und wer fich 
zur Wrbeit nicht eignet, der jcheide aus, und wenn er will, juche er fich 
ein befieres Land. Ach erwarte aber von Meinen Schlefiern, daß fie mit 
dem heutigen Tage fih von neuem in dem Entſchluß zufammenfinden 
werden, den großen Zielen und Vorbildern nachgehend, ihrem Herzog zu 
folgen in feiner Arbeit, und vor allem in feiner Friedensarbeit für fein 
Voll. In diejer Hoffnung leere Ich Mein Glas auf das Wohl der Pro- 
vinz Schlefien und aller treuen Schlejier. 

Die Prejje beipricht die Rede lebhaft; vielfach wird ausgeführt, daß 
Deutjchland feinen Grund Habe, nach innen und außen zufrieden zu fein. 
Vgl. dagegen „Breußiiche Jahrbücher” Bd. 126 ©. 187. 


8./9. September. (Hannover) Der Delegiertentag der 
nationalliberalen Jugendvereine, die 64 Vereine mit 10119 Mit- 
gliedern zählen, tadelt die Zuftimmung der Nationalliberalen zum 
preußiſchen Volksſchulgeſetz und zu den Reichsjteuergejegen. 

10. September. (Berlin.) Internationaler Kongreß für 
Verſicherungswiſſenſchaft. 

September. Wechſel im Kolonialamt. 


Der Leiter des Kolonialamts Erbprinz zu Hohenlohe-Langenburg 
tritt zurück. Sein Nachfolger wird der Direktor der Darmſtädter Bank, 
Bernhard Dernburg (10. September). — Die Preſſe ſieht darin einen 
Syſtemwechſel; Dernburg ſolle namentlich die unpraktiſch abgeſchloſſenen 
Lieferungsverträge revidieren und das Perſonal ſchärfer disziplinieren. — 
Prinz Hohenlohe gibt bei einem Abſchiedsdiner in öffentlicher Anſprache 
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als den Grund feines Rüdtritt3 die im Laufe des Sommers gegen die 
Kolonialverwaltung erhobenen Angriffe an: Zur Feititellung des Wahr- 
eitögehaltes jener Angriffe waren neben den laufenden Gejchäften um— 
angreiche Ermittelungen erforderlich, welche die Tätigkeit des Beamten- 
perjonals in höchſtem Maße in Anfprud nahmen. Bon den älteren Be— 
amten waren mehrere ausgejchieden; die verbleibenden waren zum großen 
Teil durch die Öffentlihen Angriffe gegen ihre Perfon in ihrer Arbeits- 
fraft gelähmt, und die neueingetretenen Herren hatten bei aller Anjpannung 
und allem guten Willen noch nicht die Zeit gehabt, fi in ihrer Wirkſam— 
feit einzuarbeiten. An eine genügende Vorbereitung großer gejeßgeberifcher 
Maßnahmen war unter diejen Umftänden gar nicht zu denfen. Dieſe Tat- 
ſachen und der ganze Einblid in den Berwaltungsmechanismus, den ich 
ewonnen habe, beftätigten mir die Ueberzeugung, daß für den Leiter der 
— — ohne eine alsbaldige durchgreifende Reform der Zen— 
trale ein fruchtbares Wirken ausgejchlofjen jei..... Ich gebe mich der 
Hoffnung Hin, daß, joweit die Bentralverwaltung in Frage kommt, das 
Ausſcheiden meiner Perſon vielleicht einer NReorganifation die Wege ebnen 
wird, die ich fachlich für unerläßlich halte, und daß ſich hieraus die ma— 
terielle Möglichkeit einer Snitiative ergeben könne, wodurch in unſere ge— 
famte Kolonialpolitif allmählich neues Leben komme. 


13. September. (Kamenz i. Schl.) Prinz Albrecht von 
Preußen f. — Geboren 8. Mai 1837, 1866, 1870 Brigadefomman= 
deur, 1871 Divifiongfommandeur, 1885 Regent von Braunfchweig. 
Der Prinz Hatte am 10. einen Schlaganfall erlitten. 

13. September. (Braunjchweig.) Regentjchaftsrat. 

Infolge des Todes des Prinzen Albrecht Eonftituiert ich der Regent— 
ichaftsrat auf Grund des Gejeged von 1879. Er befteht aus drei ftimm- 
führenden Mitgliedern des Staatsminifteriums, nämlich dem Staatöminifter 
Dr. v. Otto, dem Wirflihen Geheimen Rat Hartwig und dem Wirklichen 
Geheimen Rat Dr. Trieps, jowie dem Präfidenten des legten Landtages, 
Geheimen Juſtizrat Semler, und dem Präfidenten des herzoglichen Ober— 
landesgerichtes Dr. Wolf. — Der Reichskanzler verjpricht die Unterftügung 
des Kaiſers für die proviforische Regierung (22. September). 

14. September. (Müncen.) Eine große liberale Verſamm— 
lung demonftriert für Einführung von Simultanjchulen. Gegen 
die Regierung, die fie ablehnt, werden jcharfe Angriffe gerichtet. — 
Am 28. veranftalten fatholifche Vereine eine Gegenfundgebung. 

16. September. (Eljaß-Lothringen.) Bei den Bezirkstags- 
wahlen behauptet das Zentrum feine Mehrheit, die Liberal-demo- 
fratijchen Parteien verlieren einige Mandate an die Sozialdemo- 
fraten. 


September. (Braunfchweig.) Regentichaftsfrage. Regierung 
und Landtag über die Anjprüche des Herzog don GCumberland. 


Der Landtag wird am 21. September berufen und wählt eine Kom— 
miſſion zur Beratung der Negentichaftsfrage. Am 25. wird folgender An- 
trag der Kommiſſion einftimmig angenommen: Mit dankbarfter Anerkennung 
der vielfachen und Hohen Segnungen, welche das braunjchweigiiche Land 
der Herrichaftsführung feines verewigten Negenten verdankt vermag die 
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Zandesverfammlung fi) gleihwohl der Anficht nicht zu verfchließen, daß 
eine längere, ungewifle Fortdauer des im Gejege vom 16. Februar 1879 
vorgejehenen Provijoriums dem inneren Frieden und damit der Wohl- 
fahrt des Herzogtums nicht förderlich jein würde. Die Landesverfamm- 
lung hält ſich bei der Abgabe diejer Erklärung des Einverftändnifjes der 
Einwohnerſchaft des Landes für verfichert, die durchwegs von dem leb— 
haften Wunſche bejeelt ift, baldigft eine endgültige Nenderung des Re— 
gierungsverhältnifies — zu ſehen. Die Erreichung dieſes Zieles 
haben bisher die Gegenſätze verhindert, welche zwiſchen der Krone Preußen 
und dem derzeitigen Hauſe, der jüngeren Linie des braunſchweigiſchen 
Herzogshauſes, deren Rechte in bezug auf den braunſchweigiſchen Thron 
durch die neue Landtagsordnung gewährleiſtet werden, beſtanden und im 
Beſchluſſe des Bundesrates vom 2. Juli 1885 zum Ausdruck gebracht ſind. 
Es liegt der Landesverfammlung fern, zu dieſen Gegenjägen nach der einen 
oder anderen Richtung Hin Stellung zu nehmen; daß fie verjchwinden, 
liegt jedod ohne Trage im Intereſſe des Herzogtums, und die Landesver— 
fammlung hält e3 daher für geboten und den gegenwärtigen Zeitpunkt für 
geeignet, daß nicht jofort zur Wahl eines Negenten gejchritten, vielmehr 
unädhft an zuftändiger Stelle der Verjuc gemacht werde, auf eine Be- 
re der vorgedadten gr zu wirken. Daß dabei die bered- 
tigten Intereſſen des Reiches einerjeit3 und des Herzogtums andrerjeits 
voll gewahrt bleiben müfjen, ift jelbftverftändlid. Im Bertrauen auf den 
hochherzigen Sinn Sr. Majeftät des Deutichen Kaiſers und Königs von 
Preußen und das Pflichtgefühl Sr. fgl. Hoheit de3 Herzogs von Cumber- 
land und zu Braunjchweig und Lüneburg gegenüber dem berechtigten An- 
ſpruch des Landes auf baldige endgültige Entjcheidung richtet daher die 
Zandesverjammlung an den hohen Regentichaftsrat den Antrag, den Reichs— 
kanzler ald Borjigenden des Bundesrat3 zu erjuchen, die zur Bejeitigung 
der bezeichneten Gegenjäge geeigneten Schritte zu tun und zugleich dieje 
Rejolution zur Kenntnis der eigenen preußifchen Staatsregierung und 
Sr. fgl. Hoheit des Herzogs von Gumberland und zu Braunjchweig und 
Lüneburg zu bringen. 

In der Begründung führt der Vorjigende der Kommijlion, Ober- 
bürgermeifter Redemeyer aus: Dem Regentichaftsgejeb vom Jahre 1879 
habe man es zu danken, daß jeinerzeit bei der Thronerledigung die Staats- 
maſchine nicht ind Stoden geraten ſei und daß dann das Land unter der 
Regierung des entjchlafenen Regenten einundzwanzig glüdliche Jahre ver- 
lebt und ſich weiter entmwidelt Habe. Aber immerhin habe das Regent— 
Ichaft3gejeg nur ein Provijorium gejichaffen, und an einem Provijorium 
habe man nicht lange Freude. Es jei deshalb erflärlich, daß der Wunſch 
auf Aenderung beftehe. Eine Negentjchaft trage auch nicht zur Stärkung 
des monarchiſchen Prinzips bei, und es feien unter der Regentichaft im 
Herzogtum Parteibildungen entitanden, die nicht gerade für den inneren 
Frieden förderlich feien. Man habe zudem in dem Kleinen Lande Gegen- 
jäge genug und müfje wünſchen, daß die Gegenjäße jobald als möglich 
verjchwinden. Ferner habe der bei weitem größte Teil der Bewohner des 
Herzogtums den Wunſch, eine endgültige Regelung der Berhältnifje herbei- 
Rh zu jehen. Die ftaatsrechtliche Kommijfion jei der Anficht, daß der’ 

andtag die geeignete Stelle fei, die Regierung von der Stimmung des 

Volkes in Kenntnis zu jegen. Es habe zwar in den leßten Tagen in der 

deutjchen Preſſe an mannigfachen Vorſchlägen zu einer endgültigen Re- 

gelung nicht gefehlt, aber dieſe Vorjchläge gingen nad) der einen oder an— 

deren Geite zu weit. Man müſſe ſich lediglich) auf den Boden des Ge- 

fees ftellen. Nac dem Gejege aber ftehe feit, daß die Rechte der jüngeren 
11* 
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Linie Braunfhweig und Lüneburg unzmeifelhaft feien, und wenn man 
deshalb eine endgültige Regelung der Berhältnifje wünjche, jo müſſe man 
unächſt verfuchen, diejen Rechten Geltung zu verjchaffen. Bisher jei Die 
usübung des Thronrechtes — eſcheitert am Beſchluſſe des Bundes- 
rates vom 2. Juli 1885, welcher ausführt: „Die Ueberzeugung der ver— 
bündeten Regierungen iſt dahin auszuſprechen, daß die Regierung des 
Herzogs von Cumberland in Braunſchweig, da derſelbe ſich in einem dem 
reichsverfaſſungsmäßig gewährleiſteten Frieden unſerer Bundesratsmitglieder 
widerſtreitenden Verhältnis zum Bundesſtaat Preußen befindet, und im 
Hinblick auf die von ihm geltend gemachten Anſprüche auf Gebietsteile 
dieſes Bundesſtaates, mit den Grundprinzipien des Bundesvertrages und 
der Reichsverfaſſung nicht vereinbar ſei.“ Das ſei der erſte Grund, wes— 
halb das herzogliche Haus den Thron nicht habe annehmen können. Man 
müfje zunächit verfuchen, in ehrlicher und aufrichtiger Weije die Gegenfäße 
zu bejeitigen. Die Kommiſſion habe die Ueberzeugung, daß die berufenen 
Stellen einen Weg finden werden. Gie jei ebenfalld überzeugt, daß der 
Zandtag die Heilige Pflicht Habe, in dieſem Augenblid auf lärung der 
Berhältniffe hinzuwirken. Nun fei die Kommilfion der Anficht, daß fie, 
weil offizielle Mitteilungen über die näheren Gründe der zwijchen der 
preußijchen Krone und dem herzoglichen Haus beftehenden Differenzen ihr 
nicht zugegangen feien, zu diefen Gründen unmöglich Stellung nehmen 
fönne. Dagegen jei die Kommiſſion der Anficht, daß die Uebernahme der 
Regierung durch ein Mitglied des herzoglichen Haufe nicht anders mög- 
lid) würde, ald wenn zuvor das zweite Hindernis befeitigt würde, und das 
jeien die Anjprüche, die, wie der Bundesrat ſage, auf Teile des König- 
reich® Preußen geltend gemadt würden. Die Kommiffion fei der Mei— 
nung, daß auf Dieje Antprüche in unzweideutiger Weife verzichtet werden 
müſſe, bevor eine Thronbefteigung durch den Herzog von Cumberland oder 
ein Mitglied feines Haufe3 möglich ſei. Das erfordere die Rüdficht auf 
das Herzogtum jelbft. Allein Fönne man nichts ausrichten, man fei an— 
gewiejen auf ein gutes Verhältnis mit Preußen. Es würde felbftverftänd- 
lich dieſes Verhältnis trüben, wenn der Inhaber des Throne Anjprüche 
geltend mache auf einen anderen Thron, und auch, wenn nur in anderen 
Zeilen des Reiches die Ueberzeugung plaßgriffe, daß die Geltendmahung 
jolher Anſprüche hier Unterftügung ande. Das ſei nah Anficht der Kom« 
miſſion ausgejchloffen. In der Liebe zum Waterlande jind wir alle einig. 
Deshalb follen auch alle dazu beitragen, daß die Bundestreue und die Liebe 
zu Kaiſer und Reich in feiner Weije hier gefchmälert wird. Und deshalb 
ift der Verzicht erforderlih. (Beifall. 

GStaatöminifter dv. Dtto: Die ftaatsrechtliche Kommiſſion Hat den 
Inhalt der von Ihnen einftimmig angenommenen Rejolution vorher zur 
Kenntnis des Negentichaftsrates gebradht und damit diefem Gelegenheit 
gegeben, fofort zu ihm Stellung zu nehmen. Der Regentichaftsrat hat 
bereit3 bejchlofjen, Anordnungen zu treffen, daß dem ausgejprochenen An— 
trage der Berfammlung fjofort entijprocdhen werde. Demgemäß wird das 
Staat3minifterium fofort handeln. 


22.28. September. Mannheim.) Sozialdemofratifcher Bartei- 
tag. — Organifation; Maſſenſtreik; Gewerkjchaften; Intervention 
in Rußland. 

Dem eigentlichen Parteitage geht eine Frauentonferenz vorher, die 
eine Rejolution auf Ngitation unter den Landarbeiterinnen annimmt. In 


einer Debatte über das Frauenjtimmrecht jagt Abg. Bebel, der Radikalis- 
mu3 der jozialdemofratiichen Prinzipien zwinge die anderen Parteien zum 
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Entigegenfommen. In der legten Zeit ift jo viel die Rede geweſen von 
der Machtlofigkeit der Sozialdemokratie. Kein Wort ift falfcher als das. 
SH mage im Gegenteil zu behaupten, feine Partei in Deutſchland ift 
mächtiger ald die Sozialdemokratie. Sie beherrſcht nach innen wie nad 
außen unſer öffentliches Leben. 

Borligender des PBarteitagd wird Abg. Singer. bg. Geriſch er- 
ftattet den Kafjenbericht und tadelt, daß viele Wahlfreife weit mehr kofteten 
als einbräcdten. Die Parteifinanzen Hingen eigentlich von der Opfermwillig- 
feit der Genofjen von Groß-Berlin ab. Die Parteiorganifation fei noch 
unvollendet; in 33 Wahlfreiien jei noch feine vorhanden, eine wirkliche 
Organiſation beftände erft in 278 Wahlkreifen, darunter jeien aber manche 
ſchwache. Im ganzen jeien 384000 Genofjen organifiert, 12,76 Prozent 
ber abgegebenen Wahlftimmen. Beſſer ftehe e3 mit der Preffe. Kein Organ 
habe im legten Jahre Berlufte z8 verzeichnen gehabt, die Zahl der Abon- 
nenten ſei im ganzen um 158638 im Borjahre geftiegen, einfchließlich der 
‚Sleichheit”, nicht aber der „Neuen Zeit”; im ganzen jeien e3 838790, 
die Einnahmen in Höhe von 4,2 Millionen Mark brachten, die Inſerate 
lieferten dazu 2,6 Millionen Mark. 

Sn der Debatte weijen Vertreter mehrerer Wahlkreife die ihnen 
gemachten Vorwürfe der Saumfeligfeit zurüd und greifen den Partei— 
vorſtand heftig an. 

Abg. Bebel beantragt eine Refolution über den Maffenftreif: „Der 
Parteitag beftätigt die Beichlüffe des Jenaer Parteitages, den politijchen 
Maſſenſtreik betreffend. Der Parteitag empfiehlt nochmals beſonders nach— 
drücklich die Beichlüffe zur Nachachtung, die die Stärkung und Ausbreitung 
der Barteiorganijation, die Verbreitung der Parteipreſſe und den Beitritt 
ber Barteigenofjen zu den Gewerkſchaften und der Gewerkichaftsmitglieder 
sur Barteiorganijation fordern. Sobald der Parteivorftand die Notwen- 

igfeit eines politiſchen Mafjenftreit3 für gegeben erachtet, hat derjelbe fich 
mit der Generalkommiſſion der Gewerfinatten in Berbindung zu jeßen 
und alle Maßnahmen zu ergreifen, die erforderlich find, um die Aktion 
erfolgreih durchzuführen. Die Gewerkſchaften find unumgänglid not- 
mwendige Organijationen für Die Beount der Klafjenlage der Arbeiter inner- 
‘ Halb der bürgerlichen Gejellichaft. Diejelben ftehen an Wichtigkeit Hinter 
der jozialdemofratifchen Bartei nicht zurüd, die den Kampf für die Hebung 
der Arbeiterflaffe und ihre Gleichberechtigung mit den anderen Klafjen der 
Gejellihaft auf politiichem Gebiet zu führen hat, im weiteren aber über 
dieſe ihre nächfte Aufgabe Hinaus die Befreiung der Arbeiterklaſſe von 
jeder Unterdrüdung und Ausbeutung durd) Aufhebung des Lohnſyſtems 
und die Organiſation einer auf der ſozialen Gleichheit aller beruhenden 
Erzeugungs⸗ und Austauſchweiſe, alſo der ſozialiſtiſchen Geſellſchaft, er- 
ſtrebt. Ein ar das auch der Hafjenbewußte Arbeiter der Gewerkſchaft 
notwendig erjtreben muß. Beide Organifationen find aljo öfters in ihren 
Kämpfen auf gegenfeitige Verftändigung und Zuſammenwirken angemiejen. 
Um bei Aktionen, die die Intereſſen der Gewerkſchaften und der Partei 
gleihmäßig berühren, ein einheitliches Vorgehen herbeizuführen, ſollen die 
Bentralleitungen der beiden Organifationen fich zu verftändigen juchen. 
Die Einladung zu einer folhen Beratung Hat diejenige Bentralleitung er- 
gehen zu laffen, von der die Anregung zu der Beratung ausgeht.“ — Er 
berichtet über den Streit betreffend den Mafjenftreif (S. 138). Ein Mafjen- 
ftreif wegen des preußifchen Wahlrechts fei noch nicht zeitgemäß, weil Die 
Arbeiter das Wahlrecht zu lange gleichgültig betrachtet hätten; fie müßten 
erft noch dafür vorbereitet werden. Die Befürworter des jchleunigen Mafjen- 
ftreif3 hätten feinen Kontakt mit den Mafjen. Auch im Falle eines Krieges 
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jei ein Maſſenſtreik zugunften des Friedens nicht möglich, da die große 
Aufregung es nicht dazu kommen ließe und die Parteiführer vermutlich 
durch das Kriegsrecht verhaftet werden würden. — Korreferent Abg. Legien 
beantragt, den erften Abjag der Rejolution Bebel wie folgt zu fallen: 

„Der Parteitag beftätigt den Senaer Barteibefhluß zum politiichen Mafjen- 
ftreif, der mit der Retolution des Kölner Kongrefjes nicht in Widerſpruch 
ſteht.“ — Er polemifiert gegen die Möglichkeit eines baldigen Maſſenſtreiks: 
Man glaubt jegt vielfach, es ließe fich ein Generalftreif für beſtimmte poli- 
tiſche Zwecke auch ohne Revolution durhführen. Wie follte das gejchehen? 
Entweder müßten wir durch den Generalſtreik das Staatögetriebe lahm 
legen. Demonftrieren läßt fich ja in einer Reihe von Induſtrien jchon 
heute durch große Urbeitseinftellungen. Aber gerade im Transportgewerbe 
und teilmeile aud im Nahrungsmittelgewerbe fann davon nicht die Rede 
fein. In den anderen Snduftrien fperren heute die Unternehmer die 
Arbeiter aus. Als letztes umfaffendes Mittel erfennen wir alle die Arbeits- 
einftelung an. Dann wollen wir auch und das Recht auf die Straße 
erfämpfen. Vorher aber ift immer nocd die Frage zu Iöjen, ob das Objekt 
da3 große Opfer wert ift, das wir bringen müfjen. 

In der Debatte über die Differenz zwiſchen dem Parteivorftand und 
den Gemwerfichaftsführern erklärt Abg. David, eine wirkliche Differenz be- 
ftehe nicht, da Bebel jeit Jena einen Rückzug angetreten habe. Dr. Lieb- 
knecht findet dasjelbe und verlangt einen Generalftreif, falls Deutichland 
in Rußland intervenieren wolle. Abg. Bebel: Selbjtverftändlich würde in 
einem ſolchen Falle alles aufgeboten werden, um die Intervention zu ber- 
ein aber die Gefahr liege nicht vor. Die ftarken deutichen Heeres- 
ammlungen an der Oftgrenze find nur der allgemeinen politiichen Situation, 
nicht aber einer Anterventionsabficht entiprungen. Das erleben wir ja an 
der Dft- und Wejtgrenze in ſtets fteigendem Maße. Natürlich wünjchen 
die deutjchen Staat3leiter die ruffishe Revolution zum Teufel. Bielleicht 
find auch die Truppen enger zufammengezogen worden, um einen Kordon 
gegen ruffiiche Ueberläufer zu bilden. Auch die Bankwelt Hat man ver- 
anlaft, dem Dejpotismus unter die Arme zu greifen. Aber von alledem 
bis zur bewaffneten $ntervention ift doch noch ein weiter Schritt. — Es 
werden zahlreiche Anträge gejtellt, die fich bald gegen die Gewerkichaften, 
bald gegen den Barteivorftand richten. Schließlich) wird folgende Kom- 
promißrejolution Bebel-Legien angenommen: „Der Parteitag beftätigt den 
Senaer Parteitagsbeſchluß zum politiihen Mafjenftreif und Hält nach der 
Feſtſtellung, daß der Beichluß des Kölner Gewerkſchaftskongreſſes nicht im 
Widerjpruche fteht mit dem Jenaer Beichluß, allen Streit über den Sinn 
des Kölner Beichluffes für erledigt.” — Ferner folgende Refolution 
Kautsky: „An den Schluß der Rejolution Bebel folgenden Paſſus an- 
zujchließen: Um aber jene Einheitlichkeit de3 Denkens und Handelns von 
Partei und Gewerkichaft zu fichern, die ein unentbehrliches Erfordernis für 
den fiegreichen Fortgang des proletariichen Klafjenfampfes bildet, ift es 
unbedingt notwendig, daß die gewerfichaftliche Bewegung von dem Geifte 
der Sozialdemokratie erfüllt werde. Es ift daher Pflicht eines jeden 
Parteigenofjen, in diefem Sinne zu wirken.” — Mit diefen Korrekturen 
wird Bebeld Antrag mit 386 gegen 5 Stimmen angenommen. 

Ferner wird debattiert über Maifeier, Sozialdemokratie und Volks— 
erziehung, Kampf gegen den Militarismus, Jugendorganijation. 

Die bürgerliche Preſſe fieht meift in der Refolution über den Streit 
einen Rüdzug Bebeld und verhöhnt ihn deshalb, der äußerſte linke Flügel 
der Sozialdemokraten, die Anarhofozialiften, nennen das Kompromiß eine 
mijerabel gefpielte Komödie, ein abgefartetes Spiel. 
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23. September. (Ejfen.) Nach langen Verhandlungen lehnt 
der Verband chriftlicher Bergarbeiter die Verſchmelzung mit dem 
fozialdemofratijchen alten Verbande ab, will aber bei wirtjchaft- 
lichen Kämpfen mit ihm ein Zufammengehen anjtreben. 

24. September. (Berlin) An Stelle des zurüdtretenden 
Generals dv. Maſſow wird der fommandierende General des 11. Korps 
Linde zum Präfidenten des Reichömilitärgericht3 ernannt. 

25. September. (Bre3lau.) Wegen des Krawalls am 19. April 
(S. 117) werden 38 Arbeiter zu Freiheitzjtrafen bi3 zu 6 Monaten 
verurteilt. 

26. September. (Kiel.) Prinz Heinrih von Preußen über- 
nimmt als Großadmiral dad Kommando der aktiven Schlacht- 
flotte. Der bisherige Großadmiral v. Köfter wird Generalinfpef- 
teur der Marine. 


Ende September. Bekämpfung des Alkoholismus. 

Das Reichsverficherungsamt richtet an die deutjchen Berufsgenofjen- 
Ichaften Anfragen darüber, welche Schritte fie unternommen Haben, um 
den Mißbrauch geiftiger Getränfe unter den Arbeitern der ihnen unter- 
ftellten Betriebe entgegenzutreten. Gleichfall3 werden die Berufsgenofjen- 
een aufgefordert, dieſer Angelegenheit fortgefegt ihr Augenmerk zu 

enfen. 
Anfang Oktober. Veröffentlichung der Denkwürdigkeiten des 
Yürften Hohenlohe. Streit um Bismarcks Entlafjung. 


Der Bezirköpräfident von Kolmar, Prinz Alerander Hohenlohe, 
veröffentlicht die Denkwürdigfeiten ſeines Vaters, des früheren Reichs— 
fanzlerd. Darin find u.a. enthalten Aufzeichnungen über Geſpräche mit 
dem Kaijer und dem Großherzog von Baden über Bismard3 Entlafjung, 
viele Nachrichten über Einzelheiten von 1890—1900, namentlich Bemer- 
fungen über auswärtige Fragen, dad Verhältnis Deutichlands zu Rußland 
und Defterreich, Urteile Bismards, des Kaiſers, des Zaren über politifche 
Perjönlichkeiten und Ereigniffe. — Die PVeröffentlihung wird allgemein 
al3 eine große Indiskretion bezeichnet und in der Preſſe lebhaft behandelt. 
Der Kaiſer telegraphiert an den Fürften Philipp zu Hohenlohe-Schillings- 
fürft, den Chef des Hauſes: Ich Ieje joeben mit Erjtaunen und Entrüftung 
die Veröffentlihung der intimjten Privatgeipräche zwiſchen Deinem Vater 
und Mir, den Abgang des Fürften Bismard betreffend. Wie fonnte e3 
qugeben, daß dergleihen Material der Deffentlichfeit übergeben werden 
onnte, ohne zuvor Meine Erlaubnis einzuholen? Sch muß dieſes Vor- 
gehen als in höchſtem Grade taftlos, indisfret und völlig inopportun be- 
zeichnen, da e3 unerhört ift, daß Vorgänge, Die den zurzeit regierenden 
Souverän betreffen, ohne feine Genehmigung veröffentlicht werden. 

Die „Hamburger Nachrichten“ beftreiten die Nichtigkeit der Bismard 
betreffenden Mitteilungen. Die öfterreichijchen Zeitungen fehen in den 
Mitteilungen eine glänzende Bejtätigung der Bundestreue des Kaijers, 
während Bismard eine Preisgabe Defterreich-Ungarns an Rußland nicht 
unbedingt abgelehnt habe. — In den „Preußiichen Jahrbüchern“ führt 
Profeſſor Delbrüd aus, die Denkwürdigfeiten bewiejen, daß Bismard 
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zur Abänderung des Reichstagswahlrechts habe jchreiten wollen, aljo ein 
pofitives, ausführbares Programm nicht mehr gehabt habe. Der Kaijer 
habe Deutichland durd die Entlafjung vor einer jchweren Krifis bewahrt. 
Dieſe Anficht findet wenig Beifall und wird meift als Verdächtigung Bis- 
mard3 bezeichnet. (Bgl. „Preußiſche Jahrbücher" Bd. 126.) 


3. Oktober. (Braunfchweig.) Antworten des Reichskanzlers 
und des preußifchen Minifterpräfidenten auf die Mitteilung der 
Refolution des Braunjchweiger Landtags: 


Homburg v. d. H., 3. Dftober 1906. Dem herzoglich braunjchweigiich- 
lüneburgiſchen Staat3minifterium beehre ich mich, auf an mich als Reichs— 
fanzler gerichtete Schreiben vom 25. vor. Monats zu erwidern, daß id) den 
Bundesratöbefhluß vom 2. Juli 1885, durch welchen die Regierung des 
Herzogs von Cumberland in Braunfchweig als nicht vereinbar erklärt 
worden ift mit den Grundprinzipien der Bündnisverträge und der Reichs— 
verfaffung, für mich jo lange als maßgebend gelten muß, als derjelbe nicht 
durch einen neuen Beichluß des Bundesrates aufgehoben oder abgeändert 
worden ift. Einen ſolchen aufhebenden oder abändernden Beſchluß herbei- 
uführen jehe ich mich nicht in der Lage. Demgemäß muß die Möglich- 
beit der Webernahme der Regierung des Herzogtums von Braunjchweig 
durch den Herzog von Cumberland unter der obwaltenden Sadjlage außer 
Betracht fein. Es ergibt fi aus dem Vorftehenden, daß ich eine weitere 
Antwort auf die von dem herzoglich braunjchweigiich-Lüneburgiichen Staat3- 
minifterium an mich gerichteten Fragen, welche die Möglichkeit einer Re— 
gierung des Herzogs von Cumberland in Braunjchweig zur Vorausjegung 
haben, zurzeit nicht zu geben vermag. Die in dem Schreiben de3 herzog- 
lihen Staat3minifteriums, wie auch in der darin mitgeteilten Rejolution 
des braunjchweigiichen Landtags zum Ausdrud gebrachte reichötreue Ge- 
finnung geben mir die Zuverjicht, daß das herzogliche Staat3minijterium 
auch bei der ihm jet obliegenden Regelung der Berhältnifje im Herzogtum 
die allgemeinen NReichsinterejjen im Auge behalten werde. Der Reichs— 
fanzler an das herzoglich braunfchweigisch-lüneburgifhe Staat3minifterium 
Braunjchmweig. 

— d. H., 3. Oktober 1906. Dem herzoglich braunſchweigiſch— 
lüneburgiſchen Staatsminiſterium beehre ich mich auf das an das könig— 
liche Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten gerichtete Schreiben 
vom 25. September mitzuteilen, daß die in dem Bundesratsbeſchluß vom 
2. Juli 1885 aufgeführten Gründe, aus denen damals die Regierung des 
Herzogs von Cumberland für nicht vereinbar erklärt worden ift mit den 
Grundprinzipien der Bündnisverträge und der Reichsverfaffung, nad) der 
Ueberzeugung der königlichen Staatsregierung noch heute Geltung haben. 
In dem durch den früheren Bejchluß gekennzeichneten Verhältnid des Her- 
dog? zu Preußen ift eine entjcheidende Menderung nicht eingetreten. Auch 
ejtehen noch immer, und zwar unter mindeſtens ftillichtweigender Duldung 
des Herzogs, Beltrebungen, die ſich in ihrem Endziel auf die preußifche 
Provinz Hannover erjtreden. Es kann Preußen nicht zugemutet werden, 
daß es in den benachbarten Bundesftaaten eine welfiſche Regierung dulde, 
durch die der preußifche, unter dem Schuß der Reichöverfafjung ftehende 
Beligftand gefährdet werden würde. Die königliche Staatsregierung würde 
biernad einem etwaigen Antrag auf Aufhebung oder Abänderung des 
Bundesratsbeichluffes vom 2. Juli 1885 ihre Zuftimmung verfagen müfjen. 
Gie glaubt auch, zurzeit nicht in der Lage zu fein, ihrerjeit3 Schritte zu 
unternehmen, um eine Menderung des in dem Bundesratsbeſchluß gefenn- 
zeichneten Verhältniſſes des Herzogs zu Preußen herbeizuführen. Der 
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föniglih preußifhe Minifter der auswärtigen Angelegenheiten an das 
— braunſchweigiſch⸗ lüneburgiſche Staatsminiſterium zu Braun- 

3. Oktober. (Berlin.) Zuſammentritt einer internationalen 
Konferenz für drahtloje Telegraphie. 

5. Dftober. (Efjjen.) Sämtliche Bergarbeiterverbände, die 
220000 Mitglieder umfaflen, fordern eine fünfzehnprogentige Lohn 
erhöhung für alle deutjchen Bergarbeiter. 

5./6. Oktober. (Hamburg.) Der deutjch-evangelijche Lehrer- 
bund jpricht fich gegen die Entchriftlichung der Schule aus. 

6.7. Oktober. (Go3lar.) Nationalliberaler Parteitag. 


Borfigender ift Abg. Bafjermann. Abg. Hieber fpricht über 
politiihe Rüdblide und NAusblide und betont die jchwierige Lage der 
Partei; fie werde von allen Seiten angegriffen und im Innern herrichten 
Differenzen. — Deutjchland jei ziemlich ifoliert; in der Kolonialpolitif 
jeien manche Fehler gemacht, aber e3 jei unmürdig, fie zu übertreiben. 
In der inneren Bolitit mache die Polen- und Welfenfrage Schwierigkeiten, 
die wirtſchaftlichen Intereſſenkämpfe ließen die Rüdficht auf die Gejamt- 
beit zu jehr vermiffen. In der Sozialpolitif müſſe der Gedanke Herrichen, 
daß das Emporftreben der Mafje zur Befjerung ihrer Lage nicht nur feine 
unberechtigte, jondern eine berechtigte, nein, eine erfreuliche, eine Kultur- 
bewegung im wahrjten Sinne des Wortes darftellt, und daß der moderne 
Staat allen Grund Hat, dieſes Emporftreben nicht zu unterdrüden, jondern 
jelbft anzuregen und zu jchügen. Wir werden darum, um einen Blid zu 
werfen auf die nächſten jozialpolitijchen Aufgaben des Reichstags, die Vor— 
lage über die Nechtsfähigfeit der Berufövereine aufs wohlwollendſte zu 
prüfen haben, wir werden eine gejegliche Organijation des Arbeiterjtandes 
in Arbeit3- oder Arbeiterfammern begrüßen; denn Geje und Organijation 
find immer befjer als bloße Agitation. — Bei der Betrachtung der Finanz- 
reform müjje man ſich Har machen, daß es unmöglich jei, 200 Millionen 
Mark durd) populäre Steuern zu deden. — Man müfje danad) ftreben, 
einen Grundjtod nationaler Staatsgedanken zu jchaffen, der allen urteils- 
fähigen Männern gemeinjam ift. 

In der Debatte wird die Haltung der Partei bei der Reichäfinanz- 
reform, insbejondere der Verkehrsſteuer, angegriffen: die Finanzreform hätte 
man noch drei Jahre verjcyieben Ffönnen. Abg. Bajjermann: Die Partei 
babe nicht die Verantwortung für ein Scheitern der Reform übernehmen 
fönnen. Ohne Finanzreform wäre auch das Flottengejeb gefallen. Falk— 
Köln: In der Partei beftehe eine Differenz über die Grundfragen. Jetzt 
fei der nationale Partikularismus weniger ſchädlich als der wirtjchaftliche 
und ar diefen habe die Partei durch das preußiiche Schulgejeß unter- 
fügt. Knoke (Osnabrüd): Ohne Zweifel habe die Haltung der Partei 
viel Mipftimmung erregt; die Partei ſei mitjchuld am Niedergange des 
Liberalismus, daher jei die Kritif der Sungliberalen zum Zeil berechtigt. 
Dr. Marwitz ——— Warum habe Hieber fein Wort gegen die Konſer— 
vativen gejagt? Warum jei das Gerücht über Abmadhungen der Partei 
mit dem Zentrum über die nächſten Wahlen nicht widerlegt? Abg. Fried- 
berg: Die Kritik der Yungliberalen überjchreite alles Maß; die Partei 
mer im preußifchen Abgeordnetenhaufe alle illiberalen Maßregeln jcharf 
ritifiert. Eine Programmrevifion wäre fehlerhaft; vor den nächſten Wahlen 
fei zu agitieren und zu organifieren. — Nach weiterer jcharfer Diskuffion 
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zwiichen Vertretern der Partei und der Jungliberalen wird folgender An- 
trag mit 580 gegen 20 jungliberale Stimmen angenommen: „Der Ber- 
tretertag hat durch die aufflärenden und erjchöpfenden Darlegungen der 
Neichtagsabgeordnieten die Ueberzeugung gewonnen, daß die Reichstags— 
fraftion jich bei den Verhandlungen über die Reichsfinanzreform in einer 
äußerft jchwierigen Lage befand und bejtrebt war, diefe Hochwichtige Frage 
zum Wohle des Vaterlandes zu löſen. Durch diejfe Anerkennung erachtet 
der Bertretertag die in den jungliberalen Kreijen zutage getretenen Mei- 
nungsverfchiedenheiten für ausgeglichen und erwartet von alt und jung, 
da fie baldigft in die Vorbereitungen für die fommenden Reichstags— 
wahlen eintreten.“ 

Ferner wird nad einem Meferat des Abg. Patzig über Mittel- 
ftandspolitif beſchloſſen, das Gejeh über den unlauteren Wettbewerb zu 
revidieren und das Verſicherungsweſen auf die Privatangeftellten aus- 
zudehnen. 

In Preſſe und Vereinen wird die Diskuffion zwiſchen Partei und 
Jungliberalen, namentlich in Süddeutjchland, fortgejegt, jo daß die gegne- 
riihen Parteien behaupten, der Zwiejpalt ſei nicht bejeitigt, jondern werde 
auf dem nächjten Parteitag jtärfer hervortreten. 


10. Dftober. Die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung“ ver— 
dffentlicht folgenden Briefwechjel des Herzogs von Cumberland mit 
dem Kaiſer und dem Reichsfanzler: 


I. Schreiben de3 Herzog3 an den Raijer: Durchlauchtigſter, groß- 
mächtigfter Kaiſer und König, freundlich lieber Vetter und Bruder! Die 
Rejolution, welche die Landesverſammlung des Herzogtums Braunfchweig 
zur Neuordnung ber Regierungsverhältnifie des Herzogtums am 25. Gep- 
tember angenommen und das herzogliche Staatöminifterium mir zur Kennt— 
nis gebradht hat, gibt mir Anlaß, an Ew. Kaijerliche und Königliche Maje- 
ftät mit einer freundlichen Bitte mid) zu wenden. Es ift mein Wunſch, 
eine endgültige Ordnung der Regierungdverhältniffe im Herzogtum Braun- 
ſchweig auf dem Wege herbeigeführt zu fehen, daß ich und mein ältefter 
Sohn, Prinz Georg Wilhelm, unjere Rechte auf die Regierung im Herzog- 
tum auf meinen jüngften, nad) dem braunjchweigischen Hausgeſetz voll- 
jährigen Sohn, den Prinzen Ernft Auguft, übertragen, und daß diefer als 
Herzog die Regierung übernehme Mir und meinem älteften Sohne, jomwie 
dejjen Deſzendenz würde die Sukzeſſion in Braunfchweig für den Fall 
vorbehalten bleiben, daß die Linie meines jüngften Sohnes erlöjchen follte. 
Der Berzichtleiftung auf den braunjchweigiihen Thron würden ich und 
mein ältejter Sohn entiprechen, ſobald Gewißheit befteht, daß der Regierungs— 
übernahme meines jüngften Sohnes feine Hindernifje entgegenftehen. Dieje 
meine Abfiht und meinen Wunjch bitte ich dem Allergnädigften Wohl- 
wollen Eurer Raijerlichen und Königlichen Majeftät empfehlen zu dürfen. 
Mit der Berficherung der vollkommenſten Hohadhtung und Freundichaft 
verbleibe ic) Em. Kaiferlihen und Königlichen Majeftät freundwilliger 
Better und Bruder Ernft Auguftl. Gmunden, 2. Dftober 1906. 

II. Schreiben deö Herzogs von Cumberland an den Reichskanzler: 
Euer Durchlaucht beehre ich mich, eine Abjchrift des Schreibens, welches 
ih an des Deutichen Kaiferd und Königs von Preußen Majeftät wegen 
Uebernahme der Regierung de3 Herzogtums Braunfchweig gerichtet habe, 
zur geneigten Kenntnis hierüber zu überjenden und Eure Durchlaucht als 
Borfigenden des Bundesrat zu bitten, vom Inhalte de Schreibens dem 
Bundesrat Mitteilung machen zu wollen, fobald Eure Durchlaucht das für 
angezeigt Halten. Indem ich die freundliche Bitte ausfpreche, daß Eure 


Das Veuiſche Rei und feine einzelnen Glieder, (Oktober 12.) 171 


Durchlaucht der Verwirklichung meines in dem Handjchreiben Seiner Majeftät 
unterbreiteten Borjchlages geneigte Unterftügung angebeihen laſſen wollen, 
verbleibe ich mit volllommener Hochachtung Eurer Durchlaucht ergebenfter 
Ernft Auguft. Gmunden, 2. DOftober 1906. 

II. Schreiben de3 Kaijerd an den Herzog von Eumberland: An 
des Prinzen Ernft Auguft von Großbritannien und Irland, Herzogs von 
Eumberland Königliche Hoheit. Durdlauchtigfter Fürft, freundlich Tieber 
Better! Eurer Königlichen yodeit Schreiben vom 2. Oktober habe Ich er- 
halten. Die Regierung von Braunfchweig ift durch den Bundesratsbeichluß 
vom 2. Juli 1885 in der nach Lage der Verhältniſſe durch die Intereſſen 
des Reiches gebotenen Weije geregelt. Als berufener Hüter diefer Inter— 
effen muß ich Anftand nehmen, zu einer Neuregelung die Hand zu bieten, 
folange die Sad) und Rechtslage, die zu gedachtem Bundesratsbeichluß 
geführt hat, unverändert fortbeiteht. Der Inhalt Eurer Königlichen Hoheit 
Schreibens bietet aber feinen Grund, dieſe Lage als verändert anzujehen. 
Ich jehe Mich daher außerftande, der Mir von Eurer Königlichen Hoheit 
ausgeiprochenen Bitte näher zu treten. Eure Königliche Hoheit bitte Ich 
die Berficherung der ausgezeichnetiten Hochachtung entgegenzunehmen, wo— 
mit Ich bin Eurer Königlichen Hoheit freundlicher ergebener Wetter. 
Wilhelm I. R. Rominten, den 6. Dftober 1906. 

IV. Schreiben des NReichälanzlerd an den Herzog von Cumberland: 
Sr. Königlihen Hoheit, Prinzen Ernft Auguft von Großbritannien und 
Seland, Herzog von Cumberland! Em. Königlichen Hoheit beehre ich mich 
mit untertänigjtem Dank den Empfang des gnädigen Schreibens vom 2.d.M. 
zu beftätigen, mit welchem Em. Königliche Hoheit mir die Abjchrift des 
von Ahnen an Seine Majeftät den Kaijer und König wegen der Regierung 
im Herzogtum Braunfchweig gerichteten Schreibens zur Kenntnis über- 
fandt Haben. Wa3 Em. Königlichen Hoheit Wunſch nah Mitteilung diejes 
Schreibens an den Bundesrat betrifft, jo muß ich mir die Entichliegung 
darüber vorbehalten. Dagegen jehe ich mich zu meinem Bedauern außer- 
ftande, die gewünjchte Unterſtützung des von Em. Königlichen Hoheit Seiner 
Majeftät dem Kaifer unterbreiteten Vorſchlages zuzuſagen. Die Gejichts- 
punfte, nach welchen ich als Reichsfanzler wie als preußifcher Minifter 
de3 Auswärtigen pflichtmäßig die braunjchweigiiche Frage zu behandeln 
habe, find in zwei in dieſer Eigenfchaft von mir mit Genehmigung Seiner 
Majeftät de3 Kaiſers an die herzoglich braunfchweigische Regierung ge— 
richteten, inzwiſchen der Deffentlichfeit übergebenen Schreiben dargelegt. 
Bon dem in diejen Schreiben angenommenen Standpunfte aus glaube ich 
in Em. Königlihen Hoheit Vorjchlag eine für das NReichsinterefje annehm- 
bare Löfung nicht erbliden zu fünnen. Mit dem Ausdrude der ehr- 
erbietigften Gefinnung verharre ich als Eurer Königlichen Hoheit unter- 
ee Bülow, Reichskanzler. Homburg v. d. Höhe, den 7. Ok— 
tober 1906. 


12. Oktober. Die „Braunjchweigiiche Landeszeitung“ ver— 
dffentlicht folgendes Schreiben des Herzogs von Cumberland: 


Gmunden, den 9. Oktober 1906. An das Herzoglicdy Braunſchweigiſch— 
Lüneburgiſche Staatsminifterium in Braunfchweig. Die von der Landes— 
verjammlung ded Herzogtums am 25. September zur neuen Regelung ber 
Regierungsverhältniffe einftimmig gefaßte Rejolution Habe ich, meil jie für 
da3 legitime Recht eintritt, al3 beutjcher Fürft mit warmer Freude be- 
grüßt. Die Refolution hat mic) veranlaft, ſowohl an Se. Majeftät den 
Deutjhen Kaifer und König von Preußen als auch an Se. Durchlaucht 
den deutjchen Reichskanzler und Minifter der auswärtigen Angelegenheiten 
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Fürften v. Bülow die abjchriftlich beigefügten Schreiben am 2. d. M. zu 
rihten. Darauf habe ich die gleichfall3 in Abjchrift anliegenden Antwort- 
jhreiben vom 5. bezw. 7.d. M. erhalten. Nac meiner feiten Ueberzeugung 
habe ich durch mein Schreiben an Se. Majeftät den Deutihen Kaiſer das 
weiteftgehende Entgegentommen bewiejen. Zu meinem lebhaften Bedauern 
hat Se. kaiferl. und königl. Majeftät ſich Allerhöchſt außerjtande erflärt, 
der jeinem Allerhöchſten Wohlmollen von mir empfohlenen Bitte näher- 
zutreten; auch hat Se. Durchlaucht der Reichskanzler die von mir erbetene 
Unterftügung meines Sr. Majeftät unterbreiteten Vorſchlages nicht zujagen 
fönnen. Die für die Ablehnung meines Vorſchlages angeführten Gründe 
vermag ich in feiner Richtung anzuerkennen. Denn durch die von mir 
vorgejchlagene Neuregelung der Regierungsverhältnifie des Herzogtums würde 
meines Erachtens die Sach- und Rechtslage mwejentlich verändert, und ganz 
unerfindlich ift mir, inwiefern die NRegierungsübernahme meines jüngften 
Sohnes im Herzogtum Braunjchweig die Intereſſen ded mächtigen Deutjchen 
Reiches follte gefährden können. Ich beichränfe mich hiermit darauf hin— 
zumweifen, daß der Bundesratsbejhluß vom 2. Juli 1885, wie ja auch jchon 
der Wortlaut desfelben ergibt, nur gegen mich, nicht auch gegen die Mit- 
glieder meines Braunjchweigifch-Lüneburgiihen Hauſes ſich richtet. An 
vorftehende Mitteilung, welche das Land Braunfchweig und bejonders Die 
Zandesverfammlung über den im Sinne der Rejolution vom 25. v. M. 
von mir unternommenen Ausgleichsverſuch und über deſſen Zurüdmeifung 
aufflären joll, knüpfe ich hiermit das an ein Herzogliche3 Staatöminifterium 
gerichtete dringende Erjuchen, dieje3 mein Schreiben ohne Verzug, wie dies 
mit der an das herzogliche Staat3minifterium gerichteten Note des deutfchen 
Reichskanzlers und Minifters der auswärtigen Angelegenheiten vom 3. Df- 
tober geidenen ift, durch die amtlichen Braunfchweigischen Anzeigen zur 
öffentlichen Kenntnis zu bringen und, worauf ich ganz bejonderes Gewicht 
lege, der Landesverjammlung vorzulegen, deren erneute Tagung bevorfteht. 
gez. Ernft Auguft, Herzog zu Braunjchweig und Lüneburg. 

13. Dftober. (Berlin.) Major Fifcher wird aus der Unter- 
ſuchungshaft entlafjen, das Strafverfahren wird eingeftellt, da fich 
nicht? Belaftendes ergeben hat (©. 149). Er wird disziplinarifch 
mit Stubenarreft beitraft. 

14. DOftober. (Preußen.) In der Erzdiögefe Poſen-Gneſen 
läßt Erzbifchof Stablewski einen Erlaß über den Religionsunter- 
richt verlefen, in dem es beißt: 

Hunderte von Eingaben mit unzähligen Unterjchriften find mir von 
den Eltern überjandt worden, in welchen ihr Schmerz über den unzuläng- 
lihen Religionsunterriht der Kinder infolge der immer größeren Ver— 
drängung der Mutterjprache ausgedrüdt iſt. Die jchmerzlihe Bejorgnis 
der Eltern um die religiöfe Erziehung der Jugend war mir ſchon vordem 
befannt, und doc ift mein oberhirtliches Herz neuerdings aufs tiefjte ge- 
rührt worden. Auf meinen Bifitationsreifen habe ich wahrgenommen, daß 
die religiöjen Keuntniffe und die Gittlichfeit in der jüngeren Generation 
im Rüdichritt begriffen find. Meine Wahrnehmungen find mir durch die 
Berichte meiner beiden hochwürdigſten Herren Weihbiichöfe und durch die 
Beichwerden der Eltern und Geiftlichen noch beftätigt worden. In der 
fejten Ueberzeugung, in welcher ich auch früher für die Erteilung des Reli— 
gionsunterrichte3 in der Mutterfprache eingetreten bin, und infolge von 
trüben eigenen Erfahrungen, habe ich bei jeder Gelegenheit die Mutter- 
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ſprache im XReligionsunterriht in Schu genommen oder mich um ihre 
Wiedereinführung bemüht. ... Unter den gegebenen Berhältnifjen bleibt 
uns nur übrig, im gemeinjamen Herzenstummer den Religionsunterricht 
in der Schule durch einen joldhen in Haus und Kirche zu ergänzen. 

Die große Mehrheit der deutichen Prefje greift den Erlaß aufs 
ihärffte an und fieht darin zum Zeil eine Aufforderung zum Wibderftand 
gegen die Staatögejege. Die Zentrumspreſſe betont, jeder Katholit müfje 
damit völlig einverftanden fein. Die „Pojener Neuefte Nachrichten” for« 
dern einen Kurswechſel in der Polenpolitif. 

14. Dftober. Der Gedenktag der Schlacht von Jena wird 
in der Preſſe viel beiprochen; auf dem Schlachtfelde finden Er- 
innerungsfeiern jtatt, in Bierzehnheiligen wird ein Dentkftein für 
die Gefallenen errichtet. 

15. Oktober. (Ejjen.) Der Kaifer nimmt Teil an ber 
Hochzeitsfeier von Bertha Krupp mit dem Freiherrn dv. Bohlen 
und bringt einen Trinkſpruch aus, in dem er fagt: 

Ihr Leben jei erfüllt und beherrjcht von dem, was unfer großer 
und Harjter Denker, Kant, den kategoriſchen Jmperativ der Pflicht genannt 
Hat. Shnen, Meine liebe Bertha, Hat der liebe Gott einen herrlichen 
Wirkungskreis zugemwiejen: für Ihre Arbeiter und deren Familien zu leben. 
Wenn Sie durch die Yabrifräume jchreiten, möge der Arbeiter in dank— 
barer Liebe die Müge vor Ihnen lüften und in Ihnen neben der Tochter 
feine3 innig verehrten, verblichenen Fabrifherrn den guten Genius der 
Werfe begrüßen. Bei Ihrem Eintritt in die Yamilienhäufer mögen die 
Kinder und die Frauen in Ihnen eine holde Fee erbliden, welche bei ihrem 
Ericheinen Tränen trodnet, Not lindert, Laften erleichtert, Leid ertragen 
hilft; und Ihrer Einwirkung, Mein lieber Bohlen, entipringe Arbeits- 
freudigfeit, fortjchreitende Entwidelung nad) zielumfafjenden Gefichtäpunften, 
den modernften Anforderungen entiprechende Leiftungen nach den bewährten 
Grundjägen des Begründers dieſes Werkes. Möge ed Ahnen gelingen, 
das Werk auf der Höhe zu erhalten auf die es gehoben worden ift, un— 
ferem deutihen Waterlande auch fernerhin TR und Trugmwaffen zu 
liefern, welche in der Fabrikation ſowohl wie in Leiftungen nad wie vor 
von feiner Nation erreicht werden. Mit goldenen Buchftaben ftehe das 
Wort „Pfliht” über den Türen Ihres Heimd und werde ihre Ausübung 
durch das hehrſte Gefühl erleichtert, welches e3 auf Erden gibt, nämlich 
für das Wohl feiner Mitmenjchen arbeiten zu können. 


15. Oktober. (Braunfchweig.) Das Staat3minifterium be- 
antragt die Wahl eine® Regenten: 


In der Vorlage heißt ed: Die Antwort des Kaiferd geht dahin, 
dag Allerhöchſtderſelbe ſich außerftande jehe, der Allerhöchſtihm von feiner 
föniglihen Hoheit ausgejprochenen Bitte näher zu treten. Die Ablehnung 
wird dahin begründet, daß der Anhalt des Schreiben? des Herzogs von 
Gumberland feinen Grund biete, um die Sad und Rechtslage als ver- 
ändert anzujehen, welche zu dem Bundesratsbeichluffe vom 2. Juli 1885 
geführt Habe. Man wird nicht umhinkönnen, dem zuzuftimmen. Der 
wejentlichite Grund des mehrerwähnten Bundesratsbejchlufjes ift nach deſſen 
Wortlaut zweifellod in der Geltendmachung von Anſprüchen auf Gebiets- 
teile des Bundesftaates Preußen jeitend de3 Herzogd von Cumberland zu 
fuchen. Bon diefem Gefichtspunfte aus hat auch der Referent der ſtaats— 
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rechtlichen Kommiljion der Landesverſammlung, joweit uns _befannt, in 
vollem Einverftändnid mit dieſer, bei Begründung der Rejolution bejonders 
ervorgehoben, daß auf die in dem Bundesratsbeſchluß erwähnten An- 
3 in unzweideutiger Weiſe verzichtet werden müſſe, ehe die Thron— 
befteigung des Herzogs von Cumberland oder eines feiner Söhne im Herzog- 
tum erfolgen könne. Bei verjchiedenen Anläffen hat ſich ſchon die herzog- 
liche Landesregierung zu derjelben Auffafjung befannt. Bon einem jolchen 
Verzicht des Herzog3 von Cumberland für ſich und feine Söhne enthalten 
aber die Aftenftüde nichts. Er ift auch nicht zu erwarten, da aus dem 
Schreiben des Herzogd von Cumberland hervorgeht, daß derjelbe die von 
ihm in feinem Schreiben an den Kaijer abgegebene Erklärung betreffend 


einen eventuellen Verzicht auf Braunichweig als die Grenze jeined Ent- ' 


egenfommens anfieht. Zu unferem Bedauern müfjen wir auf Grund vor- 

Rehender Darlegungen fonftatieren, daß zurzeit ein Ausgleich der in der 
Rejolution der geehrten Landesverfammlung erwähnten Gegenjäge, welche 
wiſchen der Krone Preußens und dem derzeitigen Haupte der jüngeren 
Bine des braunjchweigiichen Herzogshauſes bejtehen und im Beſchluß des 
Bundesrates vom 2. Juli 1885 zum Ausdrud gebradht find, nicht zu er- 
reichen ift, daß mithin der durch die Rejolution der Landesverſammlung 
eingeleitete Berjuch, eine endgültige Ordnung der Regierungsverhältnifje 
auf einem gemeinschaftlich von der geehrten Landesverfammlung und der 
berzoglihen Landesregierung bejchrittenen Wege herbeizuführen, als er- 
gebnislos zu bezeichnen ift. Damit find die Regierung und die Landes- 
vertretung vor die Frage geftellt, wa3 weiter zur Regelung der Regierungs- 
verhältnifje im Herzogtum geichehen joll. Die Antwort gibt die Verfafjung, 
insbejondere das Negentichaftsgejeg vom 16. Februar 1879. Die maß. 
gebenden Beitimmungen bieten zwar nicht die Möglichkeit, zurzeit eine 
endgültige Ordnung der Regierungsverhältnifje herbeizuführen. Die Für- 
forge der gejegebenden Faktoren, welche in rechter Erfenntnid der dem 
Herzogtum a se unficheren Lage jene Gejege jchufen, ift es zu danken, 
daß die Fortführung einer Derfafhungsmäßigen Verwaltung des Herzog» 
tums bei der auch jegt nicht behobenen Behinderung des erbberechtigten 
Thronfolgers, gejichert erjcheint. Das Hierzu gebotene verfaffungsmäßige 
Mittel ift die Neuwahl eines Regenten auf Grund des Regentſchaftsgeſetzes 
vom 16. Februar 1879, insbejondere nach $ 6 desjelben. Nach dem ein- 
fimmigen Beſchluß des Regentichaftsrates, defjen gleichfalls einftimmige 
Auffaffung die Begründung diefer Vorlage entjpricht, erſuchen wir die ge» 
ehrte Landesverſammlung, ihr Einverftändnis damit zu erflären, daß nun- 
mehr die Wahl eines Regenten nad) Maßgabe des Geſetzes vom 16. Fe— 
bruar 1879, die provijorische Ordnung der Regierungsverhältniffe bei einer 
Thronerledigung betreffend, in die Wege geleitet werde. Braunjchweig, den 
15. Oftober 1906. Das Herzoglich Braunjchweigisch-Lüneburgifche Staat3- 
minifterium. vd. Otto. 


15. Oftober. Nürnberg.) Die bayerische Landesausftellung 
wird durch den Minifterpräfidenten Frhrn. dv. Podewils gejchlofjen. 

15. Oftober. (Berlin.) Die fozialdemofratifche Partei er= 
Öffnet eine Arbeiterbildungsjchule zur Heranbildung von Partei- 
agitatoren. 

19. Oktober. Württemberg.) Die Kammer der Abgeord- 


neten genehmigt einen Antrag auf Unterfuchhung der Notlage der 
Meingärtner. 


un. im WM 
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Oktober. Fleifchteuerung (©. 157). 


Da die Agitation auf Deffnung der Grenzen fortdauert, teilt die 
„Korreipondenz Hoffmann” offizidös mit (19. Oktober), daß von der Er- 
laubni3, jährlich 50000 Schweine aus Dejterreic nach Bayern einzuführen, 
noch fein Gebrauch gemacht worden jei; auch in Sachſen jeien nur im 
April 300 Schweine eingeführt worden. Fleiſchknappheit in Defterreich- 
Ungarn und Hohe Preiſe machten die Einfuhr unmöglid). 


Dftober. (PBreußen.) Der Streif der polnischen Schul- 
finder nimmt nach den Herbitferien zu. 

20. Dftober. Württemberg.) Die Kammer der Abgeorb- 
neten jpricht fi) mit 41 gegen 16 Stimmen gegen die fakultative 
Zulafjung der Simultanfchulen aus. 

22. Dftober. (Reichdtagswahl.) Bei der Erjawahl in 
Döbeln (Sachſen) erhält Pinfau (Soz.) 12207, Haſſe (konſ.natlib.) 
8322, Bed (fr. Vg.) 3512 Stimmen. 


Dftober. Es macht fich eine lebendige Lohnbewegung unter 
den Bergarbeitern geltend. Die Regierung empfiehlt wohlwollende 
Prüfung ihrer Forderungen. 

23. Oftober. (Braunfchweig.) Bejchluß des Landtags über 
die Wahl eines Regenten. 


Die ftaatörechtlihe Kommifjion beantragt folgenden Beſchluß: 1. Die 
Zandesverfammlung jpricht ihre Ueberzeugung dahin aus, daß ohne einen 
endgültigen und vorbehaltlojen Verzicht der jämtlichen Agnaten des herzog- 
lihen Haufes auf Hannover, die im Intereſſe des Landes dringend wün— 
jchenswerte Verftändigung zwiichen der Krone Preußen und dem Herzog 
von Eumberland nicht zu erhoffen ift. 2. Sie erjucht den Regentſchaftsrat, 
diefen Beichluß zur Kenntnis des Herzogs von Cumberland, jowie der 
föniglich preußijchen Regierung zu bringen und auch die bezüglichen Schreiben 
und Abjchriften dieſes Berichtes beizufügen. Sie gibt ferner der Regent- 
ſchaft anheim, einftweilen den Landtag zu vertagen, und erft dann wieder 
ee zu laffen, wenn entweder eine die Wiederaufnahme der 

erhandlungen zwijchen dem NRegentichaftsrat und der Zandesverfammlung 
erfordernde Erklärung des Herzogs eingegangen jein jollte, oder ohne daß 
ſolches gejchehen würde, eine Friſt von drei Monaten verjtrichen jein werde. 
ur Begründung ihres Antrages führt die Kommiſſion der braun— 
jchweigiichen Landesverfjammlung aus: Die Kommifjion Hat bei der Ein- 
bringung der Rejolution vom 25. September die Tatjache, auf welche fich 
der Bundesratöbeihluß vom 2. Juli 1885 ftüßt, als fortbeftehend erachtet. 
Sie ift der Anficht gewejen, daß der Uebernahme der Regierung Durch den 
Herzog von Cumberland oder einen feiner Söhne der Verzicht auf Die 
Anjprühe auf Hannover vorhergehen müfje, und daß der Reichskanzler 
als Borfigender de3 Bundesrates das geeignete Organ jei, das zweite 
Hindernis, die gegenjägliche Stellung des Herzogs zu Preußen, zu be— 
jeitigen. Dieje Anficht jei irrig gewejen. Der Reichskanzler habe die Ber- 
mittlung abgelehnt, weil er die Uebernahme der Regierung jeitend des 
Herzogs für unmöglich erachtete, da dieje durch den Bundesratsbeſchluß 
vom 2. Zuli 1885 ausgejchloffen jei. Gerade deshalb aber, und weil das 
Land außerftande fei, die Negierungsverhältniffe endgültig zu regeln, jei 
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der Reichskanzler um Vermittlung gebeten worden. Daß der Bundesrats- 
beihluß unjchwer zu befeitigen gewejen wäre, bedürfe feiner näheren Be— 
gründung. Die Ablehnung habe aber auch durch ihren Fühlen Ton ver- 
ftimmend wirken müffen und leider tatjächlich auch gewirkt. Die Kom- 
mijfion könne ſich der Auffafjung nicht verichließen, dat der Reichskanzler 
wejentlich durch feine Stellung ald preußiicher Minifter des Auswärtigen 
beeinflußt worden ſei. Die Kommiffion weift ferner darauf Hin, daß das 
Reich nicht3 anderes fei, al3 ein auf Grund von Bündnisverträgen auf- 
gebautes, aus der Gejamtheit der Einzelftaaten beftehendes Staatsgebilde, 
daß jomit dad Wohl des Reiches bedingt werde durch das Wohl der ein- 
zelnen Bundesstaaten, daß aljo der Reichsgedanke leiden müfle, wenn ein 
Einzelftaat beim Reiche nicht Entgegenfommen und Förderung finde. Diefes 
Entgegentommen vermifje die Kommiffion. Die Kommiffion habe auch er- 
mwogen, ob nicht eine andere Stelle wegen der Vermittlung anzugehen jei, 
Pr aber den Verſuch für zwecklos, weil leider die mehrgedachten Gegen- 
äße durch das Schreiben des Herzogs an das Staatsminiſterium vom 
9. Oktober noch verjchärft worden Prien. Die Kommiffion kann auch der 
Auffaffung, der Herzog habe durch jein Schreiben vom 2. Dftober an den 
Kaiſer das weiteftgehende Entgegenfommen bemwiejen, nicht beipflihten. Da 
auch die preußiiche Regierung zurzeit nicht in der Lage zu jein erflärte, 
einen Ausgleich ihrerfeit3 anzubahnen, gelange die Kommiffion zum Schluffe, 
daß der vom Landtag in der beiten Abficht unternommene Verſuch, Die 
Thronfolge zu regeln, gefcheitert jei. Zu demjelben Ergebnis ſei auch Die 
Regierungsvorlage gelangt. Ein längeres Abwarten jei nun nit un— 
bedenklich, da jchon jeßt durch die Thronfolgefrage höchſt unliebjame Gegen- 
jäge innerhalb de3 Landes hervorgerufen worden jeien. Die Kommiljion 
halte es aber doch für zuläflig, daß noch einmal der Verſuch, die Gegen- 
jäge zu bejeitigen, unternommen werde, dadurch, daß ber Landtag aus- 
drüdiih Stellung nehme zu dem Anſpruch des Herzogs auf Hannover. 
Der Berziht auf Hannover fei die Grundlage, auf der allein die im 
Intereſſe des Landes dringend erwünjchte Berftändigung erhofft werden 
fünne. Würde er ausgejprochen, und zwar derart, daß ein endgültiger 
vorbehaltlojer Friede geſchloſſen werden mwürde von allen Agnaten des 
deraoglihen Haufes, jo müßte jich ein Ausgleich der jonftigen, zwiichen der 
rone Preußen und dem Herzog von Gumberland beftehenden Gegenjäße 
bei beiderjeitigem Entgegenfommen unjchwer erzielen laſſen. Wenigftens 
tönnte der Bundesrat dann nicht umhin, von neuem zur braunfchweigi- 
ihen Thronfolgefrage Stellung zu nehmen. Die Frage, ob der Verzicht 
auf Hannover angängig jei, ſei ſchon feit langer Zeit erörtert und zweifellos 
aud vom Herzog jo ernſt und eingehend erwogen tworden, daß man einen 
endgültigen Entjchluß binnen kurzer Friſt werde erwarten fünnen. Es 
erjcheint daher unbedenklich, bis zum Ablauf einer ſolchen Friſt von der 
Vorbereitung der Wahl eines Negenten Abftand zu nehmen. Würde aud) 
diejer Verſuch ohne Erfolg bleiben, jo könnte der Landesverfammlung die 
Anerfenntnis nicht verjagt werden, daß fie den Ausgleih unter rüdhalt- 
lojer Anerfennung der Rechte des herzoglichen Haujes, aber auch unter 
Wahrung der Intereſſen des Reiches redlich angeftrebt habe 
‚, Staatöminifter v. Dtto wendet ſich gegen einige Stellen in dem 
Bericht, die den Reichskanzler betreffen, und betont dabei, daß das Schreiben 
des Reichskanzlers erjt durch das Schreiben des preußifchen Minifteriums 
des Auswärtigen ins rechte Licht gefeßt werde. Er ſei mit den Anträgen 
der ftaatsrechtlihen Kommilfion einverftanden und erſuche nur den Satz 
zu ftreichen, daß auch Abjchriften des Berichtes der Kommilfion an den 
Herzog von Cumberland und an die preußifche Regierung gejandt werden 
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follten. Das Minifterium ftehe auf dem Standpunfte, daß ein unbedingter 
Berzicht des Hauſes Braunjchweig auf Hannover notwendig fei, bevor an 
eine Thronfolge in Braunjchweig gedacht werden könne, und feit dreißig 
und mehr Jahren hätten Landtag und Regierung in Braunfchweig ftet3 
auf dieſem Standpunfte gejtanden. 

Hierauf wird der Paſſus über die Abjendung der Abjchriften ge- 
firihen und der Antrag einftimmig angenommen. 


Dftober. Die Prefje über die braunjchweigifche Frage. 


Die bürgerlichen Blätter außer denen des Zentrums ſprechen faft 
fämtlih ihre Genugtuung über den Berlauf der Angelegenheit und den 
weiteren Ausſchluß der Welfendynaftie aus. Die welfiiche Partei fordert 
in Berfammlungen die Nachfolge des Herzogd von Cumberland ala des 
—— Thronerben. Die führenden Zentrumsorgane, „Germania“ und 
„Kölnische Volkszeitung“ meinen, daß die Anerkennung der Reichsverfaſſung 
auch ohne ausdrüdlihen Verziht auf Hannover zur Zulafjung zum min- 
beiten des jüngften Sohnes des Cumberländers genügen könne. Die „Braun- 
jchweiger Landeszeitung” findet es „einfach unbegreifli, daß der Herzog 
nicht bejjere Berater findet, die ihm dies vorher hätten vorftellen können, 
um jo unbegreiflicher, als er fich und feinem Sohn die Nachfolge wahren 
will. Wir möchten indefjen glauben, daß der Herzog, wenn er einmal A 
— nunmehr auch B jagen und um feines zweiten Sohnes, ſowie ſeiner 
onftigen dynaftiichen Intereſſen willen einen ehrlichen und bedingungs- 
Iojen Frieden zu maden ſich entjchließen müßte. Das ift er dem Lande 
Braunſchweig ſchuldig.“ 


23. Oktober. (Reichſtagswahlen.) 


Bei der Erſatzwahl im Wahlkreiſe Stade erhält Reeß a 6612, 
Ebert (Soz.) 6183, Klävemann (Bd. d. 2.) 3490, Meding (Welfe) 1641, 
Dtto 3191 Stimmen. In der Stichwahl (1. November) erhält Reeß 13497, 
Ebert 7149 Stimmen. 

Bei der Erjagwahl in Hadersleben-Sonderburg erhält Hanfjen (Däne) 
10315, Hahn 5115 Stimmen. 


27. Oktober. (Preußen.) Ein Erlaß des Miniſters der 
Öffentlichen Arbeiten fichert die Arbeiter vor willfürlicher Dienjt- 
entlafjung. 

27. Oktober. (Berlin.) Beſprechung der Monroedoktrin in 
der Univerfität. 


Der Inhaber der neugegründeten Roojeveltprofefjur für amerifanijche 
Geſchichte und Berfafjung, Profefjor Burgeß, Hält in der Univerfität feine 
Antrittsvorlefung, in der er die Monroedoltrin als veraltet und durch 
Roojevelt als überwunden bezeichnet. — Der Kaijer wohnt der Vorlejung 
bei und bringt nad) Schluß der Borlefung ein Hurra auf Roojevelt aus. 

In der amerikanischen Prefje wird zum Teil gegen die Kritif der 
Monroedoktrin durch Burgeß proteftiert. 


30. Oktober. Der Hamburger Dampfer „Hermann“ geht 
mit 23 Mann infolge einer Kolliſion unter. 

Ende Oktober. Anfang November. Angriffe auf die Regie= 
rung; Krijengerüchte. 


Viele Blätter, bejonders nationalliberale, polemifieren gegen das 
„perfönliche Regiment”; Abg. Bafjermann (nI.) tadelt in einer öffentlichen 
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Rede jcharf die —— des Herrn v. Tſchirſchky. — Im Zu— 
ſammenhang mit ſolchen Kritiken wird in der Preſſe von einer Kanzler— 
kriſis geſprochen, die mit der angeblichen Weigerung Podbielskis, ſein Ent— 
laſſungsgeſuch einzureichen, im Zuſammenhang ſtehe; oder es heißt, ein 
Vizekanzler ſolle eingeſetzt werden. Die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ 
dementiert alle Gerüchte hierüber. 


Ende Oktober. Anfang November. (Heſſen.) Regierung und 
Sozialdemokratie. 


Die Beſtätigung des Sozialdemokraten Eißnert als Beigeordneten 
von Offenbach wird von der Preſſe vielfach getadelt. Die Regierung er— 
widert, keine politiſche Partei ſei grundſätzlich vom Amte ausgeſchloſſen; 
Eißnert habe die beſtehenden Geſetze zu achten verſprochen. — Das Mini— 
ſterium reicht wegen dieſer Angriffe ſeine Entlaſſung ein, der Großherzog 
nimmt fie aber nicht an (Anf. November). 


Anfang November. (Preußen.) Kardinal Fürſtbiſchof Kopp 
von Breslau verbietet den polnifchen Geiftlichen feiner Diözeje in 
der polnifchen Schulfrage zu agitieren. 

November. (Breußen.) Polnifcher Schulftreit. 


Die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung” erklärt e3 für ausgeſchloſſen, 
da die Regierung nachgeben könne, und tabelt den Hirtenbrief Stablewskis, 
der die Agitation verſchärft Habe. 

Im November jchweben bei den Landgerichten Poſen, Lifja, Oftromwo, 
Bromberg, Gneſen etwa 150 Strafprozefje wegen des Schulſtreiks. Manchen 
Eltern wird das Erziehungsrecht genommen, weil fie den Kindern ver- 
bieten, am deutjchen Religionsunterricht teilzunehmen. 


2.November. (Barmen.) Preußijcher Landtagsabgeordneter 
v. Eynern F. — Geboren 1838 in Barmen, jeit 1879 Mitglied des 
Abgeordnetenhaufes, Führer der nationalliberalen Partei. 

3. November. (Berlin) Schluß einer internationalen Kon— 
ferenz für Yunfentelegraphie. 


Das Ablommen ift von folgenden Staaten unterzeichnet worden: 
Deutihland, Vereinigte Staaten von Amerika, Argentinien, Dejterreich, 
Ungarn, Belgien, Brafilien, Bulgarien, Chile, Dänemark, Spanien, Frank— 
reih, Großbritannien, Griechenland, Stalien, Japan, Merifo, Monaco, 
Norwegen, Niederlande, Perſien, Bortugal, Rumänien, Rußland, Schweden, 
Türfei und Uruguay. — Das Ablommen janktioniert im wejentlichen die 
von dem einladenden Staat Deutichland der Konferenz unterbreiteten Vor— 
ſchläge. Der Schwerpunft Tiegt in der Beſtimmung, nach der der Aus- 
tauſch funfentelegraphifcher Nachrichten zwiſchen der Küftenftation und dem 
Schiff ohne Rückſicht auf das jeweilige angewandte funfentelegraphijche 
Syſtem obligatoriſch gemacht wird. — Nach dem Schlußprotofoll zu dem 
Abkommen jollen die Vertragsſtaaten das Recht haben, einzelne Küften- 
ftationen von der Interkommunikationspflicht auszunehmen, jedoch) unter 
der Bedingung, daß an die Stelle der auszunehmenden Station eine an- 
dere, den Bedürfniſſen und dem allgemeinen Verfehre genügende Station 
für den uneingejchränkten Nachrichtenaustaufch bereitgeftelt wird. Ver— 
zichtet Haben auf dieſes Ausnahmereht: Deutjchland, Bereinigte Staaten 
von Amerika, Argentinien, Defterreih, Ungarn, Belgien, Brajilien, Bul- 
garien, Chile, Griechenland, Meriko, Monaco, Niederlande, Norwegen, Ru- 
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mänien, Rußland, Schweden und Uruguay. — Stalien hat ſich im Hin- 
blit auf fein Vertragsverhältnis zur Marconi-Gefellichaft die Ratifikation 
des Abkommens vorbehalten. — Auf Antrag der Vereinigten Staaten von 
Amerifa wurde nod eine die Interkommunikationspflicht auch für den 
Nachrichtenaustauſch zwiſchen Schiff und Schiff vorjchreibende Zufagverein- 
barung getroffen und von folgenden Staaten unterzeichnet: Deutjchland, 
Vereinigte Staaten von Amerika, Argentinien, Defterreih, Ungarn, Bel- 
gien, Brafilien, Bulgarien, Chile, Dänemarf, Spanien, Frankreich, Griechen- 
land, Monaco, Norwegen, Niederlande, Rumänien, Rußland, Schweden, 
Türkei und Uruguay. — Die Bereinbarung und die Zufagvereinbarung 
ſollen am 1. Zuli 1908 in Kraft treten. Die Hinterlegung der Ratififationg- 
urfunden joll fobald ald möglich in Berlin erfolgen. — Die nächſte Kon- 
ferenz fol im Jahre 1911 in London ftattfinden. 


3. November. (Württemberg) Der Landtag wird auf: 
gelöft. 

8.—10.November. (Berlin.) Eine Konferenz von Beamten 
und Intereſſenten berät über die Weingeſetzgebung wie Keller- 
behandlung, Zuderzufag, Weinfteuer, Objtweine u. dgl. 

10. November. (Baden.) Die Regierung erkennt die Eri- 
ftenz einer Fleifchteuerung an und verjpricht für beſchränkte Öff: 
nung der Grenzen gegen Dänemark und die Niederlande einzutreten. 

11. November. (Preußen.) Der Kaifer genehmigt das Ab- 
ſchiedsgeſuch des Landwirtichaftsminifter8 dv. Podbielski und richtet 
folgendes Schreiben an ihn: 


Mein lieber Staatöminifter dv. Podbielstil Nachdem Ach Ahnen 
durch Erlaß vom heutigen Tage die nachgeſuchte Dienftentlaffung in Gnaden 
erteilt habe, ift e8 Mir ein Bedürfnis, Ihnen für die ausgezeichneten 
Dienjte, welche Sie Mir und dem Baterlande geleiftet Haben, und die Art 
und Weile, wie Sie während Ihrer Amtsführung die Intereſſen der Mir 
bejonder3 am Herzen liegenden heimifchen Landwirtichaft wahrgenommen 
haben, Meinen Königlichen Dank auszufprechen. Als Zeichen Meines Wohl— 
wollens verleihe Ich Ihnen die Brillanten zum Großfreuz des Roten Adler- 
ordend mit Eichenlaub und Schwertern am Ringe und laffe Shnen Die 
Dekoration hierneben zugehen. Ich verbleibe Ihr mohlgeneigter König 
gez. Wilhelm. 

11. November. (Frankfurt aM.) Bertreter der beiden 
freifinnigen Parteien und der ſüddeutſchen Volkspartei beraten über 
ein gemeinfames Vorgehen der links ftehenden bürgerlichen Parteien 


bei den Reichstagswahlen. 

11.113. November. (München) Der Grundftein zum beut- 
ſchen Muſeum, das die modernen technifchen Leiftungen veranſchau— 
lichen ſoll, wird gelegt. 

Der Prinzregent und die Behörden beteiligen ſich an der eier, 
am 13. nimmt da3 Kaiferpaar teil. Der Kaiſer ermwidert auf die Be- 
grüßung des Prinzregenten: Euere Königliche Hoheit! Es fehlen Mir die 
Worte, um den richtigen Ausdrud zu prägen für den Herzlichiten Dank 
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Meiner Gemahlin und Meiner jelbjt für den unvergleichlich jchönen Auf- 
enthalt, den Sie Uns bereitet haben. Der Heutige Tag reiht ſich würdig 
an die Seite des Nürnberger Tages. Der Empfang ſeitens der Bevöl- 
ferung Euerer Königlichen Hoheit Refidenz war getragen von einem großen 
nationalen Gedanken und jpielte fi ab auf einem wunderbaren Hinter- 
grund köftlicher Kunft. Ich bitte, Meinen innigften und herzlichiten Dank 
zu Füßen legen zu dürfen für die Begrüßung jeitend Eurer Königlichen 
Hoheit und für den Jubel und Enthufiasmus jeitend der Münchener. Die 
ichönfte Weihe des Feſtes war aber für uns alle, daß wir Eurer König- 
lihen Hoheit erlauchte und erhabene Perjon in jo voller Frijche dem Feſte 
—— vorſtehen ſehen können, und Ich glaube aus dem Herzen eines jeden 

nweſenden, eines jeden Bayern ſprechen zu dürfen, wenn Ich rufe: Ich 
bitte Gottes Segen auf dad Haupt Eurer Königlichen Hoheit und Sein 
erlauchtes Haus. Seine Königliche Hoheit der Prinzregent, er Iebe hoch, 
hoc, hoch! 

13. November. Der Reichstag eröffnet die Situngen wieder. 

14.115. November. (Reichstag.) AInterpellation über die aus— 
wärtige Politif. Bülow über die Beziehungen zu allen Groß— 
mächten, die Konferenz von Algeciras, die Sozialdemokratie und 
auswärtige Politik, die Dogmatifierung Bismards, den alldeutjchen 
Verband. Perjönliche Erinnerungen; Auswahl der Diplomaten, 
perjönliches Regiment. 

Abg. Bajjermann (nl.) bringt folgende Anterpellation ein: Iſt 
der Reichskanzler bereit, Auskunft zu geben über unfere Beziehungen zu 
den übrigen Mächten und ſich über die Bejorgniffe zu äußern, melde in 
vielen Kreifen unferes Volkes wegen der internationalen Lage beitehen? — 
Zur Begründung führt er aus: In Deutjchland herriche allgemeine Unzu— 
friedenheit über die Lage; dieſe Stimmung ſei durch die Veröffentlichung 
der Hohenlohememoiren verftärkt; man müjje den vorzeitigen Abgang Bis- 
mard3 abermal3 bedauern und fich über die Berufung des verbrauchten 
Hohenlohe wundern. Der Reichskanzler habe heute einen ſchweren Stand, 
da allerlei Einflüfje, die an die Kamarilla Friedrich Wilhelms IV. erinnerten, 
gegen ihn tätig feien. Warum jei Deutjchland Heute unbeliebt und ifoliert, 
während es zur Zeit Bismard3 beliebt war? Die Unftetigfeit der Leitung 
habe das verurjacht; man bejorge, daß die oberften Poſten der Diplomatie 
nicht nad) der Leiftungsfähigfeit, jondern nad) Rüdjichten auf persona 
grata und gratissima bejegt würden. Die Verhältniffe im Dreibund hätten 
ſich verjchlechtert durch die Annäherung Stalien3 an Franfreih und Die 
Differenzen zwiſchen Italien und Dejterreih. England ziele auf eine 
Solierung Deutichlandg ab und ftehe im Begriff, ſich mit feinem alten 
Gegner Rußland zu verftändigen, nachdem es Frankreich bereit3 gewonnen 
habe. So jei die Lage nicht rojig, wenn auch eine afute Gefahr nicht 
beitehe, aber ba jeßt der Friede nur durch Bündniſſe aufrecht erhalten 
werden fönne, jei die Lage für Deutjchland bedenflih. Auch die Unruhen 
am Balkan und die Bejtrebungen Englands in Aſien verdienten ernſte 
Aufmerkſamkeit. Perjönlihe Sympathien und Schwankungen erjchwerten 
die Leitung der deutjchen Politik, die dadurch gejchaffenen Unftimmigfeiten 
ließen fi) Durch Depeichen und Reden nicht forrigieren. 

Reichskanzler Fürft Bülow dankt zunächſt für die ihm während 
feiner Kranfheit bemwiejene Teilnahme. In Beantwortung der Inter— 
pellation will ich jegt auf unſere internationalen Beziehungen eingehen 
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und auf unjere Stellung in der Welt. Ach behalte mir dabei vor, auf 
manche Punkte, die der Herr Abg. Bafjermann in feiner Begründung der 
Snterpellation berührt hat, im Laufe der Debatte zurüdzufommen. Was 
zunächſt unjer Verhältnis zu Frankreich angeht, jo muß man, wie ich 
glaube, unterjcheiden zwijchen dem, was vielleicht wünſchenswert, und dem, 
was nad) Lage der Dinge möglich if. Der Gedanke eine3 engeren An- 
ſchluſſes oder eines Bündniſſes mit Frankreich, wie er hier und da in der 
Preſſe auftaucht, ift, wie Die Stimmung in Frankreich noch ift, nicht reali— 
fierbar. Je weniger Jlufionen wir uns in diefer Beziehung machen, um 
do beſſer. Die Gründe hierfür Tiegen in Ereigniffen der Vergangenheit, 
die von uns und unjeren weſtlichen Nachbarn verjchiedenartig aufgefaßt 
werden. Sie liegen auch in der Lebhaftigkeit de3 franzöſiſchen Patriotis- 
mus, die man, je nachdem, übertriebene Eigenliebe oder nahahmungs- 
würdigen Rationalitolz nennen kann. Ich perjönlid neige der letzteren 
Auffaffung zu. Ich Habe vor vielen Sys in Paris die Ehre gehabt, 
einem jehr hervorragenden, einem großen Franzoſen näher zu treten, und 
ihm ein dankbares Andenken bewahrt, denn er war für mich, der ich da⸗ 
mals ein junger Botſchaftsſekretär war, menſchlich gut und freundlich. 
Das war Leon Gambetta. Ich erinnere mich, wie er mir eines Abends 
in furzen, marfigen, lapidaren Zügen feine Haltung und fein Vorgehen 
nad Sedan, als Mitglied der Regierung, der nationalen Verteidigung 
jchilderte, deren Seele er war. „Frankreich“, fagte er mir, „war in die 
Knie gejunten, ich habe ihm gelagt: Erhebe dich und vorwärt3! La France 
etait tombee A genoux, je lui ai dit: De bout et marche! In großen 
Augenbliden”, fügte — 7——— hinzu, „hat derjenige, der Frankreich regiert, 
das Gefühl, ein Thermometer in der Hand zu haben: Ein Druck der Hand 
läßt das Queckſilber fteigen oder fallen. Dans ces moments la, dans les 
grands moments on peut tout faire de la France. In solchen Augen- 
bliden, in großen Momenten fann man alles mit Frankreich machen.“ 

Als mir Gambetta das jagte, dachte ich junger Menſch mir innerlich: 
Möchte, wenn je über das deutſche Volk eine ähnliche Kataftrophe fäme 
wie damals über das franzöfiiche Kaiferreich, unfere Nation Männer finden, 
die mit gleich unbeugjamem Patriotismus weiter fechten bis zum bitterften 
Ende. Ich möchte hierbei bemerken, daß es gerade dieje Lebhaftigfeit des 
franzöfiihen Patriotismus, der hochgejpannte und ftarfe Ehrgeiz des fran- 
zöfiichen Volkes, aljo traditionelle und glänzende Eigenichaften unferer 
temperamentvolfen Nachbarn find, die und nötigen, militäriich en vedette 
zu jein, um nicht nur das verlorene Gut an den Vogejen zu wahren, das 
mit Strömen deutſchen Blutes erworben wurde, jondern aud) die endlich 
fo jpät und jo mühjam errungene Einheit der Nation, ihre endlich wieder 
erworbene Machtjtellung und Weltftellung. Ich vergefie nie dad Wort, 
da3 mir — ein geiſtreicher franzöſiſcher Hiſtoriker und Diplomat, 
Rothan, jagte: aix de Westphalie, qui a fait la France et defait 
l’Allemagne! ®Der en ſtfäliſche —* der Frankreich gemacht und Deutſch— 
land aufgelöſt hat! * überlaſſe es unſeren Hiſtorikern, ich überlaſſe es 
jedem denkenden Deutſchen, hieraus die nötigen Schlüſſe zu ziehen. Frank— 
reich war ein in ſich gef loſſenes und gefeftigtes Reich bereit3 zu einer 
Zeit, al3 Deutichland und Italien noch geographiiche Begriffe waren; ein 
feftes Stüd Marmor zwijchen zwei loje gefügten Mojaitplatten. Daß bei 
jedem oder fajt bei jedem Zujammenftoß mit einem diejer beiden Nachbar— 
länder, wenn dieje3 nicht noch von dritter Seite Unterftügung fand, Frank— 
reich fich al3 der Stärfere erwies, war eine Art von Naturnotwendigfeit. 
Die Leiter der franzöfiichen Bolitit von Richelieu bis zu Napoleon III. 
waren fi) auch nicht im Zweifel über den Kaufalzufammenhang zwijchen 
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dem Webergewicht Yranfreich$, der Preponderance legitime de la France, 
wie e3 die Franzofen nannten, und der politiichen Zerriffenheit, die in 
den beiden Nachbarländern beftand. Daß er den italienischen und den 
deutſchen Einigungsprozeß nicht aufzuhalten vermochte, war der jchwere 
Bormwurf, der gegen Napoleon III. erhoben wurde. Daß er gerade dieje 
Seite der Politik des zweiten Kaiſerreiches befämpfte, gereichte Thierd zum 
Ruhm. Wie die franzöfiiche Politit Jahrhunderte hindurch bei inneren 
deutichen Zwiftigfeiten die Hand im Spiele hatte, indem fie für die zentri- 
fugalen Strömungen und Elemente Partei nahm, brauche ich nicht weiter 
auszuführen. Dieje lange Periode franzöfiicher Mitarbeit in Deutjchland, 
fam 1870 zum Abſchluß. Damals erlangte Deutjchland nicht nur die ihm 
in den Beiten feiner Uneinigfeit und deshalb Ohnmacht entrifjenen Grenz» 
gebiete wieder, jondern e3 erlangte gleichzeitig die innere Einigkeit und die 
Einheit nad) außen. Dieje legtere Errungenschaft wird noch wirfjamer als 
die Ermwerbung von Meg und Straßburg verhindern, daß in Zukunft 
deutiches Gebiet wieder der Tummelplag fremder Kriegsluft werde. Auch 
Stalien, Frankreich anderer Nachbar, ii fein Mojaitbild mehr. Es kann 
jich heute ald geeinte Großmacht und, durch den Dreibund geftärkt, Frank— 
reich nähern, ohne die Bejorgnis, dadurch von jeinem mächtigen Nachbarn 
abhängig zu werden. Es iſt begreiflich, daß es dem ftolzen franzöſiſchen 
Patriotismus jchwer fällt, fi in dieje Tatjachen der Gegenwart zu finden 
und namentlid in das Erwachen und Erftarfen eines deutichen Volks— 
bewußtjeing, das volle Gleichberehtigung mit anderen Völkern verlangt. 
An diejer Sachlage hat auch der Marokkozwiſchenfall nichts geändert, wenn 
fi) dabei auch erfreulicherweife von neuem gezeigt hat, daß beide große 
Bölfer in Frieden miteinander ausfommen wollen. Sc höre mandymal, 
es gäbe Franzojen, die ein näheres Verhältnis mit uns wünjchten. Unter 
vier Augen hat mir Ddiefer oder jener Franzoje ein intimes Berhältnis 
mit Deutjchland al3 erjtrebenswert bezeichnet. Deffentlich ift aber noch 
feiner, fein Minifter, fein Deputierter vor jeinem Volk dafür eingetreten, 
id) meine unter eig die für und annehmbar wären. (BZuruf 
von links: Jaurès!) Jaurès? Eine Schwalbe macht noch feinen Sommer. 
(Große Heiterkeit.) Was aber zwijhen uns und Frankreich jehr wohl 
möglich ıft, das find Eorrefte Beziehungen. Ich hoffe und ich glaube, ich 
fann jagen, wir hoffen alle ohne Unterjchied der ‘Partei von rechts bis 
links, daß die Zahl der einfichtigen Franzoſen, die einen Angriffsfrieg 
gegen Deutjichland grundjäglich verwerfen, zunehmen, die Zahl derer, die 
den Krieg nur deshalb jcheuen, weil er vielleicht im legten Ende für Franf- 
rei) nachteilig verlaufen würde, abnehmen wird. Wir hoffen alle, daß 
bei beiden Völkern die Einficht fortichreiten wird, daß beide fein Intereſſe 
daran haben, das ganze ungeheure Rififo und das ganze furdhtbare Elend 
eines Krieges auf fih zu nehmen, und daß den gegenjeitigen Frieden nicht 
u ftören im Intereſſe beider Teile liegt. Und was weiter möglid) er- 
"heint, ift, daß beide Völker auf wirtjchaftlichem Gebiete, auf dem weiten 
Gebiete der induftriellen und finanziellen Unternehmungen fich begegnen 
und zuiammenarbeiten, vielleiht auch einmal ſich über dieje oder jene 
foloniale Frage verftändigen. (Zuftimmung rechts und in der Mitte.) 
Sch bemerfe dazu ausdrüdlih, daß wir nicht daran denken, und zwijchen 
Frankreich und Rußland oder zwilchen Frankreich und England eindrängen 
u wollen, wir denfen namentlich nit daran, die Störung der Freund- 
haft zwijchen den Weftmächten zum Gegenftand unjerer offenen oder heim- 
lihen Bemühungen zu machen. Die franzöfiicherujfiiche Allianz ift feit 
ihrem Bejtehen feine Gefahr für den Frieden gemwejen. Sie hat ſich im 
Gegenteil jchließlich als ein Gewicht bewährt, das auch zum regelmäßigen 
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Gang der Weltuhr beitrug. Wir Hoffen, daß man von der franzöfijch- 
englijchen Entente cordiale dasjelbe wird jagen fünnne. Gute Beziehungen 
wiſchen Deutichland und Rußland Haben der franzöfiich-ruffiihen Allianz 
einen Abbruch getan. Gute Beziehungen zwijchen Deutjchland und Eng- 
land können an und für fich ebenfowenig im Widerjpruch mit der Entente 
cordiale ftehen, wenn dieje friedliche Zwede verfolgt. Die Entente cordiale 
ohne gute Beziehungen der Weſtmächte zu Deutjchland wäre eine Gefahr 
für den europäiihen Frieden. Eine Politik, die darauf gerichtet wäre, 
Deutſchland einzufreijen, einen Kreis von Mächten um uns zu bilden um 
und zu ijolieren und lahm zu legen, wäre eine für den Frieden in Europa 
bedenkliche Politik. (Sehr richtig!) Solche Ringbildung ift nicht möglich 
ohne Ausübung eines gewiſſen Druds. Drud erzeugt Gegendrud. Aus 
Drud und Gegendrud können ſchließlich Erplofionen hervorgehen. (Sehr 
richtig! in der Mitte und rechtd.) Darum ift ed bejonderd erfreulich, daß 
gerade in franzöfiichen Blättern der Gedanke ausgeſprochen wurde, ein 
gutes Einvernehmen zwiſchen Deutihland und England jei notwendig für 
die Erhaltung des Friedens und liege deshalb aud im franzöfiichen Inter— 
eſſe. (Sehr richtig!) 

Zwiſchen Deutichland und England fteht fein unnüßes Erinnern. 
Zwiſchen Deutjchland und England beftehen auch feine tieferen politijchen 
Gegenjäge. Es hat Verftimmungen zwijchen beiden Völkern gegeben, un— 
praftiiche und unverftändliche Verftimmungen, an denen, wie gewöhnlich 
im Leben, beide Teile ungefähr gleich viel Schuld haben, aber feine feind- 
jeligen Taten. In geiftiger Beziehung, in Kunft und Wifjenjchaft ftehen 
beide Völker fi nahe. Nicht mit Unrecht Hat man von einer geiftigen 
Berwandtichaft zwiſchen Engländern und Deutjchen gejprochen. Goethe 
und Sant gehören den Engländern, wie Shafejpeare und Darwin auch 
uns gehören. Wirtfchaftlicdy find wir aufeinander angewiejen, der inter- 
nationale Verkehr befteht nun einmal aus Geben und Nehmen. Gemiß 
ift zwifchen Deutfchland und England wirtichaftliche Konkurrenz und Ri- 
valität vorhanden. Solche Konkurrenz braucht aber feinen politischen 
Gegenjaß, gejchweige denn einen Krieg zu entzünden. Wir haben folche 
Rivalitäten auch mit Defterreich-Ungarn und Stalien, ohne daß fie unjere 
Beziehungen zu diejen Mächten ernitlich jhädigten. England hat fie mit 
Sapan und Amerika, ohne daß die guten politiichen Beziehungen dadurch 
geftört würden. Deutjchland und England find fich gegenfeitig gute Kunden, 
jogar jo gute Kunden, daß jeder von beiden Anlaß hat, fich den anderen 
als Kunden zu erhalten. (Sehr richtig! Links.) Schon deshalb jollten 
alle verftändigen Leute das Ihrige tun, um zwijchen Deutjchland und Eng- 
land Mißverftändniffe zu bejeitigen und das gegenjeitige Verſtändnis zu 
fördern, wo auch derartige Mißverftändnifje ftattgefunden Haben mögen. 
In diefem Zufammenhange möchte auch ich meine Befriedigung ausfprechen 
über die Gaftfreundichaft, welche die Bürgermeifter und Stadtverordneten 
beutjcher Gemeinden in England gefunden haben, und über die Worte, 
die bei diefer Gelegenheit in London gefallen find. (Bravo! links.) Solches 
Sichnähertreten von Menic zu Menich, von Volk zu Volk, folder perjön- 
licher Berfehr ift nüglid und wichtig. (Sehr richtig!) Auch von dem 
Beſuch unjerer Fournaliften in England erwarte ich gute Folgen. Sch 
glaube, daß fich der verehrte Herr Vorredner hierüber zu ſteptiſch aus- 
eig hat. (Sehr richtig!) Ach Hoffe, daß die Journaliften beider 

änder ſich nicht nur als Menſchen, jondern auch ald Gentlemen kennen 
gelernt haben, und daß fie bei allem PBatriotismus und edler Meberzeugungs- 
treue in ihrer Polemik künftig Gehäffigfeit und mala fides vermeiden 
werden. Auf beiden Geiten des Kanal3 werben fi die Herren von der 
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Feder hoffentlih vor Augen Halten, daß, wenn man auch niemand zur 
Liebe zwingen kann, doch jedes der beiden Bölfer vollen Anſpruch auf Die 
Achtung des anderen hat. (Xebhafte Zuftimmung auf allen Bänken.) Und 
wenn zweifellos in der Vergangenheit auf publiziftiichem Gebiet hüben 
und drüben gefündigt und viel gejündigt worden ift, jo möge in Zukunft 
die deutjche wie die englifche Preſſe beweijen, daß fie der Lanze des Achilles 
gleicht, welche die Wunden zu heilen vermochte, die fie rn hatte. 
Es gibt feinen vernünftigen Menjchen in Deutichland, der nicht aufrichtig 
ruhige Beziehungen zu England wünſcht auf der Grundlage beiderjeitiger 
Loyalität. In einem Artikel über den Beſuch unferer Kournaliften in 
England, den in einem deutich-engliichen Blatt ein deuticher Bublizift ver- 
öffentliht Hat, der vor einigen Jahren in der vorderften Reihe unjerer 
Burenfreunde ftand, habe ih die zutreffende Bemerkung gefunden, es fei 
nicht Haß gegen England geweſen, welche feinerzeit in Deutjchland die 
lebhafte Begeifterung für das Burenvolf erwedt haben, denn ein jolcher 
Haß hätte jelbft damals in Deutſchland nicht beftanden. Der deutichen 
Burenbegeijterung hätte vielmehr deutſche Romantik und germanifcher 
Idealismus zugrunde gelegen. Das ift richtig, das ſage ich, der ich da- 
mals diejen Idealismus und dieje Romantik, dieſe tiefgewurzelte Neigung 
unſeres Volkes, politiiche Fragen als Gemütd- und Herzensangelegenheiten 
zu behandeln, befämpft habe. In der fozialiftiichen Prefje leſe ich immer 
wieder, daß unjere Verteidigungsmaßnahmen zur See die Schuld trügen 
an der in England gegen uns herrfchenden Berftimmung. Wie oft habe 
ich dargelegt, daß der Gedanke, ald ob der Ausbau der deutichen Flotte 
fi gegen England richte, geradezu töricht ift — ich finde feinen anderen 
Ausdrud, um den Gedanken, als ob wir England gegenüber und mit 
offenfiven Abfichten trügen, zu ennzeichnen, daß auch die Bejorgnis mancher 
engliichen Kreiſe vor einer gar nicht vorhandenen großen deutichen Flotte 
unfaßbar ift. Hat doch gerade bei dem Londoner Bankett zu Ehren unferer 
ftädtiichen Vertretungen oder mwenigftend in jenen Tagen ein englifcher 
Minifter mit Recht erklärt, daß England zurzeit die fchlagfertigfte und 
ftreitbarfte Flotte befite, die es je gehabt habe, und daß es dieje Flotte 
auf ihrer jegigen Höhe erhalten werde. Und noch vor einigen Wochen 
verjicherte der Erfte Lord der Admiralität öffentlich, die englische Flotte 
ſei nie ftärfer gewejen al3 im gegenwärtigen Augenblid, wo jie ftärfer fei 
al3 irgend eine mögliche Kombination, die gegen England aufgebracht 
werden könnte. Alfo, wozu der Lärm? Wir denken nicht daran, eine 
Flotte zu Schaffen, welche jo ftarf wie die engliiche wäre, aber wir haben 
das Recht und die Pflicht, und eine Flotte zu halten, die der Größe unferer 
Handelsinterefjen entipricht, der Notwendigkeit, unjere überfeeifchen Inter— 
eſſen zu jchügen und unfere Küften zu verteidigen. (Zuftimmung rechts 
und in der Mitte) Warum follen wir nicht ebenjogut Schiffe bauen und 
eine Flotte halten dürfen wie andere Länder, wie Frankreich oder Amerika, 
wie Rußland oder Japan oder Italien oder England jelbft? Ich habe 
gerade vor einem Jahr, wenn mich mein Gedächtnis nicht täufcht, an die 
Argumente erinnert, mit denen der damalige italienifhe Minifterpräfident 
Herr Fortis und der PBräfident der amerikanischen Republif Herr Roofe- 
velt auf die Notwendigkeit der Berftärfung der Flotten ihrer Länder hin— 
wiejen, und dabei gejagt, wir befänden uns genau in derjelben Lage, das 
deutjche Volk und der Deutiche Kaifer haben feine Friegerifchen Gelüfte. 
Das Deutiche Reich iſt jeit feiner Wiedererrichtung bis auf den heutigen 
Tag mit allen Mächten in ununterbrochenem Frieden geblieben. Das 
gleiche läßt fi) nur von wenigen anderen Staaten jagen. Für jeden, 
der jehen will, ift durch dieje unjere Haltung während 35 Jahren der 
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Beweis erbraht worden, daß Deutichland eine eminent friedliche Politik 
verfolgt. Auch in Zukunft werden Friedensftörung und Angriff nicht von 
und ausgehen. Wir erfennen auch ohne Hintergedanken die Stellung an, 
die ſich England feit langem und in weitem Umfang in der Welt gemacht 
hat. Daß das feine Redensart ift, beweift unjere Haltung in der ägyp- 
tiichen Frage, die der Herr Abg. Bafjermann joeben geftreift Hat. Fürſt 
Bismard pflegte zu jagen: Wir find in Serbien öfterreihiich, in Bulgarien 
ruffiich, in Aegypten engliih. Auch feit den Tagen des Fürften Bismard 
haben wir die günftigen Wirfungen der engliſchen Mitverwaltung für die 
Entwidelung des Nillandes immer anerfannt und England in Wegypten 
feine Steine in den Weg gelegt, jelbjt dann nicht, als wir ein formales 
Recht dazu gehabt hätten. Ich meine bei Erlaß der Khedivialverordnnung 
von 1904, der wir ohne weiteres unjere Zuftimmung erteilt haben. Troß- 
dem murden uns jpäter bei dem Afabaftreit in franzöfiichen und englifchen 
Blättern allerlei dunkle Machenſchaften angedichtet. Man war aber auf 
der Hohen Pforte ebenſo wie in London genau darüber unterrichtet, daß 
uns ſchon unſer Intereſſe an der ruhigen Entwidelung des türkiſchen Reichs 
eine friedliche Beilegung dieſes Streites wünſchen ließ. Von dem Ver— 
hältnis zwiſchen England und Deutſchland gilt, was Fürſt Bismarck ein— 
mal, es war wohl 1868, von der Annäherung zwiſchen Nord- und Süd— 
deutichland jagte, nämlich, daß die Früchte nicht rajcher reifen, wenn man 
eine Lampe darunter hält. Die Herftellung freundlicherer, vertrauensvoller 
Beziehungen zwiichen Deutſchland und England erfordert Zeit und Geduld, 
denn eine lange Periode der Miverftändnifje liegt Hinter und. Die Nabel 
des Barometers ift glüdlih von Regen und Wind auf Veränderlich ge- 

ngen. (Heiterfeit.) Forcieren läßt fie fich nicht. Soll fie auf ſchön 
— zeigen, ſo werden wir vor allem hüben und drüben neue Trü— 
bungen und Reizungen zu vermeiden haben. Die Lebensintereſſen großer 
Völker müſſen * über perſönlichen Reibungen und Empfindlichkeiten 
ſtehen. (Sehr gut!) Dies gilt ſelbſtverſtändlich für beide Länder, es gilt 
aud für jede Rangjtufe. Man Hat angeblichen perjönlichen Beritimmungen 
zwijchen den beiden nahe ver Kürkten, die an der Spitze des beut- 
jhen und des engliichen Volkes ftehen, zu großes Gewicht beigelegt. Weber 
König Eduard noch Kaifer Wilhelm wird perjönlichen Empfindlichkeiten 
Einfluß auf fachliche Erwägungen, die Wahrnehmung der politifchen Inter— 
eflen ihrer Länder geftatten. König Eduard ift bei und mit der Achtung 
und Ehrerbietung aufgenommen worden, auf die er nicht nur al3 Ober- 
* des — Volkes Anſpruch hat, jondern die ihm auch wegen 
einer ſtaatsmänniſchen Eigenjchaften gebühren. Die Begegnung in Kron« 
berg hat dann auch die guten perjönlichen Beziehungen befejtigt und in 
der Hoffnung, beftärft, daß ich das Wort bewahrheiten werde, das der 
König 1904 in Kiel ausgejprochen Hat: daß die Flaggen beider Nationen 
niemal3 feindlicdy gegeneinander wehen jollten. 

Der Abg. Bafjermann Hat gemeint, daß die Haltung Italiens auf 
ber Konferenz von Algeeiras unjeren Erwartungen nicht entiprochen, daß 
fie und Grund zur Unzufriedenheit gegeben hätte. Die damalige Haltung 
mancher italienijcher Blätter entſprach allerdings nicht dem zwijchen Italien 
und Deutjchland beftehenden Bindnisverhältnis. Ueber die Haltung der 
italienischen Regierung und indbejondere der Herren Sonnino, San Giu— 
liano, Bisconti-Benofta und Guiccardini hatten wir und nicht zu bejchweren. 
Ktalien befand fich auf der Konferenz von Algeciras in einer jchwierigen 
Lage. Zwiſchen Frankreich und Italien beftanden hinſichtlich Maroffos 
gewifje Berabredungen, von denen wir willen, daß fie nicht in Widerſpruch 
mit dem Dreibundvertrage ſtanden. Wir haben den Italienern ſogar in 
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früheren Jahren vor meiner Zeit gelegentlich gejagt, daß wir es ihnen 
überlafjen müßten, mie fie fich im Mittelmeer und fpeziell in Afrifa mit 
ihren dortigen Nachbaren auseinanderjegen wollten. Als nun die Art und 
Weife, wie unfere vertragsmäßigen Rechte in Maroffo ignoriert wurden, 
uns zum Vorgehen zwang und fich daraus jchlieglih die Konferenz von 
Algeciras entwidelte, fam Stalien in eine nicht leichte Situation. Die 
italienische Regierung hat in diejer Lage und gegenüber Torreft gehandelt, 
nicht nur indem fie uns rechtzeitig informierte hinfichtli der Grenzen der 
ihr in Algecirad möglichen Unterftügung, jondern aud, indem jie inner- 
halb diefer Grenzen die von ung vertretenen Grundſätze und angeftrebten 
Ziele nad) Möglichkeit förderte. Als Beweis hierfür will ich ein Telegramm 
verlejen, das ich in einem Ffritiichen Augenblid der Konferenz von unjerem 
erften Delegierten Herrn v. Radowitz erhielt: Marquis PVisconti-Benofta, 
telegraphierte er mir am 11. März, hat in legter Zeit ſich bejonders be- 
müht, außerhalb der Konferenzfigungen auf die Franzofen in der Bank- und 
Polizeifrage im Sinne unferes Verlangens einzumirfen, was ficher von 
Nuten gemwejen ift und weiter jein fann. Es ift mehr darin von ihm 
Vorteil zu ziehen al3 wie von feinem direkten Eingreifen in die Konferenz- 
verhandlungen, das er möglichft vermeidet. Bei diefem Anlaß will ich 
übrigend noch hervorheben, daß alles, was erzählt wird über Umtriebe 
deutjcher Agenten in Tripolis oder über eine deutjche Erpedition, die in 
da3 Hinterland von Tripolis vorbereitet würde, Erfindungen find, bie 
lediglich bezweden, Mißtrauen zwiſchen uns und Stalien zu ſäen. Um 
gleichzeitig au in Wien gegen uns Stimmung zu maden, wurde dieſe 
Erfindung Hier und da mit dem Zuſatze verbrämt, daß wir eine Direkte 
Berbindung zwiſchen Kamerun, Tripolis und Trieſt herftellen wollten 
(Große Heiterkeit), da3 bei diefem Anlaß von Deutjchland annektiert werden 
würde. So ſchlug man nämlich zwei Fliegen mit einer Klappe: Die Lüge 
mit Tripoli3 war auf Italien berechnet und jollte Italien gegen uns miße 
trauiijh machen. Der Unfinn mit Trieft war auf die Oeſterreicher ge- 
münzt. Natürlich ift von einer ſolchen deutjchen Erpedition in Tripolis 
nicht die Rede geweſen. Wir haben weder den Wunſch noch eine Beran- 
lafjung, uns im Hinterlande von Tripoli8 oder aud von Tunis politijch 
zu betätigen. Was diejer oder jener unverantmwortliche italienische Politiker 
gegen den Dreibund jagt, möchte ich nicht überjchägen. In unverant- 
wortliher Stellung jagt auch anderswo mancher manches, was er als 
Minifter nicht gleich in Taten umjegt. (Sehr wahr! Heiterkeit.) Wäh- 
rend der jechd Jahre, als ich die Ehre Hatte, das Reich al3 Gejandter in 
Rumänien zu vertreten, einem Lande und einem Bolfe, die mir lebhafte 
Sympathien und aufrichtige Anhänglichkeit eingeflößt haben unter der weiſen 
Regierung des Königs Karol, eines der pflichttreueften und tüchtigften Für- 
ften, die mir vorgefommen find, aljo ich jage, in jenen Jahren meiner 
Zätigfeit in Bukareſt pflog ih Freundſchaft mit einem hervorragenden 
Mitgliede der rumänischen Kammer, der mir für die Beit, wo er erft 
Minifter fein würde, allerlei jchöne Verſprechungen machte. Als er nun 
endlich Minifter wurde und gar feine Anjtalten machte, feine Zufagen ein- 
zulöjen, erinnerte ich ihn ſchließlich natürlich in zartfühlender Weile — 
Sie fennen ja meine Art (Große Heiterkeit) — an feine Zufagen. Da 
antwortete mir der treffliche Mann mit dem Bruftton wahrer Ueberzeugung: 
Sie glauben nicht, mein werter Herr, wie man feine Anfichten ändert, 
obald man Minifter wird." (Stürmiſche, anhaltende Heiterkeit.) Auf 
franzöſiſch Hang das noch hübjcher: „Vous ne sauriez croire, mon cher 
Monsieur, a quel point le Gouvernement change les id6es d’un homme.* 
„Sie können ſich gar nicht vorftellen, lieber Herr, wie von Grund aus das 
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Negieren die Ideen eines Mannes ändert.” Das machte mir damals einen 
gewiſſen Eindruck; ich war ſelbſt noch nicht Miniſter geweſen. Das habe 
ich mir gemerkt; denn das kommt auch anderswo vor. (Erneute Heiterkeit.) 
Was die italienischen Politiker angeht, jo braucht die große Mehrzahl der- 
felben gar nicht ihre Anfichten zu ändern, denn alle verftändigen italieni- 
ſchen Politiker, mögen fie Minifter fein oder Minifter werden können, find 
zu patriotifh und zu Hug, al3 daß fie das italienische Staatsihiff aus 
dem ruhigen Hafen des Dreibundes mit feinem ficheren Anfergrund hinaus- 
führen möchten in die ftürmifche See neuer Gruppierungen zu fompaß- 
loſer und abenteuerlicher Fahrt. Die italienischen Politifer in allen Lagern 
wünjchen die Erhaltung des Friedend. Solange Stalien feft und loyal 
zum Dreibund Hält, trägt e3 jchon dadurch zur Aufrechterhaltung des Frie- 
dens bei, für fich und für die anderen. Wenn ſich Stalien vom Dreibunde 
ablöfte oder eine jchwanfende und zweideutige Politik verfolgte, jo würde 
da3 die Chancen einer großen und allgemeinen Konflagration erhöhen. 
Der Dreibund hat noch nicht Gelegenheit gehabt, fich praktiſch zu erproben. 
Dieje Möglichkeit ift ihm aber Hauptjächlich deshalb erjpart geblieben, weil 
er bejtand, weil das mitteleuropäifche Bündnis eben vorhanden war. Das 
bat mwejentlich dazu beigetragen, Gefahren für die Integrität und die Un- 
abhängigfeit der verbündeten Reiche und damit eine Hauptgefahr für den 
europäifchen Frieden fernzuhalten. Wenn e3 gelungen ift, diefe Gefahren 
ohne blutige Zujammenftöße oder beftändige, für den Handel und Wandel 
verderbliche Sriegsdrohungen und Befürchtungen abzumehren, jo bemeiit 
das den Wert des Dreibunds, der auch heute noch vor andern font denf- 
baren Kombinationen gemwichtige Vorzüge hat. Der Dreibund hat unter 
anderen auch den Nutzen, daß er zwilchen den drei verbündeten Reichen 
Konflikte ausichließt. Wären Stalien und Defterreich-Ungarn nicht Ver- 
bündete, jo könnten die Beziehungen zwijchen beiden geipannte mwerden. 
So bedeutet der Dreibund, an welchem die drei Verbündeten gleichmäßig 
intereffiert find (Sehr wahr! rechts), wir nicht weniger, aber auch feines- 
weg3 mehr al3 die andern, nicht nur eine politiiche Entlaftung Europas, 
jondern aud eine Hauptquelle der gegenwärtigen allgemeinen wirtſchaft— 
lichen Projperität, die eng mit der Erhaltung des Friedens verknüpft iſt. 
Und jo können wir ohne Uebertreibung und ohne Ueberhebung jagen, daß 
die Fortdauer des Dreibunds auch dem europäijchen Intereſſe entipricht, 
weil dem Intereſſe des Friedend. Meine Herren, e3 ift auch mir ein Be- 
dürfnis auszufprechen, wie verläßlich die Unterftügung war, die ung Dejter- 
reich-Ungarn auf der Konferenz von Algecirad gewährt hat. Ich brauche 
nicht hinzuzufügen, daß wir eintretendenfall3 Defterreich-Ingarn Diejelbe 
Treue halten werden, getragen von der Zuftimmung dieſes hohen Haujes 
und der ganzen Nation. (Lebhafted Bravo!) Es ift mir unbegreiflich, 
wie man hat annehmen fönnen, und zwar namentlich) bei dem Bejuche 
unjere3 Raijers in Wien, wir wollten uns in die inneren Berhältnifje der 
ir ge Monarchie einmishen. Wir mijchen uns nicht in fremde 

erhältnifje ein und geben auch feinen Rat, wenn er nicht erbeten wird. 
(Zuftimmung.) So was zu tun, ift taftlos wie jede Aufdringlichkeit. Ins— 
bejondere bedarf der Monarch feines Rats, der nun jchon jeit jo vielen 
Jahren und Jahrzehnten nicht ohne ernfte Prüfungen und ſchwere Schid- 
jalsjchläge, aber immer pflichttreu, immer gereht die Völker und Länder 
am Donauftrom regiert. Auch in den Konflikt zwiichen Zisleithanien und 
Trangleithanien haben wir uns nie eingemifht. Das wäre eine Torheit 
gewejen, ungefähr ebenjo töricht, al3 wenn ſich einer in einen Streit zwi— 
ſchen Eheleuten einmengt, was nämlich das ficherfte Mittel ift, es mit 
beiden zu verderben. (Heiterkeit) Das würde in Widerjpruch geftanden 
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haben mit den dauernden Traditionen der deutjchen Politil, von denen 
ich niemals abgewichen bin. Allerdings fann ich nicht mit dem Ausdrud 
meines Erftaunens darüber zurüdhalten, was ja auch der Herr Abg. Bafjer- 
mann hervorgehoben hat, daß eine politisch jo gejchulte und politifch fo 
intelligente Nation wie die ungarifche ung jo etwas überhaupt hat zutrauen 
fönnen. Wie war das möglich nad allem, was man in Budapeft weiß 
über Ausgangspunkt, Ziel und Charakter des Dreibundvertrages, den ein 
Ungar, Graf Giula Andrafiy, abgeſchloſſen Hat, nach dem Kaiferbejuch in 
Peſt vom September 1897, bei dem ich zugegen war, nach allem, was ich 
ier fo oft in der Abwehr wie jpontan und motu Ei über unjer Ber- 
Klin zu Ungarn ausgeführt habe! Denn eine Einmilhung in die Dif- 
erenz zwiſchen Bisleithanien und Trangleithanien zugunften von Trans- 
leithanien, das fann man unmöglich von uns erwartet haben. Gegenüber 
dieſem Konflift war für und nur Rejerve möglich, und die haben wir ein- 
gehalten. Wir werden fie mweiter einhalten, denn gute Beziehungen zu 
Oeſterreich-Ungarn entiprechen dem deutjchen Intereſſe heute wie in den 
Tagen des Fürften Bismard. Die Erhaltung der vollen Unabhängigkeit, 
der ganzen Machtſtellung der Donaumonardie ift für Deutichland ebenfo 
nüglich und ebenjo notwendig, wie es die Erhaltung der deutjchen Macht- 
ftellung für dad Donaureich ıft, für Defterreicd wie für Ungarn, aud für 
Ungarn, auch für die Magyaren und das Magyarentum. Ich bin über- 
zeugt, daß, wenn Déak und Andrafiy noch lebten, beide mir recht geben 
würden. Was wir wünjchen, ift das Bit und Gebeihen der öfterreichijch- 
ungarijhen Monarchie und die Entwidlung ihrer beiden Zeile, je nad 
Bedürfnis und Charafter. 

Bevor ich auf unjere Beziehungen zu Rußland eingebe, muß ich 
meinem Bedauern darüber Ausdruck geben, daß immer wieder verjucht 
wird, uns die Abſicht unterzufchieben, uns in die inneren ruffiichen Ver— 
hältnifje einzumifchen. Davon ift feine Rede. Wir intervenieren auch in 
Ruffiich- Polen nicht. Sollte der Brand über unjere Grenzen greifen, fo 
werden wir bei und das Feuer zu löſchen verftehen, daran wird uns nie- 
mand verhindern. An fremder Röfcharbeit beteiligen wir und nicht. Die 
Behauptung, als ob Deutichland an einem Abkommen beteiligt wäre, wobei 
die bei dem Verlauf der Dinge in Rußland angeblich zu erwartende Ent- 
ftehung eines autonomen Polens verhindert werden folle, ift falſch. Ein 
jolhes Abkommen, jei e3 zwijchen uns einerfeit3 und Rußlands anderer- 
feit3 oder zwiſchen uns und Defterreich-Ungarn einerfeit3? und Rußland 
andererjeit3, eriftiert nicht. Alle Angaben über irgendwelche deutſche Ein- 
miſchung im eigentlichen Rußland oder in Ruſſiſch-⸗Polen oder auch in den 
Dftjeeprovinzen, auf Grund von Abmachungen mit fremden Regierungen 
oder mit fremden Höfen, von Minifter zu Minifter oder von Monarch zu 
Monarch find ohne Ausnahme unmahre und tendenzidje Erfindungen. Wir 
fühlen gar nicht da3 Bedürfnis, irgendwo den Gendarm zu fpielen. Das 
ift ein undankbares Gejchäft, wie dad Rußland felbft nad) feiner Inter— 
vention in Ungarn 1849 empfunden hat. Das ift unter Umftänden ein 
gefährliche und folgenjchweres Unternehmen, wie das Defterreih und 
Preußen bei ihrer Intervention in Frankreich 1792 erfahren haben (Sehr 
wahr! links), welche die franzöfische Revolution eleftrifierte und in ihrer 
Folge das erſte franzöfiiche Kaiferreich mit feinen Eroberungszügen herbei- 
führte. Wir wünjchen, daß es der ruffifchen Regierung und dem ruffischen 
Volke gelingen möge, einen Ausweg aus ihren gegenwärtigen inneren 
Schwierigkeiten zu finden. Wir wünjchen eine Entwidlung der ruffiichen 
Verhältniffe, durch welche Rußland in gemeinfamer Arbeit von Regierung 
und Volk als Großmacht und als einheitliches Neich erhalten bleibt. Denn 
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ein innerlich Fräftiges und gejundes Rußland ift wertvoll als Faktor zur 
Wahrung des Gleichgewicht3 in Europa und in der Welt. Dabei mifchen 
wir und aber in feiner Weife in die inneren ruſſiſchen Verhältniſſe ein. 
Dadurch unterjcheidet fich ja gerade unſere Bolitif von der und von man- 
her anderen Geite empfohlenen Politit, daß wir bei inneren Wirren, 
Streitigkeiten und Gegenjägen benachbarter und befreundeter Länder nicht 
fanatifch Partei ergreifen (Zuftimmung), fondern unjere Politik zufchneiden 
im Hinblid auf die allgemeine Weltlage und mit Rüdjiht auf die Sicher- 
heit de3 eigenen Landes. Solche doktrinäre Parteinahme erjcheint ung 
landesverderblih. (Bravo! in der Mitte und recht3.) So einfach und leicht 
ift unjere Stellung in Europa denn doch nicht, daß wir uns den Luxus 
geitatten könnten, uns unpolitiichen Gefühlswallungen leichtfinnig Hinzu» 
geben. Die Haltung der Sozialdemokratie in allen diefen Fragen ift vom 
nationalen Gefichtspunfte aus gerade jo falſch, wie es die Haltung der 
franzöſiſchen Emigres während der neunziger Jahre des 18. Jahrhunderts 
war oder die Bolitif der heiligen Allianz und ihrer Anhänger vom Wiener 
Kongreß bi3 zum Krimfrieg oder, wenn ich an unfere preußifche Gejchichte 
denke, wie e3 da3 Treiben des jogenannten Eidechjenbundes war bei dem 
Kampf zwiſchen dem Ordenslande und den Polen. Diejelben Urjachen, 
diejelben Leidenfchaften und Schwächen, diejelbe Unfähigkeit, die eigene 
PBarteidoftrin und das eigene Barteiinterefje dem Wohle des Ganzen unter- 
zuordnen, rufen bei den Menfjchen eben immer wieder die gleichen Er- 
jcheinungen hervor, ob es fi) nun um einen Marquis des Ancien rögime, 
einen Strauchritter des Mittelalter3 oder einen orthodoren Marriften der 
Jetztzeit wie Herrn Ledebour handelt. (Stürmijche — Ich freue 
mich meinerſeits konſtatieren zu können, daß unſere Beziehungen zu Ruß— 
land gute und freundliche ſind. Ich muß weit zurückgehen in meinen 
diplomatiſchen Erinnerungen, um auf eine Periode zu ſtoßen, wo die Be— 
ziehungen zwiſchen Deutſchland und Rußland ſo normale, ſo ruhige und 
jo korrekte waren wie heute. Ich möchte hierbei betonen, daß die wieder— 
holten Begegnungen zwiſchen unjerm Kaifer und dem Kaiſer von Rußland 
dazu beigetragen haben, jenes gegenfeitige Vertrauen aufrecht zu erhalten, 
da3 eine der beften Bürgichaften des europäiſchen Friedens ift, und das 
hoffentlich zwijchen den beiden großen Völkern immer aufrecht erhalten 
bleiben wird zum Wohle beider Reiche und des allgemeinen Friedens. Bei 
den Begegnungen zwiſchen ben beiden Kaijern ift aljo von innerer ruſſiſcher 
Politik nicht die Rede gemwejen und namentlich nicht im Sinne reaftionärer 
deutfcher Ratjchläge, fie Haben aber dazu beigetragen, von dem Verhältnis 
zwijchen Deutichland und Rußland früher vorhandene Schatten von Miß— 
trauen und Berftimmung abzuftreifen. Die beiden Monarchen, der deutjche 
und der ruffiiche Kaifer, haben heute einer vom andern die Ueberzeugung 
friedlicher, freundlicher und Ioyaler Abfihten. Rußland braucht gegen- 
mwärtig alle jeine guten Kräfte für die Neuordnung feiner inneren Berhält- 
niffe. Nach dem Krimkrieg jchrieb Fürft Gortichafow in einer berühmten 
Note: „La Russie ne boude pas, elle se recueille.. Rußland jchmollt 
nicht, es jammelt fich.” Auch jest hält Rußland e3 offenbar für nüglich, 
fih in feinen auswärtigen Unternehmungen für einige Zeit eine gemifje 
Beichränfung aufzuerlegen. Seit Monaten jchweben zwijchen der ruffiichen 
und der englifhen Regierung Berhandlungen, die den Erfolg verjprechen, 
daß für die zentralafiatiichen Gebiete, wo alte ruffisch-engliiche Rivalitäten 
beftehen, namentlich über Tibet, Perfien und Afghaniftan ein Ausgleich 
erzielt wird. In Tibet und Afghaniftan haben wir überhaupt feine, in 
Perfien nur wirtjchaftlihe Intereſſen. Die deutſche Politik hat feinen 
Grund, jene Verhandlungen zu ftören oder ihr mutmaßliche Ergebnis 
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jcheel anzufehen. Sollten im weiteren Berlauf der Unterhandlungen deutfche 
Rechte und wohlerworbene Jnterefjen in Frage fommen, jo lafjen loyale 
Erklärungen von beiden Seiten feinen Zweifel darüber, daß man unjere 
Rechte und Intereſſen achten wird. Leider kann ich mit diejfer ruhigen 
Auffafjung über ein ruffiich-engliiches Ablommen nicht auf allgemeine Zu— 
ftimmung rechnen. Erft neulid las ich, wie falich e3 fei, eine Verminde— 
rung der Reibungsflächen zweier Großmäcdhte in Bentralafien nicht mit der 
größten Unzufriedenheit zu verfolgen, da es im deutſchen Intereſſe Liege, 
daß Rußland und England ſich wie Hund und Katze gegenüberftänden. 
Und in demfelben Artikel, der von dem Reichskanzler verlangte, daß er 
jene3 ruffisch-englifche Abkommen mit allen Kräften zu vereiteln fucdhe, wurde 
faft in demfelben Atemzug der deutjchen Diplomatie der Vorwurf gemacht, 
daß fie eine Macht gegen die andere ausjpiele und dadurd alle Mächte 
gegen und mißtrauiſch mache. Alſo auf der einen Seite foll es die Auf- 
gabe der deutichen Politif fein, gegen eine Verftändigung zweier Mächte 
in Afien zu intrigieren; auf der andern Geite wird und der Vorwurf ge- 
macht, dem Auslande durch unruhige Gejchäftigkeit Anlaß zur Verdächti— 
ung der deutfchen Politif zu geben. Wenn wir nad) diefem Rezept ver- 
en und und ohne genügenden deutichen nterefjenanteil in fremde An- 
gelegenheiten einmifchen wollten, jo würden wir wirklich das Uebelmollen 
verdienen, das vielfach in der Fremde aus anderen Urſachen gegen Deutjch- 
land befteht. Das gehört jedoch in das Kapitel von der Berfennung der 
Grenzen einer verftändigen deutjchen Weltpolitif und gedankenloſer Kritif- 
jucht, auf das ich nachher noc eingehen will. Unjere Beziehungen zu 
Japan werden wir auch fernerhin jorgjam pflegen. Japan Hat fi) durch 
die hervorragenden Leitungen feiner brillanten Armee und feiner tapferen 
Flotte jeinen Pla unter den Großmächten errungen. Damit ift es nur 
dem Beijpiel anderer großer Völker gefolgt und insbefondere unjerem 
preußiichen Beifpiel. Denn auf dem Schwert beruht in erfter Linie die 
Großmachtſtellung eines Volks. Mit Eroberungsgelüften und Erpanfiong- 
plänen haben wir uns nie in Dftafien getragen. Ich Habe jchon am 
11. Juli 1900 al3 Staat3jefretär de Aeußeren in meinem damaligen Rund- 
ichreiben an die deutichen Bundesregierungen erklärt, daß wir feine Auf- 
teilung Chinas wünſchten und feine Sondervorteile anftrebten. Daß mir 
in Oftafien nicht auf territoriale Eroberungen ausgehen, haben wir ſchon 
in dem deutjch-englifchen Notenaustaufch vom Dftober 1900 ausgejprochen, 
vor dem englifch-japanifchen Bündnis. Wir hatten und wir haben in Dft- 
ajien nur wirtjchaftliche Ziele, Ziele, deren Erreichung weſentlich abhängig 
ift von der Erhaltung des Friedens, der Integrität Chinas und des Prin- 
zips der offenen Tür. Dieje Ziele, die zu verfolgen wir gerade jo be- 
rechtigt find wie alle anderen in Oftafien interejjierten Völker, werden wir 
auch weiter im Auge behalten. Ich freue mich, jagen zu können, daß die 
Haltung der hinetifchen Regierung und gegenwärtig feinen Anlaß zur 
Klage gibt, daß unjer Handel in China feine Stellung neben dem Handel 
der übrigen dort intereffierten Völker behauptet, und daß wir an eine 
weitere ruhige Entwidlung des chinefiichen Reich glauben, zum Beſten 
von China jelbft wie zum Beften des internationalen Handel3 und fried- 
liher Beziehungen zwijchen allen handeltreibenden Völkern. Was unfer 
Verhältnis zu Amerifa angeht, fo wird die große Mehrheit dieſes Hohen 
Haufes mir recht geben, wenn ich fage, daß Deutichland und die Ver— 
einigten Staaten aus natürliden wie aus hHiftorifchen Gründen auf ein 
freundichaftliches Verhältnis hHingemwiefen werden. Die Grenzen beider Länder 
berühren fich nicht, ihre politifchen Intereſſen ftoßen nirgends feindlich auf- 
einander. Um die wirtfchaftlichen Intereſſen auszugleichen, ift natürlich 
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beiderjeitige8 Entgegenftommen und beiderjeitiger guter Wille erforderlich; 
wo dieſe beiden Vorausſetzungen eintreffen, erjcheint ein ſolcher Ausgleich 
nicht unmöglid. Ich möchte bei diefer Gelegenheit — last not least, 
denn man muß ed nicht vergefjen, wenn in einem kritiſchen Augenblid 
einer für einen gut war, weder im Privatleben noch im politiichen Leben 
muß man das vergejjen, das &tonner le monde par son ingratitude des 
Fürften Felir Schwarzenberg war ein politijcher Fehler — aljo ich möchte 
noch erwähnen, daß wir für die Haltung dankbar find, welche Amerika 
auf der Konferenz von Algeciras eingenommen hat. Amerika Hat nad 
dem geringeren Maß jeines Intereſſes fih in Algeciras mehr zurüdgehalten, 
e3 hat fih durchaus unparteiiich gehalten, aber fein ausgezeichneter und 
von allen geacdhteter Vertreter Mr. White Hat jede Gelegenheit benußt, um 
zu einem Ausgleich der Gegenjäße beizutragen und einen für alle Be- 
teiligten ehrenvollen Ausgleich herbeizuführen. Das ift Hoch anzujchlagen, 
denn ein Scheitern der Konferenz würde nicht nur in die Beziehungen 
zwiſchen Deutichland und Frankreich, jondern in die allgemeine Weltlage 
und Bolitif ein irritierendes und beunruhigendes Element Hineingetragen 
Haben. Das war der zweite Dienft, den Amerifa dem MWeltfrieden und 
der Welt geleiftet hat. Der erſte große Dienft war die Wiederherftellung 
de3 Friedens zwiſchen Rußland und Japan. 

Bei diefem Anlaß möchte ich mir eine Bemerkung pro domo mea 
geftatten. Sch habe oft gehört und noch öfter gelefen, ich wäre durch den 
Ausbruch des ruffiih-japanifchen Krieges überrafcht worden. Wenn ein- 
mal die Archive unjerer Zeit fich öffnen werden — ich werde feine Denf- 
würbdigfeiten Hinterlaffen — (Bravo und Heiterkeit), jo wird dieſe Be- 
hauptung bei den Hiftorifern Heiterkeit erregen. Ich wußte natürlich, wie 
die Sachen ftanden. Ich Habe, ſoweit dies in unfjerer Macht ftand und 
für einen unbeteiligten Zuſchauer zuläffig war, in Japan zum Frieden 
geraten. Ich Habe der rujfiichen Regierung feinen Bmweifel darüber ge- 
laffen, daß die japanifche Regierung unter gemwifjen Vorausiegungen, d. h. 
wenn ihr nicht Zufagen gemacht und Garantien geboten würden, zum Kriege 
entichlofjen und daß das japanische Volk für den Krieg vorbereitet und 
gerüftet jei. Weiter fonnte ich nicht gehen. Und das, mas ich auf ver- 
traulichftem Wege erfahren Hatte, jedem aufzubinden, jedem Herrn von der 
Börje und jedem Herrn von der Prefje, ich tue den Herren von der Prefie 
gern einen Gefallen, aber das ging wirklich nit. Da ich nun einmal 
auf einen mir perjönlich gemachten Vorwurf eingegangen bin, möchte ich 
noch etwas anderes jagen. Man hat mir weiter vorgeworfen, ich jei dem 
Auslande gegenüber zu liebenswürdig. Von der anderen Geite heißt e3 
freilih im Auslande und fogar im Inlande, daß ich durdy meine Politik 
da3 Ausland provoziere. Da ift wieder einmal ein Terrain, wo id) die 
mittlere Linie einhalte, welche die vernünftige zu jein pflegt. Wenn man 
mir übertriebene Liebenswürdigfeiten vorwirft, jo muß ich annehmen, daß 
man die Urbanität, deren ich mich als Menſch und im perjönlichen Ver— 
fehr gern befleißige, ohne weiteres auch meiner politifhen Tätigkeit als 
einzige Richtſchnur unterftellt. Das ift ein Irrtum. Und id muß ferner 
annehmen, daß man fich nicht gegenwärtig hält, wie in der auswärtigen 
Politik Höflichkeit und Feſtigkeit fich nicht ausſchließen. Es fommt nur 
darauf an, die eine wie die andere Eigenſchaft im richtigen Moment zur 
Anwendung zu bringen. (Heiterfeit.) Als ein ausgezeichneter ruſſiſcher 
Diplomat, Fürft Orloff, nach dem für Rußland ehrenvoll, aber unglüdlich 
verlaufenen Krimfriege nad) Paris geichidt wurde, um die Friedensver— 
handlungen einzuleiten, die zum Pariſer Kongreß führten, apoftrophierte 
er den Kaijer Napoleon III. mit den Worten: „Die Hauptkunft eines Diplo- 
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maten, Sire, befteht darin, daß er im richtigen Moment zu jchmeicheln 
und im richtigen Moment einen Fußtritt zu geben verjteht. Unſer jeliger 
Raijer Nikolaus war ein großer Monarch, aber ald er den Krimfrieg an— 
fing, hat er diefen weijen Grundjag einen Augenblid aus den Augen ver- 
Ioren, deshalb bin ich hier.” Es fommt aljo darauf an, das eine und 
das andere im richtigen Moment zu tun. Ein fonjequent überhebender 
Ton, ungefüge Anremplungen de3 Auslandes, Inotige Manieren wirken 
ſchon in der Prefje ſchädlich, ſchädlicher, als fich viele Xeute einbilden. Gie 
würden unberechenbare Konjequenzen Haben, wenn ich in meiner verant- 
wortlichen Stellung einen ſolchen Ton anſchlüge. Wenn man fi) auf den 
Fürften Bismard berufen hat, jo wird ein eingehendes Studium der Reden 
wie der Handlungen dieſes unvergleihhlihen Staatsmannes jeden davon 
überzeugen, daß deſſen Größe nicht in jporenflingenden Küraſſierſtiefeln 
oder im raſſelnden Pallaſch beftand, fondern im rechten Augenmaß für 
Menſchen und Dinge. (Sehr wahr!) Das Dogmatifieren des Firften Bis- 
mard ift übrigens nicht nur zu einer Manie, fondern beinahe zu einer 
Kalamität geworden. Das möchte ich einmal offen ausjprehen. Wir 
laborieren an dem mißverftandenen Fürften Bismard. Da zeigt fi) wieder 
unjere Neigung, alles zu einem Syſtem zu maden. In der Mitte des 
vorigen Sahrhundert3 und namentlich in der Konflift3zeit war das deal 
des politifierenden Deutjchen der Gelehrte, der Profefjor; der jchwebte uns 
jeit der Frankfurter Paulskirche als Lichtbild vor. Das burſchikoſe Wefen, 
das Junkerliche und Militärische in Bismard erregte zunächſt Entrüftung 
— mir Deutjche entrüften und ja gern und leiht — man muß das in 
aufrichtig gejchriebenen Memoiren aus jener Zeit nachlejen, wenn man es 
nicht felbft erlebt hat. Seit den ungeheuren Erfolgen des Fürften Bis- 
mard ift der Profefjor etwas in Mißkredit gefommen. Dagegen denkt 
mancher Deutjche heutzutage, ein leitender Staat3mann müfje immer forjch 
und burſchikos auftreten, immer und unaugsgejegt Falte Wafjerftrahlen ver- 
jenden, immer und ausſchließlich Küraffierftiefeln anhaben. Mit anderen 
Worten, jest wird Fürſt Bismarck zum Syftem erhoben, dabei aber ver- 
geſſen, daß jede Zeit andere Mittel erfordert. (Sehr richtig! in der Mitte.) 
Alle, die mich perjönlich kennen, wifjen, daß ich meine unbegrenzte Ver— 
ehrung und Bewunderung für den großen Kanzler nie und vor nieman- 
dem, niemandem gegenüber je verleugnet, daß ich ihm auch nad) jeinem 
Sturz die Treue gewahrt habe. (Bravo! rechts.) Aber gerade deshalb 
darf ich es ausſprechen, daß auch der größte Staat3mann ein Sohn jeiner 
Beit bleibt. Die nach ihm fommenden Gejchlechter können fich nicht darauf 
bejchränfen, jeine Auffafjung und feine Urteile, gejchweige denn jeine Allüren 
blind nachzubeten und nachzuahmen, jondern fie müfjen mit der Entmwide- 
lung der Dinge gehen, die nie ftill fteht und die auch das größte Genie 
nicht vorzeichnen und nicht einmal immer vorherfehen fann. Friedrich 
der Große war der erfte Staatömann feiner Zeit. Wenn aber Fürft Bis- 
mard nur friederizianiiche, d. H. jpeziftich preußiſche Politik getrieben hätte, 
würde er die Einheit Deutjchlands nicht begründet haben. Das trat am 
beutlichjten zutage bei den befannten Differenzen zwiichen Fürft Bismard 
und unjerem alten Kaijer wegen der zu ftellenden Friedensbedingungen, 
im Augujt 1866, in Nifolsburg. Nicht, da es von den Bahnen Friedrichs 
des Großen abwich hat meines Erachtens Preußen vor hundert Jahren 
nad) Jena und Tilfit geführt, jondern daß e3 im falichen Sinne, zu ängjt« 
lich, in zu enger Weife an dieſen Bahnen Fleben blieb. (Sehr richtig!) 
Wenn die Entwidlung verlangt, daß wir über Bismardiche Ziele Hinaus- 
gehen, müfjen wir ed tun, wenn auch Fürft Bismard zu jeiner Zeit unter 
iheinbar ähnlichen Verhältniffen anders geurteilt hat; die wahre Nachfolge 
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eines Mannes wie Bismard befteht eben nicht in ſtlaviſcher Nachahmung, 
fondern in der Fortbildung, ſelbſt wenn dieje hier und da zu einem Gegen- 
fag führt. Und darum richte ich an alle, die es angeht, die Mahnung, 
e3 nicht zu machen wie Lots Weib, die, weil fie nur nach rüdmwärts jah, 
zur GSalzjäule wurde. (Heiterkeit) Als praftifche Politiker, als Männer, 
welche die Aufgaben de3 Tages zu löjen Haben, müfjen wir mit der Tat- 
fache ung abfinden, daß wir feinen Fürſten Bismard mehr haben. Der 
Name des Fürften Bismard, die Erinnerung an das, was Fürft Bismard 
una war, wird für alle Zeiten ald Feuerjäule herziehen vor der Nation, 
wie ich das vor jeinem Denkmal gejagt Habe, da3 da draußen fteht. Sein 
Name bleibt ein dauernder Beſitz, ein Stolz, eine Gewähr der Fortdauer, 
ein Borbild, ein Wahrzeichen, eine Mahnung, ein Troft für unjer Bolt 
gerade in jorgenvollen oder matten Tagen. Aber die Nation muß Die 
Kraft in jih finden, auch ohne einen ſolchen Titanen auszufommen, wie 
ihn die Götter nur ſehr jelten, einmal alle Hundert Jahr, einem Volke 
fchenfen. Denn wenn der einzelne und auch der größte Genius fterblich 
ift, jo ift die Nation unfterblihd. Ihr Dafein hat mit dem Tode des 
großen Kanzlerd nicht geendet. Und als Patrioten müfjen wir, jeder an 
jeinem Teil und nach feinen Kräften dahin wirken, daß das Werk des 
großen Kanzler erhalten bleibe. Das gilt für mich und das gilt für 
alle, die auf nationalem Boden ftehen. (Lebhaftes Bravo!) 

Es ift ja namentlich der alldeutiche Verband, der uns die Bismard- 
ihen Stiefel und den Bismardichen Pallaſch vorrüdt. Meine Herren, ich 
weiß mohl, daß die Beftrebungen des alldeutfchen Verbandes das Gute 
haben, daß fie das Nationalgefühl wach zu erhalten fuchen, indem fie dem 
Hang des deutſchen Bhilifter8 zum verſchwommenen Kosmopolitismus wie zu 
beichränfter Kirchturmspolitif entgegenwirken. Ich bedaure für meine Berjon, 
daß der Vorſitzende des Verbandes nicht wieder in dies hohe Haus gefommen 
ift. Sch weiß auch, daß außer ihm manche warmherzigen Patrioten diejem 
Berbande angehören. Aber für die praftijche Politik fommt es noch mehr auf 
Klarheit des Kopfes ald auf die Wärme und Güte des Herzens an. Und das 
Herz de3 Patrioten ſoll fich nicht zeigen in unterjchiedslofem Räfonieren auf 
alle Fremden, auf Engländer und Rufen, aufNordamerifaner und Brajilianer, 
auf Staliener und Ungarn und noch weniger in kühnen Zufunftöträumen, 
welche die Erfüllung der Aufgaben der Gegenwart erjchweren und überall 
Mißtrauen gegen und ermweden. (Sehr wahr!) Das aber gebe ich voll- 
fommen zu, daß einjeitige Avancen und unerbetene Aufmerffamfeiten fein 
taugliches Mittel find, um ungerechte Angriffe abzuwehren und die Welt- 
ftellung der Nation zu wahren. Bei unruhigem Emprefjement fommt 
jelten was Gutes heraus. (Sehr richtig!) Korreft, aber nicht überſchweng— 
lich, Höflich, aber nicht fich Hein machen oder gar fich wegwerfen. (Bu 
ftimmung.) Wer fih grün macht, den freffen die Biegen. (Heiterfeit.) 
Bevor ih nun auf unfere angebliche Siolierung fomme, will auch ich auf 
eine Erſcheinung eingehen, auf die jchon von einer anderen Stelle hin- 
gedeutet wurde und die infolge dieſes Hinweiſes neuerdings viel erörtert 
worden iſt. Es ift begreiflich, wenn die Sozialdemofratie mit der Feder 
und mit dem Mund beftrebt ift, NReichsverdroffenheit zu züchten. Das 
liegt in ihrem Programm, da3 liegt in ihrem Syftem. Was aber weniger 
verftändlich ift, das ift der Eifer, mit dem Nichtfozialdemofraten Hinter 
allem her find, um unſere Zuftände ſchwarz in ſchwarz zu malen. (Heiter- 
feit.) Wenn ich mich gegen ſolchen Peſſimismus wende, jo will ich natür- 
lih nicht fauler Ruhe oder eitler Selbjtgefälligfeit oder blindem Optimis- 
mus das Wort reden. Und ebenjowenig joll das Recht und der Nutzen 
der öffentlichen Kritik beftritten werden, die zu allen Zeiten notwendig ift 
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und die wir heute, das fage ich ganz offen, weniger als je entbehren 
fönnen. Die Klagen dürfen aber nicht in einer Weiſe erhoben werden, 
die fie gegenüber Der wirklichen Sachlage im Lichte phantaftiicher Ueber- 
treibung erfcheinen läßt, ſchon weil derartige Uebertreibung ſich ftraft, indem 
fie auch gegen berechtigte Kritik abjtumpft. Die Kritik muß fruchtbar 
wirken können. Deshalb follen wir auch Kleinigkeiten und Nebenjächliches 
nicht aufbaufchen, nicht das Kind mit dem Bade ausjchütten, nicht jo über- 
treiben, wie dies alte deutjche Art oder Unart ift, nicht über Strohhalme 
ftolpern. Wie übertrieben mande Klagen find, geht ja jchon Daraus her- 
vor, daß, während e3 im Inlande heißt, wir fämen immer mehr herunter, 
wir würden von niemand mehr gefürchtet noch rejpeftiert, im Auslande 
ebenio fäljchlicy behauptet wird, daß Deutichland durch jeine fteigende 
Machtentfaltung und jein tatfächliches Borwärtöfommen eine Bedrohung 
für andere Länder wäre. Es wäre wirklich nicht zu verwundern, wenn 
folher HYperfritif gegenüber den leitenden Perſonen ſchließlich zumute 
würde, wie dem Bauer in der Fabel, der mit feinem Söhnden und jeinem 
Ejel zu Markte zieht. Erſt reitet er felbjt auf dem Ejel, da jagen die 
Borübergehenden: Der faule Kerl, er reitet und fein armer Junge muß 
laufen. Dann fegt er den Jungen auf den Ejel, da heißt ed: Der dumme 
Kerl, er jegt fich) der Sonne und dem Staub aus und jeinen Bengel läßt 
er reiten. Dann jegen beide ſich auf den Ejel, da beflagt man da3 arme 
Tier und will Bater und Sohn beim Tierjchugverein denunzieren, bis 
endlich, von jo viel Kritik verwirrt, der Bauer den Ejel auf die Schultern 
nimmt und jelbjt trägt, d. 5. das Dümmſte tut, was er überhaupt machen 
fann. (Heiterfeit.) Sit denn irgend ein Vorteil für die deutſche Politik 
und die deutſchen Intereſſen im Auslande davon zu erwarten, wenn z.B. ein 
freifinniges Berliner Blatt in einem mir vorgelegten Artikel erklärt: „Bo 
ed fih um Schuß der Deutichen im Auslande Handelt, würde man heute 
wahrjcheinlich erft fragen: Was ift der Mann, welcher Konfejfion gehört 
er an, welcher Partei zählt er ſich zu? Und wenn die Aust unft ver» 
dächtig erjcheint, dann läßt man ihn en in ber Patſche figen.“ Das ift eine 
leichtfertige Unterjtelung. Natürlich fehlt aucd in dieſem Artikel nicht 
die jchematifche Berufung auf den Fürften Bismard. Wo find denn die 
Tatſachen, die dieſes unjeren gejamten auswärtigen Dienft herabjegende 
Urteil rechtfertigen könnten. (Bravo! recht3.) Es ift mir wohl befannt, 
daß in einzelnen Fällen ber mangelnden Schuß Deutjcher im Auslande 
geklagt worden ift. Bei näherer Unterfuhung, an der ich es niemals habe 
fehlen Iafjen, hat fich aber in der Regel herausgeftellt, daß die Fälle faljch 
dargeftellt waren, oder daß e3 fich um ehemalige Deutjche handelte, die ihre 
Staatsangehörigkeit längft aufgegeben hatten. (Hört, hört! in der Mitte.) 
Der Schuß des Reiches wird jedem Deutſchen ohne itllon der Perſon, 
der Konfejlionen oder der Bartei gewährt. Gelbft in zweifelhaften Fällen ift 
auch deutjchen Sozialdemokraten nad) Recht und Gejeß beigejtanden worden. 
In jolden mwegwerfenden jummarijchen Urteilen fann ich eine fachliche 
Förderung unferer nationalen Intereſſen nicht erfennen. (Sehr richtig! 
rechts), jondern nur eine dieſe Intereſſen ſchädigende Tendenz. Wer ſich 
im Auslande umgejehen Hat, der weiß, Daß wir draußen im allgemeinen 
über ein pflichttreues, feiner nationalen Aufgaben bewußtes Beamten- 
perjonal verfügen. Ich erwarte, daß ſich unjere Beamten auch Durch 
fränfende und ungerechte Angriffe, die fie über ſich ergehen laſſen müfjen, 
nicht in der Freudigfeit ihrer Dienjterfüllung beirren lafjen. Wo findet 
fid) aber anderswo eine jo exzeſſive Kritit wie bei und? Wird nicht aud) 
anderswo hier und da mit Waſſer gefoht? Kommen nicht auch anders 
wo Unvollfommenheiten, Fehler * Mißſtände vor? Sie werden aber 
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nicht in derartig fünftlicher Vergrößerung vorgeführt wie bei und. Ich 
denfe oft an da3 Wort von Treitjchfe, der Deutiche im Inlande möge 
für deutſche Vorgänge und Einrichtungen doch nur einen Heinen Teil des 
wohlmwollenden Berftändnifjes zeigen, das der Deutjche ausländiichen In— 
ftitutionen und Buftänden jo gern entgegenbringt. (Sehr wahr, jehr 
richtig!) Glaubt denn im Ernſt irgend jemand, daß e3 im Auslande 
jo viel bejjer ausjchaut wie bei iR Sn einem großen englijchen Blatt 
las ich vor einiger Zeit, dem unfritiichen und felbjtzufriedenen englischen 
Volke jei der deutjche Peſſimismus einfach unverftändlih. Nach engliicher 
Auffafiung Hätte fein Wolf mehr Grund, optimiftiih zu fein, als das 
deutjche, und deshalb figuriere Deutfchland” in der engliſchen Preſſe zugleich 
al3 nachahmenswertes Beifpiel und als gefährlicher Gegner. Und jeden- 
falls: Haben nicht andere Reiche und Völker und in unjerer Zeit aus— 
wärtige und isnere Schwierigkeiten zu überwinden gehabt, die härter waren 
als die uns bisher vom Schidjal auferlegten Proben? Iſt England nicht 
mit dem Burenfrieg fertig geworden. frankreich mit jchiweren inneren 
Fragen und rien, Stalien und Amerifa mit erniten folonialen Pro- 
blemen? Hofft Rußland fich nicht durch ein dichtes Geftrüpp von Schwierig- 
feiten jeinen Weg zu bahnen? Wir Haben feinen Anlaß zu bejonderer 
Wehleidigfeit.. Sch Habe es ſchon gejagt, ich Halte eine ſachliche und 
pojitive, von wirklicher Sorge und Liebe für das Vaterland getragene 
Kritif für jehr angebradht, und gerade in unferer Zeit. Ach bin perjön- 
lich gegenüber Kritif nicht nervös, und das foll auch nicht jein, wer im 
öffentlichen Leben fteht. Sch kann mir fogar ein Dafein ohne Kritik nicht 
recht vorjtellen, ich würde das vielleicht gar nicht aushalten. Es würde 
mir gehen, wie dem Müller, der nicht jchlafen fonnte, als die Mühle auf- 
hörte zu Happern. (Heiterkeit) Die Kritik hat das Gute, daß fie zur 
Gelbitprüfung zwingt und der Selbitgefälligfeit ein Ende macht, die ein 
Fehler ift und eine Klippe, für ein Volk wie für den einzelnen, für jeden 
von und. Aber ohne ausreichende Kenntnis der verwidelten internationalen 
Beziehungen und der wirklichen Weltlage, ohne genügenden Weberblid 
über da3 Ffomplizierte Schadhbrett der auswärtigen Politik mit nervöfer, 
tendenziöjer, hyſteriſcher Kritik einzugreifen in die Speichen des Rades 
der auswärtigen Bolitif, lähmt die Aktion des Landes nad) außen und 
Ihwädt und diöfreditiert da3 Land nad außen. Der Kredit, den ein 
Land in der Welt genieht, muß gejhont werden. Diejen Kredit ohne 
Not zu erjchüttern, jchädigt nicht nur unfer Anfehen, ſondern tut auch 
unferm Volk unredt. 

Deutichland, meine Herren, braucht fi vor der Iſolierung gar 
nicht jo jehr zu fürdten. Wären wir wirklich ifoliert — mir find es nicht, 
aber nehmen wir den Fall — fo brauchen wir deshalb au) noch nicht 
zu flennen wie ein einfames Kind im Walde. (Sehr wahr!) Ein Volk 
von 60 Millionen mit einem Heer wie das deutjche Heer, ift niemals 
ijoliert, ſolange es fich jelbjt treu bleibt, jolange es ſich nicht jelbit auf- 
gibt. Wir haben e3 gar nicht nötig, irgend jemand nachzulaufen, oder 
anderen gegenüber entgegenfommender zu jein als Dieje uns gegenüber. Das 
wäre nicht würdig, es wäre nicht einmal Hug. (Lebhafte Zuftimmung 
recht3 und in der Mitte.) Solange wir unſer Schwert jharf halten, find 
wir auch in der Lage, ung unjeren Freunden nüglich und unferen Feinden 
unangenehm zu machen. Der Dreibund befteht, und unfere Beziehungen 
zu anderen Mächten werden aud) weiter der Gegenjtand unferer bejonnenen 
und ruhigen Aufmerkſamkeit bleiben. Ich warne aber auch in dieſer 
Richtung vor Nervofität. Wir find alle in Deutjchland zu nervös ge- 
worden, rechts und links, oben und unten. (Zmwilchenruf.) Das jagte 
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ich ja eben: unten und oben. Gewiß ift e3 gut, alle Wetterzeichen am 
Horizont der auswärtigen Politik zu betrachten und namentlich jedes 
Wetterleuchten. Aber vor jedem Gtirnrunzeln des Auslandes zu erbeben, 
ift nicht die Art großer Völker, und wir wollen und follen ein großes 
Bolf fein. (Lebhaftes Bravo!) Ein Volk darf nicht Hein von fich denken. 
Es iſt unſere Pflicht, durch eine friedliche und gerechte auswärtige Politik 
und Vertrauen und Sympathien zu erwerben. Aber allen Haß und jeden 
Neid zu entwaffnen, ift weder dem einzelnen noch einem Volke möglich. 
Neid ift ſüßer als Mitleid. Wir Haben und mehr wie einmal in Situatio- 
nen befunden, wo die Gefahr einer allgemeinen Gruppierung gegen uns 
näher lag als heute. In feiner unfterblichen Rede vom 6. Februar 1888 
hat Fürft Bismard dargelegt, daß das Beftehen von Koalitionen und eine 
daraus rejultierende Kriegsgefahr während der erjten Hälfte des 18. Jahr- 
hundert3 der beinahe normale Buftand in Europa gemwejer jei, und mie 
e3 auf feiten unferer auch damals viel gejchmähten Diplomatie eines nicht 
geringen Grades von Gejchidlichkeit und Umficht bedurft Hätte, um zu 
verhindern, daß Preußen im Widerjpruch mit jeinen Intereffen und gegen 
die Abficht feiner Leiter in fremde Streitigkeiten verwidelt wurde. Fürſt 
Bismard hat nachgewieſen, wie oft nicht nur in den Tagen des Großen 
Kurfürften und des Großen Königs, jondern auch in jenen verhältnis- 
mäßig ruhigen Zeiten der heiligen Allianz und des Frankfurter Bundes- 
tages, in jenen Zeiten wo, um mit Heine zu reden, Deutichland janft 
ichnardhte in der Hut von 36 Monarchen, daß auch in jener ftillen Beit 
die Gefahr einer Siolierung für uns bejtand. Ich brauche die Herren 
nicht daran zu erinnern, daß auch in jener großen und unvergeßlichen, 
von dem Herrn Abg. Bafjermann mit Necht gerühmten Zeit, wo ein durch 
ein langes Leben, durch frühzeitige jchwere Erfahrungen, die ihn für das 
ganze Leben Maßhalten als Höchfte Weisheit gelehrt Hatten, durch ftrenge 
Gelbftzucht gereifter Monarch an der Spitze ſtand, mo einer der größten 
Staatsmänner aller Zeiten unſere Politik lenkte, auch damals, die Gefahr 
von Roalitionen gegen Deutichland vorlag. Tiefe Verftimmungen haben 
damals zwijchen uns und Rußland, zwijchen uns und England ftattgehabt. 
Als ich ım Sommer 1884 ald Gejchäftsträger von Paris nad) St. Peters- 
burg gejchiet wurde und auf der Durchreije mich in Varzin meldete, ſprach 
Fürſt Bismard mit Bejorgni3 von unferen Beziehungen zu Rußland, Die 
jeit dem Berliner Kongreß oder richtiger feit der Krieginfichtepifode von 
1875 nicht mehr die alten waren. Er erwog, ob für und die Unannehmlidh- 
feit, zwiſchen Rußland und Defterreich zu optieren, größer fei, oder Die 
Gefahr der Wiederfehr der Konftellation von 1757, daS Heißt eines gemein- 
jamen Vorgehens der Ruffen und Defterreicher gegen uns. In der Zeit 
von 1878 bis 1889 Haben fich unfere Beziehungen zu Rußland troß aller 
Bemühungen de3 Fürften Bismard, der gerade auf dem Gebiete der 
deutjch-ruffifchen Beziehungen alle Hilfsquellen feines fruchtbaren und er- 
findungsreichen politifchen Genie entfaltete und troß jeinem ftellenmweije 
weitgehenden Entgegentommen gegenüber Rußland, ic) war damal3 an 
unjerer Botſchaft ın St. Peterdburg, ich weiß es genau, ftändig verjchärft 
und verjchlechtert. Auch England gegenüber fehlte e3 in den legten 20 
Sahren des vorigen Jahrhunderts nicht an Verſtimmungen, die zeitweife 
einen gereizten Charakter annahmen. Daß ein vom Fürften Bismard an- 
fang3 der 80er Jahre unternommener Verſuch, ein bejjere Verhältnis zu 
England anzubahnen, mißglüdte, und nicht durch feine Schuld, Hat eine 
engliihe Publikation der legten Zeit auch weiteren Kreijen enthüllt. Und 
was Frankreich) angeht, jo ift e8 doch wohl die Frage, ob die Gefahr 
eine3 Zuſammenſtoßes mit Frankreich im Jahre 1887 nicht näher Yag 
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al3 in den legten Jahren. Ich brauche nur an die Verftimmungen und 
Spannungen nach dem Berliner Kongreß, an den Karolinenftreit, an den 
Tall Schnäbele, an den Samoaftreit, an die Pariſer Demonftration gegen 
König Alfons von Spanien im Jahre 1883 — ich war damals in Paris, 
die Situation war recht gejpannt — zu erinnern, um Far zu machen, daß 
e3 auch in jener Zeit nicht an Ereignifien fehlte, die geeignet waren, ernfte 
Bejorgnifje zu erweden und die öffentliche Meinung zu erregen. Ich gehe 
noch weiter. Unjere Stellung würde heute eine gejichertere und leichtere 
jein, al3 fie e3 in den 80er Jahren war, wenn wir nicht inzwijchen die 
überjeeijche Politik inauguriert hätten. (Sehr richtig!) Nicht al3 ob ich 
gejhmadlos genug wäre, mich mit dem Fürften Bismard zn vergleichen, 
jondern weil jih in Europa inzwijchen die Dinge verjchoben haben. Die 
Gefahr eines ruffiihen Angriffs Tiegt nach menjchliher Berechnung heute 
weniger nahe, es ift weniger Neigung zu einem folchen vorhanden als in 
den Tagen des Generals Stobeleft oder der jpäteren Demonjtrationen für 
Herrn Deroulede. In Defterreih-Ungarn und Ftalien wurde damals öffentlich 
weniger gegen den Dreibund geredet, aber er hatte im ftillen vielleicht einfluß- 
reichere und Flügere Gegner. Bor allem war Deutjchland jelbft im Verhältnis 
u jeinen Freunden wie zu feinen Gegnern materiell weniger ftarf, als es heute 
iſt. Was heutigen Tages unjere Stellung fompliziert und erjchwert, das find 
unjere überjeeilchen Bejtrebungen und Intereſſen. Wären wir nicht in 
diejer Richtung engagiert, wenn wir in diefer Beziehung nicht verwundbar 
wären, würden wir auf dem Kontinent nicht allzuviel zu fürchten haben. 
(Hört, Hört! Linke.) Dann wäre ed auch leichter als heute, zwiſchen ung 
und England Mißverjtändniffe und Friktionen zu vermeiden. Sie wifjen 
aber alle, meine Herren, daß die Ströme nicht rückwärts reifen, daß ein 
fünfzigjähriger Mann fi nit in einen vierzigjährigen zurüdverwandeln 
fann. Sie wiſſen, durch welche elementaren Triebfräfte — raſche Zunahme 
unferer Bevölkerung, gewaltiger Aufſchwung unjerer Induſtrie, Unter» 
nehmungsluft und Wagemut unferer Kaufleute, da3 Wachstum in Gewerbe 
und Handel der Nation — überſeeiſche Intereſſen für uns entjtanden und 
wir in die Weltpolitif hineingeführt worden find. Die Aufgabe unferer 
Generation ift es, gleichzeitig unjere europäische Stellung zu wahren, 
welche die Grundlage unjerer Weltitellung ift, und unfere überjeeijchen 
Intereſſen jo zu pflegen, eine bejonnene und vernünftige, ich weiſe be- 
ſchränkende Weltpolitit jo zu führen, daß die Sicherheit des deutjchen 
Volkes nicht gefährdet und die Zufunft der Nation nicht beeinträchtigt wird. 
Gewiß ift die Erfüllung diefer Aufgabe feine leichte, das weiß niemand 
befier als ih. Wir können in jchwierige Situationen fommen, wir können 
und auch mehreren Gegnern gegenüber befinden. Das ift aber noch fein 
Grund zum Verzagen. Daß Situationen denkbar find, wo wir nur auf 
unjere eigene Kraft angewiejen wären, ja meine Herren, darauf Hat Fürſt 
Bismard, darauf hat Graf Moltfe mehr wie einmal Hingewiejen. „Ein 
ftarfer Staat fteht nur ficher auf fich ſelbſt“, Hat Graf Moltke vor dieſem 
hohen Hauje im Jahre 1888 gejagt. Ein großes Volk muß auf jede Lage 
gefaßt jein, und jein Geift muß ein folcher jein, daß es jeder Situation 
mutig und entjchlojjen entgegengehen fanı. Der Abg. Bafjermann hat 
joeben an meine Rede vom 5. April erinnert. Als ich damals zum legten 
Male vor diefem hohen Haufe ftand, jagte ich mit Bezug auf die Kon— 
ferenz von Algeeiras, welche nach mancherlei Fährlichkeiten, die ſie dem 
Scheitern nahe gebradjt hatte, zwei Tage jpäter zum befriedigenden Ab- 
ihluß gelangen follte: „Es war ein ziemlich jchwieriger Berg”, jo jagte 
ıh ungefähr, „den wir zu erjteigen hatten. Manche Uebergänge waren 
nicht ohne Gefahr. Eine Zeit der Mühe und Unruhe Tiegt Hinter uns. 
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Sch glaube, daß wir jet mit mehr Ruhe ins Weite bliden dürfen.“ 
Dieje Hoffnung Hat ſich erfüllt. Die Situation in Europa und in der 
Welt ift eine friedlichere geworden. Gewiß ift noch hier und da Unruhe 
vorhanden. Diejenigen, die zur See gefahren find, willen, daß, wenn ein 
Sturm die Gemwäfjer aufgeregt hat, noch längere Zeit, auch nachdem fich 
die Oberfläche wieder geglättet hat, unter der Oberfläche die Unruhe fortbejteht 
und das Schiff ind Rollen und Schwanfen bring. Man nennt das die 
Dünung. Sn der politijchen Welt zittert noch eine gewiſſe Erregung nad, 
die zur Vorficht und Umficht mahnt, aber feinen Anlaß zu Kleinmut gibt. 
Sorgen wir dafür, daß unfere Machtmittel zu Lande und zu Waſſer für 
unfere Verteidigung ausreichen! Vergeſſen wir endlich über unjeren inneren 
politiihen, konfeſſionellen und mirtjchaftlichen Streitigkeiten nicht das 
Spnterefie, die Wohlfahrt und das Recht des Ganzen, und da3 deutſche 
Bolt wird feine Stellung in der Welt zu behaupten wiſſen! (Lebhafter, 
wiederholter Beifall.) 

Abg. dv. Bollmar (Soz.): Trotz Bülows Nede halte er die aus- 
wärtige Lage für überaus fchleht. Zu Bismard3 Zeit fei Deutjchland 
gefürchtet gemwejen, jet jei e8 gedemütigt; es Erieche vor Rußland. Feder 
Ausländer wundere fich, wie ein jo hoch entmwideltes Volk eine jo unfichere 
Politit dulde. Abg. Graf Limburg-Stirum (fonf.) bedauert, daß jeit 
Caprivi die Bismardichen Beziehungen zu Rußland gelodert feien; bei 
nahen Beziehungen zu Rußland würde Italiens Unzuverläjjigfeit nichts 
bedeuten. Abg. Spahn (3.) billigt im allgemeinen die Darlegung des 
Neichsfanzler3 und wünſcht die Belebung des Bundesratsausſchuſſes für 
auswärtige hg Ver pa Abg. Wiemer (fr. Vg.) freut fich der jcharfen 
nationalliberalen Kritif und polemifiert gegen da3 perjönliche Regiment. 
Weshalb wohne der Staatsfefretär v. Tſchirſchky nicht diejer Verhandlung 
bei? bg. v. Tiedemann (RP.) erklärt die Zuftimmung feiner Fraktion 
zur Politik des Reichskanzlers. 

Neichstanzler Fürft Bülow motiviert die Abwejenheit des Staats— 
jefretärd mit dienftlichen Gefchäften. Der auswärtige Ausichuß des Bundes- 
rat3 werde Häufig einberufen, den Regierungen gingen regelmäßige Mit- 
teilungen zu. Die Diplomaten würden jorgfältig ausgewählt, fie müßten 
mit allen einflußreichen Kreifen Fühlung haben. In einem jehr berühmten 
Kapitel jeiner „Caractères“ Hat La Bruyere ein Bild von dem Diplo— 
maten entworfen, wie er fein fol. L'ambaſſadeur joll, jagt er, ein Cha- 
mäleon fein. (Große Heiterkeit.) Ein Diplomat muß mit den gegebenen 
Berjonen rechnen und fich die vorhandenen Umftände zunuge machen. 
Bei dem diplomatischen Wettlampf um den Einfluß in einem Ort und 
einem Lande ijt nicht immer der moralijch Höher Stehende der Ueberlegene, 
fondern derjenige, der die Verhältnifje am beiten zu nugen, ſich am beiten 
in fie zu finden weiß. Es gibt auch eine diplomatische Mimiery. Die jungen 
Diplomaten follten fich den Alcibiades zum Beifpiel nehmen. Seine Lieder— 
lichkeit brauchen fie ja nicht nachzuahmen. (Heiterkeit) Eine jolche Adaptions- 
fähigkeit jchließt einen ftarfen und feften innerlichen Batriotismus nicht aus; 
eine ſolche Adaptionsfähigkeit ift noch lange fein Zidzadfurs.... Ich komme 
N zu einem jehr ernten Gegenftande, der von den — der Vorredner 
geſtreift worden iſt, dem ſogenannten perſönlichen Regiment. Ich habe 
einmal geſagt: Ein ſeiner moraliſchen Verantwortlichkeit ſich bewußter 
Reichskanzler wird nicht im Amte bleiben, wenn er Dinge nicht zu ver- 
hindern vermag, die nach feinem pflichtmäßigen Ermefjen dad Wohl des 
Neiches wirklich und dauernd jchädigen. Wären folche Dinge vorgefommen, 
jo würden Sie mich nicht mehr an Ddiejer Stelle jehen; denn was Gie 
auch über mich denfen mögen, ein Kleber bin ich nicht, deſſen können Sie 
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ficher fein. Ich Habe damals weiter gejagt, daß ich es auch nicht ablehnen 
würde, felbft bei Kundgebungen Seiner Majeftät des Kaiſers, auf welche 
fich, ftreng genommen, meine verfafjungsmäßige Verantwortlichkeit nicht 
erjtredt, die moralijche Verantwortung zu übernehmen für die Rückwirkung 
folder Kundgebungen auf den Gang der großen Politik; denn ich jei dem 
Bundesrat und diefem Haufe verantwortlich für eine Führung der Ge- 
ihäfte, die nicht den inneren und äußeren Frieden des Reiches beein- 
trächtigt. Wie jehr ich mir diefer Verantwortung bewußt bin, habe ich 
mehr al3 bei einer Gelegenheit gezeigt. Sch erinnere nur an den Gang 
der lippiichen Frage. Der große Srrtum, in den bei der Behandlung 
diejer Frage viele verfallen, ijt, daß fie die Zuftände, wie fie bei und ver- 
fafjungsmäßig gegeben find, und mie fie fich Hiftorifch entwidelt haben, 
verwechjeln mit Berhältnifjen, wie fie in Ländern befiehen, wo das reine 
parlamentarifhe Regierungsſyſtem eriftiert. In joldhen Ländern ift der 
Monarch nur der formale Inhaber der ftaatlihen Gewalt. Le roi rögne, 
mais il ne gouverne pas, wie Thierd gejagt Hat. In Wirklichkeit ruht 
die Staatögewalt nur in den Händen der Minifter, die von der jeweiligen 
Kammermehrheit abhängig find. Man kann über die Vorzüge jomwie über 
die Nachteile des parlamentarifhen Regierungsſyſtems jehr verjchiedener 
Anfiht fein. Es gibt Länder, wo mehr die Vorzüge hervortreten, wie 
beijpielömweife in England, wo das parlamentarijche Regierungsſyſtem ſeit 
Sahrhunderten zu allgemeiner Zufriedenheit und zum Segen des Volkes 
beiteht. Es gibt auch Länder, wo mehr die Schattenfeiten des parlamen- 
tariichen Syſtems ſich zeigen, denn ein Regierungsſyſtem, welches für alle 
Länder paßt, ift ebenjowenig möglich wie ein Rod, welcher allen Menſchen 
paßt, oder eine Medizin, welche alle Leiden heilt. Bei uns ift das par- 
lamentarijche Regierungsiyftem jchon deshalb nicht möglich, weil bei uns 
feine der großen Parteien die abjolute Mehrheit Hat und auch nad unferer 
anzen politiihen, wirtſchaftlichen und konfeſſionellen Struftur voraus- 
ichtlih auch in abjehbarer Zeit nicht die Mehrheit Haben wird. Aber 
auch abgejehen von diejem durchichlagenden faktiichen und praktiſchen Grunde 
ift dieſes parlamentarische Regierungsſyſtem bei uns nicht Rechtens, und 
wir wollen doch alle auf dem Boden des Nechtes bleiben, denn bei uns 
find die Minifter nicht die Drgane des Parlament? und der jeweiligen 
Mehrheit, jondern die Vertrauensmänner der Krone. Die Regierungs- 
anordnungen jind nicht die Anordnungen eines von dem Monarchen un 
abhängigen und von der jeweiligen Mehrheit des Parlaments abhängigen 
Minifters, fondern fie find Anordnungen des Monarchen. Die Korrektur 
diejer Zuftände und die Gewähr für eine verfafjungsmäßige Ordnung der 
Dinge liegt darin, daß die Negierungsanordnungen des Monarchen nur 
jo weit wirkſam find, al3 er einen Minifter findet, der fie unter feiner 
eigenen Verantwortung ausführt, der fich weigern fann, dieje Anordnungen 
auszuführen, der ihm erklären fann, wenn er dieſes oder jenes verlangen, 
tun oder jagen follte, daß er nicht länger im Amte bleiben könne. Wie 
weit ein Minifter das perjönliche Hervortreten, die Meinungs- und Gefühls- 
äußerungen des Monarchen mit feiner Verantwortung deden will, ift 
Sache des politiichen Augenmaßes, des Pflichtgefühls gegenüber der Krone 
und dem Lande und gehört in das Gebiet der politifchen $Ymponderabilien. 
Sch kann mir jehr wohl denfen, daß ein Minifter finden kann, daß ein 
übertriebenes perjönliches Hervortreten des Negenten, daß ein zumeit ge- 
triebener monardijcher Subjeftivismus, ein zu häufiges Erjcheinen des 
Monarchen ohne die minifteriellen Bekleidungsftüde, von denen die Weis- 
heit de3 Fürften Bismard ſprach, den monarchiſchen Intereſſen nicht zu- 
träglich ift (Lebhafte Zuftimmung links), und daß er dafür die Verant- 
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wortung vor Krone, Land und Gejchichte nicht übernehmen kann. Aber 
die Auffafjung, ald ob der Monarch in Deutichland feine eigenen Ge— 
danfen über Staat und Regierung u. ſ. w. haben dürfe, al3 ob er nur 
mit dem Kopf jeiner Minifter denfen dürfe, al3 ob er nur fagen dürfe, 
was fie ihm aufgejeßt haben, ift grundfalich und widerjpricht dem deutſchen 
Staatsrecht, wie auch den Wünjchen des deutichen Bolfes. (Lachen bei 
den Sozialdemofraten.) Das deutſche Volt will feinen Schattenkaiſer, e3 
will einen Kaifer von Fleifh und Blut. Das Auftreten und die Aeuße— 
rungen einer ftarfen Perjönlichkeit, wie es unjer Kaiſer ift, bedeutet noch 
lange feine Verlegung der Verfaffung. Nennen Sie mir einen einzigen 
Hall, wo unjer Kaifer fih in Widerfpruch geſetzt hätte mit der Verfaflung. 
Sie werden mir jet und niemals einen jolchen nennen fünnen, denn ich 
bin überzeugt, daß unjer Kaijer die Verfaffung ftet3 gewifjenhaft beobachten 
wird, wie das jeine Pflicht ift. Wenn aber der Kaifer die ihn von der 
Verfaſſung gezogenen Schranken innehält, jo vermag ich in den Klagen 
über perjönliches Regiment oder gar über Abjolutismus nur den Ausdrud 
der heutigen Neigung zu Mebertreibungen zu erkennen. Dann Hat der 
Abg. Wiemer auch von Kamarilla gefprodhen. Kamarilla ift ein Fremd- 
wort (Stürmijche Heiterkeit), es ift eine häßliche, fremde Giftpflanze, die 
man nie verjucht Hat, in Deutjichland einzupflanzen, ohne großen Schaden 
für das Bolt... (Zurufe bei den Sozialdemokraten.) Würden Sie nicht 
die Güte haben, mir nachher zu antworten, ftatt mich beftändig zu unter- 
brechen ... ohne großen Schaden für die Fürften und für das Volk. 
Unfer Kaijer iſt aber ein viel zu gerader Charakter und viel zu klarer 
Kopf, ald daß er fich in politiichen Dingen anderswo Nat holen jollte, 
als bei jeinem eigenen Pflichtgefühl und feinen berufenen Ratgebern. Des- 
halb richte ich die Bitte an die Herren, laſſen Sie unbegründetes Mißtrauen 
fahren und vereinigen Sie fi) aud in diefem Winter mit den verbündeten 
Regierungen zu fruchtbringender und erjprießliher Arbeit. (Beifall.) 

Am folgenden Tage wird die Debatte abgejchloffen. 

In der Preſſe wird hervorgehoben, daß Bülow feine frühere Frijche 
wieder erlangt habe. Die Blätter der Rechten und des Zentrums ftimmen 
im allgemeinen jeinen Darlegungen zu, auch die der freifinnigen Volks— 
partei jind meift wohlmwollend. Share Kritik üben einige nationalliberale 
Blätter, wie die „National-Zeitung“, weil er feine genügende Erklärung 
über da3 perjönliche Regiment gegeben habe. Mit den Reden der Barla- 
mentarier befaßt ich die Preffe faum. Die „Preußiſchen Jahrbücher” kri— 
tifieren die Reden der Abgeordneten, insbejondere die der Anterpellanten 
iharf; es fei fein pojitiver Gedanke zum Ausdrud gebracht und eine tiefere 
Borftellung von den Zujanımenhängen der europäijchen Bolitif fehle völlig. 
Ein Reichstag mit ſolchen Fähigkeiten müfje von der auswärtigen Politif 
jo fern gehalten werden al3 irgend möglid). 


16. November. (Berlin.) Eine Denkjchrift des Generaljtabg 
über Deutjch-Südwejtafrifa betont die unbedingte Notwendigkeit des 
Bahnbaues von Kubub bis Keetmanshoop. 

17. Novenber. (Berlin) Der Kaifer erläßt folgende Kund— 
gebung zur Erinnerung an den Beginn der modernen Sozialpolitik: 


Der heutige Tag, an welchem vor 25 Jahren der in Gott ruhende 
Kaijer und König Wilhelm der Große feine unvergeßliche Botjchaft erlieh, 
gibt Mir willlommenen Anlaß, mit dem deutjchen Volke in ehrfurdtsvoller 
Dankbarkeit dieſes Friedenswerkes zu gedenken, durch welches Mein er- 
fauchter Ahnherr zum Schutze der wirtichaftlih Schwachen der Gejep- 
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gebung neue Bahnen wies. Nach jeinem erhabenen Willen ift es unter 
freudiger Zuftimmung der verbündeten Regierungen und der verfjtändnis- 
vollen Mitwirkung des Reichdtages gelungen, den fjchwierigen und meit- 
verzweigten Ausbau der ftaatlihen Arbeiterfürjorge auf dem Gebiete der 
Kranfen-, Unfall- und Invalidenverſicherung jo zu fördern, daß die Hilfs- 
bedürftigen in den Tagen der Not einen Rechtsanſpruch auf gejeglidy ge- 
regelte Bezüge befigen. Die Arbeiter haben damit, dank der umfafjenden 
Zeiftungen des Reiches und ihrer Arbeitgeber jowie auf Grund ihrer eigenen 
Beiträge, eine erhöhte Sicherheit für den notwendigen Lebensunterhalt und 
für den Beftand ihrer Familien erreicht. Die sad und mwerbenden Ge— 
danken der kaiſerlichen Botjchaft Haben dieſen Erfolg aber nicht nur in 
unjerem eigenen Baterlande gezeitigt, jondern wirken auch weit über dejjen 
Grenzen hinaus vorbildlich und bahnbredhend. Leider wird die Erreichun 
des höchſten Ziele der faijerlichen Botjchaft gehemmt und verzögert * 
den andauernden Widerſtand gerade von der Seite, welche glaubt, die 
Vertretung der Arbeiterintereſſen vorzugsweiſe für ſich in Anſpruch nehmen 
zu können. Gleichwohl vertraue Ich auf den endgültigen Sieg der ge— 
rechten Erkenntnis des Geleiſteten und auf das wachſende Verſtändnis für 
die Grenzen des wirtſchaftlich Möglichen in allen Kreiſen des deutſchen 
Volkes. Dann wird ſich auch die Hoffnung Kaiſer Wilhelms erfüllen, daß 
ſich die Arbeiterverſicherung als dauernde Bürgſchaft des inneren Friedens 
für das Vaterland erweiſen möge. In dieſer Zuverſicht iſt es Mein feſter 
Wille, daß die Geſetzgebung auf dem Gebiete der ſozialpolitiſchen Fürſorge 
nicht ruhe und in Erfüllung der vornehmſten Chriſtenpflicht auf den Schutz 
und das Wohl der Schwachen und Bedürftigen fortgeſetzt bedacht ſei. 
Durch geſetzliche Vorſchriften und Leiſtungen allein iſt indes die Aufgabe 
im Geiſte der Kaiſerlichen Botſchaft und ihres erlauchten Schöpfers nicht 
zu löſen. Ich erkenne es am heutigen Tage gerne an, daß es im deut— 
jchen Bolfe nie an Männern und Frauen gefehlt Hat, die freiwillig und 
freudig ihre Kraft in den Liebesdienft am Wohl des Nächſten geftellt Haben, 
und ich jage allen, die jich dem großen jozialen Werke unjerer Zeit jelbit- 
108 und opferwillig widmen, Meinen faiferlichen Dante. 


19.120. November. (Berlin.) Bejuch des dänifchen Königs— 
paare2. 

22.November. (Preußen.) Ritterjchaftsrat Rittergutsbefiter 
dv. Arnim wird zum Landwirtichaftsminifter ernannt. 

22. November. Amtliche Denkichrift über die Kolonien. 


Eine dem Reichstag vorgelegte Denkichrift des Kolonialamts ſchätzt 
die Gejamtfumme der deutſchen Kapitalsinterefien in den deutjchen Schuß- 
gebieten (ohne Kiautſchou) auf rund 370 Millionen Mark. Zählt man 
hierzu den Kapitaldwert der Erportproduftion in den einzelnen Kolonien, 
der auf rund 600 Millionen Mark beziffert wird, jo ergibt fi, daß ein 
produktive Gejamtlapital von rund einer Milliarde in den Schutsgebieten 
arbeitet. — Auf den Quadratkilometer Fläche trifft in den Gejamtjchuß- 
gebieten 26.1 Marf reichsfiskaliiches Kapital und 85.7 Mark Privatfapital. 
Die Denkſchrift bezeichnet die vom privatwirtichaftlichen Standpunkt be- 
trachtete Entwidelung unjerer Kolonien al3 geradezu überrajchend günſtig: 

„Die Opfer, die wir bisher für die Schußgebiete bringen mußten, liegen 
nur zum geringjten Teil auf wirtichaftlihem Gebiete, zum größten Teil 
auf militäriihem. Daß aber große militärifche Expeditionen notwendig 
wurden, ift auf den einzigen wirklich folgenſchweren Fehler zurüdzuführen, 
der bisher in unferer kolonialen Politik gemacht worden ift, nämlich eine 
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zu langſame Erſchließung einzelner Schußgebiete durch reichsfiskaliſche 
Kapitalsanlagen, insbejondere durh Eifenbahnen. Wenn in früheren 
Jahren nur für die Hälfte der Summe, Die uns jegt der Krieg in Süd— 
mweftafrifa gefoftet Hat, Eifenbahnen in diefem Lande gebaut worden wären, 
dann hätten wir wohl niemals einen großen Aufftand erlebt und dafür 
heute eine rajch aufblühende Kolonie mit einem Eijenbahnneg, ein wer— 
dended Neu-Deutichland in Weftafrifa. Die Erfahrungen aller Kolonial- 
völfer beftätigen, daß große Kolonialgebiete ohne Eijenbahnen ein unficherer, 
——— nicht erſchließbarer Beſitz bleiben.“ 

Denkſchrift, die in der reife vielfah als Inventaraufnahme 
des — Direktors bezeichnet wird, wird in manchen Berechnungen an— 
gegriffen. Eine pojitive Widerlegung wird nicht gegeben, nur eine andere 
Schätzung der Werte; eine Unterfuhung der Höhe des in den Kolonien 
inveftierten Kapitals findet faum ftatt. 


23.126. November. Der Reichstag berät den Geſetzentwurf 
über die NRechtsfähigfeit der Berufßvereine in erjter Leſung. Alle 
Redner außer den Eonjervativen haben viel an dem Entwurf aus— 


zuſetzen. 

24. November. (Poſen.) Der Erzbiſchof von Poſen-Gneſen, 
Florian v. Stablewski F. — Geboren 1841 in Frauſtadt, 1866 
Priejter, 1876 Mitglied des preußijchen Landtags, 1881 päpftlicher 
Geheimfämmerer, 1890 apoftoliicher Protonotar, 1892 Erzbiichof. 

28. November, (Preußen.) Durch Erplofion einer Roburit= 
fabrif bei Witten in Wejtfalen werden 28 Perſonen getötet, an 
150 verwundet. 

28.November bis 4. Dezember. (Reichdtag.) Nachtragsetat 
für Südweſtafrika. — Monopolverträge, Miffionen, Beamten- 
disziplin. Zujammenjtoß Roeren-Dernburg: Angriffe auf Beamte; 
Nebenregierung. 

Es werden 30 Millionen Mark Kriegskoften und 8,9 Millionen Mark 
für die Eijenbahn nach Keetmanshoop gefordert. — Reichökanzler Fürft 
Bülow betont die Notwendigkeit r folonifieren, die aus der deutjchen 
Entmwidelung folge. Die augenblidlihe Krijis müffe überwunden werden; 
Fehler jeien von der Verwaltung gemacht, aber fie jeien nicht unverbefler- 
lih. Die Neuorganijation der Verwaltung jei das erfte Heilmittel, dann 
handle es ſich um wirtihaftliche Hebung der Kolonien. Deshalb habe 
man bei der Wahl eines Nachfolgerd für Hohenlohe an eine den kauf— 
männichen Kreijen naheftehende Perjönlichkeit gedacht. Die Mitwirkung 
eined der Herren — eines unjerer captain of industry, um einen ameri- 
kaniſchen Ausdrud zu gebrauchen — für die Geſchäfte des Reichs zu ge- 
winnen, erjchien mir von bornherein al3 vorteilhaft, und in den ein- 
gehenden Unterredungen, die ich mit Herrn Dernburg hatte, ergab fich die 
Uebereinftimmung der leitenden Gefichtspunfte und Biele. Ich Fonnte 
deshalb Herrn Dernburg mit gutem Gemiffen Seiner Majeftät dem Kaijer 
als Nachfolger des Prinzen Hohenlohe vorichlagen. Damit, meine Herren, 
war übrigens für mich ein alter Wunjch in Erfüllung gegangen. Schon 
als ich vor neun Jahren Staatsjefretär de3 Aeußeren wurde und ber da- 
malige Stolonialdireftor, der jeitdem leider verftorbene Freiherr von Richt- 
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hofen, mir als Unterftaatsfefretär zur Seite ftand, hätte ich gern einen 
Mann des praftiichen Erwerbslebens an die Spige unferer Kolonialverwal- 
tung geftellt.e Die Verhandlungen, die damal3 in meinem Auftrage in 
Hamburg und Bremen geführt wurden, blieben erfolglos. Ein angejehener 
banjeatisher Kaufmann ließ mir damals jagen: bei Tage verdiene ich Geld 
an der Börſe. Mittags fahre ich mit zwei jchönen Füchfen nad) meinem 
Landhaus, und das ſoll ich mit der Schinderei und den Aufregungen in 
der Wilhelmftraße vertaufhen? (Große Heiterkeit.) Später bin ich auf 
meinen Gedanken zurüdgefommen. Damals habe ich den Direktor des 
Norddeutichen Lloyd Wiegand fondiert, der ſich aber aus wirtichaftlichen 
Gründen von feinem Amte nicht trennen fonnte. Es freut mich, daß es 
mir endlich gelungen ift, einen Gedanken zu verwirklichen, den ich für 
gejund und für lebensfähig Halte. Diejed hohe Haus aber bitte ich, dem 
neuen Herrn in der Kolonialverwaltung mit Vertrauen entgegenzufommen, 
denn bei vollem gegenjeitigen Vertrauen laſſen ſich die Aufgaben löſen, 
die und auf Folonialpolitifchem Gebiet geftellt find. Dieje Aufgaben be- 
ftehen nicht nur in der wirtichaftlihen Erjchliegung unjerer Kolonien, es 
gilt au, augenjcheinlihe Mikftände in der Kolonialverwaltung zu bejei- 
tigen. Worin dieſe Mißſtände beftehen, brauche ich nach den Ereignifjen 
dieſes Sommers nicht Harzulegen. Niemand kann e3 aufrichtiger bedauern 
als ich, der verantwortliche Reiter der Reichsgeſchäfte, daB einige der gegen 
die Kolonialverwaltung erhobenen Bejchwerden und Anklagen ſich al3 be- 
gründet herauggejtellt — Ich bin mir aber bewußt, Feine Vertuſchungs— 
politif betrieben zu haben, jondern daß ich eingeichritten bin, jobald fie zu 
meiner Kenntnis gelangt waren. Man hat mir vorgeworfen, ich hätte 
rajcher zugreifen und jchneller die Unterjuchung gegen die jchuldigen Be- 
amten anordnen ſollen. Man hat insbefondere gejagt, daß ein Beamter 
Pöplau jchon 1904 und 1905 Anzeigen an mich erftattet hätte gegen Be- 
amte, denen feine Folge gegeben worden wäre. Meine Herren, der Beamte 
Pöplau Hat fich jchwerer Disziplinarvergehen jchuldig gemacht, als er dazu 
überging, unter grober Berlegung feiner Dienftpflicht amtliche Schriftjtüde 
Dritten mitzuteilen. Es mußte die Disziplinarunterjuhung gegen ihn 
eingeleitet werden. Der Ausgang diejer Unterfuhung fonnte auch Die 
beſte Aufflärung darüber bringen, ob das von dem Beamten Pöplau vor» 
gebrachte Belaftungsmaterial zutreffend jei. Deshalb wurde der Ausgang 
dieſer Disziplinarunterfuhung abgewartet, bevor ein Entſchluß gefaßt wurde 
und gegen die verbächtigten Beamten eingejchritten werden konnte. Durch 
Erkenntnis des Raijerlichen Disziplinarhofes vom 2. April 1906 iſt gegen 
Pöplau auf Entfernung aus dem Amte erfannt worden. In dem Urteil 
ift fejtgeftellt, daß erftens der Angejchuldigte von amtlichen geheimen Schrift- 
ftücden einen die Amtsverjchwiegenheit verlegenden Gebrauch gemacht hat, 
zweitens die feiner vorgejegten Behörde jchuldige Achtung verlegt, drittens 
gegen Beamte der Kolonialverwaltung böswillig und leichtfertig unmwahre 
Beichuldigungen erhoben hat. (Hört, Hört!) Die Achtungsverlegung ift 
in verjchiedenen Eingaben des Angejchuldigten an mic gefunden worden. 
Es heißt in den Enticheidungsgründen wörtlih: „Der Angeſchuldigte hat 
dem Reichskanzler mit der Veröffentlichung angeblicher Mißſtände gedroht, 
um ihn feinen Anfprüchen geneigt zu Are De Dadurch hat er die Achtung 
vor feinen Vorgejegten verlegt.” Sie werden mir zugeben, daß die An— 
gaben dieſes Beamten nicht von vornherein Beachtung und volle Glaub- 
würdigkeit verdienten. Es ift mir aber aud) vorgeworfen worden, ich wäre 
nicht gegen die Firma Tippelskirch eingejchritten, welche Sättel, Stiefel 
und Mäntel lieferte. (Große, fortdauernde Unruhe auf der Linken und 
Heiterkeit.) Ich frage Sie, meine Herren, ob e3 einen vernünftigen 
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Menichen gibt, der bona fide vom Reichskanzler verlangen kann, daß er 
jih um alle Detail befümmert, von einem Neichdfanzler, dem die ein- 
zelnen Refjort3 unterftellt find, der jo wichtige Funktionen in ſich ver- 
einigt, der die ganze Bertretung nad) außen vor dem Hauje und dem 
Bundesrat hat und vor beiden preußijchen Häujern des Landtages die 
Bertretung zu übernehmen hat, der den außeramtlichen Verkehr mit den 
Botjichaftern, mit den Fürften und jo weiter zu führen Hat, der den Mini- 
fterialjigungen beizumwohnen hat, der eine umfangreiche Lektüre erledigen 
muß, der Empfänge zu erledigen hat und die Verantwortung für die ganze 
auswärtige Politif nah außen und innen zu tragen hat und jo meiter, 
ji darum kümmern fol, was man für Stiefel und Gättel und Mäntel 
au zahlen Hat. Das ift zu viel verlangt. (Große Unruhe links) ch 
ann nicht alle Winkel durchftöbern. (Fortgejegte Unruhe links.) Meine 
Pflicht ift, einzujchreiten, wenn Unregelmäßigfeiten zu meiner Kenntnis 
fommen, und darüber zu enticheiden. (Erneute Unruhe links.) Dieje 
Pflicht Habe ich erfüllt, und ich werde fie weiter erfüllen. — Endlich jei 
e3 durchaus ungerechtfertigt, wenn ein Teil der Prefje fortwährend die 
jogenannten KRolonialjfandale breittrete und den Anjchein ermwede, als ob 
einzelne Fälle typiſch für die Verjeuchung des beutjchen Beamtenftandes 
jeien. Demgegenüber müſſe fonftatiert werden, daß das deutſche Beamten- 
tum gut und zuverläjfig jei. 

Kolonialdireltor Dernburg: Es wird das Haus mit einer ge- 
wiſſen Ueberrajhung erfüllt haben, mid hier an diejem Plage jtehen zu 
jehen, und ich teile dieſe Ueberraſchung. Aber ald an mid in den lebten 
Tagen des Auguft der Antrag erging, die Leitung der Kolonialgejchäfte 
u übernehmen, habe ich geglaubt, mich dem nicht verjchliegen zu dürfen, 
—— ich habe geglaubt, dieſe ſchwere Aufgabe mit meiner bisherigen 
Tätigkeit vertauſchen zu müſſen. Ich tat es in der Hoffnung, daß es mir 
gelingen würde, beſſere Zuſtände in den Kolonien zu ſchaffen und bei 
ſtrikter Wahrung der Rechte dieſes Hohen Hauſes und bei Erfüllung, ſo— 
weit möglich, ſeiner Wünſche für meine Arbeit mir auch die Unterſtützung 
der Vertretung des deutſchen Volkes zu ſichern, ohne welche dieſelbe natür- 
lich vergeblich jein muß. Dabei will ich nicht verhehlen, daß mic auch 
die Aufgabe gereizt Hat, einen Kolonialbefig, fünfmal jo groß als das 
Deutſche Reich, mit erobern zu Helfen und den Verſuch zu machen, die 
vielen Opfer, welche unjer Volk gebracht hat, wieder gutzumachen und die 
Freude am Kolonialbejig wieder zu heben und zu ftärken. Selbſtverſtändlich 
ift, daß meine Aufgabe zunächſt beftehen mußte in einem eingehenden Stu- 
dium der Beichlüffe und Verhandlungen diejes Hohen Hauſes in den legten 
Fahren, und daneben lag mir noch eine große Anzahl adminiftrativer Auf- 
gaben ob. Dazu kommt, daß die Aufgaben der Kolonialverwaltung an 
die Perjon ihres Leiters in ber gegenwärtigen Organijation Anforderungen 
ftellen, denen ein einzelner Mann unmöglic) gewachjen jein fann, abgejehen 
von der jchweren Verantwortung, melde dieſem Leiter obliegt al3 Ver— 
treter des Reichskanzlers und der Gejchäfte des DOberfommandos in einem 
Kriege. Die Verwaltung Hat ſich mehr oder weniger darauf bejchränfen 
müfjen, von einem Tag zum andern zu leben. Zu darüber Hinausgehenden 
Ungelegenheiten und zu einer legislatorifhen Tätigkeit habe ich natürlich 
noch nicht fommen können; immerhin habe ich vielfache Anregungen aus 
den Verhandlungen des Hohen Hauſes in der legten Tagung jchöpfen 
fönnen. Zunächſt beichäftigt mich die Rejolution des Hauſes, die verlangte, 
daß die Regierung die Monopolverträge löſen jollte, welche über ein Jahr 
hinausgingen, jei e3 auf dem Zwangswege, jei e3 auf dem Wege ber 
Unterhandlungen. Ich kann darüber folgendes mitteilen: Der Vertrag 


Das Veutſche Rei und feine einzelnen Glieder. (Nov. 28./Dez.4.) 205 


mit der Firma von Tippelskirch & Co. ift gelöft (Lebhafter Beifall), das 
Reich Ieiftet der Firma feinerlei Entſchädigung (Beifall), die Aufträge, 
welche bereit3 erteilt waren, find auf die Hälfte zurüdgebrahht worden. 
Der Vertrag mit dem Apotheker Kade ift gleichfall3 in Verhandlung ge- 
nommen worden. In entgegenfommender Weije hat fich der Befiter dazu 
bereit erklärt, in Berhandlungen einzutreten, wonach die Beftellpflicht des 
Reiches beſchränkt werden joll auf pharmazeutifche, Hygienifche und der 
Krankenpflege dienende Artikel. Es foll alſo weiter nicht3 beftellt werden, 
al3 was er nad) der Natur ſeines Geſchäfts als direkter Lieferant liefern 
fann. Bei dem großen Bertrauen, das den Lieferanten geſchenkt werden 
muß, darf man an dieſen Verträgen nur dann etwas Ändern, wenn fich 
wirkliche Mipftände ergeben. Der Transportvertrag mit der Wörmann- 
linie ift zum 31. Dezember d. J. gekündigt. (Beifall) Bon da ab gehen 
die Verfradhtungen auf die GSeetransportabteilung des Reich3marineamts 
unter Führung der Kolonialabteilung über. Es kann aljo von einem 
Monopol für diefe Firma nicht mehr die Rede fein. Die Reichsverwaltung 
hat zurzeit auc nicht die Abficht, mit diejer Firma einen neuen Vertrag 
abzujchliegen. Bei allen Ddiejen jogenannten Monopolverträgen hat man 
den Fehler gemacht, daß man ohne Begrenzung und ohne Ueberficht über 
die Entwidlung der Kolonien Anjchaffungen machte, welche das Neid, ab- 
zunehmen fich verpflichtet Hatte. E3 lag dem allerdings ein mwirtjchaftlich 
durchaus erflärlicher Gejichtspunft zugrunde, nämlich durch Sicherung aus- 
reichender Bejchäftigung dieje Firmen zu Einrichtungen zu veranlafjen, 
welche für das Reich und die Kolonien nüglic) waren. Dadurch, daß man 
die Berhältnifje nicht vorausichauend überjah, find zu große Duanten be- 
ftellt worden, und die Preiſe, welche damals in Ausficht genommen waren 
und annehmbar waren, verloren durch dieje erhebliche Erhöhung der Quanten 
an Räjon, wodurch das Reich zu einer außerordentlich hohen Gewinn— 
zahlung an die Unternehmer gelangte. Dieje Fehler laſſen fich leicht ver- 
meiden und werden in Zukunft vermieden werden. Die Berträge, joweit 
fie nicht vergleich3weife haben gelöft werden fünnen, wie der mit der Firma 
Tippelskirch, werden genau geprüft werden, und wenn e3 fich herausſtellt, 
daß etwas zurüdgefordert werden fann, wird es zurücdgefordert werden. 
(Bravo!) Der Vertrag wegen der Landung in Swafopmund und Lüderitz- 
bucht ift am 31. Dezember 1907 abgelaufen. Eine Möglichkeit, ihn jetzt 
zu löjen, befteht nicht, zumal das Reich nicht weiß, mas e3 gegenwärtig 
an dejjen Stelle zu jegen hätte. Die Landungsverhältnifie in diejen beiden 
Häfen jegen das allergenauefte und vorfichtigfte Studium voraus. Es find 
zweifellos in der Vergangenheit auch hier erhebliche Fehler gemacht worden, 
und erhebliche Mißerfolge find die Folge geweien. E3 wird deshalb, um 
jolche Fehler zu vermeiden, eines ganz beſonders aufmerkſamen Studiums 
bedürfen, und es ift deshalb feitens der verbündeten Regierungen aud) ver- 
mieden worden, in den Etat für 1907 für den Hafen von Swakopmund 
eine Forderung einzuftellen. Die Kolonialverwaltung muß anerkennen, daß 
ed mit dem gegenwärtigen Zuftand nicht weiter gehen fann, daß ein gründ- 
licher Wandel eintreten muß, und daß in Zukunft die Rechte diefes Haujes 
auf eine bejchleunigte Borlegung geprüfter Nechnungen jtrifter gewahrt 
werden müjjen. (Beifall) Es muß aber bei diejer Gelegenheit betont 
werden, daß bei diefen Berhältnifien die foloniale Zentralverwaltung im 
wejentlichen feine Schuld trifft. Das wird im Hohen Haufe bezw. jeiner 
Kommifjion in allen Einzelheiten nachgewiejen werden. Die Schwierig- 
feiten liegen in der Organijation. Aus dem Vorgetragenen werden Sie 
e3 begreifen können, daß es zurzeit nicht möglich ift, ein vollftändig aus- 
gearbeitete® Programm vorzulegen. Es wird Ihnen jedoch recht jein, 
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wenn ich bereit3 jet einige Leitjäge ausſpreche, in deren Richtung fich 
meine weitere Arbeit zu bewegen haben wird. Das Ziel einer verftändigen 
Kolonialverwaltung muß fein: die Schaffung von mit dem Vaterlande eng 
verbundenen, aber abminijtrativ unabhängigen, wirtjchaftlich gefunden Ko— 
fonien. Um diejes Ziel zu erreichen, bedarf es einer großen Anzahl von 
Maßnahmen. Ich möchte einige herausgreifen. Die Schaffung eines in 
guten Traditionen aufgewwachjenen, dem Heimatlande treu ergebenen Be— 
amtenftandes; ein folcher ift nur erzielbar auf Grund einer gejeglichen 
Feitlegung der Rechte und Pflichten, einer auskömmlichen Dotierung und 
Berjorgung gegenüber den aus dem Kolonialdienft jich ergebenden Gefahren 
und gejundheitlichen Schädigungen. Eine ſolche gejegliche Feitlegung ift 
von dieſem Hohen Haufe wiederholt gewünjcht worden. Es haben ein- 
gehende Vorbeſprechungen ftattgefunden, in welcher Weije dieje überaus 
wichtige Frage gelöjt werden fann. ch hoffe, daß fie befriedigend gelöft 
werden kann, und daß die Reſultate diejer Beratung in nicht zu langer 
Frift dem Haufe werden vorgelegt werden fönnen. Meine Herren, der 
Gang der Dinge diefer Welt wird nicht durch Einrichtungen, jondern durch 
Perſonen beftimmt, und eine erfolgreiche Kolonialverwaltung hat zur Voraus— 
ſetzung, daß für fie die beiten Berjonen gefunden werden. (Sehr richtig!) 
Für den Dienft in unjeren Kolonien iſt der bejte Mann und Charakter 
gerade gut genug. (Zebhafte Zuftimmung.) Eine abjolut fledenloje weiße 
Weſte ijt die erjte Bedingung! Auf die Angriffe, die ſich im mwejentlichen 
gegen Beamte der Kolonialabteilung und gegen Offiziere der Schußgtruppen 
gerichtet haben, gehe ich nicht ein. Bei der verantwortlichen Stellung, 
die die Kolonialbeamten einnehmen, der Gefährdung, die durch unjad)- 
gemäße Behandlung der Gejchäfte dem Deutſchen Reiche und jeinen Finanzen 
erwachjen fann, iſt es abjolut notwendig, daß jeder Kolonialbeamte ſich 
der hohen Pflicht jeine3 Amtes in jeder Sekunde bewußt ift. Die Ver— 
waltung wird alle Berfehlungen, wie bereit3 der Herr Reichskanzler aus- 
geiprodhen hat, unnadhjlichtli vor das gehörige Forum ziehen, und es 
wird niemand jeiner gerechten Strafe entgehen dürfen. Aber ebenjo ift 
das notwendige Korrelat einer folhen Praxis, daß auch diejenigen weitaus 
die größte Ueberzahl bildenden Beamten, welche im Dienfte ihres Vater— 
landes in ungejundem Klima unter jchwierigen Eingeborenenverhältnifien 
bei nicht übermäßig glänzender Remuneration leben, von Amts wegen gegen 
unberechtigte und heimtüdijche Angriffe geihügt werden. (Bravo! rechts.) 
Es foll auch eine Praxis der Verwaltung fein, ſoweit fich Angriffe als 
Berleumdungen und Ehrenkränkungen hHerausftellen, daß die Verwaltung 
gegen die Verleumder und Beleidiger vorgeht. (Bravo!) Hinfichtlich der 
hierüber erhobenen Anjchuldigungen Hat der Herr Reichskanzler auf meinen 
Antrag eine Kommiffion eingejeßt, bejtehend aus zwei preußifchen höheren 
Richtern und einem GStaatdanwalt, Beamten, welche mit der Kolonial« 
verwaltung nie etwas zu tun gehabt haben. Dieje Beamten werden ſämt— 
lihe Fälle, welche entweder in diefem Haufe oder in der Preſſe oder jonftwo 
vorgebracdht find, auf das eingehendfte unterjuchen, und es wird dieſem 
Haufe von dem Refultat der Unterjuchhungen Kenntnis gegeben werden. 
Eine weitere Borausfegung für die Errichtung felbftändiger und leiftungs- 
fähiger Kolonien iſt die Etablierung derjenigen Baſen, auf welchen euro- 
päiſche Kultur fortjchreiten fann. Hierzu gehört die außerordentlich Schwierige 
und verwidelte Frage des Eingeborenenrechtes und der Eingeborenenbehand- 
lung, und vor allen Dingen ein gutes Einverftändnis mit den der Kultur 
dienenden verdienftvollen Mijjionsgejellihaften und Miffionaren, welche ja 
zum Teil die Vorläufer der ftaatlichen Verwaltung geweſen find. Ueber 
diejen Gegenftand ausführlicher ſich auszulaffen, wird die Beratung des 
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Etat3 für 1907 die Gelegenheit geben. Ferner aber gehört in dieſes 
Kapitel die Frage der wirtjchaftlichen Selbjtändigfeit, zu deren Erzielung 
ſowohl der Staat als auch das Privatfapital das ihrige beizutragen haben. 
Eine wirtjchaftliche Selbftändigfeit der Kolonien muß fi) auf deren eigene 
Einnahmen gründen. Dieje Einnahmen können nur entjtehen durch die 
Begünftigung privater mwirtjchaftlicher Tätigkeit, ſei es von Kolonialgejell- 
Ichaften oder durch Konzejjionierung von Gejellichaften, welche den Boden 
und die Naturjchäge der Kolonien in jachgemäße Bewirtfchaftung nehmen, 
und Diejenigen Produkte erzeugen, welche die deutiche Nationalwirtjchaft 
von dem Ausland unabhängiger geftalten und die Lebenshaltung der ar- 
beitenden Slafjen erleichtern. Wenn es demnad Aufgabe der Kolonial- 
verwaltung ift, die Entjtehung und erfte Entwidlung dieſer privaten Unter- 
nehmungen nad) Kräften zu fördern und zu erleichtern, jo muß das Reich 
andererjeit3 von vornherein Vorkehrungen dahin treffen, daß jchon von 
Anfang an die Notwendigkeit ungemejjener fisfaliicher Leiftungen aus- 
geichlofien if. Solche fisfaliihen Leiftungen in Form von Böllen und 
Steuern fünnen da3 Subftrat einer wirtichaftlichen Selbjtändigfeit abgeben. 
Gerade nach diefer Richtung Hin ift in der Vergangenheit manches verfehlt 
worden. Manches kann allerdings noch gebejjert werden, aber der Geſichts— 
punft muß im Auge behalten werden, daß die Grundlage, auf der jich 
wirtjchaftlihe Gebilde aufbauen, Geſchenke, Konzejjionen von jeiten des 
Reiches find, und daß das Privatfapital nur die Befruchtung dieſer Ge- 
ichenfe übernimmt. Auf dieſem Subftrat einer gefunden Erfenntnis, daß 
das Privatfapital eine Unterftügung notwendig hat, werden jich die privat- 
wirtjchaftlihen und die fisfaliihen Intereſſen leicht die Hand reichen. Zu 
diefem Abjchnitt gehört Die Schaffung von Verfehrämwegen, welche das Privat- 
fapital nicht oder noch nicht hat in die Hand nehmen können, weil das 
Riſiko ein zu erhebliches ift. Dieſe Aufgabe ift num eine der allerfchwierig- 
ften und umfangreichften unferer Kolonialverwaltung; jeder Schritt bedarf 
der allerjorgjamften Ueberlegung und der gründlichiten Vorbereitung, denn 
jeder Fehler rächt ſich ſchwer und koſtet unzählige Summen. Als ich, ein 
Kaufmann, zur Durchführung faufmännijcher Brinzipien in die Verwaltung 
berufen wurde, habe ich zunächit verfucht, diejfe Prinzipien dadurch in An— 
wendung zu bringen, daß ich eine Inventur defjen Habe aufnehmen laſſen, 
welches der gegenwärtige Stand de3 deutſchen Kolonialweſens jei. Dieje 
Aufftellung ift der Natur der Sache nad) jehr umfangreich und verlangt 
eine jehr exakte Arbeit und ein vorfichtiges Urteil. Die Quellen waren 
olle nicht Leicht zu erreichen, und die Zahlen müfjen in vielen Fällen auf 
ihre BZujammenjegung geprüft werden. (Sehr wahr! linke.) Ich kann 
Ihnen diefe Arbeit in vollem Umfange nicht vorlegen. Zugegangen jind 
Ihnen eine Zufammenftellung über die deutjchen Kapitalsinterefjen in den 
Kolonien exkluſive Kiautjhou und eine jolche über die finanzielle Ent- 
widelung diefer. Eine meitere Denkjchrift über dasjenige, was die euro- 
päifhen Nationen im Eijenbahnbau in Afrika geleiftet haben, und welche 
Erfolge dabei erzielt find, befindet fich in Vorbereitung; andere Dent- 
jchriften werden folgen. Ich habe verfucht, den Aura diejer Denkſchriften 
möglichjt zu bejchränfen; das Material ift bereit3 jo umfangreich, daß ich 
verſuchen wollte, um die Mühe des Durchlejend zu erjparen, an Stelle 
didleibiger Beilagebände graphische Darftellungen zu jegen, welche Beginn, 
Fortjegung und mögliche zukünftige Geftaltung der Entwidelung zeigen. 
Das hindert nicht, daß das geſamte Material auf das eraktejte und jorg- 
fältigfte geſammelt ift, und daß es der Budgetlommijjion des Reichstages 
vorgelegt werden wird. Nach manchem mas ich gelejen habe, werde ich 
al3 ein allzugünftiger Beurteiler angejehen, und ich habe mich darin nicht 
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getäufcht, daß ih — ih wage das Harte Wort — für einen Optimiften 
gehalten werden würde. (Heiterkeit) Es ift mir befannt, daß nad) viel- 
fach Herrjchender Stimmung alles Günftige, was zu berichten ift, mit Miß- 
trauen aufgenommen wird, und daß es hier und da ſogar erwünjcht ge- 
wejen wäre, wenn ich ledigli mit dem eijernen Bejen, den man mir 
liebenswürbdigft zur Verfügung geftellt hat, und mit einem Topf ſchwarzer 
Farbe Hier erjchienen wäre. Ich meine, e3 würde meiner und der Nation 
wenig würdig jein, wenn ich nicht diejer meiner Ueberzeugung, auch wenn 
fie von bisher landläufigen Anfichten abweicht, hier gebührenden Ausdrud 
gäbe, jelbft auf die Gefahr Hin, mißverftanden zu werden. Ach bin mir 
hierbei meiner Verantwortung durchaus bewußt, bejonders gegenüber den- 
jenigen, die mir ihr Vertrauen entgegengebradht haben. — Der Redner 
geht näher auf die Ziffern der Denkichrift ein, rechtfertigt deren rech- 
nerijhe Grundlagen und fährt fort: Ich werde hoffentlich Gelegenheit Haben, 
die einzelnen Kolonien ſelbſt zu bejuchen, nicht etwa weil ich glaubte, mir 
aus einem verhältnismäßig furzen Bejuch eine große foloniale Weisheit 
aneignen zu können, jondern mweil ich es für notwendig halte, an Ort und 
Stelle nicht mit einzelnen, jondern mit allen PBerjonen, mit der Regierung, 
mit den Soldaten, mit den Privaten denjenigen Kontakt zu befommen, 
ohne den eine verftändige Kolonialverwaltung ihre Wünjche nicht durch— 
jegen fann. Erft dann wird man dort Vertrauen zur Bentralleitung haben 
und fi) davon überzeugen, daß in Berlin nicht alle8 vom grünen Tiſch 
und mit dem großen Tintenfaß gemacht wird; dann wird die Einheit der 
Verwaltung in den Kolonien hergeftellt fein, woran es in der Vergangen- 
heit jehr ftarf gefehlt Hat. (Sehr wahr! rechts.) Ich fomme nun zu dem 
vorliegenden Nachtragsetat. Die verbündeten Kegierungen haben fich ver- 
anlaßt gejehen, Ihnen noch einmal diefe Vorlage zur verfaffungsmäßigen 
Genehmigung zugehen zu lafjen, weil fie den dringenden Wunfch Haben, 
daß die Bahn bi zum Endpunkt Keetmanshoop ausgebaut werde, die im 
Mai abgelehnt wurde. Die damaligen Vorgänge find ja befannt. Die 
verbündeten Regierungen erfennen aber gern an, daß durch die jeiner- 
zeitige Ablehnung, abgejehen von den jegt erhöhten Koften für das Oberbau- 
material, eine jehr wejentlihe Einbuße für das Reich nicht entftanden it. 
Die Linie ift jegt fertig bis Kubub, und es darf der Bauleitung die An- 
erfennung nicht verjagt werden, daß fie unter voller Berüdjichtigung der 
Wünſche des Reiches, der militärifchen und zivilen Autoritäten in Südweſt— 
afrifa ihre Verpflichtungen in vollem Umfange erfüllt hat und ftellenweije 
darüber hinaus gegangen ift. Da ſich das Beamtenperjonal wie die Ar- 
beiter auf der Strede befinden, jo würde der Vorbau unmittelbar beginnen 
fünnen, fobald das notwendige Material herbeigeihafft if. Es ſoll nicht 
verjchiwiegen werden, daß von militärifcher Seite öfters der Wunſch aus- 
geijprochen worden ift, daß zu Laften der Erpeditiongkoften noch vor Zu- 
jammentritt diefe8 Hohen Hauſes mweitergebaut werden möge. Die ver- 
biündeten Regierungen haben fich Hierzu nicht für befugt erklärt. Dagegen 
hat die Firma Lenz ich bereit erklärt, auf eigenes Rififo und eigene Koften 
das für den Vorbau notwendige Material auf fi zu nehmen. Die Vor- 
lage fieht einen Ausgabebedarf von 21!/ Millionen vor. Ueber die Not- 
wendigfeit der Bahn hat ich auch die Denkichrift des Generalftabes aus- 
geijprochen. Es entjtand die Frage, ob bei Einjtellung der Feindſeligkeiten 
gegen die Hottentotten im gegenwärtigen Stande ein weitered Zurüdnehmen 
der Truppen möglich ſei. Die verbündeten Regierungen haben dieje Frage 
verneinen zu müjjen geglaubt. Das Aufgeben von Kolonialfriegen haben 
alle folonifierenden Nationen zu allen Zeiten bis auf ganz verfchwindende 
Ausnahmen vermieden. Die Weißen können ihre Autorität in den Kolonien 
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gegenüber den Farbigen nur aufrecht erhalten, wenn die Weißen die Far— 
bigen zwar gerecht behandeln, aber jeden Farbigen unerbittlich beftrafen, 
wenn er fih an den Gejegen, an Leben und Eigentum vergeht. Nun lafje 
ich dahingeftellt, ob es richtig ift, diefen Geſichtspunkt in aller Strenge 
gegenüber den wenigen im ?yelde befindlichen — aufrecht zu er- 
halten, aber alle farbigen Völker in Afrika leben in einem gemifjen Kon- 
taft. Geben wir den Krieg dort auf, jo würden ſich daraus Reibereien 
und Unzuträglichkeiten ergeben, jo daß wir jpäter viel größere Machtmittel 
entfalten müfjen al3 jet, um uns der SHottentotten zu erwehren. Es 
fommt aber noch ein anderer Punkt von fehr großer Bedeutung Hinzu. 
Alle Eolonifierenden Nationen in Europa find in bezug auf die Eingeborenen- 
politik jolidariih. Sie gründen ihre Macht alle auf diefelben Mittel oder 
auf denjelben Mangel an Mitteln und erjegen dieſe durch Autorität. Wenn 
nun eine Macht wie die deutjche, die ja doch in der Welt als eine frie- 
geriiche Macht gilt, den Hottentotten nachgibt, jo ift es natürlich, daß da- 
durch die Stellung fämtlicher Eolonifierender Nationen in Afrifa erjchüttert 
wird — und daß und das nicht jehr freundlich bemerkt wird, fünnen Gie 
fi) vorftellen. Zu Beginn diefer Tagung ift der Reichskanzler interpelliert 
worden mit der Frage, ob nicht Deutjchland im europäifchen Völkerkonzert 
ftarf iſoliert daſtehe. Der Reichskanzler ift in der Lage gemwejen, dieje 
Befürhtung für die Gegenwart zurüdzumeijen. E3 gibt aber feinen fichereren 
Weg, ijoliert zu werden, ald wenn man fich jelbft ifoliert in Fragen, wo 
die wichtigften Yebensbedingungen der europäischen Folonifierenden Nationen 
auf dem Spiele ftehen. Es fünnte nun noch erwogen werden, ob nicht 
an ein weiteres Zurüdziehen der Truppen gedacht werden kann. Aber die 
Hottentotten find ein unproduftives Volk. Sie bewegen ſich in einem une 
produftiven Lande und jind darauf angemiejen, ihre Munition, ihren Mund- 
vorrat und ihre Pferde zu ftehlen, und fie ftehlen fie immer da, wo jie 
fie friegen fönnen (Große Heiterfeit), jelbft bei den Weißen. Wenn nun 
die Truppen zurüdgenommen werden, jo werden die Hottentotten bei den 
Farmern ftehlen, und das Gejchid der Farmer würde dadurch wieder ein 
tragifche3 und jomit gar nicht3 gewonnen werden. Die Bahn würde auch 
nicht jo jchnell gebaut werden können, aber jedenfalld® nur unter großer 
Gefahr. Bon feiten der verbündeten Regierungen ift gemifjenhaft erwogen 
worden, ob die großen Opfer gerechtfertigt erjcheinen und in Einklang zu 
bringen find mit der gejamten wirtſchaftlichen Lage des Deutjchen Reiches. 
Die verbündeten Regierungen ftehen nicht an, zu erflären, daß die Fort- 
dauer dieſer Opfer in diefem Sinne nicht vertretbar ift und daß eine 
dauernde Belaftung des Reich, wie diejenige in den legten drei Jahren, 
nicht fortgehen fann. Die Notwendigkeit, diefen Krieg fortzuführen, einer- 
jeit3 und die Entlaftung des Reichsetats andererjeit3 miteinander zu ver— 
fnüpfen, dazu joll gerade die Vorlage dienen, die wir Ihnen mit dem 
Ausbau der Bahn nad Keetmanshoop jegt machen. Gegenüber der Vor— 
lage über den Bahnbau im vorigen Kahre zeigt die jetzige einen erheb- 
lichen Fortichritt. Die Firma Lenz & Co. ift bereit, gegen einen Zuſchuß 
von 550000 Mark pro Jahr für zehn Jahre den Betrieb der Bahn zu 
unternehmen. Für zehn Jahre geht das Reich aljo ein Rififo von höch— 
ftend etwas mehr al3 einer halben Million ein. Die ganze Bahn wird 
für dieje Zeit insgefamt höchſtens 24000000 Mark often, nicht nur der 
Bau, jondern der Zuſchuß eingefchloffen. Es ift richtig, daß ein Programm, 
welches mit einiger Sicherheit die vom Neiche zu tragenden Laſten für 
eine Reihe von Jahren begrenzt, aufgeftellt werden muß. Aber neben allen 
diefen materiellen Dingen kommen doch auch noch ethiſche Gefichtspunfte 
in Frage. Auch wir wollen einen Kranz niederlegen an dem Monument, 
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das da3 deutſche Volk in jeinem Herzen den tapfern und unermüdlichen 
Farmern und Kriegern jegen muß, welche die Ehre des Vaterlandes auf 
den Ruf ihres Kaiſers gegen einen graufamen Feind verteidigt und dabei 
ihr junges Leben gelafjen haben. Deutjchland ift von mächtigen befreun- 
deten Nachbarn umgeben und hat feinerlei Neigung zu territorialer Aus- 
dehnung. Aber namentlih mit Rüdjicht auf die große fteigende Ver— 
mehrung des deutichen Volkes ift es gut und wichtig, daß wir einen 
Kolonialbefig haben, in dem ein Teil der Jugend unſeres Volkes Gelegen- 
heit hat, jeinem Unternehmungsgeift eine freie Betätigung zu geben, und 
jo bedauerlih auch die Eingeborenenfriege in Afrifa find, fo haben fie 
für unjere Nation wenigſtens das Gute, daß fie eine Anzahl von Männern 
und Charakteren erzielen, die einen weiten Gefichtäfreiß haben. Das wird 
dem Volke in feiner ganzen Breite zugute fommen. Wenn die Behauptung 
richtig ift, daß eine Nation ihre Spannfraft verliert und von Zeit zu Zeit 
vor eine große nationale Aufgabe gejtellt werden muß, jo glaube ich, und 
e3 iſt meine ernſte Ueberzeugung, daß unter dem Beichen der folonialen 
Entwidlung dieje große nationale Aufgabe für Deutichland gefunden werden 
fann. Sie verbindet wirtichaftlihe und ethische Geſichtspunkte, und ich 
glaube, daß ein großer Teil unfered Volkes eine große Freude und Be— 
friedigung durch die Entwidlung unjerer Geſchichte haben kann, daß dieje 
dazu dienen wird, unjer nationales Gelbftbewußtjein zu ftärfen und zu 
heben. Freilich, dieſe Entwidlung fann nicht vor fich gehen, wenn wir 
uns nicht in einer freieren Atmofphäre bei der Behandlung unjerer Kolonial- 
angelegenheiten bewegen, wenn wir an Kleinlichem und Allzuffeinlichem zu 
ftarf hängen bleiben und das Menjchliche und Allzumenfchliche, was in 
jeder Verwaltung zu jeder Zeit vorfommt mit einer verbiffenen Selbft- 
zerfleifchung beftändig an die Oberfläche werfen. Wir müfjen vielmehr 
zeigen, daß, wo mancher Schatten, auch vieles Licht ift. Unſere koloniale 
Betätigung wird bei anderen europäijchen Nationen nur freundlich aus- 
gelegt. Man darf die Hoffnung hegen, daß, ſofern wir mit dem not- 
wendigen Ernft, mit der notwendigen Zähigkeit, Tatkraft und Opfermwillig- 
feit unfere Kolonien weiter entwideln, fie aud ein Denkmal fein werden 
deutjchen Geiftes, deutſcher Tüchtigfeit und deutſcher Kultur. rk auf 
verjchiedenen Seiten de3 Hauſes. Unruhe bei den Sozialdemokraten.) 
Abg. Schädler (3.) und befonders Abg. Ledebour (Soz.) bezweifeln 
die Richtigkeit der vom Kolonialdireftor berechneten Werte. — Abg. Sem- 
ler (nl.) und Abg. v. Richthofen (konſ.) empfehlen die Forderungen warm, 
Abg. Kopich (fr. Bp.) ift mißtrauisch gegen den Optimismus Dernburgs, 
will aber die Kolonie nicht aufgeben. (28. November.) — Am 30. No— 
vember polemifiert Abg. Erzberger (3.) gegen den Reichöfanzler, der im 
Talle Böplau die Prejje ungerecht behandelt habe. Die Kritik der Preſſe 
jei durch die Kündigung der Monopolverträge glänzend beftätigt worden. 
Nach der Kritit mehrerer Einzelheiten erklärt er, er jei fein prinzipieller 
Kolonialgegner; der Kern der Kolonialpolitik fei, daß Deutjchland den auf 
niedriger Kulturftufe ftehenden Völfern Schuß und Fürforge angedeihen 
laſſe. Hierauf fommt es zu lebhaften Debatten zwijchen dem Kolonial- 
direftor und den Abgg. Ledebour (Soz.) und Ablaß (fr. Bp.). — Am 
folgenden Tage greift Abg. Bebel (Soz.) die Kolonialpolitif jcharf an, 
die die Eingeborenen zu Heloten made. Mit einer idealen Kolonifation, 
die die Eingeborenen als Freunde behandle, die Bodenjchäge erjchlöffe, jei 
auch er einverfjtanden. gel berichtet er über Greueltaten, die in Ka— 
merun gejchehen jein jollen und wirft dem Abg. Arendt, v. Kardorff und 
v. Arnim vor, ihre Stellung als Abgeordnete im Falle Peters mißbraucht 
und den Geh. Rat Hellwig geftürzt zu haben. Hierauf folgen ſtürmiſche 
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Unterbrehungen. Abg. Ablaf (fr. Bp.): Pöplau jei vom Reichskanzler 
ungerecht behandelt; auch Dernburg werde wohl gegen hohe Einflüffe mit 
feinem Beitreben, Ordnung zu ſchaffen, nicht durchkommen. 3.8. jei der 
frühere Gouverneur dv. Liebert ohne Wiſſen des Reichskanzlers ernannt 
worden. Staatsſekretär v. Tſchirſchky: Bei der Begnadigung von Peters 
jei alles ordnungsmäßig zugegangen. Abg. Arendt (RP.) weiſt die An- 
griffe Bebels ab und widerlegt die Erzählung über die Ernennung Lieberts. 

. Dezember. Kolonialdireltor Dernburg mendet fich gegen die 
Behauptungen Bebeld über die Entlafjung Hellwigs und die Darjtellung 
de3 Falles Pöplau durch Ablaß. Abg. Roeren (3.) tadelt da3 Vorgehen 
des Kolonialamt3 gegen den Subalternbeamten Wiftuba: Den Ausgangs- 
punkt bildet die Verhaftungsaffäre der Mijfionare in Togo. Als Wiftuba 
Bureauvorftand in Zome war, ging er vor zwei Jahren nach Deutichland 
auf Urlaub. Als er fich in der Kolonialabteilung vorftellte, wurde ihm 
von dem jegt glücklicherweiſe befeitigten Perjonalreferenten v. König ein 
Protokoll zur Unterjchrift vorgelegt, das von Anjchuldigungen wimmelte, 
die alle von den fompromittierten Beamten in den Kolonien gegen Wiftuba 
gejammelt worden waren. Wijtuba verweigerte natürlich feine Unterjchrift 
und bat um Abichrift. Bald darauf erhielt ich von angejehener Geite 
(nicht von der Miſſion) einen Brief mit der Bitte, mich des jungen Mannes 
anzunehmen, da er es in jeder Weile verdiene. Da Wiſtuba ftet3 freund- 
lih zur Miffion gejtanden habe, jei die Haltung der Beamten gegen ihn 
unfreundlich gemwejen, zumal auch die Miflion öfter Vergehungen von Be— 
amten gerügt oder jie pflichtgemäß zur Anzeige gebradyt habe. Deshalb 
bejhuldige man Wiſtuba der Denunziation. Darauf fam Wiftuba jelbft 
zu mir und bat, mich feiner durch private Beiprechungen in der Kolonial- 
abteilung anzunehmen. Aus den Verhandlungen mit Geheimrat v. König 
und Stübel entnahm id, daß König ebenfo für die fompromittierten Be- 
amten wie gegen Wiltuba eingenommen war. ch erklärte, daß ich alles 
daran fegen werde, daß ihm fein Unrecht geichehe. Den Geheimrat König 
madte ich für alle Schandtaten in den Kolonien verantwortlicd), weil er, 
obwohl er davon milje, die Beamten in ihren Stellungen belaſſe. In— 
zwiſchen Hatte ich noch in Togo um Auskunft über Wiltuba erjuht. Dar- 
auf erhielt ich von dem Apoſtoliſchen Präfelten in Togo ein Schreiben, 
in dem es heißt: „Wiltuba ift wiederholt von feinen Vorgejegten als flei- 
Biger, befähigter und gewifjenhafter Beamter belobt und zu Gratififationen 
borgeichlagen worden. Seine Treue in der Erfüllung, jeiner religiöfen 
Pflichten ift eine traurig-feltene Erjcheinung und nötigt jedem Kenner der 
Berhältnifie die größte Anerkennung ab. Ich habe noch feinen Beamten 
fennen gelernt, deſſen Leben in jeder Beziehung fo fehr für die gejamte 
Bevölkerung ald nahahmenswertes Beifpiel hätte hingeftellt werden können. 
Diefem Umſtande fchreibe ich es auch zu, daß er ein bejonderes Vertrauen 
bei der Bevölkerung, beſonders bei den Häuptlingen genießt.“ Ueber den 
Gegenftand der Disziplinarunterfuhung äußere ich mich noch mit feinem 
Worte. Ych Habe auch Fein Wort in die Preffe gebracht und in meiner 
Fraftion nicht darüber geſprochen. Ach werde das Ergebnis der Unter- 
ſuchung abwarten, aber alle® daran jegen, daß der Mann zu feinem Recht 
fommt. — Hierauf tadelt er jcharf, daß der Unterjuchungsrichter das Pult 
des Abg. Erzberger im Reichstage durchſucht habe und bringtMitteilungen 
über Graujamfeiten der Verwaltung in Kamerun und Togo. Warum 
gehe man gegen harmloje Subalterne vor, aber nicht gegen verbrecherifche 
Dberbeamte? Auch die Zeugen wurden in Togo beeinflußt, die Mifjionen 
willfürlich behandelt; ein Stationgleiter Schmidt habe jich einen Harem 
unermwachlener Mädchen gehalten, die Miffionare, die dagegen proteftierten, 
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jeien jchifaniert worden. Alle dieje Verbrechen jeien ungejühnt geblieben. 
Kolonialdireftor Dernburg weiſt die Angriffe Bebeld vom 1. Dezember 
iharf zurüd; jeine Bejchuldigungen gegen Beamte ohne Beweije jeien un— 
qualifizierbar; alle Vergehen in den Folonien würden unterjucht, in einigen 
Fällen jchwebe das Berfahren noch. — Wiftuba habe durchaus pflicht- 
widrig gehandelt, wie das feine Anklage gegen Dr. Kerſting zeige: Die 
Anklage gegen Herrn Dr. ferfting ift von Wiftuba am 4. Dftober d. J. 
eingereiht. Ich habe am 6. Dftober in die „Norddeutiche Allgemeine Zei— 
tung” gejegt, daß der Bureauvorftand Wiftuba eine Anklage gegen den 
Bezirksamtmann Dr. Kerfting vorgelegt hätte und daß Dr. Kerſting, der 
auf Urlaub hier geweilt hatte und nad) Togo wieder zurüdkehren wollte, 
veranlaßt worden fei, die Sache hier abzumwarten. Ich habe ihn aljo hier 
feftgehalten. Darauf ift die Sache unterfucht worden, und ich habe dann 
am 20. in die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung“ gejegt, daß die Beſchul— 
digungen gegen Dr. Kerfting durd einen preußiichen Richter unterjucht 
jeien, aber durch Vernehmung von drei in Deutihland befindlichen Zeugen 
teild nicht beftätigt, teil3 widerlegt worden find, daß aber noch die Ver— 
nehmung weiterer Zeugen in der Kolonie ſelbſt erforderlich ſei. Es ift 
hier immer gejagt worden, man müſſe hier über den Fall Kerjting jprechen, 
denn die Kolonialabteilung tue nichts. Sämtliche al3 weiße Zeugen be- 
nannte Perſonen (Große Unruhe links; Rufe: Weiße!) find vernommen 
worden, bis auf einen einzigen, der fich auf der Reife befindet und nicht 
vor neun Monaten erreiht werden kann. Sie, meine Herren, werden 
doch nicht jo weit gehen, daß, wenn weiße Beamte etwas ausjagen, man 
den Schwarzen glauben müfje, wenn dieſe anders jagen, jondern da liegt 
doch mindeftens ein non liquet vor. Dr. Rerfting Hat, ehe er nad) Togo 
wieder abgefahren ift, der Verwaltung den Schlüfjel zu jeinem Verhalten 
gegeben. Ach Habe angeordnet, daß die jchwarzen Zeugen jämtlich nad 
der Küfte fommen ſollen, und zwar ehe Dr. Kerfting in Togo eintrifft; 
ich habe telegraphiert, daß am 28. November ſämtliche Zeugen an der Küſte 
jein follen, damit, wenn Dr. Rerjting am 30. eintrifft, unmittelbar das 
Gerichtöverfahren ftattfinden kann. Natürlich habe ich unjere Autorität 
nicht dadurch zum Schwanken gebracht, daß ich gegen einen weißen Mann 
ein öffentliche3 Gerichtäverfahren mit jchwarzen Zeugen eröffnete. Das 
Anjehen der Weißen joll doc; gehoben werden (Lachen links), das iſt mein 
Standpunkt, der Stod gehört nicht in Ddiefes Haus. Ein früherer Vor— 
gejeßter des Dr. Kerfting, der ihn genau fennt, Graf Gößen, hat die Aus— 
funft gegeben, Kerfting jei zuverläflig, energiich, jehr befähigt für den 
Kolonialdienft, beliebt bei den Eingeborenen, ftet3 hilfsbereit, vornehm 
denfend und handelnd, er halte ihn einer ſchlechten Handlung für unfähig. 
(Hört, hört! rechts.) Ich komme nun auf die famojen Anflagen gegen 
Dr. Kerjting. Es wird da zunächſt folgende Gejchichte über Dr. Kerſting 
erzählt: Kerfting engagierte einft einen Koch, der ſich bereit erklärte, mit 
ihm zu gehen, fi) aber ausbedang, nicht nad) einem bejtimmten Ort mit» 
gehen zu müjjen. Der Koch verlangte dann die Ablöhnung und wollte 
nad) der Küfte zurüdfehren. Dr. Kerjting verlangte, daß er mit ihm meiter 
nad) jenem Ort marjchiere. Als der Koch fich weigerte, ließ ihm Kerfting 
25 Hiebe erteilen. Er mußte auf einer Kifte Pla nehmen, jo daß die 
Füße die Erde nicht berührten, damit die Schläge auf das Geſäß ordent- 
lich jchmerzten. Kerfting erflärte dann den Koch für vogelfrei, und diejer 
fam in ein Gebiet, wo jich viele wilde Tiere aufhielten. Das gehört doch 
in ein Märchenbuch für Heine Kinder. Aber eine Behörde kann doch mit 
einer ſolchen Erzählung nicht3 machen. Ich fomme zu dem Fall des Kochs 
Meſa. Meſa iſt an Schwarzwafferfieber geflorben, nachdem Kerfting ihn 
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mehrere Tage gepflegt Hatte. Jetzt kommen aber die Phantaften, halb 
Narren und Halb Wilde, und jagen, Kerfting habe den Koch umgebradht. 
Das ift das Material gegen Kerfting. Der Zeuge Krofo hat ſich als ein 
derartig fraffer Lügner erwiejen, daß ſich niemand ernftlich auf ihn be- 
rufen fann. Er ift beitraft worden und fißt wegen Lügen vor Gericht 
in Kettenhaft. (Zwiſchenruf: Das ift der Kronzeuge!) Nun kommt die 
furchtbare Gejchichte von dem Mann, dem Kerſting — horribile dietu — 
den Kopf abgeichnitten und dieſen Kopf in feinem Eßzimmer aufgehängt 
haben joll. Herr Kerfting ift ein feiner, europäijch gebildeter Arzt von 
zartem Körperbau und jehr gebildeten Manieren; ich habe den Mann 
fennen gelernt. Seine jämtlihen Vorgejegten haben ausgejagt, daß er nie 
eine Waffe getragen, auch draußen nicht. Nun, diefer Mann joll das ge- 
macht haben? Es find in der Sache die verichiedenften Beugen verhört 
worden, manche werden noch verhört. Sch kann mich hier leider nur auf 
ein unvollftändiges Ergebnis ftügen; jollte ich mich irren, jo werde ich das 
berichtigen. Ich teile nur mit, was mir richtig zu fein scheint. Es handelt 
fih um einen Medizinmann, "der einen Eingeborenen im Rechtsverfahren 
vergiftet hat. Diefer Mann follte wegen dieſer jonderbaren Art von 
Suftiz verhaftet werden, er wurde aber nicht vorgefunden; e3 wurde ihm 
eine Batrouille nachgeſchickt, er wurde erjchofjen und der Kopf wurde ihm 
abgejchnitten. Nachdem man diejen Kopf Herrn Kerfting gebracht Hatte, 
hat er — er ift ein Arzt — ben Schädel präpariert, und der Schädel iſt 
bier in Berlin zu jehen in der Klöniggräger Straße im Naturhiftorischen 
Muſeum. (Stürmifche Heiterkeit.) Das iſt das Material, auf Grund dejjen 
hier der Beamte angegriffen wird! (Hört, hört! techt8.) Das find die 
ZTatjachen, die Herr Roeren für urkundlich bewieſen hält. (Große, fort- 
dauernde Unruhe, Zurufe im Zentrum.) Herr Roeren hat tatjächlich nichts 
anderes, er hat feine Zeugen vernommen, er hat feine Vernehmungen ver— 
anlaßt. (Zuruf: Das wiſſen Sie ja gar nit! Große Unruhe) Ich 
weiß e3 ganz genau, hätte er etwas anderes, jo hätte er e8 mir über- 
geben müſſen. (Lachen) Es ift Tatjahe, daß Wiltuba in Togo eine 
Depeiche, welche vom Auswärtigen Amt an die Behörde in Togo gejchidt 
worden ift, eröffnet hat, ftatt fie jeinem WBorgejegten zu überreichen; das 
ift aftenmäßig. (Redner verlieft einen Brief de3 Abg. Roeren an den 
Neichsfanzler, den er behufs einer Beiprehung in der Togo-Mijlions- 
angelegenheit an diejen gerichtet hat. ortdauernde große Unruhe und 
Unterbredungen; Vizepräſident Dr. Paaſche: Ich muß wiederholt bitten, 
feine Zwijchenrufe zu machen.) Ebenjo wie e3 unter den Beamten zahl- 
reiche gibt, die nicht Stich Halten, jo gibt es auch unter Umftänden unter 
den Miffionaren ſolche, die nicht Stich Halten, das muß herausgejagt 
werden. Auf diefem Wege hat auch Wiftuba fein Material erhalten; das 
ift ein Mann, der ſich von jehr gehäffigen Motiven leiten läßt und der 
eine Art Nebenregierung neben dem Auswärtigen Amt führen wollte. 
(Hört, hört! rechts.) Nach einer Vernefmung war es Herrn Wijtuba 
darum zu tun, den Herrn Geheimrat Seitz zu jchädigen; er hatte aud) 
fonft die Abficht zu erkennen gegeben, im vermeintlichen Intereſſe der 
Eingeborenen zu verhindern, daß Geheimrat Seig nad Kamerun zurüd- 
fehre, er hat aber auch ſonſt falſche Nachrichten in die Zeitungen gejegt. 
Herr Abg. Roeren Hat dieje Togvangelegenheit jeit einigen Jahren gefannt, 
er hat vertujcht, nicht ih. (Große Unruhe) Das ift der ehrliche, treue 
Beamte, den man als Kronzeugen anführt. Ich habe den erwähnten Brief 
eichrieben, weil ich mich von einem ſolchen Manne, der jo unbegründete 
————— macht, der ohne jedes moraliſche Empfinden ift, nicht alle 
aht Tage drangjalieren laſſen will. Hier gehören auch die jchwarzen 
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Liſten Hin, auf Grund deren eine Anzahl von Beamten verjegt worden 
if. Das Hat jchon auf Veranlafjung des Herrn Noeren unter meinem 
Vorgänger zu wenig angenehmen Konjequenzen geführt. Man hat die 
Beamten verjegt, ohne zu fragen, ob die behaupteten Tatſachen richtig 
waren. Herr Roeren jollte doch jeine Pflichten als Richter mehr oder 
weniger fennen. (Große, andauernde Unruhe und Zwiſchenrufe.) In der 
Disziplinarunterfuhung gegen Wiftuba hat der NReichdtagsabgeordnete 
Roeren gelegentlich feiner zeugeneidlihen Befundung folgende Aeußerung 
getan, die, wenn auch vielleicht nicht nach ihrem Wortlaut, doch unzweifel- 
haft dem Sinne nad) richtig wiedergegeben ift: Wenn die Wiftubaangelegen- 
heit nicht in einer von ung (dem Zentrum) erwarteten Weije erledigt wird, 
jo werden wir uns genötigt jehen, für die Kolonien überhaupt nichts zu 
bewilligen. (Bewegung, langandauernde Unruhe, bei der die Worte des 
Redners nur bruchſtückweiſe verftändlich find.) Wenn ich nicht mehr in 
Ehren mein Amt führen kann, jo werde ich von hier weggehen. (Fort— 
gejegter Lärm, Zuruf bei den Sozialdemokraten: Tun Sie e3 doch!) Der 
Stationgleiter Schmidt ift ausgejchieden. (Zuruf bei den Sozialdemo- 
fraten: Wußten wir!) Wenn Sie es mußten, jo mußten Sie e3 gleich 
jagen. (Große Unruhe.) So wie die Dinge in Togo liegen, jo fann es 
nicht bleiben. Deshalb habe ich den Brief an Wiltuba gejchrieben. Es 
tut mir leid, daß ich ein angejehenes Mitglied der Zentrumspartei habe 
bloßftellen müfjen. (Große Unruhe) Wenn Sie mid nicht unterftügen, 
dann kann ich die Sache nicht weiterführen. Ich Habe mit Bezug auf die 
Million in Togo dem Domkapitular Hesberd gejchrieben und ihn auf die 
Mißhelligkeiten zwiſchen den Milfionaren und den Beamten hingemwiejen. 
Sm Halle der Fortdauer des Verhaltend der Mitglieder der Miffion, 
welche zu berechtigten Klagen Anlaß gegeben, würde ich mich genötigt 
jehen, von den mir zu Gebote ftehenden adminiftrativen Machtmitteln 
Gebrauch zu machen. Sch brauche nicht zu verfichern, in wie hohem Maße 
id) im übrigen die Tätigfeit der Milfion in Togo anerfenne Die Für- 
jorge für die Miffionen ift eine Hauptaufgabe der Regierung, und die von 
mir erwähnten Fälle find ja auch vereinzelt. Die Miſſionare haben ja 
auch eine jchwere Stellung, das foll nicht verfannt werden. Wir werden 
die Kolonien unterjtüßen nicht au dem Grunde, den Herr Schädler an- 
führte, weil internationale Verträge dazu notwendig find, fondern meil 
unjer Staatöwejen aufgebaut ift auf chriftlicher Grundlage, und weil wir 
leben in einer chriftlichen Kultur. (Lebhafter Beifall rechts, Tebhafter 
Widerſpruch links.) 

Abg. Roeren (B.) verbittet ſich heftig die plumpen und groben 
Beleidigungen, Börſenjobber- und Kontorton ſei Hier nicht angebracht. 
Es ſei ein Vertrauensbruch, ſeinen Briefwechſel hier ohne ſeine Erlaubnis 
zu verleſen. Ich erkläre es als eine abſolute Unmwahrheit, daß ich jemals 
die Wiſtubaſche Disziplinarſache zur Bedingung gemacht hätte, für oder 
gegen eine Kolonialforderung zu ſtimmen. Ich habe den Reichskanzler 
wiederholt mündlich und ſchriftlich gebeten, doch nun die Wiftubaangelegen- 
heit ruhen zu lafjen, weil, wenn fie vor der PDisziplinarfanımer zur Ber- 
handlung käme, dann die ganze Skandalgeſchichte der Miſſion aufgerollt 
würde und das auf die Stimmung meiner Fraktion gegenüber den kolo— 
nialen Angelegenheiten einen Einfluß hätte. (Hört, hört!) Die Wiftuba- 
angelegenheit ijt niemal® maßgebend gewejen für meine Gtellung zum 
Kolonialetat, und ich berufe mich auf meine Kollegen in der Fraktion, daß 
über dieje Angelegenheit dort auch nicht ein Wort gejprochen wurde. (Leb- 
hafte Zuftimmung im Zentrum.) Heute erjt Habe ich ja gejagt, daß, wenn 
dieje Skandale nicht beendigt würden, e3 fraglich jei, ob man noch einen 
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Pfennig für die Kolonien bewilligen könne. Wie können Sie mir eine 
ſolche Ejelei zutrauen, daß ich die Worte geſprochen Haben jollte, die der 
Kolonialdireltor behauptet hat. (Zuftimmung im Zentrum.) Nad dem 
mir zu Gebote geftellten Material war es ein Afjeffor Brüdner, der jene 
Bemerkung niedergejchrieben hat. Ein folder junger, grüner Aſſeſſor 
(Große Unruhe und Heiterkeit) hat mir aljo zugemutet, ich ſollte eine 
ſolche Ejelei machen. Ich erkläre pofitiv, daß ich das nicht erklärt habe. 
(Beifall im Zentrum.) Der Kolonialdireftor hat, nachdem er eben diejen 
brutalen Angriff gegen. mich gerichtet Hatte, gejagt, es tue ihm leid, mic 
bloßzuftellen. Ach, Herr Kolonialdireftor, nad Ihrer ganzen VBergangen- 
heit jind Gie nicht fähig, mich bloßzuitellen. (Große Bewegung, an— 
dauernder Lärm.) Es ift jchlimm genug, daß wir und wegen diejer arm- 
jeligen Wiftubaangelegenheit hier herumijtreiten müfjen. 

Kolonialdireltor Dernburg: Die ftarfen Worte, welche der Abg. 
Roeren in durchaus begreifliher Erregung geſprochen hat, können mic 
nad) gar feiner Richtung hin davon abhalten, feitzujtellen, um mas e3 
ſich eigentlih handelt. Was ich verlejen habe, ift die amtliche Anzeige 
zweier Beamten über eine Ausjage, welche der Abg. Roeren bei einer 
zeugeneidlichen Vernehmung geiprodhen Hat. (Unruhe links und Zwiſchen— 
rufe.) Gewiß, eine amtliche Anzeige an die vorgejegte Stelle, die das zu 
wifjen notwendig hatte. Es fteht da nicht? von Miſſionen, jondern, daß, 
wenn die Wiftubaangelegenheit nicht in einer vom Zentrum erwarteten 
Weije erledigt würde, Herr Roeren und jeine Freunde fich genötigt jehen 
würden, für die Kolonien überhaupt nicht? zu bemilligen. Dies ift von 
zwei Beamten mitgeteilt, gegen die gar nichts vorliegt. (Große Unruhe 
linf3 und im Bentrum.) Herr Roeren meinte dann, id) hätte einen Privat- 
brief des Herrn v. Zoebell zur Sprache gebradjt. Herr Roeren befigt feine 
Kopierprefje, jonft würde er wiſſen, daß e3 fi) um ganz offizielle, an den 
Reichskanzler gerichtete Eingaben Handelt. Unterm 14. September 1904 
bat Herr Roeren, ihm eine nochmalige Ausſprache zu ermwirfen und ge— 
neigteft zu veranlafjen, daß die jämtlichen ſchwebenden Strafjachen in Togo 
und Kamerun fiftiert werden; er hat vom Kanzler aljo verlangt, daß er 
in jchwebende Zivilklagen eingreife! An diefer ganzen Sache iſt ja nichts 
mehr zu retten, Herr Abg. Roeren! (Heiterfeit.) Die Miſſionsbrüder 
haben tatjächlich ſchwarze Liften geführt. Am 17. Mai 1903 jchreibt Pater 
Schmig an jeine Brüder: „Wir müfjen jegt Schmidt in Anklagezuftand 
verjegen, jonft würden wir zu ſpät fommen“, und danı folgt eine In— 
ftruftion, wie die Anklagejchrift lauten jolle, und Ratſchläge, Zeugen wegen 
Befangenheit abzulehnen, damit fein Richter mehr in Togo ſei und die 
Sache nad) Kamerun fäme, womit man reichlic) Zeit gewinne. Mit diejen 
Herren brauchen Sie alfo auch feine bejonderen Lichter aufzufteden. Sie 
werden mir Gerechtigkeit widerfahren lafjen, wenn nicht heute, dann doc) 
in einiger Zeit. Redner verlieft hierauf noch ein längeres Protokoll aus 
der Kolonialabteilung vom 25. Dftober 1904 über eine Verhandlung zwi— 
jchen dem Kolonialdireftor Stübel, Herrn Roeren und dem Präfekten der 
Steyler Mifjion. Es heißt darin u.a., daß Herr Roeren auch noch die 
Verjegung eines Sefretärd Lang in ein anderes — verlangte, 
daß er die ſchärfſten Angriffe richtete gegen den inzwiſchen verſtorbenen 
Gerichtsaſſeſſor Dietz, „den Gott gerichtet habe“ — das iſt Ihr Geſchmack 
und Ihr Rechtsgefühl —, daß er andeutete, es würden Preßangriffe nicht 
zu verhindern ſein, wenn den Wünſchen der Miſſion nicht Rechnung ge— 
tragen würde. Herr Stübel habe ſchließlich die Zuſage der Verſetzung 
geben müſſen, obwohl er am 23. November Herrn Roeren gebeten habe, 
ihm dieſes kaudiniſche Joch nicht zuzumuten. (Hört, hört! und andauernde 
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Bewegung.) Auch die Eingaben Wiftubas an das Auswärtige Amt habe 
Herr Roeren gutgeheißen — aljo das iſt Herr Roeren und das ift Herr 
Wiftuba! (Große Heiterkeit.) Den Miffionen ift volle Genugtuung ge- 
worden; den verhafteten Patres ijt das Bedauern der Verwaltung aus» 
gejprochen worden. Die der Mijfion erwachjenen Telegrammkoſten find 
auf das Reich übernommen worden. (Stürmifche Heiterkeit.) Ein Pater 
wurde wegverjegt und der Domkapitular Hespers hat ſich darüber befriedigt 
ausgejprohen, während andererfeit3 natürlich die Abberufung ſehr be- 
dauert wurde, „da er noch erhebliches Material habe”. (Heiterkeit) Alle 
ftarfen Worte und alle Angriffe, daß ich nicht der Sitte gemäß verfahren 
jei, prallen daran ab, daß ic ausichliegli aus den Aftenftüden Dinge 
verlejen habe, die leider pajjiert find und die nie wieder pafjieren werden. 
(Lebhaftes Bravo! rechts.) Ich Habe dieje Ausführungen auch gemacht, 
weil ich auf3 fchwerjte gereizt worden bin, weil von einem Komplott der 
Beamten gegen die Wahrheit die Rede war, weil die Dinge jchließlich jo 
dargeftellt wurden, daß wir draußen Beftien haben und feine Beamten. 
Dieje Eiterbeule mußte aufgeftochen werden, ich habe fie aufgeftöchen, und ich 
trage ganz gern die Konjequenzen. (Stürmijcher, andauernder Beifall rechts, 
andauerndesHändeflatichenaufden Tribünen, ſtarkes Zifchen und großer Lärm.) 

Hierauf macht der Chef der Reichskanzlei v. Xoebell weitere Mit- 
teilungen über den Verkehr Noerend mit dem Auswärtigen Amt. 

Am 4. Dezember ruft Präfident Graf Balleftrem den Abg. Roeren 
wegen jeiner gegen den Kolonialdireftor gebrauchten Wendungen zur Ord— 
nung. Ag. Roeren erklärt, er jei im Falle Wiftuba allein, ohne Auf- 
trag des Zentrums, vorgegangen und trage die Verantwortung allein. 
Reichskanzler Fürft Bülow: Sch Habe den Testen Verhandlungen dieſes 
hohen Haufes nicht beiwohnen können; ich bin in Ddiefen Tagen dur 
Sitzungen des GStaatsminifteriums und anderweitige dringende Amts— 
geichäfte in Anfpruch genommen. Aus den Morgenzeitungen habe ich er- 
jehen, daß e3 geftern zu jcharfen Auseinanderjegungen zwiſchen dem jtell- 
vertretenden Herrn Kolonialdireftor und einigen Mitgliedern diejes hohen 
Haujes gefommen ift. Es ift meine Abficht, feinen Zweifel darüber zu 
lafien, daß ich die Haltung des ftellvertretenden Herrn Kolonialdireftors 
und insbejondere feine Verteidigung grundlos angegriffener Beamten und 
feine Abwehr ungerechtfertigter Preſſion durchaus und nachdrüdlich billige. 
(Lebhaftes Bravo! rechts.) Ich habe jchon vor dem Eintritt des gegen- 
mwärtigen ftellvertretenden vor Kolonialdireftord im Laufe diejes Sommers 
ftrenge Weifung gegeben, daß die Unterjuchung der in der Kolonialverwal— 
tung vorgefommenen Mißſtände nach allen Seiten hin unnachſichtig und 
unparteiifch geführt und daß unter feinen Umjtänden auf Borwände hin 
irgend etwas in irgend einer Richtung vertujcht werden fol. (Bravo!) 
Die Offenheit, mit welcher der ftellvertretende Herr Kolonialdireftor fich 
über dieje Vorgänge ausgeſprochen hat, war aljo lediglich eine Konfequenz 
der von mir erteilten generellen Snftruftionen. Er war aud von mir 
ermächtigt, volle Aufklärung zu geben über den Fall Wiftuba und über 
die damit zujammenhängenden Fragen, fofern der bedauerliche Gegenjaß 
zwijchen der Verwaltung und den Mifjionen in Togo und die Konjequenzen 
dieſes Gegenjates hier zur Sprache gebracht werden jollten. Ich hätte 
gewünſcht, meine Herren, daß der Herr Abg. Roeren weniger dem Bei- 
jpiele de3 Herrn Bebel und mehr dem Beijpiele feines Fraftionstollegen 
Erzberger gefolgt wäre und nicht jo jchwere Vorwürfe hier zur Sprache 
gebracht hätte, deren Unterfuchung zum Teil noch im Gange ift. 

Abg. Müller-Meiningen (fr. Bp.) tadelt die Verſuche, eine Neben- 
regierung zu begründen und ift erfreut über das offene Auftreten Dern- 
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burg. Ueber Togo müßten nähere Aufflärungen gegeben werden. Eine 
gründliche Reform des materiellen Kolonialrecht3 jei im Intereſſe der Ein- 
geborenen nötig; am beiten würde eine parlamentarifche oder eine gemijchte 
Unterjudungstommiffion ernannt. Es würde in den Kolonien zuviel ge- 
prügelt. Die Zuftände im folonialen Beamtentum jeien, wie aus den 
gegenfeitigen Denunziationen hervorgehe, unhaltbar. Abg. Erzberger (8.): 
Ich Tann beftätigen, daß die Fraktion von den von Herrn Roeren er- 
wähnten Berhandlungen mit dem Reichsfanzler und dem Kolonialamt feine 
Kenntnis gehabt Hat. Wir Haben darüber nicht mit Herrn Roeren ge— 
jprochen. Neu war für uns, daß man über ſolche Verhandlungen fein 
Protokoll aufnahm, jondern daß ſich Beamte darüber Aufzeichnungen 
madten. Man muß fich beſtimmt dagegen ausjprechen — ich tue das im 
Namen meiner Fraktion —, daß ſolche Aufzeichnungen als Aftenmaterial 
hier im Reichstage verwertet werden, wenn ſolche Aufzeihnungen dem 
Betreffenden nicht einmal vorgelegt worden find. Wir werden uns in 
Zukunft wohl hüten, die Kolonialabteilung wieder zu betreten, jondern 
werden Ddieje Dinge nur hier im Reichstage vorbringen, wenn es jo in 
Zufunft weiter geht. Der Kolonialdireftor hat gejagt, die erwähnte Aus— 
jage des Abg. Roeren ſei während einer eidlihen Vernehmung gefallen. 
Es herrſcht überall der Eindrud, daß jener Paſſus in jener eidlichen Ver— 
nehmung jelbjt gebraucht jei. Das ift aber tatjächlich unrichtig. In dent, 
was der Abg. Roeren bejchiworen und unterzeichnet hat, findet fi) davon 
nicht das geringfte. Die Aeußerung ift von zwei Kolonialbeamten in einem 
Nachbericht den Kolonialakften beigelegt worden. Ich bin feft überzeugt, 
daß der Kolonialdireftor bei ruhiger Ueberlegung ſich überzeugt, daß es 
nicht jtatthaft war, diefe Waffe Hier im NReichdtage gegen Roeren zu ver- 
wenden. — Warum jei der SKolonialdireftor auf die von Roeren an- 
geführten Mißhandlungsfälle nicht eingegangen? Kolonialdireftor Dern- 
burg: Dieje Fälle feien noch nicht erwiejen. Zu rügen fei die Taftif 
der Millionen, von langer Hand her Material zu jammeln und damit 
aufzutreten, wenn jchon ein Teil der Zeugen geftorben fei. In der „Köl- 
niſchen Volkszeitung“ vom 16. November 1906 heißt es: „Von dem reich- 
lich zur Verfügung ftehenden Material haben fie (die Miſſionare) feinen 
Gebraud) gemacht, da fie dem Prinzip huldigen, erſt zu jprechen, wenn 
die dringendfte Not e8 fordert.“ Was wir brauchen, ift nicht, daß jemand 
Material jammelt, wenn e3 die Not fordert, jondern daß er alsbald auf- 
tritt, damit die Uebelſtände jofort abgeftellt werden und nicht erjt nad 
fieben Jahren wie im Falle Kerfting. . . . Sch Habe mich weiter dagegen 
gewendet, daß ein Drud auf die Verwaltung ausgeübt worden ift, und ich 
habe bedauert, daß diefer Drud jehr effektiv geworden if. Sch habe ver- 
jchiedene Aufzeichnungen vorgelejen, und wenn ein faljcher Eindrud er- 
mwect ift, jo ift das jedenfall3 nicht durch mich gefchehen. Ferner Habe 
ih eine Regiftratur vorgelejen, gegen deren Berlejung der Abg. Erzberger 
fi) gewendet hat. ARegiftraturen werden in der Solonialabteilung ge- 
mwöhnlich nicht gemacht. Nur wenn außerordentliche Dinge vorkommen, 
die den Beamten wirklich auffallen, wenn jie denken: „Hier gejchieht ein 
Unredt, das dürfen wir nicht aus dem Auge verlieren”, dann werden 
Negiftraturen gemacht. Wenn aljo Gejuhe an die Kolonialabteilung 
fommen, die feine Meußerungen hervorrufen, wie die vom „kaudiniſchen 
Joch“ oder: „Das Zentrum bewilligt feinen Grojchen mehr”, was ich nie 
geglaubt Habe (Zurufe bei den Sozialdemokraten: Wir auch nicht! und 
ftürmifche, anhaltende Heiterkeit), dann werden feine Regiftraturen gemacht, 
und dann fann ich auch feine vorlejen. 
Hierauf werden die Borlagen der Budgetlommijjion übermwiejen. 
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29. November. (Heffen.) Die Zweite Kammer bejchließt 
eine Glückwunſchadreſſe an den Großherzog zur Geburt eines Erb— 
großherzogs (8. November); die Sozialdemofraten jtimmen zu. — 
Der „Borwärt3“ greift fie dafür fcharf an. 

3. Dezember. (Berlin) Eine von der Kolonialabteilung 
berufene Konferenz don Fachmännern und Parlamentariern berät 
über die Prüfung der Rechte und Pflichten der Landgefellichaften. 

4. Dezember. (Württemberg) Minijterpräfident Juſtiz— 
minijter d. Breitling tritt zurüd; Minifterpräfident wird Minifter 
de3 Auswärtigen v. Weizjäder, Juftigminijter Staatsrat v. Schmidlin. 

5. Dezember. (Berlin.) Der franzöfifche und ſpaniſche Bot- 
Ichafter überreichen gleichlautende Noten über das zwijchen Frank— 
reich und Spanien vereinbarte Vorgehen in den maroffanijchen 
Gewäfjern. Staatzjefretär v. Tſchirſchky nimmt fie dankend zur 
Kenntnis. 

5. Dezember. Der Reichstag beipricht zwei Snterpellationen 
der Polen und des Zentrums über den polnifchen Schulftreif in 


Preußen. 
5.13. Dezember. (Reichgtag.) Budgetlommijfion über Süd— 


weitafrifa. Ablehnung des Nachtragsetats. Indiskretion. Bahn 
nach Keetmanshoop. 


Um 7. Dezember behauptet Abg. Erzberger (3.), der Abg. Semler 
(nl.) Habe Gejchäftsfreunde veranlafjen wollen, auf Fernando Po Unter- 
nehmungen zu begründen und dort Konflikte mit der ſpaniſchen Verwaltung 
hervorzurufen, damit die Regierung einfchreiten und die Inſel womöglich 
anneftieren könne. Abg. Semler fann fid an Ddieje Einzelheiten nicht 
erinnern und verjpricht ſpäter Aufflärung. Es wird beichloffen, Still- 
ichmweigen über dieje Frage zu bewahren. Trogdem veröffentlicht die „Köl- 
niſche Volkszeitung” einen ausführlichen Bericht über diefe Kommiſſions— 
figung, andere Zeitungen bringen fürzere Berichte. Die Preſſe fordert 
lebhaft Aufklärung über den angeblihen Putſchverſuch Semlers. — Am 
11. Dezember wird in der Kommiljion der Vertrauensbruch jcharf gerügt, 
aber der Urheber nicht feſtgeſtellt. Abg. Semler weilt die Behauptung 
Erzbergerd als gegenftandslos und jeinen Gewährdmann als unglaubwürdig 
nah. Abg. Paaſche (nl.) tadelt Erzberger jcharf, fi zum Sprachrohr 
ſolchen Klatſches zu machen. 

Abg. Engelen (3.) beantragt, ſoviel Truppen aus Südweſtafrika 
zurüdzuziehen, daß am 1. April 1907 nur noch 2500 Mann im Schug- 
gebiete jtänden. Dieje Truppenmacht würde mit den in ihrer Widerſtands— 
fraft gebrochenen Feinden fertig werden. Kolonialdireltor Dernburg er- 
Härt die Feitlegung auf 2500 Mann für unmöglich; die Mindeftitärfe jei 
bis 1. April 8000 Mann, nad) Fertigftellung der Bahn 7000. Abg. Spahn 
(3.): Es müfje endlich einmal Ernſt gemacht werden. Die Aufwendungen 
für die Kolonien müßten doch im Verhältnis zum Werte der Kolonien 
ftehen; in dieſem alle träfe dies jedoch ganz und gar nicht zu. Zum 
Kleinfriege gehöre eine fehr bewegliche, gute Truppe, nicht eine große 
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Truppenmafje, die nicht zu ernähren jei. Uebrigens werde die Löjung ber 
Frage an der Forderung einiger weiterer hundert Mann nicht jcheitern. 

Hierauf wird der Antrag Engelen abgelehnt, ebenjo die Regierungs- 
vorlage und eine vermittelnde Rejolution EidHoff (fr. Vg.), die eine all- 
mähliche Erjegung von Truppen durd; Zandespolizei empfiehlt. 

Am 12. und 13. Dezember wird über den Weiterbau der Bahn 
LüderitzbuchtKubub nad Keetmanshoop diskutiert. 8,9 Millionen Mart 
werden als erjte Rate gefordert. Mehrere Sacdjverftändige, darunter ein 
Farmer Schlettwein, jchildern die wirtjchaftlihen Ausfichten der Kolonie 
günftig; er jelbft habe jein Vermögen binnen fünf Jahren von 35000 Mark 
auf 144000 Mark vermehrt. Kolonialdireltor Dernburg: Im Caprivi— 
zipfel jeien Diamanten gefunden worden; er habe das Gebiet jofort jperren 
lafien, um der Regierung die Ausbeute vorzubehalten. Abg. Spahn (3.): 
Es jei bewiejen, daß der Wert der Kolonie Höher zu bemefjen jei, als 
ec angenommen worden jei. — Die Forderung wird bewilligt (13. De- 
zember). 


7. Dezember. Der Reichstag genehmigt nach furzer Be— 
ratung den Gejegentwurf über Ausführung der Generalafte der 
Algeciraskonferenz. 


11. Dezember. Der Reichsetat wird veröffentlicht. Steuerpläne. 


Der Etatvoranſchlag für 1907 balanciert mit 2565073427 Mark. 
In der beigegebenen Denkichrift Heißt e3, die Matrifularbeiträge überftiegen 
die zu ihrer Dedung dienenden Ueberweifungen um 57049841 Mark. Die 
Beträge der gefamten ungededten Matrikularbeiträge jeien jo erheblich, 
daß jich die verbündeten Regierungen eine entſprechende Entlaftung durch 
eine nachträgliche Ergänzung der jüngft verabjchiedeten Steuergejege vor— 
behalten müfjen. 


11.12. Dezember. (Reichdtag.) In der Beantwortung einer 
Interpellation der Freifinnigen über die Fleiſchteuerung lehnt die 
Regierung die Öffnung der Grenzen ab, verjpricht aber andere Er- 
leichterungen. 


13. Dezember. (Reichdtag.) Zweite Beratung und Ableh- 
nung des Nachtragsetats für Südweltafrifa. — Roeren und Dern- 
burg über die Nebenregierung. Auflöjung. 


Die Budgetlommiffion beantragt Ablehnung des Nachtragsetats. 
Abg. Graf Hompeſch (8.) beantragt, bis zum 31. März die Vorbereitungen 
zu treffen, die Gefamtftärfe der Schußtruppe auf 2500 Mann zu vermindern 
und ftatt 29 Millionen nur 20288000 Mark zu bewilligen. 

Reichskanzler Fürft v. Bülow: Meine Herren, die Ihrer Beichluß- 
fafjung heute unterbreitete Vorlage der verbündeten Regierungen ift vor 
ihrer Einbringung der Gegenftand jorgjamer Prüfung aller beteiligten 
Stellen gewejen. Sie geht davon aus, nur das Unerläßliche zu fordern. 
Es wird nur diejenige Truppenftärfe gefordert, die für die Niederwerfung 
des Aufftandes und die Beruhigung unjerer Kolonie unerläßlich ift. Wir 
werden die Truppen in Südweftatrifn bi3 zum April fünftigen Jahres 
auf rund 8000 Mann vermindern, je nach dem Fortichritt der Operationen 
und der Berbefferung der Etappen, im Laufe des nächiten Etatöjahres 
weitere Ermäßigungen eintreten lafjen und nad) Beendigung der Opera- 
tionen nur die notwendigfte Bejagungstruppe zurüdbehalten. Ihre Kom- 
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mifjion ift zu einem pofitiven Nejultat nicht gelangt, fie Hat vielmehr alle 
Anträge und die NRegierungsvorlage abgelehnt. Der VBorichlag, uns jchon 
jegt für das Etatsjahr 1907 auf eine beftimmte, gegenüber der jegigen 
wejentlic; verminderte Truppenanzahl feitzulegen, iſt für die verbündeten 
Regierungen unannehmbar. (Beifall rechts.) Meine Herren, es it Ihrer 
Kommiffion von jachverftändiger militäriicher Seite dargelegt worden, daß 
die verlangte Truppenjtärfe wirklich notwendig und daß eine Berminderung 
tatfächlih unmöglich ift, weil dadurd die Durchführung der militäriichen 
Operationen verhindert werden würde Ein Einjtellen der militärischen 
Aktion vor völliger Niederwerfung des Aufftandes würde aber die ſchwer— 
wiegendjten Folgen nach ich ziehen. Dieje Folgen würden nicht nur be— 
jtehen in dem Verluſte des Südens unſeres Schußgebietes, wir würden 
auch die Mitte und den Norden ſchwer gefährden. (BZuftimmung redts.) 
Wir würden, das jagen alle Kenner der Verhältniffe, binnen kurzer Frift 
neue Aufftände in allen Teilen unſeres Schußgebietes zu gemwärtigen haben, 
deren Bewältigung uns die doppelten und dreifachen Opfer koſten würde, 
wie mir jie jchon bisher gebradht haben. Solche Aufftände in unjerem 
jüdweftafrifanischen Schußgebiete würden naturgemäß auf unjere anderen 
Kolonien überjpringen, wir würden eine allgemeine Auflehnung gegen die 
weiße Herrichaft erleben (Zuftimmung rechts). Die geringe Anzahl un- 
jerer Schußtruppen würde einer jolchen Bewegung nicht gewachſen jein, 
wir ftänden dann vor der Frage, ob wir unjere Kolonien mit unverhältnis- 
mäßigen Opfern und Koften wiedererobern oder für immer verlieren wollen. 
(Zuftimmung recdht3.) Nicht nur die militärifchen Autoritäten, fondern alle 
Sadjverjtändigen ftimmen darin überein, daß e3 fih um eine legte An— 
ftrengung handelt, um unjeren Kolonien dauernd Ruhe und Sicherheit 
wiederzugeben. Wenn wir vor diejem legten Opfer zurüdicheuten, jo würden 
wir und nach meiner Anficht einer jchweren Unterlafjung, einer nationalen 
Verjündigung RN maden. (Beifall recht3.) Ich kann nicht annehmen, 
meine Herren, daß dieſes Hohe Haus einen folhen in finanzieller und 
militärijcher, in politifcher und nationaler Hinficht gleich bedauerlichen und 
bedenklihen Entichluß fallen wird. Sollte ich mid) Hierin täujchen, fo 
würde ich al3 verantwortlicher Leiter der Reichsgeſchäfte nicht in der Lage 
jein, vor dem deutjchen Volk und der Geichichte eine ſolche Kapitulation 
zu unterjchreiben. (Beifall und Zuftimmung von verjchiedenen Seiten.) 
Abg. Schmidt (fr. Bp.): Seine Partei Halte die Feſtſetzung einer 
Mindeftzahl für unmöglid und bringe deshalb den Antrag Ablaß ein: 
Der Reichstag wolle beichliefen: dem Dispofitiv des Kap. 2 Tit. 1 der 
Ausgabe hinzuzufügen: mit der Maßgabe, daß die Heimjendung von wei- 
teren 4000 Mann im Laufe des Rechnungsjahres erfolgen joll und bis 
zum Ablauf des Nechnungsjahres die Vorbereitungen zu einer erheblichen 
weiteren Verminderung der Gejamtitärfe der Schußtruppe, entjprechend 
der fortichreitenden Beruhigung des Schußgebietes, getroffen werden. Ab 
Noeren ($.) rügt, daß der Kolonialdireftor auf die von ihm vorgebrachten 
Mängel nicht eingegangen jei, und verteidigt jein Verhalten in der Wiftuba- 
frage. Mit den Verhandlungen, die ich mit dem Kolonialamt gepflogen 
habe, fteht e3 jo, daß ich zwar den erjten Schritt getan habe, daß ich aber 
dann perjönlich erfucht worden bin, die Vermittlung mit Wiftuba zu führen. 
Es lag bei uns und bei der Kolonialverwaltung der Wunjc vor, die Bor- 
gänge in Togo nicht öffentlich breit zu treten; jonft bin ich in meinem 
Verhalten lediglich von dem Wunſche geleitet worden, den jehr befähigten 
und tüchtigen jungen Beamten Wiftuba, dem zweifellos jchweres Unrecht 
geichehen ift, zu verteidigen. Wenn nun der Herr Kolonialdireftor hier 
mitgeteilt hat, ich Hätte gelegentlich einer Vernehmung als Zeuge eine 
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Weußerung getan, daß das Zentrum jeine politifchen Entjchliegungen von 
dem Ausgang des Falles Wiftuba abhängig machen würde, jo erkläre ich 
auf das beftinmteite, daß ich eine jolche Aeußerung nicht getan habe. Wie 
joll ich auch dazu fommen, eine jolche Drohung an den einjlußlojen Aſſeſſor 
Brüdner zu richten! Was nun die Form anbetrifft, in der ich die Sache 
hier beſprochen habe, jo erkläre ich, daß ich jchon bei der Lektüre des 
Stenogramms meiner Rede die Empfindung gehabt habe, daß ich in meinen 
Ausdrüden zu weit gegangen fei, und ich habe ohne jede Einwirkung eines 
Dritten den „grünen“ Aſſeſſor geftrihen. Ach nehme auch Hier die erjte 
Gelegenheit wahr, um da3 zu erflären. Mit aller Entjchiedenheit muß 
ich der Behauptung mwiderjprechen, daß ich verfucht Hätte, in ein richter- 
fiches Verfahren einzugreifen. Es handelt fi) bei meiner Vermittlung in 
Saden Wiſtuba nur um ein Disziplinarverfahren. Sc bin vom dama- 
ligen Kolonialdireftor direkt aufgefordert worden, zu vermitteln und habe 
für meine Tätigkeit ein Dankjchreiben des Reichskanzlers erhalten. (Hört, 
hört! im Zentrum.) Wie kann man da von Aufrichtung eines Taudini- 
Ichen Joches, einer unerträglichen Prefjion und einer Nebenregierung meiner- 
jeit3 reden! Das wird fein vernünftig denfender Menjch tun. (Lebhafter 
Beifall im Bentrum.) 

Kolonialdireftor Dernburg: Der Abg. Roeren hat mir vorgeworfen, 
daß ich auf den materiellen Inhalt feiner Rede nicht eingegangen, jondern 
daß ich auf ganz andere und fremde Dinge mich eingelafjen hätte und da- 
durch die Angelegenheit von ihrem Urgrund abgelenft hätte. Ich erinnere 
daran, da der Abg. Roeren feine Behauptungen geftüßt hat auf An- 
fchyuldigungen, die gegen den Beamten Kerfting ausgejprochen waren, und 
die ſich als abjolut unbegründet ergeben haben. Auf folche unbegründeten 
Bemerkungen einzugehen, hatte ich feine Veranlafjung. Herr Roeren hat 
von dem Bezirkäleiter Schmidt behauptet, er ‚hätte mit unerhörter Graufanı- 
feit und unter Beeinfluffung von Zeugen in jchauderhafter Weije in die 
Rechtöpflege eingegriffen. Bon alledem hat aber Herr Roeren gar nichts 
bewiejen. Daß Herr Roeren e3 jagt, ift noch fein Beweis, und was ein 
Schwarzer ausjagt, ift doc) noch nicht Gottes reine Wahrheit. Wir können 
die Eingeborenen nicht behandeln, wie fie es wünſchen, jondern wie e3 
unjerer Ehre und wie ed der Ehre und Würde unjerer Nation zulommt. 
(Zuftimmung rechts.) Schmidt hat einen beweglichen Brief an mic, ge- 
jchrieben, worin er jagt, er Hätte Herrn Roeren, der ihn in unerhörter 
Weije angegriffen, gebeten, alles, was er hier im Haufe gejagt habe, außer- 
halb de3 Haujes zu wiederholen. Das hat Herr Noeren nicht getan, ſon— 
"dern fich auf einen Pafjus in dem Stenogramm bezogen. Es jteht in dem 
Stenogramm: „Nachdem Herr Schmidt ausgejchieden ift, kann fein Dis- 
ziplinarverfahren mehr gegen ihn abgehalten werden.“ Damit fällt diejer 
Fall ſchon weg. Es ift auch die Angelegenheit des Aſſeſſors Die hier 
behandelt worden. Herr Dieg ift jchlecht behandelt worden, und feine 
Mutter hat mid) darum gebeten, ihn zu rehabilitieren. ch erfläre bier: 
Afjefjor Dieg mar ein außerordentlich tüchtiger, braver und wackerer Be- 
amter, der im Dienft ſeines Vaterlandes und feines Kaijerd in Togo ge— 
ftorben it. (Beifall rechts.) Was die Miſſion anbetrifft, jo ift die von 

Roeren vorgebrachte Gejchichte ſchon fieben Jahre alt. Es Handelt 
ſich dabei überhaupt nur um Dienſtbotengeſchwätz; es find fünf Geſchichten 
von Köchen, die in dem Falle Kerfting paſſiert find. (Heiterkeit) Wenn 
das weitere Material ebenjo ift, jo fünnen ja ſehr hübſche Gejchichten zu— 
tage fommen. In der Norddeutichen Allgemeinen Zeitung find jämtliche 
Schriftſtücke abgedrudt, die der Abg. Roeren nur jehr unvollfommen ver- 
lefen hat. In der Norddeutichen Allgemeinen Zeitung wird erklärt, daß 
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nach einer jehr gründlichen Unterfuchung des Falles ſich ergeben habe, daß 
Herr Roeren im Falle Wiftuba verjucht habe, mit einer parlamentarijchen 
Aktion und politiihen Konjequenzen in ein Disziplinarverfahren einzu- 
greifen. (Große und fortdauernde Unruhe im Zentrum.) Hier haben Sie 
dad ganze Material. Es ift jchade, daß nicht Abjchriften von den Briefen 
vorliegen, die Herr Roeren gejchrieben hat. Herr Roeren hat bloß Die 
Briefe verlefen, die ihm Kolonialdireftor Stübel und der Reichskanzler 
gejchrieben haben. Yc möchte aber hinweijen auf einen Brief des Herrn 
Noeren vom 11. Februar 1906, worin Herr Roeren Wiftuba für jech3 bis 
jfieben höhere Stellen empfiehlt. E3 würde mid) nicht wundern, wenn 
auch der Poften des Botichafters in Petersburg fi) darunter befunden 
hätte. (Große Heiterkeit, große Unruhe im Zentrum.) ch glaube, wir 
haben hier Wichtigeres zu tun, als Bejchuldigungen und Entſchuldigungen 
entgegenzunehmen. Niemand kann hinwegdisputieren, daß der Regierung das 
faudinifhe Joch zugemutet worden ift. (Fortgejegte Unruhe im Zentrum.) 
Der Abg. Roeren hat das gar nicht geleugnet, er hat auch die Sache mit 
dem Aſſeſſor Brückner nicht geleugnet, er hat überhaupt nicht3 geleugnet, ſon— 
dern entjchuldigt. (Beifall rechts, Widerjpruch im Zentrum.) Ich habe mich 
in diefer Angelegenheit des Abg. Roeren und in bezug auf jeine Tätigkeit zur 
Kolonialabteilung gemwehrt, nicht deshalb, weil ich die frühere Tätigkeit des 
Herrn Stübel ala jehr unangenehm empfunden hätte, jondern weil der Abg. 
Roeren auch verfucht Hat, jich in meine Amtstätigfeit Hineinzumifchen. Nach 
einem mir im legten Moment zugegangenen Briefe eines Paters in Togo hat 
der Abg. Roeren verjucht, in adminiftrative Angelegenheiten im Falle Kerfting 
einzugreifen. (Hört, Hört!) Herr Roeren jagte hier, er hätte die Sache 
vorgebracht, weil dieje Mikftände fortdauerten. Domfapitular Hespers hat 
aber gejchrieben, gegenwärtig beftünde nach überjeeiichen Berichten das beite 
Einvernehmen zwiſchen Verwaltung und Miffionen. Diejer Brief ift vom 
20. November, Herr Roeren, und vom Domlapitular Hesperd, wen joll 
ih denn nun glauben? (Stürmifche Heiterkeit.) Ich kann Hier nur meine 
Deklaration wiederholen: Es ift ganz gleichgültig, ob die Einmiſchung von 
Herrn Roeren oder von einem anderen Mitgliede jeiner Partei oder von 
einer zweiten oder dritten Partei fommt, ich werde mich dagegen wehren 
und die Flucht in die Deffentlichfeit antreten, da8 eine wie das andere Mal, 
wie e3 bisher gewejen ift und fehr gut gemwejen ift. (Lebhafter Beifall.) — 
Was den freifinnigen Antrag betreffe, jo feien von den 4000 Mann, deren 
Zurüdziehung gewünſcht werde, bereit3 über die Hälfte zurüdgezogen, der 
Neft kehre vermutlich im März heim. 

Abg. Schmidt (fr. Vp.) ändert den Antrag Ablaß deshalb formell ' 
ab. — Abg. Ledebour (S02.): Es handelt ſich darum, ob der Reichstag 
vor den hohen Militär fapitulieren oder nach eigener Prüfung entjcheiden 
jol. Der Reichsſtag muß die Regierung durch Verweigerung der Mittel 
zur Beendigung des Krieges zwingen. Abg. v. Rihthofen (konf.): Seine 
Bartei freue ſich über die Ausjchliegung jeder parlamentarifchen Neben- 
regierung. Der Aufftand müſſe unbedingt unterdrücdt werden; eine Ver— 
rn. der Truppen ſei wünſchenswert, aber der Antrag Ablaß jei zu 
unflar. Kolonialdireftor Dernburg: Die verbündeten Regierungen find 
gern bereit, fall3 die Regierungsvorlage, auf die fie in erfter Linie Halten, 
nicht zuftande fommt, ein gewiſſes Entgegenfommen zu beweifen. Wenn 
wir ohnehin 4000 Mann zurüdbefördern wollen und zum größten Teil 
ion zurücdbefördert haben, jo hat es feinen Zweck, dies in das Geſetz 
hineinzufchreiben. Immerhin ftehen aber die verbündeten Regierungen dem 
Antrag Abla und Genofjen injofern freundlich gegenüber, daß fie im Falle 
der Ablehnung der Regierungsvorlage entjprechend den vom Abg. Freiherrn 
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v. Rihthofen gewünschten Erklärungen diefen Antrag dahin interpretieren, 
daß die Einjegung der einjchränfenden Bedingung in das Dispofitiv irgend 
einen Eingriff in die Kommandogewalt nicht bedeutet und dat im Not- 
falle, falls die Verhältniffe es erheiichen, falls die vis major eintreten 
jollte, au, eine größere Truppenmadt im Schußgebiet zurücdbehalten werden 
ſoll. Ich glaube, daß darüber auch bei den Herren der Linken, die den 
Antrag geftellt haben, fein Zweifel bejteht. Abg. Schrader (fr. Vg.): Bei 
den unberechenbaren Berhältniffen halte feine Fraktion den Bentrums- 
antrag für unannehmbar und werde für den Antrag Ablaß ftimmen. 
Abg. Spahn (3.): Der Antrag Hompeſch verjfagt feinen Mann und feinen 
Groſchen. Wir wünfchen nur, daß, wenn das Kreditgeſetz fommt, die ganze 
Summe der Etatüberjchreitung für 1906 feftgeftellt wird und fich der Reichs— 
tag dann darüber ſchlüſſig madt. Würden wir jet die 29 Millionen voll 
bemwilligen, jo würden wir das Bild verjchleiern. (Sehr wahr! Links.) 
Unjer Antrag beſchränkt in feiner Weife die Kommandogewalt. Bor dem 
1. April wird fein Mann mehr zurüdgezogen, wie die, welche die Re- 
gierung freiwillig zurüdzieht. Der Generalitab hat erklärt, daß in aller- 
nächfter Zeit die Entjcheidung in Südmeftafrifa fallen wird. Wie kann 
da unjer Antrag eine nationale Verjündigung fein, der erft nach acht bis 
neun Monaten Folgen haben wird? (Sehr gut! im Zentrum.) Oberſt— 
leutnant Quade: Militäriihe Rückſichten machten die Verminderung der 
Truppen auf 2500 Mann unmöglih; Hierdurch würde man den Kampf 
aufgeben und den Gegner materiell und moralijch ftärfen, während jet 
auf baldige endgültige Erfolge zu hoffen jei. 

Reichskanzler Fürſt Bülow: Ich Halte mich für verpflichtet, Sie 
nochmal3 in leßter Stunde auf die jchwere Verantwortung Hinzumeifen, 
welche Sie durch Ihre bevorftehenden Beichlüffe auf fich nehmen. E83 han- 
delt jich hier nicht um die Frage, ob für unjere Kolonien einige Millionen 
mehr oder weniger bewilligt werden ſollen. Es handelt fich, wie Ihnen 
der Herr Vertreter des Generalſtabs joeben überzeugend dargelegt hat, um 
die Trage, ob wir unjere Kolonie behaupten wollen oder nicht. Es han- 
delt fi, mie ich als verantwortlicher Leiter der Reichsgeſchäfte Hinzufüge, 
um die Frage, ob wir unfer Anjehen in der Welt, ob wir unjere Waffen- 
ehre (lebhafter Widerjpruch bei den Sozialdemokraten, Iebhaftes Bravo 
rechts) — ich wiederhole gegenüber ihrem Widerſpruch, es handelt fich, 
wie ich als verantwortlicher Leiter der Reichsgeichäfte hinzufüge, um die 
Frage, ob wir unjere Waffenehre, ob wir unſere Stellung in der Welt, 
ob wir unjer Anjehen gefährden wollen, um eine verhältnismäßig gering- 
fügige Summe zu erjparen, am Ende eines Feldzuges, der uns Hunderte 
von Millionen gefoftet hat. (Bravo recht3.) Wollen wir in einer Stunde 
de3 Kleinmuts die Früchte jahrelanger, tapferer Anftrengungen gefährden? 
Sollen die Opfer, die jchweren Opfer an Gut und Blut, die wir für un 
jere Kolonien gebracht haben, den Kolonien und dem Baterlande zum Segen 
gereichen, oder follen fie umjonft gebracht fein? Eine Regierung kann —* 
nicht von Parteien und Parlament vorſchreiben laſſen, wieviel Truppen 
ſie für kriegeriſche Operationen braucht. (Widerſpruch links. Sehr richtig! 
rechts.) Wohin, meine Herren, ſoll es führen, wenn ſich bei uns die Ge— 
wohnheit einbürgerte, militäriſche Maßnahmen im Kriegszuſtande, deren 
richtige Durchführung entſcheidend iſt für Leben und Geſundheit unſerer 
Truppen, für unſere Waffenehre, von denen unter Umſtänden Wohl und 
Wehe und Zukunft des ganzen Landes abhängt, von Fraktionsbeſchlüſſen 
oder Parteirückſichten abhängig zu machen. (Lebhaftes Bravo rechts.) Meine 
Herren! Da draußen ſtehen unſere Soldaten, das ſind Deutſche, die haben 
gekämpft, die haben Anſtrengungen erduldet, die ſind im Begriff, den letzten 
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Widerftand, die legten Nefte ded Gegners niederzuringen. Sollen jie nun 
etwa zurüd, weil die Regierung aus Kleinmut, weil eine kleinmütige Re— 
gierung aus Scheu vor parlamentarifchen oder Parteirüdjichten ihren Helden- 
mut vor dem Feinde im Stich läßt? (Lebhaftes Bravo rechts.) Meine 
Herren! Was haben andere Völker für Kolonialkriege geführt, Engländer, 
Sranzojen, Holländer, und haben nicht mit der Wimper gezudt. Soll ſich 
das deutſche Volk Heiner zeiger, fol das deutſche Volk Feiner daſtehen als 
andere Bölfer? Das ift die Frage, auf welche die verbündeten Regierungen 
eine Antwort wünjchen, eine Antwort fordern, Hipp und Har. (Sehr wahr! 
recht3.) Wir können bedauern, meine Herren, daß der Aufftand aus- 
gebrochen ift, daß er uns jo viel Menjchenleben, da er uns jo große 
Summen gefojtet hat, wir können das bedauern, aber zurüd fönnen mir 
nicht, wir müfjen durchhalten! Meine Herren! Man hat mir dad Wort 
in den Mund gelegt: „nur feine inneren Kriſen“. Ich habe das alberne 
Wort dementieren lajjen, e3 fehrt immer wieder zurüd. In Wirklichkeit 
habe ich natürlich nie etwas derartiges gejagt. (Hört, hört! rechts.) Es 
gibt Situationen, wo ein Zurüdjchreden vor Krijen ein Mangel an Mut, 
ein Mangel an Pflichtgefühl wäre. (Lebhaftes Bravo rechts und bei den 
Nationalliberalen.) Wenn Sie wollen, haben Sie die Kriſis! (Bravo 
recht.) Parteien können Forderungen annehmen oder ablehnen, denn fie 
tragen feine Berantwortung (Oho!), fie tragen feine Verantwortung! Die 
Regierung darf fih nicht vor Wünjchen und Anterefjen einzelner Parteien 
beugen, wenn ihre höchſte Aufgabe, die nationale, in Frage fteht. (Bravo 
rechts.) Man hat mir ferner vor einigen Minuten das Gerücht zugetragen, 
in diejer Frage jchöbe ich nicht, jondern ich würde gejchoben. Ach gäbe 
nur Direktiven der oberjten Stelle nad, der jüdafrifaniiche Guerillafrieg 
jei eine Art militariftiicher Sport. Meine Herren, das ijt eine dreifte 
Unmwahrheit! Niemand drängt mich, niemand fchiebt mich! Ich brauche 
gar feine Direktiven, um zu erkennen, daß hier nationale Notwendigkeiten 
vorliegen (Lebhafter Beifall rechts), und danach, lediglich danach zu ver- 
fahren. Es Handelt fich nicht im entfernteften um eine Frage de3 inneren 
Regiments, es Handelt fich nicht um Gegenſätze des parlamentarijchen und 
des perjönlichen Willens, es Handelt ji um die vom Reichskanzler nad 
gewifjenhafter Prüfung vertretene Weberzeugung der verbündeten Regie- 
rungen. Es handelt ſich um unjere ganze folonialpolitifche Stellung (Sehr 
richtig recht3 und bei den Nationalliberalen), um mehr als dad, um unjere 
Stellung in der Welt. (Widerjpruch bei den Sozialdemokraten.) Glauben 
Sie, meine Herren, daß jo was feine Rüdwirkfung auf das Ausland Hat? 
(Sehr richtig! rechts.) Was würde es für einen Eindrud machen im 
Innern und nad) außen, wenn die Regierung in einer ſolchen Lage, in 
einer jolhen Frage Fapitulieren und nicht die Kraft in ſich finden jollte, 
ihre nationale Pliht zu erfüllen? (Lebhafter Beifall recht3 und links.) 
Wir merden unjere Pflicht tun im Bertrauen auf das deutſche Bolf. 
(Stürmijcher, anhaltender Beifall, Ziichen bei den Sozialdemofraten.) 

Hierauf folgt die namentliche Abftimmung. Zuerſt wird der An- 
trag Ablaß auf Ergänzung des Dispofitivs zur vollen Forderung Des 
Nachtragsetat3 mit 175 gegen 171 Stimmen abgelehnt. Hierauf wird über 
die unveränderte Vorlage ebenfall3 namentlich abgeftimmt. Das Ergebnis 
ift die Ablehnung der Negierungsvorlage mit 177 gegen 168 Stimmen. 
— Der Präfident erteilt dem Reichskanzler das Wort: 

Reichskanzler Fürft v. Bülow: Sch habe dem Reichstag eine Kaijer- 
liche Verordnung mitzuteilen. (Stürmifcher Beifall rechts, bei den National» 
liberalen und Sozialdemofraten, Händeflatjchen links und auf fämtlichen 
überfüllten Tribünen. Der Präſident fordert mit erregter Stimme die 
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äußerfte Linke auf, nicht mit den Händen zu Hatichen, worauf ihm von 
allen Geiten im Saale zugerufen wird: Die Tribünen!) Die Kaiferliche 
Berordnung lautet: „Wir, Wilhelm von Gotte8 Gnaden, Deuticher Kaijer, 
König von Preußen u. ſ. w, verordnen auf Grund des nach Artikel 24 
der Verfaſſung vom Bundesrat unter unferer Zuftimmung gefaßten Be- 
ichluffes im Namen des Reichs, was folgt: Der NReichdtag wird hierdurd) 
aufgelöft. (Stürmiſcher Beifall auf verjchiedenen Seiten des Saales und 
wiederholtes Händellatihen auch auf den Tribünen.) eg unter 
unferer Höchfteigenhändigen Unterjchrift und beigedrudtem Kaijerlichen 
Infiegel. Gegeben, Büdeburg, den 13. Dezember 1906. Wilhelm. 993. 
v. Bülow.” Auf Grund diejer Kaijerlihen Verordnung erkläre ih im 
Namen der verbündeten Regierungen auf Befehl Sr. Majeftät des Kaiſers 
die Sigungen des Reichstages für geſchloſſen. (Wiederholter ftürmijcher 
Beifall im Saale und auf den Tribünen.) 

Präfident Graf Balleftrem: Wir aber, meine Herren, trennen 
und (Große Unruhe lints; die Sozialdemokraten drängen aus dem Gaale) 
wie immer mit dem Rufe der Treue, Liebe und un Se. Majeftät 
der Deutiche Kaifer, König Wilhelm II. von Preußen, er lebe hoch! (Die 
Mitglieder des Reichstags und des Bundesrat3 und die auf den Tribünen 
anmwejenden Zuhörer ftimmen begeiftert dreimal in den Hochruf ein.) 

Für den Antrag Ablaß ftimmten 18 Mitglieder der FFreifinnigen 
Volkspartei, 3 Mitglieder der Deutjchen Volkspartei, 9 Mitglieder der Frei- 
finnigen Bereinigung, 49 Nationalliberale, 19 Freifonfervative, 50 Kon- 
jervative, 18 Antifemiten und Mitglieder der Wirtjchaftlichen Bereinigung, 
jowie der Däne Hanfjen und aus dem Zentrum die 4 Abgeordneten Graf 
Balleftrem, Humann, Savigny und v. Strombed. Gegen den freifinnigen 
Antrag ftimmen 82 Bentrumsabgeordnete und Welfen, 75 Sozialdemofraten, 
13 Polen, 4 Eljäffer und das Mitglied der Wirtjchaftlichen Vereinigung 
Bachmeier. Bei der Abftimmung über die Regierungsvorlage gingen die 
beiden Zentrumsabgeordneten Humann und v. Savigny zu dem Gros der 
eigenen Partei über, während der Bentrumsabgeordnete dv. Strombed ſich 
der Stimme enthielt. Der Präfident Graf Balleftrem jtimmte für die Re- 
gierungsvorlage. Im übrigen blieb die Parteigruppierung die gleiche. Bon 
den Parteien, welche für den freifinnigen Antrag und die Regierungs- 
vorlage ftimmten, fehlten 16, von den Gegnern 33 Mitglieder. 

13. Dezember. Eine Sonderausgabe der „Norddeutjchen All: 
gemeinen Zeitung“ veröffentlicht folgende Kundgebung: 

„Der Reichstag ift der Auflöfung verfallen, weil feine Mehrheit den 
verbündeten Regierungen die Mittel zur Erfüllung einer nationalen Auf- 
gabe verfagt Hat. Durch Ablehnung der für die Zukunft Südweſtafrikas 
unerläßlichen Forderungen ift Deutjchlands Stellung in der Welt empfind- 
lich getroffen. Sache des deutichen Volkes ift ed, darauf Antwort zu geben! 
Schwer genug wiegt jchon, was im nationalen Beligftand Südmeltafrifa 
durch fich jelbft bedeutet, was e3 uns geworden ift, durch das Blut er- 
mordeter Männer und Frauen, durch ſchwere Hingebungsvolle Kämpfe un- 
jerer Truppen, durd Leiden und Heldentot jo vieler Braven! Und was 
es und nad) dem Urteil aller Kenner des Landes wirtichaftlich noch werden 
kann. In dem Augenblid, wo uns in der Zukunft diejer jo teuer er- 
tämpften Schußgebiete günftigere Sterne aufgehen, die von Sadjverftändigen 
für unentbehrlich erflärten Streitkräfte verringern, heißt unter den gegen- 
wärtigen Umftänden, die faum geficherte Kolonie neuen Gefahren ausjegen, 
und den Mafregeln zur endgültigen fruchtbringenden Aneignung unjeres 
jüdweftafrifaniihen Befißes von vornherein das Rückgrat brechen. Es 
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handelt ſich aber nicht bloß um Südweftafrifa. Wie wir dort durchhalten, 
ob wir mit zäher Opferwilligfeit vorwärts gehen, oder nach faum erreichter 
Bejeitigung der größten Gefahren wieder ermatten, ijt bei der heutigen 
politiſchen Gejamtlage uns jelbjt und unjeren Mitbewerbern im überjeeijchen 
Wettlampfe zum Prüfftein dafür geworden, ob Deutjchland überhaupt der 
Entwidlung aus einem europäiſchen Großftaat zur Weltmacht fähig ift. 
Unter unjeren Augen vollzieht fi) von verjchiedenen Seiten her kraftvolles 
Ausgreifen auf von der Kultur noc nicht erjchlofjenen Gebieten. Wir 
erleben al3 Zeitgenofjen den Aufſchwung des britiichen, amerikaniſchen und 
japanijchen Ymperialismus. Frankreich gründet ohne Zaudern und Knau— 
jern ein riefiged Kolonialreih in Afrika, und Deutichland follte nicht ein- 
mal in energifcher Behauptung und Verwertung des Erworbenen Schritt 
halten dürfen? Für die verbündeten Regierungen und für den Reichs— 
fanzler gab es in diejer Frage fein paftieren. Ehe die Mehrheit des Reichs— 
tage3 den ablehnenden Beichluß faßte, gegen die Minderheit, in der die 
Rechte, die Nationalliberalen und die bürgerliche Linke zuſammen ftanden, 
machte Fürft Bülow noc einmal das Haus auf_ die ſchweren Konjequenzen 
aufmerkjam. Freimütig und feſt erklärte er, daß nicht ein Kampf zwijchen 
parlamentariijhem und perjönlichem Willen geführt werde, jondern eine 
jelbftverftändliche Pflicht den verbündeten Regierungen nur einen einfachen 
und geraden Weg weiſe. Niemand drängt mid! Niemand jchiebt mich! 
und wenn Gie wollen, jo haben Sie die Kriſis! Troß des Ernſtes diejer 
Ausipradhe blieb die aus dem Zentrum und der Sozialdemokratie beftehende 
Mehrheit in diejer, dem deutichen Volke an Herz und Ehre gehenden Sache 
bei ihrer Fleinmütigen Ablehnung. Die Nation hat zu enticheiden, ob fie 
ſich eine jolche Vertretung ihrer Intereſſen und ihres Anjehens gefallen 
lafien wird.“ 

Aehnlihe Kundgebungen veröffentlichen der „Staatsanzeiger für 
ee die „Süddeutfche Reichskorreſpondenz“, die „Karlsruher 

eitung“. 

14. Dezember. Angebliche Enthüllung über die Beziehungen 

zwiſchen dem Kaiſer, dem Papſt und dem Zentrum. 


Die „Nationalzeitung” teilt aus dem nicht veröffentlichten Teile der 
Dentwürdigfeiten de3 Fürjten Chlodwig zu Hohenlohe folgendes Faktum 
mit: „Eine Tagebuchnotiz Hohenlohes ftellt im Zufammenhang mit den 
Aufzeichnungen über die Militärvorlage des Jahres 1893 feſt, daf 5 
Leo XIII. vom Kaiſer Wilhelm ein Geldgeſchenk in der Höhe von 500000 
Franes wünſchte. Fürſt Hohenlohe ſei um ſeine Anſicht gefragt worden 
und habe ſich damit einverſtanden erklärt, daß das Geldgeſchenk gewährt 
werde, habe indeſſen geraten, dem Papſt das Geldgeſchenk erſt zu geben, 
nachdem die Militärvorlage angenommen ſei, es aber ſofort in Ausſicht 
zu ſtellen. Vorläufig ſolle General v. Los dem Papſte einen Edelſtein 
überreichen.“ 

Dieſe Notiz wird in der Preſſe lebhaft beſprochen, aber niemand 
vermag anzugeben, ob ſie auf Wahrheit beruht. Die „Germania“ be— 
hauptet, daß die Regierung 1893 verſucht habe, durch den Papſt auf das 
Zentrum einzuwirken, das Zentrum habe aber ſeine Selbſtändigkeit wie 
1887 gewahrt. Die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung” ſtellt feſt, daß bei 
Durchſicht des amtlichen Perjonals und bei Befragung maßgebender Per— 
jönlichkeiten „sich nicht der geringite Anhaltspunft dafür Hat auffinden 
lafien, daß dem Papſt Leo XII. unter den angegebenen Umſtänden von 
Deutjchland eine Geldjumme angeboten oder zugewendet worden ift. Auch 
über die angebliche Aeußerung eines dahingehenden päpftlichen Wunjches 


Das Ventſche Bei und feine einzelnen Glieder. (Dezember) 227 


hat nichts feitgeftellt werden können. Richtig ift, daß beim Jubiläum des 
verftorbenen Papſtes nad) der allgemein und auch von anderen Höfen und 
Regierungen beobachteten Sitte ein Jubiläumsgeſchenk gemacht worden ift, 
das in einem künſtleriſch ausgeführten Schmudjtüd beſtand.“ 


Dezember. Wahlaufrufe. 


Der Aufruf der fonjervativen Partei: Der Reichstag ift aufgelöft, 
weil er der Regierung nicht die Truppen und Mittel bemwilligte, die eine 
energifche und völlige Unterdrüdung des Aufftandes in Deutſch-Südweſt— 
afrifa erfordert. Zum erften Male ift die Neichdtagsauflöfung aljo auch 
aus Gründen erfolgt, die in das Gebiet der auswärtigen Politik, der 
Wahrung unjerer gewaltig gemwachjenen überjeeifchen Intereſſen gehören. 
Mit gerechter Entrüftung hat der Reichskanzler vor der entjcheidenden Ab— 
ftimmung der Oppofition zugerufen: „Soll fi das deutjche Volk Heiner 
zeigen, joll das deutſche Volk kleiner dajtehen ala andere Völker?" Das 
iſt die Frage, auf die das deutjche Volk ſelbſt am 25. Januar Antwort 
geben joll. Denn das Deutiche Reich, das noch vor drei Jahrzehnten fait 
allein auf jeine Großmadhtitelung in Europa angewiejen war, hat heute 
Rückſicht zu nehmen nicht nur auf jeinen Kolonialbejig, jondern auch auf 
jeine nad) Milliarden zu jchägenden überjeeiichen Intereſſen. Wir Kon- 
jervativen aber können und werden die Neichsregierung nicht im Stiche 
lafjen in ihrer Aufgabe, des Vaterlandes Ehre, Macht und nationale Würde 
u wahren und durchzuſetzen, jei es zum Schutze des Deutjchen Reiches 
* ſei es zu dem ſeiner teuer erkauften, mit dem Blute zahlreicher 
Söhne unſeres Landes tapfer verteidigten Kolonien. Denn deren wirt— 
ſchaftliche Erſchließung und Beſiedelung iſt nur unter dieſer Vorbedingung 
erreihbar. Nur dann können wir von einer, den Verhältniſſen jener 
Länder angepaßten, zielbewußten und geordneten Verwaltung erwarten 
und hoffen, daß fie, unseren finanziellen Mitteln Rechnung tragend, Die 
Entwidlung unjerer Kolonien zum Nuten des deutjchen Mutterlandes im 
Rahmen der verfafjungsmäßigen Berantwortlichfeit der Negierung mwahr- 
nimmt und fördert. Wir lehnen unzuläſſige Eingriffe in dieſe Verant- 
wortlichfeit, insbejondere in die Kriegführung und die Kommandogemalt 
über die bewaffnete Macht ab und dulden eine Nebenregierung dabei nicht, 
von welcher Seite oder parlamentarijchen ‘Partei dies verjucht werden möge. 
Wir wünſchen eine Fraftvolle Regierung und eine zielbewußte, klare Politik 
im Innern wie nad) außen. Wir wählen aljo in den Reichstag auch nur 
jolche Männer, die treu bleiben unjerer nationalen Aufgabe der Erhaltung 
einer ftarfen militärischen Macht zu Lande und zu Waffer, um uns den 
Frieden gegen jeden Gegner zu jchügen und zu erhalten. Nur jolche 
Männer, die entjchloffen find, auch weiter die Förderung jeder ehrlichen 
Arbeit im Lande, insbejondere die Intereſſen der Zandwirtichaft, des Hand- 
werf3, des gejamten Mittelftandes unter Schonung ihrer finanziellen Kräfte 
hoch zu Halten und eine Steuer- und Handelspolitif zu fordern, die dem 
Rechnung träge. Wir unterftügen auch fernerhin eine gejunde Gozial- 
politif im Sinne der kaiſerlichen Botſchaft Wilhelms I., verlangen aber 
ihre einfachere, billigere und befjere Ausgeftaltung unter größerer Berüd- 
ſichtigung der Intereſſen des Mittelftandes und unter Erhaltung der Lebens— 
fähigfeit und des Gedeihens nicht bloß der Arbeiter, fondern auch der 
Arbeitgeber. Im Kampfe für unjere, durch die Sozialdemofratie ſchwer 
bedrohten nationalen Güter und Ideale, ſowie der jozialen und ftaatlichen 
Autoritäten erwarten wir von der Reichsgewalt energifche und wirkſame 
Mapregeln, die mehr als bisher jenen vaterlandslofen, mit der chriftlichen 
Rultur des Deutſchen Reiches in Widerjpruch ftehenden Beftrebungen ent- 
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gegenwirfen. Auf aljo zum Wahllampf für Deutichlands Ehre, Kraft und 
Anjehen gegen alle feine Gegner. Berlin, den 18. Dezember 1906. Der 
Borftand der Deutſchen fonjervativen Partei. 

Aufruf des Zentrums: Der Reichstag ift aufgelöft, weil die Reichs- 
tagamehrheit eine Mehrforderung der verbündeten Regierungen für Die 
militärijhe Erpedition im ſüdweſtafrikaniſchen Schußgebiete im Betrage 
von 8900000 Mark abgelehnt hat. Die Zentrumsfraktion hat fich zu Diejer 
Ablehnung entichloffen, weil fie nad) eingehender Prüfung der Sachlage 
zu der UWeberzeugung gelangt war, daß die Niederfämpfung des Testen 
Neftes des Eingeborenenaufftandes mit einem mejentlich geringeren Auf- 
wand möglich wäre, wenn ſich die Kolonialverwaltung entichließen wollte, 
die überaus Eoftjpielige, einen Aufwand von 10000 Mark pro Kopf jährlich 
erfordernde Schugtruppe von allen Aufgaben —— und kultureller 
Art zu entlaſten und demgemäß ihre Zahl und Koſten dauernd zu ver— 
mindern. Ein dahin zielender Antrag der Fraktion iſt von den Vertretern 
der Kolonialverwaltung einer Prüfung nicht gewürdigt worden. Unſere 
Fraktion tritt für eine ſparſame und maßvolle, den finanziellen Kräften 
des deutſchen Volkes entſprechende Kolonialpolitik ein. Bereits Hat der 
Aufſtand in Südweſtafrika außerordentliche Aufwendungen von nahezu 
400 Millionen Mark erfordert. Noch am Bormittag des Auflöfungstages 
haben die Mitglieder der Fraktion in der Budgetlommifjion die Forderung 
für die Fortjegung der Eifenbahn Aus —Keetmanshoop bewilligt; das be- 
weift jchlagend, daß wir die Mittel zur wirtichaftlihen Entwidelung und 
zur Sicherung des Schußgebietes zu gewähren bereit waren. Uebrigens 
Ihügt uns die ganze biöherige Haltung der Fraktion in den Fragen der 
Heered- und Flottengejege, der Zolltarife und der Finanzreform vor der 
Verdächtigung, daß wir nicht immer bereit jeien, für des Vaterlandes Ehre 
und Wohl einzutreten. Die Entſcheidung über die Bewilligung der Aus— 
gaben des Reiches fteht dem Reich3tage in eigener Verantwortung zu, wie 
es die Verfafjung gemwährleiftet. Die Aeußerung des Reichskanzlers, Die 
Parteien des Reichdtages trügen feine Verantwortung, fie könnten For— 
derungen annehmen oder ablehnen, befundet eine Auffafjung, die, dem 
fürjtlihen Abjolutismus vergangener Jahrhunderten angehörend, von dem 
Beamten eines modernen, Eonjtitutionellen Staatsweſens nicht vertreten 
werden jollte. Die Auflöjung des Neichstages ift nach unferer Ueber— 
zeugung ein Angriff auf deſſen Stellung als jelbftändigen, in eigener Ber- 
antwortung handelnden gleichberechtigten Faktors der Geſetzgebung. Nicht 
die Kommandogemwalt des Kaiſers, jondern das Budgetrecht des Reichs— 
tage3 bildet den Gegenjtand des GStreited. Jeder von und hat die Pflicht, 
für die verfaffungsmäßigen Rechte der Volfsvertretung einzuftehen; ſeien 
wir des am Tage der Wahl eingedenf! Geien wir und auch bewußt, daß 
bei einer anders gebildeten Mehrheit des Reichdtages die Garantie entfällt, 
daß bei der Bewilligung der bereit3 angekündigten neuen Steuern, die 
von uns immer fejtgehaltene Schonung der minderbemittelten Klaffen auf- 
recht erhalten wird. Nach mie vor ftehen wir auf dem Boden unjeres 
Bahlprogrammes vom Jahre 1903. Das verfafjungsmäßige Wahlrecht 
werden wir unentmwegt hochhalten. Mögen unjere Wähler alle Kraft daran 
jegen, daß das Zentrum ungeſchwächt in den Neichdtag zurüdfehrt. Mit 
Gott für Wahrheit, Freiheit und Recht! Berlin, den 15. Dezember 1906. 
Der Borftand der Zentrumsfraktion im Deutichen Reichstag. 

Aufruf der freifinnigen Volkspartei: Auf zun Kampf! Der Neichd- 
tag ift aufgelöft. In wenigen Wochen erfolgt die Neuwahl. Das frei- 
finnige Bürgertum in Stadt und Land hat die Pflicht, im bevorftehenden 
Wahlkampf alle Kraft einzujegen, um dem entjchiedenen Liberalismus in 
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Deutihland die ihm gebührende Stellung im Staatsleben zu erringen. 
Wir fordern alle Organifationen der Freifinnigen Volkspartei auf, un— 
gejäumt zur Wahlarbeit zu jchreiten, eine Berftändigung über die Auf- 
ſtellung der Kandidaturen alsbald herbeizuführen und eine planmäßige, 
ftetige, arbeitsfreudige Werbearbeit zu entfalten. Die Leitung der Frei- 
finnigen Boll3partei wird Rat und Unterftügung nad Kräften gewähren. 
Wir vertrauen darauf, daß die Bartei ihre Gejchlofjenheit, Kampfesfreudig- 
feit und Stoßfraft von neuem beftätigen wird. Im Geifte unferes dahin- 
gejchiedenen großen Führer kämpfen wir für die Befeitigung der natio- 
nalen Einigung Deutichlands, den Ausbau der politiichen Freiheit und 
die Hebung der Wohlfahrt des gejamten Volkes. 

Aufruf der Nationalliberalen: Endlich eine erlöjende Tat, ein Auf- 
atmen nach lange getragenem Drud! Das war die und allen gemeinjame 
Empfindung, als am gejtrigen Abend nach ſchwerem Ringen unjerer Reich3- 
tagsfraftion mit dem Zentrum der Reichslanzler eine faiferliche Verord— 
nung anfündigte. Die Auflöjfung des Reichstags, der Ruf an das deutjche 
Volk war e3, was allein noch übrig blieb, al3 fich ergab, daß die Gemein- 
ſchaft der nationalen Parteien im Haufe nicht ftarf genug fein werde, um 
dem Ffaudinijchen Koch de3 Zentrums ſich zu entziehen. Seit Jahren hat 
da3 Zentrum dieſes Joch über den Neichdtag, die Gejamtvertretung des 
deutſchen Volkes, gelegt. So ift jeßt das Weich in Gefahr gekommen, vor 
dem Auslande zu befennen, daß wir einen uns aufgezwungenen Krieg 
nicht mehr in Ehren zu Ende zu bringen vermögen. Werden die verbün- 
deten Regierungen ftarf genug fein, um mit diefem Zuftande zu brechen? 
So lautete die bange Frage unter und noch am Morgen desjelben Tages. 
Da kam die kaijerliche Botihaft und minutenlanger Beifall begleitete die 
Auflöjfung, helle Freude leuchtete auf den Mienen auch derjenigen unſerer 
Abgeordneten, die fich jagen mußten, daß vor ihnen ein befonders ſchwerer 
Wahllampf ftehe zu mwinterlicher Zeit. Warum? Dieſe Auflöfung ift nichts 
anderes als das Bekenntnis der verbündeten Regierungen zu derjenigen 
Politik, welcher unjere Partei von jeher zu dienen geſucht Hat! Dieje 
Politik ift nicht etwa nur die Kolonialpolitif, die den lediglich zufälligen 
Anlaß zur Auflöfung gab, jondern es ift die Politik der nationalen Ehre, 
die Politik der freien Entwidelung unjeres Volkes, die Bolitif, welche eine 
ftarfe zielbewußte Leitung der Reichsgeſchäfte ohne Nebenregierung ver- 
langt, welche dem Kaiſer geben will, was de3 Kaiſers ift, und die für das 
Parlament diejenigen Rechte fordert, welche ihm verfaffungsmäßig zuftehen. 
Indeſſen, das Parlament joll das Gejamtvolf vertreten, nicht nur zwei 
Richtungen im Volke, das Parlament joll nicht nur Zentrum und Sozial- 
demofratie fein. Das gebildete Bürgertum, der deutiche Bauer, der Be- 
amte, der Kaufmann, der Handwerker, der Arbeiter, furz alle Stände, die 
faifertreu, ſich nicht nur nach Eonfejfionellen Fragen und nicht nur nad 
Klafjeninterefjen zu ihren Barteien befennen, einerlei, ob fie fonjervativ, 
nationalliberal oder freijinnig wählen, fie alle haben den gleichen Anſpruch 
darauf, in der Volksvertretung zu ihrem politiichen Rechte zu kommen. 
Dies iſt jeit langen Jahren tatjächlich nicht mehr der Fall gewejen. Der 
deutjche Reichdtag — was beſchloß er in vielen wichtigen Fragen? Was 
Zentrum und GSozialdemofratie zuzulafjien beliebten, allzu Häufig leider 
unter ftiller oder offener Nachgiebigfeit der verbündeten Regierungen. Das 
hat, jo Hoffen wir, mit diefer Auflöjung des Reichstags ein Ende, wenig- 
jten3 dann, wenn das deutjche Volk, an dem e3 jeßt ift, jeinen Willen in 
Neuwahlen fundzutun, fich nicht jelbft zur klerikal-ſozialdemokratiſchen Herr- 
ichaft befennen will. Was war der bejondere Anlaß zur Auflöjung? Es 
lag zur Beichlußfafjung ein Nachtragsetat vor. Es wurden von den ver- 
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bündeten Regierungen die Mittel verlangt, um unjere im bitteren Kampfe 
gegen die Hottentotten fechtenden Truppen zu erhalten. Giegreich ift der 
Herervaufftand niedergeichlagen, 14000 Schwarze haben fich Rn Uebergabe 
geftellt und werden nun der Arbeit zugeführt, dem erjten Mittel zur kul— 
turellen Entwidelung der Eingeborenen in unjeren Kolonien. Es blieb 
noch der Aufitand der Hottentotten; — wohl find fie in die Berge und 
Einöden zurüdgedrängt, aber noch bedrohen fie unjere Truppen und An- 
fiedfer, noch fünden immer wiederkehrende Berluftliften uns, daß Deutfch- 
land dort im Kampfe fteht. Jetzt gilt es den legten Schlag zu tun, nicht 
in offener Feldſchlacht, jondern im jchwierigften Kleinkrieg. Der deutjche 
Generalftab verlangt dafür ald unbedingt notwendig im fommenden Etat3- 
jahr noch 8000 Mann, nachdem der Kommandeur ehrlich bemüht geweſen 
ift, im Laufe der legten Zeit die Truppenzahl von 14500 Mann auf diefe 
Zahl zu verringern. Die Kolonialverwaltung hat bindend erklärt, alles 
u tun, um die vom Reichstage gewünjchte Heimjendung weiterer Mann- 
* zu ermöglichen. Da kommt der oberſte deutſche Kriegsrat in Ge— 
ſtalt von Zentrumsabgeordneten, um, unterſtützt von Sozialdemokraten, 
Polen, Welfen und ſonſtigen Reichsfreunden, beraten von Perſonen ohne 
Verantwortung, zu beſchließen: „Nicht 8000 Mann ſind notwendig zur 
Beendigung dieſes Krieges und zur Erhaltung der deutſchen Kolonien, 
jondern nur 2500.” Wem will da3 deutſche Volk folgen; dem General- 
ftab oder Herrn „Erzberger und Genofjen”? Die verbündeten Regierungen 
verlangen ferner eine Bahn im Süden der Kolonie, und fie erbitten die 
Beichlußfaffung über die Bahn, bevor der Reichstag in die Weihnadht3- 
ferien geht. Was tun Zentrum und Sozialdemokratie? Die Sache wird 
hingezögert bis auf zwei Tage vor den Ferien, geheimnisvolles Dunkel 
liegt über den leßten Abfichten, und dann fommt das Ultimatum! Man 
wagt es zwar nicht, die Bahn, welche erwiejenermaßen dem Reiche monat- 
fi) zwei Millionen an Transportfoften jpart, jchlechtHin abzulehnen, man 
wagt e3 nicht offen vor dem Bolfe, unfere Truppen im Süden der Kolonie 
der Gefahr des Verhungerns auszujegen und dem Kommandeur die ein- 
fachſten Mittel zu verweigern, um die Truppe mobil zu halten und ihre 
Bahl zu verringern: — aber Herrn Dernburg ift jein entichloffenes Auf- 
treten gegen den Abg. Roeren nicht vergefien! Herr Dernburg foll’3 ent- 
gelten; ihn und die Parteien, die einen Mann in der Regierung zu ftügen 
gewagt haben und die eine heimlich fchreitende Nebenregierung nicht dulden 
wollen, will man „unter der Fuchtel halten”. Drum wird die Bahn- 
vorlage verjchleppt und an unüberjehbare Bedingungen gebunden. Ob 
auch unfere Truppen in Not find, ob auch da8 Geld der Steuerzahler 
vergeudet wird: — man nußt die Macht der Mehrheit mit den Gozial- 
demofraten rückſichtslos aus. Wem will das deutiche Volk folgen: dem 
Ruf der nationalen Pflicht oder Herrn Roeren und Genofjen? Deutjche 
Wähler! Nicht Kleine Parteiunterjchiede find in Frage, nicht untergeord- 
nete Dinge! Auf unjere alte Waffenehre, auf unfere nationale Stellung 
unter den Bölfern fommt e3 an! Auf die Opfer an Gut und Blut, Die 
wir bisher gebracht haben, richtet die Blide, damit fie nicht vergebens 
waren. Darum laßt euch im fommenden Wahlkampf durch Fleinere Unter- 
ichiede nicht trennen! Halten mir alle zufammen gegen Zentrum und 
Sozialdemokratie, als freie Deutjche, die in der Zukunft ihres Volkes die 
ei für fih und ihre Kinder erfennen. Berlin, 14. Dezember 1906. 
ie nationalliberale Reichdtagsfraftion. 


15. Dezember. (Potsdam.) Beſuch des norwegifchen Königs— 
paares. 
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15. Dezember. (Preußen.) 3 wird gejtattet, frifches und 
aubereitetes Schweinefleifch aus Dänemark, Schweden und Nor- 
wegen einzuführen. Ahnliche Maßregeln treffen Oldenburg und 
Hamburg. 

17. Dezember. (Braunfchweig.) Nach den „Braunfchweiger 
Neuejten Nachrichten” weigert fi der Herzog von Gumberland, 
auf die Thronfolge in Hannover zu verzichten und verlangt die 
Sufzejfion in Braunjchweig für feinen jüngjten Sohn, der auf 
Hannover verzichten will. 

19. Dezember. Württemberg.) In den Landtagswahlen 
werden gewählt 21 Zentrumdmitglieder, 20 Volksparteiler, 12 Bauern- 
bündler, 11 Deutjchparteiler, 11 Sozialiſten. Der Landesproporz 
ift noch zu wählen. 


22. Dezember. Die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung“ fchreibt 
über angebliche Pläne gegen das allgemeine Wahlrecht: 


„Wenn e3 vereinzelte rechtöftehende Organe gibt, die offen oder 
verftedt für eine Abänderung des Reihstagswahlreht3 auf dem Wege bes 
Staatsftreih8 Propaganda machen, jo Hat doch die Regierung mit jolchen 
Phantaftereien nicht das allermindefte zu tun. Sie weiſt jede Gemeinjchaft 
mit ſolchen Projekten auf das entichiedenjte zurüd, und es ift unehrlic 
im höchſten Grade, wenn 3. B. der ‚Vorwärts‘ auf Grund jolcher, wie 
gejagt, durchaus vereinzelt gebliebenen und in feiner Weiſe ernjt zu neh- 
menden Weußerungen der Preſſe der Regierung oder auch maßgebenden 
Parteien des Reichstags Staatäftreichgelüfte in die Schuhe jchiebt. Wir 
meinen aber auch, die ganze Gruppierung der Parteien, wie jie fich nad) 
und infolge der Auflöfung des Reichstags vollzogen hat, muß an fich jeden 
Gedanken, ald ob es der Regierung auf eine Schmälerung der Volksrechte, 
auf eine Beeinträchtigung der Fonftitutionellen Garantien anfomme, von 
vornherein ausjchliegen. Wenn, wie zu Hoffen und zu wünſchen, der 
bürgerliche Liberalismus in allen feinen Scattierungen, der ſich national 
zuverläfjig erwiejen, bei den bevorjtehenden Neuwahlen dem Zentrum und 
vor allem der Sozialdemokratie Terrain abgewinnt, jo werden dadurd) 
die Bürgichaften für Aufrechterhaltung eines jtreng Fonftitutionellen Regi- 
ments ficherlich nicht gejchwächt, ſondern eher noch geftärft, wie bejonders 
auch die Sozialdemokratie zugeben müßte, die jo oft in puncto Wahlrecht 
da3 Zentrum als unficheren Kantoniften Hinzuftellen jich bemüht hat. Wir 
meinen aber überhaupt, eine Regierung, die den linksſtehenden bürger- 
lichen Barteien mit größerem Vertrauen entgegenfommt al3 je zuvor, 
jollte gerade in diefem Moment, jofern man e3 mit ehrlichen Gegnern zu 
tun hätte, am wenigſten dem Verdacht von Umfturzgedanfen und Staats— 
ftreichgelüften ausgefegt fein, wie fie von der gegnerischen Brefje im Gefühl 
einer innerlich ſchwachen Poſition mit allem Aufwand einer fünftlich ge- 
fteigerten Phantafie an die Wand gemalt werden. Alle derartigen Aus— 
ftreuungen von beabfichtigten Wahlrechtsänderungen, fei es mit, ſei es ohne 
Berlafien der Rechtsbaſis, find plumper Wahlichwindel und weiter nichts. 


24. Dezember. Der fommerzielle modus vivendi mit Spanien 
wird bis zum 30. Juni 1907 verlängert. 
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26. Dezember. Die Nachricht von der Unterwerfung der 
Bondelzwart3 trifft ein. Das „Berliner Tageblatt“ deutet an, 
die Regierung habe von der bevorjtehenden Unterwerfung jchon vor 
dem 13. Dezember Kenntnis gehabt, aber dem Reichdtag die Lage 
verjchleiert. Die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung” verweilt dar— 
auf, daß die Vertreter des Generaljtabs eine baldige Niederwerfung 
des Aufftandes in Ausficht gejtellt hätten. 


3. Januar. Der Reichdkanzler richtet folgenden Brief über 
die Wahlbewegung an den Vorfigenden des Reichverbandes gegen 
die Sozialdemokratie, General dv. Liebert: 


Berlin, Silvefter 1906. In dem Schreiben des Reichsverbandes 
zur Belämpfung der Sozialdemokratie vom 18. Dezember d.%. iſt mir 
nahegelegt worden, vor der Reichstagswahl noch eine aufflärende Kund— 
gebung zu erlafjen. Ich komme diejer Anregung gerne nad) und bitte, 
für die öffentliche Verbreitung diefer Antwort Sorge zu tragen. Die 
parlamentarijche Zage, die ich bei meinem Amtsantritte vorfand, war nicht 
wejentlich verfchieden von der im legten Reichstage: Die bürgerliche Linfe 
in drei, vier Gruppen geipalten, die Rechte einiger zwar, aber an Zahl 
ebenfo ſchwach, wie die Liberalen zujammen; in der Mitte die ftärffte 
Partei, das Zentrum, jhon damals nahezu imftande, entweder nebjt Bolen, 
Welfen u. ſ. w. mit den Sozialdemokraten oder mit den Konjervativen und 
dem rechten Flügel der Liberalen eine Mehrheit zu bilden. Eine andere 
Möglichkeit, ald mit dem Zentrum die Gejchäfte zu erledigen, gab es, 
namentlich jeit den Wahlen von 1903, nicht. Der Reichskanzler war auf 
die Mitarbeit diefer Partei angemwiejen; er mußte verjuchen, ihre Zuftim- 
mung zu den im Intereſſe des Landes notwendigen wirtjchaftlichen und 
nationalen Vorlagen zu erlangen. Daß er dem Zentrum zuliebe ftaatliche 
Hoheitsrechte preisgegeben oder ſich in religiöfen und kulturellen Fragen 
ichwach gezeigt habe, bejtreite ich. Jedenfalls darf nicht vergejjen werden, 
daß die wichtigiten Aufgaben, die Verftärfung der Seewehr, der Handels- 
verträge, die Finanzreform, nur mit Hilfe des Zentrums zu löſen waren 
und gelöft worden find. Ich Habe diejen AZuftand der Abhängigkeit der 
parlamentariſchen Ergebnifje von dem guten Willen einer Partei in dem 
vielgeftaltigen deutjchen Parteigetriebe immer als nicht unbedenklich em- 
pfunden. Ihn zu ändern Hatte ich jolange feinen Grund, als das Zentrum 
ſich bereit zeigte, mit den verbündeten Regierungen pofitive Arbeit zu 
leiften, und der Verſuchung, feine parlamentariiche Stärke zu mißbraudhen, 
nicht nachgab. Aber bereit3 im Frühjahr des abgelaufenen Jahres wurden 
drei dringend nötige Forderungen, die Eijenbahn Keetmanshoop, die Ent- 
ihädigung der Farmer, die Errichtung eines Kolonialamtes durch eine 
von Zentrum und Sozialdemofratie geführte Oppofitionsmehrheit verworfen. 
Damals konnte ih, von fjchwerer Krankheit noch nicht erholt, nicht ein- 
greifen. Aber es reifte in mir der Entſchluß, jedem neuen Verſuch jolcher 
Machtproben bei ernten und wichtigen Angelegenheiten de3 Reiches mit 
aller Kraft entgegenzutreten. Neben der dann notwendigen Wahrung der 
Autorität der Regierung und ihrer Stellung über den Parteien jchien mir 
auch ein gewiſſer Wandel in den doftrinären Anjchauungen der Vertreter 
des liberalen Bürgertum3 und der fteigende Widermwille gegen das jozial- 
demofratifche Treiben die Hoffnung zu rechtfertigen, daß eine Aenderung 
der parlamentarijchen Lage durch das deutjche Volk jelbjt möglich jei. In 
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Deutichland gibt e3 feine einheitliche liberale Partei, die den Haren Willen 
und die Fähigkeit gereist hätte, pofitive Politik zu machen. Es iſt jetzt 
nicht der Augenblid, Fehler, die begangen, Gelegenheiten, die verjäumt 
worden find, nachzurechnen. Jedenfalls haben es innere Uneinigfeit, 
negativer Doktrinarismus, Uebertreibung der Prinzipien und Unterfhägung 
des praktisch Erreichbaren nicht zu dem vom Liberalismus erftrebten Ein- 
fluß auf die Regierungsgejchäfte fommen lafjen. Erft im legten Jahrzehnt 
hat ſich darin manche geändert. Ich denfe an Eugen Richterd Kampf 
gegen die Gozialdemofratie, an die fortjichreitende Ueberwindung der 
Mancheiterdoftrin, vor allem an das wachſende Verftändnis für große 
nationale Fragen. Manche wird noch zu lernen jein: Maßhalten, rich- 
tiges Augenmaß und Blid in die Nähe, Sinn für hiſtoriſche Kontinuität 
und reale Bedürfniffe. Ich glaube nun feineswegs, daß aus den Wahlen 
eine große geeinigte liberale Partei hervorgehen und etiva den Plab des 
Zentrums einnehmen könnte. Wohl aber könnten die Parteien der Rechten 
die nationalliberale Partei und die weiter links ftehenden freifinnigen 
Gruppen bei zielbemußtem Vorgehen im Wahllampf jo viel Boden ge- 
winnen, um eine Mehrheit von Fal zu Fall zu bilden. Den ſtarken 
Gegenjag, der bisher zwiſchen den Parteien der Rechten und denen der 
bürgerlichen Linken in wirtichaftlichen Fragen beftanden hat, Halte ich für 
fein unübermwindliches Hindernis. Der unbedingt notwendige Schuß der 
Landwirtſchaft ijt in den neuen Handelöverträgen auf ein Jahrzehnt Hin- 
aus gefichert, und mancher freifinnige Mann hat ſchon unter vier Augen 
zugegeben, daß die Verträge auch für die ftädtifchen Intereſſen nicht un- 
günftig gewirkt haben. Jedenfalls müfjen die Gegner der Handelöverträge 
anerfennen, daß ſich Handel und Induſtrie fortdauernden Aufſchwunges 
erfreuen. Andererſeits führt bereit3 eine gute Brüde über das trennende 
Waffer. Die fonjervativen Parteien und die Nationalliberalen find in 
allen großen Fragen, wo es fih um Wohl und Wehe der Nation, ihre 
Einheit, ihre Machtftellung handelte, zuverläjlig gewejen. Die Nation ging 
ihnen über die Partei; das ift ihr Ruhm, den werden fie behaupten. Je 
mehr auf der Linken die Bereitichaft zur Befriedigung der großen natio- 
nalen Bedürfnifje für den Kolonialbejig für Heer und Flotte zunimmt, 
um jo breiter und feiter fann die Brüde werden, und wohl würden fi) 
auch die nationalgejinnten Elemente, die im Zentrum vorhanden find, mit 
allen anderen bürgerlichen Parteien in jolchen Fragen leichter zujammen- 
finden, wenn mit dem Wegfall der Möglichkeit einer jchwarz-roten Majo— 
rität der Fraktionsegoismus de3 Zentrums der Handhabe beraubt wäre, 
ſich rücfichtslos gegen die Regierung geltend zu machen. Die bedenflichite 
Folge davon, bad — das Zentrum der ſozialdemokratiſchen Stimmen zur 
Bildung eines oppoſitionellen Blockes bedienen konnte, war die Bedeutung, 
die dadurch die Sozialdemofratie jelbjt im verflojjenen Reichstage erlangte. 
Da bietet fich ein weiteres hochwichtiges Feld gemeinfamer Sorgen und 
Arbeit aller nationalen Elemente. Entgegen der leider in einigen libe- 
ralen Köpfen noch herrichenden dee, daß die Reaktion im Neiche von 
rechts drohe und Seite an Seite mit der Sozialdemofratie zu befämpjen 
jei, liegt nach meiner fejten Meberzeugung die wahre Reaktion oder die 
wahre Gefahr der Reaktion bei der Sozialdemokratie. Nicht nur find ihre 
fommuniftiihen Zufunftsträume Fulturfeindlich, die Mittel zu ihrer Ver— 
wirflihung brutaler Zwang — alles, was ſich etwa irgendwo in Deutſch— 
land an reaftionärer Gefinnung findet, gewinnt Kraft und Recht durd) 
die jozialiftiihe Unterwühlung der Begriffe von Obrigkeit, Eigentum, Re- 
ligion und Baterland. Auf den wild gewordenen Spießbürger und phrajen- 
trunfenen Gleichmacher Robespierre folgte der Degen Bonapartes, er 
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mußte fommen, um das franzöfische Volk von der Schredensherrjchaft der 
Safobiner und Kommunijten zu befreien. Al nun das Zentrum jogar 
bei einer Angelegenheit, die die deutiche Waffenehre und unſer Anjehen 
vor der Welt berührte und unmittelbar nad) der freimütigen Ausſprache 
über unerträglihe Einmifhungen in den inneren Kolonialdienft eigen- 
willig den verbündeten Negierungen eine unannehmbare Klauſel aufzu- 
nötigen juchte, und als es dann mit Hilfe der Sozialdemokratie einen 
jachgemäßen freifinnigen Antrag niederftimmte, mußte von dem verfafjungs- 
mäßigen Mittel zur Wahrung der Autorität der Regierung Gebrauch ge- 
macht und der Reichstag aufgelöft werden. Die Abftimmung vom 13. De- 
zember war ein Schlag gegen die verbündeten Regierungen und die natio- 
nale Würde. Ach arbeite mit jeder Partei, welche die großen nationalen 
Geſichtspunkte achtet. Wo dieje Geſichtspunkte mißachtet werden, hört die 
Freundichaft auf. Niemand in Deutſchland will ein perjönliches Regiment. 
Die große Mehrheit des deutſchen Volkes will aber erjt recht fein PBartei- 
regiment. Es iſt deutjche Eigenart, deutjches Schidjal, daß wir unfere 
politiihe Stellung bis zur Stunde der Gefahr Lieber nad) Gefühlen und 
allgemeinen Begriffen, al3 nad realen Intereſſen und nationalen Zielen 
nehmen. Obgleich es für Kaifer und Bundesfürften nicht Katholifen und 
Proteftanten, jondern nur ſchlechtweg Deutjche gibt, Die den gleihmäßigen 
Schuß der Geſetze genießen, befteht doch die ſtärkſte Bartei im Reichstage 
ausjchließlih aus Katholiken. „Für Wahrheit, Freiheit und Recht” fteht 
im Programm des Zentrums. Sit e3 aber wahr, wenn es in dem Auf- 
ruf der rheinischen Zentrumspartei heißt, im Hintergrund lauere ein neuer 
Kulturfampf? Im paritätifchen Deutichland geht es der katholiſchen Kirche 
wohler, al3 in manchen katholiſchen Ländern, und fein Vertreter der ver- 
bündeten Regierungen denkt daran, die Barität aufzuheben, die Gewifjens- 
freiheit zu verlegen und die Fatholiche Religion zu bedrängen. In jener 
Behauptung dient die Religion nur als Mittel zum Schutze politifcher 
Fraktionsintereſſen. Obgleich e3 ferner feinen Staat gibt, der mehr für 
Gegenwart und Zukunft der Arbeiter, für ihre materiellen und geiftigen 
Bedürfniffe getan hätte als das Deutjche Reich, obgleich die deutichen Ar- 
beiter die bejtgebildeten der Welt find, halten doc Millionen bewußt oder 
als Mitläufer zu einer Partei, die den Staat und die Gefellihaft von 
Grund aus ummälzen will. Bon joldem Drud muß das deutjche Volk fich 
freimachen. Der liberale Städter und Landmann ift daran nicht weniger 
beteiligt al3 der konſervative. Mögen die Berhältnifje in den einzelnen 
Wahlkreiſen noch jo große Berjchiedenheiten aufmweifen, die Parteien, die 
am 13. Dezember an der Seite der Regierung ftanden, werden von vorn- 
herein im Auge zu behalten haben, was fie damals einigte: der Kampf 
für Ehr’ und Gut der Nation gegen Sozialdemokraten, Polen, Welfen 
und Bentrum. Ich ftelle die Sozialdemokraten voran, weil jede Nieder- 
lage der Sozialdemofratie eine Warnung für ihren blinden Webermut, 
eine Stärkung de3 Vertrauens in den ruhigen Fortſchritt unferer inneren 
Entwidelung und eine Befeftigung unferer Stellung nad) außen wäre, und 
weil dadurch zugleich die Möglichkeit erjchwert würde, daß eine bürgerliche 
Partei mit Hilfe der fozialdemofratifchen eine dominierende Stellung gegen 
die anderen bürgerlichen Parteien einnimmt. Der Neichdfanzler. Bülow. 


Il. 
Die öſterreichiſch-ungariſche Monardie. 


1. Januar. (Böhmen. Mähren.) Das offiziöfe k.k. Tele— 
graphenkorrejpondenzbureau gibt befannt, daß es von nun an für 
Böhmen und Mähren alle Nachrichten, die bisher nur deutjch ver— 
breitet wurden, in bdeutjcher und tjchechifcher Sprache heraus— 
geben wird. 

2. Januar. (Ungarn) In Debregzin wird der von der 
Regierung ernannte Obergefpan Kovacz von einer Volksmenge 
ihwer mißhandelt. — Die Regierung entjendet Militär und einen 
Kommiffar mit außerordentlichen Bollmachten. 

10. Januar. (Wien) Die gemeinfjame Minifterfonferenz 
bejchließt, daß, troß fehlender Genehmigung von jeiten der unga= 
riſchen Geſetzgebung, zugleich mit dem autonomen Zolltarif auch 
die ratifizierten Handel3verträge mit den fremden Mächten am 
1, März in Ungarn in Kraft gejeßt werden jollen. In Defterreich 
werden der Zolltarif und die Verträge ordnungsmäßig promulgiert 
werden. 

Mitte Januar. (Ungarn.) In mehreren Diftrikten finden 
blutige Zufammenftöße zwifchen der Menge und der Gendarmerie 
ftatt, namentlich in den Komitaten Bereg und Kraflo-Szöreny. 

Januar. (Ungarn.) Die Prefje der Koalition greift den 
Minifter des Auswärtigen Graf Goluchowski jcharf an; er wider- 
ftrebe der Trennung der Armee im Intereſſe der auswärtigen Politif. 
Abg. Kofjuth erklärt die Großmachtjtellung nur für ein dynajtifches, 
nicht für ein ungarifches Intereſſe. 

Sanuar. Berhandlungen mit Serbien über den bulgarijch- 
jerbifchen Handelsvertrag. 


Der öfterreihifch-ungarijche Gejandte in Belgrad, v. Czikann, teilt 
der jerbifchen Regierung mit, daß feine Regierung in Sachen der jerbijch- 
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bulgariſchen Zollunion und des auftro-ferbifhen Handelsvertrages auf ihrem 
früheren Standpunft beharre, daß fie aljo einen neuen Handelsvertrag mit 
Serbien nicht abjchließen werde, wenn das Gejeg über die Zollunion mit 
Bulgarien der Skupſchtina vorgelegt werden jolltee Gebe Serbien nicht 
nad, jo werde am 1. März d. %. ein vertragslojer Zuftand eintreten und 
die ungarische Grenze gegen die Einfuhr jerbiichen Viehes gejperrt werden. 
— Am 20. jchreibt die „Neue Freie Preſſe“: „Die jerbiihe Regierung 
lehnte die Forderung der Regierung Defterreich-Ungarng, daß alle von ihr 
al3 notwendig bezeichneten Aenderungen am jerbijch-bulgarifchen Handels- 
vertrag vorgenommen werden, ab und behielt fih nur vor, jene Aende— 
rungen vorzunehmen, die durch den Vertrag mit Defterreich-Ungarn not- 
wendig würden und gemeinjam fejtzuftellen wären. —— teilte der 
Geſandte Czikann der ſerbiſchen Regierung mit, daß ihre Antwort nicht 
genüge und die Vertragsverhandlungen daher nicht wieder aufgenommen 
werden können.“ 

Am 22. Januar erläßt die ungarijhe Regierung eine Verordnung, 
durch welche unter Berufung auf die Beterinärfonvention die Einfuhr von 
Nindern, Ziegen und Schafen aus Serbien wegen Milzbrand und die Ein- 
fuhr von Schweinen von dort wegen Schweinepejt unterjagt wird. Wegen 
unterlafjener Anzeige diejer Seuchenfälle wird die Einfuhr friſchen Fleiſches 
aller diejer Tiere aus Serbien gleichfall3 verboten. 


22. Januar. Wien.) Der Kaiſer empfängt eine Abord- 
nung Ruthenen, die ihm ihre Wünfche für die Wahlreform in Oft: 
galizien vortragen. 

24. Januar. (Gi3leithanien.) Der Verſuch de Minijter- 
präfidenten v. Gautjch, einige parlamentarijche Führer, namentlich 
Derichatta (dt. Vg.) und Pacak (Tſch.) ins Kabinett aufzunehmen, 
jcheitert, weil die Tjchechen zu weitgehende nationale Forderungen 
jtellen. 

27. Januar bis 2. Februar. (Wien) Graf Andrafiy ver- 
handelt im Namen der ungarifchen Koalition mit dem Kaijer. Der 
Kaiſer lehnt die Vorjchläge der Koalition ab. 

3. Januar. (Cisleithanien.) Im Abgeordnetenhaufe er- 
Härt der Handel3minijter Fürſt Auerjperg über die Zollverhand- 
lungen mit Serbien: 


Die jogenannte Zollunion bedeutet Lediglich eine Feſtſetzung des 
Differenzialiygftems zu ungunften fremder Produkte. Oeſterreich-Ungarn 
muß um jo mehr gegen eine derartige Verlegung diejes Grundrecdhtes 
Stellung nehmen, als es jelbjt bekanntlich aus jeinem alten Tarif und 
den ablaufenden Verträgen alles ausjchied, was mit einer jubtilen Aus- 
legung der Meijtbegünjtigung nicht vereinbar ift. Die beiden Regierungen 
jeien nach pflichtgemäßer Prüfung diejes vorher von Serbien und Bul- 
garien jorgfältig geheimgehaltenen Vertrages zu der Weberzeugung ge- 
fommen, daß der jogenannte Unionsvertrag in einer Reihe wejentlicher 
Punkte mit dem eigenen Intereſſe Defterreih-Ungarns nicht vereinbar er- 
ſcheine. Mit Rückſicht auf die Haltung der jerbijchen Regierung war 
* öſterreichiſch-ungariſcherſeits genötigt, die Zollverhandlungen zu unter— 
rechen. 
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5. Februar. (Ungarn.) Bericht über die Berhandlungen 
zwijchen Krone und Koalition. 


Der „Budapefti Hirlap“ (Andraſſys Organ) jchreibt: „Die vom 
Grafen Andrafijy den Führern der foalierten Parteien überbrachte könig— 
liche Botſchaft gipfelte in nachftehenden vier Punkten: 1. Die Koalition 
folle die Regierung übernehmen. 2. Betreff3 der militärischen Reformen 
fei das Elaborat de Neunerfomitee® maßgebend, defjen Beftimmungen 
durchgeführt werden jollen. 3. Die Koalition jolle für die Znartikulierung 
des deutſchen Handelövertrages Sorge tragen. 4. Auf dem Gebiete der 
inneren Angelegenheiten werde der Koalition freie Hand gelafjen. 


Graf Andrafjy teilte diefe Botſchaft dem leitenden Ausſchuſſe mit. 
Sämtliche Führer, ſowohl die auf der 67er Bafis als die auf der Grund- 
lage der Berjonalunion ftehenden, ftimmten darin überein, daß die Bot- 
Ihaft Sr. Majeftät nicht einfach abgelehnt werden dürfe, weil ſonſt das 
leitende Komitee mit jchwerer Verantwortung belaftet werden würde. Es 
wurde jodann in Vorſchlag gebracht, daß die 67er Parteien die Regierung 
übernehmen und daß die Mitglieder der Unabhängigfeitspartei diejer Re— 
gierung eine ftillichweigende Unterftügung gewähren jollen. Diefer Ge- 
danfe mwurde aus verjchiedenen Gründen fallen gelafien. E3 wurde viel— 
mehr bejchloffen, auf die Botjchaft de8 Monarchen folgende Gegenvor- 
Ihläge zu maden: 1. Die Koalition übernimmt die Regierung. 2. Die 
Koalition, rejpeftive der leitende Ausſchuß, Hält an dem Inhalte der 
früheren Adreſſe des Abgeordnietenhaufes feſt. Se. Majeftät richtet auf 
Grund einer Vereinbarung mit der Regierung al3 Antwort auf diefe Adrefje 
ein Fönigliches Rejfript an den Reichstag. 3. Wenn von allen Seiten ein 
ehrlicher Friede gewünſcht wird, woran nicht gezmweifelt werden fann, jo 
muß die Regierung Errungenjchaften aufmweifen, um die Nation zu be- 
ruhigen. Darum afzeptiert die Koalition den deutſchen Handelävertrag, 
aber jie jchließt denjelben auf Grund de3 felbftändigen Berfügungsrechtes 
ab. Mit Defterreich wird eine Vereinbarung auf Grundlage des Frei— 
Handels abgeichlofjen. 4. Die neue Regierung führt die Valutaregulierung 
durch und errichtet eine jelbjtändige ungarijche Nationalbanf. 5. Zu den 
militärijhen Fragen macht der Ausihuß folgenden Vorſchlag: Der leitende 
Ausſchuß kann die Weigerung Sr. Majeftät, den nationalen Forderungen 
zu entſprechen, nur jo — daß der Monarch hinſichtlich der Voll— 
ſtändigkeit und der Beſtimmtheit des nationalen Willens in bezug auf die 
militäriſchen Forderungen Zweifel hegt. Denn dies wäre der einzige vom 
verfaſſungsmäßigen Standpunkte zu akzeptierende Grund der Weigerung. 
Sn diejer Vorausjegung proponiert der leitende Ausihuß, daß die milt- 
tärifchen Forderungen bis zu einer neuen Entjcheidung der Nation in 
suspenso bleiben mögen, e3 möge aber auch jede weitere Entwidlung der 
Armee juspendiert werden und e3 werde lediglich die Bewilligung des 
ordentlichen NRefrutenfontingent3 und de3 MilitärbudgetS gemwährleiftet. 
Zur Vorbereitung der Entjcheidung der Nation nimmt die Koalition jo- 
fort die Wahlreform in Angriff und verfügt nad) Beendigung derjelben 
die Neuwahlen. Denn wenn nicht der Zweifel der Krone bezüglich des 
nationalen Willen! die Baſis der abweijenden Haltung bildet, jo fann 
dies nur bedeuten, daß der König auf diefem Gebiete das Recht der Nation 
auf eine Ingerenz nicht anerfennt; das würde aber nur eine unvoll- 
fommene Berfafjungsmäßigfeit und einen unvollfommenen ftaatlichen Or— 
ganismus bedeuten, und eine derartige Auffaffung könne die Koalition 
jelbft zum Zweck der Vermeidung der allerichwerjten Uebel nicht afzeptieren. 
6. Die neue Regierung jorgt noch vor Auflöfung des Haufes für eine 
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restitutio in integrum; die Wiederherftellung de3 status quo ante ift eine 
der erften Aufgaben der Regierung. Die während des nationalen Wider- 
ftandes juspendierten Beamten jind in ihre Stellen zurüdzuverfegen, haupt- 
jähhlich aber ift die Verfügung zu treffen, daß das Geſetz auf Grund 
der Erfahrungen des legten Sabre ergänzt wird und daß die Fälle 
der Möglichkeit der VBertagung und Auflöjung des NReichstages Klar feſt— 
geftellt werden.“ 
Diefe Forderungen lehnt der König ab. 


13. Februar. (Cisleithanien.) Debatte über die Gemein: 
jamfeit der Wehrmacht. 


Ein alldeuticher Antrag fordert die Regierung auf, einen Gejeh- 
entwurf betreffend die Aufhebung der Gemeinjamkeit der öfterreichiich- 
ungarijhen Wehrmacht vorzulegen. Minifterpräfident v. Gautjch erklärt 
unter andauerndem Lärm der Alldeutichen, der Antrag jcheine weniger 
deshalb eingebracht worden zu jein, um die Stellungnahme der Regierung 
zu der ungarijchen Sprache zu provozieren. Bu einer joldhen Erklärung 
werde die Regierung Gelegenheit haben nach Bewilligung des Refruten- 
fontingent3®. Der Antrag beziehe jich vielmehr anjcheinend auf die Wahl- 
reform. Die Regierung werde troß aller Hindernifje diefen Gejegentwurf 
einbringen, da jie feſt entjchlofjen jei, das Haus zur Abgabe eines klaren 
Votums zu veranlafjen. Die Regierung ftehe unverrüdt auf dem Boden 
des Ausgleiche8 von 1867, d. h. auf dem Boden der Gemeinjamfeit der 
Armee mit einheitlicher Leitung und innerer Organijation, die der Monarchie 
jeden Schuß gewähren könne, defjen fie zur Erfüllung ihrer großen ge- 
ſchichtlichen Aufgaben nicht entraten könne. (Beifall.) — Der Antrag wird 
abgelehnt. 

15. Februar. (Eisleithanien.) Abgeordnetenhaus. Be— 
willigung de3 Rekrutenkontingents. 

Randesverteidigungsminifter v. Shönaidh: Er hoffe troß der hoch— 
gehenden politischen Wogen auf die Annahme der Vorlage. Solange der 
Militarismus befteht, ift es Pflicht desjenigen, der die Verantwortung für 
die militärischen Einrichtungen trägt, auf der Durchführung alles desjenigen 
zu bejtehen, was für die Schlagfertigfeit des Heeres unbedingt erforderlich 
it. Ihm ſei e3 viel lieber, wenn die militärifchen Forderungen auf Grund 
eingehender jcharfer Prüfung bewilligt, als wenn fie mit einem fatalifti- 
ſchen Acjelzuden Hingenommen würden. (Lebhafter Beifall.) ..... Für 
die Armee eriftiere eine nationale Frage nicht; noch nie wurde ein Offizier 
wegen Betätigung feiner Nationalität verfolgt. Aber die Dienftiprache jei 
eine abjolute Notwendigkeit. Er müſſe patriotiihe Bedenken gegen die 
eingetretene Stagnation vorbringen, die das Gelbjtvertrauen der Armee 
erſchüttern könnten. Die früheren öfterreichijchen Niederlagen feien weniger 
die Folgen Schlechter Führung als der jchlechten Bewaffnung. Alle Nationen 
haben bereit3 neue Gejchüße, wir haben ein Modell, aber eine nicht liquid 
gewordene Geldforderung. Wir haben auch feine Rekruten, jelbft wenn 
wir Gejchüge hätten. Die Marine befindet fich in der gleichen Lage. Um 
und herum wird überall an den lotten gearbeitet. Er (Redner) rede 
nicht für den Krieg, jondern nur für die Kriegsbereitfchaft; aber er betone, 
die Marine befinde fich in einem geradezu vernachläſſigten Zuftande, weil 
es mangel3 der erforderlihen Mittel unmöglich jei, den ausgezeichneten 
Hlottenplan auszuführen. Gerade deswegen hätten nichtmilitärijche Kreije 
jogar angeregt, die Küftenverteidigung Dalmatiens durch eine Kreuzerflotte 
von Handelsichiffen zu verftärfen. Solche Zuftände könnten auf den Geift 
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der Armee zurüdwirfen und den Offizieren die Siegedzuverficht rauben. 
Die Löſung der Artillerie- und Marinefrage jei daher eine der wichtigſten 
Aufgaben. Darum Habe er die Verhältniffe mit rüdhaltlofer Offenheit 
dargelegt. Abg. Graf Stuergfh (von der Bereinigung der verfafjungs- 
treuen Großgrundbefiger): Man könne leider die Tatjache nicht übergehen, 
daß in der anderen Hälfte des Reiches die wachſende politijche Verwirrung 
den Organismus der dort fich refrutierenden Truppenteile aufs jchwerfte 
beeinträchtige, ja bei weiterem Andauern diejer Zuftände ſogar aufzulöjen 
drohe. Angeficht3 der bedauerlihen KRüdjtändigfeit des Heeres und der 
Ausrüftung ericheine die öfterreichiiche Hälfte ihrerjeit3 um fo dringender 
verpflichtet, für eine ungeftörte Ergänzung des Heered Sorge zu tragen. 
Die durch dieje Erwägung beftimmte Haltung des verfafjungstreuen Groß— 
grundbejiges könne auch dadurch nicht beeinflußt werden, daß die Refruten- 
vorlage von einer Regierung eingebracht worden ſei, deren politiiche Rich— 
tung bei der Partei des Redners entjchiedenes Mißtrauen erweden müſſe. 

Die Borlage wird mit 153 gegen 63 Stimmen unverändert an— 
genommen. Dagegen ftimmen die beiden alldeutijchen Gruppen, Sozial— 
demofraten, Tihehijch-Radifalen, Rumänen, Ktaliener und Jungtſchechen. 


15./20. Februar. (Ci3leithanien.) Abgeordnetenhaus. De— 
batte über das Verhältnis zu Ungarn. 


Minifterpräfident v. Gautjch erwidert auf eine Anfrage über die 
Rückwirkung der ungarischen Krifis auf die öfterreichiiche Reichshälfte: Die 
Regierung ftehe unentwegt auf dem Boden der 67er Gejeßgebung und 
halte an den von den früheren Regierungen getroffenen Abmachungen feit. 
Behufs gejeglicher Regelung der jeit dem 1. Januar 1906 vorſchußweiſe 
erfolgten Beitraggleiftung zu den gemeinjamen Koſten werde die Regierung 
dem Reichsrate in den erjten Tagen des März eine entiprechende Borlage 
unterbreiten. Der autonome Bolltarif werde nod im Laufe des Februar 
im Reichögejegblatt veröffentlicht werden. Der Handelsvertrag mit Deutjch- 
fand werde in nächfter Zeit ratifiziert werden und auch die übrigen Handel3- 
verträge werden rechtzeitig in Wirkjamfeit treten. Auch die ungarijche 
Regierung werde für das rechtzeitige Inkrafttreten des Zolltarifes und der 
Handelsverträge jorgen. 

In der Beiprehung am 19./20. betonen ſämtliche Redner, daß die 
gegenwärtige Lage unausweichlich zu einer Neuregelung des Berhältnijies 
mit Ungarn dränge und daß eine eventuelle Trennung der gemeinjamen 
Armee die unbedingte Konjequenz Haben werde, daß die ungarijche Armee 
dann auch von Ungarn allein vollftändig erhalten werden müßte. Abg. 
Grabmayr wirft dem Minifterium eine zögernde Haltung betreffend der 
Einbringung des Ermäcdhtigungsgejeßes vor und bemerkt, daß die Regierung 
jih ein genaues Programm für die Reviſion des 67er Geſetzes unter nad)- 
drüdlicher Wahrung der öfterreichiichen Interefjen vorbehalten müfje. Abg. 
Groß: Die deutiche Fortichrittspartei halte unentwegt an dem Dreibund 
jeft, wozu eine ftarfe Armee erforderlich ſei. Er hebe die Wichtigfeit der 
Stärfung der Induftrie und der übrigen volfswirtichaftlichen Bedingungen 
hervor. Abg. Graf Dzieduszycki (Pole) jchreibt die heutige Lage teil- 
weije dem Umftande zu, daß Defterreich jeit Jahren eine die Stüße des 
Parlaments entbehrende Beamtenregierung habe, die ein ungünftiges Gegen- 
gewicht gegen die in Ungarn bisher übliche Majoritätsregierung bilde, wes— 
halb die Einjegung einer auf die Öffentliche Meinung und das Parlament 
ſich ftügenden Regierung eine unabweisbare Notwendigkeit geworden jei. 
Abg. Schleier (Siovene): Die Grundbedingung für den Beitand der 
Monardie ſei die Umgeftaltung der beiderjeitigen Staaten im Sinne der 
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Gleichberechtigung aller Nationalitäten. Abg. Dr. Ellenbogen (©oz.) 
mwünjcht eine vollftändige politische Unabhängigkeit der beiden Staaten be- 
huf3 Neuregelung der mwirtjchaftlichen Angelegenheiten. 

Am 20. erflärt Minifterpräfident v. Gautſch: Ich bin ermächtigt, 
zu erflären, daß der der öfterreichiichen Legislative Hinfichtlich der gemein- 
jamen Angelegenheiten gejegmäßig zuftehende Einfluß ftet3 im vollen Um— 
fange gewahrt bleiben wird. Der öſterreichiſche Reichsrat hat daher nicht 
zu beforgen, durch einjeitige Verfügungen, welche unjere Intereſſen berühren 
fönnten, vor vollendete Tatjachen geftell zu werden. Ich bin meiter er- 
mächtigt, zu erklären, daß an den erprobten Grundlagen der gemeinjamen 
Armee, die ihren wichtigjten Stüßpunft in dem durch die Geſetze dem 
oberften Kriegsherrn zuftehenden ausjchließlichen Rechte auf einheitliche 
Leitung, Führung, ſowie auf alle Anordnungen über die innere Organi- 
jation der gemeinjamen Armee findet, feine Menderung eintreten wird. 
Dies gilt insbejondere in Beziehung auf die Kommando- und Dienftipradhe 
der gemeinjamen Armee. 


Mitte Februar. (Fiume.) Ausftand der Hafenarbeiter und 
Geeleute. 

19. Februar. (Cisleithanien.) Debatte der Maroffofrage 
und des Bündnifjes mit Deutjchland. 


Auf eine nterpellation des Abg. Kramarſch (Jungtſch.) ermwidert 
Minifterpräfident Frhr. v. Gautſch, es Liege derzeit fein Anlaß zu einer 
authentijhen Interpretation des der Deffentlichfeit ja genau befannten 
Allianzvertrages zwifchen der habsburgiſchen Monarchie und dem Deutjchen 
Neihe vor. Eine nähere Erörterung der aus dieſem Bundesverhältnis 
fih ergebenden gegenjeitigen Verpflichtungen fei um jo weniger angebradt, 
als nicht zu der Annahme berecdhtige, daß aus der gegenwärtigen Lage 
zwilchen den Ländern Europas Komplikationen entftehen könnten, die den 
Frieden, deſſen Erhaltung allen Mächten gleihmäßig am Herzen Tiege, 
ernjtlich gefährden würden. (Beifall.) Bezüglicd) Marokkos, wo die Monardie 
ausſchließlich wirtjchaftliche Jnterefjen verfolge, Halte man an dem Prinzip 
der Gleichberechtigung und der offenen Tür feſt, und man jei beftrebt, im 
Berein mit den anderen Staaten die Prinzip mit allen jenen Garantien 
für die Zukunft zu umgeben, die eine Schädigung der mit jedem Jahre 
zunehmenden öſterreichiſchen Erportinterefjen Hintanzuhalten geeignet wären. 
In diefem Sinne jeien Inftruftionen an die Delegierten Defterreich-Ungarns 
nad) Algeciras gejandt worden. 


19. Februar. (Ungarn.) Auflöfung des Abgeordnnetenhaufes. 


Die Münchener „Allgemeine Zeitung“ berichtet darüber: „Die Auf- 
löjung des Parlaments ift heute vormittag erfolgt, wenigftens ift das die 
Auflöjung anordnende Dekret des Königs beiden Häufern zugeftellt worden. 
Die Sadje vollzog Sich jedoch in mwejentlich anderer Weije, al3 man all» 
gemein vorhergefehen Hatte. Der mit der Auflöjfungsaktion betraute fönig- 
lihe Kommiſſar, Generalmajor Nyiri, hat weder feinerfeit3 das Reichdtags- 
gebäude betreten, noc, die Deputierten und Magnaten zur Entgegennahme 
de3 Auflöjungsdefret3 zu ſich in die föniglihe Burg nad) Ofen bejchieden. 
Er hat die Sache etwas formlos durch die Vermittlung eines Gtab3- 
offizier8 bejorgen lafjen, nachdem er das Reichdtagsgebäude zuvor mit einem 
Truppenktordon hatte umgeben und im Innern, in den Korridoren und 
Wandelgängen eine Abteilung Polizei und Honved-Anfanterie Poften fafjen 
lafjen. Der Oberbefehl über das gejamte Truppen- und Polizeiaufgebot vor 
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und in dem PBarlamentsgebäude war dem Generalmajor Frhrn. v. Leithner 
übertragen worden. Den un 9 Uhr im Kr gegen erjchienenen 
Abgeordneten teilte Abg. Kofjuth, der Führer der Unabhängigkeitspartei, 
den gejtrigen Beichluß der Parteiführer in betreff des Verhaltens der Ab- 
geordneten mit. Al im Abgeordnetenhaus zwei höhere Offiziere erjchienen, 
welche die Deffnung des Haupttores forderten, erfolgte deſſen Deffnung 
ohne jeden Widerftand. Um 9!/. Uhr erjchien auch der Budapefter Bolizeichef 
Rudnay im Haufe; auf die Aufforderung des Abg. Bolgar, dasjelbe zu 
verlafjen, gab er eine verneinende Antwort. Im Abgeordnetenhauje jpielten 
ſich die weiteren Vorgänge dann ziemlich jchnell wie folgt ab: Gegen 10 Uhr 
eröffnete unter fichtlicher Erregung der Abgeordneten, die jedoch eine wür— 
dige, gemefjene Haltung zu wahren juchten, an Stelle des angeblidy oder 
wirklich erkrankten Präjidenten v. Juſth der Bizepräfident v. Rakowsky die 
Sigung. Er teilte mit, daß die Umgebung des Parlamentsgebäudes von 
Militär bejegt und daß Polizei in die Wandelgänge eingedrungen jei; hier- 
gegen müſſe jedenfalld Verwahrung eingelegt werden. Er gab ferner be- 
fannt, daß Generalmajor v. Nyiri eine Zujchrift an den Präfidenten ge- 
richtet habe, in der er dieſen darum erjuche, jeine Ernennung zum fönig- 
lichen Kommifjar mit uneingejchränkter Vollmacht zur Kenntnis des Ab- 
geordnetenhaujes zu bringen, und jodann ein fönigliches Handichreiben, 
dur das die Auflöfung des Abgeordnnetenhaufes ausgefprochen werde, ver- 
leſen zu lafjen. Falls das Haus nicht auseinandergehe, werde er (Nyiri) 
die Auflöjung mit den ihm zu Gebote ftehenden Machtmitteln durchführen. 
Bizepräjident v. Rakowsky beantragte, das vom Föniglihen Kommifjar 
v. Nyiri dem Präfidenten übermittelte Handjchreiben uneröffnet dem Ab— 
jender v. Nyiri zurüdzugeben, da diejer feinerlei Kompetenz bejige, mit 
dem Abgeordnetenhaus in amtlichen Verkehr zu treten, und da ferner die 
Ernennung eines königlichen Kommifjärd mit uneingejchränfter Vollmacht 
der Berfafjung mwiderfjpreche, die anordne, daß die Erefutivgemwalt nur durch 
verantwortliche Minifter, aber nicht durch unverantwortliche Kommifjare 
ausgeübt werden könne. Ueberdies jei Generalmajor v. Nyiri, der der 
Militärdisziplin unterftehe, nicht imftande, eine verfaffjungsmäßige Funktion 
auszuüben. Diejfer Antrag wurde mit Stimmeneinheit angenommen und 
hierauf die nächſte Sigung auf fommenden Mittwod) anberaumt. Sobald 
diejer Beichluß gefaßt war, verließen die Abgeordneten ruhig, aber jo jchnell 
al3 möglid den Saal. Kaum aber hatten fie denjelben verlaffen, als in 
demjelben als Vertreter des königlichen Kommifjard der Oberſt Fabricius 
in Begleitung einer Heinen Militärabteilung im Saale erihien und dort 
vor leeren Bänken — e3 waren nur noch einige Saaldiener anmwejend — 
aber vor noch gefüllten Galerien, auf denen e3 jehr lebhaft zuging, das 
auf die Auflöjung bezüglihe Handſchreiben des Königs verlas. Von den 
Galerien aus wurde mit Proteftrufen und Abjingung des Kofjuthliedes 
geantwortet. Hierauf wurden jämtliche Säle und Gänge des Haujes, in 
denen noch Abgeordnete, Beamte oder die Journaliſten ſich aufhielten, 
polizeilich geräumt. Die Tore wurden gejperrt und verjiegelt. Vor dem 
Gebäude wurde eine Polizeiwache aufgeſtellt. Im Magnatenhaufe wurde 
das königliche Handjchreiben, welches die Auflöjung des Reichdtages ver- 
fügt, zur Kenntnis genommen, mit dem Bemerfen, daß das Haus auf die 
Einberufung des neuen Reichstags innerhalb der gejeglichen Frift hoffe. 
Die Nation werde dann Gelegenheit Haben, über da3 gegenwärtige Syſtem 
ihr Urteil zu fällen.“ 

Eine außerordentliche Ausgabe des Amtsblattes vom 19. Februar 
veröffentlicht die drei königlichen Handjchreiben, die dem Präfidenten Juſth 
zugegangen find, und von denen zwei die Einberufung des Reichstages 

Europäifcher Geſchichtskalender. XLVII. 16 


242  HBie öherreigifg-ungerifge Monarhie. (Februar 19.—23.) 


für heute bezw. die Ernennung des Generalmajor Nyiri zum bevollmäd- 
tigten faiferlihen Kommifjar behufs Auflöfung des Reichstages betreffen. 
Dieſes letztere Handjchreiben verfügt, daß alle den Anordnungen Nyiris zu 
gehorchen und jo den königlichen Befehl zu befolgen haben. Bei Zumider- 
handlungen joll eine den Gejegen entiprechende Ahndung eintreten. Das 
dritte Handichreiben verfügt die Auflöjung des Reichsſtages mit der Be- 
gründung, daß die zur Mehrheit gehörigen koalierten Parteien die Ueber- 
nahme der Regierung ohne Beeinträchtigung der im Gejeg gemwährleifteten 
föniglihen Rechte auf annehmbarer Grundlage Hartnädig vermweigerten, 
und daß demnad eine nügliche Tätigkeit im Intereſſe des Landes von dem 
Reichsſtage nicht zu erwarten fei. Die baldmöglichjte Einberufung eines 
neuen Reichstages jei vorbehalten. — Am 20. veröffentlicht das Amtsblatt 
das Protokoll über die vom Honvedoberſten Fabricius durchgeführte Be- 
fanntgabe des königlichen Handjchreibend bezüglich der Auflöjung des 
Reichdtages. Die Bekanntgabe geſchah im Situngsfaale der Abgeordneten 
in Gegenwart von 30 bis 40 Abgeordneten. Das Protofoll ift von dem 
Dberften Fabricius und fünf Polizeiinjpeftoren unterfertigt, die an der 
Amtshandlung teilgenommen haben. Der königliche Kommiſſar hat bei 
der Bekanntgabe gleichzeitig erklärt, daß, fall3 verjucht werden jollte, troß 
der recht3fräftigen Auflöfung die für den 21. Februar anberaumte Sigung 
abzuhalten, werde diefe mit Waffengemwalt verhindert werden. 

Eine andere Bekanntmachung der Regierung hebt hervor, daß das Hand- 
ichreiben betr. die Auflöjung des Reichdtages auf eine baldige Einberufung 
des Neichdtages hinweiſe. Man könne die Auflöjung daher nicht als den 
Beginn eines Abjolutismus bezeichnen, da fie ein unzweifelhaftes Recht der 
Krone fei. Die Entjendung des königlichen Kommifjars, defjen Ernennung 
unter Gegenzeichnung der verantwortlichen Minifter erfolgt jei, fönne eben- 
fall3 nicht beanftandet werden, da der König jeine Rechte auch durch einen 
Kommifjar ausüben fönne Mit Rüdficht darauf, daß das Nbgeordneten- 
haus das Verleſen des Handjchreibens verhinderte, habe Oberſt Fabricius 
unter einer durch die Umftände erforderlichen militärischen Bedeckung die 
Berlefung des Handichreibens im Abgeordnnetenhaufe durchgeführt, jedoch 
fei gegen das Haus feine Gewalt angewandt worden. 


19. Februar. (Peft.) Außer einer Demonftration einiger 
Hundert Studenten findet feine Bewegung in der Bevdlferung jtatt. 

21. Februar. Eine Faiferliche und königliche Verordnung ſetzt 
den Zolltarif und den Handelövertrag mit Deutjchland in Kraft. 

23. Februar. (Cisleithanien.) Die Regierung bringt fünf 
Gejegentwürfe über die Reform des Abgeordnetenhaufes ein. 


Durh den erften Entwurf wird da3 Grundgeje über die Reichs— 
vertretung vom 21. Dezember 1867, bezw. 2. April 1873 und 12. November 
1886, jowie 14. Juli 1896 abgeändert. Der zweite Entwurf handelt von 
der Wahl der Mitglieder de3 Abgeordnnetenhaujes und der der Reidysrats- 
wahlordnung. Der dritte umfaßt die ftrafrechtlichen Beftimmungen zum 
Schub der Wahlfreiheit, der vierte bringt eine Ergänzung des $ 16 des 
Grundgejeges über die Reichövertretung, und der fünfte endlich ändert Die 
Gejhäftsordnung des Reichsrats. — Der auf die Abgeordnnetenwahl be- 
zügliche Entwurf bejtimmt u. a., daß auch Mitglieder des Herrenhaujes 
in das Abgeordnetenhaus gewählt werden können, doch ruht für die Dauer 
des Abgeordnetenmandates die Mitgliedihaft im Herrenhauje. Die Zahl 
der Mitglieder de3 Abgeordnnetenhaujes beträgt 455 (wird aljo gegenüber 
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der bisherigen Ziffer erhöht). — Bon den Mandaten entfallen auf Böhmen 
118, auf Dalmatien 11, auf Galizien 88, auf Niederöfterreich mit Wien 55, 
auf Oberöfterreich 20, Salzburg 6, Steiermark 28, Kärnten 10, Krain 11, 
Bulomwina 11, Mähren 44, Schleſien 13, Tirol 21, Vorarlberg 4, Iſtrien 5, 
Trieft 5, Gradisfa 5. — Das aktive Wahlrecht fteht jedem Staatäbürger 
zu, der 24 Jahre alt ift und ſeit mindeftens einem Jahre in einer öfter- 
reichifchen Gemeinde feinen Wohnfig Hat, das paſſive Wahlrecht jedem, der 
jeit mindeften3 drei Jahren öfterreichiicher Staat3bürger ift und das 30. Jahr 
zurüdgelegt hat. — Das vorausfichtliche nationale Ergebnis der Reform 
ftellt ich folgendermaßen dar: Deutſche fünftig 205, jest gleichfall3 205, 
Böhmen (Tichechen) künftig 99, jest 87, Polen fünftig 64, jet 72, Ru— 
thenen fünftig 31, jet 10, Slowenen fünftig 23, jet 15, Serbo⸗Kroaten 
fünftig 13, jest 12, Staliener fünftig 16, Ion 19, Rumänen fünftig 4, 
jegt 5. — Die neue Reichsratswahlordnung joll mit der Auflöfung des 
jeßt beftehenden Abgeordnetenhaujes in Wirkſamkeit treten. Die Wahl- 
berechtigten eines jeden Wahlbezirf3 bilden einen Wahlkörper, der je einen 
Abgeordneten zu wählen hat. Nur in den ländlichen Wahlbezirfen Ga- 
liziens follen je zwei Abgeordnete gewählt werden, daß jeder Wähler nur 
für einen Abgeordneten jeine Stimme abgeben kann. Mähren iſt nad 
dem Borbilde der Landtagswahlordnung in Wahlbezirfe mit national ge- 
trennten Wahllörpern eingeteilt. Die Einführung analoger Einrichtungen 
in anderen Ländern wird von der Einführung de3 nationalen Katafters 
abhängig gemacht werden. Es wird verjucht, die Wahlbezirfe möglichit 
national-einheitlich zu geftalten. Außerdem wird die Schaffung von ftädti- 
fchen und ländlichen Bezirken verjuht. Jeder Wähler kann nur eine 
Stimme abgeben. Die Wahlpflicht ift in dem Entwurfe nicht feftgeftellt; 
das Wahlrecht ift in derjenigen Gemeinde auszuüben, in der der Wahl- 
berechtigte am Tage der Ausjchreibung der Wahl jeit wenigſtens einem 
Sabre wohnt. — Der Geſetzentwurf betreffend die Aenderung der Gejchäfts- 
ordnung des Be Dei den beftimmt u. a., daß Abgeordnete, welche 
grobe Ruheftörungen im Haufe verüben oder das Haus oder den Präji- 
denten jchwer beleidigen, auf längjtens eine Woche aus dem Haufe aus- 
geichloffen werden können. Außenftehende Perſonen können, falls fie von 
einem Abgeordneten unter dem Schuße der Nedefreiheit einer ftrafbaren 
Handlung bejchuldigt oder durch ehrenrührige Behauptungen über ihr 
Privat- und Familienleben gefränft werden, beim Präfidenten fchriftlich 
Beichwerde führen. 

23. Februar. (Cisleithanien.) Minifterpräfident Freiherr 
v. Gautjch begründet im Abgeordnetenhaufe die Vorlage über die 
PBarlamentsreform: 

Durch die Vorlage diefer Gejegentwürfe Iöje die Regierung ihr am 
28. November 1905 gegebene Berjprechen ein. Die Ankündigung der 
Geſetzentwürfe betreffend den Schu der Wahlfreiheit jowie die Reform 
der Geihäftsordnung werde mit lebhaften Beifall aufgenommen. Die Re- 
gierung ließ nichts unverjucht, um nationale Wahlrechtsverlufte möglichft 
zu verhüten; nur dort, wo eine große Bevölferung und die Höhe der 
Steuerleiftungen jowie der Bildungsgrad dafür jprechen, würde eine Ver— 
miehrung vorgenommen. Selbſt wenn aber eine ‘Partei geringfügige Ber- 
luſte erlitte, würden dieje reichlich aufgewogen dadurd, daß die Parteien 
zukünftig nicht durch Rechtsichranfen von der großen Mafje getrennt wür- 
den, daß ihre Mandate gemwifjermaßen vom ganzen Volke erteilt jein würden. 
(Stürmifche Unterbrechungen und Beifall. Händeflatihen.) Auf die wich— 
tige Frage der Wechjelbeziehungen zwiſchen der Wahlreform und der 
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nationalen Frage eingehend, betont der Minifterpräfident: Die Zufammen- 
ſetzung unferes Staates bringt e3 mit jich, daß die wahre Probe auf den 
inneren Gehalt und die Dauerhaftigfeit einer großen politiihen Reform 
ihr Verhältnis zur nationalen Frage ift. Die Borlage wird vielfach Un- 
zufriedenheit hervorrufen. Wer aber ohne Vorurteil die unendlichen 
Schwierigkeiten einer derartigen Vorlage in einem Nationalitätenftaate er- 
wägt, wird vielleiht anerkennen, daß der Regierung der Wille zur Ge- 
rechtigfeit nicht abgejprochen werden fann. Zur Löjung der nationalen 
Frage wendet die Regierung in erfter Linie das Territorialprinzip an, 
indem fie, fomweit al3 möglich, national einheitliche Wahlbezirke ſchuf und 
dabei bis auf die Drtögemeinden herabging. Was die Form des Wahl- 
rechtes betrifft, jo jchlägt die Regierung ohne Ausnahme die direfte Wahl 
vor. (Beifall) Bon der Feſtſetzung der Wahlpflicht wurde, weil es dem 
Volksbewußtſein nicht entipricht und vielfach verwaltungstechniiche Schwierig- 
feiten mit fich bringt, Abjtand genommen. Angefichts der Möglichkeit einer 
größeren Agitation, der beträdhtlihen Vermehrung der Wahlbezirfe und 
ded zu erwartenden Hervortreteng von jcharfen fozialen Gegenjägen, ent- 
ſchloß ſich die Regierung, jcharfe gejeglihe Maßregeln behufd Vermeidung 
von jeder Form illoyalen und terroriftiihen Einwirkens auf die Wähler- 
ihaft vorzuschlagen. Die Regierung will, daß die Wahlen nicht allein 
allgemein find, jondern daß fie auch frei bleiben. (Lebhafter Beifall.) Das 
aus dem allgemeinen Stimmrecht Hervorgegangene Haus muß auch feiner 
Aufgabe gerecht werden. Deshalb jchlägt Die Regierung eine Aenderung der 
Geihäftsordnung behufs Sicherung einer bejchleunigten Arbeitskraft vor. 
Was die von der Regierung ind Auge gefaßte Reform des Herrenhaujes 
betrifft, jo jprechen die Gruppen des Herrenhaufes fich gegen eine jolche 
aud. Dagegen liegt eine wünſchenswerte Ergänzung des allgemeinen 
Stimmredtd darin, daß die Mitglieder des Herrenhaufes aud wählbar 
im Abgeordnetenhaufe find, mwober während der Mandatsdauer für das 
Abgeordnetenhaus die Mitgliedichaft im Herrenhaujfe zu ruhen hätte. — 
Auf die Frage der fünftigen Mehrheitäverhältniffe jowie der Beziehungen 
der Wahlreform zum nationalen Beligftande übergehend, führt der Minifter- 
präfident aus: Auch im neuen Haufe wird fein Volksftamm für fich allein 
die Majorität haben. Die Zukunft Defterreich3 beruht darauf, daß Die 
Volksſtämme nicht, wie bis jeßt, ihre produktive Kraft fruchtlos verbrauchen, 
jondern ſich zufammenfinden. (Anhaltender Beifall. Lärmende Zwifchen- 
rufe der Alldeutichen.) Die Wahlreform ift nicht im Intereſſe irgend einer 
Bartei unternommen worden, am allerwenigften im Intereſſe der jozial- 
demofratijchen Partei; fie entijprang der Notwendigkeit, da Parlament auf 
feftere Grundlagen zu ftellen al3 bisher. (Lebhafter Beifall.) Was Die 
Behauptung angeht, daß den eigentlichen Borteil die Sozialdemokratie 
— werde, ſo erwidere er, wenn man die Sozialdemokratie ernſtlich be— 
ämpfen will, ſo muß man ihr die wirkſamſte Waffe entwinden, nämlich 
die Anklage gegen den Staat, daß die minderbemittelten Klaſſen in ihren 
wirtſchaftlichen Rechten verkürzt werden. (Lebhafter Beifall.) — Auf die 
entjchwindende Wera zurüdblidend, Fonftatiert der Minifterpräfident, daß 
dad Abgeordnetenhaus wehr- und willenlos inmitten der Stürme der Ob— 
ftruftion ftand. Wenn die jegigen politischen Klafjen für die Reform 
ftimmen, tragen fie bei zu dem großen politiichen Yortjchritt und zum 
jozialen Frieden. (Bebharter Beifall.) — Ich für meinen Teil erwarte 
von der Reform für alle nur Gutes. (Beifall) Weil mid) dieje Ueber- 
zeugung bejeelt, gehe ich mit gutem Gewiſſen in den Kampf; ich bin e3 
der Sache jchuldig, bis zum legten Augenblid ae Go und werde, 
jolange nicht alle Mittel des Iegalen Kampfes erjchöpft find, die Waffen 
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nicht ſinken laſſen. (Lebhafter Beifall.) — Perfonen gehen, Ideen bleiben. 
— Mein Sturz ift nicht der Sturz der Wahlreform. (Anhaltender, leb— 
bafter Beifall, Händeflatjchen und höhniſche Zurufe der Alldeutichen.) Der 
Minifterpräfident wird beglückwünſcht. 


27. Februar. (Ungarn.) Das Finanzminifterium veröffent: 
Licht eine Darjtellung und ziffermäßige Aufftellung der Staat3- 
ausgaben. 


Der Voranſchlag für 1906 beruht danach auf dem Voranſchlag 
von 1905 mit jehr erheblichen Berringerungen. Die Verringerungen be- 
tragen im Rahmen der ordentlichen Ausgaben und der Snveftitionen rund 
10 Millionen Kronen. Die ftrenge Ordnung in der Führung des Staats— 
haushalts ift durch mehrere den Reſſortminiſtern auferlegte Beichränfungen 
gefichert, welche der Minifterrat beichloffen Hat. Unter anderem dürfen 
ohne bejondere Ermächtigung des Minifterrats jelbft Ausgaben für die 
Fortſetzung der bereit3 in den früheren Budgetjahren begonnenen Inveſti— 
tionen nicht geleiftet werden. 


Ende Februar. (Ungarn.) Kundgebungen der Oppofition. 

Die Koalition veröffentlicht eine Adrefje, in der fie behauptet, daß 
die Auflöjung des Abgeordnetenhaujes nicht nur erfolgt jei, weil die Mehr- 
heit des Haufes die abjoluten militärischen Hoheit3rechte der Krone nicht 
anerkennen konnte, jondern ebenjojehr zu dem Bwed, die Selbitbeitimmung 
der Nation auf wirtjchaftlichem Gebiete zu vereiteln, ohne Rückſicht darauf, 
daß die gejegwidrig zuftande gefommenen Handelöverträge für das Land 
nicht bindend jeien. Die Kundmachung fordert jchließlich alle Bürger ohne 
Unterjchied der Parteiftellung auf, gegen die gejegwidrigen Maßnahmen 
der Regierungögewalt unermüdlichen Widerftand zu leiften. Die Verfafjung 
müfje jchließlih vom Giege gefrönt werden. — In einem offenen Briefe 
an jeine Wähler erflärt Graf Zulius Andrafiy, eine Berftändigung fei 
unmöglich gewejen, weil man das Recht des Parlaments bejtritten habe, 
bei fragen der Dienft- und Heeresorganifation und bei Beltimmung der 
Kommandojpradhe mitzuwirken und die Bewilligung des Refrutenfontingents 
von der Annahme gemwifjer Bedingungen abhängig zu machen. Aus diejem 
Grunde wollte man auch geringfügige Konzeffionen nicht machen, um dem 
grundjäglichen Standpunkt der Krone bezüglich der Militärhoheitsrechte 
nicht zu präjudizieren. Man lehnte jede Art eines Kompromifjes ab und 
forderte die unbedingte Unterwerfung. Andrafiy erflärt ferner, falls er 
jih um des Friedens willen entjchloffen Haben mürde, ein Kabinett zu 
bilden, jo würde jeine Aufforderung ganz vergebens geweſen jein. Die 
Nation wäre ihm auf dem Wege der Demütigung nicht gefolgt und der 
Frieden wäre nicht eingefehrt. Er Habe daher den ihm aufgeziwungenen 
Kampf aufnehmen müfjen, was ihm perjönlich bejonders peinlich ſei, da 
ihn ein Band der Liebe und Dankbarkeit mit dem Monarchen verfnüpfe. 
Andraſſy jpricht dann die Hoffnung aus, daß innerhalb der gejeglichen 
Frift die Wahlen für das Abgeordnetenhaus ftattfinden werden und jchließt 
damit, daß er verfichert, die ungarische Nation jage feinen unerreichbaren 
Utopien nad, jondern jie halte nur feit an ihrem verfaffungsmäßigen Recht, 
für defjen Behauptung fie gefämpft habe. 


3. März. (Ungarn) Der Führer der „Neuen Partei“, 
Baron Banffy, tritt aus der Koalition aus. 


Er ift für die Ausschaltung der militärischen Frage aus dem 
DOppofitionsprogramm, fordert die Anbahnung der volljtändigen wirtichaft- 
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lichen Selbftänbigfeit Ungarns, die Schaffung eines eigenen ungarijchen 
Bollgebiet3 nad) Ablauf der joeben in Kraft getretenen Hanbelsverträge. 


6. März. (Eisleithanien.) Die Regierung bringt folgen- 
des Ermächtigungsgejeg über die Beiträge zu den gemeinjfamen 
Ausgaben ein: 


8 1. Die vorſchußweiſe Leiftung von Beiträgen zu den Koſten der 
gemeinfamen Angelegenheiten im Jahre 1906 von feiten der im Reichs— 
rate vertretenen Königreihe und Länder wird unter der Vorausjegung 
reziprofer Beitragsleiftung der Länder der ungariſchen Krone genehmigt. 
8 2. Nach der gejegmäßigen Feitftellung des Budget3 der gemeinjamen 
Angelegenheiten für das Jahr 1906 und des Verhältniffes, in dem beide 
Staatögebiete zu den Koften der gemeinjamen Angelegenheiten beizutragen 
haben, ift auf diefer Grundlage über die geleifteten Beiträge endgültig 
abzurechnen. 83. Ueber die vorſchußweiſen Leiftungen ift dem Reichsrate 
halbjährig ein Ausweis vorzulegen. 


7.123. März. (Ci3leithanien.) Abgeordnetenhaus. Wahl- 


recht3debatte, erjte Leſung. 


Minifter des Innern Graf Bylandt-RhHeidt: In der Wahlfreis- 
einteilung fei zum Schutze des nationalen Beligftandes nach Tunlichkeit 
das Prinzip der nationalen Abgrenzung angewendet worden, jo daß fünftig- 
hin der nationale Befigftand ausfchlieglich auf der Summe der nationalen 
Wählerjchaft beruhen werde, unabhängig von Kompromifjien und Wahl- 
zufälligfeiten. Die Negierung ſei fich wohl bewußt, daß das Deutjchtum 
ın Defterreich zu den erften Kulturträgern, zu den ftaatserhaltenden Yal- 
toren gehöre, die von jeder Regierung beachtet werden müſſen. Die Ver- 
mehrung der ſlawiſchen Mandate jei ein natürliches ziffernmäßiges Er- 
gebni3 aus der Anwendung der entwidelten Grundfäge. Abg. v. Grab- 
mayer (verfafjungstreuer Großgrundbej.) ift gegen das allgemeine Wahlrecht: 
Erſtens befämen infolge desſelben die ungebildeten Elemente die Herrichaft 
über den Staat, zweitens mürden Die —— das Haus be— 
herrſchen. Abg. Weißkirchner (chr. ſoz.) polemiſiert gegen den Vorredner: 
Auch im —** Reiche hätte das allgemeine Stimmrecht nicht die un— 
gebildeten Elemente ans Ruder gebracht, und die bisherige Kurie des all— 
gemeinen Wahlrechts hätte doch nicht ausſchließlich oder vorwiegend un— 

ebildete oder radikale Abgeordnete ins Parlament entſandt. Uebrigens 
ei gerade die Arbeiterſchaft überaus regen politiſchen Geiſtes. Graf 
Dzieduſzykie (Pole): Die Vorlage behandle die Nichtdeutfchen als in- 
feriore Staatöbürger und benachteilige die Polen. Die Mandate müßten 
auf die einzelnen Länder nad der Kopfzahl verteilt werden. Raftan 
(Tſch.): Das allgemeine und gleiche Wahlrecht fei in einem Staate, in dem 
der Militär- und Bildungszwang beftehe, unerläßlih. Die Wahlreform- 
vorlage enthalte aber Ungerechtigfeiten. Die Slawen würden, wenn fie 
die ihnen zufommende Mehrheit Hätten, den Deutjchen gern die Hand zum 
Frieden reihen. Abg. Graf Silva-Tarouca (fon. Großgrundbefiß.): Die 
Wahlreformvorlage der Regierung entjpreche weder dem von der Regierung 
proflamierten Grundjag der Gerechtigkeit, noch der Hiftoriichen Entwidlung 
und werde auch nicht die vom Minifterpräfidenten erhofften Wirkungen 
haben, weil dieſe nur auf der Grundlage der nationalen Berftändigung 
zu erwirfen jeien. Er wünſche eine Berfafjungsänderung im Sinne der 
Entlaftung des Reichörates und der Erweiterung der Kompetenz der Land- 
tage. Adler (Soz.): Die Sozialdemofraten begrüßten die Borlage troß 
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der ihr anhaftenden Mängel mit Befriedigung. Die Regierung habe die 
Borlage nicht jo fehr unter dem Drud der Sozialdemokratie eingebracht, 
al3 weil fie an den bisherigen ftaatlihen Einrichtungen Defterreich3 ver- 
zweifeln mußte. Die Sozialdemokraten hielten an ihrer Nationalität feft 
und hätten ein großes Intereſſe an der gefunden Entwidlung des Staates. 
— (d. Vp.) lehnt die Vorlage ab, weil fie eine ſſawiſche Mehr- 
eit jchaffe. 

Am 14. fonftatiert Minifterpräfident v. Gautſch, daß fjämtliche 
Redner die Notwendigkeit der Wahlreform prinzipiell anerfannt und dem 
Grundgedanken der Regierungsvorlage zugeftimmt haben. Die fonjervativen 
Elemente jollten durch die Wahlreform nicht aus den PBarlamenten ver- 
drängt werden; es jei durch die Art der Wahlfreiseinteilung Vorſorge 
dafür getroffen, daß die Konjervativen von den Radikalen nicht verdrängt 
werden fönnten. Durch die von verjchiedenen Seiten vorgeichlagene Aen— 
derung der Berfaflung im Sinne der Entlaftung des Reichsrates würde 
der nationale Kampf ftatt Eine Stätte deren viele haben, wo die Möglich- 
feit einer Vermittlung noch jchwieriger wäre, al3 im Reichsrat. Die Wahl- 
reform jei nicht im Intereſſe der Sozialdemokratie eingebracht worden, die 
Regierung unterhalte feine Verbindung mit der fozialdemofratiichen Partei. 
Wer ihn, den Minifterpräfidenten, fenne, der wiſſe, daß er diefer Partei 
völlig fernftehe und daß jeine Anfchauungen von denen derjelben durch 
eine weite Kluft getrennt jeien. Die Rechte der jlawijchen Völker würden 
nicht verkürzt; die Vorlage, welche die Zahl der ſlawiſchen Mandate er- 
höhe, fönne fein jchreiendes Unreht an den nichtdeutichen Völkern be- 
deuten. Er jehe feine Schwächung Defterreichd durch die Reform voraus, 
er jehe vielmehr Millionen, die bisher von Unmut erfüllt waren, enger 
an die Intereſſen de3 Vaterlandes geknüpft, er jehe das öſterreichiſche 
Parlament neugegründet auf dem Fundamente des gleichen Nechtes und 
gerüftet gegen die Stürme der Zukunft. Er könne daher mit Beruhigung 
jagen: Wer für das neue Wahlrecht ftimmt, ftimmt für die Neubegründung 
unferer parlamentariichen Einrichtungen. (Unhaltender Iebhafter Beifall.) 

Abg. Kramarcz (Tſch.): Die Tichehen träten für die Wahlreform 
einzig im Intereſſe des Bolfes ein. Die logiiche Folge werde eine Ber- 
fafjungsreform in nationaler Richtung in Verbindung mit einer Dezen- 
tralijfation jein müſſen. Im neuen Barlament werde der Ausgleich der 
Nationalitäten, den auch die Tichechen wünjchten, die Lebensbedingung für 
alle jein. Abg. Abrahamovic (Pole): Die Polen jeien, obwohl 1873 
bis 1878 nichts für Galizien geſchah, für alle Staatönotwendigfeiten ein- 
getreten, für die Stellung des Polenklub3 zum Staate fei nicht etwas an- 
dered maßgebend geweſen, al3 die Liebe zum Kaijer. Die Einficht, daß 
es im Nationalintereffe der Polen liege, für die Größe eines Reiches ein- 
zutreten, in welchem jie ihre freie Entwidelung fänden, endlich der Wunſch, 
zu beweijen, daß die Polen, wo ihre Rechte gejchont würden, die loyalften 
Staatöbürger feien. Er fünne von der Wahlreform Feine Beflerung der 
parlamentarifhen Lage erwarten. Abg. Lecher (fortichrittl.): Die Wahl- 
reform wird ficher gemadt, alfo ift es befjer, jie wird von uns als ohne 
und gegen und — Fällt die Wahlreformvorlage und mit ihr Gautſch, 
jo find die Wahlreformgegner doch nicht imftande, eine Koalition zu bilden. 
Es würde nur ein andere Beamtenminifterium fommen und der Kaiſer 
die Demiſſion des Frhrn. dv. Gautſch Doch nicht annehmen, jondern das 
Haus würde aufgelöft, und auf Grund der alten Wahlordnung würden 
mit der Blattform der neuen Wahlordnung neue Wahlen gemacht, die 
zweifello8 von der Frage: „Für oder gegen das allgemeine Stimmrecht“ 
beherricht fein würden. Dann aber wird fich eine Koalition der ſonſt 
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politiich größten Widerſacher bilden, dann werben alle diejenigen zufammen- 
gehen, ohne Rüdjiht auf Schwarz oder Rot, weldhe für das allgemeine 
GStimmredt find. Und die Gemählten find dann jchon aufs allgemeine 
Stimmredt vereidigt. So iſt ed gewiß befier, daß derjenige, der weiß, 
die Wahlreform wird gemacht, der aber will, daß fie mit Berüdjichtigung 
jeiner nationalen, beruflichen oder irgendweldyer anderen Intereſſen ge- 
macht werde, die Zeit ausnüßt, jolange er noch wach ift, denn er fönnte 
leiht vom Schidjal überrannt werden. 

Am 23. polemifiert Graf Stürgfh gegen das Geſetz: Die Wahl- 
reformaftion der Regierung fei der ſchwerſte Schlag gegen das Deutſchtum 
in Defterreich jeit dem Beginn der verfafjungsmäßigen Aera. Im vollen 
Bewußtſein, daß durch die Wahlreform die Intereſſen des Staates bedroht 
find, deren Erhaltung einer anderen Inſtanz zufteht, rufe ich über die 
Häupter diefer Regierung Hinweg zum Fenſter dieſes Saales hinaus dem 
Minifter des Aeußern zu: Iſt Erzellenz fi) der Gefahren bewußt, die für 
weſentliche Intereſſen der Dynaftie und der Monarchie durch dieſe Re- 
gierung heraufbeſchworen werden? Und wenn ja, mas gedenft Erzellenz 
vorzufehren, um dieſe Gefahren abzuwehren? Ein Recht auf die Beant- 
wortung dieſer Anfrage hat die gejamte Deffentlichkeit! (Großer Lärm 
bei den Ehriftlih-Sozialen und Sozialdemokraten, Beifall bei den Deutfchen 
und Polen.) 


7. März. (Ungarn) Veränderungen im Minifterium. 


Das Amtsblatt veröffentlicht die Ernennung des Minifterialrates 
Franz Hegedues zum Finanzminifter, des Minifterialrates Toft zum Kultus— 
und Unterrichtsminifter und des Feldmarjchall-Leutnants Bela Papp zum 
Honvedminifter. Gleichzeitig wird Baron Fejervary, der proviforiich auch 
das Finanzportefeuille geführt hatte, feiner Stellung als Finanzminifter 
enthoben. Der bisherige Kultus- und Unterrichtsminifter Dr. Georg Lukaes 
und der bisherige Honvedminifter Feldmarjchall-Leutnant Bihar werden 
ihrer Stellungen unter Anerkennung ihrer treuen und en Dienſte ent- 
hoben. — In der Prefje werden die Veränderungen im Kabinett als ein 
Zeichen der Konfolidierung der bisher verfolgten Regierungspolitif aufgefaßt. 

9. März. Der Reichskriegsminifter jchärft den Kommandanten 
unter Hinweis auf Vorgänge in Ungarn ein, ben Zivilbehörden bei 
Unterdrüdung von Unruhen energifch beizuftehen. 

März. (Ungarn.) Die Budapefter Banken jtellen der Re— 
gierung einen Sontoforrentfredit von 100 Millionen Kronen zur 
Verfügung. 

10. März. Ungarifche Finanzen. 

Der Staatsfafjenausweis für 1905 zeigt gegenüber dem Borjahre 
einen Ausfall von Einnahmen in der Höhe von 160 Millionen Kronen 
und eine Verminderung der Ausgaben um 42,7 Millionen. Der Einnahme- 
ausfall rührt daher, daß die direkten Steuern, mweil der Reichstag fie nicht 
bewilligte, nicht geleiftet worden find. Verſchiedene Zweige der indirekten 
Steuern zeigen jedoch eine Erhöhung. So bradıte Tabak eine Mehr- 
einnahme von 3,1 Millionen, Poft und Telegraphen eine ſolche von 3,8 
Millionen und die Staatsbahnen eine folche von 13,1 Millionen Kronen. 
Der Unterjchied der Einnahmen für 1905 gegenüber denen von 1904 er- 
Iheint aud darum bedeutend, weil im Jahre 1904 auch die Steuern de3 
Vorjahres entrichtet wurden, da der Reichdtag auch 1903 die Steuern nicht 
bewilligt hatte. j 
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16. März. (Ungarn.) Befämpfung der Koalition. 


Der Minifterrat Iöft das leitende Komitee der Foalierten Parteien 
des aufgelöften Reichdtages auf und verbietet defjen meitere Tätigkeit, weil 
dieje Komitee ſich Rechte angemaßt hätte, die nur der Erefutivgewalt zu- 
ftehen, und das Komitee in Beichlüffen, Erklärungen und Mufrufen zum 
offenen Widerftande gegen gejegliche Verfügungen aufgereizt hätte. 

16. März. (Wien.) Abkommen mit Serbien. 

Serbien genehmigt die öfterreichiich-ungariichen Borjchläge für Die 
Schaffung eine® modus vivendi bis zum Zuftandelommen des endgültigen 
Vertrages vorbehaltlos. Danach jollen die beiderjeitigen PBrovenienzen volle 
Meiftbegünftigung genießen. Bon jerbiicher Seite werden alle Repreifions- 
maßregeln außer Kraft gejegt, wogegen Dejterreich-Ungarn die Ein- und 
Durchfuhr von Geflügel und friſchgeſchlachtetem Fleiſch geftattet und für 
Bieh zu Schladhtzweden von Fall zu Fall die Einfuhrbemwilligungen erteilt. 


März. (Ungarn) Die Regierung erjegt viele oppofitionelle 
Beamte der Selbftverwaltung durch königliche Komitate. 

18.19. März. (Ungarn) Preßkrieg zwiſchen Regierung und 
Koalition. 


Der leitende Ausschuß der Koalition faßt am 18. einen Beichluß, 
der die von der Regierung zur Begründung der Auflöfungsverfügung 
geltend gemachten Ausführungen befämpft und den Vorwurf der Aufreizung 
und des Eingreifens in die Rechte der Erefutive als wahrheitswidrig be- 
zeichnet. Das Minifterium erwidert in einer Bekanntmachung, der Be- 
Schluß des Ausſchuſſes enthalte eine kühne Verleugnung allbefannter Tat- 
jachen, da der Ausſchuß den Munizipien und ihren Beamten die Weijung 
erteilt habe, die Obergefpane und königlichen Kommifjäre nicht anzuerfennen 
und denjelben feinen Gehorſam zu leiften, wobei den Beamten verſprochen 
wurde, ihnen für die Folgen der Reſiſtenz, jobald die Koalition ans Ruder 

elangen mwerde, aus Staatömitteln Schadenerjag zu leiten. Der Aus- 
Hub habe ferner an die Müunizipien die Weifung und den Befehl ergehen 
lafien, den Kreditaniprüchen des Staates nicht entgegenzufommen, die frei- 
willig geleifteten Steuern nicht abzuliefern, für die Refruten feine Eintritt3- 
ertififate auszuftellen und alle darauf bezüglichen Berordnungen des Mini- 
— * des Innern außer acht zu laſſen. Dadurch habe der Ausſchuß eine 
verbotene Handlung begangen. Indem er die Mitglieder der Wehrmacht 
aufforderte, dem auf Grund des Geſetzes erlaſſenen Armeebefehl feinen 
Gehorfam zu leiften, und indem er die gegen die Monarchie gerichteten 
Aktionen auswärtiger Staaten ermunterte, habe der Ausſchuß unbeftreitbar 
in den Rechtskreis der Erefutive eingegriffen. Der Ausschuß beging ferner, 
al3 er die Rechtsgültigfeit der ausländiſchen Handelsverträge für null und 
nichtig erklärte, fogar einen Eingriff in den Rechtskreis der Gejeßgebung, 
indem er das Recht der authentifchen Interpretation der Gejege für ſich 
in Anſpruch nahm. Indem er diefe Tatjahen nachträglich ableugnete, 
brandmarfte er jeine gemeinſchädliche und gemeingefährliche Tätigfeit mit 
eigener Hand. 


27.28. März. (Cisleithanien.) Abgeordnetenhaus. De— 
batte über eine Sonderftellung Galiziens. 


Die Alldeutſchen ftellen Dringlichkeitdanträge, Galizien eine Sonder- 
ftellung zu jchaffen, mweil Diejes allein die mit der Wahlreform für das 
Deutihtum verbundene Majorifierungsgefahr abwenden könne. Minifter- 
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präfident v. Gautſch: Die Anträge hätten ihren Urfprung in parteipoli- 
tiſchen und parteitaftiichen Abfichten. Sie bezwedten die Fernhaltung der 
Vertreter Galiziend von den Verhandlungen de3 Reichsrates. Die Re- 
gierung, die an der Staatseinheit fefthalte, müfje fich gegen jeden Verſuch 
einer Zoderung des Staatögefüges unbedingt ablehnend verhalten. Gie 
fönne daher dem Berlangen, ein Gejeg über die Sonderftellung Galiziens 
vorzulegen, unter feinen Umftänden entiprechen. — Gegen den Antrag 
iprechen Elerifale, tſchechiſche und rutheniiche Abgeordnete; er fei ein An— 
ihlag gegen die Wahlreform und werde die Ruthenen den Polen aus- 
liefern. Die Polen find für den Antrag, um eine allgemeine Verfafjungs- 
revifion herbeizuführen. — Die Anträge erhalten die einfache Mehrheit 
‚und find damit abgelehnt, da die Dringlichkeit nur durch Zweidrittelmehr- 
heit bejchloffen werden kann. 

4. April. (Ungarn) Das Amtsblatt veröffentlicht einen 
föniglichen Befehl, durch den die Erjagreferve de Jahrganges 1904 
der Honvedtruppen zur aktiven Dienftleiftung einberufen wird. 
Die außerordentlide Maßregel ijt infolge der vom Parlamente 
nicht bewilligten Rekrutierung notwendig geworben. 

8. April. (Ungarn) Minijterwechjel. 

Nah mehrtägigen Verhandlungen in Wien tritt Minifterpräfident 
Fejervary zurüd und folgendes Kabinett wird gebildet: Dr. Alerander 
Weferle, Präfidium und Finanzen, Graf Julius Andrafiy, Minifterium 
des Innern, Graf Albert Apponyi, Kultus und Unterricht, Franz Koffuth, 
Handel, Geza Bolonyi, Zuftiz, Graf Alexander Zichy, Minifter a latere, 
Dr. Ignaz Daranyi, Ackerbau. — Das Kabinett Hat fi) nach dem „Wiener 
Fremdenblatt“ zu folgenden Bedingungen verpflichten müfjen: Die Aus- 
ihaltung der Armeefragen; Bewilligung des Budgets und des normalen 
Refrutenfontingents für 1905 und 1906; Bewilligung der von den De- 
legationen votierten Militärfredite; Abjolution für die Minifterien Tisza 
und Fejervary; Ratifizierung der Handelöverträge; feinerlei Maßregelung 
der neuen Beamten, rejpeftive deren Entihädigung im Falle der Amo- 
vierung; Wahl der Delegation und der Duotendeputation; nach Erledigung 
der Staatönotwendigfeiten jofortige Verhandlung der Wahlreform, die 
mindeftens jo weit geht, wie der Kriftoffgfche Entwurf; mindejtens drei 
Mitglieder des neuen Kabinett3, darunter der Minifter des Innern, werden 
auf der 1867er Baſis ftehen. 

Der König richtet folgendes Handfchreiben an Fejervary: Lieber 
Baron Fejervary! Ihrer Bitte entiprechend habe Ich Sie von Ihrer Stelle 
Meines ungarischen Minifterpräfidenten enthoben. In dieſer Ihrer unter 
den jchwierigiten Berhältniffen mit mufterhafter Opferwilligfeit befleideten 
Stellung Haben Sie, von der treuejten Anhänglichfeit an Meine Berfon, 
wie auch vom reinjten Patriotismus geleitet, mit hingebendem Eifer aus— 
gezeichnete Dienfte geleiſtet. Ihre hervorragenden Dienfte wurden noch 
erhöht durch die ſelbſtloſe und erfolgreiche Tätigkeit, die Sie bei Verwirk— 
lichung der friedlichen Entwirrung aus der bisherigen kritiſchen politischen 
Lage in Ungarn entfaltet Haben. Für dieje, fowie auch für Ihre um 
Thron und Baterland jchon vorher durd eine lange Reihe von Jahren, 
namentlich durch die großartige Entwidlung der Honvedtruppen erworbenen 
großen Verdienſte jpreche Ich Ihnen innigen Dank aus und verfichere Sie 
Meiner bejonderen Gnade, jowie Meiner aufridhtigen Zuneigung, mit der 
Ich wie bisher jo auch in Zukunft Ihnen unmandelbar gewogen bleibe. 


Franz Joſeph. 
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April. In Ungarn wird das neue Kabinett im allgemeinen 
mit Jubel begrüßt und als Sieg der Magyaren betrachtet, faſt 
allein Abg. Ugron fieht in den Bedingungen eine Kapitulation vor 
der Krone. In Öfterreich erwarten viele Stimmen eine Ver— 
ſchärfung des Gegenſatzes zwijchen beiden Reichshälften. 

11. April. (Ungarn) Minifterpräfident Wekerle hält in 
der DVerfammlung der foalierten Parteien eine Programmrebe: 

Die große Verfafjungskrifis Habe Männer verjchiedener Partei- 
richtungen gezwungen, ein Kabinett zu bilden, um den Eonftitutionellen 
Notftand zu beendigen. Die Regierung werde vom Abgeordnetenhaufe 
Sndemnität für die ohne verfafjungsmäßige Bewilligung gemachten Aus— 
gaben erbitten. Sie werde auch jene Teilbeträge der Militärfredite ver- 
langen, welche in den Voranſchlag von 1905/06 eingeftellt, aber nicht an- 
genommen worden jeien. Die Regierung habe fi) nicht verpflichtet, die 
Erhöhung des Rekrutenkontingents zu verlangen, fie werde nur das nor- 
male Kontingent beanjprucdhen. Die Handelöverträge, die durch Berord- 
nung in Kraft gejegt worden jeien, würden dem Parlamente zur verfafjungs- 
mäßigen Genehmigung unterbreitet werden. Das vorbereitete Zoll- und 
SHandel3verhältni3 mit Defterreich werde, wie dies jelbjtändiger Staaten 
würdig ſei, in der Form eines Handelövertrages, nicht in der Form eines 
Handelsbündnifjes abgejchlofjen werden. Die Regierung werde die Wahl- 
reform einführen und hierauf den Reichstag auflöjen. Nach den auf Grund 
der Wahlreform vorgenommenen Wahlen werde die Regierung zurüdtreten. 


April. Das Telegramm des Deutjchen Kaiſers an den Grafen 
Goluchowski (S. 91) wird lebhaft fommentiert und im allgemeinen 
als Dokument der engen Verbindung beider Reiche aufgefaßt. 
Einige Blätter jehen darin eine Demütigung Dejterreich-Ungarnzg, 
wa3 das „Fremdenblatt“ bejtreitet. 

22. April. (Ungarn) Das Amtsblatt veröffentlicht die 
Ernennung von 32 Obergeipanen, welche an Stelle der enthobenen, 
überwiegend von dem früheren Minifterpräfidenten Fejervary er— 
nannten Obergeſpane an die Spibe der Verwaltung der Komitate 


geftellt worden find. 

Ende April. (Cisleithanien.) Vergeblicher Verſuch, das 
Kabinett zu parlamentarifieren. Kabinettswechſel. 

Minifterpräfident Schr. v. Gautſch jchlägt zur Erzielung einer Mehr- 
heit für die Wahlreform, die Errichtung 24 neuer Mandate vor. Davon 
erhalten die Deutichen 12, die Polen 10, die Tichechen 1, die Staliener 1. 
Bon den 12 deutichen Mandaten erhält Wien und Niederöfterreich 6, je 
die Deutihböhmen, Schlefien, die Landgemeinden Mährens, Linz, Gottjchee 
und die Bukowina. Dadurch erhalten die Slawen 241, die Deutjchen mit 
den Stalienern 238 Mandate, die ſlawiſche Mehrheit bleibt erhalten, finkt 
aber von 5 auf 3 Mandate. — Gleichzeitig jucht er, um die Verftändigung 
zu erleichtern, anftatt der Beamten Parlamentarier zu Miniftern zu be- 
rufen. Sein Plan iſt: Es treten vier Deutjche, zwei Tſchechen und zwei 
Polen aus den Reihen der Parlamentarier in das Kabinett. Als deutjche 
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Kandidaten werden genannt: Derſchatta (Deutiche Volkspartei) als Eijen- 
bahnminifter, Dr. Groß (TFortichrittspartei) oder Prade (Bolfspartei) als 
Landsmannminifter, Groß eventuell auch als Finanzminifter und Dr. Eben- 
body (Zentrum) als Aderbauminifter. Für die Tſchechen ſoll Paczak als 
ee ai on und Baczel, der jeßige zweite Vizepräfident des Ab- 
georbnetenhaufes, ald Handelöminifter und für die Polen Graf Dzieduszycki 
als Landsmannminifter und Madeyski als Unterrichtd- oder Juftizminifter 
in das Minifterium Gautjch eintreten. 

Gegen diefe Löjung find namentlich die Deutichböhmen, die Al- 
deutjchen wegen der jlawijchen Mehrheit und die Polen, die das allgemeine 
Wahlrecht ablehnen. Da eine Einigung nicht zu e — iſt, tritt Gautſch 
zurück (30. April), der Kaiſer ernennt zu ſeinem Nachfolger den Statt 
halter von Trieſt Prinz Konrad zu Hohenlohe— —— Die 
übrigen Miniſter außer dem Miniſter des Innern Grafen Bylandt bleiben 
im Amt. 


29. April bis 7. Mai. (Ungarn.) Bei den Wahlen zum 
Abgeordnietenhaufe werden gewählt 240 Kofluthilten, 74 Mitglieder 
der Verfafjungspartei, 30 der katholiſchen Volkspartei, 38 der 
Nationalitäten, 1 Sozialijt, 1 Bauernparteiler, 7 Parteilofe. 


15. Mai. (Cisleithanien.) Abgeordnetenhaus. Minijter- 
präfident Prinz Hohenlohe legt jein Programm vor: 

Die erfte Pflicht der Regierung fei die Durhführung der Wahl- 
reform. Er hoffe, daß die bei der erjten Ankündigung vorgebrachten Ein- 
wendungen zu mobifizieren jein werden durch die Erkenntnis, dab Er- 
weiterungen der öffentlichen Rechte eine nationale Notwendigkeit geworden 
find und die vielen ausgeſprochenen Befürdtungen nicht eintreten werden. 
Er Habe e3 bei der Wahlreform nicht auf die Verdrängung des Groß— 
grundbefiged aus dem öffentlichen Leben abgejehen; das weitere Verbleiben 
des Großgrundbejiges, deſſen Verdienſte warm anzuerkennen jeien, hänge 
wejentlih von ihm ſelbſt ab. Die Regierung ſei nicht nur verpflichtet, 
auf die großen Zeitftrömungen zu achten, fie jet vielmehr ihnen gegenüber 
verantwortlih. Durch die Wahlreform werde dem Gebote der jozialen 
und politiichen Gerechtigkeit entſprochen. Gleichzeitig bahnt die Wahlreform 
eine Ausgleihung zwiſchen den nationalen Parteien über ihre politichen 
Mißverftändnifie an und fann und demnach dem Ziele näher bringen, zu 
einer nationalen Berjtändigung über die heiß umftrittenen Gebiete zu ge- 
langen. Jeder öfterreichiiche Patriot muß alles daran fegen und darf aud 
nicht3 unverjucht lafjen, wenn auch nur in weiter Ferne die Möglichkeit 
einer Milderung der nationalen Gegenſätze winkt. ... Ueber das Ber- 
hältnis zu Ungarn jagt er: Die Wiederherftellung normaler parlamen- 
tarijher Zuftände in Ungarn jei mit Sympathie zu begrüßen. Die beider- 
feitigen Regierungen jeien übereinftimmend bereit, in Verhandlungen über 
die jämtlichen offenen Fragen einzutreten und die Herftellung von Berhält- 
niffen anzubahnen, die den Intereſſen beider Reichshälften entiprächen. 
Er jei feſt überzeugt, daß, wenn der Weg zum Ausgleih mit Loyalität 
und ernjtem Willen bejchritten werde, der Erfolg nicht ausbleiben könne, 
E3 würde ein Segen für Defterreich wie für Ungarn jein, wenn es ge— 
länge, ein vertrauensvolles und gejichertes Verhältnis zwiſchen beiden Reichs— 
aaa herbeizuführen. Die öfterreichiiche Regierung werde bei den Ver— 

andlungen in fteter Fühlung mit dem Reichsrate bleiben und die Inter— 
eſſen Oeſterreichs mit größter Tatfraft vertreten. (Lebhafter Beifall.) Der 
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Erfolg hänge aber von dem NRüdhalte ab, den das Haus der Regierung 
zu bieten gemillt jei. 


Mai. Differenzen zwifchen Öfterreih und Ungarn über die 
Handeläpolitif. 


Der autonome Bolltarif, auf Grund deflen die neuen Handels— 
verträge abgejchlojjen worden find, muß von dem ungariſchen Parlament 
noch angenommen werden, was in Dejterreich bereit3 gejchehen ift. Die 
ungariihe Regierung ift hierzu bereit, fie will aber nicht, wie das öfter- 
reichiſche Gejeß, den Bolltarif bezeichnen als einen „allgemeinen Zolltarif 
für das dÖfterreihifch-ungariiche Gebiet“, als einen „Zolltarif, der für das 
gemeinfame Zoll- und Handelögebiet der öfterreichifch-ungarifhen Monarchie 
gelten und defjen Gültigkeit fi) auf die Dauer de3 Zoll- und Handels- 
bündnifjes erftreden joll“. big; ift überall im Geſetze Borausjegung, 
daß e3 ſich um einen gemeinjamen Bolltarif auf Grund eines gemeinjamen 
BZoll- und Handeldgebietes, und auf Grund des Zoll- und Handelsbünd- 
nijje3 Handelt. Die ungariiche Regierung will nun den gemeinjamen Boll- 
tarif in einen foldhen für das ungarijche Zollgebiet ummandeln, der in- 
haltlich gleichlautend mit dem öfterreichiichen fei; es fol auch ausdrücklich 
ein Bolltarif für Defterreich und Ungarn jein, aber doch als „jelbftändiger 
ungariſcher Zolltarif” ind Leben treten. — Anſcheinend joll hierdurch ein 
jelbftändiges ungariſches Wirtjchaftägebiet vorbereitet werden. Sachlich wird 
damit gegen den bisherigen Zuftand nichts geändert — die Monarchie 
bleibt audy unter diejen Umftänden ein einheitliches BZollgebiet; der dee 
nach wäre aber der entjcheidende Schritt zur Trennung heute, zehn Jahre 
bevor ſie Ereignis wird oder werben joll, bereit3 getan. Nach Ablauf der 
Handelöverträge hätte e3 Ungarn in der Hand, einen eignen Bolltarif zu 
erlafjen und eigne Handelsverträge abzujchliegen. — Die öfterreichiiche Re— 
gierung opponiert ſcharf gegen dieje Abſicht und droht mit dem Rücktritt, 
fall3 der Kaiſer den unser Standpunkt billigt. Prinz Hohenlohe ift 
nicht unbedingt gegen die Abficht, die bisherige Zollgemeinjchaft zwiſchen 
Defterreihh und Ungarn zu Iöjen, und beiden Hälften der Monardie in 
den Bollfragen fünftighin volle Freiheit zu gewähren. Er verlangt nur, 
daß dies offen und in aller Form bei einer umfafjenden Neuordnung der 
wirtichaftlichen Beziehungen zwijchen beiden Reichshälften gejchehe. 

Mai. Stimmen über den bevorstehenden Beſuch Kaifer Wil- 
helms und das Bündnis mit Deutjchland. 


Das „Fremdenblatt“ jchreibt (9. Mai): „Für die erften Tage des 
nächſten Monats fteht uns ein Bejuch des Deutichen Kaiferd bevor. Der 
Beſuch erfolgt auf die eigene Initiative Kaifer Wilhelms, der den Wunſch 
hatte, unjerem Monarchen, jeinem faijerlichen Freund, den er nun jchon 
jeit mehr al3 zwei Jahren nicht gejehen hat, wieder einmal die Hand zu 
drüden. .. Die Tagespolitif ind Spiel zu bringen, um das Erjcheinen 
Kaifer Wilhelmd in Wien zu erklären, iſt überflüffig, und wie verjichert 
wird, joll in dem äußeren Berlaufe des Zujammentreffend der unpolitijche 
Charakter desjelben zutage treten. Bollftändig läßt jich freilich auch ein 
ganz intimer Bejuch des verbündeten Herrjcherd von der Politik nicht los— 
löfen, da gerade die Yntimität der perjönlichen Beziehungen zu den Ele- 
menten der Feftigfeit des Bündniſſes gehört, das die Staaten vereinigt. 
... Darum wird ed immer einen tiefen Eindrud maden, wenn die Ober- 
häupter der Staaten, die e3 vereinigt, fich, jei ed auch nur aus perjön- 
lihen Gründen, begegnen. Wenn die Monarchen zujammenfommen, ift 
der Bündnisgedanfe mit ihnen.“ 
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In Ungarn äußern fich die Organe der Unabhängigfeitspartei 
fühl und feindjelig, weil Deutichland den Ungarn während ihrer legten 
Kämpfe kein Zeichen der Sympathie gegeben habe. Handel3minifter Koſſuth 
wendet fich gegen dieſe Anſchauung; ſchon aus wirtjchaftlihen Rüdjichten 
müffe Ungarn gute Beziehungen zu Deutfchland wahren. Minifterpräfident 
Weterle jagt (13. Mai): Jede Partei, mit Ausnahme eines Heinen Brud- 
teiles, billigt da8 Bündnis mit Deutjchland, welches nicht nur eine Garantie 
des Friedens, fondern ein Grundpfeiler unjerer auswärtigen Politik ift. 
Wir müfjen von diefem Bündniffe nicht nur alle abenteuerlichen Verſuche, 
jondern aud alle, meines Wiffend völlig unmwahren Gerüchte fernhalten, 
als ob irgend eine Einmifhung von jeiten Deutjchlands in unjere inneren 
Angelegenheiten erfolgt wäre. (Lebhafte Zuftimmung.) ch drüde Hiermit 
die Meberzeugung aus, daß die Monarchie auch weiterhin ein gleichwertiger 
Faktor des deutſchen Bündnifjes zu bleiben wünjcht. 


22. Mai. (Ungarn.) Der König eröffnet auf der Ofener 
Burg den Reichstag. 
In der Thronrede Heißt ed: „Unferem Tandesväterlihen Herzen tft 


es jchmerzlich, auf die Begebenheiten der jüngjten Vergangenheit, die den - 


ordentlichen Gang de3 fonftitutionellen Lebens geftört haben, zurüdzubliden. 
Wir jagen der göttlihen Borjehung Dank, daß die unheilvollen Miß— 
verftändniffe geſchwunden find. Das Einverftändni3 mit dem frei ge- 
äußerten Willen der Nation ift Unfer heißerſehnter Wunſch und Wir hegen 
die fichere Hoffnung, daß das verfafjungsmäßige Zuſammenwirken jämt- 
liher Faktoren der Gejeßgebung Fünftig ftet3 ungetrübt bleiben wird.“ 
Die Thronrede zählt jodann die Aufgaben des Fünftigen Reichstags auf 
und erklärt dabei, daß, obwohl die mit den Verbündeten beftehenden, auf 
die Erhaltung des Friedens abzielenden engeren Verhältnifje und freund- 
Ihaftlichen Verbindungen mit den anderen fremden Staaten eine erfreuliche 
Gewähr des Friedens böten, doc für die Erhaltung und Ausgeftaltung 
der Wehrmacht vorgeforgt werden müſſe. Es jei daher notwendig, neben 
der Bewilligung des ordentlichen Rekrutenkontingents auch jene außer- 
ordentlihen Ausrüftungsbedürfniffe zu befriedigen, die von früheren De- 
legationen bereit ald notwendig anerkannt und gutgeheißen worden jeien. 
Die Thronrede Fündigt ſchließlich an, daß nach Beendigung der Wahlreform 
die Einberufung eines neuen Reichstags erfolgen werde. i 


22.125. Mai. (Cisleithanien.) Abgeordnetenhaus. Debatte 
über die Regierungserflärung. 


Abg. Dzieduszydi (Pole): Die Haltung des Polenklubs gegenüber 
der neuen Regierung werde davon abhängen, wie dieſe ſich in ihren Hand- 
lungen gegenüber den Bedürfnifjen Galiziend und der polnischen Bevölfe- 
rung erweijen werde. Was die Wahlreform angehe, jo würde e8 Sache 
der Regierung fein, durch Entgegenfommen gegenüber den berechtigten 
Forderungen des Polenklubs e3 diefem zu ermöglichen, der Reform zuzu- 
ftimmen. Hinſichtlich der Verhandlungen mit Ungarn werde der Polen- 
Hub jein Verhalten nicht von der Stellung zur Regierung abhängig machen, 
jondern jeweilig für diejenigen Maßregeln ftimmen, die ihm für die Macht- 
ftellung und die notwendige Einheit der Monardie erjprießlich erjchienen. 
Ab. Stein (alldeutih): Die Wahlreformvorlage jei ohne Sonderftellung 
Galiziens undenkbar. Er fordere ferner die Feitlegung der deutichen Staat3- 
ſprache in Defterreich; die jegigen troftlofen Verhältniſſe rührten her von 
dem Mangel an einer führenden Regierung und an einem jelbftbewußten 
Parlamente. Abg. Stranjfy (Tſcheche): In der Regierungsvorlage handle 


‘ 
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es wi um die Schaffung eines Wahlprivilegs für die Deutſchen. Die 
Tſchechen ſähen fich gestwungen, jo lange der Regierung als Gegner 
gegenüberzuftehen, da die wichtigften Forderungen des tſchechiſchen Volkes 
ignoriert würden. 


25. Mai. (Eisleithanien.) Das Abgeordnetenhaus nimmt 
die Delegationswahlen vor. 

25. Mai. (Wien) Der Kaifer empfängt den Chef des preu- 
Bifchen großen Generaljtabs v. Moltke. — Eine urjprünglich ge= 
plante größere Truppenübung in Brud wird abgejagt, was in der 
Prefje auf politifche Gründe zurüdgeführt wird. 

25. Mai. (Eisleithanien.) Minifterpräfident Prinz Hohen 
lohe jchlägt ein Kompromiß für die Wahlreform vor: 

Hiernah wird die Gejamtzahl der Abgeordneten gegenüber der 
Gautſchſchen Vorlage um 40 vermehrt. Bon diefen Mandaten fallen auf 
Galizien 14, Niederöfterreihh 9, Böhmen 2 deutſche und 2 tichechiche, 
Mähren und Schlefien je 1 deutjches und 1 tichechijches, auf die Bukowina 
je 1 deutjches, rumänifches und ruthenijches, Oberöfterreih 2, Tirol je 1 
deutjches und 1 italienisches und jchließlich je 1 auf Salzburg und Trieft; 
letzteres ift ein italieniſches. Verſchiedene Vorjchläge bezüglich Galiziens 
betreffen eine Aenderung der Zandgemeinden-, jowie der ftädtiihen Man— 
Date und den Schu der Minoritäten. Weitere Vorjchläge beziehen ſich 
auf Abänderung de3 Paragraphen über die Art der Reichsratswahl und 
der Stihwahlen, und endlich auf die Beitimmung, daß eine Abänderung 
der Einteilung der Wahlbezirfe nur bei Anmejenheit von mindeftens der 
Hälfte der Mitglieder des Hauſes mit mwenigftens zwei Drittel Majorität 
beichlofjen werden kann. Dieſer legtere Vorjchlag bezwede nicht? anderes 
al3 die dauernde Sicherung friedlicher Verhältniſſe. 


28. Mai. (Ungarn.) Die ungarifche Regierung wird dom 
König ermächtigt, dem Abgeordnnetenhaufe den autonomen Zolltarif 
als ungarifchen Zolltarif zu unterbreiten, während die djterreichijche 
Regierung forderte, daß derjelbe als gemeinfamer Zolltarif in 
Kraft trete. 

28. Mai. (Cisleithanien.) Minijterpräfident Prinz Hohen 
lohe tritt wegen der Gewährung de3 ungariſchen Zolltarif3 zurüd. 

28.30. Mai. (Cisleithanien.) Kabinettsfrifi® und Ab— 

geordnetenhauß. 
Snfolge der Demiffion des Kabinett? jagt der Bräfident Graf 
Better die Situng für den 29. ab. (28. Mai.) — Am 29. verjammeln 
fi etwa 75 Abgeordnete der verjchiedenen Parteien unter dem Borfige 
des Abg. Prade (dt. Bp.) zu einer zwangloſen Beſprechung, um gegen die 
geihäftsordnungswidrige Abſage der heutigen Sitzung zu protejtieren. 
Abg. Brade äußert fein Bedauern über den Rüdtritt des Prinzen zu Hohen- 
lohe, auf den große Hoffnungen gejegt worden jeien und der zum erjten- 
mal den ungarischen Webergriffen entgegengetreten ſei. (Lebhafter Beifall.) 
Die Verfammlung beichließt, Prade zum Präfidium des Abgeordnietenhaujes 
zu entjenden, um es auf das Geichäftsordnungswidrige jeined Vorgehens 
aufmerfjam zu machen und es aufzufordern, heute noch oder morgen vor— 
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mittag eine Sigung abzuhalten. — Nah Wiederaufnahme der Beiprechung 
teilt Brade dann mit, daß der Präjident des Abgeordnetenhauſes erflärt 
* er ſei angeſichts der Demiſſion des Kabinetts nicht in der Lage, 
eute oder morgen eine Sitzung einzuberufen, werde dies aber in den 
nächſten Tagen im Einvernehmen mit den Obmännern der Klubs tun. 
Prade fügt hinzu, daß die Obmänner bereits zu einer Konferenz zuſammen— 
getreten ſeien. Man möge dieſer die Löſung der Frage vertrauensvoll 
überlaſſen. Ein Antrag des Abg. Schönerer (alldeutſch), dem Präſidenten 
das Mißtrauen auszuſprechen, wird abgelehnt, und die Verſammlung hier— 
auf geſchloſſen. — In der Konferenz der Obmänner, in der jämtliche Bar- 
teien mit Ausnahme der Alldeutichen "vertreten waren, wird bejchlojjen, 
morgen eine Sitzung abzuhalten. Die Vertreter der deutichen Fortichritt3- 
partei und des Zentrumsklubs geben ihrem Bedauern über den Rücktritt 
des Prinzen zu Hohenlohe und ihrer Genugtuung über deſſen Haltung 
gegenüber Ungarn Ausdrud. Der Zentrumsflub bezeichnet es als Pflicht 
aller Barteien, jich unter Zurüdjtellung alles Trennenden zur gemeinjamen 
Abwehr gegen die die Macht, das Anjehen und die Wohlfahrt der Mon- 
archie bedrohenden Forderungen Ungarns zuſammenzuſchließen. Es wird 
ein aus acht Mitgliedern beftehender Unterausſchuß eingejegt, welcher be- 
auftragt wird, einen jcharf abgefaßten Dringlichfeitsantrag, der zur poli- 
tiihen Lage Stellung nimmt, vorzubereiten. Der Antrag joll Heute abend 
einer neuen Obmännerfonferenz vorgelegt und in der für morgen ver- 
langten Sitzung des Abgeordnetenhaujes eingebracht werden. Die Ob- 
männer jollen für die einmütige Annahme des Antrages in diejer Situng 
Sorge tragen. Falld durch VBertagung des Haufe die morgige Sigung 
unmöglid) werden jollte, jollen die Obmänner auf ihre Klubmitglieder in 
dem Sinne einwirken, daß ſämtliche Mitglieder, die in die Delegation 
gewählt find, ihre Mandate niederlegen. Die zweite Obmännerfonferenz 
mißbilligt zwar die Abjage der Sitzung, erfennt aber die bona fides des 
Präfidenten an. Graf Better behält infolgedejjen das Präjidium, das er 
nad) den erjten Erörterungen niederlegen mwollte. — Der Dringlichfeits- 
antrag, den die Obmänner bejchließen, proteftiert, daß der durch die recht3- 
fräftige Veröffentlihung des gemeinfamen Bolltarif3 mit jchweren Opfern 
für die meftliche Reichshälfte erfaufte Rechtszuſtand durch das Vorgehen 
der ungariihen Regierung ohne Zuftimmung des Reichsrats geändert 
werde, und fordert, daß feine Veränderung ohne Befragung des Reichs— 
rats gejchehe. 

Am 30. begründet n Dr. Kathrein den Dringlichkeitsantrag. 
In dem Augenblide, wo ji Ungarn anjchide, zum Nachteile Oeſterreichs 
die gemeinfamen Beziehungen zu lodern und zu löſen, dürfe das Haus 
nicht zugeben, daß über das Recht der Bevölkerung Oeſterreichs ohne das 
Haus irgendwie verfügt werde. Sobald die Verhältniſſe es erheijchten, 
müfje das Haus einberufen werden. — Die meiften Parteien ftimmen dem 
Antrag unter jcharfen Angriffen auf Ungarn zu. Abg. Dr. Queger erklärt, 
folange der frühere Zuftand in den gemeinjamen — — nicht 
wiederhergeſtellt ſei, gebe es bei den Chriſtlich-Sozialen keinen Kreuzer 
für die gemeinſamen Ausgaben und keinen Rekruten. — Der Antrag 
wird mit 240 gegen 8 Stimmen (Alldeutſche und Tſchechiſch-Radikale) an— 
genommen. 


29. Mai. (Ungarn.) Abgeordnetenhaus. Zolltarif, Handels— 
verträge. Regierungsprogramm. 


Es wird ein Geſetzentwurf betreffend den Zolltarif eingereicht, ferner 
ein Geſetz, welches die Regierung ermächtigt, die mit Deutſchland, Italien, 
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Belgien, Rußland und der Schweiz geſchloſſenen Handelöverträge bis zur 
weiteren Verfügung in Kraft zu ſetzen, ebenjo die mit Serbien und Bul- 
garien getroffenen provijoriihen Vereinbarungen. — Winifterpräfident 
Wekerle legt fein Programm dar: Die großen nationalen Gedanken, die 
die Deffentlichkeit beherrichen, können wir in der Uebergangszeit nicht ver- 
wirflichen. In erfter Reihe wird die Regierung die Wahlreform auf der 
Grundlage des allgemeinen Stimmrechte durdführen. Sie wird ferner 
darauf bedacht jein, die Selbftverwaltung in den Komitaten und Gemeinden 
zu ſtärken. In vollswirtichaftlicher Beziehung wird u. a. eine Ergänzung 
des Gejeges zur Förderung der Induſtrie, jowie die Hebung des Erports 
und eine Reorganijation der Staatsbahnen geplant. Die Auswanderung 
fol durch Verihaffung von Arbeitögelegenheit eingeädämmt werden. In 
finanzieller Hinfiht wird geplant die Einführung einer progrejjiven Per- 
fonaleintommenfteuer. Ferner jol der Umlauf der Noten zu 10 und 
20 Kronen verringert werden. Was das Verhältnis zu Defterreich betrifft, 
follen Berhandlungen eingeleitet werden, um das Zollbündnis durch einen 
Bollvertrag zu erjegen. — Vertreter der Berfafjungspartei, der Kofjuth- 
partei und der Volkspartei verjprechen Unterftügung des Kabinett3. 


Anfang Juni. In Niederdfterreich werden wegen Lohn— 
ftreitigfeiten 40000 Bauarbeiter ausgeſperrt, Ende Juni wird durch 
mehrere Zarifverträge unter Vermittlung der Statthalterei die 
Einigkeit wiebderhergeftellt. 

3. Juni. (Cisleithanien.) Tolgendes Kabinett wird ge- 
bildet: 

Minifterpräfident: Frhr. dv. Bed (Beamter), Inneres: Bienerth (Be- 
amter), Aderbau: Fürſt Auerjperg (Beamter), Zuftiz: Dr. Klein (Beamter), 
Eijenbahnen: v. Derichatta (dt. BolfSpartei), Unterriht: v. Narchet (dt.- 


fortichr.), Finanzen: Konywski (Pole), Handel: Forſcht (Tſch.), Prade deut- 
jcher, Dziedufzyfi polnischer, Pacak tihechiicher Landömannminifter. 


5./6. Juni. (Ungarn.) Abgeordnetenhaus. Ex-lex-Zuftand; 
Handelspolitif. Nationalitätenfrage. 


Am 5. genehmigt da3 Haus die Geſetzesvorlage betreffend das 
Budgetprovijorium und betreffend die Bewilligung des Rekrutenkontingents. 
Hiermit ift der Ex-lex-Zuftand, der infolge der Verweigerung der Steuern 
und der Rekruten eingetreten war, formell beendigt. — Am 6. genehmigt 
es das Ermächtigungögejeß, kraft dejjen die Regierung die Handelöverträge 
mit Deutichland, Stalien, Belgien, Rußland und mit der Schweiz mit 
Rückwirkung bis zum März 1906 auf dem Verordnungsmwege in Kraft jet 
und das die Regierung ferner autorifiert, betreffend den Handelsverfehr 
mit Serbien, Bulgarien und Montenegro provijoriihe Verfügungen zu 
treffen. In der Debatte opponieren die Nationalitäten, die von allen 
Ausſchüſſen ausgeichloffen worden waren, obgleicd) fie 25 Mann ftarf waren. 
Sie jollen aber nit al3 Partei anerkannt werden. Infolge ihrer Oppo— 
fition erflärt Minifterpräfident Wekerle: Das Kabinett legt das Haupt- 
gewicht auf die Unparteilichkeit der Verwaltung, was bejonders den Natio- 
nalitäten, vielleiht nur ihnen zugute fommt. Die großen Staatämänner 
Ungarns, Deal, Koffuth, Eötvös, Andrafiy, haben ftet3 in der Nationalitäten 
frage einen weitgehenden liberalen Standpunkt eingenommen. Die Regie— 
rung bat fi) auf den Standpunkt diefer Männer geftellt, ihre Loyalität 
darf nicht angezweifelt werden. Es ift unbillig, zu behaupten, daß jebt 
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eine Aera eingetreten fei, in der der ungarischen Raſſe bejondere Begün- 
ftigungen zuteil und die Nationalitäten unterdrüdt würden. Die fulturelle 
Entwidelung der Nationalitäten, die Freiheit Schulen zu errichten, wollen 
wir nicht bejchränfen. Nur ſoll auch da der ungarifche Staatsgedanfe und 
der ungariſche nationale Charakter dieies Staates zum Ausdrud gelangen. 
Die Sprahenforderung der Nationalitäten können wir in der verlangten 
Form nicht durchführen. Die Beicheide in der Sprache der Eingaben ab- 
zufaffen ift bei der mittleren Behörde nicht durchzuführen, weil wir Hier 
vor allem fachmännijch gebildete Beamte anftellen müfjen, doch auf dem 
Gemeindeverwaltungsgebiete ſoll diefem Wunfche nad) und nach möglichit 
Rechnung getragen werden. Auch habe ich mich bereit erklärt, bei der 
Bejegung einzelner Stellen jolche Bewerber, die nicht der ungarischen Nation 
angehören, wenn fie für ihre fahmännifche Bildung eine Gewähr bieten, 
in jedem Falle zuzulaffen. Darüber hinaus aber werden wir nicht gehen. 
Was die Wahlreform betrifft, jo gedenft die Regierung von jedem Benjus 
abzujehen. Viel wichtiger ift die Einteilung der Wahlbezirfe, die Reform 
des Wahlverfahrens und die Judikatur in Wahlangelegenheiten. 


6.7. Juni. Der Deutjche Kaifer befucht den Kaifer Franz 
Joſeph. — Depejchenwechjel mit dem König von Stalien. — 


Kreuzenftein. 

Beide Kaifer richten folgendes Telegramm an König Viktor Emanuel: 
Zu zweien vereinigt, jenden Wir Unjerem dritten treuen Verbündeten den 
Ausdrud Unjerer unveränderlichen Freundſchaft. Wilhelm. Franz Joſeph. 

Der König antwortet: Ich teile die Befriedigung Euer Majeftät 
und Seiner Majeftät des Deutichen Kaijer3 über Ihr Zujammenjein und 
bitte die beiden Verbündeten, mit Meinem Dank für Ihre liebensmwürdige 
Depeiche die Verſicherung Meiner treuen und unverbrüchlichen Freundichaft 
entgegenzunehmen. Viktor Emanuel. 

Am 7. beſucht Kaifer Wilhelm die Burg Kreuzenftein des Grafen 
Wilezek und befichtigt die dortigen Kunftichäge. In feiner Ermwiderung 
auf die Begrüßung des Grafen jagt er: Sie wollen dem jeßigen Gejchlecht 
vorführen, wie unjere jchwertgewaltigen Ahnen die ritterlihe Tugend der 
Tapferkeit Hochgehalten und ihre ritterliche Verehrung den Frauen bewieſen 
haben! Mögen dieſe Ihre Betrebungen, denen Yh Mich aus ganzem 
Herzen anjchließe, noch jo verkleinert oder angegriffen werden: immerhin 
wird jeder davon überzeugt fein, daß Ihrem Werke Ehre gebührt, daß 
Ihr Werk eine Kulturtat ift. Möge man fritifieren oder möge man rügen, 
jeder, der durch Kreuzenftein jchreitet, ift gezwungen zur Kritik, zur Dis- 
fuffion. Wenn ed nur einmal zur Diskuffion fommt, ift ſchon ein großer 
Schritt getan. Die Diskuffion führt zum Nachdenken, und Nachdenken ift 
geiftige Arbeit — geiftige Arbeit aber ift alles! Erneuern wir die Ideale, 
welche frühere Gejchlechter erfüllt Haben! Bauen wir Altes wieder auf! 
Setzen wir Altgebautes fort! 

7. Juni. (Cisleithanien.) Minifterpräfident Frhr. dv. Bed 
legt im Abgeordnetenhaufe jein Programm dar: 

Die Regierung, die jeßt vor das Haus trete, jei weder die Regie- 
rung irgend einer Wartei, noch auch eine Regierung gegen irgend eine 
Partei; fie ftelle nur eine Konzentration der arbeitswilligen Kräfte dar 
und glaube den Ehrennamen einer parlamentarijchen Regierung beanspruchen 
zu dürfen. Infolge der Mitwirfung der Bertrauensmänner der verfchie- 
denen parlamentarijhen Gruppen könne das Parlament beruhigt der 


Die Sferreihifcdeungarifhe Monardie. (Juni 7.) 259 


Führung der Regierung folgen. Diejelbe Hoffe, in und mit dem Parla- 
mente die Kraft zur Löſung ihrer ſchweren Aufgabe zu finden. Bezüglich 
des Berhältnijjes zu Ungarn fei die Regierung der Anficht, daß der Boll- 
tarif gemäß der über mit Ungarn getroffenen Bereinbarungen al3 ge- 
meinjamer Tarif gejeglich zu artifulieren fei. Ungarn aber ftehe auf dem 
Standpunkt, daß bereits jeit 1899 der Zuftand des ſelbſtändigen Zoll- 
gebietes eingetreten jei, und habe daher dem ungarischen Abgeordneten- 
hauje den allerdings gleichlautenden gemeinſamen Zolltarif ala jelbftän- 
digen ungariichen Tarif vorgelegt. Defterreich befige den durch die im 
Hahmen der Handelöverträge für die Gemeinfamfeit gebraten Opfer 
teuer erfauften Anſpruch auf die bündnismäßige Aufrechterhaltung des 
gemeinjamen Bollgebietes und Tarifes für die Dauer der Handeläverträge, 
Ungarn aber verjage jenen Gegenwert und made die Nichtanmwendung des 
ungariſchen Bolltarifes gegen Defterreich Tediglich von der Einhaltung der 
Reziprozität abhängig. Oeſterreich wäre grundjäßlich jchon jetzt zu felb- 
ftändigen Berfügungen berechtigt. Da aber Ungarn erklärt habe, daß e3 
die verfafjungsmäßige Behandlung des BZolltarifes nicht fortjegen molle, 
bis die Verhandlungen mit Defterreicy beendet jeien, ſei Defterreich zu- 
nächſt zu einer Berftändigung bereit. Die Verhandlungen müßten jedoch 
den ganzen Kompler der Ausgleichsfragen umfafjen und eine klare und 
dauernde, gegen Beeinträchtigungen fichernde Grundlage der wirtjchaftlichen 
Entwidelung jchaffen. Sollten die Verhandlungen jcheitern und Defter- 
reich gezwungen fein, jein Haus jelbft zu beftellen, jo werde das mit Ruhe, 
Ernft und Entjchiedenheit gejchehen. Die Regierung erbitte die Fräftigite 
Unterftügung de3 Hauſes, fie ftehe für die Aufrechthaltung des legitimen 
Einflufjes des Parlaments jowie dafür ein, daß feine Entjcheidung, die 
Defterreich angehe, ohne Oeſterreich gefällt werde. Die Regierung erachtet 
gerade im Hinblid auf die mögliche Geftaltung der Dinge in Ungarn die 
Hortjegung der Eifenbahnverftaatlihungsaktion für geboten. Dringend 
nötig fe auch die baldige Verabſchiedung der Nordbahnvorlage, die feiner- 
zeitige Regelung des Fluß- und Seeſchiffahrtsverkehrs und die Erledigung 
der Gewerbenovelle. Gegenüber der Wahlreformvorlage ſei die Regierung 
in der Lage des Univerjalerben. Sie trete die Erbſchaft ohne Vorbehalt 
an und jei entichlofjen, die Borlage ihrem Ziele zuzuführen. Eine Ber- 
fändigung müſſe gefunden werden. Die Regierung werde alle daran- 
jegen, um die parlamentarijhe Erledigung der Wahlreform zu bejchleu- 
nigen. Diejelbe werde gelingen im Geifte der Einmütigfeit. Wenn man 
bereit jei, mit fleinen Opfern eine jo große Errungenjchaft zu erfaufen, 
dann werde die Wahlreform als Ausflug der großen Gemeinjamfeit des 
Empfindens aller Bölfer Defterreich3 erjcheinen und den nationalen Frieden 
fördern. Diejer heiligen Aufgabe weihe die Regierung ihre ganze Kraft. 
Wenn auch der Nationalitätenftreit nicht alsbald gänzlich zu tilgen fei, jo 
hoffe die Regierung wenigſtens eine Milderung desjelben und die Vor— 
bereitung der Schlihtung der weiteren Fragen zu erzielen, da ber Mi- 
nifterrat durch den Eintritt der Vertrauensmänner der ftreitenden Par— 
teien nun zu dem Boden geworden jei, auf welchem eine Verftändigung 
angebahnt werden könne und folle. Die Regierung werde zum Bmede der 
Herbeiführung des nationalen Friedens alles aufbieten und im richtigen 
Augendblid auch vor Fritiichen Fragen nicht zurüdweichen, wie e3 bie 
Löſung der Spradenfrage in Böhmen oder die Erledigung der mährifchen 
Univerjitätfrage jei. (Lebhafte Zwilchenrufe.) Im dem gegenwärtigen 
ſchickſalsſchweren Augenblid, der den ſtärkſten Schuß für die gemeinſamen 
Intereſſen der Völker Defterreich3 erfordert, ift nur die unerjchütterliche 
Einigkeit der Regierung, des PBarlament3 und der öfterreichiichen Völker 
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der zu löſenden Aufgabe gewachſen. Dieje Einigkeit ift jet Die höchſte 
Pflicht aller. (Lebhafter Beifall.) 

8. Juni. (Cißleithanien.) Herrenhaus. Minifterpräfident 
Fehr. v. Bed betont die Notwendigkeit der Durchführung der Wahl: 
reform und der Herbeiführung eine dauernden Verhältniffes zu 
Ungarn ohne die ewigen Ausgleichskriſen. 

9. Zuni. Wien.) Zujfammentritt der Delegationen. Budget. 


Die Öfterreichiiche Delegation wählt den Prinzen Lobkowitz, die 
ungarische den Fürften Theodor Zichy zum Präfidenten. — Minifter des 
Auswärtigen Graf Goluchowski legt das gemeinjame Budget vor. Es 
weilt ein gejamtes Nettoerfordernis von 346720362 Kronen auf, das ift 
ein Plus von 4651471 Kronen gegenüber der Bewilligung von 1905. 
Hiervon entfallen auf das Miniftertum des Aeußern 12151536 Kronen 
(+ 500000), auf das Heer 299049261 Fr. (+ 2149866), von denen für 
ein außerordentliches Erfordernis 1295790 Kr. beftimmt find. Das Ge- 
famterfordernis für Bosnien und die Herzegowina beträgt 7583 000 Kr. 
wie 1905. Die Ueberjchüffe aus den Bollgefällen werden mit 116446779 fr. 
(+ 1730050 gegen den Voranjchlag von 1905) berechnet. Für Das Heer 
beanjprucht das Kriegaminifterium außerdem einen Teilbetrag von 49000000 
Kronen als einmaliges außerordentliche Erfordernis zur Beſchaffung von 
neuem Feldartilleriematerial jowie zur Beichaffung neuer Ausrüftungs- 
gegenftände. Für den erfteren Zweck jollen im Jahre 1906 20 Millionen 
verwendet werden. Für die Marine beanjprudt das Kriegsminifterium 
pro 1906 al3 einmalige außerordentliches Erfordernis 26300000 Kr. 
Sn ordentlihen Erfordernid werden für bereit3 bemilligte Schiffsbauten 
6970000 Fr., für die Erneuerung der Torpedoflottille 8820000 Fr. und 
für Unterjeeboote u. j. m. 1000000 Kr. beanſprucht, im außerordentlichen 
Erforderni3 für Gefhüge und Munition 7510000 Kr., für Hafenbauten 
in Bola 2000000 Kr. 


10. Zuni. (Wien) Der Kaijer empfängt die Delegationen 
und erwidert auf die Anfprache der Präfidenten: 


Die Verficherungen treuer Ergebenheit, die Sie an Mich gerichtet 
haben, erfüllen Mich mit aufrichtiger Befriedigung, und Ich ſpreche Ihnen 
dafür Meinen herzlichen Dank aus. Unjere Beziehungen zu allen aus- 
wärtigen Staaten haben während de3 längeren Zeitraums, der jeit der 
legten Tagung der Delegationen verflofjen ift, ihren durchaus freundlichen 
Charakter bewahrt. Mit tiefer —— hat Mich der ruchloſe Anſchlag 
auf Ihre Majeſtäten den König und die Königin von Spanien erfüllt und 
Ich danke der gütigen Vorſehung, die eine ernſtere Gefahr von dem er— 
lauchten jungen Paare abgewendet hat. Das vor mehr als einem Viertel— 
jahrhundert abgeſchloſſene Bündnis mit dem Deutſchen Reiche bewährt ſich 
vermöge ſeines defenſiven und konſervativen Gepräges heute wie zuvor 
als eine wertvolle Friedensbürgſchaft, deren Erhaltung und Pflege ſich 
unſerer beſonderen Sorgfalt erfreut. In dem Beſuche, den Mir Seine 
Majeſtät Kaifer Wilhelm vor wenigen Tagen abgeftattet Hat, ift unſer 
inniges Freundfchaftsverhältnis neuerdings zutage getreten. Ebenjo ver- 
trauensvoll find die Beziehungen zu au anderen Verbündeten, dem 
Königreiche Stalien, mit dem wir und bezüglich der ung gemeinjam be- 
rührenden Angelegenheiten in erfreulicher Uebereinftimmung befinden. Das 
Einvernehmen, da3 wir zum Zwecke der Herftellung geordneter Zuftände 
auf der Balkanhalbinjel mit dem uns eng befreundeten ruſſiſchen Reiche 


Die öflerreihifh-ungarifhe Monardie. (Juni 10,) 261 


getroffen Haben, befteht auch weiter in voller Kraft und hat gute Früchte 
getragen. Wenngleich die Lage in jenen Gebieten noch vielfach Mängel 
aufweift, Hat fie fi doch unleugbar gebefjert, und es ift vor allem ge- 
lungen, ernftere Romplilationen Hintanzuhalten. Das jchwere Ringen 
zwijchen Rußland und Japan im fernen Dften ift zu unjerer aufrichtigen 
Freude dank der uneigennügigen Vermittlung des Herrn Präfidenten der 
Vereinigten Staaten durd einen für beide Teile ehrenhaften Frieden be- 
endet worden. Die Frage der mwirtichaftlihen Erſchließung Maroffos und 
des Anteiles, welchen die europäifchen Staaten daran nehmen follen, hat 
während des verflofienen Jahres zu erniten Berwidlungen zu führen ge- 
droht. Erfreulicherweife ift es gelungen, auf der zur Austragung dieſer 
Differenzen nad) Algeciras einberufenen Konferenz eine alljeit3 befriedigende 
Löjung zu finden, wozu nicht zum geringften Teile unjere vermittelnde 
ZTätigfeit beigetragen hat. So mie bisher, wird auch weiterhin die Er- 
haltung des Friedens für Europa und vor allem für die Monarchie der 
leitende Gedanke unferer auswärtigen Politik fein. Meine Kriegsverwal— 
tung bleibt rüdjichtlich der laufenden Erfordernifie für die Erhaltung des 
Heere3 und der Kriegsakademie in den Grenzen der legtjährigen Bemilli- 
gung. Für die nicht mehr aufjchiebbare alone Beihaffung von 
Bafren und Friegämaterial, dann für die rajchere Ausführung von Schiffs— 
bauten und Armierung von Schiffen gelangen programmgemäß weitere 
ZTeilbeträge zur Anforderung. Der ftetige Fortjchritt im Offupationsgebiete 
F auch im abgelaufenen Jahre keine Unterbrechung erfahren. Wichtige 

eformen auf allen Gebieten der Verwaltung vollziehen ſich oder werden 
angebahnt. Es ſtellen ſich aber doch manche Schwierigkeiten in der mo— 
dernen Entwickelung ein, wie der eben beendete, über zahlreiche Induſtrie— 
betriebe auögebreitete Arbeiterftreit. Die Eifenbahnlinie, welche Sarajewo 
mit der ferbijchen und türfifchen Grenze im Südoſten verbindet, ift voll- 
endet und wird am 1. Juli den Verkehr übergeben. Indem Ich die Ihnen 
zugefommenen Vorlagen Ihrem patriotiichen Eifer und Ihrer bewährten 
Einficht empfehle, heiße Ih Sie herzlichft willkommen. 


10. Zuni. (Eißleithanien.) Dad Abgeordnetenhaus ge= 
nehmigt das Militärtargejeß, wonach die vom Wehrdienit Befreiten 
mit über 1200 Kronen Einkommen eine Tare zu zahlen haben. 

10. Zuni. Wien.) Die Vertretung der öfterreichijchen Sozial— 
demokratie droht in einem Aufruf mit einem Mafjenjtreif, falls 
die Wahlreform nicht zuftande komme. 

10. Zuni. (Ungarn.) Das Organ der Unbhängigfeitspartei, 
der „Magyarorjzay” jchreibt über Beds Programm: 


„Wenn aljo die Defterreicher irgend einer Sache nicht zuftimmen, 
jo kann daraus (nad) Bed) in Ungarn niemals etwas werden. Ein jolcher 
impertinenter Blödfinn konnte nur in einem öſterreichiſchen Beamtengehirn 
produziert werden. Wenn wir im Sinne des Gejeßes in Uebereinftimmung 
mit dem König unfere wirtjchaftlichen und andermweitigen Verhältnifje 
einrichten, jo geht das Defterreich abjolut nicht3 an, und man wütet drüben 
ganz vergeblih. Wir werden unjere wirtſchaftliche Selbftändigkeit um jeden 
u wahren! Daran fann gar feine Gewalttätigfeit mehr irgend etwas 

ndern.“ 


10. Juni. Wien.) Antiungarijche Demonftration. 
Eine Volksmenge, die einer von Oberbürgermeifter Abg. Lueger 
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geleiteten antiungariſchen Berfammlung beigewohnt hat, zieht vor Das 
ungariſche Minifterpalais, verhöhnt die Mitglieder der Delegation und 
verjucht die Fenfter einzumerfen. Eine Sigung der ungariihen Delegation 
muß unterbrochen werden, bis die Maſſe durch Polizei vertrieben wird. — 
Minifterpräjident v. Bed ſpricht dem ungarischen Minijterpräfidenten jein 
Bedauern aus und jagt ftrenge Unterfuchhung zu. — Die meiften größeren 
Blätter werfen Queger vor, die Demonftration angejtiftet zu haben. Ober— 
bürgermeijter Queger erklärt im Gemeinderat (12. $uni): Die in der Banf- 
gafje vorübergezogenen Perjonen, die zuvor an einer Volksverſammlung 
teilgenommen, hätten nicht gewußt, daß im Miniftergebäude am Sonntag 
eine Sitzung der ungarischen Delegation ftattfand. Sie jeien zudem durch 
verhöhnende Geſten und SHerabjpuden von dem Gebäude in Aufregung 
geraten. Er, der Bürgermeifter, müfje, obwohl diefe bedauerlihen Provo- 
fationen zum mindeften ein Entjchuldigungsgrund jeien, die Vorgänge in 
der Bankgaſſe, die übrigens feine wie immer geartete politiſche Spite hätten, 
aufs tieffte bedauern und mißbilligen. 


11. Juni. (Wien) Ungarifche Delegation. Miniſter des 
Auswärtigen Graf Goluchowski legt die auswärtige Lage dar (Drei— 


bund, Balkan, Maroffo): 

Der lange Zeitraum, der jeit der legten Tagung der Delegationen 
verflofjen ift, gehört zu jenen Epochen, die in der Flucht der weltgeſchicht— 
lihen Ereignifje tiefe Spuren zurüdzulaffen pflegen. Die an den Tag 
getretenen Erjcheinungen haben den politiichen Horizont wiederholt ver- 
düftert, manche Bellemmung und manche Bejorgnifie wachgerufen, und 
wenn nicht3deftoweniger die Monarchie mit ruhiger Zuverficht in die Zu- 
funft bliden durfte, jo ift es einerjeit3 der bejtändigen, emfigen Pflege 
freundichaftlicher Beziehungen zu allen auswärtigen Staaten, andrerjeit3 
dem Vertrauen zuzujchreiben, das ihre offene, loyale, von aufrichtiger 
Friedensliebe getragene Politik überall einzuflößen vermochte. Durch den 
engen Zujammenjchluß mit unferen Werbündeten, geftüßt auf das zu einer 
erfreulihen Intimität fich verdichtende Verhältnis zu Rußland, im vollen 
Genufje der ſympathiſchen Gefinnungen aller übrigen Mächte, fonnten wir 
unentwegt die Ziele unjerer Politif verfolgen und die Wahrnehmung un- 
jerer Interefjen mit jenen Garantien umgeben, die einen ungeftörten Fort- 
Ihritt auf dem betretenen Wege zu jichern geeignet find. Im Zeichen 
einer vertrauenspollen Mebereinftimmung bewegten und bewegen ſich, ebenjo 
wie je zuvor unjere Beziehungen zum Deutichen Reid. Feſt und uner- 
jhüttert, bilden fie den Angelpunft jenes politiſchen Syſtems, welches ſich 
bereit3 jeit mehr al3 einem Bierteljahrhundert bewährt und deſſen Fort— 
beftand nicht allein in unferem gegenjeitigen Intereſſe liegt, fondern aud 
für den ganzen europäijchen Kontinent eine eminente Friedensbürgichaft 
darftellt. Diefe Grundlage unverfehrt zu erhalten, ift ein Gegenftand fteter 
Fürſorge beider Kabinette, welcher fie fich gewiß auch in der Zukunft mit 
bemjelben Weberzeugungseifer Hingeben werden, wie fie es bisher zu tun 
beflifjen waren. Und nicht minder befriedigend ift das Verhältnis zu un- 
ferem italienischen Alliierten. Es gibt zwar unverantmwortliche Kreife, welche 
durch künſtlich Hervorgerufene Diffonanzen diejes gute Einvernehmen ftören 
möchten. Solche Verſuche, Unfrieden zu ftiften, jcheitern indefjen ſowohl 
an den beiderjeitigen redlichen Bemühungen, die ab und zu zum Vorſchein 
fommenden Berftimmungen baldigjt aus der Welt zu jchaffen, als aud) an 
der forreften Haltung der italienischen Regierung, die ftet3 beftrebt ift, 
ihre bundestreuen J— loyal zu betätigen. 

Dieſem feſtgefügten Unterbau gliedert ſich wirkungsvoll die Ver— 


Die öſterreichiſch-angariſche Monardie. (Juni 11.) 263 


ftändigung mit Rußland über die Behandlung der den nächſten Drient 
betreffenden Fragen an, eine Berftändigung, die bereits viele gute Früchte ge- 
tragen hat und die nach den gejammelten Erfahrungen auch in der Zukunft 
den allgemeinen Friedensinterefjen erhebliche Dienfte zu leiften verjpricht. Die 
auf Grund dieſes Uebereinfommens eingeleitete Reformation in der Türkei 
ift nun im vollen Zuge und läßt uns hoffen, daß wir fie troß vielfach 
noch zu überwindender Schwierigkeiten und der tendenziöjen Bemühungen 
mißgünftiger Kritifer, welche diejelbe al3 eine ausſichtsloſe Arbeit Hinftellen 
möchten, mit zielbewußter Entjchloffenheit einem greifbaren Erfolge zu- 
führen werden. Als wir die zu diefem Zwecke befolgte Marjchroute be» 
traten, taten wir e3 im vollen Bewußtjein, daß die Aufgabe feine leichte 
ift; wir ließen ung aber von der Ueberzeugung leiten, daß ein befjerer 
Weg als dieſer uns nicht zu Gebote ftehe, um den erniten Gefahren zu 
fteuern, Die jeden Augenblid aus der bedenklichen Lage der uns nächht- 
liegenden türfichen Provinzen emporzuwachſen drohten, und bösartigen, 
in ihren Folgeericheinungen nicht berechenbaren Komplikationen vorzu« 
beugen. Die Grenzen unjerer dahin zielenden Tätigkeit wurden zuleßt 
genau im Mürzfteger Programm ausgejtedt, welches da3 Minimum deſſen 
darjtellt, was unbedingt erforderlich ift, um zu einem erjprießlichen Re— 
jultate zu gelangen, dabei aber mit peinlicher Sorgfalt den Souveränitätd- 
rechten des Landesherrn Rechnung trägt und in feinen Beftimmungen alles 
vermeidet, was einer Desagregation des türkiſchen Neiches Vorſchub leiften 
fönnte. Unter diejen Umftänden jchien uns die Erwartung gerechtfertigt 
zu fein, daß die Türkei und aufrichtig an die Hand gehen werde, um mit 
vereinten Kräften dasjenige zu vollführen, was fie aus eigenem Antrieb 
nicht zuftande zu bringen vermochte. In vollftändiger Verfennung ihrer 
vitalften Snterejjen ftellte uns indeffen die Pforte auf Schritt und Tritt 
Hindernifje entgegen und veranlaßte ung ſchließlich, als wir auf einem 
toten Punkt angelangt waren, zu Zwangsmaßregeln zu greifen, die nicht 
ohne erhebliche Schädigung ihres Anjehens ſowohl nad) innen als auch 
nad) außen verbleiben konnten und die wir fchon aus diefem Grunde gern 
vermieden Hätten. Der Starrſinn, auf den wir in Konftantinopel ftießen, 
ließ uns aber feinen anderen Ausweg übrig. Weder der Hinweis auf 
unjere über jeden Zweifel erhabenen fonjervativen Gefinnungen, noch die 
wohl —— Gefahr, daß, wenn unſere Reformaktion durch die Schuld 
der Türkei ohne Wirkung verbleiben ſollte, von anderer Seite Forderungen 
geſtellt werden würden — und dazu war bereits mehr als ein Anzeichen 
vorhanden —, welche einer Loslöſung der fraglichen Provinzen vom tür— 
kiſchen Staatsverbande gleichkommen, konnten am Goldenen Horn beſſere 
Erkenntnis erwecken, und ſo kam es zuletzt nach Erſchöpfung aller Mittel 
gütlicher Ueberredung zu der gemeinſamen Flottendemonſtration, die mit 
einem vollen Erfolg ihren Abſchluß fand. ... Der Miniſter motiviert 
dann die von der Pforte fo lange beanftandete Forderung der Mächte 
betreffend die Einjegung einer internationalen Finanzkommiſſion. Er be- 
merkt in dieſer Hinficht: Speziell veranlaßt fei dieſe Forderung dadurd) 
worden, daß die Türfei dad Verlangen nach einer dreiprozentigen Er- 
höhung der Einfuhrzölfe geftellt hatte, einer Maßnahme, die auch von den 
Ententemädhten als unerläßliche Vorbedingung für die rn des 
jogenannten mazedonifchen Budget3 erfannt worden jei. Mehrere Kabi- 
nette, indbejondere das englifche, Hätten jedoch ihre Zuftimmung zu dieſer 
Bollerhöhung in erfter Linie an die Bedingung gefnüpft, daß ihnen die 
Möglichkeit gewährt werde, durch eigene Vertreter an der die zufünftige 
Sinanzgebarung normierenden Arbeit unmittelbar teilzunehmen. Der Mi- 
nifter hofft, daß es bald gelingen werde, diefe Angelegenheit zu erledigen 
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und damit in Mazedonien auch auf dem Gebiete der Finanzverwaltung 
möglichft geordnete und normale Zuftände zu Schaffen. Dann bemerkt er: 

Was num überhaupt den Stand der Reformarbeit anbelangt, jo 
fann wohl fonftatiert werden, daß derjelbe fein unbefriedigender ift, jo 
groß auch die Hindernifje find, denen wir nur zu oft begegnen und Die, 
abgejehen von dem befannten pajfiven Widerftand der Türkei gegen jed- 
wede Neuerung, nicht am menigften in den Machenjchaften jener auf- 
rührerifchen Kreife liegen, die vor allem jelbftjüchtige Zwede verfolgen und 
planmäßig alle aufzumenden juchen, um das Scheitern der von den 
Ententemädhten in uneigennügigfter Weije übernommenen Aufgabe berbei- 
zuführen. Zu den hierzu mit Vorliebe gebrauchten Mitteln gehört die 
Organifierung und materielle Förderung des Bandenunmejens, welches be- 
reit3 viele Verheerungen angerichtet hat und dem jpeziellen Zwecke dient, 
eine beftändige Unruhe und Gärung nach allen Richtungen Hin zu er- 
halten. Allerdings ift in jüngfter Zeit diesfalld eine gewiſſe Beſſerung 
zu verzeichnen, indem einerjeit3 die Türfei fich aufzuraffen beginnt und 
bei der Verfolgung und Vernichtung der auftauchenden Banden mit den 
ihr zur Verfügung ftehenden bedeutenden Machtmitteln nunmehr glüdlicher 
und erfolgreicher al3 wie bisher operiert, andrerjeit3 auch die einheimische 
Bevölkerung jelbft, de3 ewigen Kampfes müde, fich dem Terrorismus der 
revolutionären Komitees allmählich zu entziehen ſucht. Zu einer radikalen 
Bejeitigung dieſer jehr bedenklichen Erjcheinungen bedarf e3 aber noch der 
loyalen Mitwirkung fämtlicher Nachbarländer, an die wiederſcholt jchon 
die Ententemädhte mit den eindringlichften Vorjtellungen und Ermahnungen 
zu dem Zweck herangetreten find, um ihnen den vollen Ernft der Lage 
und das Bemwußtjein der jchweren Verantwortung beizubringen, die jie 
durch die Duldung joldher Quertreibereien innerhalb ihrer Grenzen im 
Angeficht von ganz Europa auf fid laden würden. Diejed Bewußtjein 
icheint auch in der Tat Wurzeln gejchlagen zu Haben, denn es läßt ſich 
nicht leugnen, daß man fich Heute ſowohl in Sofia ald auch in Athen und 
Belgrad anjchidt, energiichere Vorkehrungen, ald die bisher ergriffenen, 
zu treffen, und wenn auch deren Wirkung nicht überall noch die gleich 
erjprießliche ift, jo geben fie doch der Annahme Raum, daß man auf dem 
eingejchlagenen Wege nicht ftehen bleiben kann, jondern vielmehr ernftlich 
beftrebt jein wird, alles aufzubieten, um den aufrührerifchen Elementen 
auf eigenem Gebiete endgültig das Handwerk zu legen. Graf Goluchomsti 
geht Hierauf zur Beſprechung des griechifch-rumänischen Konflift3 über, der 
durch den Nationalitätshader zwifchen Griechen und Kutzowalachen in Maze- 
donien verurjacht jei und höchftens einem tertius gaudens zugute fommen 
fünne. Diejer Streitfall hätte ſeines Erachtens um jo leichter vermieden 
werden können, al3 die Beruhigung und die Schaffung möglichſt normaler 
Buftände im mazedoniſchen Gebiete dem Intereſſe beider Staaten entjpricht 
und das Weſen der ftrittigen Frage jchließlich Angelegenheiten betrifft, die 
ji) der direkten Kompetenz beider Teile entziehen. Man dürfe wohl er- 
warten, daß binnen furzem eine Berftändigung zwiſchen Bufareft und 
Athen zuftande fommen werde. Defterreich-Ungarn werde fie möglichft zu 
erleichtern fuchen. ... 

Aus alledem kann man erjehen, daß in der von uns und Rußland 
im Einvernehmen mit den übrigen Mächten entwidelten Tätigkeit ein fteter 
Fortichritt wahrzunehmen ift und daß jomit von einem Schiffbruch unſeres 
Unternehmens abjolut feine Rede fein kann. Bedauerlich iſt nur, daß 
jolche tendenziöfe Ausftreuungen Gehör und Widerhall finden in Ländern, 
wo eine nüchterne Beurteilung der Lage zu erwarten wäre. Dies kann 
aber nicht3 an den Tatjachen ändern, welche keineswegs Veranlafjung zur 
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Entmutigung bieten. Wohl läßt dad Tempo unjerer Aktion einiges zu 
wünſchen, doh muß man hierbei an die mannigfachen Urſachen der Ber- 
zögerung denken. Niemand kann unter folhen Umftänden überrajcht fein, 
das der Heilungsprozeß mehr Zeit in Anſpruch nimmt, als e3 unter nor- 
malen Berhältnifjen der Fall wäre. Nichtsdeftoweniger laffen uns die 
bisher erzielten Rejultate mit Zuverficht in die Zukunft bliden. Ueberzeugt, 
daß der von und gewählte Weg der beite ift, um verhängnisvollen Kompli- 
fationen vorzubeugen, wollen wir im Berein mit Rußland die eingeleitete 
Triedensaftion unentwegt fortjegen. Wir fühlen uns zu der Hoffnung 
berechtigt, daß e3 uns gelingen wird, das begonnene Werf, gejtügt auf 
das Vertrauen der übrigen Signatarmächte, mit Erfolg zum Abjchluß zu 
bringen. Ueber den durch den ferbijch-bulgariichen Zollunionsvertrag be- 
wirkten Snzidenzfall äußerte Graf Goluchowski fih wie folgt: Inmitten 
unferer Handelsvertragsverhandlungen mit Serbien und Bulgarien wurde 
der Wortlaut des fraglichen Uebereinkommens durch eine in der bulgari- 
ſchen Sobranje eingebrachte Regierungsvorlage plößlich befannt. Wir waren 
jomit vor eine Situation gejtellt, welche eine Verjchiebung der Bafis be- 
deutete, auf der unjere Verhandlungen bisher geführt worden waren. Das 
nötigte und zu einer entichiedenen Stellungnahme Es blieb uns nichts 
übrig, al3 die bereit3 ziemlich vorgejchrittenen Verhandlungen einjtweilen 
einzuftellen und abzumwarten, daß die Berhältnifje auf jenen Punkt zurüd- 
geführt werden, welche deren Wiederaufnahme auf einer normalen Grund- 
lage ermöglichen würde. Bezüglich) Bulgariend, wo ein fait accompli 
durd Annahme der Regierungsvorlage in der Sobranje geichaffen wurde, 
mußten wir und vorbehalten, die Angelegenheit auch vom Standpunft de3 
Berliner Vertrages näher zu prüfen. Hinſichtlich Serbiens Hatten wir 
allerdings nur den Boden der Vereinbarung zur Verfügung, auf dem wir 
una um fo ficherer bewegen fonnten, da die Konzejjionen, welche wir zu 
vergeben hatten, ein zu wertvolles Objekt für Serbien waren. Dieje Er- 
fenntni3 veranlaßte auch die Serben nad unjerem kategoriſchen Protefte 
dazu, fi) zur Vornahme aller jener Modififationen bereit zu erklären, 
welche wir im Vertrage mit Bulgarien notwendig finden würden, bezw. 
dazu, den Bertrag der Skupſchtina überhaupt nicht vorzulegen. Wir wählten 
legtere Alternative und verlangten eine diesbezügliche jchriftliche Erklärung. 
Die verjchiedenen Schwankungen, Die ferbifeherteits während der darauf 
folgenden Beiprechungen über die Ausführungsmodalitäten zum Vorſchein 
famen, will ich lieber unerwähnt laſſen. Wir haben bei aller Schonung 
des Ehrgefühld und der Empfindlichkeit der Belgrader Regierung an dem 
Weſen unfjerer Forderungen unentwegt fejtgehalten und haben die Handel3- 
vertragsverhandlungen erft nach vollftändiger Erfüllung unjerer Bedingungen 
wieder aufgenommen. Hierbei waren wir nicht im mindeften von Mip- 
gunft oder Neid gegen die beiden Länder geleitet, aber wir fonnten un- 
möglich zugeben, daß unter dem Borwande einer politijchen ebatites 
eigenartige Vereinbarungen getroffen wurden, welche unjere wirtjchaftlichen 
Intereſſen einer empfindlichen Schädigung ausgejegt hätten. 

Die zwiſchen Frankreich und England einerjeit3 und zwiſchen Franf- 
rei) und Spanien andrerjeit3 im Jahre 1904 in betreff Marokkos ab- 
geichlofjenen Vereinbarungen — jo erklärte Graf Goluchowski — veran- 
laßten das deutſche Kabinett zu einer entjchiedenen Stellungnahme gegen 
jene Verfügungen, welche einzelnen Mächten eine prävalierende Stellung 
auf wirtſchaftlichem Gebiete in Maroffo zum Nachteile der übrigen ein- 
geräumt Hätte. Als ein ftarf mitinterejfierter Faktor jchloffen wir uns 
der Auffafjung der deutjchen Regierung an und vereinbarten mit derjelben 
ein gemeinfchaftliches, auf die Schaffung Hinreichender Garantien zur Wah- 


266 Die öſterreichiſch⸗augariſche Monardie. (Juni 14.) 


rung der internationalen Gleichberechtigung Hinzielendes Vorgehen. Weit 
entfernt davon, die bejonderen politischen Intereſſen jpeziell Frankreichs 
als Grenzlandes Marokkos verfennen zu wollen, mußten wir darauf be- 
ftehen, daß unjere traftatmäßigen Rechte gegenüber Marokko auch fernerhin 
in einer Weije jichergeftellt werden, die jeder willfürlihen Auslegung zu 
unferem Schaden einen Riegel vorſchiebt. Geſtützt auf die Beſchlüſſe Der 
Madrider Konferenz vom Fahre 1880, traten wir dem Vorjchlage Des 
deutichen Kabinett3 auf Einberufung einer neuerlichen Konferenz zur Aus— 
tragung der pendenten Fragen rüdhaltlos bei. Es bedurfte nicht geringer 
Bemühungen, um das franzöfiiche Kabinett zu bewegen, dieſem Borjchlage 
zuzuftimmen. Uber die Einberufung der Konferenz bedeutete noch large 
nicht die Löſung der fontroverjen Fragen jelbft, angeficht3 der jchroff zu— 
tage getretenen und fich immer mehr zujpigenden Gegenjäge zwijchen beiden 
im Bordergrunde ftehenden Mächten, die jchlieglich einen jo akuten Cha— 
rafter gewannen, daß jogar die optimiſtiſchſten Beurteiler der Sachlage ſich 
nicht mehr der Gefahr eines refultatlofen Auseinandergehens der Konferenz 
verjchließen Efonnten. Da hielten wir, mit Rüdjiht auf unjer Bundes- 
verhältnis zum Deutjchen Reiche und auf unjere langjährigen freundichaft- 
lihen Beziehungen zu Frankreich den Augenblid für gefommen, vermittelnd 
einzugreifen. Der von unſerem erften Delegierten Grafen Weljersheimb, 
deſſen Takt und Umficht bei der Durchführung der eingeleiteten Aktion in 
der anerfennendften Weiſe hervorgehoben zu werden verdient, eingebrachte 
Borichlag führte jehr bald zu einer deutlich erfennbaren Detente, unter 
deren Aufpizien jenes erfreuliche Rejultat erreicht wurde, das die voll- 
ftändige Ausgleichung der bejtehenden Gegenjäße bewirkte. Die glücklich 
zuftande gebrachte Verftändigung ift das Refultat der unfrerjeit3 im Ein- 
verftändnis mit mehreren anderen Mächen mit jtrupulöjer Objektivität 
geführten Verhandlungen, bei welchen und das von Deutſchland ebenjo 
wie von Frankreich befundete Entgegenfommen zum Gelingen unjerer Be- 
mühungen jehr wejentlich verholfen hat. Mit den Ergebnifjen dieſer un 
jerer jede Parteilichkeit vermeidenden Tätigkeit dürfte Defterreih-Ungarn 
fi) jchmeicheln, den Friedensintereſſen Europas einen erheblichen Dienft 
geleiftet zu haben. Mit Befriedigung fünne man heute auf den Abjchluf 
des Zwiſtes zurüdbliden, zu deſſen Schlichtung das öfterreichifch-ungarifche 
Kabinett in voller Ueberzeugungstreue redlich beigetragen habe. Der Mi- 
nifter jchloß mit der Verficherung, daß der Leitftern feiner Politif wie 
bisher auch Fünftig der große Friedensgedanfe jein werde, dem die Re— 
gierung auch fürderhin dienen wolle ohne Preisgebung irgend eines Inter— 
ejles, aber unentmwegt und zielbewußt zum Heile und Nußen der Monarchie. 


14. Juni. Wien.) $n der dfterreichifchen Delegation er— 
widert Minifter de Auswärtigen Graf Goluchowski auf mehrere 
Bemerkungen zu jeiner Darjtellung der auswärtigen Lage: 


Es jei feine Rede davon, daß, wie immer wieder infinuiert werde, 
Defterreich- Ungarn auf dem Balkan irgendwelche Erpanfionsgelüfte be— 
friedigen wolle. Das Zufammenwirken mit Rußland verfolge Iediglich den 
Zwed, in Mazedonien Ruhe und Ordnung zu fchaffen. Gegenüber dem 
Delegierten Sylveſter betont er, daß Defterreich-Ungarn in der Balfan- 
politit auf Stalien rechnen könne. Die Verhandlungen, die er (Goluchowski) 
in Venedig mit dem italienischen Minifter des Auswärtigen gehabt habe, 
hätten fich auf die albanifche Frage bezogen. Man fei übereingefommen, 
den status quo aufrecht zu erhalten. Andere Abmachungen beſtänden nicht. 
Gegenüber den Befürchtungen des tichechischen Delegierten Kramarcz, daß 
Dejterreich-Ungarn durch den Dreibundsvertrag in eine gefährliche Aktion 
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verwidelt werden könne, erklärt er: In diefem Bertrage find die Fälle 
jehr genau bejtimmt, in denen wir gegenjeitig einzugreifen haben und es 
find alle möglichen Garantien gegeben, ſowohl für uns, wie für dad Deutjche 
Reich. Es tritt der casus foederis ein, wenn einer von und bon zwei 
Seiten angegriffen wird. Das bietet genügende Sicherheit. Wenn man 
ein Defenjivbündnis jchließt, find die Rechte und Pflichten gegenfeitig. 
Selbftverftändlih fann das Gebiet, für welches das Bündnis gilt, nicht 
abgegrenzt werden; ebenjowenig ijt im voraus zu bejtimmen, wann der 
casus foederis eintritt. Die Hauptjache bleibt der Weberfall von zmei 
Seiten und daß eine gegnerijche Provokation den Krieg hervorruft. Uebri- 
gens befteht das Bündnis jeit einer Reihe von Jahren und hat fich bisher 
als eine Friedensbürgſchaft erwieſen. E3 Hat uns über manche Klippe 
hinweggeholfen. Dies wird hoffentlidh auch in Zukunft nicht anders jein. 
&3 liegt fein Grund vor, an dem Vertrag etwas zu ändern, defjen Riſiko 
für beide Teile gleich ift. Defterreich-Ungarn Hatte in der Maroffofrage 
wichtige handel3politifche Interefjen zu vertreten, jo daß e3 fich dem Stand- 
punft Deutichlands zur Wahrung des durch das englifch-franzöfiiche Ab— 
fommen gefährdeten Prinzips der offenen Tür anſchloß. Die durch Defter- 
reich- Ungarns vermittelnde Tätigkeit hergeftellte Ausgleichung ſei für Deutjch- 
land und Frankreich; gleich ehrenvoll gemwejen. Sie habe der Sache des 
Friedens einen ſehr großen Dienft geleiftet. — Schließlich jei der Vor— 
wurf des allzu jcharfen Vorgehens gegenüber Serbien zurüdzumeijen. Die 
Regierung Habe pflichtgemäß die gerechten Forderungen Defterreich-Ungarns 
vertreten müfjen. Bon einer Gehäjfigfeit gegenüber Serbien ſei feine Rede. 
— Am 18. uni findet in der ungariſchen Delegation eine analoge De- 
batte ftatt, in der der Minifter diejelben Erklärungen abgibt. Die ungari- 
ichen Delegierten beſchweren ſich namentlich, daß die deutjche öffentliche 
Meinung den nationalen Kampf der Ungarn im legten Jahre gehäſſig 
behandle. Trotzdem harre Oeſterreich-Ungarn bei dem ifolierten Deutjch- 
land als fein Schleppenträger aus. 


19. Juni. Wien.) Sn der ungarifchen Delegation erklärt 
Kriegaminifter dv. Pitreich über die Regimentsfprache: 

Er erkenne zwar die ungariiche Staatsſprache an, müſſe aber bei 
der Anwendung anderer Sprachen im Dienftbetriebe der praftijchen Not- 
wendigfeit Rechnung tragen, da in einer ganzen Anzahl von Regimentern, 
die in Ungarn ihre Garnijon hätten, nur ein Teil der Mannſchaften die 
ungarifhe Sprache genügend beherriche. Er werde aber jein Möglichites 
tun, um das Ungarifche als Regimentsſprache zur Geltung zu bringen. 
Was die Umgangsſprache anbelange, jo jeien, von den faft durchweg aus 
magyariihen Elementen bejtehenden Hufaren-Regimentern abgejehen, 15 
Regimenter rein ungarifch, 18 doppelipradjig und 4 dreiſprachig gemijcht. 
E3 jeien ftrenge Verfügungen erlaffen, um zu verhüten, daß die Mann- 
ihaft in ihren religiöfen und nationalen Gefühlen verlegt würde. 

231.125. Juni. Der Kaifer bereift Böhmen und befucht u. a. 
Reichenberg, wo ihn 200 Bürgermeijter deutjcher Gemeinden em= 
pfangen. — In einem Handjchreiben dankt er für die begeijterte 
Aufnahme bei beiden Volksſtämmen. 

21.126. Zuni. (Wien.) Beiprehung der auswärtigen Politik 
in der öſterreichiſchen Delegation. 

Del. Biandhini (Stal.) tadelt den Dreibund, durch den Deutjch- 
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land Defterreih zum Pionier feiner imperialiftiihen Pläne made. Del. 
Abrahbamomitich ift für den Dreibund, bedauert aber, daß dieſe vom 
Polenklub mit Selbftverleugnung eingenommene Stellung zum Dreibund 
ftet3 durch das Verhalten der preußifchen Regierung gegenüber den Polen 
in Preußen und durch ihr Vorgehen gegenüber den öjterreichiichen Polen, 
das den SHandelöverträgen und der gemwährleifteten Freizügigkeit mider- 
jpreche, erſchwert werde; jchließlich drüdt Redner dem Minifter jeine An- 
erfennung für jeine verdienftvolle Leitung der auswärtigen Politik aus. 
Del. Graf Sternberg (Tſch.): Die Krone und jpeziell der jetzige Kaijer 
hätten die traurige auswärtige Lage und die Konzejjionen an Ungarn ver- 
ſchuldet; Defterreich jei ein „Reich der Lüge“, in welchem es nur darauf 
anfomme, die Intereſſen der Dynaftie zu ſchützen, gleichviel ob Defterreich 
darob zugrunde gehe. Del. Kramarſch: Das Bündnis mit Deutjchland 
jei überflüffig, wenn nicht gar jhädlih. Für die Politif Defterreich-Ungarns 
genüge ein gutes Einvernehmen mit Rußland und Stalien. Sollte e3 aber 
zu einer Erneuerung des Bündnisvertrages mit Deutjchland fommen, jo 
müßten die Bündnispflichten Defterreih-Ungarn® auf ganz neue Grund- 
lagen geftellt werden. Um mit den Nachbarn in Frieden zu leben, brauche 
Deiterreih-Ungarn den Dreibund nicht, der fich Heute nur als eine ehr- 
würdige Reliquie aus alter Zeit darſtelle. Er werde, weil die gerechten 
Wünſche der Tichechen nicht befriedigt würden, gegen das Budget ftimmen. 
Del. v. Bärnreither (deutich. Großgrundbej.): Die Gewähr und Recht- 
fertigung des Bündniffes mit Deutjchland liege in dem dreißigjährigen 
Frieden, den dieje Allianz Europa und Oeſterreich-Ungarn gefichert Habe. 
Außerdem aber jei auch der Dreibund den Deutichen Oeſterreichs eine 
Herzensjache. Die Friedenstendenz des Bündnifjes jei bei der Maroffo- 
fonferenz wiederum Har zum Ausdruck gekommen. Del. Stein (alld.) ſehnt 
einen Anſchluß der Deutichen an das Deutiche Reich herbei; die Ros-von- 
Rom-Bewegung folle den Anſchluß vorbereiten. Dabei brauchten die Habs— 
burger nicht verjagt zu werden, jondern es fei ein Zuftand wie vor 1866 
denkbar. Wir find der AZuverfiht, daß die fommende Generation den 
Freudentag erleben wird, wo mir Deutjche wieder geeint find unter dem 
Szepter eined glorreichen Hohenzollernregenten, daß der herrliche Kaiſer 
Wilhelm II. oder wenigftens jein Nachfolger im Sinne des Gelöbnifles, 
mit dem er die Regierung angetreten hat, nicht vergefien wird, ein Mehrer 
des Reiches zu fein. Del. Fürft Shönburg (fathol.) polemifiert jcharf 
gegen die alldeutichen Pläne: Wenn je die deutichen Teile Defterreichs 
mit Deutichland vereinigt würden, jo würde dies ein Unglüd für das 
Deutſche Reich werden. Die Folge einer ſolchen Vereinigung wäre wahr- 
icheinlich ein blutiger Krieg zwiſchen allen Slawen und Germanen. Ganz 
abgejehen von Defterreich würde für dad Deutſche Reich eine Angliederung 
der deutjchen Teile Defterreich® auch deshalb zum Unglüd werden, weil 
die innere Stärke des Deutjchen Reiches in der Hegemonie einer Dynaftie, 
in der Präponderanz des ftarfen Norddeutichen über die weicheren Süd- 
deutjchen, welch letztere dann durch die öfterreichiichen Deutſchen verftärkt 
würden, und in dem Gleichgewichte der Konfejfionen zueinander bejteht. 
Was die Alldeutichen mwünjchen, werde jchon deshalb nicht in Erfüllung 
gehen, weil die Ideen der Alldeutfchen im Deutjchen Reiche nur geringe 
Berbreitung gefunden haben und insbejondere bei jenen, in deren Händen 
die deutſche Politik Liege, feinen Anklang finden. Er und feine engeren 
Gejinnungsgenofjen würden nur unter der Vorausſetzung für das Kriegs— 
budget ftimmen, daß die gemeinfame Armee, wie bisher, ein einheitliches 
Ganzes bilden joll und daß die Führung, Leitung und Organifierung der 
gemeinjamen Armee ausjchließlich der Krone vorbehalten bleibt. 


Die öſterreichiſch⸗nugariſche Monardie. (Juni 25.— Juli 2) 269 


25.28. Juni. (Wien.) Die ungarijche Delegation debattiert 
über die auswärtige Politik. 


Mehrere Redner der Linken und ein kroatiſcher Abgeordneter tadeln 
die Politik Goluchowskis, der Ungarn durch feine Verbindung mit Deutjch- 
land in Welthändel vermwidle, die Balfanvölfer reize und Ungarn durch 
Deutihland auf dem Balkan verdrängen lafje. Ferner verlangen mehrere 
Delegierte Goluchowskis Rüdtritt, weil er fich widerrechtlich in die inneren 
Berhältniffe Ungarns eingemifcht Habe. Minifterpräfident Wekerle kon— 
ftatiert, daß in der Delegation bezüglich der beiden Kardinalpunfte der aus- 
wärtigen Politik, nämlich des Feithaltens am Dreibunde, der einen durchaus 
defenfiven Charakter trage, und der Forderung der freien Entwidlung der 
Ballanftaaten, faum eine Meinungsverjchiedenheit beftehe. — Nachdem noch 
Finanzminiſter Burian die Politik Goluchowskis verteidigt hat, wird das 
Budget ded Auswärtigen gegen 2 jerbijch-Froatiiche Stimmen genehmigt. 

27. Juni. (Eißleithanien.) Das Abgeordnetenhaus be= 
willigt ein jech3monatiges Budgetprovijorium, um den budgetlojen 
Zuftand zu beenden. 

Juni. Zuli. (Eißleithanien.) Prüfung der Körberjchen 
Gejchäftsführung durch den Budgetausſchuß. 

Der Budgetausſchuß tadelt, daß für die Hafenbauten von Trieft zu 
hohe Voranjchläge gemacht worden feien, und daß Minifterpräfident v. Körber 
den Bau ohne parlamentariihe Genehmigung begonnen Habe. Infolge— 
defjen wird beichlofjen, die früheren Minifter v. Körber, Böhm v. Bawerk 
und Frhr. v. Call einzuladen, im Budgetausſchuß zu erjcheinen, um auf 
gewifle Fragen betreff3 der Hafenbauten in ZTrieft Auskunft zu erteilen 
(20. Juni). — Am 4. Juli führen die drei VBorgeladenen aus, daß Die 
damalige Regierung unter dem Drude der notwendigen Sicherftellung der 
Hafenbauten in durchaus forrefter und gejegmäßiger Weile vorgegangen 
jei, daß ferner die abgejchlofjenen Verträge für den Staat in finanzieller 
Hinfiht günftig geweſen jeien und weder in formaler noch materieller Hin- 
ſicht irgendwelche Gejegeöverlegung vorliege. Am 10. genehmigt der Aus- 
ſchuß die Hafenbauten und beichließt, daß die Vergebung der Trieſter 
Hafenbauten ohne vorherige parlamentarijhe Bewilligung mit dem ver- 
fafjungsmäßigen Budgetrechte und der parlamentarijchen Staatsjchulden- 
fontrolle unvereinbar jei. Ferner wird über das Vorgehen der Regierung 
binfichtlih der Vertragsabichlüffe und über das damit zufammenhängende 
finanzielle Gebaren das tieffte Bedauern ausgejprodhen und gegen jede 
Wiederholung eines derartigen Vorgehens bei fünftigen Staat3bauten ent— 
ſchiedene Verwahrung eingelegt. 

2. Juli. (Wien.) Heeresfragen in der dfterreichifchen Dele- 
gation. 

Die Delegierten Graf Schönborn (fonj.), Schufterfitih (Tſch.), 
Tollinger fordern, daß der Kriegsminiſter die Einheit der Armee wahre 
und feine Konzejfionen mehr an Ungarn made. Kriegäminifter v. Bitreich 
ermwidert, daß er nach wie vor auf der 67er Baſis ftehe, und daß die maß- 
gebenden Perſonen Mittel und Wege finden würden, die zu einem gedeih- 
lihen Zujammenleben beider Staaten führten. Allen Idealen der die 
Monarchie bemohnenden Völker könne nicht Rechnung getragen werden; 
aber ein ausfömmliches Verhältnis unter dem Schuge des Ganzen, das 
ihnen ermögliche, ihre Kraft zu entwideln, müfje gefunden werden. Er, 
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der Minifter, habe überall die Erfahrung gemacht, daß in der Bevölferung 
eine geradezu rührende und unverbrüchliche Anhänglichkeit an den Kaijer 
fortlebe, und daß aud in der Bevölkerung eine tiefe Sehnſucht danach 
herrſche, daß endlich der politiiche Widerftreit aufhöre, und daß endlich 
die Agitation und der Terrorismus ein Ende finden mögen. Diele 
Hoffnung auf eine bejjere Zukunft jei gerechtfertigt. Ganz faljch fei die 
Behauptung, daß die gemeinjame Armee nur mehr zum Scheine be- 
ftehe: die gemeinjame Armee bejtehe nicht nur zu Recht, jondern fie be- 
findet fi) jogar in jenem vorzüglichen Zuftande, zu dem fie fich empor- 
gearbeitet Hat, und der von allen Mächten anerkannt wird. Die größten 
Schwierigkeiten bezüglich der gegenwärtigen Anjchauungen über die Armee 
liegen nicht jo jehr im Zwiejpalt diejer Anjchauungen, al3 in der Art, 
wie der Kampf geführt wird, wie die öffentliche Meinung oft über un- 
bedeutende Vorfälle, welche verdreht, aufgebaufht und falſch kommentiert 
werden, in Verwirrung gebradht wird. Auch die Armee, ein Volksheer, 
fann und darf die Augen nicht gejchlofien Halten gegenüber den Gegen- 
jägen, die in den Völkern mächtigen Widerhall finden. (Zuftimmung.) Sie 
muß tradhten, die Gegenfäge in ihrem eigenen Organismus auszujöhnen, 
und maßgebende Angehörige der Armee find der Meinung, daß der Or— 
ganismus der gemeinfamen Armee gejund und fräftig genug ift, um fich 
ohne Gefahr in der gedadhten Weiſe den Zeitftrömungen zu affomodieren. 
Zuftimmung.) Ich hoffe aber auch zuverfichtlich, daß bei den maßgebenden 

olitifern diejenige Bejonnenheit die Oberhand gewinnen wird, welche es 
ermöglicht, in ruhiger und objeftiver Würdigung der Berhältnifje vor- 
urteilöfrei dasjenige zu finden, was für die gemeinjame Verteidigung mit 
vereinter Kraft Bedingung ift, den Weg, der zur Einigung führt. Auf 
die Klagen und Beſchwerden wegen der Höhe der Militärlaften übergehend, 
an denen die Großmannsjucht Defterreih-Ungarns ſchuld fein jolle, jei zu 
antworten: Wir find eben nach der Größe des Raumes und nad der Zahl 
der Bewohner eine Großmacht, die unter dem Habsburgiſchen Szepter ein 
für Europa unentbehrliches Staatengebilde repräjentiert. Es ift jehr Leicht, 
in Friedenszeiten von Herabjegung der Militärlaften zu ſprechen. Wenn 
aber der ſchwere Augenblid einer Eriegeriihen Berwidelnng fommt, dann 
wird es heißen: Warum ift dieſes und jenes nicht geichehen? Warum 
hat der Kriegsminifter nicht geiprohen? Wir Hätten ihm ja das Militär 
bewilligt und dergleichen... Sowohl die Blut- al3 auch die Geldfteuer für 
Heereszwede ſei in Defterreich-Ungarn geringer als in Deutichland und 
Frankreich, ja jelbft als in Stalien, Defterreich-Ungarn habe an Militär- 
laften auf den Kopf ein Sechſtel der Gejamtausgaben, während fie in 
Deutichland die Hälfte, in Frankreich ein Drittel, in Stalien ein Viertel 
betragen. .. Zweifellos find unſere LZaften groß, aber der Zuruf eines 
Delegierten: „Wir wollen mit Wafjer fochen“, hat bereits längſt feine Ber- 
wirflihung gefunden, und wenn — was der Welt zu wünſchen wäre — 
gewifje Abrüftungspläne zur Ausführung fämen, würden die anderen 
Staaten lange zu tun haben, bis fie auf den Standpunkt fommen, auf 
dem wir und heute befinden. Anderjeit3 glaube ich mich auf die richtigen 
Ausführungen des Grafen Schönborn berufen zu können, daß wir ein 
geihägter Alliierter geblieben find, obwohl wir in der Entwidelung des 
lebenden und toten Materiald hinter anderen Staaten zurüdgeblieben find. 

Das Heeredordinarium wird angenommen. 


3. Juli. Wien.) Sn der dfterreichifchen Delegation er: 
widert Minijter des Auswärtigen Graf Goluchowski auf mehrere 
Angriffe und Anfragen: 
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Sch glaube mit Rüdjicht auf die wiederholten Erklärungen in den 
beiden Delegationen von weitläufigen Ausführungen über die Grundzüge 
unjerer Bolitif abjehen zu fünnen. Die Rebner der Oppofition haben 
eigentlich nichts Neued vorgebradht und meine Aufflärungen jcheinen ge- 
fliffentlich überhört zu werden. Was hätte es unter diefen Umftänden für 
einen Nugen, dasjenige zu widerlegen, was gegen den Dreibund vor- 
gebradt worden ift, und nachzumeijen, daß unjere Laften vielleicht noch 
größer wären, wenn wir in anderen Bündnisverhältniffen oder überhaupt 
in feinem Bündnis ftehen würden. Mit jedem Bündnis ift ein Riſiko 
verknüpft, dasjelbe ift aber nach beiden Geiten das gleiche. Wenn be- 
hauptet worden ift, der Dreibund ſei jomweit entwertet, daß fein Intereſſe 
mehr bejtehe, an ihm feftzuhalten und daß die anderen Bündniskonftella- 
tionen auch feine anderen Ziele verfolgen, wie der Dreibund, nämlich die 
Erhaltung des Friedens, jo Hat doch Hier der Dreibund das Recht der 
Priorität zu beanfpruchen, denn er beitand jchon zu einer Zeit, in der 
von Bündniskonftellationen noch feine Rede war. Der Dreibund Hat in 
den 80er Jahren jeine Feuerprobe beftanden und fich als Friedensfaktor 
erwiejen. Wenn man eine jo bewährte Bafis verlafjen wollte, um un- 
jiheren Kombinationen nachzulaufen, jo ift dies eine Politit der Unftetig- 
feit und des Ubenteuers, zu der ich gewiß meine Hand nicht bieten werde. 
Ebenjo zwecklos mwäre ed, unjere Politik in Algecirad neuerlich beleuchten 
zu wollen, denn darüber ift jchon jo viel gejagt worden. Die Anerkennung 
des Auslandes für unjere Vermittlung ift uns in fo reihem Maße zuteil 
geworden, daß überhaupt dasjenige, wa3 hier vorgebradyt wurde, voll» 
Händig widerlegt wird.“ ... Gegenüber den Angriffen des Abg. Biantini, 
der die öſterreichiſch-ungariſche Aktion auf dem Balkan al3 erfolglos hin- 
gejtellt hatte, verlieft der Minifter einen kürzlich eingelaufenen Bericht des 
öfterreichifchen Botſchafters in Konftantinopel, in welchem mitgeteilt wird, 
daß der von einer Inſpektionstournee nad) dem Gendarmeriebezirk Uesküb 
zurüdgefehrte Baron Giesl über jehr befriedigende, ja überrajchende Fort- 
jchritte in diefem Bezirk berichtet. Das Mannjhaftsmaterial fei aus- 
gezeichnet und dad Zuſammenwirken der türkischen und der fremden Dffi- 
ziere durchaus befriedigend, jo daß die Reform ſchon jet als durchaus 
gelungen bezeichnet werden könne. Da3 allgemeine Urteil fei zugleich, 
daß die hriftliche Bevölkerung mehr und mehr Vertrauen zu dem Reform- 
wer! gewinne und weiteren Unternehmungen der Gelbfthilfe abgeneigt jei. 
Tatſächlich kämen auch die Banden faft ausjchlieglich von außen. Grund- 
faljch jeien die Behauptungen des Abg. Klofac, der Defterreich-Ungarn ver- 
dächtigt hat, die Unruhen auf dem Balkan abfichtlic) zu unterhalten, und 
der die Öfterreihiich-ungarifchen Vertreter und Offiziere, die mit Hingebung 
ihre Amtes wmwalteten, teufliiher Macenjchaften und jelbft de3 Mordes 
beichuldigt hat. Er zmweifle an der Echtheit der Briefe, auf die fich Klofac 
berief; derjelbe habe aus einer Literatur gejchöpft, die feit einiger Zeit 
jowohl in Berlin als auch im anderen Ausland üppig blühe, auf Beftellung 
arbeite und feinen anderen Zwed verfolge, ald Mißtrauen gegen Defterreich- 
Ungarn zu erweden. ... Ihm habe jtet3 jede Unfreundlichfeit gegenüber 
Rumänien fern gelegen, und das um jo mehr, als Defterreich-Ungarn mit 
diejem Staat, der ein Element der Ruhe und Ordnung im Südoſten 
Europas darjtelle, jchon jeit Jahren auf beitem Fuße ftehe.. In feinen 
diesbezüglichen Ausführungen fei abjolut nichts enthalten, was als Un- 
freundlichfeit aufgefaßt werden fünne Auf die Abrüftungsfrage über- 
gehend, bemerkt der Minifter, die Sache fei an fi) gewiß außerordentlich 
verlodend und die Regierung ftelle ſich ihr auch ſympathiſch gegenüber, 
doch dürfte fie längere Zeit noch ein frommer Wunſch bleiben, der augen- 
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blicklich abjolut feinen praftiihen Nuten habe. Jedenfalls müßten bie 
anderen Staaten in Ddiejer Frage vorangehen. Gegenüber der immer wieder 
auftauchenden Behauptung, daß das Fremdenblatt das offiziöfe Organ des 
Minifteriums des Aeußern jei, ftellt der Minifter endgültig feft, daß dies 
nicht der Fall jei und daß das Minifterium des Aeußern mit dem Fremden— 
blatt feine anderen Beziehungen habe, als daß von Zeit zu Zeit und zwar 
immer feltener gewiſſe Communiqués in dem genannten Blatte an auf- 
fallender Stelle zum Abdrud gelangten. Auf eine direfte Anfrage, ob der 
Minifter noch einen gemeinjamen Staat fenne, erwidert Graf Goluchowski, 
ein gemeinjamer Staat beftehe nicht. Dies gehe jchon daraus hervor, dag 
zwei Staatsbürgerjchaften beftänden. Er, der Minifter, kenne nur eine 
öfterreichifch-ungariihe Monarchie, welhe auf Grund der pragmatifchen 
Sanktion ald organiiches Ganzes dem Ausland gegenüberjtehe, unbejchadet 
des Berhältnifjes, welches die Beziehungen der beiden Staaten diejer 
Monarchie zueinander regelt. 


3. Juli. (Eisleithanien.) Im Abgeordnetenhaufe erwidert 
Minifterpräfident v. Bed auf eine Interpellation über die Bedeu- 


tung der Landamannminijter: 

Die Anftitution der Minifter ohne Portefeuille ift nicht neu. Die 
Ernennung der gegenwärtigen Landsmannminifter, deren Stellung der— 
jenigen der anderen Minifter gleich ift, ift durch Ausübung des unein- 
geihränkten Minifterernennungsrechtes der Krone erfolgt. Ihre mwichtigfte 
Aufgabe befteht darin, durch Kundgebung ihrer Anfichten und durch ihre 
Natichläge, Hauptjählic in den Angelegenheiten der allgemeinen Politik, 
der Krone, jowie der gejamten Regierung zu dienen und auf dieſe Weije 
an der Beftimmung der politifchen Richtung des Kabinett3 mitzuwirken. 

6. Juli. (Cisleithanien.) Abgeordnetenhaus. Zurüdziehung 
der öſterreichiſchen Ausgleichsvorlagen. — Wirtſchaftliches Verhält— 
nis zu Ungarn. 

Auf mehrere Interpellationen betreffend das Vorgehen der ungari— 
ſchen Regierung anläßlich der Beratung des ſchweizeriſchen Handelsver— 
trages im volkswirtſchaftlichen Ausſchuſſe des ungariſchen Abgeordneten— 
hauſes erwidert Miniſterpräſident Frhr. v. Beck: Die Ausfertigung des 
deutſchen und des ſchweizeriſchen — ſei gemäß den bisherigen 
Gepflogenheiten in deutſcher und ungariſcher Sprache erfolgt, jedoch unter 
einheitlicher Unterzeichnung durch den Vertreter des Miniſteriums des 
Aeußern. Er habe dagegen keine ſtaatsrechtlichen Bedenken und halte dieſen 
Teil der Angelegenheit für erledigt. Was dagegen den Zuſatz bezüglich 
der Inartikulierung des Vertrages betreffe, den der ungariſche Handels— 
miniſter, ohne ſich vorher mit der öſterreichiſchen Regierung ins Einver— 
nehmen geſetzt zu haben, in den ungariſchen volkswirtſchaftlichen Ausſchuß 
aufgenommen habe, ſo erblicke die Regierung, trotzdem ſie die Aufklärung 
erhalten habe, daß dieſes Geſetz lediglich die Konkordanz zwiſchen dem dem 
ungariſchen Parlament unterbreiteten autonomen Zolltarif und dem ſchwei— 
zeriſchen Handelsvertrage bezwecke, doch darin eine Fortſetzung jenes bereits 
bei der Einbringung der autonomen ungariſchen Zolltarife ſeitens der 
ungariſchen Regierung beobachteten ri ac welches die öfterreichiiche 
Regierung jchon oft al3 mit den Hinfichtlid der volf3wirtichaftlichen Be- 
ziehungen der beiden Staatögebiete geltenden gejeglichen Beitimmungen 
und mit dem bejtehenden Reziprozitätsverhältnis nicht im Einklang ftehend 
bezeichnet habe. Er wolle —* nicht in eine neuerliche Erörterung dieſer 
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Angelegenheit einlafjfen, er müfje aber doch betonen, daß dieje Zufäße, falls 
fie Geſetzeskraft erlangen ſollten, ſich al3 einjeitige Interpretationen ein- 
zelner grundlegender Beltimmungen de3 Vertrages mit der Schweiz dar- 
ftellen würden. Zu diefem Bmede, und um feinen Zweifel darüber auf- 
fommen zu lajjen, ziehe die Regierung im Hinblid auf die bevorftehenden 
Ausgleichöverhandlungen mit Ungarn die dem Haufe noch vorliegenden 
Gejegentwürfe über die wirtichaftlihen Ausgleihe mit Ungarn zurüd. 
Snfolge diejes Entjchluffes der Regierung Hat der im Jahre 1903 ab- 
geichlofjene Ausgleich) aufgehört zu beftehen. Nur der Bolltarif und das 
Bollgejeg find bereit3 auf dem Verordnungswege davon in Kraft gejept. 
Alles übrige, was dazu gehört, alle Vorlagen, die dem öfterreichiichen 
Reichsrate vorgelegt wurden, aber bisher unerledigt blieben, find jegt von 
der Regierung ausdrüdlich zurüdgezogen worden: der (nur vom Ausſchuß 
bereitö erledigte) Entwurf des Zoll- und Handelsbündnifjes, an deſſen 
Stelle Ungarn den Zoll- und Handelövertrag jegen mill, die damit zu— 
fammenhängenden Borlagen über das Beſteuerungsweſen, da3 Ueberein- 
fommen über die NRentenfteuer auf ungariſche Papiere, die Valuta- und 
Bankvorlagen, jpeziell auch der Gejegentwurf betreffend die Aufnahme der 
Barzahlungen und über die Heinen Noten, durch den die Valutareform in 
der Monarchie erjt ihren Abſchluß gefunden hätte. Tatjächlich bleibt aber 
beftehen das bisherige wirtichaftliche Verhältnis: die Zollfreiheit des Ver— 
fehr3, die Handelöverträge mit den fremden Staaten, das bisherige Ver— 
hältni3 zur Bank, die Behandlung der Berzehrungsfteuer. 


7. Juli. Wien.) Schluß der Delegationen. — Sämtliche 
Budget3 find bewilligt. 
8. Juli. Zollkrieg mit Serbien. 


Der öfterreichiich-ungarische Geſandte in Belgrad verftändigt Die 
jerbifche Regierung, daß die Einfuhr und Durchfuhr von lebenden Rin- 
dern, Schweinen, Ziegen, Schafen und Geflügel, jowie von rohem und 
bearbeiteten Fleiſch aus Serbien verboten iſt und daß das Handelsprovi- 
jorium zwiſchen Defterreich- Ungarn und Serbien aufgehört habe, zu gelten. 

Am 7. Zuli motiviert im ungariihen Abgeordnietenhauje Minifter- 
präjident Wekerle die angekündigte Grenziperre: Falih fei die von 
Kofjuthiften aufgeftellte Behauptung, daß der Zollfrieg den NRachegelüften 
des Minifterd des Aeußeren, Grafen Goluchowski, entipringe; e3 jeien aus— 
ſchließlich mirtichaftlicde Gründe maßgebend gemwejen. Defterreich-Ungarn 
babe für 71 Poſten des Zolltarifs Herabjegungen verlangt, Serbien habe 
jedoch nur bei 11 Pofitionen Ermäßigungen eintreten laſſen. Die Forde- 
rung auf Beſtellung von Skodafanonen habe die Regierung fallen gelafjen, 
dagegen die LXieferung von Eijenbahnwagen, Lokomotiven, Munition und 
Betroleum verlangt. Da 90 Brozent der jerbiichen Ausfuhr nad) Deiter- 
reich- Ungarn gehen, jei dieje Ausgleichsforderung berechtigt gewejen. Ger- 
bien habe jchon während des Zollproviſoriums Erleichterungen für die 
Bieheinfuhr gewünſcht, die veterinär-polizeilich bedenklich geweſen feien. 
Für den Fall, daß während des Provijoriums ein definitiver Vertrag 
vereinbart werden ſollte, jolle diefer die Öfterreichiich-ungariihe Monarchie 
binden, während Serbien diejen von der Zuftimmung der Skupſchtina habe 
abhängig machen wollen. Die Monarchie jei daher gezwungen gemwejen, 
die Grenzjperre zu verhängen. 

16. Juli. (Ungarn) Abgeordnetenhaus. Staats- und 
Nationalitätenfchulen. 

Abg. Polit (Serbe) greift die Schulpolitif an. Er Habe von Ap- 
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ponyi al3 Kultusminifter viel erhofft. Es jeien aber nur die Staat3jchulen 
zum Schaden der Nationalitäten vermehrt worden. Die Politif habe dod 
mit Schule und Kirche nicht3 gemein, deshalb jolle die Firdhliche Autonomie 
geihügt, die Eonfeifionelle Schule gefördert werden. Es werde nicht ge- 
lingen, Ungarn zu einem einjpradigen Staat umzujhaffen. Man jolle 
jo gerecht gegen die Nationalitäten jein, wie einft Deaf und Andrafiy. 
Das Budget lehne er ab. Kultusminifter Graf Apponyi: Die berech— 
tigten Anſprüche der Nationalitäten würden nicht gejchädigt, aber mit 
grundlegenden Gejegen dürften fie nicht in Konflift fommen. Die Ber- 
mehrung der Staatsſchulen jei nicht gegen die Nationalitäten gerichtet. 
Das Budget enthalte auch überaus hohe Beträge für fonfejjionelle Schulen. 
Im Nationalitätengejege heiße e3 aber ausdrücklich, daß in politijcher Be- 
iehung eine ungeteilte, einheitliche ungarijche Nation bejtehen müfje und 
aß die Amtsſprache die ungarische ift. Die Regierung werde alles auf- 
bieten, um die ftaatlihe Einheit zu fichern, die Nationalitäten müßten den 
Standpunkt aufgeben, als jei Ungarn ein Miſchmaſch verjchiedener Volks— 
rafjen. Wenn e3 richtig ift, daß die Politif von der Kirche zu trennen 
jei, jo jollten die Nationalitäten dafür jorgen, daß die Kirche jich nicht 
in die Politik menge. 


21. Juli. (Eißleithanien.) Einigung über die Wahl- 
reform im Ausſchuß. 


Im Wahlreformausihus macht namentlich die Verteilung der böh- 
miſchen Mandate Schwierigkeiten, daneben die Forderungen der ARuthenen 
und Staliener. Nachdem die VBorjchläge der Regierung und mehrere deutfche 
und tſchechiſche Anträge verworfen worden find, wird mit 28 gegen 19 
Stimmen die Mandatsziffer Böhmend auf 130 feftgeftellt, wovon die 
Tichechen 75, die Deutichen 55 erhalten. Dagegen ftimmen fämtliche deutjche 
und tichechiiche Vertreter Böhmens und die Alldeutichen, die übrigen Deutjchen, 
Polen, Südflawen und Staliener ftimmen dafür. Das Gefamtbild des 
fünftigen Abgeordnetenhaufes ift folgendes: Es wird zählen 516 Mitglieder, 
61 Mitglieder mehr als Gautſch, 21 Mitglieder mehr ald Hohenlohe be- 
willigen wollte. Bon den 21 neuen erhalten Böhmen 8 (5 deutjche, 3 
tſchechiſche) Mähren 3 (1 deutjches, 2 tichechiiche), Galizien 4 (3 polnijche, 
1 ruthenijches), Tirol 3 (2 deutjche, 1 italienisches), Steiermark 2 (1 deutjches, 
1 jlowenifche8). Dazu kommt noc das deutihe Mandat in Gotjchee. Es 
wurden aljo 10 deutjche, 10 ſlawiſche und 1 italienisches Mandat gejchaffen. 
Bon diejen 516 Mandaten entfallen, nach den Nationen geordnet, 233 auf 
die Deutſchen, 108 auf die Tichehen, 80 auf die Polen, 34 auf die Ru- 
thenen, 37 auf die Südflawen, 19 auf die Staliener, 5 auf die Rumänen. 
Ale Nationen außer den Rumänen gewinnen Mandate. Dem deutjch- 
italienifch-rumänifchen Blod von 257 Mandaten fteht der jlawifche mit 259 
gegenüber. Nach der Gautſchſchen Vorlage (225:230) betrug die „Spannung“ 
5 Mandate, nach der Hohenlohejchen (246 : 249) 3 Mandate, nach dem 
jeßigen angenommenen Kompromiß ift jie auf 2 gejunfen. Nach Ländern 
ergibt fich folgendes Bild: Es erhalten Böhmen 130 (bisher 110), Mähren 
49 (43), Schlejien 15 (12), Galizien 106 (78), Bufomwina 14 (11), Nieder- 
öfterreich 64 (46), Oberöfterreich 22 (20), Salzburg 7 (6), Steiermarf 30 (27), 
Kärnten 10 (10), Krain 12 (11), Tirol 25 bı), Borarlberg 4 (4), Sitrien 
6 (5), Görz 6 (5), Trieſt 5 (5), Dalmatien 11 (11). Alle Länder gewinnen 
mit Ausnahme von Kärnten, Vorarlberg, Trieft und Dalmatien. 

Die deutjche Prefje ift nicht durchweg befriedigt von dem Kom- 
promiß. So jchreibt die „Neue Freie Preſſe“: „Das jpärliche Refultat 
aller diejer Kämpfe bejteht darin, daß ſich das Verhältnis der deutſchen 


Die öſterreichiſch⸗ ungariſche Monardie. (Juli 21.—Sept. Anf) 275 


Mandate zu den Gejamtmandaten nur jehr wenig gebejjert Hat. Troßdem 
verlieren die Deutjchen 3.13 Prozent von ihrem jegigen Anteile an der 
gejamten Mitgliederzahl des Abgeordnetenhaufes.” — Sie macht folgende 
Bujfammenftellung: 
Gejamtzahl der Deutihe Prozente der 
Mitglieder Mandate Gejamtzahl 
205 48.3 


1: Me ET EEE DE Sr 425 

MBHSUEREN 55 — 455 205 45.05 
— . 2 2 en 495 223 45.07 
Neueſter Beihluß . . .». » . . 516 233 45.17 


21. Juli. (Cisleithanien.) Der Reichsrat wird nach der 
Annahme des Wahllompromifjes im Ausschuß vertagt. 


Die „Kölnische Volkszeitung“ jchreibt über die Refultate der Tagung: 
„Die Tagung hat gedauert vom 30. Januar bis 21. Juli; fie erledigte die 
— über das Rekrutenkontingent pro 1906, die Penſionsver— 
ſicherung der Privatbeamten, die Rentengüter in Galizien, die Geſellſchaften 
mit beſchränkter Haftung, die Handelsverträge mit Italien, Belgien und 
Rußland, ſowie das handelspolitiſche Ermächtigungsgeſetz für das erſte 
Halbjahr 1906, den vom Herrenhauſe abgeänderten Scheckgeſetzentwurf, das 
Geſetz über die Beamtenpenſionen, dies bis zum Sturze des Minifter- 
präfidenten Gautſch. Unter Hohenlohe wurde nichts erledigt. Allzu raſch 
fiel er über die Frage de3 ungarischen Zolltarifs. Der Dringlichkeits- 
antrag über letzteren wurde angenommen, Bed wurde Hohenlohes Nach- 
folger, er bildete das parlamentarijche Kabinett. Außer der Wahlreform 
wurde von da ab nur das Gemwerbereformgejeg bis zur dritten Lejung 
durchberaten und in einer Geftalt angenommen, an der da3 Herrenhaus 
wohl noch Menderungen vornehmen wird. In der Zwifchenzeit wurde nur 
noch das Budgetprovijorium und das handelspolitiſche Ermächtigungsgeſetz 
für das zweite Halbjahr beichloffen. Die erfte Lejung der Nordbahn- 
vorlage wurde beendigt, auch die vom Herrenhauje abgeänderten Gejeße 
über die Penfionsverficherung der Privatbeamten und über den Haufier- 
handel, ferner über die Aenderung des Statut3 der Advofatenfammer und 
der Bericht der Duotendeputation erledigt.“ 


23. Juli. (Schlejien.) Bei Troppau kommt e3 infolge eines 
deutjchen Turnfeſtes zu Schlägereien zwifchen Deutjchen und Tjchechen, 
jo daß Infanterie die Straßen jäubern muß. 

1. Auguft. Dur ein kaiſerliches Handfchreiben an den 
Minifterpräfidenten Frhrn. v. Bed werden die Beitragleiftungen 
der beiden Staaten zu den gemeinfamen Ausgaben für ein Jahr 
wie bisher bejtimmt. 

19. Auguft. (Schlefien.) Bei einer tjchechifchen Volks— 
verjammlung fommt e3 zu Zufammenftößen mit Deutfchen. 

Ende Auguſt. Böhmen.) In Nordböhmen beginnt ein 
großer Bergarbeiteraugftand, weil die Unternehmer Verkürzung der 
Arbeitszeit und Lohnerhöhung ablehnen. 

Ende Auguft. Anfang September. Einige tſchechiſche und 
ungarische Abgeordnete agitieren für einen wirtjchaftlichen Zu— 
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jammenjchluß zwijchen Magyaren und Tſchechen. Die Prefje lehnt 
im allgemeinen die Verſuche ab. 

5. September. (Fiume.) Tſchechiſche und kroatiſche Gejang- 
vereine demonftrieren gegen die Magyaren, jo daß es zu großen 
Schlägereien fommt. 

9. September. Der Kaiſer jagt aus Gefundheitsrüdfichten 
jeine Beteiligung an den dalmatinifchen Manövern ab. In der 
Preſſe wird vielfach vermutet, daß er fich nicht Demonftrationen 
in Dalmatien und Bosnien für eine Bereinigung mit Ungarn aus— 
jeßen wolle. Offizids wird dieſe Vermutung bejtritten. — Der 
Thronfolger findet als fein Vertreter begeifterte Aufnahme. 


12.14. September. (Ei3leithanien.) Wahlreform. 


Am 12. tritt der Wahlreformausihuß wieder zufammen. Minijter- 
präfident v. Bed betont die unbedingte Notwendigkeit der Wahlreform und 
fordert die Mitglieder des Ausihufies auf, nicht auf halbem Wege ftehen 
zu bleiben, fondern in der furzen zur Verfügung ftehenden Zeit den Neu- 
bau der Berfafjung durchzuführen. — Am 14. ftellt Abg. v. Starzynijfi 
(Bole) folgenden Antrag: Die Abftimmung über die Eingangsformel in 
Artikel 2 wird vorläufig vertagt, es ift eine neungliedrige Kommijjion 
einzujegen, welche die Paragraphen 11 und 12 des Gtaatögrundgejeges 
behufs Abgrenzung der Kompetenz der Reichd- und der Landesgeſetzgebung 
bezw. Sicherftellung einer autonomen Gejeßgebung der Länder nachzuprüfen 
und über das Ergebnis dem Ausſchuſſe zu berichten hat. Minifterpräfident 
Sehr. v. Bed: Er ftehe den Anträgen aus praftiichen Gründen ſympathiſch 

egenüber. Aus rein fachlichen Gründen, ohne jedwede Nebenabficht er- 
—— es wünſchenswert, Klarheit zu ſchaffen, was im einzelnen in das 
Gebiet der Reichsgeſetzgebung und was in das der Landesgeſetzgebung ge— 
höre. In formaler Hinſicht ſei er mit der Einſetzung eines Subkomitees 
einverſtanden. Er halte es aber für richtiger, von einer Abänderung der 
Eingangsformel und des Artikels 2 Abſtand zu nehmen. Er ſei über— 
zeugt, daß der Antragſteller keinen Aufſchub in der Verabſchiedung der 
zur Beratung ſtehenden Angelegenheit bezwecke, und er bitte, den Geſetz— 
entwurf jegt vollftändig zu verabjchieden. — Die Deutjchen bezeichnen den 
Antrag als Verjchleppungsverjuh. Der Antrag wird mit 21 (Slawen und 
Großgrundbefig) gegen 19 Stimmen angenommen. 


Mitte September. (Böhmen.) Der deutjche Volksrat für 
Böhmen fordert die Deutjchen durch Flugblätter auf, tſchechiſch zu 
lernen, um den fprachlichen Erfordernifien für alle Amter zu ges 
nügen und die Anftellung von Nationaltjchechen unnötig zu machen. 

18. September. (Gisleithanien.) Das Abgeordnetenhaus 
beginnt feine Situngen wieder. 

18. September. (Wien) Fachmännifche Delegierte ſter— 
reich® und Ungarns beginnen die Ausgleichskonferenzen. 


Ungarn fordert Wiedergewährung der im Szell-Körberichen Aus- 
gleich gemachten Zugeftändnifje, Erjegung des Handel3bündniffes durch einen 
Handelövertrag und das Recht, in Sachen der Verzehrungsſteuer unab⸗ 
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bängig von Defterreich gejegliche Enticheidungen zu treffen. Defterreich 
verlangt: Erhöhung der ungarischen Duote, Feitftellung eines Schlüfjels, 
nach welchem fünftig die Quote ohne weiteres berechnet werden fann, ohne 
gegenfeitige Verhandlungen, Aufteilung der gemeinjfamen BZolleinnahmen 
nicht nad) dem Quotenverhältnis, ſondern je nad) der Belaftung der beiden 
Reichshälften durch die Zölle, gleichlautende Flare Tertierung der Verein— 
barungen, jchiedögerichtliche Entjcheidung im Falle von Streitigkeiten, längere 
Dauer des Ausgleichs. 

23. September. (Brag.) Die Parteileitung der tichechifchen 
Sozialdemofratie lehnt ein Aufgehen in eine allgemeine Organi— 
fation ohne Berüdfichtigung der nationalen und Lokalen Verjchieden- 
beiten ab. 

5. Oktober. (Cisleithanien.) Abgeordnetenhaus. Vieh— 
Aus- und Einfuhr. 

Ein Dringlichkeit3antrag fordert die Regierung auf, da3 Verbot 
ber Bieheinfuhr aus den Balfanftaaten und Rußland aufrecht zu erhalten 
und das Anfinnen, ein Verbot betreffend die Viehausfuhr nad) Deutfchland 
zu erlaflen, ohne weiteres zurüczumeijen. Landwirtichaftsminifter Fürft 
Auersperg: Mehrere Städte feien tatjächlih an die Regierung mit dem 
Anfinnen herangetreten, daß das Vieheinfuhrverbot gegen Rumänien und 
Rußland aufzuheben und die Biehausfuhr namentlich nach Deutfchland zu 
verbieten jei. Bon einem Fleiſch- und Viehmangel im allgemeinen fünne 
feine Rede fein. Im Gegenteil werde eine größere Zufuhr an Rindern 
demnächſt erwartet. Auch jei die Schweinezufuhr günſtig. E3 wäre aus 
veterinärpolizeilichen Rüdfichten äußerft bedenklich, zur Ergänzung des 
zeitweilig verminderten inderauftriebes die Grenzen jener Länder zu 
öffnen, welche zur Vermeidung der Seucheneinjchleppung Defterreich zu 
ſperren genötigt jei. Zu einem Viehausfuhrverbot fei fein Anlaß, zumal 
bei abnormen Preiſen der VBieherport ohnehin aufhöre. E3 gebe auch kein 
gejegliches Mittel, um aus Approvifionierungsrüdfichten die Viehausfuhr 
zu verhindern. Abgeſehen Hiervon jei auch nicht daran zu denken, die 
Ausfuhr eines der wichtigſten Erportartifel Dejterreichs, deffen Export» 
fähigfeit die Regierung bei den Handelövertragsverhandlungen tunlichit zu 
ihüßen beftrebt gemwejen fei, zu behindern. 


6. Oktober. (Cisleithanien.) Der Wahlreformausſchuß lehnt 
einen Antrag der Konſervativen auf Einführung des Pluralitäts— 
wahlrecht3 mit 27 gegen 19 Stimmen ab. Der Minijterpräfident 
hatte fih aus Gründen der Gerechtigkeit gegen den Antrag erklärt. 

Dftober. Rüdtritt de Grafen Goluchomwäfi. 


Nah Zeitungsnachhrichten will der Minifter des Auswärtigen Graf 
Goluchowski Anfang Oftober den Abſchied nehmen, weil die Magyaren 
mit einem Mißtrauensvotum in den Delegationen drohen. Minifterpräfident 
Wekerle joll ich für die Bewilligung des Budget3 des Auswärtigen ver- 
bürgt haben, jo daß Goluchowski die Demiffion aufgibt. — Am 22. tritt 
Goluchowski zurüd, fein Nachfolger wird der Botichafter in Petersburg 
Schr. dv. Aehrenthal. 


12. Oktober. (Cisleithanien.) Abgeordnetenhaus. Deutjche 
Sprache. 
Ein alldeuticher Dringlichkeitsantrag, in dem Die Genehmigung des 
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bereit3 fünfmal vom niederöfterreichiichen Landtage angenommenen Gejeß- 
entwurfes über die ausschließliche Geltung der deutſchen Sprache als Unter- 
richtsfjprahe an den Volks- und Bürgerjchulen Niederöfterreichd dringend 
gefordert wird, wird abgelehnt. Im Laufe der Erörterung erflärt der 
Unterrihtsminifter Dr. Narchet, der Gejegentwurf jei dem Monarchen zur 
Entſchließung vorgelegt worden, habe jedody nad) dem Antrage der Re 
gierung die Genehmigung nicht erhalten, weil er dem Reichsvolksſchul— 
gejege widerjpreche. 


12. Dftober. (Ungarn.) Förderung der Induſtrie. 


Eine Gejegesvorlage ermächtigt die Regierung, neugegründeten In— 
duftrieunternehmungen Befreiung von der Gemwerbefteuer und anderen Ge- 
bühren für 15 Jahre zu gewähren. Ferner können auf Grund des Ent- 
wurfes jolchen Induſtrieanlagen Subventionen in einer Gejamthöhe von 
jährlih 20 Millionen Kronen gegeben werden. Schließlich ſoll dieſen 
Induftrien eine Bevorzugung bei Lieferungen für Staatd- und Gemeinde- 
bedürfnifje eingeräumt werden. 


Dftober. (Cisleithanien.) Wahlreformausſchuß. Einigung. 

Die Deutjchen fordern, daß das neue Wahlgejeg künftig nur durd 
eine Zweidrittelmehrheit geändert werden fünne. Sie wollen dadurch ihren 
gegenwärtigen Beligitand fihern, nachdem fie das Zugeftändnis einer 
ſlawiſchen Mehrheit gemacht haben. Die Tſchechen opponieren heftig, eine 
ſolche Beftimmung jei eine Demütigung der Tſchechen. Die Regierung 
ihlägt auf 18 Jahre eine Zweidrittelmehrheit, dann eine Dreifünftelmehr- 
heit vor. 

Am 25. Dftober genehmigt der Ausihuß mit 32 gegen 12 Stimmen 
einen Antrag Geßmann cchriſtl. joz.), wonady eine Menderung der Wahl- 
freiseinteilung bei Anmejenheit von mindeftens 343 Abgeordneten bejchlofjen 
werden fann. In diefe Zahl find die parlamentarischen Kabinettömitglieder 
jowie das Präfidium und die Schriftführer nicht einbegriffen. Außerdem 
muß bei Abänderung einzelner Wahlfreije wenigſtens die Hälfte der Ab- 
geordneten des Kronlands anweſend jein, in dem der Wahlkreis Liegt. 

Am 29. genehmigt der Ausihuß die gefamte Vorlage. Danach be- 
trägt die Zahl der Mandate 516, davon fallen auf Böhmen 130, Galizien 
106, Niederöfterreich 64, Mähren 49, GSteiermarf 30, Tirol 25, Ober— 
öfterreich 22, Schlefien 15, Bulowina 14, Krain 12, Dalmatien 11, Salz- 
burg 7, Wien 6, Sftrien 6, Görz und Gradisfa 6, Trieft mit Gebiet 5, 
Vorarlberg 4 Mandate. — Es wird gewählt nad) allgemeinem gleichen 
und direkten Stimmrecht; Bedingung ift einjährige Seßhaftigfeit; die ein- 
zelnen Kronländer Haben das Recht, eine Wahlpflicht einzuführen. 

24. Oktober. Der Kriegsminifter Frhr. d. Pietreich tritt zurüd. 
Sein Nachfolger wird der Öfterreichifche Landesverteidigungsminiſter 
Frhr. v. Schönaich. 

24. Oktober. (Cisleithanien.) Abgeordnetenhaus. Debatte 
über den Rücktritt Goluchowskis. 

Auf eine Interpellation, ob die öſterreichiſche Regierung beim Rück— 
tritt Goluchowskis ihren Einfluß geltend gemacht habe, oder ob der Nüd- 
tritt allein auf den Wunſch der Mehrheit des ungarischen Reichstags er- 
folgt jei, erwidert Minifterpräfident Frhr. v. Bed: Ich möchte, um den 
mißverftändlichen Aeußerungen in der Deffentlichkeit und in der Begrün- 
dung einer der Snterpellationen zu begegnen, vor allem feſtſtellen, daß 
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der Minifter de3 Aeußern jeine Demiffion in freier Entjchließung und aus- 
ſchließlich auf Grund feiner Beurteilung und Abihägung der in Betracht 
fommenden Berhältnifje gegeben hat und daß dabei feine Meinungs- 
verjchiedenheiten zwijchen den beiden Regierungen und dem Minifterium 
des Aeußern in einer dem Gebiete der gemeinjamen Angelegenheiten an- 
gehörigen Frage im Spiele waren. Die öfterreichiiche Regierung war in 
voller Kenntnis aller Begleitumftände. Sie war auch in der Lage, an 
mafgebender Stelle ihre Anjchauung darzulegen und ihren Standpunkt 
genau jo zu vertreten, wie die ungarijche Regierung. Die Regierung hält 
ed für ihre Pflicht, in allen gemeinfamen Angelegenheiten ihren Einfluß 
fachlid und zeitig zur Geltung zu bringen und wird in gleicher Weife 
auch in Zukunft verfahren. (Brifcenrufe.) Die internationale Politik 
darf feine Ausnahme machen und kann nur in vollem Einverftändnis mit 
der öfterreihifchen Regierung geführt werden. Ich vermag jchon heute 
da3 Haus zu verfichern, daß troß des Perjonenwechjel3 unjere auswärtige 
Politik feine neue Richtung einjchlagen wird. Wir werden nad) wie vor 
eine Friedendmonardie jein, die ihre wichtigfte Aufgabe darin erblidt, 
durch Förderung aller Friedensbeſtrebungen den materiellen und kulturellen 
Intereſſen, die unjere Zeit bewegen, Spielraum zu voller Entfaltung zu 
gewähren. Wenn auch jchon aus diefem Grunde der Dreibund — Ddieje 
vornehmfte Bürgjchaft des europäiſchen Friedens — die auch fernerhin 
tragende Säule unjerer Politik fein wird, jo werden wir beftrebt jein, doch 
noch weitere Friedendgarantien durch die Pflege freundichaftlicher Be— 
ziehungen zu anderen Mächten zu jchaffen, insbejondere auch zu den Balfan- 
ftaaten. Allerdingg muß erwartet werden, daß in diefen Staaten das 
gewiß berechtigte Streben nad Förderung der eigenen Wohlfahrt auch zur 
vollen Würdigung unferer Interefjen führen wird. 


25. Dftober. (Ofen-Peſt.) Großer Streik der Straßen- 
bahner. 

26. Dftober. (Eißleithanien.) Das Abgeordnetenhaus ge= 
nehmigt die Verſtaatlichung der Nordbahn. 

27. Dftober. (Ungarn.) Die Gebeine de3 im Jahre 1707 
geächteten Rakoczy und anderer Verbannter treffen aus Konjtan= 
tinopel in Peſt ein und werden feierlich beigejegt. Ein bejonderes 
Geſetz hebt die Achtung auf. 

7. November. (Cisleithanien.) Das Abgeordnetenhaus 
genehmigt nach jtürmijcher Debatte gegen Alldeutjche und Tjchechijch- 
Radikale mit 227 gegen 46 Stimmen einen Dringlichkeitgantrag 
Geßmann, die Wahlreformvorlage jofort zu beraten. 

8. November. (Gißleithanien.) Im Abgeordnetenhaufe 
begründet Minifterpräfident Frhr. dv. Bed die Wahlreform und for= 
dert beſonders den Großgrundbeſitz auf, für das Geſetz zu ftimmen. 

21. November. (Ungarn.) Abgeordnetenhaus. Kritik Fejer— 
varys, Verzicht auf Anklage. | 

Der AZuftizausihuß des Abgeordnetenhauſes verhandelt die Peti— 


tionen bezüglich der Verſetzung des Kabinetts Fejervary in den Anklage- 
zuftand. Zuftizminifter Bolonyi: Die gegenwärtige Regierung jei unter 
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gewiffen Bedingungen zuftande gefommen, die bei der Kabinett3bildung 
mit Rüdfiht auf die jchwierige Lage eingegangen worden find. Das 
Kabinett übernahm ald Bedingung aud die Verpflichtung, jeinen Einfluß 
auch dahin geltend zu machen, daß die Kabinette Tiſza und Fejervary 
vom Parlament nicht zur Verantwortung gezogen werden. Die Regierung 
bringe dies dem Ausihuß zur Kenntnis. Falls dad Parlament diefer 
übernommenen Verpflichtung der Regierung nicht Rechnung trage, werde 
diejes die Konjequenzen daraus ziehen. Hierauf genehmigt der Ausſchuß 
den Antrag de3 Referenten Bijontai, in dem die Handlungen des Kabinetts 
Fejervary als verfafjungswidrig gebrandmarft werden, aber von der Er- 
hebung einer Anklage Abjtand genommen wird. Der Minifter des Innern 
wird angewiejen, diefen Beichluß im ganzen Lande anzujchlagen. 

23. November. Der Kaiſer ernennt den Feldmarjchallleutnant 
v. Hößendorf zum Chef des Generaljtabs. 

23. November. (Ungarn) Das Magnatenhaus genehmigt 
das Geſetz über Förderung der Jnduftrie durch ftaatliche Unter- 
ſtützung. 

25. November. (Budapeſt.) Zuſammentritt der Delega— 


tionen. Budget. Algeciras. 

Der Vorſitzende der öſterreichiſchen Delegation iſt Prinz Ferdinand 
Lobkowitz, der ungariſchen Graf Theodor Zihy. — Der Kaiſer betont 
beim Empfang der Delegationen, die Richtſchnur jei intimes Verhältnis 
zu den Verbündeten, gute Beziehungen zu Rußland und freundfchaftliche 
zu den übrigen Mächten. — Das den Delegationen vorgelegte gemeinjame 
Budget für 1907 weift ein Neinerfordernis von 367677278 Kronen auf 
(um 20967911 Kronen mehr ald im Vorjahr). Das Heeresordinarium 
fordert: 291'/, Millionen Kronen (dfıo Millionen mehr) und das Heeres- 
ertraordinarium 13”/ıo Millionen (487000 Kronen mehr). Die Forderung 
im Ordinarium der Kriegsmarine beträgt 42°. Millionen (13?/ıo Mil- 
fionen mehr) und im Ertraordinarium 25h Millionen (1? Millionen 
mehr). Die Zollüberfhüffe für 1907 find mit rund 12951 Millionen 
(13 Millionen mehr) veranjchlagt. Der Minifter des Weußeren, Frhr. 
v. Aehrenthal, unterbreitet den Delegationen ein umfangreiches Rotbucd 
über die Konferenz von Algeciras. Dasjelbe enthält unter anderen die 
Noten, die zwiichen dem franzöfiichen Minifter Rouvier und dem deutjchen 
Botjchafter v. Radolin, ferner folhe, die zwiichen dem Minifter Goluchowski 
und dem Botjchafter Grafen Weljersheimb, ſowie zwiſchen Goluchowski und 
dem deutſchen Botjchafter v. Wedel gemwechjelt worden find. Ferner ent- 
hält das Rotbuch die Protofolle über die in Algeciras jtattgehabten Be- 
iprechungen. Ein zweites Rotbuch enthält diplomatische Aftenftüde über 
die Reformation in Mazedonien. Außerdem wird den Delegationen ein 
Braunbuch vorgelegt, das die Noten und andere Aftenftüde der Handels- 
vertragsverhandlungen Defterreich-Ungarns mit Serbien enthält. 


28. November. (Ungarn) Im Abgeordnnetenhaufe erklärt 
Handelsminifter Koffuth, daß Ungarn mit Oſterreich nur einen 
Handelsvertrag aber fein Handelsbündnis fchließen werde. 

30. November. (Wien) Das „Tremdenblatt“ wendet fich 
gegen Bemühungen englifcher Blätter, zwiſchen Ofterreich-Ungarn 
und Stalien Berftimmungen hervorzurufen. 
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1. Dezember. (Gißleithanien.) Das Abgeordnetenhaus 
genehmigt mit 194 gegen 63 Stimmen die Wahlreform wejentlich 
nach dem Ausſchußantrag. 


Das Werk hatte mehrere Schwierigkeiten zu überwinden. Am 21. No- 
vember wurde die Einführung des Pluralwahlrecht3 beantragt, was die 
Regierung befämpfte. Der Antrag wurde mit 201 gegen 143 Stimmen 
abgelehnt; Chriftlih- Soziale und Sozialdemokraten jtimmten gejchlofjen 
Dagegen, Polen und Großgrundbefit dafür, die übrigen Barteien jpalteten 
ih. Am 27. riefen die Tſchechiſch-Radikalen heftige Tumulte hervor, am 
30. erzwangen fie eine Unterbredung der Sigung durch tätliche Angriffe 
auf die Schriftführer. — Am 29. beantragte Abg. Kramarſch (Tſch), in 
Böhmen den Tihechen 78, den Deutjchen 52 Mandate zu übermweijen (ftatt 
75 und 55), worauf Minifterpräfident Freiherr v. Bed erklärt, die Annahme 
dieſes Antrags lafje die Wahlreform jcheitern. Infolgedeſſen wird der 
Antrag Kramarſch abgelehnt. — Auf die zweite Lejung folgt fogleich die 
dritte Leſung im Wege der Dringlichkeit. 

Die Minderheit bilden der fonjervative und verfafjungstreue Groß— 
grundbelig, die Schönerianer, der freialldeutiche Abg. Wolf, die liberalen 
Slowenen, die fatholiihnationalen Tſchechen, Abg. Menger von der Deutjchen 
Hortjchrittöpartei und ein Mitglied des Zentrums. Abweſend waren die 
Ruthenen, um zu protejtieren gegen ihre Zurüdjegung bei der Wahl- 
reform, für bie hr. jih aber grundſätzlich erflärt hatten, mehrere Mitglieder 
des Bentrums, des Polenklubs, die Tichechiich-Radifalen, die meiften Frei- 
alldeutichen, einige Deutjchfortichrittler, Abg. Kaifer von der Deutjchen 
Volkspartei und die Tichechifch-Radifalen Graf Sternberg und Holaniky. 


4. Dezember. (Budapeft.) Berhandlung über die aus— 
wärtige Politik in der öfterreichifchen Delegation. 


Minifter des Auswärtigen Frhr. v. Nehrenthal: Meine Aufgabe, 
das Reſſort zu vertreten, ift injofern eine leichte, als die auswärtige Politif 
in den Verhandlungen der legten Tagung einen breiten Raum eingenommen 
hatte. Die Aufgabe wird aber auch de3halb eine leichte fein, weil Defter- 
reih-Ungarn mit allen Faktoren der europäifchen Politif freundliche Be— 
ziehungen unterhält. Die Politik der Monarchie ift die der Kontinuität. 
In der jorgfältigen Pflege diefer Beziehungen werde ich meine vornehmite 
Pflicht erbliden. Mit Deutjchland verbindet uns enge Freundſchaft, die 
auf der Gemeinſamkeit gleicher Interefjen bafiert. Dieje Sreundichaft bildet 
nicht allein eine der mwejentlichften Bürgichaften des Friedens jeit mehr als 
25 Jahren, fondern fie fommt überhaupt dem europätjchen Staatsſyſtem 
zugute und wird, ich bin davon feft durchdrungen, auch in Zukunft den 
günftigften Eindrud im Sinne einer erhaltenden Politik ausüben. Mein 
jüngfter kurzer Aufenthalt in Berlin und die Unterredung mit dem Reich3- 
fanzler Fürften Bülow hat die erfreuliche Tatſache vollftändiger Ueberein- 
ftimmung unferer Anfihten ergeben. Mit Stalien, dem anderen Faktor 
im Dreibunde, unterhalten wir herzliche und aufrichtige Beziehungen. Ge- 
legentlicy meines Amtsantrittes hat zwifchen mir und dem italienijchen 
Minifter des Aeußern ein freundichaftlicher Gedankenaustauſch ftattgefunden, 
durch welchen das herzliche Verhältnis zwiſchen den beiden Regierungen 
in ungzweifelhafter Weiſe zum Ausdrud fam. Ausgehend von der Tat- 
jache, daß zwiſchen der Monardie und Italien feine Intereſſengegen— 
jäge beftehen, bin ich der Meinung, daß wir mit dem Königreich in 
allen großen Fragen in voller Harmonie werden vorgehen können. Die 
guten Beziehungen werden e3 erleichtern, die leider öfter vorkommenden 
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Zwifchenfälle in aller Ruhe zu behandeln und die beiderjeit3 manchmal 
nervös werdende und irregeführte Öffentliche Meinung aufzuklären. Auf- 
richtige Freundichaft befteht feit mehr als Dezennien zwiſchen Defterreid- 
Ungarn und Rußland. Wir fönnen auf Grund der mit dem ruiffijchen 
Minifter des Aeußern gepflogenen freundichaftlihen Beſprechungen mit 
Beruhigung dem weiteren Zuſammenwirken beider entgegenbliden, ein Zu- 
jammenwirfen, welches im Intereſſe der Erhaltung des Friedens Die Bej- 
jerung der Lage der Bevölkerung in der europäiihen Türkei anftrebt. 
Auch mit den Weftmächten ftehen wir in beten Beziehungen. Dieſes gilt 
ſowohl bezüglic Englands als Frankreichs. E3 wird meine Aufgabe jein, 
die günftigen Berhältniffe zu erhalten und noch herzlicher zu geftalten. 
Die Beziehungen zur Türfei haben von jeher die größte Aufmerkjamfeit 
erfordert. Die Schwierigkeiten der Stellung der türfifchen Regierung hat 
Defterreih-Ungarn niemals verfannt; andrerjeit3 hat die Monarchie ihre 
freundichaftlide Stimme erhoben, wenn es galt, auftauchende Gefahren 
und Berwidlungen zu bannen. Hinſichtlich des Mürziteger Brogramms 
(Jahrg. 1903) ſei feitzuftellen, daß im Vergleich zu 1902 immerhin gejagt 
werden fönne, daß die Situation weniger ungünftig fei, wenn aud die 
Beflerung nur eine leichte ift. Die Schwierigkeiten, mit denen zu fämpfen 
jei, jeien in die Augen fpringend, da die Zuftimmung und Unterftügung 
aller Mächte zu den Aktionen erforderlich jei, und die Aktionen durd 
leidenjchaftliche Rivalität ftarf gehemmt werden, die zwiſchen einzelnen 
chriſtlichen Nationen ausgebrochen jei. — Defterreich-Ungarn unterhalte zu 
Rumänien freundichaftliche Beziehungen; es hegt für Bulgarien, Griechen- 
land, Montenegro und Serbien, getreu dem Balfanprogramm die herz 
lihfte Sympathie und aufrichtiges Wohlmollen. Leider jei da3 mwirtjchaft- 
liche Verhältnis zu Serbien nicht normal, doch jei Serbien Gelegenheit 
geboten, auch das Verhältnis normal zu geftalten. — Der Delegation Tiegt 
ein Rotbuch über die internationale Konferenz von Algecirad vor. Schwer- 
wiegende Gründe der politiichen Opportunität hätten dagegen gejprochen, 
die zwiſchen den Kabinetten gepflogenen diplomatifchen Unterhandlungen 
darin aufzunehmen. Die maroflaniihe Frage ſei auch noch nicht ab» 
gejchlofjen, und die Spannung, welche jie in einem gegebenen Moment in 
Europa erzeugt Hatte, liege noch nicht weit genug zurüd, um es unbedent- 
lich erjcheinen zu laſſen, jchon jet dieje heifle Frage neuerdingd vor der 
Deffentlichkeit aufzurollen..... Die franzöſiſch-engliſche Intimität, oder, 
wie man fie nennt, Die Entente, hat jchon jeit drei Jahren beitanden. Gie 
entftand infolge der Regelung gemwifjer Streitfragen, die diefe großen Na- 
tionen viele Fahre hindurch auseinanderhielten, mie die egyptijche und Die 
Marokkofrage. Allerding3 hat dieje Intimität in den legten Jahren zu- 
genommen. Aber ich fann die beruhigende Mitteilung machen, daß, jo- 
weit ich die Sache beurteilen fann und mie ich aus Mitteilungen maß- 
gebender Perjönlichkeiten weiß, dieje Entente faum die Tendenz zu einer 
Gruppierung der Mächte verfolgt, die weitere Folgen nach ſich ziehen 
fönnte oder eine aggrefjive Spige gegen irgend einen anderen Staat ent- 
hielte. Bezüglich der Bedeutung der Adria für unjere Stellung in der 
Weltpolitif und im Welthandel bin ich der Meinung, daß die jegigen Ber- 
hältnifje dort unverändert bleiben. Auch in diejer Beziehung fann ich die 
beruhigende Mitteilung machen, daß zwifchen uns und dem uns befreun- 
deten und verbündeten Stalien jehr are und zufriedenftellende Verſiche— 
rungen über unjere Stellung in der Adria ausgetaufcht worden find. Wir 
erklärten, getreu unjerer Politik, unjerem Freunde und Alliierten, daß wir 
über die durch den Berliner Vertrag firierte Rechts- und Machtiphäre 
nad) feiner Richtung hinaustreten wollen, auch nicht nad Albanien, und 
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daß mir dieſelbe Sr bon Stalien erwarten. Die gleihe Zu- 
fichHerung wurde uns in freundjchaftlichfter Weiſe auch ſeitens Italiens ge- 
geben. Ic glaube, daß fih auf Grund diefer Verftändigung unfere mwei- 
teren Beziehungen zu Stalien günftig entwideln werden. 

In der Debatte greift Del. Kramarſch (Tich.) den Dreibund als 
gefährlich für den allgemeinen Frieden an; Del. Kozkowski (Role) kriti— 
fiert die preußifche Polenpolitif und verlangt Vorftellungen des Minifterd 
in Berlin. Die große Mehrheit ftimmt den Darlegungen des Minifters 
zu. — Auch die Prefje beurteilt den neuen Minifter ſympathiſch. 

Am 14. Dezember bejpricht der Minifter beſonders da3 Verhältnis 
zu Italien; beide Regierungen hätten den feiten Willen, die Beziehungen 
immer bejjer zu gejtalten. — Hierauf wird das Budget des Auswärtigen 
genehmigt. 


7. Dezember. (Mähren) Abjchluß der Landtagswahlen 
(vgl. 1905 ©. 176). 


Bon den 149 gewählten Abgeordneten find 60 Deutiche, 89 Tichechen. 
Bon den 60 Deutſchen gehören 14 dem deutſchen Großgrundbejige und 
46 den brei Volkskurien an, von denen 18 Fortjchrittler, 12 Freialldeutfche, 
10 deutjche Volk3parteiler find, ferner 2 Zungdeutiche, 2 Agrarier, 1 Ehriftlich- 
fozialer, 1 Sozialdemofrat. Bon den 89 Tichechen find 25 Katholijch- 
nationale, 17 Jungtſchechen, 13 Agrarier, 11 Konjervativ-Feudale, 8 Alt- 
tjchechen, 5 Fortjchrittler, 5 Sozialdemokraten und 5 Vertreter der Mittel- 
partei de3 Großgrundbeſitzes. — Bejonderd bemerkt wird die Niederlage 
der Zungtichechen, die bisher die ſtärkſte Partei waren. 


Dezember. (Eißleithanien.) Herrenhaus. Wahlreform. 


11. Dezember. Die Wahlreformkommiſſion bejchließt troß der ent- 
fchiedenen Gegenerflärung des Minifterpräfidenten das Pluralitätsmwahlrecht 
für alle Wähler, die über 35 Jahre alt find, ſowie die Feſtſetzung einer 
Marimalzahl der Herrenhausmitglieder. Diefe nimmt Frhr. v. Bed an. 

Am 17. Dezember berichtet die Kommiſſion über die Verhandlungen 
und betont, die Mehrheit der Kommiſſion habe vielfach Opfer an ihrer 
Ueberzeugung gebracht, um nicht die Vorlagen ablehnen oder vereiteln zu 
müſſen. Sie jet jedoch überzeugt, daß die unveränderte Annahme der Bor- 
lagen unheilvolle Konjequenzen nach fich ziehen würde. Um dieſen Ge- 
fahren zu begegnen, ſei e3 notwendig, das allgemeine Stimmrecht durch 
die Alterspluralität zu mildern, der fein Beigejchmad des Klaſſengegen— 
ſatzes anhafte. Hinfichtlich de8 Numerus clausus begrüßt die Kommiljion 
die Bereitwilligteit der Negierung, darauf prinzipiell einzugehen. Sie be- 
harrt jedoch) einftimmig darauf, daß diefe Frage nicht durch ein Spezial- 
geſetz, ſondern dur eine Abänderung der Wahlreformvorlage geregelt 
werde. Der Bericht jchließt mit der Hoffnung, daß das Abgeordnetenhaus 
die vorgefchlagenen Abänderungen beraten und die Wahlreform rechtzeitig 
zum Abjchluß bringen werde, widrigenfall3 ſchon jegt ausgejprochen werden 
müffe, daß e3 dann nicht das Herrenhaus jei, an deſſen Widerftand das 
Zuftandefommen des Reformwerks jcheitern werde. 

Am 20. bringt die Regierung eine „numerus clausus-Borlage” ein, 
die die poaftzehl der Herrenhausmitglieder auf Lebenszeit auf 170 Mit- 
glieder, die Mindeftzahl auf 150 feſtſetzt. Am 21. genehmigt fie das Haus 
mit der Beitimmung, daß das Grundgejeß über die Aenderung der Reichs— 
vertretung nur gleichzeitig mit der vom Abgeordnetenhauje erledigten 
numerus clausus-®orlage erledigt werden dürfe. 

Hierauf beginnt die Generaldebatte über die Wahlreform. Graf 
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Thun und Fürft Karl Auersperg erwarten nichts Gutes von der Neue- 
rung. Minifterpräfident Frhr. v. Bed begründet eingehend die Wahlreform 
mit der Notwendigkeit, dad Intereſſe der Staatsbürger am Gtaate zu 
fteigern. Fürſtbiſchof Jeglik erwartet vom allgemeinen Wahlrecht gleich— 
mäßige Entwidlung der Nationen. — Das Gejeh über die Wahl der 
Neichsratsmitglieder, die Wahlordnung und Wahlfreiseinteilung wird an- 
genommen. 


21. Dezember. (Budapeft.) Ungarifche Delegation. All- 
gemeine Lage; Balkan und Stalien. 


Del. Saphi wünſcht freundichaftliche Beziehungen zu den Balfan- 
völfern. Er erblidt als Grund einer gewiſſen Abkühlung des Berhältnifjes 
zwiſchen Deutjchland und Defterreich die Wirkjamfeit des Alldeutihen Ver— 
bande3, die auch auf Ungarn übergreife, und erklärt, daß die offiziellen 
deutjchen Kreife doch dem entgegentreten follten. Die jüngften Erklärungen 
des Fürften Bülow hätten gemijje Empfindlichfeiten, die in Ungarn be- 
ftanden, bejeitigt. Finanzminifter Frhr. v. Burian erklärt im Namen des 
Minifters des Aeußern Frhrn. dv. Aehrenthal, derjelbe Habe mit Befriedigung 
aus der Debatte die Ueberzeugung gewonnen, daß die Grundzüge feiner 
Politik die einftimmige Zuftimmung der Deputierten fanden. Der Minifter 
jei in der glüdlihen Lage, auf die Erklärungen des italieniihen Minifters 
des Aeußern Tittoni zu verweilen (Zuftimmung), die den Minifter natür- 
fih mit der größten Befriedigung erfüllten. Er habe fi auch beeilt, 
jeinem italienijchen Kollegen feinen warmen Danf und feinen Beifall aus- 
zudrüden. Die Erklärungen des italienischen Miniſters beftärkten in präd- 
tiger Weije die Erklärungen des Freiherrn v. Aehrenthal, die zwiſchen den 
beiden Miniftern des Aeußern die vollftändige Identität der Auffafjungen 
herftellten, die in allen beide Mächte betreffenden Angelegenheiten bejtehen. 
Beide Minifter faffen auch in gleicher Weiſe die Modalitäten der weiteren 
Pflichten dieſes Verhältnifjes auf. Diejes Einvernehmen erftredt fich auch, 
wie Minifter Tittoni richtig bemerkt hat, auf da im Einvernehmen mit 
Rußland auf Grund des europäiſchen Mandates in Mazedonien befolgte 
Vorgehen, wobei Stalien und die übrigen Mächte entiprechend mitgewirkt 
haben. Dasjelbe Bejtreben, welches die Grundlage alles Vorgehens Defter- 
reich-Ungarns bilde, daß nämlich die territoriale Antegrität der Türkei 
jo lange ed möglich jei erhalten werde, charakterifiert da3 mit Stalien be- 
treffend Albanien zuftande gefommene Uebereinfommen, welches ausſchließe, 
daß Defterreich-Ungarn oder Stalien dieſes Gebiet in Befig nehme. Mit 
Recht Hat der italienische Minifter des Aeußern darauf hingewieſen, daß 
in Defterreih-Ungarn niemand ernftlic an die Möglichkeit eines Zujammen- 
ſtoßes zwiſchen Deutjchland und England denke, und e3 ſei unmöglich, 
auch nur vorauszufegen, daß in diejer zur Löſung jo vieler und großer 
Fragen berufenen Epoche Kulturnationen einander in aufreibendem Kampf 
unermeßlichen Schaden zufügen würden, der ganz Europa ſchwächen müßte. 
Die in beiden Ländern erfreulicherweife wieder zutage tretenden freund- 
ſchaftlichen Beftrebungen hätten den Minifter des Aeußern in der Zuverficht 
beftärft, daß es gar nicht notwendig fei, fich mit den Eventualitäten eines 
ſolchen Zuſammenſtoßes auch nur zu befaffen. — Wenn das Verhältnis 
zu Serbien nicht jo erfreulich ſei, als es wünſchenswert wäre, jo liege da3 
auch nicht an dem Minifter des Aeußern, der allen Balfanftaaten gegenüber 
von dem gleichen Wohlwollen erfüllt jei, jondern an der eigenen Stellung- 
nahme Serbiens, welches die Beitrebungen des Freiherrn v. Aehrenthal 
nicht genügend unterftüße, der präziſe zwijchen unjerem politiichen und 
volfswirtichaftlihen Verhältnis zu Serbien unterjcheide, um ein Ueber- 
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reifen der auf dem volfswirtichaftlichen Gebiet aufgetauchten Schwierig- 
eiten auf das politifche Gebiet zu vermeiden. Er erwarte, daß die gegen 
die öfterreichisch-ungarifche Regie in den DOffupationen gerichteten öffent- 
lichen Kundgebungen, weldhe zu verhindern die jerbifche Regierung nicht 
einmal verjuchte, endlich ein Ende nehmen werden. Sollte dies wider 
allgemeines Erwarten nicht der Fall fein, jo könnte dies nicht nur Die 
aud für und jehr wünjchenswerte Wiederherftellung der normalen volf3- 
wirtichaftlihen Beziehungen erjchweren, jondern aucd in weiterer Folge 
Die politiihen Verhältniſſe ungünftig beeinfluffen. — Dann wird das 
Budget de3 Aeußern angenommen. 


21. Dezember. (Eisleithanien.) Die unteren Poftbeamten 


verjuchen eine paffive Obftruftion. Sie jcheitert, weil ein Teil des 
Perjonals nicht mitmacht. 


II. 
Portugal. 


8. Februar. Das Parlament wird aufgelöft. 

12. März. Das Königspaar befucht den König von Spanien 
in Madrid. 

20. März. E3 wird ein neues Kabinett unter dem Präfidium 
von Hintze Ribeiro gebildet. 

13.14. April. (Kiſſabon.) Die Beſatzung der Schlachtjchiffe 
Dom Carlos und Vasco da Gama meutert, wird aber bald zur 
Ruhe gebradit. 

28. April. Bei den Kammerwahlen werden 113 Minijterielle 
und 40 Anhänger der Oppojition gewählt. 

17. Mai. Das Kabinett der Regeneradores unter Hintze— 
Ribeiro tritt wegen Differenzen mit dem König zurüd und wird 
durch ein Kabinett der liberalen Konzentration unter Yranco erjeßt. 

November. Angriffe auf den König. 

Sn den Corte wird debattiert über die Vorſchüſſe, die der Staat 
dem föniglihen Haufe gemadt Hat. Der republifanifche Deputierte Al- 
fonjo Eofta jagt (21. November): Ich erkläre, daß das Land, deſſen Beauf- 
tragter, Verwalter und Vertreter der Minifterpräfident ift, jofort voll- 
ftändige Abrechnung über dieje Vorſchüſſe verlangt und daß er der Berjon, 
die den Nutzen davon gezogen hat, jagt, daß es notwendig jei, alles zurüd- 
zuzahlen und mit Zinſen, ohne Ausnahme eines einzigen Poſtens, und 
dann, wenn alles bezahlt ift, muß er ihr (der Perſon) jagen: Senhor (die 
Anrede an den König) ziehen Sie ſich zurüd, gehen Sie aus dem Lande, 
damit ich Sie nicht ind Gefängnis fteden muß! Der Kammerpräfident, 
welcher den Redner jchon vorher verwarnt Hatte, jagt: Der Herr Abgeord- 
nete muß den Ausdrud zurüdnehmen oder ich muß die Hausordnung an- 
wenden. Der Abgeordnete erwidert: Ich nehme nicht? zurüd, für weniger 
al3 das, was der König Dom Carlos getan hat, ift der Kopf Ludwigs XVL 
aufs Schafott gerollt! — Hierauf wird unter großem Tumult der Tri- 
bünen der Abgeordnete durch Soldaten auf Befehl des Präfidenten hinaus— 
geführt, die Tribünen werden geräumt. 

Die jpanifchen Republikaner beglüdwünjchen die portugiefiichen zu 
ihrem Vorgehen. Infolgedeſſen bejchließt die Kammer am 27. einftimmig, 
jolhe fremde Einmiſchungen abzumeifen. 


IV. 
Spanien. 


16. Januar bis 7. April. (Algecira?.) Tagung der Maroffo- 
fonferen;. 

Bertreten find Deutichland, Belgien, Franfreih, England, Stalien, 
Niederlande, Defterreih-Ungarn, Portugal, Rußland, Schweden, Spanien, 
Bereinigte Staaten, Marokko. — Auf Borjchlag des deutjchen Delegierten 
v. Radowig wird der ſpaniſche Vertreter, Herzog v. Almodovar, zum 
Borjigenden gewählt. — Als fundamentale Grundfäge werden feftgeftellt: 
Souveränität des Sultans, Unabhängigkeit Maroffos, offene Tür für den 
Handel aller Nationen. Am 7. April wird eine Afte unterzeichnet, die 
Vereinbarungen enthält über die Organijation der Polizei, Unterdrüdung 
des Waffenſchmuggels, Einrichtung einer Staatsbank, Verbeſſerung der 
Steuererträge, Verbeſſerung des Zolldienſtes, Einrichtung des öffentlichen 
Dienſtes und der öffentlichen Arbeiten. (Näheres in der Ueberſicht.) 

Ende Januar. In Alcoy (Provinz Alicante) kommt es 
wegen Prekangriffen auf die Armee zu Ausjchreitungen durch 
Dffiziere. 

19. März. Die Deputiertenfammer genehmigt nach langen 
Debatten den Gejegentwurf über die Zuftändigfeit der Militär- 
gerichte zur Aburteilung von Vergehen gegen das Vaterland und 
die Armee. Bor der Abſtimmung verfafjen einige Abgeordnete und 
jämtliche Journaliſten einen Protejt gegen diejenigen Artikel des 
Geſetzes, in denen fie eine Schmälerung der Freiheit der Preſſe 
erbliden. 

20. März. Das Kabinett reicht feine Demiſſion ein, bleibt 
aber auf Berlangen de3 Königs im Amt. 


25. März. Maßregeln gegen die Karliſten. 


Der Kriegdminifter ordnet die Formation von zwei nie Bri⸗ 
aden an, die in vier Abteilungen geſchieden zur Unterdrückung der karli— 
—**— Bewegung verwendet werden ſollen, die ſich in den der franzöſiſchen 
Grenze benachbarten Gebieten von Ampurdan und Cerdana neuerdings 
bemerkbar macht. 
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3. März. Neuer Zolltarif. 


Die „Gaceta de Madrid“ veröffentlicht den neuen Bolltarif, der 
Ende Juli in Kraft treten fol. Nach den allgemeinen Borjchriften muß 
die Zahlung in Gold gejchehen. Der ganze Bolltarif ift ein reiner Schup- 
zoll. Die Zölle in den erften Spalten finden auf alle Brodufte fremder 
erfunft Anwendung, die in der zweiten Spalte auf die Produkte jolcher 
änder, die ihrerjeitö den ſpaniſchen Produkten Bergünftigungen gewähren. 
Die Aenderungen ergeben Erhöhungen für Kohle, Bijouteriewaren, Kupfer, 
Metallbarren, Harze, Hanf, Holzbalten, Pfähle, Möbel, Majchinenteile und 
Herabjegungen für Handwerksgerät, Pianos, bearbeitete Felle, Papier, 
elektriſche Maſchinen, Landwirtichaftsmajhinen, Schiffsteile, verjchiedene 
Klafien von Webftoffen, Kupfervitriol und Stearin. 


3. Mai. (Madrid.) Unter großer Teilnahme der Bevöl- 
ferung findet die Vermählung des Königs mit Prinzejfin Viktoria 
Eugenie von Battenberg jtatt. — Während der Rüdfahrt von der 
Kirche wird auf den Zöniglichen Wagen von einem Anarchiften eine 
Bombe gejchleudert; das Königspaar bleibt unverlegt, 15 Perſonen 
werden getötet, 70 verwundet. 

10. Juni. Das Kabinett Moret wird umgebildet. Es treten 
neu ein Gellerualo als Jujtizminifter, Duiroga Lopes als Mtinijter 
des Innern und San Martin ala Unterrichtsminifter. 

233. Juni. (Madrid.) Der Minijter des Auswärtigen Herzog 
von Almodovar F. Geboren 1850, 1898 zum erjtenmal Minijter. 

27. Juni. Handel3abfommen mit Deutjchland. 


Durch Notenwechſel zwiſchen dem jpaniichen Minifterpräfidenten und 
dem deutjchen Botjchafter in Madrid wird das bejtehende deutjch-Tpanijche 
Handeldablommen, das deutjcherjeit3 zum 1. Juli gekündigt worden war, 
bis Ende 1906 verlängert. Hierdurch ıft bis zu dieſem Zeitpunfte für die 
Wareneinfuhr im Verkehr zwijchen beiden Ländern die Meiftbegünftigung 
gewährleiitet. 


6. Juli. Kabinettäwechjel. 

Minifterpräfident Moret tritt zurüd, da der König feiner Forde— 
rung, die Cortes aufzulöjen, nicht zuſtimmt. Es wird folgendes Tiberale 
Minifterium gebildet: Vorjig und Krieg: Lopez Dominguez, Aeußeres: 
Pio Gullon, Inneres: Bernabe Davila, Finanzen: Navarro Reverter, 
Öffentliche Arbeiten: Garcia Prieto, Marine: Alvarado, Unterriht: Amalio 
Imeno, Zuftiz: Graf v. Romanoned. — Die liberale Preſſe fieht in dem 
Wechjel einen Sieg der Reaktion; die Minifter erklären, da3 Programm 
des früheren Kabinett fortjegen zu wollen. 

4. Auguft. Der italienifhe Dampfer „Sirio“ ſcheitert bei 
der Inſel Hormigas in der Nähe von Kap Palos. Über 200 Paſ— 
jagiere, meijt italienifche und jpanifche Auswanderer, ertrinfen. 

8. Auguſt. Der Minijterrat weijt einen Protejt des päpft- 
lichen Nuntius gegen die Gejeßgebung über Zivilehe und Verwal: 
tung der Friedhöfe zurüd. 
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23. Auguft. In Bilbao beginnt ein Generaljtreif, der fich 
an einen Bergarbeiterausjtand anfchließt. Da Unruhen vorkommen, 
wird der Belagerungszuftand erklärt, der Hafen von Kriegsjchiffen 
überwacht. 

28. Auguft. Ein föniglicher Erlaß jtellt die Zivilehe ohne 
Einschränkung Her. Die Berpflichtung für die Ehegatten, ihren 
Glauben anzugeben, fällt weg. 

September. Die Bilchöfe erlaffen Hirtenbriefe gegen die 
Zivilehe. 

17. Oktober. Der Miniſterrat genehmigt einen Geſetzentwurf, 
der die Ordensgeſellſchaften der ſtaatlichen Genehmigung unterſtellt 
und ihnen den öffentlichen Unterricht verbietet. Die Konſervativen 
opponieren heftig dagegen. 

18. Oktober. In Valencia finden große Kundgebungen gegen 
den Erzbiſchof ſtatt, weil er die Zivilehe in einer Predigt als Kon— 
kubinat bezeichnet haben ſoll. 

Ende Oktober. Die Regierung ſtellt einige Kreuzer bereit, 
um ſie nötigenfalls zum Schutz der Spanier nach den atlantiſchen 
Häfen Marokkos zu ſenden. 

30. November. Anfang Dezember. Doppelter Kabinettswechſel. 

Am 30. November wird folgendes liberale Miniſterium gebildet, da 
ein Teil der Liberalen in Budget- und Kirchenfragen dem Miniſterium 
nicht zuſtimmt: Vorſitz: Moret, Aeußeres: Perez Caballero, Inneres: 
Ralleſteros, Finanzen: Eleuterio Delgado, öffentliche Arbeiten: Gaſſet, 
Krieg: Luque, Marine: Alba, Juſtiz: Barroſo. 

Da am 3. Dezember die liberale Partei des Senats dem Mini— 
ſterium ein Vertrauensvotum verweigert, tritt Moret zurück und es wird 
folgendes Liberale Kabinett gebildet (G. Dezember): Vorſitz: Armijo, Aus— 
wärtiges: Perez Caballero, Anneres: Graf Romanones, Finanzen: Reve— 
teter, öffentliche Arbeiten: de Federico, Krieg: Weyler, Marine: Cobian, 
Unterricht: Jimeno, Juſtiz: Barrofo. 

24. Dezember. Der modus vivendi in den Handel3beziehungen 
zu Deutjchland wird unter Feitjegung der Meijtbegünjtigung bis 
zum 30, Juni 1907 verlängert. 

31. Dezember. (Mapdrid.) Katififation der Akte von Algeciras. 


Die Ratififationsurfunden werden im Minifterium des Auswärtigen 
niedergelegt. Unmittelbar darauf weift der Minifter des Aeußeren den 
ſpaniſchen Gejandten in Bern telegraphiich an, er möge die jchweizerijche 

undesregierung erjuchen, den Generalinipeftor der Polizei in Marokko 
zu ernennen und Maßnahmen zu treffen, damit die Streitigkeiten betreffend 
die maroffaniiche Staatsbank durch das ſchweizeriſche Bundesgericht ent- 
ichieden werden können. 
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V. 
Großbritannien. 


Anfang Januar. Wahlbewegung. 


Um 8. Januar wird das Parlament aufgelöſt. Beim Zufammen- 
tritt (1900) zählte die Regierungspartei 402, die Oppofition 268 Stimmen, 
bei Schluß der Sejfion war das Verhältnis 369 zu 301. — Meinifter- 
präfident Sampbell-Bannermann erläßt einen Aufruf, die Unioniften 
hätten in der Führung der auswärtigen Politik auf die Eigentümflichkeiten 
verzichtet, die feine Partei früher zu tadeln gehabt hätte; dies mache es 
der jegigen Regierung möglich, im mejentlichen die Politif der legten Re— 

ierung fortzujegen, ohne von der freundjchaftlichen, nicht herausfordernden 

rt der früheren liberalen Regierungen abzugehen. Es werde die Pflicht 
der jegigen Regierung jein, das Syſtem der Selbtverwaltung, die bürger- 
lihe und religiöje Freiheit und den Freihandel aufrechtzuerhalten, ferner, 
joweit möglich, die Nachteile, die in den legten Jahren entftanden find, 
wieder gut zu machen und joziale und wirtichaftliche Reformen zu ſichern. — 
Der Herzog v. Devonjhire, ein Führer der Unioniften, fordert die Unio- 
niften auf, unter allen Umftänden gegen den Schußzoll zu ftimmen. — 
Chamberlain veröffentlicht folgendes Zollprogramm: Bollerhöhungen: 
Zwei Schilling auf den Viertelzentner ausländischen (nicht Eolonialen) Korns 
und ein entjprechender Zoll für ausländifches Mehl, 5 Prozent ZoU für 
ausländijches Fleiſch, 5 Prozent für ausländische Moltereiprodufte, 10 Pro- 
zent für im Auslande fabrizierte Waren. Bollverminderung: Verminde- 
rung des Teezolles um drei Viertel, Verminderung des Zuderzolles um 
die Hälfte, Herabjegung des Zolles auf Kaffee und Kakao, Bevorzugung 
folonialer Weine und Früchte. Rohmaterialien und Mais find zollfrei. 
Der Landarbeiter würde danach 17 Farthingd gewinnen und 99, ein- 
büßen, im ganzen aljo um 7! Farthings befjer ftehen. Der ftädtifche 
Handwerker würde 19!/. Farthings gewinnen, 10 verlieren und demnad 
einen Reingewinn von 91/2 Farthings zu verzeichnen haben. 


3. Januar. Abſchluß der Wahlen. 

Die Unioniften Haben eine große Niederlage erlitten. Mehrere ihrer 
Führer, wie der frühere Minifterpräfident Balfour, find nicht gemählt 
worden. Chamberlain ift in Birmingham mit großer Mehrheit gewählt 
worden. Balfour wird bei einer fpäteren Nachwahl gewählt. — Das 
Reſultat ift: 158 Unioniften, 400 Liberale, 29 Arbeiterparteiler, 83 ren. 

10. Februar. (Portsmouth) In Gegenwart des Königs 
läuft das größte Panzerjichiff der Welt, „Dreadnought“, von Stapel. 


Es hat 18000 Tonnen Deplacement. 
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Februar. In der fonjervativen Partei finden heftige Debatten 
über die künftige Zollpolitif ftatt. Balfour akzeptiert Chamber- 
lain3 Progromm im wejentlichen und wird zum Führer profla= 
miert. Eine Gruppe unter dem Herzog don Devonjhire befennt 
fich weiter zum Freihandel. 

17. Februar. Der „Daily Graphic“ fchreibt über Deutjch- 
land und Frankreich auf der Marokkokonferenz: 


„Schlimm ift es für Frankreich, daß die Stellung Deutjchlands eine 
außerordentlich ftarfe ift. Deutjchland hat das internationale Recht auf 
feiner Seite und die deutjche Regierung die ganze Nation Hinter fih. Die 
franzöfiihe Regierung hat nicht3 von beidem. Ein Fehlichlagen der Kon- 
ferenz würde Deutſchland in Feiner Weiſe jchaden, jondern im Gegenteil 
den Einfluß der deutfchen Flagge in Maroffo fehr heben und damit den 
deutjchen Handel ftärfen, der gewöhnlich der Flagge zu folgen pflegt. Auf 
der anderen Seite würde das franzöfifche Preftige jehr leiden und auch der 
Stellung der Republik in Algier jchaden.” 


19. Februar. Der König eröffnet das Parlament. 


In der Thronrede erwähnt er den erfreulihen Empfang, der dem 
Bringen und der Prinzejjin von Wales in Indien bereitet wurde und ber 
ein Beweis jei von der Anhänglichkeit der indifchen Untertanen an die 
Krone, ferner den Beſuch des ihm nahe verwandten Königs der Hellenen 
in England, der die freundjchaftlichen Beziehungen, die jo lange zwiſchen 
den beiden Ländern geherricht haben, befräftigen werde. Die Beziehungen 
zu den fremden Mächten jeien fortgejegt freundſchaftlich. — Nach einer 
Erwähnung de3 Bündnijjes mit Japan jpricht er die Hoffnung auf einen 
friedlichen Ausgang der Maroffofonferenz aus. Ueber die Ballanfragen 
heißt es: Die aufftändiiche Bewegung auf Kreta hat nachgelafjen. Die 
Zage in den makedoniſchen Wilajet3 gibt, obgleich jie ji) in mancher Be- 
ziehung gebeffert hat, fortgejegt Grund zur Bejorgnid. Der Sultan hat 
die Beitimmung zur Einjegung einer internationalen Finanzkommiſſion 
erteilt, die die Finanzverwaltung in den Provinzen überwachen jol. Es 
ſei zu hoffen, daß die Wirkjamfeit der Finanzkommiſſion zu heilfamen 
Reformen und zur Beilerung der Lage der Bevölkerung führen werde. — 
Um eine verantwortliche Regierung in Transvaal zu jchaffen, jei an- 
geordnet, daß die neue Verfaſſung jo jchnell eingeführt werde, als es fich 
mit der jorgfältigen Erledigung der Angelegenheit vereinbaren lajje. Die 
Wahlen zu der erften gejeßgebenden Berfammlung, welche im Juli erwartet 
würden, feien infolgedefjen um einige Monate verjchoben. Die erlafjenen 
Anordnungen, wonach die Zulaffung von cKinefiihen Kulis nicht weiter 
geftattet jein joll, bleiben während Ddiejer Zeit in Kraft. Ebenjo werde 
eine verantwortliche Regierung in der Oranjekolonie gebildet. Die Kolonial- 
fonferenz jei bi3 zu Anfang 1907 verjchoben. — Befriedigend jei die ftän- 
dige Zunahme der Ein- und Ausfuhr. Die Jnduftrie des engliichen Volkes 
bewege ſich allgemein auf gefunden fortichreitenden Bahnen. — Aufmerk— 
jamfeit verdiene die Vermehrung der Ausgaben des Staates während der 
legten Zahre. Von den Miniftern würden Pläne erwogen zur Einführung 
von Berbefjerungen und Erzielung von Erjparniffen am Regierungsſyſtem 
Irlands dur Einführung von Mafßregeln zur Beteiligung des Volkes an 
der Führung der irischen Angelegenheiten. — Es jei zu wünjchen, daß die 
Regierung des Landes im Beten auf das beftehende Gejeß weiter ge- 
führt werde in einem, joweit es die Umſtände geftatten, auf die Wünjche 
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und Gefühle der irischen — Rückſicht nehmenden Geiſte. Der 
König habe das Vertrauen, daß zur Aufrechterhaltung der Ruhe die gute 
Geſinnung unter den verſchiedenen Klaſſen der Geſellſchaft führen werde. — 
Die Thronrede führt dann verſchiedene Maßregeln für Großbritannien an, 
darunter eine Unterfuchung über die Mittel, wodurd eine größere Anzahl 
der Bevölkerung auf das Sand gezogen und ihm erhalten werden Fönnte; 
ferner eine Abänderung des Schulgejeßes jowie eine Verbeſſerung der Lage 
der arbeitenden Klaſſen und Maßregeln betreffend die Geſetze über Kauf- 
fagrteiichiffahrt. 

19. Februar. (Unterhaug.) Adreßdebatte. Frankreich, Trans— 
vaal, Irland, Armenfrage. 


Abg. Chamberlain (fonj.) billigt die auswärtige Politif der Re- 
gierung, tadelt aber ihre irischen Pläne. Premierminifter Campbell- 
Bannermann: Die Beziehungen Englands zu der franzöjiichen Regie— 
rung blieben genau diejelben, wie ſie waren. Die britijche Regierung laſſe 
der franzöfiichen jede diplomatifche Unterftügung angedeihen, die in ihrer 
Macht ftehe, und gebe diejelbe ohne den geringſten Vorbehalt nicht nur 
für ein vollfommen gutes Einvernehmen, jondern für eine direkte Freund— 
lichkeit Englands zu allen in Betracht fommenden Mächten. Es ſei recht 
und angebracht, daß dem britiichen Volke immer And immer wieder gejagt 
werde, daß die Verftändigung mit Franfreich, die in voller Stärfe un- 
verändert fortbetehe, Feine jchlimmen Abfichten gegen irgend eine andere 
Nation oder Regierung in fich fchließe und daß die britifche Regierung in 
diefer Verjtändigung nur ein Mittel zu finden wünjche, jene freundlichen 
und jozujagen herzlichen Gefühle zwiichen England und Frankreich zu be- 
fräftigen, die jie zu fördern bedacht jei.... Die britiiche Regierung ftrebe 
auf einen fchließlichen Staatenbund in Südafrika Hin, aber der Einrichtung 
einer verantwortlichen Regierung in Transvaal müfjen Unterfuchungen 
darüber vorausgehen, auf was für ein Wahliyitem eine jolhe Regierung 
gegründet jein jolle. Die Frage der Anwendung chinefiicher Arbeitskräfte 
in den Minen müfje von den in Transvaal Anjäjfigen entjchieden werden, 
fobald ſie eine verantwortliche Regierung erhalten hätten. Meittlermeile 
aber würden die Bejtimmungen betreffend die Arbeitsleiftung durch Chi- 
nejen geändert werden. Weber die iriichen Angelegenheiten äußert Campbell- 
Bannermann ſich dahin, daß die Unioniften auf Grund des Vertrauens, 
welches jie durch ihre fürzlich getroffenen Maßnahmen dem irijchen Wolfe 
zeigten, ein umfafjenderes Syſtem für die Beteiligung des iriihen Volkes 
an der Führung der iriſchen Angelegenheiten eher freudig begrüßen als 
fi) ihm widerjegen jollten. Die Aufhebung der Ausnahmegejege in Irland 
jei ein Teil der Regierungspolitif. — Ag. Redmond: Irland jei ein 
Schandfled des Reiches und fein Eoftipieligfter, am ichlechteften regierter 
Beitandteil. Die iriijhe Partei wäre nicht im Parlament, um gering- 
fügige VBerbefjerungen der Lage des irischen Volkes, jondern die gänzliche 
Sreiheit für ihr Land zu erreichen, und die gegenwärtige Regierung hätte 
die Verpflichtung übernehmen müſſen, ein Homerulegejeg für den Zeitraum 
von zwanzig Jahren zu gewähren. Keir Hardie: Die Mitglieder der 
Arbeiterpartei würden fi nicht an dem Hader der ‘Parteien beteiligen, 
jondern ihr Hauptaugenmerk auf die Armenfrage in England richten. 


27. Februar. (Oberhaus.) Debatte über Südafrika. 


Der frühere Oberfommifjar Lord Milner warnt die Regierung in 
einer großen Nede vor Uebereilung bei der Gewährung des Rechtes einer 
verantwortlichen Verwaltung an die Kolonien, namentlich an die Dranje- 
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flußfolonie. Er Hoffe, daß die Regierung ſich Hinfichtlich des Umfanges 
der mit diefer Maßnahme verbundenen Gefahr feiner Täufchung hingeben 
werde. Die große Mehrheit des erften Parlaments der Dranjefolonie 
würden Buren jein und ed erjcheine nicht ausgejchloffen, daß dieſe alle 
früheren Maßnahmen der Regierung umftoßen und fich der britiichen An- 
fiedler entledigen würden. Die britiichen Beamten hätten erklärt, daß, 
mern Südafrika einmal verloren gehe, e3 für immer verloren ſei. Kolonial— 
jefretär Lord Elgin: Die Aufftellung einer neuen Berfafjung werde jo- 
wohl Zeit ald eingehende Unterjuchungen erfordern. 


27. Februar. (London.) Balfour wird don der City mit 
großer Mehrheit. zum Abgeordneten gewählt. 


1. März. (Unterbau?) Urſachen der Unruhen in Süd— 
afrifa und Schuß der Eingeborenen. | 


Ein Antrag verlangt die Anerkennung der Verantwortlichleit des 
Reiches für den Schuß der Eingeborenenftämme in Südafrifa. Unter- 
ftaatsjefretär im Kolontalamt Churchill erklärt fich mit der Reſolution 
einverftanden und betont, daß die Regierung ängftlich darauf bedacht fei, 
für das Wohl der Eingeborenen zu forgen, und auf ihre angemefjene Be- 
handlung jeitend der Kolonialregierungen unter allen Umftänden halten 
wolle. Was die Eingeborenenunruhen in Natal angehe, jo wäre der Auf- 
ftand durch ſchnelles Eingreifen unterdrüdt worden. Die Urſachen zur 
Unzufriedenheit lägen tiefer, und hier käme verjchiedenes in Betracht, jo 
die Auferlegung der Kopfiteuer, die durch den Burenfrieg hervorgerufene 
Beunruhigung, eine urnverftändliche und unheilvolle äthiopifche Bewegung, 
der lange und immerhin nicht ohne Erfolg gegen die gewaltigen deutjchen 
Truppenmafjen in Südweftafrifa geleiftete Widerftand und jchließlich Die 
Behandlung der Eingeborenen unter Milners Amtstätigfeit. Wenn aud) 
zu unmittelbaren Bejorgnifjen fein Grund jei, jo erfordere die Eingeborenen- 
frage in Sidafrifa doch eine forgfältige und unausgejegte Aufmerkſam— 
feit. — Der Antrag wird angenommen. 

7. März. (Unterhaus.) Diätenfrage. 

Das Unterhaus genehmigt mit 348 gegen 110 Stimmen einen An- 
trag, den Parlamentsmitgliedern jährlich 300 Pfund Sterling zu zahlen. 
Der Premierminifter Campbell-Bannermann ſtimmt im Prinzip dem An— 
trag zu, erklärt jedoch, daß die Regierung weder Beit noch Geld habe, 

den Beichluß al3bald durchzuführen. 


27. März. Das Unterhaus genehmigt einen Gejeßentwurf 
über Entſchädigung von Arbeitern für im Betriebe erlittene Unfälle. 

Danach haben Anipruch auf Entfhädigung durch den Arbeitgeber 
alle Perjonen, die für Unternehmer arbeiten, u. a. alle im Transport— 
verfehr beichäftigten Arbeiter, wie Fiſcher, Seeleute und Pojtbedienitete. 
Der Entwurf ſieht aud eine Entſchädigung vor in Fällen gewerblicher 
Krankheiten, wie Karfunfelgefchwüre, Bleivergiftung und Knochenverwach— 
jung. Ausgenommen find einige Berufsflafien wie Boliziften, Handlungs- 
gehilfen, Dienftboten. — Redner aller Parteien jprechen jich dafür aus. 

28.30. März. (Unterhaus.) Geje über die Trades Unions. 
Sieg der Arbeiterpartei. 


Generalftaatsanwalt Lawſon Walton bringt einen Gejeßentwurf 
ein, wodurch die bejtehenden Gejegesvorjchriften betreffend die Trades Unions 
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und die Ausftände abgeändert werden follen. Der Entwurf jei nötig ge- 
worden infolge der Entiheidung der Gerichte, wonach als Recht erkannt 
worden war, dab Schadenerjag für die Folgen ungejeglichen Vorgehens 
von Mitgliedern einer Trades Union während eines Ausftandes aus dem 
Bermögen de3 betreffenden Gewerkvereins erwirfbar ift, auch wenn dieſes 
Vorgehen nicht durch deifen Vollzugsausſchuß gutgeheißen worden jein jollte. 
Walton erklärt, dab gemäß den Beitimmungen de3 Entwurfes Erjag für 
Schäden, die durch gejegmwidrige Handlungen verurjadht find, nicht aus dem 
Bereinsvermögen beanjprucht werden kann, jobald dieje Handlungen nicht 
durch den Bollzugsausihuß der Trades Uniond genehmigt worden find. 
Walton befämpft die Forderung der Arbeitervertreter, daß das Vermögen 
der Traded Unions ganz und gar gegen derartige Anjprüce geſchützt jein 
ſolle, und erflärt: Lafjen Sie uns fein privilegiertes Proletariat jchaffen! 
Der Minifter bemerkt indes, daß die Regierung die Frage jchließlich der 
Enticheidung des Haujes überlafjen werde, und erflärt, der Gejegentwurf 
legalifiere auch dag fogenannte friedliche Streifpoftenftehen. Shadleton 
(Arbeiterpartei): Die Arbeiterpartei könne mit dem Gejegentwurfe nicht 
zufrieden jein. Die Regierung habe bei den Wahlen verjprocden, die For- 
derungen der Arbeiterpartei zu begünftigen. Am 30. beantragt Hudjon 
(Arb. P.), daß die Fonds der Trades Unions in Feiner Weije herangezogen 
werden zur Leiftung von Entjchädigungen wegen ungejeglicher Afte von 
Mitgliedern der Trades Uniond. Keir Hardie (Arb.P.) jagt in der Be- 
gründung, daß derjenige, der mit der Arbeiterpartei über Arbeiterfragen 
in Konflikt gerate, den Tag, an dem es gejchehe, zu bereuen haben werde. 
Premierminifter Campbell-Bannermann: Der Hauptunterjchied ziwi- 
ihen den beiden Anträgen bezieht fi) auf die vollftändige Unantaftbarfeit 
der Trade-Unionsfonds, für die der vorliegende Antrag Sorge trägt. 
Aber auch in diefem Punkte find beide Parteien im Grunde bemüht, zu 
gleichem Ziele zu fommen; fie bewegen ſich nur auf verjchiedenen Wegen. 
Daher ftimme er für den Antrag Hudjon. Mehrere Redner der Unionijten 
verhöhnen die Regierung megen ihres „feigen Nachgebens” gegen die 
Wünſche der Arbeiterpartei. — Der Antrag Hudſon wird mit großer 
Mehrheit angenommen. 


30. März. Das Oberhaus genehmigt mit großer Mehrheit 
gegen den Willen der Regierung einen Antrag, der Lord Milners 
Verdienſte um Südafrika anerkennt. — Im Unterhaujfe war Milner 
am 21. jcharf angegriffen worden. | 

Anfang April. Diskuſſion über Algeciras. 


Die Preſſe nimmt im allgemeinen an, daß die Konferenz von 
Algecirad mit einem für Deutſchland und Frankreich günftigen Kompro- 
miß geendet habe. — Minijterpräfident Campbell-Bannermann jagt 
in einer öffentlichen Rede, England habe Frankreich loyal unterftüßt, aber 
feine andere Macht verlegt. 


9. April. Das Unterhaus genehmigt in erſter Leſung eine 
von der Regierung eingebrachte Unterrichtsbill. 


Danach jollen alle Schulen, die aus dem Gelde der Steuerzahler 
erhalten oder unterftüßt werden, als Staatsſchulen gelten und eine voll- 
jtändig gleichartige Unterrichtsmethode erhalten. Schulen, die nicht als 
Staatsſchulen anzujehen find, erhalten feinen Zufhuß mehr aus öffent: 
lichen Geldern. Das bisherige Syftem, das zwijchen freiwilligen Schulen 
und Staatsjchulen unterjchied, fommt in Wegfall. Elementarjchulen, die 
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Staatshilfe beanjpruchen, gelten als Staatsjchulen. Der Religiondunter- 
‚richt joll Feiner befonderen chriftlichen Richtung zuneigen. Auch follen an 
diejem Unterriht nur ſolche Kinder teilzunehmen brauchen, deren Eltern 
einen religiöjfen Unterricht mwünfchen. Aus dem religiöfen Unterricht ift 
der Katehismus und alles das auszufcheiden, was die verjchiedenen chrift- 
lihen Richtungen voneinander unterjcheidet. Das bisher von den Lehrern 
verlangte Glaubensbekenntnis fommt in Wegfall und allen Lehrern ift in 
BZufunft, ohne Rüdfiht auf ihre religiöjen Anfichten die Möglichkeit ge— 
boten, Schuldireftor zu werden. Diejenigen Schulen, die darauf beftehen, 
eine bejtimmte Religionsrichtung beizubehalten, hören auf, Staatsſchulen 
zu fein, und erhalten feinerlei Unterftügung aus Staatskaſſen. Eollten 
aber die Eltern von vier Fünfteln der die öffentliche Schule befuchenden 
Kinder einen Religionsunterriht nah den Saßungen einer gemwifjen reli- 
giöjen Gemeinschaft wünjchen, jo will das Gejeg ihnen_diefen Wunſch er- 
füllen unter der Bedingung, daß die Koften dieſes bejonderen Unterrichtes 
von der religiöjen Gemeinjchaft getragen werden, die dieſen Wunſch äußerte. 

11. April. (Unterhaug.) Der Staat3jefretär de3 Auswär— 
tigen €. Grey teilt über den Streit mit dem Kongoftaat mit: 

Eine endgültige Regelung wegen Bahr el Ghazal jei noch nicht 
erfolgt, man Habe ſich jedoch über einen modus vivendi mwährend der 
Verhandlungen über die endgültige Regelung, die nach Oſtern beginnen 
jollten, geeinigt. Hiernach jollten alle vom SKongoftaat nad) einem be- 
jtimmten Zeitpunkt, der ungefähr ein Jahr zurüdliege, bejegten Poſten 
wieder geräumt werden, während alle früher bejegten einftweilen in jeinem 
Beji verblieben. Die Verwaltung des ftreitigen Gebietes falle aber der 
Sudanregierung zu. 


25. April. (Unterhaus) Während der Beratung eines 
Antrags über das Frauenftimmrecht verüben Frauen auf der Tri- 
büne folche Demonjtrationen, daß die Tribüne geräumt werden muß. 


26. April. Borjchläge über die Verwaltung Egyptens. 


In einem Blaubuche jchlägt der Sirdar Lord Eromer vor, die 
gegenwärtigen Gejeggebungen, den Rat und die Nationalverfjammlung bei- 
zubehalten, getrennt davon aber einen aus 25—30 Mitgliedern bejtehenden 
Rat zu jchaffen, der ganz aus Angehörigen der Vertragsftaaten beftehen 
fol. Die von der Regierung verfündeten Gejege jollen für alle Ausländer 
bindend fein. Ferner jchlägt er vor, die gegenwärtigen Konjulargerichte 
abzujchaffen, jobald durch eine neue gejeßgeberijche Akte andere Gerichte 
geichaffen jeien. Die fünfjährige Ernennung der gemijchten Gerichtähöfe 
jei gleichfall3 abzujchaffen. Als Amtsiprache des neuen Rates jollen die 
englifche, franzöfiiche und italienische Sprache gelten, und dieje jollen ein- 
ander vollkommen gleichitehen. Alle jich ergebenden Meinungsverjchieden- 
heiten hinſichtlich der Wirkjamfeit des neuen Syſtems jollen vom Haager 
Schiedsgericht entjchieden werden. 


30. April. (Unterhaus) Der Schatminijter legt das 
Budget vor. 


Die Ausgaben des fommenden Finanzjahres werden auf 141 786000 
Pfund Sterling, die Einnahmen auf der heutigen GSteuergrundlage auf 
144860000 Pfd. St., der verbleibende Meberjhuß auf 3074000 Pfd. St. 
geihägt. Davon werden 500000 Pd. St. zuzüglich 500000 Pfd. St. aus 
der chinefiichen Entjchädigungszahlung zur Schuldentilgung verwendet 
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werden. Nac Abzug für weitere Aufwendungen für Volksunterricht, das 
Boftweien und unvorhergejehene Vorkommniſſe wird ein endgültiger Ueber- 
ſchuß von 2 Millionen Pfund Sterling verbleiben. 


Ende April. Ein großer Zeil der englischen Prefje behauptet, 
daß Deutjchland die Pforte zum Widerftand in der Afabafrage 
anreize. Am 1. Mai dementiert das Bureau Reuter diefe Nachricht. 

7. Mai. (Unterbau?) Gtaatzjefretär des Auswärtigen 
Grey jchildert den Streitfall mit der Pforte über Afaba: 


Die fritiiche Note verlangt von der Pforte die Zuftimmung zur 
Feſtſetzung der Grenzlinien zwiſchen El Rafel und dem oberen Ende des 
Golfes von Akaba durch Großbritannien und die Türkei auf der Baſis 
der Depeche des Großveſiers an den Khedive vom 8. April 1892 und Die 
Burüdziehung der türfiichen Truppen während der Feſtſtellung. Der Her- 
gang des Streites bis zum heutigen Stande der Angelegenheit ift folgender: 
Bu Beginn des Jahres wurden egyptiihe Truppen entjandt, um gewiſſe 
Punkte auf der Halbinjel Sinai einſchließlich Tabah zu bejegen. Dieſe 
fanden aber Tabah bereit3 von türfifchen Truppen bejegt. Die englijche 
Regierung proteftierte hierauf gegen die Befegung von Tabah, eines Plabes, 
der fraglos auf der Halbinjel gelegen jei, und wies darauf hin, daß, wenn 
ein Zweifel über die Grenzlinie beftände, die gemeinjame Feſtſetzung durch 
eine Kommiffion die befte Löjung der Frage jein würde. Lord Eromer 
hat dann unter dem 13. Februar berichtet, daß der türfifche Kommandant 
von Akaba die Zurüdziehung der egyptiichen Truppen von der Inſel 
Farum im nördlichen Teile des Golfed von Afaba ablehne. Darauf er- 
hielt ein englisches Kriegsichiff Befehl, nad Yarum zu gehen, um den 
dortigen egyptiichen Posten zu jchügen. Nach verjchiedenen Vorftellungen 
wurden zwei Offiziere von Sonftantinopel nad) Egypten geſchickt, um die 
Sache zu unterfuhen. Man hoffte, daß fie die Angelegenheit bejprechen 
oder bei einer gemeinfamen Grenzfommijfion mitwirken follten, aber fie 
verließen Stairo wieder, ohne mit dem Khedive oder Lord Cromer in Ber- 
bindung getreten zu fein. Am 31. März machte der türfifche Botjchafter 
eine Mitteilung de3 Inhaltes, dab, da Tabah zu Akaba gehöre, gegen die 
Niederlafiung türkiiher Truppen dort fein Widerſpruch erhoben werden 
fünne und e3 deshalb für unnötig erachtet würde, eine Unterſuchung zu 
veranftalten. Der Sultan ermächtigte dann den Oberfommifjar Mufhtar 
Paſcha, mit der egyptiichen Regierung zu unterhandeln, und auf jein 
eigenes Erjuchen wurden die Unterhandlungen nach Kairo verlegt. Mufhtar 
Paſcha forderte in einer Unterredung mit dem Khedive, daß die Sinai- 
grenze don El Rafel nah Suez und von Suez nad Afaba gehen jolle. 
Der Khedive regte an, daß die Linie von El Rafel nad Afaba gehen und 
dabei die Küſte drei Meilen weſtlich von Port Afaba erreichen jolle und 
daß der noc, übrige Teil der Grenzlinie durch jachverftändige Landmeffer 
abgejtedt werden jolle. Die Antwort des Sultans ging dahin, daß der 
Golf von Afaba und die Halbinjel Sinai außerhalb des in dem kaiſer— 
lihen Firmans bezeichneten Gebiete lägen, daß ſich das Telegramm vom 
8. April 1892 nur auf die weftliche Seite von Sinai beziehe und daß die 
Auslegung de3 Telegramm eine Angelegenheit fei, welche nur die otto- 
manijche Regierung angehe. Gleichzeitig wurde die Hoffnung ausgefprochen, 
daß feine Gelegenheit zur Einmifchung werde geboten werden. Daraufhin 
erging unjer Erſuchen an die Pforte, um eine zuftimmende Antwort inner- 
halb zehn Tagen. — Der Umfang der Forderungen der Pforte ſowie Ton 
und Charakter der türkiſchen Mitteilung an den Khediven hat es unmög- 
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Lid) gemacht, die Regelung auf unbeftimmte Zeit zu verfchieben. Das ift 
aud der Grund, weshalb wir jegt auf Erfüllung unferer urfprünglichen 
Forderung auf gemeinjfame eltitellung der Grenze dringen. Ich denfe, 
ich darf für die Regierung in Anſpruch nehmen, daß fie große Geduld 
und Mäßigung an den Tag gelegt hat, die legte Entwidelung der türfi- 
Then Forderungen würde aber, wenn fie zugelafien würde, die Türfei in 
eine Stellung bringen, welche eine wirkliche Gefahr nicht allein für die 
Treiheit des Suezkanals, jondern auch für die Freiheiten Egyptens und 
die Sicherheit der Dynaftie des Khediven jein würde Die Regierung 
fonnte gegenüber diefen Fragen nicht gleichgültig jein, und ihre Wichtigkeit 
macht e3 nötig, daß wir jegt auf eine Beilegung auf Grundlage der Grenze 
Egyptens drängen, wie jie unbeftritten und ungeftört feit jieben Jahren 
beftanden hat. 


9. Mai. (Unterhaus.) Rejolution über Abrüftung. 


Abg. Vivian (Tib.) beantragt eine Rejolution, in welcher die Re- 
gierung aufgefordert wird, wirkſame Schritte zu unternehmen, um Die 
Ausgaben für die militärischen und maritimen Rüftungen zu verringern 
und die Aufnahme eines auf Einjchränfung der Kriegsrüftungen gerichteten 
Antrags in das Programm der Haager Friedenskonferenz zu betreiben. 
Abg. Bellairs (lib.) beantragt dazu ein Amendement, in welchem erflärt 
wird, daß das Haus fich darauf verlaffe, die Regierung werde die Ober- 
Hoheit Englands zur See aufrecht erhalten, und daß e3 der Regierung 
nicht empfehlen könne, Erörterungen betreff3 der Rüftungen herbeizuführen, 
melche die auswärtigen Mächte für die Verteidigung ihrer Gebiete als 
notwendig eradhteten. — Er begründet das Amendement namentlich mit 
dem Wahstum der deutjchen Flotte und der antienglifchen Stimmung in 
Deutſchland. 

Staatsſekretär des Auswärtigen Grey: Er ſei der Anſicht, daß in— 
folge des allgemein unter den Völkern Europas verbreiteten Gefühls der 
Notwendigkeit einer Reduktion der Ausgaben für militäriſche Rüſtungen 
eine Erklärung von der Art, wie die Vivianſche Reſolution ſie enthalte, 
wegen des Eindrucks, den ſie auf andere Regierungen machen werde, von 
Wert ſei. Er glaube nicht, daß zu irgend einer Zeit die öffentliche Mei— 
nung in Europa ſtärker auf die Erhaltung des Friedens bedacht geweſen 
ſei als gerade jetzt. Die Haager Konferenz könne kein verdienſtlicheres 
Werk tun, als die Bedingungen für den Frieden weniger koſtſpielig als 
bisher zu geſtalten, und nach keiner nutzbringenderen Aufgabe ſtreben, als 
ein praktiſches Ergebnis zutage zu fördern, das zur Herabminderung der 
Ausgaben führen könne. . . . Es iſt angeführt worden, daß wir auf die 
anderen Mächte warten follten, um unfere Ausgaben zu verringern. Aber 
wie die Berhältnifje liegen, warten alle Mächte aufeinander. Eines Tages 
wird eine derjelben den erjten Schritt tun müſſen. Ich kann daher die 
Bufagerflärung Bellaird nicht akzeptieren. Es könne fein, daß eine andere 
Macht bereit jei, in diefer Hinficht den erſten Anftoß zu geben, es jei aber 
auch nicht ausgeichloffen, daß England ihn unternehme. Es habe niemals 
eine Zeit gegeben, in der die relative Weberlegenheit der englijchen Flotte 
ftärfer gemejen jei als gerade jegt. Was England auf der Haager Kon- 
ferenz werde tun können, müfje von der Antwort der anderen Regierungen 
abhängig gemacht werden und von dem Snterejje, das die anderen Parla- 
mente diejer Angelegenheit entgegenbringen würden. Er nehme aber die 
Rejolution namens der Regierung als eine erfreuliche Aeußerung der öffent- 
lihen Meinung an und heiße fie aus diefem Grunde willlommen. Er jei 
überzeugt, daß die Refolution auch von anderen Ländern als eine von 
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dem britifhen Parlament ausgehende Einladung, auf diefe Aufforderung, 
die Rüftungen zu vermindern, einzugehen, aufgefaßt werde. (Beifall.) Das 
Amendement Bellair wird darauf zurüdgezogen und die Refolution unter 
lauten Hochrufen einftimmig angenommen. — (Am 25. wird die Abrüftungs- 
frage im Oberhauje beraten.) 

13.119. Mai. Bejuh von Mitgliedern deutjcher Stadtvertval- 
tungen in England. Am 18. werden fie vom König empfangen, 
die Londoner Stadtverwaltung veranftaltet glänzende Feſte. 

16. Mai. (Unterbau?) Die Regierung teilt auf eine An- 
frage über den deutjcheenglifchen Grenzzwijchenfall in Südweſt— 
afrifa mit: 

Der deutjche Gejchäftsträger Habe am 14. Mai dem Gtaatsjefretär 
des Auswärtigen mitgeteilt, daß ein deutſcher Offizier Aufftändijche über 
die Grenze verfolgt und daß auf britiichem Gebiete ein Gefecht ftattgefunden 
habe. Der Gejchäftsträger habe erklärt, daß die deutjche Regierung Diejes 
Borgehen durchaus gemißbilligt habe und daß es den erteilten Weiſungen 
zumiderlaufe. Es würden Schritte getan, um einer Wiederholung vorzu- 
beugen. Das Haus werde zweifellos, wie es die britijche Regierung getan 


habe, den Anhalt diefer Mitteilung würdigen, ſowie den Umftand, da 
diejelbe abgegeben wurde, bevor eine Erklärung gefordert worden mar. 


17. Mai. Das Oberhaus verwirft einen im Unterhaufe 
angenommenen Antrag, zu verhindern, daß während eines Aus— 
ſtandes auswärtige Streifbrecher nach England kommen fünnen. 

Mai. Gerüchte und Erklärungen über eine Verjtändigung 
mit Rußland. 


Nach dem „Standard“ verhandeln England und Rußland über eine 
Berftändigung in den afiatifchen Fragen, wobei Berfien die Hauptichwierig- 
feit bietet. — Am 24. erklärt im Unterhauje Staatsjefretär Grey auf 
eine Anfrage: Er könne feinerlei Darlegungen über ein Abkommen maden, 
wie es in der Preſſe gejchildert wurde, weil ein folches überhaupt nicht 
bejtehe. Er benuße aber die Gelegenheit, diefer Erflärung hinzuzufügen, 
daß für England und Rußland mehr und mehr Neigung dafür beftehe, 
in Fragen, die für beide Nationen von Wichtigkeit ſeien, in freundjchaft- 
licher Form zu verkehren, al3 jolche zu verjchärfen. (Beifall) Dies habe 
bei mehr al3 einer Gelegenheit die englifche und ruſſiſche Regierung zu 
einem BZujammengehen geführt. (Beifall.) Dies ſei die Haltung, die zu 
ermutigen man beftrebt jein müfje, und die, wenn fie fortbeftehe, natur- 

emäß zu einer dauernden Regelung der Fragen, an denen die beider 
Länder beteiligt jeien, und zu einer Feitigung der zwiſchen ihnen be- 
jtehenden freundichaftlihen Beziehungen führen müſſe. 

29. Mai. (London) Englifch-franzöfifcher Vertrag über 
die Grenzen am Niger und Tſchadſee. 

Staatsjefretär Sir Edward Grey und der franzöfiihe Botjchafter 
Cambon unterzeichnen eine Konvention, durch welche die Abgrenzung der 
beiderjeitigen Bejigungen zwiſchen dem Niger und dem Tſadſee dergeftalt 
abgeändert wird, daß Frankreich freie Wegverbindung zwiſchen dem Niger 
und dem Tjadjee erhält, zugleich aber auch die gegenwärtige politijche Ein- 
teilung der Eingeborenenjtämme berücdfichtigt wird. 
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Ende Mai. In London und in anderen Städten prote- 
jtieren Berfammlungen von Katholiken gegen die Echulvorlage, 
weil fie die Gewiſſensfreiheit verletze. 


Anfang Juni. Das Reuterfche Bureau verbreitet Nachrichten, 
daB Deutjchland in Perfien wirtjchaftliche Konzeffionen, wie die 
Verlängerung der Bagdadbahn und einen Hafen am Golf, erjtrebe, 
um fich in die politifchen Fragen Perſiens einzumifchen. 

8. Juni. London.) Der internationale Bergarbeiterfongreß 
fordert Altersverficherung der Bergarbeiter, Berjtaatlichung der 
Bergwerfe, internationale Regelung der Kohlenproduftion. 

14. Juni. (Unterhaug.) Mitglieder der Arbeiterpartei ver- 
langen, daß die Regierung vor dem geplanten Flottenbeſuch in 
Kronjtadt bei der ruffiichen Regierung Worjtellungen wegen der 
Hintichtungen und AJudenmebeleien erhebe; Staatsſekretär Grey 
lehnt es ab. 


20.129. Juni. Beſuch von Bertretern der deutſchen Preſſe in 
England. Die Londoner Preffe empfängt fie glänzend. An den 
Feſten beteiligt ſich namentlich Kriegsminiſter Haldane. 


1. Juli. In Salisbury werden durch eine Zugentgleifung 
29 Perjonen getötet. 


5. Juli. (Unterhaug.) Erklärungen über Egypten, Japan, 
Frankreich, Rußland, Kreuzfahrt in die Oſtſee. 


Staat3jefretär Grey motiviert die Hinrichtung einiger wegen Er- 
mordung eines engliichen Offizier verurteilten Egypter: Das ganze lebte 
Jahr hindurch herrichte in Egypten eine fanatiihe Stimmung, die in jtetem 
Wachſen begriffen war. Dieje Stimmung ift nicht auf Egypten bejchränft 
gewejen, jondern Hat ſich die nördlichen Gebiete Afrifad entlang fort» 
gepflanzt. Aus diejem Grunde ift es gejchehen, daß vor furzer Zeit die 
Bejagung Egyptens Hat verftärft werden müſſen. Der Angriff auf die 
britiihen Offiziere würde ſich noch vor kurzem nicht ereignet haben und 
wäre auch jet nicht erfolgt, wenn nicht dieje fanatijche Stimmung be- 
ftände. Seit diefem Angriffe und fogar vor dem Prozejje gegen die jeßt 
verurteilten Eingeborenen find ein oder zwei peinlich bezeichnende Angriffe, 
wie ich glaube, auf britifche Untertanen, auf jeden Fall auf Europäer, 
durch Eingeborene ausgeführt worden. Wir find möglicherweije am Vor— 
abende weiterer Maßnahmen, die ſich zum Schuß der Europäer in Egypten 
notwendig erweijen, und wenn das Haus die Enticheidung des Gerichts- 
hofes, der aus den höchſten engliichen und egyptiſchen Richtern beitand, 
angreift, jo muß das die Wirkung haben, die Autorität der egyptiſchen 
Regierung zu jchwächen. Wie die Dinge jet Liegen, jage ich wohlüberlegt 
und im vollen Gefühl der Verantwortlichkeit: Wenn das Haus in diejem 
Augenblid irgend etwas tut, um die Autorität der Regierung in Egypten 
zu ſchwächen oder zu zerftören, jo werden Sie fich einer jehr ernten Lage 
gegenüberjehen, denn wenn das Gefühl des Yanatismus in Egypten über 
die feftftehende Autorität der egyptiichen Regierung die Oberhand gewinnt, 
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werden Sie der Notwendigkeit ertremer Maßnahmen gegenüberftehen. — 
Ueber Japan und Frankreich jagt er: Japan verwendet jene Tatkraft, 
welche die jo bemerkenswerten Ergebnifje der legten Jahre gewirkt haben, 
jest auf die Künfte des Friedens, auf die Leitung Koreas, die eine große 
Aufgabe darftelle und auf Entwidelung feiner eigenen Hilfsquellen. Wir 
verfolgen in Afien keine Abenteurerpolitif, fie ift im Gegenteil eine Politik 
der SKonjolidierung. Das Ergebnis der Lage ift dies, daß die Allianz, 
wie jie heute befteht, jedem Verbündeten das Gefühl gegenjeitiger Sicher— 
heit gibt, ohne irgend jemand ſonſt eine Quelle der Beunruhigung zu fein. 
Sch habe die Zuverficht, dak das Bündnis lange fo bleiben und an Stärfe 
und an Vertrauen zu jenen Bedingungen gewinnen wird. Die frühere 
Negierung traf mit Frankreich ein Uebereintommen, welches ſeit langem 
zwijchen England und Frankreich beitehende Schwierigkeiten bejeitigte und 
unter gewilfen Bedingungen eine diplomatifche Unterftügung verſprach. ... 
Sch habe nur zweierlei über unjer gutes Einvernehmen mit Frankreich zu 
jagen: Erftend: Das gute Einvernehmen ift nicht gegen irgend ein anderes 
and gerichtet; zweitens: Es muß allgemein anerkannt werden, daß das 
gute Einvernehmen nicht beeinträchtigt werden kann durch irgendwelche 
anderweitige Entfaltung unjerer auswärtigen Politik. Ye Harer dieſe zwei 
Dinge im Geifte zum Ausdrud kommen, defto Harer wird in Die Er- 
icheinung treten, daß weder für England noch für Frankreich das gute 
Einvernehmen zwiſchen uns ein Hindernis ift für gute und herzliche Be- 
ziehungen zu anderen Mächten. — Ueber Rußland jagt er: Ye weniger 
Raum die Erörterung einnimmt, die in diefem Haufe über ruſſiſche An- 
gelegenheiten jtattfindet, deſto befjer ift e8; aber wenn wir dieje Angelegen- 
heiten erörtern müfjen, jo wollen wir uns in ruhiger Weife darüber Har 
werden, wie fich die Lage verhält. Der ruffiiche Kaifer, die ruffishen Mi- 
nifter und das Parlament find nicht verantwortlich für die Judenmegeleien. 
Es ift behauptet worden, daß die ruſſiſche Regierung an den Bjalyftofer 
Judenmorden beteiligt gewejen jei, aber ich habe eine glaubwürdige Mit- 
teilung erhalten, wonach die Bentralregierung weder gewußt noch durch 
Stillichweigen geduldet hat, was in Bjalyjtof vor fi ging. Was die an- 
geregten amtlichen Vorſtellungen betrifft, jo bin ich der Anficht, daß es 
drei Parteien in Rußland gibt, nämlich eine reaftionäre, eine Reform- 
partei und eine revolutionäre, und daß jede Einmifchung eines Außen- 
ftaates nicht die Reformpartei ftärfen wird, fondern eine der beiden an— 
deren Parteien. Bezüglich der Kreuzfahrt in der Dftjee mweift der Staat3- 
jefretär darauf hin, daß die Flotte auf der vorjährigen Fahrt in die Dftfee 
feine rufliichen Häfen angelaufen habe und bemerkt, es würde ficherlich 
außerordentlich unpajjend jein, wenn fie auch in diefem Jahre bei Gelegen- 
heit ihrer Kreuzfahrt in der Dftjee die ruſſiſchen Häfen nicht befuchen würde. 
Da nun bejtimmte Dinge vorgefallen find, ſeitdem die diesjährige Kreuz- 
fahrt geplant ift, ift vorgeichlagen worden, die Kreuzfahrt aufzugeben. Der 
Flottenbeſuch jteht in Feinerlei Beziehungen zu den inneren Angelegen- 
heiten Rußlands. Er ſoll nur eine Ehrenerweijung für den ruffischen 
Kaifer jein; er gejchieht in freundlicher Abficht gegenüber der beftehenden 
rujfiichen Regierung, und ich kann mir feinen SFlottenbefuh in rufjischen 
Häfen vorftellen, der nicht zugleich als Bejuch des ruffischen Volkes ver- 
anjtaltet ift. Ich veripreche mir von der Zukunft eine Zunahme der guten 
Beziehungen zu der rujfiichen Regierung und dem ruffiichen Volke. Ruf- 
land macht jegt eine für das Volk wie für die Regierung kritiſche und 
ſchwere Zeit durch. Alles, was ſich ereignet hat, läßt Anzeichen von Lebens— 
fraft, Energie und den Charakter eines großen Volkes Pindurdhbliden, das 
jih den Weg zu einer großen Zukunft bahnen wird. Unſere Sympathie 
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kann am beften fundgegeben werden durch Unterlafjung einer Einmifchung. 
Manchmal ift Schweigen der befte Beweis von Sympathie. 

10. Zuli. (Oberhaus.) Die Lords Robert? und Milner 
verlangen unter jcharfen Angriffen auf die Regierung die allgemeine 
Wehrpflicht, Unterjtaatsjetretär Lord Portsmouth lehnt fie ab, weil 
fie neue Koſten von 26 Millionen Pfund verurfachen werde. 

12. Juli. (Unterhaus.) Kriegsminifter Haldane legt einen 
Plan zur Reorganifation der Armee vor. 

Der Plan beabjihtigt die Schaffung einer „Expeditionary force“, 
Die jich folgendermaßen zujammenjeßt: 4 Kavalleriebrigaden, 6 Infanterie— 
brigaden, 63 Batterien, mehrere Bataillone Pioniere, Train, Sanitäts- 
wejen, zujammen 5281 Offiziere und 154074 Mann. Davon jind 50000 
Mann reguläre Truppen, 70000 Truppenrejerve, 30000 Miliz. — Die 
Miliz, die bisher verfafjungsmäßig im Inlande verwendet werden darf, 
Toll das Perjonal für Munitionskolonnen und Train jtellen. Hierdurch) 
jollen Erjparnifje erzielt werden. Ferner jollen Erjparniffe durch Abſchaf— 
fung von 2 Gardebataillonen und 8 Linienbataillonen erzielt werden. — 
Die indiihen Truppen jollen unverändert bleiben; die Mehrzahl der ab- 
zuichaffenden Bataillone jei in den Kolonien ftationiert. Für die Ber- 
teidigung des Mutterlandes gegen feindliche Angriffe und für Verftärfungen 
für die Erpeditionsftreitmacht müfje hauptſächlich auf die Meomanıy und 
auf die Freiwilligen gerechnet werden. Für eine befjere Organijation diejer 
beiden legteren Streitkräfte werde jet vom Generalftabe ein Plan aus- 

earbeitet. Bei der Organijation des Erpeditionsforps habe die Regierung 
* leiten laſſen von der Möglichkeit, daß eine lange Friedenszeit komme 
oder daß alle Nationen ſich entſchließen, ihre Rüſtungen in großem Maße 
u vermindern. Die Regierung habe deshalb einen Spielraum gelaſſen, 
* daß die Streitmacht zuſammengezogen oder vergrößert werden könne, 
je nach dem Stande der Politik. 


15. Juli. Das Unterhaus genehmigt mit großer Mehrheit 
einen Regierungsantrag, für Wales einen beſonderen Miniſter zu 
ſchaffen. Die Oppoſition tadelt die Regierung ſcharf, daß dieſe 
Verfaſſungsänderung nicht vor der Beratung angekündigt worden ſei. 

Mitte Juli. Debatten über die Kriegführung in Natal. 

Die Preſſe bringt Nachrichten über grauſame Kriegführung in Natal, 
wie Niedermetzelung von Verwundeten. Am 18. erklärt Kolonialſekretär 
Churchill im Unterhauſe, daß während der Operationen etwa 3500 Zulus 
getötet und 2000 gefangen genommen wurden. Die Regierung habe jedoch 
feine Mitteilung darüber erhalten, daß die eingeborenen Truppen ver- 
wundete Zulus getötet hätten. Es fei aber möglich, daß fie zu Heiten, 
in denen jie von europätjchen Offizieren nicht beobachtet gewejen wären, 
die Schwerverwundeten getötet hätten. Der Kommandeur der Miliztruppen 
habe jedod) die Meberzeugung, daß ſolche Vorkommniſſe fi) nicht in jo 
ausgedehntem Maße zugetragen hätten wie in früheren Zeiten. 

16. Juli. (Unterbau?) Der Unterjtaatsjefretär des Aus— 
wärtigen teilt mit, daß Rußland mit Rüdficht auf die innere Lage 
um Berjchiebung des Flottenbejuches gebeten habe und daß deshalb 
die Oſtſeefahrt überhaupt unterbleibe. 
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23.25. Juli. London.) Auf der interparlamentarijchen 
Friedenskonferenz ſpricht fich Premierminifter CampbelleBanner- 
mann für Schiedögerichte aus und bringt der ruſſiſchen Duma 
eine Ovation. 

24. Zuli. (Oberhaus.) Lord Roberts Fritifiert ſcharf die 
militärischen Pläne der Regierung als falſche Sparſamkeit, wodurd 
auch der Aufftand in Natal hervorgerufen worden jei. 

27. Juli. (Unterbau?) Berminderung des Ylottenbau- 
programm. 


Unterftaatsjefretär Robertjon führt aus, daß das urjprünglide 
Programm 4 Panzerſchiffe, 5 Hochjee-Torpedobootäzerftörer, 12 Küjten- 
Torpedobootäzerftörer und 12 Unterjeeboote vorgejehen habe und daß be- 
abjichtigt war, 4 Panzerjciffe nach dem Dreadnought-Typ zu bauen. Diejes 
Programm fei im November aufgeftellt und jeitdem jorgfältig geprüft 
worden. Es jei die einftimmige Anſicht der Admiralität, daß es in fol- 
gender Weije einzufchränten jei: Statt 4 Panzerichiffen der Dreadnnought- 
Klaſſe jollen nur 3 gebaut werden, anftatt 5 Hocjee-Torpedobootszerftörer 
nur 2 und anftatt 12 Unterjeeboten nur deren 8. Die Zahl der Küften- 
Torpedobootszerftörer joll unverändert bleiben. Die Gejfamtausgabe hätte 
nah dem früheren Programm 9340000 Pfund Sterling betragen, wäh— 
rend fie fich nach dem neuen auf 6800000 Pfund Sterling ftelle.. ... Der 
Boranichlag werde in diefem Jahre durch dieſe Einjchränfung nicht jo 
vorteilhaft beeinflußt werden, aber im nächſten Jahre werde der Voranſchlag 
um etwa 1!/; Millionen Pfund Sterling verringert werden. ... Die Re- 
gierung wolle 1907 und 1908 anftatt mit dem Bau von 4 Panzerjchiffen 
zu beginnen, wie urjprünglich beabfichtigt war, nur zwei auf den Bor- 
anfchlag jegen, dabei jich aber vorbehalten, da ein drittes erbaut werden 
jolfe, wenn die Haager Konferenz zu feinem Refultate führen follte be- 
züglich der Einſchränkung der Rüftungen. Außerdem werde die Anfangs- 
baurate der Schiffe jo niedrig bemefjen, daß erjt gegen Ende des Finanz. 
jahres zu dem Bau gejchritten werden könnte. Auf dieſe Weife betone 
die engliſche Regierung, daß fie von aufrichtigen Abfichten bejeelt jei, und 
mwünjche, die Nüftungen zu vermindern. Die Prüfung der allgemeinen 
internationalen Flottenverhältniffe habe fie überzeugt, daß das Gleichgemicht 
der — zur See durch eine Reduktion nicht werde erſchüttert 
werden. 


3. Auguſt. (Oberhaus.) Unterrichtsgeſetz. 

Das Haus nimmt die Unterrichtsbill in zweiter ag einftimmig 
an. Die Redner der Oppofition erklären jedoch, daß dieſes Votum ihrer 
ferneren Haltung nicht präjudiziere; fie behielten fich vielmehr vor, in der 
Herbitjeffion einjchneidende Abänderungsanträge zu ftellen. 

3. Auguft. (Unterhaus) Campbell-Bannermann über den 
Zwei-Mächte-Standard und die Beziehungen zu Deutjchland und 
Frankreich. 

Abg. Balfour (konſ.) erklärt die Flottenpolitik für gefährlich, da 
eine deutſch-franzöſiſche Kombination nicht unmöglich ſei. Miniſterpräſident 
Campbell-Bannermann: Ich behaupte nicht, daß dieſer Standard — 
der Zwei-Mächte-Standard — nicht zuweilen eine jehr vernünftige Sache 
it. Aber wenn die als Beijpiel angeführten Mächte zwei Mächte find, 
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die aller Wahrjcheinlichfeit nad) eher in Gegnerjchaft geraten werben als 
irgendwelde andere Mächte auf dem Kontinent, und wenn mir wiſſen, 
daß mir in engen Freundjchaft3beziehungen zu einer diefer Mächte ftehen, 
die erjt Fürzlich Hergeftellt wurden und deutliche Siegel erhalten haben, 
und daß wir mit dem Bolfe und der Regierung der anderen Macht auf 
beftem Fuße ftehen, wenn wir ferner mwifjen, daß, wenn diefe beiden Mächte 
Tchnelle Schiffe bauen, fie das gegeneinander tun, jo muß ich doch fagen, 
daß der Gedanke, die Stärke diejer Mächte al3 einen Standard für unfere 
Seeftärfe zu nehmen, ein überwundener Standpunkt ift. Aber jelbjt wenn 

das tun würden, würde die Prüfung der Art ihrer Schiffe und ihres 
Zuwachſes noch immer nicht die Unficht derjenigen unterftügen, die für 
die ftärfere Vermehrung unjerer Flotte eintreten. Die Regierung hat nichts 
getan, was die Leijtungsfähigfeit de3 Heered und der Marine bezüglich 
der Landesverteidigung jchwäcen könnte. Wenn Balfour behauptet, daß 
e3 möglich jei, daß Freundichaften und Bündniffe nicht lange dauern, und 
daß mir immer bereit jein jollen für jede Eventualität und für alle Um— 
ftände, jo bin ich der Anficht, daß eine jolde Behauptung nicht dazu an- 
getan ift, zum Beften des Landes und zur Erhaltung des Friedens zu dienen. 


Auguft. Die Regierung veröffentlicht Briefe von Armee- 
Lieferanten, woraus hervorgeht, daß während des Burenfrieges zahl- 
reiche Beftechungen von Offizieren vorgefommen find. 

4. Auguft. Das Unterhaus genehmigt ein Gejeg über 
Arbeitsfämpfe. Danach ift friedliches Streikpojtenftehen und gut- 
artige Überredung erlaubt; Klagen von Unternehmern gegen Ge— 
werfvereine wegen Schädigung find nicht jtatthaft. 

2.7. September. (Xiverpool.) Der Gewerkſchaftskongreß, 
der 1! Millionen Arbeiter vertritt, fordert Verſtaatlichung der 
Eijenbahnen, Kanäle und Bergwerfe und eine Zwangsverficherung. 

12. September. Ein Armeebefehl errichtet einen Generalftab. 


Er wird in einen den allgemeinen Betrieb der Armee leitenden 
großen Generalftab und in einen bei den einzelnen Kommandoftellen wir: 
fenden Generalſtab eingeteilt. Die Angehörigen der Ießteren jollen die 
Kommandeure, denen fie beigegeben werden, bejonder3 bei der Ausbildung 
der Offiziere und der Truppen, unterftügen. — In einer der Armeeorder 
beigegebenen Denkſchrift betont der Kriegsminifter Haldane, daß e3 Pflicht 
des Generalftabes ift, dafür zu forgen, daß das Militärjyften auf der 
modernen Höhe ſteht und die Militärwiſſenſchaft in allen ihren Zweigen 
die gebührende Berüdjichtigung findet. Haldane bezieht ſich auf den Er- 
folg de3 deutjchen Generalfjtabes. — Am folgenden Tage ordnet ein Armee- 
befehl die Verminderung der Jnfanteriebataillone an. (Vgl. ©. 301.) 


18. September. (Portsmouth.) Der deutjche Vergnügungs- 
dampfer „Meteor“, der durch Sturm gezwungen den Kriegshafen 
anläuft, wird ausgewieſen. — Die deutjche Prefje Fritifiert das 
Verhalten der Hafenbehörde, die englijche verteidigt fie lebhaft. 

Anfang Dftober. Arbeiterpartei, Gewerkfjchaften und andere 
Parteien. 

Die Konferenz der Eifenbahnangeftellten in Cardiff bejchließt gegen 
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dad Votum des Generaljefretärd der Eifenbahnergewerkichaft, Die Arbeiter- 
partei unter Führung Hair Hardied zu unterftügen. ferner wird be- 
ichlofjen, bei einer Nachwahl dem liberalen Kandidaten einen Wrbeiter- 
fandidaten gegenüberzuftellen. — Dieje Beſchlüſſe zeigen da8 Wachstum 
der jozialiftiihen Strömung in der Arbeiterfchaft; die fonjervativen und 
liberalen PBarteiblätter finden, daß Hieraus ji ganz neue Aufgaben für 
die alten Parteien ergäben. — Liberale Barteiführer drohen der Arbeiter- 
partei mit Entziehung ihrer Unterftügung, fall die ſozialiſtiſche Richtung 
zunehme. So erklärt Kriegsminiſter Haldane, daß die liberale Regierung 
jih bei ihren Maßnahmen zugunften der Arbeiter ſich über die Unter— 
ftügung der Arbeiter-Barlamentarier gefreut habe, aber keineswegs daran 
denke, fich deshalb zum Sklaven diefer Partei machen zu lafjen. Sollte 
Kair Hardie ed wagen, Anträge einzubringen, mit denen die liberale Partei 
ſich nicht einverftanden erklären fönne, jo werde die liberale Partei mit 
der Arbeiterpartei die Schwerter Freuzen. 


15. Oftober. Bei einem Grubenunglüd in Wingate (Graf: 
Ihaft Durham) fommen 27 Berjonen um. 

Mitte Oktober. Wegen Unregelmäßigfeiten in Lieferungen 
während des jüdafrifanischen Krieges werden 12 Offiziere und 
10 Unteroffiziere gemaßregelt. 

Dftober. Die Admiralität beichließt, eine Rejerveflotte unter 
dem Namen KHeimatflotte zu organifieren. 


Aus den im Rejervedienfte befindlichen Schiffen wird eine bejondere 
Hlotte unter dem Namen „Heimatflotte” mit dem Hauptquartier Sheerne 
zujammengejtellt. Dieje Ylotte wird in jeder Beziehung mit Rüdficht auf 
die Erhöhung ihres Wertes als Kampfflotte organifiert werden. Schladht- 
übungen und andere Flottenübungen, die bisher von den Rejervedivijionen 
nicht ausgeübt wurden, werden eingeführt werden. Das Hauptziel wird 
fein, die GSeefähigfeit zu erhöhen, und zu diefem Zwecke werden joviel 
Kreuzfahrten der Heimflotte ftattfinden, wie möglich ift. Die Schiffe, deren 
Dienjt zuerft im Kriege verlangt wird, jollen die ſtärkſte Mannjchaftszahl 
haben. Die augenblidlic in der Spezialrejerve befindlichen Schiffe werden 
allmählich, jobald fie aufhören, für die Heimflotte von Nuten zu fein, 
durch andere Schiffe erjegt werden. Die Verteilung der Schiffe auf die 
augenblidliche Kanalflotte, die Mittelmcerflotte, die atlantiihe Flotte und 
die Rejerveflotte wird geändert, um es möglich zu machen, die Stamm— 
mannjchaft zu verftärfen und die Heimatflotte, wie oben gejchildert, zu 
organijieren. Zwiſchen der Heimatflotte und der Kanalflotte einerjeit3 und 
der atlantijchen und der Mittelmeerflotte anderjeits joll ein Austaujch von 
Schiffen ftattfinden, wenn dies im Snterejje des Dienſtes liegt, oder zur 
Erhöhung der Schlagfertigfeit dient. So wird beijpieläweije jedes Schiff 
der drei legtgenannten Flotten, wenn e3 einer gründlichen Reparatur be- 
darf, vorübergehend durch ein Schiff der Heimatflotte erjegt werden. Die 
Kreuzer der Heimatflotte werden von Zeit zu Zeit zu Inſtruktionszwecken 
und taktiichen Uebungen mit den Kreuzern der anderen Flotter vereinigt 
werden. Die atlantiiche und die Mittelmeerflotte werden, wie biöher, zu 
demjelben Zwede zujammengezogen werden. Die Admiralität ift davon 
überzeugt, daß die Bildung einer Heimatflotte die jofortige Schlagfertigfeit 
der Flotte erhöhen wird, und daß die gründlidhere Ausbildung im aktiven 
Dienjt, welche die Stammmannjcaften nad; dem neuen Syftem erhalten 
werden, dazu beitragen wird, die Geefertigfeit der ganzen Flotte zu erhöhen. 
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20. Dftober. Ablommen mit Frankreich über die Neuen 
Hebriden. 

30. Oktober. (Oberhaus.) Abänderung der Volksſchulvorlage. 

Die Mehrheit kritiſiert das Schulgeſetz ſcharf als irreligiös und 
materialiſtiſch. Mit 256 gegen 50 Stimmen wird folgendes Amendement 
beſchloſſen: Keine Schule wird als öffentliche anerkannt, wenn nicht täglich 
während der Unterrichtsſtunden eine beſtimmte Friſt für den Religions— 
unterricht angejegt ift. 

Anfang November. (Bortsmouth.) In der Marinekaferne 
gibt es größere Ruheftörungen; einige Hundert Heizer ftürmen die 
Dffizieräquartiere und verlegen mehrere Offiziere. Schlechte Be— 
handlung durch die Offiziere ift die Urfache. 

Anfang November. (London.) Bei den Stadtbezirkswahlen 
erringen die Konjervativen einen großen Sieg. 

9. November. Das Unterhaus genehmigt einftimmig das 
Gejeß über Arbeitsjtreitigkeiten, das bejtimmt, daß die Kafjen der 
Gewerkvereine für die Schäden eines Kontraftbruches gejchlofjener 
Maſſen nicht auffommen müfjen. 

Ende November. Mehrere Minifter, wie der Minifterpräfident 
Gampbell-Bannermann und der Handel3minifter Lloyd George, 
polemifieren in Öffentlichen Anjprachen jcharf gegen das Oberhaus 
wegen der Anderung der Schulvorlage und drohen mit einer Be— 
wegung gegen die Lords. 

Anfang Dezember. Die „Times“ wird aus einem Privat- 
unternehmen der Familie Walter in ein Aktienunternehmen ver- 
wandelt. Es wird behauptet, daß in der Hauptjache amerifanijches 
Kapital beteiligt fei. 

6. Dezember. Das Oberhaus genehmigt die Schulbill nach 
vielen Anderungen mit 105 gegen 23 Stimmen. 

6. Dezember. (Unterhaus) Debatte über die deutjche 
Handelsſchiffahrt im Fall eines Krieges. 

Gibjon Bowles (fonf.) fragt, ob eine Konvention oder eine Ab- 
machung zwifchen den Regierungen der Vereinigten Staaten und Deutjch- 
land bejtehe darüber, daß im Falle einer Eriegerifchen Verwicklung Deutich- 
land die deutfche Handel3marine unter die Flagge der Vereinigten Staaten 
treten lafje, und ob die Regierung irgendweldhe Mitteilungen über dieje 
Angelegenheit von dem britijchen Botjchafter in Wajhington erhalten Habe. 
Der Staatsfefretär des Aeußern Sir Edward Grey. verneint Died und 
erflärt, wenn Gibjon Bowles zuverläffige Nachrichten darüber bejäße, würde 
er foldhe gern von ihm entgegennehmen. Bowles fragt weiter, ob dem 
Auswärtigen Amt denn gar nichts Offizielles von irgendwelcher Seite über 
diefe Sache zugegangen jei. Grey verneint auch Died und erklärt daS Be- 
ftehen einer ſolchen Abmahung für unwahrſcheinlich. Lee ftellt die Frage, 
ob nicht jede von der Regierung der Vereinigten Staaten vereinbarte Kon- 
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vention oder Abmahung vom Kongreß ratifiziert werden müſſe und es 
daher unmöglich jei, bat ein ſolcher Abſchluß geheim bleibe. Hierauf er- 
widert Grey, daß die Annahme Lees vollftändig zutreffe, und er von vorn- 
herein, als er von der Stellung der Frage gehört, die Tatjache für völlig 
unmöglich gehalten Habe. 


7. Dezember. (Mancheiter.) Unterftaatsjefretär des Kolonial- 
amt3 Winfton Churchill kündigt an, daß die britiichen Befigungen 
Mejtafrifas allmählich zu einem Ganzen verjchmolzen werden müßten. 

10.12. Dezember. (Unterhaus.) Ablehnung der Anderungen 
des Oberhauſes an der Schulvorlage. 


Präſident des Board of Education Birrell: Die Regierung Habe 
bejchlofjen, bei dem Haufe zu beantragen, daß die vom Oberhauſe vor- 
genommenen durchgreifenden Abänderungen en bloc an das Oberhaus 
zurüdverwiejen werden jollen, da fie die Hauptabficht des Geſetzes zunichte 
madten. Wenn das Oberhaus auf den vorgenommenen oder ähnlichen 
Abänderungen bejtände, müfje die Vorlage geopfert werden. In feiner gegen- 
wärtigen Gejtalt wolle die Regierung das Geſetz nicht; aber wenn das 
Oberhaus die jegigen Amendements im ganzen zurüdziehe und Die Wir- 
fung etwaiger anderer Amendements, die e3 vielleicht beabfichtigt, bejchränte, 
jo jei noch Hoffnung, daß das Geſetz zuftande fommt. 

Am 12. bringt Minifterpräfident Campbell Bannermann eine Reſo— 
lution ein, nach welcher das Haus bejchließt, die von dem Oberhaus an 
der Unterrichtsvorlage vorgenommenen Abänderungen en bloc zu ver- 
handeln. Redner rechtfertigt das Vorgehen der Regierung und weiſt jeden 
Gedanken eines Mangel an Rüdficht gegenüber dem Oberhaus zurüd. 
Er glaube, daß die Vorjchläge zur Mäßigung und zum Frieden den Sieg 
davontragen werden. Balfour (konf.): Die NRefolution jei eingebradt 
worden, weil die Regierung nicht der Debatte die Stirn zu bieten tage, 
die fich erheben mwilrde, wenn die Abänderungsvorichläge einzeln beraten 
würden. — Das Haus nimmt die Rejolution mit 317 gegen 89 Stimmen 
an. Die Regierung bringt dann eine zweite Rejolution ein, nach der die 
Abänderungsanträge en bloc abgelehnt werden. Es beginnt dann fogleich 
die Debatte über diefe Rejolution, die angenommen wird. 


17. Dezember. Im Unterhaufe kündigt der Kolonialunter- 
ſtaatsſekretär Winjton Churchill an, daß im kommenden Jahre die 
Dranjefolonie eine Verfaffung nach dem Mujfter der von Trans— 
vaal erhalten jolle. 

19. Dezember. Das Oberhaus bejchließt auf Antrag des 
Lord Lansdowne mit 132 gegen 52 Stimmen, feine Amendements 
zur Schulvorlage aufrecht zu erhalten und die von der Regierung 
gebotenen Zugejtändnifje zu verwerfen. 

21. Dezember. Das Parlament wird mit einer Thronrede 
gejchlofjen, die fich befriedigt über die auswärtige Lage äußert. 





VI 
Frankreich. 


7. Januar. Bei 134 Erneuerungswahlen zum Senat ge— 
winnt der Block drei Mandate. 

9. Januar. Die Kammer wählt den bisherigen Präfidenten 
Doumer und die Vizepräfidenten wieder. 

17. Januar. (Berjaille?.) Zum Präfidenten der Republif 
wird der Senatspräfident Yalliere® mit 449 Stimmen gewählt. 
Der Kammerpräfident Doumer erhält 371 Stimmen. 

18. Januar. Minifterpräfident Rouvier läßt den Gejandten 
Venezuela jeine Päffe überreichen. Der Gejandte verläßt Frank— 
reich. Am 19. jchreibt die „Agence Havas“: 


„Da das Bureau der (franzöfiichen) Kabelgejellihaft in Caracas 
bezw. La Guayra von der venezolanijchen Regierung in Beſitz genommen 
worden war, konnten die Inſtruktionen der franzöſiſchen Negierung dem 
Seichäftsträger Taigny auf dem gewöhnlichen Wege nicht mehr zugehen. 
Diejelben wurden daher dem franzöfiichen Poftbeamten übergeben, der ſich 
an Bord des Dampfers Martinique im Hafen von La Guayra befand. 
Um von denjelben Kenntnis zu nehmen, ging Taigny an Bord des Dam- 
pferd. Die venezolanifche Regierung unterfagte ihm darauf unter dem 
Vorwand, daß er feinen vorihriftsmäßigen ärztlichen Erlaubnisſchein Habe, 
an Land zurüdzufehren. Die Inſtruktionen der franzöfiichen Regierung 
verfügten, daß Taigny Venezuela verlafjen jolle, und der Kreuzer Jurien 
de la Graviere war bereit? unterwegs, um ihn nad Frankreich zurüd- 
zubolen. Die jedem Diplomaten zuftehende Immunität deckte Taigny jedoch 
bi3 zu dem Wugenblide, wo er Venezuela verlafien hatte. Lediglich des— 
halb aber, weil er ein in den venezolaniichen Gewäſſern ftationiertes Schiff 
bejtiegen hatte, konnte Taigny noch keinesfalls als jemand angejehen wer— 
den, der das Land verlafien hatte, in dem jeine Eigenjchaft ald Diplomat 
ihn vor jeder Beläftigung Hätte jchügen müffen. Aus diefem Grunde jah 
ſich die franzöfiiche Regierung veranlaßt, dem venezolanifchen Gejchäfts- 
träger Maubourguet me die Päſſe zuzuftellen und Maßregeln zu 
treffen, um ihn ohne Verzug an die Grenze geleiten zu lafjen. Herr 
Maubourguet ift denn auch geftern abend von Paris abgereijt; bis zur 
beigiichen Grenze wurde er von einem Polizeibeamten begleitet. 
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%. Januar. Dekret über die Pfarrerpenfionen. 


Danach hat der Geiftliche, der eine Penfion beanjprucht, jich mit 
einem Gejuh an den Präfekten jeined Departement3 zu menden. Der 
Präfekt übergibt das Aftenftüd mit allen erforderlichen Beilagen einer von 
ihm eingejegten Kommijfion, deren Mitglieder er ernannt hat. Dieje Kom- 
miffion nimmt das Gutachten des Präfekten dazu zur Kenntnis und gibt 
ein Urteil über die Eingabe der Geiftlichen und die Bemerkungen des 
Präfelten ab. Darauf geht das Aftenjtüd an den Kultusminifter, der ſich 
jeinerjeit3 mit dem Juftizminifter in Berbindung jegt. — Das Dekret wird 
al3 Berihärfung der Beitimmungen des Trennungsgejeßes aufgefaßt und 
in katholiſchen Kreijen lebhaft angegriffen. 


Januar. Unruhen bei der Inventarifierung der Kirchen: 
geräte. 


Entjprechend den Ausführungsbeftimmungen zum Trennungsgeſetz 
wird den Finanzbeamten vom Direktor der Staatögüterverwaltung der Auf- 
trag erteilt, behufs Inventuraufnahme der Kirchengefäße und Monftranzen 
erforderlichenfall3 die Kirchentabernafel zu öffnen. Die Erzbijchöfe von 
Paris, Lyon und Chambery jowie zahlreiche Biſchöfe erlafjen Deswegen 
an ihre Pfarrer ein Rundichreiben, in mweldyem gegen diefe Maßnahmen, 
die jedes katholiſche Gefühl aufs tieffte verlegen müßten, entjchieden pro- 
teftiert wird. Die Pfarrer jollten ſich darauf bejchränfen, den Beamten 
die Anzahl und den Wert der in den Tabernafeln verwahrten Kirchen- 
gefäße anzugeben, und dieſe Angabe eventuell mit ihrem Prieſterworte 
beträftigen, aber niemal3 geftatten, daß die Tabernafel geöffnet werden. 
Einige Bischöfe gaben ihren Pfarrern den Rat, an dem Tage, an welchem 
die Inventuraufnahme ftattfinden fol, die Kirchengefäße aus den Tabernafeln 
zu entfernen. — In der Deffentlichfeit wird lebhaft gegen die Inventari— 
jierung proteftiert. Am 30. beginnt die Jnventarifierung; in Paris und 
vielen Orten der Provinz finden Heftige Demonftrationen gegen die Finanz 
beamten ftatt; in einigen Kirchen wird die Aufnahme durch die Menge 
gewaltjam verhindert. 


Sanuar. Februar. Die Arbeiter der Staatswerfkjtätten und 
Beamtenklaffen wie Briefträger und ZTelegraphijten veranftalten 
Kundgebungen für Erlangung des Koalitionsrechts. 


8. Februar. (Paris.) Mitglieder des Londoner Grafjchaft3- 
rat3 werden vom Präfidenten Loubet empfangen. Sympathie— 
fundgebungen finden jtatt. 

9.12. Februar. (Kammer.) Debatte über den Handels— 
vertrag mit Rußland. 


Abg. Plichon (lib.) lehnt den Vertrag ab. Rußland Habe feine 
Zugeftändnifje gemacht. Die franzöfiihen Unterhändler jeien ohne Waffen 
gewejen und Hätten nicht wie die deutjchen das Schwert des Kampftarifs 
ihwingen können. Andrerjeit3 habe Rußland noch franzöfiiche Kapitalien 
nötig. Frankreich jei daher wohl in der Lage, zu unterhandeln. Redner 
betont, die von Rußland im Bertrage herabgejegten Zölle jeien noch immer 
prohibitiv. Einige Zölle jeien ſogar Hinaufgejegt. Der Handelsvertrag 
jei eine Geſchäftsſache. Man könne ihn in voller Freiheit bejprechen. Die 
Freundſchaft Frankreichs für Rußland habe damit nichts zu tun. Redner 
fordert die Ablehnung der Vorlage. Doumergue fordert VBertagung der 
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Beratung und führt aus, auc die neuen Tarifjäge jeien prohibitiv und 
wiirden jede Vermehrung der franzöjiichen Ausfuhr nad) Rußland nament- 
lich in gewöhnlichen Weinen verhindern. Der Handelövertrag fei ein Blend- 
werf. Redner jpriht von der mißlichen Lage der franzöfiihen Weinbauern 
und wirft der Regierung vor, fie verfäume die Gelegenheit, den franzöfi- 
jchen Weinen neue Abjaggebiete in Rußland zu ſchaffen. Man hätte Hub- 
land an die Dienste, die ihm Frankreich erwieſen Habe, erinnern jollen. 
Frankreich habe die ruffiihen Papiere genommen. Rußland folle die 
franzöfifhen Waren nehmen. Minifterpräfident Rouvier: E83 ift der 
franzöfiichen Unterhändler und des großen Landes, von dem Sie ſprachen, 
Durdaus unmwürdig, wenn Gie jagen, daß ed uns Papiere verfauft, und 
wir ihm dafür Geld geben. Warum glauben Sie, daß die Unterhändler 
eine Nachläſſigkeit — haben, wie Sie ſie ihnen vorwerfen? Dou— 
mergue: Wir urteilen nach den Ergebniſſen! Wenn Rußland ſich auf 
den Sparſtrumpf Frankreichs verlaſſen will, dann muß dieſer Strumpf 
auch immer wieder gefüllt werden. Gerade weil wir an die Entwicklung 
der ruſſiſchen Nation glauben, und weil wir der verbündeten Nation un— 
ſere Sympathie entgegenbringen, müſſen wir mit dieſem großen Abſatz-— 
markt rechnen. Wir haben ein Recht, ihr zu ſagen: Nehmt unſer Geld, 
aber nehmt auch unſere Waren! Rußland muß uns gegenüber ſeinen guten 
Willen zum Ausdruck bringen. 


er Vertrag wird mit 407 gegen 55 Stimmen angenommen, nach— 
dem Roupvier die Bertrauensfrage gejtellt hat. 


16. Februar. Der Senat wählt den bisherigen Vizepräſi— 
denten Dubojt an Yallieres’ Stelle mit 241 Stimmen gegen 21 
zum Präfidenten. 

18. Februar. Präfident der Republik Yallieres tritt fein 
Amt an. 

23. Februar. Die Kammer genehmigt mit 501 gegen 
5 Stimmen ein Gejeg über Alteröverficherung. Die Koſten wer— 
den auf 346 Millionen jährlich gejchäßt, der Staat trägt dazu 
158 Millionen bei. 

23. Februar. (Kammer.) Abg. Jaures (Soz.) greift die 
Regierung jeharf an, daß fie durch ihre Unverföhnlichkeit den Aus— 
gang der Maroffofonferenz gefährde, obgleich fie den internationalen 
Charakter der Maroffofrage anerkannt habe. Minifterpräfident 
Rouvier verweigert eine Darlegung der franzöfifchen Marokkopolitik. 

28. Februar. Der Senat genehmigt ein von der Kammer 
angenommenes Gejeß, wonach das Briefporto im innern Verkehr 
und im Verkehr mit den Kolonien von 15 auf 10 Gentimes herab- 
gejeßt wird. — Das Geſetz tritt am 16. April in Kraft. 

28. Februar. (Kammer.) Debatte über die Dauer der 
militärifchen Übungen. Krifis der Regierung. 


Die Kammer genehmigt troß lebhaften Widerjpruch der Regierung 
einen Antrag der Heereöfommifjion, die Uebungen der Reſerve von 28 
auf 15 und der Territorialarmee auf 6 Tage herabzujegen. — Abg. Brijjon 
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beantragt nun, daß diejer Antrag in das Finanzgejeg eingefügt werde. 
Minifterpräfident Rouvier verwirft den Vorſchlag als verfafjungswidrig. 
Es jei ihm nicht möglid, die Verantwortung vor dem Lande zu über- 
nehmen, wenn die Kammer einen Antrag annehme, der im In- oder Aus— 
lande auch interpretiert werden könne als eine Abſchwächung der [eben- 
digen Kräfte des Landes oder als eine Geringihägung der militärischen 
Frage. (Unruhe) Die Regierung würde feine Minute mehr im Amte 
bleiben, wenn diefer Antrag von der Kammer angenommen werden jollte. 
Ungeachtet diejer Erklärung hält Briffon jeinen Antrag aufrecht, der nad) 
weiterer Debatte mit 360 gegen 167 Stimmen abgelehnt wird. 


3. März. Der König von England berührt Pari3 auf der 
Durchreife und Hat eine Zuſammenkunft mit Präfident Yalliere2. 


März. Bei der Durchführung des Trennungsgejeßes wird 
an vielen Orten Widerjtand geleijtet. Mehrfach werden Boliziften 
und Truppen von den Bauern mit Gewalt an der Inventar— 
aufnahme verhindert. 


7. März. (Kammer.) Interpellation über die Unruhen 
bei Durchführung des Kirchengejeged. Sturz des Kabinetts. 


Abg. Plihon (Ralliierter) interpelliert wegen de3 blutigen Zwijchen- 
falle anläßlich der Inventuraufnahme in Boejchepe, bei der e8 nach dem 
Einjchlagen der Kirchentüren durch die Gendarmerie zu einem mit Revolver- 
und Gewehrſchüſſen geführten Kampf im Innern der Kirche fam. Ein 
Sleiihhauer wurde durch einen Schuß ind Herz fofort getötet, während 
mehrere PBerfonen, darunter auch der Pfarrer und der mit der Inventari— 
fierung betraute Beamte Berwundungen davontrugen. Plihon erflärt, 
da8 Trennungsgejeg Habe ftatt zur Beruhigung zum Morden geführt. 
Abg. Guieyeſſe (Radikaler) fragt, ob die Regierung e3 zulaſſen werde, 
daß ſich infolge der Herifalen Agitation ein Herd der Beunruhigungen im 
Lande bilde. Er verlangt von der Regierung eine bündige Erklärung 
darüber, ob fie das Trennungsgejeg allen Agitationen zu Troß entichlofjen 
durchführen werde. Abg. Lemire (Rechte) fragt, welche Maßregel die Re— 
gierung zu ergreifen gedenfe, um die Wiederkehr jolcher beflagensmwerter 
Borfälle zu verhindern, und tadelt den Minifter Dubief, weil er den Be— 
amten borgejchrieben habe, die Jnventaraufnahme vor dem 15. März zu 
beendigen. Die Beamten jeien deshalb vielfach mit unfluger Haft und 
Schroffheit zu Werke gegangen. Minifter Dubief: Er Habe dies getan, 
um dem Zuftand der Beunruhigung und Erregung ein Ende zu machen. 
Nichts Habe das blutige Unglüd in Boejchäpe vorherjehen laſſen. Wer an 
dem todbringenden Schuß die Schuld trage, jei unbekannt. Die Regierung 
müjje das Gejeg zur Anwendung bringen. Sie habe mit den Agitationen 
nicht gerechnet. Sie werde mit verboppelter Bejonnenheit und Mäßigung 
vorgehen. Es fünne aber feine Ausfolgung von Kirchenvermögen an die 
Kultgenofjenjchaften erfolgen, folange die Inventare nicht feitgeftellt jeien. — 
Die Kammer bejchließt, die Nede Dubief3 öffentlich anjchlagen zu laſſen. — 
Minifterpräfident Rouvier: Er fönne einen Aufihub der Anventurauf- 
nahme nicht billigen. Er werde das Geſetz zur Anwendung bringen, aber 
mit Bejonnenheit, Takt und Klugheit. Der Minifterpräfident nimmt eine 
Tagesordnung Beret an, welche die Erklärung der Negierung billigt. 
Dieje Tagesordnung wird aber mit 267 gegen 234 Stimmen abgelehnt. 
Hierauf erflärt Roupier, daß die Regierung an der Verhandlung fein 
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Intereſſe mehr Habe und verläßt unter allgemeiner Erregung den Gaal, 
unı Fallieres die Demiffion zu überreichen. 


10. März. (Courriöres.) Großes Grubenunglüd. 


Während 1800 Bergleute unter der Erde arbeiten, bricht ein Brand 
aus, etwa 1100 Bergleute fommen um. Die Größe des Unglüds wird 
auf jchlechte Sicherheit3einrichtungen und ungenügende Rettungsapparate 
zurüdgeführt. Am 12. März fommt eine Abordnung weftfäliicher Berg- 
leute mit bejjeren Apparaten zu Hilfe. Während der folgenden Tage 
werden Berjchüttete noch lebend emporgebradht, jo durch die deutſche Ab- 
teilung am 30. März 14, der legte am 4. April. — Gegen die Gruben- 
gejellichaft und ihre Ingenieure werden jcharfe Angriffe gerichtet. 


12. März. Das „Yournal Dfficiel“ veröffentlicht die Aus— 
führungsbeftimmungen zum Trennungsgeſetz. Sie gelten den Radi— 
falen im allgemeinen als zu milde. 

13. März. Folgendes Minifterium wird gebildet: Sarrien: 
Prafidium und Juftiz, Clemenceau: Inneres, Bourgeois: Außeres, 
Etienne: Krieg, Thomfon: Marine, Briand: Kultus und Unter- 
riet, Doumergue: Handel, Barthou: öffentliche Arbeiten, Ruau: 
Aderbau, Poincare: Finanzen, Leygues: Kolonien. 

15. März. Der „Temps“ teilt mit, daß Rouvier folgende 
Inſtruktion an Revoil gejandt habe: 


Erftens jih zu allen Transaktionen herbeizulafjen, jedoch unter der 
Borausjegung, daß das befondere politische Intereſſe Frankreichs gewahrt 
und jeine vertraggmäßigen wirtjchaftlichen Rechte nicht ohne gerechten Erjaß 
aufgegeben würden; zweitens: In der Bankfrage eine Verringerung der 
urjprünglichen Anſprüche Frankreich zuzulaflen, und zwar als äußerjtes 
Zeichen der franzöfiichen VBerjöhnlichkeit: einen Anteil für Frankreich und 
drei Zeile für die franzöfiichen Kreditinftitute anzunehmen, welch legtere 
bereit3 für den Betrag von 65 Millionen die Gläubiger Maroffos find 
und ein vertraggmäßiges unbeftrittene® Kontroll- und Vorzugsrecht be— 
jigen; drittens: In der Bolizeifrage die Errichtung einer Inſpektion an- 
zunehmen und aud) zuzugeben, dab die Inſpektion jo wirkſam und ſtark 
al3 möglich jei, aber nicht zuzulaffen, daß die Inſpektion in eine Staats— 
verwaltung umgejtaltet werde, und abzulehnen, daß die Inſpektion den 
direkten Befehl über einen Hafen erhalte. 


14. März. (Kammer) Minifterpräfident Sarrien legt das 


Programm de3 Kabinett vor. Bertrauensvotum. 


Er führt aus, das Kabinett fei fich der unter den obwaltenden Ber- 
hältnifjen jeiner harrenden Schwierigkeiten und Pflichten voll bewußt. Die 
Minifter Hätten über ein gemeinjame3 Programm jich geeinigt, welches 
allein diftiert jei durch die Sorgen für die großen Intereſſen der Nation 
und durch den feiten Wunſch, eine Einigung der NRepublifaner herbeizu- 
führen und den auf die Erregung von Spaltungen gerichteten Verſuchen 
entgegenzutreten, um die Ruhe und den Frieden wiederherzuftellen und 
um eine legale Durchführung des allgemeinen Wahlrechtes, das in wenigen 
Wochen auf3 neue geübt werden jolle, herbeizuführen. Die erjte Aufgabe 
des Parlaments fei die möglichit jchnelle Erledigung des Budgets und die 
Bewilligung der für den Gang der öffentlichen Dienfte unentbehrlichen 
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Mittel. Wir Hoffen, daß Sie in diefer Hinfiht auf unferen Appell 
hören werden. Die Regierung ift entjchloffen, die jeit der Gründung Der 
Republif erreichten Errungenfchaften auf dem Gebiete der Verweltlichung 
des Staates zu ſchützen. Unter uns ift fein einziger, der in irgend einer 
Weife die Freiheit ded Glaubens und der Kulte antaften möchte. Das 
Gejeß wird in dem liberalen Geifte angewendet werden, in welchem es 
vom Parlament beichloffen worden iſt. Wir haben die Pflicht, im ganzen 
Umfange des Gebietes die Durchführung aller Gejege ficher zu ftellen. Unter 
einer republifanijchen Regierung ift das Gejeg der höchſte Ausdrud Der 
nationalen Souveränität. Die Regierung beabjichtigt, mit aller nötigen 
Umſicht, aber auch mit unbeugjamer Feltigfeit die neuen Geſetzesbeſtim— 
mungen durchzuführen. Wir find überzeugt, daß der gute Sinn des Volkes 
jchnell über die falfhen und intereffierten Unterjtellungen Gericht Halten 
wird, mit Hilfe deren man den Geift und die Tragweite des Trennungs- 
gejeges zu entftellen verjucht. Die Regierung wird auf alle Fälle dem 
Urſprung wie der Berantwortlichkeit dieſer politischen Agitation nach- 
forihen. Sie wird alle Mittel, welche die Gejege ihr zur Verfügung ftellen, 
gebrauchen, um ihr ein Ende zu machen. Die Regierung wird ferner Feine 
an die Soldaten gerichteten Herausforderungen dulden, die bezwecken, Die- 
jelben von ihren Pflichten gegen das Vaterland und den Gehorjam gegen 
ihre Borgejegten abwendig zu maden. Sie wird von allen Offizieren und 
Soldaten die gleiche Achtung vor den militäriichen Vorjchriften und den 
republifanijchen Gejegen verlangen. Es ift ung in dem jegigen Augen— 
blid, wo wir vor Sie getreten find, unmöglich, ein langes Programm vor 
Ahnen zu entwideln. Sie müfjen ſchon aus der Art und Weile, wie die 
Regierung zufammengejegt ift, erjehen, daß fie den Anterefjen der Demo- 
fratie aufs tieffte ergeben ift. Auf finanziellem, wirtichaftlichem und jozialem 
Gebiete wird die Regierung bejtrebt fein, alle Reformen, die verwirklicht 
werden fönnen, auszuführen. Und bejonders wird fie es fich angelegen 
jein lafjen, dem Senat die Frage der Arbeiterverfiherung zu unterbreiten. 
Nicht weniger wird die Regierung bejtrebt fein, der aderbautreibenden Be- 
völferung, die in gewiſſen Gegenden jo harten Prüfungen ausgejegt ift, 
zu Hilfe zu fommen. Bezüglich) der entjeglichen Kataftrophe von Cour- 
riered haben wir die Pflicht, unparteiifch ihre Urſachen zu fuchen und feſt— 
zuftellen, wen die Verantwortlichfeit Hierfür obliegt. Wir beabfichtigen 
bejonder3 auch in den Fragen, die unjere Lage in Nordafrika berühren, 
die von unferen Vorgängern befolgte Politik fortzufegen, die noch fürzlich 
die Zuftimmung des Parlament3 gefunden hat. Im vollen Bewußtſein 
der Pflicht und der Xebensinterefjen, die unjere Diplomatie zu wahren Die 
Pflicht Hat, find wir überzeugt, daß durch die Ausübung diefer Rechte die 
normale Entwidlung diejer Intereſſen gejichert werden könne, ohne die— 
jenigen irgend einer anderen Macht zu jchädigen. Wie und am Herzen 
liegt, unjeren Borgängern Gerechtigkeit widerfahren zu laffen, haben mir 
die Hoffnung, daß die Aufrichtigkeit und die Würde diefer Haltung die 
nahe und endgültige Regelung der jchwebenden Schwierigkeiten geftalten 
werde. Treu einem Bündniſſe, defjen mwohltätige Wirkung Frankreich und 
Rußland in gleicher Weije erfahren haben und treu den Freundichaften, 
deren Sicherheit und Wert wir ebenfall3 Haben ermefjen können, hat Frank— 
reich in der Welt eine Stellung, die den Geiſt der Gerechtigkeit und des 
Friedens noch mehr feitigt. Diejer Geift wird fortdauernd auch der unjrige 
jein, und deshalb werden wir mit Vertrauen eine Politik weiter befolgen, 
die in gleicher Weile der Sache unſeres Vaterlandes und der des Welt- 
friedens dient. Die öffentlihe Meinung hat bereit3 die Gejinnung gegen- 
jeitigen Vertrauens und aufrichtiger Eintracht verftanden, welche die Repu— 
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blifaner, die hier vor Ihnen ftehen, einander genähert hat. Wir find 
fiher, daß alle guten Bürger ſich unjeren Gedanken anfchließen und un- 
jerem Appell folgen werden. Nach längerer Debatte wird der Regierung 
mit 299 gegen 199 Stimmen das Vertrauen ausgeſprochen. Die Ma- 
jorität bejteht aus den jozialiftiich Radifalen, den rein Radifalen und ehe- 
maligen ®Dijjidenten, ferner aus 30 GSozialiften, 15 Republifanern der 
Linken, 2 gemäßigten Republifanern und 1 Nationaliften, die Minderheit 
aus der Rechten, den Nationaliften und den meiften gemäßigten Republi- 
fanern. 50 Deputierte enthalten ficd) der Abftimmung. 


März. April. Großer Bergarbeiterftreif. 


Mitte März bricht im nördlichen Kohlenrevier ein großer Streit 
aus, gegen 50000 Bergarbeiter ftreifen. Der Ausftand ift nicht veranlaßt 
durch das Grubenunglüd, jondern jchon länger vorbereitet. Die Arbeiter 
fordern 7,18 Franc Tagelohn, die Unternehmer wollen nur 6,75 bewil- 
ligen. Die Regierung jucht zu vermitteln, Clémenceau beſucht ſelbſt 
Berfammlungen der Ausſtändigen. Trogßdem kommt e3 zu großen Tu— 
multen, bei denen Militär einjchreiten muß. Ende April geht der Aus- 
ftand zu Ende. 


17. März. Minifter des Innern Glemenceau verfügt, daß 
bei der Inventaraufnahme in den Kirchen fünftighin die bewaff- 
nete Macht nicht mehr verwendet werden fol. 

20. März. (Senat) Minifter des Innern Glemenceau 
jagt auf eine Anfrage über die Inventaraufnahme in den Kirchen: 

Die Regierung beabfichtige ſelbſtverſtändlich das Trennungsgejeg 
durchzuführen und daher auch die Inventarifierung fortzufegen. Er könne 
nicht jagen, ob es dabei in irgend einem Falle zur Anwendung von Ge- 
walt fommen werde; das eine aber fünne er jagen, nach feiner Meinun 
ſei die Zählung der Leuchter in den Kirchen nicht eine Frage, die wirftich 
ein Menjchenleben wert jei. 


22. März. (Kammer.) Debatte über die Finanzlage. 


Abg. Jules Roche berechnet einen Fehlbetrag von rund 91 Millionen 
Franken, der durch eine Anleihe gedecdt werden müſſe, und ſchätzt die Er- 
höhung des Budget3 feit 1879 auf 1128000000 Franken und die Ver- 
mehrung der Ausgaben auf Grund der von der Kammer angenommenen 
Gejege auf 509 Millionen Franken. Er beziffert die Gejamtfteuerauffommen, 
ſowohl von den Departements wie von den Gemeinden auf nahezu 5 Mil- 
liarden, die Geſamtſchuld auf 44 Milliarden Franken. Roche beflagt die 
ungenügende Amortijation, indem er auf das Beifpiel Englands Hinmweift, 
e3 jei notwendig, die Finanzlage durch Einſchränkung der Ausgaben zu 
befjern. Dazu jei ed aber notwendig, in der Politif eine Aenderung ein- 
treten zu lafjen. (Beifall) Finanzminifter Poincaré erkennt die Angaben 
des Vorredner3 über die Steigerung der Ausgaben al3 richtig an, betont 
aber, daß die finanzielle Lage das Werk aller fei, und daß man ihren 
Ernjt nicht übertreiben dürfe. Gebieterifche Pflicht des Finanzminiſters 
jei e3, ich allen zu weit gehenden Anjprüchen des Barlament3 und ber 
Regierung in bezug auf neue Ausgaben zu mwiderjegen. Durch die An— 
nahme verjchiedener Gejege hätten fich die Ausgaben wiederum vermehrt, 
die Einnahmen aber verringert. Poincars ſchätzt das Defizit auf 57 Mil- 
lionen Franken, das durch Ausgabe von Obligationen mit fiebenjähriger 
Umlaufszeit gededt werden müjje. 
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Ende März. (Toulon.) Ausftändige, Anarchijten und Anti— 
militariften veranftalten Kundgebungen, die zu blutigen Zufammen: 
jtößen mit Polizei und Militär führen. 

März. April. Mehrere Offiziere, die der Requifition der 
Zivilbehörden bei der Durchführung der Inventaraufnahme nicht 
Folge geleijtet hatten, werden vom Kriegsgericht freigefprochen. 

3. April. (Rammer.) Interpellation über das Gruben- 


unglüd. 


Nachdem mehrere Redner die Gejellichaft und die Ingenieure Heftig 
angegriffen haben, ermwidert Minifter der öffentlichen Arbeiten Barthou, 
man müjje das Ergebnis der Unterfuhung abwarten, bevor man ein end- 
gültiges Urteil über die Angelegenheit abgebe. Die Delegierten der Gruben- 
arbeiter jeien an der Unterſuchung beteiligt. Die ftaatlichen, mit der Kon— 
trolfe betrauten Ingenieure hätten ſeit langer Zeit die Gejellichaft auf die 
Unzulänglichkeit ihres Material3 aufmerfjam gemadt. Da3 Gejeg von 
1810 gebe der Regierung wohl das Recht, für die Sicherheit der Arbeiter 
zu jorgen, aber es enthalte feine Beftimmungen über die Gejundheitspflege 
und Hygiene der Arbeiter. Das Hierauf bezügliche neue Gejeß ſei von der 
Kammer 1904 beichlojfen worden, er, der Minifter, werde die jchleunige 
BZuftimmung des Senats hierzu verlangen. Das Grubenunglüd Habe ge- 
zeigt, daß ein folches Gejeg notwendig ſei. Es feien Irrtümer begangen 
worden, aber man dürfe die Gejellfhaft nicht befchuldigen, Ueberlebende 
geopfert zu Haben, um die Gruben zu retten. Dr. Chantemefje und Dr. 
Calmette hätten erflärt, es fünne feine Ueberlebenden mehr in dem Berg- 
werfe geben. Zmei Väter, die ihre Söhne juchen wollten, hätten dabei 
auf dem Grunde des Bergmwerf3 ihren Tod gefunden. (Bewegung.) Das 
öffentliche Rechtsbewußtſein könne beruhigt jein. Die Unterfuchungen würden 
unparteiijch durchgeführt werden. — Die Kammer bejchließt einftimmig ein 
Bertrauendvotum. 


11.116. April. (Paris.) Ausjtand der Briefträger. Drei: 
hundert werden entlajjen. 

12. April. (Kammer) Erklärung der Regierung über die 
Marokkofrage. 


In der Verhandlung über die außerordentlichen Kredite für die 
Delegierten in Algeciras gibt Miniſter des Auswärtigen Bourgeois eine 
Erklärung ab, worin es heißt: Die günſtige Art und Weiſe, mit der die 
Erklärung der Regierung am 16. Dezember 1905 von der Kammer auf— 
genommen worden war, trug durch die moraliſche Kraft, die ſie der Re— 
gierung verlieh, ſehr viel zu dem günſtigen Ausgang der Verhandlungen 
in Algeciras bei. Bourgeois erinnert an die durch Rouvier auseinander- 
gejegten Bedingungen, unter denen Frankreich zur Konferenz gegangen jei, 
gemäß den Uebereinfommen vom 8. Juli und vom 28. September 1905. 
Gleich bei der erften Sigung machte der Herzog von Almodovar den Vor- 
ſchlag, folgende drei Punkte al3 unbedingt Feftehend von der Diskuſſion 
auszuschließen: die Souveränität des Sultans von Marokko, die Integrität 
ſeines Reiches und die Handelöfreiheit. Es waren dieſes dieſelben Ge- 
danfen, die wir formulierten, und der Delegierte Frankreichs beeilte jich, 
diejes zu erflären. Auf jeinen Antrag, der übrigens auch von den De- 
legierten Deutſchlands unterftügt wurde, find diefe drei Durch den Herzog 
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von Almodovar erläuterten Grundſätze gemeinjame Grundjäge für alle 
fpäteren Bejchlüffe geworden und alle Arbeiten der Konferenz hatten nur 
den Bwed, diefe Prinzipien mit den Rechten und Sonbderinterejjen, Die 
Frankreich in Maroffo zu verteidigen und geltend zu machen hatte, in 
Einklang zu bringen. Die Entjcheidung der Konferenz zeigt, daß dieſes 
Ergebni3 dank gegenfeitiger, reiflich überlegter und in loyaler Weije be- 
willigter Zugeftändnifje unter für alle ehrenhaften Bedingungen Hat erreicht 
werden können, ohne daß etwas, was Frankreich angeht, aufgegeben worden 
wäre von der Frucht feiner früheren Anftrengungen, von der Würde feiner 
ge enwärtigen Stellung und von der Sicherung — Zukunft. Bourgeois 
—8 dann die von der Konferenz gefaßten wirtſchaftlichen Beſchlüſſe 
und erklärt: Wir Haben in der Tat fein Opfer bringen müſſen, um ung 
mit der Einmütigfeit der Mächte in Einklang zu befinden. Aber zwei 
jchwierige Fragen bleiben noch zur Enticheidung: die Schaffung der Staats» 
banf und die Organijation der Polizei in den Häfen. Indem Frankreich 
bejondere Vorteile bei der Bank beanjpruchte, juchte es nicht den rein 
finanziellen Intereſſen zu dienen, fondern forderte den legitimen Anteil 
an dem Einfluß und der Arbeit an dem für unjer afrifanijches Reich un- 
entbehrlichen Werke, nämlich an der Herftellung der Ordnung und Sicher— 
heit in Maroffo. Die Frage der Polizeiorganijation war in unjeren Augen 
von noch größerer Bedeutung. Bourgeois erinnert an die vor der Kon— 
ferenz entwidelten Gründe für die Forderung der Uebertragung der Or— 
ganijation der jcherifiichen Polizei an Frankreich und Spanien allein. Als 
das jegige Kabinett zur Regierung kam, waren zwei Fragen, die ber Bank 
und die Frage der Polizei, noch zu Iöjen. Ich Habe mich Hierbei von 
demjelben Geifte leiten lafjen wie mein Vorgänger. Frankreich hatte feinen 
——— ſondern wünſchte aufrichtig einen glücklichen Ausgang der 

onferenz in dem Beſtreben, nicht allein ſeiner eigenen Politik zu dienen, 
ſondern auch und beſonders den höheren Intereſſen der Ziviliſation und 
des Friedens. Frankreich Hatte deutlich die Hauptpunkte bezeichnet, bezüg— 
lich derer e3 ihm nicht möglich fei, nachzugeben, und dabei erklärt, daß 
e3 bereit jei, die zu anderen Punkten gewünjchten Zugeftändnifje zu prüfen. 
Bourgeois gibt jodann einen furzen Ueberblid über die Generalafte und 
jagt, man könne daraus erjehen, daß die klare und einfache Sprache Frank— 
reih3 von allen gehört und verftanden worden jei. Der Teil der Alte, 
welcher die Organtjation der Polizei betreffe, nehme die gewünjchte Rück— 
fiht auf Frankreih und Spanien und gebe Frankreich die Möglichkeit, 
dieje Organifation in völliger Uebereinftimmung mit derjenigen Macht durch- 
zuführen, deren Intereſſen tatjächlic mit denen Frankreichs in Maroffo 
jolidarifch jeien. Das bejondere Intereſſe Frankreichs in Marokko ift jeit 
dem Schlufje der Konferenz in den befriedigendften und klarſten Ausdrüden 
anerkannt worden. Bourgeois erinnert dann an die Worte des Fürſten 
Bülow im deutjchen Reichdtag über die Rechte Spaniens und Frankreichs 
in Maroffo und ihre befonderen Erfahrungen hinfichtlich der Organijation 
der Polizei und daran, daß Fürft Bülow mit den Worten gejchloffen Habe, 
das Ergebnis der Konferenz fei in gleicher Weije für Deutjchland und 
Frankreich befriedigend und für alle zivilifierten Staaten von Nugen. 
Redner jeßt dann hinzu: Wir wollen feine befferen Beziehungen in diejem 
Uebereinfommen juchen, von dem wir ftet3 gejagt haben, daß mir es jo 
wünjchten, daß e3 gerecht und richtig fei, daß ed weder einen Hinter- 
gedanken, noch ſchlechte Erinnerungen Hinterlaffe. Bourgeois zollt dann 
der Hingebung und Gejchidlichkeit des franzöſiſchen Vertreters Anerkennung 
und wiederholt den Dank und jagt, er würde aber der Pflicht der Gerechtig- 
feit und Dankbarkeit nicht genügen, wenn er nicht unter den Urjachen des 
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glüdlihen Ausganges der Konferenz, des hohen Blides und der großen 
Unparteilichfeit des Präfidenten gedächte, fowie der Sorge für alle in Be- 
tracht fommenden Rechte, welche ftet3 alle die nach Algecirad zu einer Art 
von Schiedsgericht berufenen Mächte erfüllten und welche in verjchiedenen 
Phaſen der Konferenz ein glüdliches Fortichreiten für eine Einigung finden 
ließen, und zwar namentlich von jeiten der Vertreter Italiens, Defterreid- 
Ungarns und der Bereinigten Staaten. Zu diejen glüdlihen Urſachen 
gehöre ferner das gegenfeitige Vertrauen, welches nie aufgehört habe, Frank— 
reich und Spanien zu verbinden, und endlich die unerjchütterlihe Feftig- 
feit, mit welcher der bejtändige Verbündete Franfreig, Rußland, und das 
befreundete England in gleicher Treue nicht aufhörten, die Gejeßlichkeit 
Frankreichs zu unterftügen. Der Minifter jchließt: Ich möchte ſchließlich 
in einigen Worten den hohen Wert des in Algecirad Vollbrachten hervor— 
heben: Sämtliche Mächte haben, indem fie nach jo langen und jchwierigen 
Beratungen dahin gelangt find, fich über die Bedingungen einer für alle 
ehrenvollen und auf Vernunft und Billigfeit begründeten Abmachung zu 
einigen, den Willen fund getan, ihre Anjchauungen der Notwendigkeit 
eines guten Einvernehmen unterzuordnnen und für die Zufunft der Welt 
die Ruhe und das Bertrauen zu fichern, die der normale Stand der inter- 
nationalen Beziehungen gewährt. In eben diefem Geifte ift die Regierung 
den Arbeiten der Konferenz gefolgt und wird die republifaniihe Demo- 
fratie deren Ergebnifje auslegen. Frankreich vermochte doch die Feftigkeit 
jeiner Bündnifje und feiner Freundichaften auf die Probe zu ftellen, zu 
welchen ſich wertvolle Sympathien gejellt Haben. Auch in diefer Lage hat 
Frankreich alle Kräfte nur in den Dienft der Zivilifation, der Gerechtig- 
feit und des Friedens geftellt. (Anhaltender Beifall.) — Nach furzer De- 
batte werden die Kredite für die Teilnahme an der Konferenz in Algeciras 
einftimmig genehmigt. 

19. April. (Bari?) Profeſſor Curie, der Entdeder des 
Radiums, 47 Jahre alt, F. — Sein Nachfolger auf dem Lehrftuhl 
wird jeine Witwe. 

20.21. April. Im Arrondifjement Valenciennes greifen Strei- 
fende Militär an, jo daß blutige Zuſammenſtöße jtattfinden. 

27. April. (Paris) ‚Bei vielen Mitgliedern antirepubli- 
fanifcher Bereinigungen werden Hausfuchungen vorgenommen. 

1. Mai. (Paris) Zur Sicherung der Ordnung trifft die 
Regierung große militärijche Vorbereitungen, da die Arbeiter große 
Demonjtrationen angekündigt haben; die Ruhe wird nicht wejent- 
lich gejtört. 

4. Mai. (Paris) Zuſammenkunft des Präfidenten Yalliares 
mit König Eduard. 

6.120. Mai. Wahlen zur Deputiertenfammer. 


Das Rejultat ift: 78 Reaktionäre (— 6), 30 Nationaliften (— 23), 
66 Progreſſiſten (— 29), 90 Republifaner der Linfen (+ 14), 115 Radi—⸗ 
fale (+ 12), Radifaljozialiftiiche 132 (+ 13), Vereinigte Sozialiften 59 
(-+ 13), Unabhängige Cozialiften 20 (+ 6). 

29. Mai. (Paris.) Im Minijterrat erklärt Finangminifter 
Poincarrs über das Budget für 1907: 
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E3 werde infolge des von den einzelnen Miniftern aufgeftellten Aus- 
gabeetat3 ein Fehlbetrag von 230 Millionen aufzumweifen fein. Diefer werde 
verurjacht 1. durch neue Ausgaben von 40 Millionen für das Mearine- 
minifterium und 30 Millionen für das Friegsminifterium; 2. durch die 
Summe von 70 Millionen, weldhe für die Durchführung verjchiedener Ge- 
jege, insbejondere des Geſetzes betreffend die obligatoriiche Unterftügung 
der Greije erforderlih ift, und 3. durch Mindereinnahmen des laufenden 
Budgetjahres, zu deren Dedung 90 Millionen nötig find. 


31. Mai. (Paris) Eine Verfammlung von 74 franzöfifchen 
Erzbiichöfen und Bijchöfen berät über die Bildung von Kultus» 
vereinigungen. 


1. Juni. Die Kammer tritt zufammen und wählt Brifjon 
zum provijorifchen Präfidenten. Am 8. wird er mit 382 von 
428 Stimmen zum definitiven Präfidenten gewählt. 


12. Juni. (Kammer) Minifterpräfident Sarrien verliejt 
eine programmatijche Erklärung des Kabinetts: 

Es jei das Programm des Minifteriums gemwejen, die Einigung der 
Republifaner zu fichern, um im Lande wieder Ordnung und Frieden herbei 
zuführen. Geftüßt auf das Vertrauen der Wähler, Habe die Regierung 
ihre Aufgabe erfüllt. Frankreich habe bei den legten Wahlen jchlagend 
bewiejen, daß eö gemillt jei, die republifanischen Einrichtungen aufrecht zu 
erhalten, zu ſtärken und zu entmwideln, und daß e3 eine Politik des Fort- 
ichrittes und der Reformen zu verfolgen gedenfe. Die Ordnung jei wieder- 
hergeftellt worden, die aufrühreriichen Vorkommniſſe, die fich gelegentlich 
der Kircheninventaraufnahme zugetragen, hätten aufgehört. Die Ausftände 
jeien beinahe beendet und auch die Wahlfämpfe jeien vorüber. Die Re— 
gierung jchlage vor, die gejeßgeberifche Arbeit Durch die Bewilligung einer 
allgemeinen Amneftie würdig einzuleiten. Die republifanijche Partei möge, 
nachdem fie ihre Kraft bewiejen * Mäßigung und Edelmut zeigen. 
Die erſte Frage, die die Aufmerkſamkeit des Parlaments in Anſpruch nehme, 
ſei die gebieteriſche Notwendigkeit, ohne zu neuen Ausgleichsmitteln zu 
greifen, das Gleichgewicht des Budgets herzuſtellen. Die Regierung werde 
zu dieſem Zweck die Durchführung aller irgend möglichen Erſparniſſe for— 
dern und Vereinfachungen in der Verwaltung vorſchlagen. Sie werde auch 
Steuerreformen in einer Vorlage bringen, namentlich eine allgemeine Ein— 
kommenſteuer, die keinen inquiſitoriſchen Zug trage und weder das Eigen— 
tum noch die individuelle Freiheit antaſten werde. Das Geſetz betreffend 
die Trennung von Kirche und Staat werde mit Feſtigkeit und ohne einen 
Hintergedanken von Vergeltungsmaßnahmen durchgeführt werden. Die Re— 
gierung werde die vollſtändige Verweltlichung der Schulen planmäßig durch— 
führen und die gänzliche Abſchaffung des Fallouxſchen Geſetzes beantragen. 
Ferner werde jie eine Reform der Kriegsgerichte und der Marinegerichte 
vorjchlagen. Für die Berufsvereine werde das Recht, Eigentum zu be- 
jigen und als handelsrechtliche Perjönlichkeit aufzutreten, beantragt werden. 
Die Regierung werde vorjchlagen, die Vorteile des Geſetzes von 1884 
(Syndifat3gejeg) auf weitere Kategorien von Staatöbürgern auszudehnen, 
fie werde aber den Staat3beamten das Recht zum Ausſtande verjagen. 
Die Regierung Halte e3 für notwendig, auf Mittel zu finnen, um die 
Wiederkehr von Konflikten zwiſchen Kapital und Arbeit, wie fie in der 
jüngften Zeit vorgefommen jeien, zu verhüten. Die Regierung ſei auch 
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der Meinung, daß den Angeftellten Hinfichtlich der Arbeitsdauer der Schutz 
gewährt werden müfje, den die Arbeiter genießen. Die Regierung werde 
vor dem Senat das Geſetz betreffend die Alterspenfionen der Arbeiter ver- 
fehten. Es werde eine Vorlage betreffend die Reform des Geſetzes von 
1810 über das Bergbauweſen eingebracht werden. Es werde bei günftigen 
Verhältniffen eine Gewinnbeteiligung ber Arbeiter vorgejehen werben. Die 
Regierung werde es jich angelegen fein laſſen, die landwirtſchaftliche Ent- 
widlung der Kolonien zu bejchleunigen, indem eine wachjame Bermwaltung, 
ein gutes Finanzweſen, jtrenge und rajche Rechtspflege gejichert werde. — 
Die Erflärung erinnert an die Darlegung über die auswärtige Politik, 
weiche die Regierung bei der Bildung des Kabinetts gegeben Habe, 
einer Politik, die den Geift der Gerechtigkeit und des Friedens gefräftigt 
habe. Die Regierung habe dieje Politik treu befolgt. Namentlich im ber 
Maroffofrage habe fie die Genugtuung gehabt, vor allem die Loyalität 
Frankreichs und fein Gefühl der gegenjeitigen Rechte und Pflichten der 
Nationen anerfannt zu fehen. Die Regierung gedenft dieje Politik fort- 
zufegen, deren Weisheit die für alle ehrenvolle glüdliche Löſung der Kon— 
ferenz von Algeciras bewiejen habe. Dank der ausmärtigen Politik der 
Regierung werden wir das Bündnis und die Freundichaftsverhältniffe auf- 
recht erhalten und befeftigen, die für uns jo wertvoll gemejen find und 
deren Biele ſich im Einklang befinden mit den Zielen unjerer eigenen 
Politif. Dank diejer Politif werden wir in Zukunft die Gefahren von 
Streitigkeiten und Konflikten verringern und uns in der günftigen Lage 
befinden, Schwierigfeiten in gerechter Weife zu löſen. Wir ſetzen unjer 
ganzes Vertrauen auf das Heer und die Marine, deren Tapferkeit und 
Stärke Frankreich jeine Sicherheit verbürgen und ihm den Rang fichern, 
der ihm in der Welt zukommt. Frankreich Hofft, daB die Verhältniſſe 
unter den Nationen fich jo geftalten werden, daß es den Nationen möglid) 
jein werde, die Verminderung ber militäriichen Laften ins Auge zu faſſen. 
— Sur Löſung gewiſſer ſozialer Fragen ſei ein internationales Einver— 
nehmen erforderlich. Es werde hierbei an die Vereinbarung über das 
Verbot der Nachtarbeit für Frauen und das Verbot der Anwendung von 
weißem Phosphor erinnert. Die Regierung werde dieſe internationale Ver— 
ftändigung nad) und nad) auf Fragen der Arbeit auszudehnen juchen. 
Die Erklärung ſchließt mit einem Appell an die Einigkeit der Mehrheit. 
(Zanganhaltender Beifall.) 


18.19. Juni. (Kammer.) Debatte über joziale Fragen. 
Glemenceau und Jaurès. Vertrauensvotum. 


Abg. Basly (Soz.) unterzieht das Verhalten der Bergmwerfögejell- 
ichaften einer fcharfen Kritif und fragt die Regierung, ob fie gemäß dem 
Beichluffe der Kammer gegen die Gejellichaft vorgehen werde, falls es ſich 
herausftellen jollte, daß dieje für das Unglüd von Courrieres verant« 
wortlich ſei. Abg. Vaillant (Soz.) greift die Regierung wegen der Ber« 
wendung von Truppen beim Ausftande im nördlichen Grubenbezirt und 
am Maifeiertag in Paris heftig an. 

Minifter des Innern Clemenceau: Er habe Zufammenftöße zwi⸗ 
ihen den Truppen und den Ausftändigen vermieden; troß der Ableug- 
nung der Sozialiften jeien die Soldaten von der Bevölferung angegriffen 
worden. Die Regierung, die fit) dem Ausftand im Pas de Ealai und 
den Machenſchaften der Reaktion gegenüber bag habe die Pflicht ge- 
habt, die Ruhe während der Wahlen zu fihern. Er jei immer der An- 
ficht gewejen, dag Truppen erjt dann in ein Ausftandsgebiet gejandt werden 
dürften, wenn es zu Gewalttätigfeiten gefommen ſei. Er erinnere an die 
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Zuſammenkünfte, die er mit den Vertretern der Bergwerkögejellichaften ge- 
habt Habe, um für die Sache der Arbeiter einzutreten. Den Führern der 
Sozialiften mwerfe er vor, daß fie den Arbeitern nicht die Achtung vor dem 
Gejege lehrten. Er wolle die Arbeiter verteidigen troß der Sozialiften 
und gegen diefelben. (Beifall bei den Radikalen und im Zentrum.) Er 
richte an Jaurès die Frage, ob diejer, wenn er Minifter des Innern wäre, 
geitatten würde, daß Häujer der Bergarbeiter geplündert würden. Es war 
nötig, am 1. Mai die Ordnung in Paris unter allen Umftänden aufrecht- 
zuerhalten, es ftehe feft, daß unter den 650 auf der Place de la Repu- 
blique Werhafteten fich 33 vorbeftrafte Perfonen und 76 Ausländer be- 
funden hätten. . . Das Beltreben des Arbeiters, feine Lage auch durch 
das Mittel des Streiks zu verbefjern, jei unzweifelhaft voll berechtigt, aber 
fein Streifender habe das Recht, einen Berufsgenofjen, der Yamilienlaften 
zu tragen habe, und deshalb meiter arbeiten wolle oder müfje, zum Feiern 
u nötigen. Das Programm der Sozialiften dede jich zu einem fehr er- 
Deblichen Teile mit dem der bürgerlichen Radikalen, jeiner PBarteifreunde. 
Das gelte vom achtftündigen Arbeitätag, der progrefjiven Einkommensteuer 
und der Berftaatlihung der großen Monopole.. Man jolle doc zunächit 
mit dem Ankauf eines einzelnen Eifenbahnneges beginnen, ſowie mit der 
Borbereitung des Geſetzes über den Arbeitsvertrag, Was die meiter- 
gehenden Yorderungen der Sozialiften betrifft, jo 3. B. das Enteignungs- 
verlangen, jo werde er, der Minifter, diejelben prüfen, wenn $aurds jie 
formuliert haben werde. Er fei indes der Ueberzeugung, daß da3 indivi- 
duelle Eigentum noch lange Zeit beftehen und noch manderlei Wandlungen 
durhmacjen werde. Uebrigens hege man bezüglich diejer Frage auch im 
jozialiftifchen Lager verjchiedene Anfichten. Nach einem Artikel des deutjchen 
Sozialiften Bernftein fei von der Bewegung in der Richtung der jozialen 
Gerechtigkeit nicht viel zu erhoffen. Manche Theorien der franzöffichen 
Sozialiften jeien von den Deutichen entlehnt. Auch Chriftus Habe Die 
Menjchheit erneuern wollen, aber Gewalttätigfeiten und Blutvergießen jeien 
dejlen ungeachtet nicht aus der Welt verjchtvunden. Nicht die Form der 
Gejellichaft, fondern den Menjchen müſſe man befjern. Der befjer ge- 
wordene Menjch werde jeinen Gejellichaftsfreis zu wählen willen. ... Wir 
wollen im Verein mit den Sozialiften die Steuern erörtern, die zum Zwecke 
der Einführung der Altersverforgung der Arbeiter gejchaffen werden müfjen. 
Wenn e3 fich dann aber darum handeln wird, da3 Budget zu bemilligen, 
dann werden fich die Sozialiften diefer Pflicht entziehen. Das ift nicht 
loyat. (Langanhaltender Beifall.) Er Hoffe es übrigens noch zu erleben, 
daß die Sozialiften aufhören werden, feine Gegner zu fein, und daß fie 
zu ihm zurüdfehren werden. Er vergleiche fie mit denjenigen rauen, 
die ihrem Gatten immer drohen, fie würden zu Fu Mutter zurückkehren, 
und e3 doch niemals tun. . . . Ich errege mich nicht über den Tadel- 
antrag, den die Sozialiften gegen mich einbringen wollen. Jaurès ver- 
kennt Die Republit, obwohl er doch einer ihrer beften Vorkämpfer und 
Mitarbeiter iſt. Wenn die Sozialiften mit ung arbeiten wollen, jo werden 
wir ihnen die Hände reihen und ihnen jagen: „Laßt und zujammen- 
arbeiten!” Wenn jie ed ablehnen, werden wir allein vorgehen und tapfer 
die Verantwortung dafür tragen. (Wiederholter Beifall auf der Linfen 
und im Zentrum.) — Auf Antrag des Abg. Maujan beichließt die Kammer 
mit 365 gegen 68 Stimmen, die Rede Clémenceaus überall öffentlich an- 
Ihlagen zu laſſen. — 

Abg. Jaurès: Die Sozialiſten ſeien bereit, im Verein mit der 
Regierung das Reformwerk fortzuführen, ſoweit ihre Ueberzeugung es ihnen 
geſtatte. Entgegen Clmenceau, der das Individuum von der ſozialen 
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Umgebung ifolieren wolle, jei er der Meinung, daß da3 Individuum und 
die joziale Umgebung gleichzeitig reformiert werden müßten. Er verlange 
völlige Aktionsfreiheit für das Proletariat. Die Sozialiften wollten die 
jegt vielfach eingerifjene joziale Heuchelei nicht mitmaden. Erftaunlich jei, 
dat man fo jpät daran gehe, die Schuldigen des Unglüd3 von Courrières 
zu verfolgen. 

Am 21. fpricht die Kammer der Regierung mit 389 gegen 88 Stimmen 
ihr Vertrauen aus. 


Ende Juni. (St. Etienne) Sämtliche franzöfijche Berg— 
arbeiterverbände vereinigen fich zu einer nationalen Yöderation. 

10. Juli. Die Kammer genehmigt eine Vorlage auf Am— 
neftie von Streifunruben für Arbeiter. Die von Sozialiften und 
Nationaliſten geforderte Amnejtierung ausjtändiger Beamten lehnt 
die Regierung ab. 

11. Juli. (Paris.) Der Kaflationshof hebt das Urteil des 
Kriegsgericht3 in Rennes (vgl. 1899) im Prozeß Dreyfus auf, ohne 
das Urteil an eine andere Inſtanz zu verweijen. 


Da3 Urteil führt ald neue Tatjachen an: Das Shriftftüd Nr. 371, 
das ich auf die Erjegung des Buchſtaben P durch den Buchſtaben D bezieht, 
und das als ein Beweis für die Unfchuld Dreyfus’ angejehen worden ift, 
2. das Shriftftüd Nr. 26 über die Organijation der Eijenbahnen, deſſen 
Datum nad) dem Prozeß Zola von dem Oberften Henry eingefügt ift, 
3. das Konzept des Admirals Bayle. Der Kaſſationshof iſt der Anficht, 
daß dieſe Tatſachen die Unſchuld Dreyfus’ dartun und erflärt ferner, e3 
ftehe feft, daß das Borderau von Eſterhazy geichrieben ift, und daß Die 
Anklage, joweit fie jich auf da3 Bordereau bezog, nur auf Hypothejen be— 
ruhte. Ueberdies wurden vor der Verhaftung Dreyfus’ mehrere Spionage 
und LZandesverratsverbrechen begangen, an denen Dreyfus erwiejenermaßen 
unjhuldig war. Das Urteil ſpricht Dreyfus von allen gegen ihn er- 
hobenen Anklagen frei. In der Erwägung, daß ſowohl die aus der Hand- 
ichrift wie aus dem Terte des Bordereaus Hergeleitete Anklage völlig un- 
gerechtfertigt jei und man ſich vergebens frage, in welcher Abficht der reiche 
Dreyfus ein jo jchwered Verbrechen Hätte begehen fjollen; in Erwägung 
ferner, daß von der Klage Fein Punkt beftehen bleibe und daß infolge» 
dejjen die Rückverweiſung nicht ausgejprochen werden dürfe, annulliere der 
Gerichtshof die Verurteilung und erklärt, daß die Verurteilung irrtüm- 
liherweije und zu Unrecht ausgejprochen worden jei. Die Entjcheidung 
jolle im Amtsblatt und in fünfzig weiteren Beitungen, deren Auswahl 
Dreyfus anheimgeftellt wird, veröffentlicht werden. 


12. Juli. (Kammer) Budget. Einfommenfteuer. 


Yinanzminifter Boincare teilt mit, daß das Gleichgewicht des 
Budget3 dadurch Hergeitellt worden jei, daß er feinen Betrag für Die 
Amortifation der Schuld eingefegt habe. Das Budget für 1907 enthalte 
91 Millionen Franken neue Ausgaben, während die Einnahmen 80 Tül- 
lionen Franfen weniger als bisher aufwieſen; es müßten aljo neue Ein- 
nahmequellen erjchlofjen werden. Der Minifter legt dann das Projekt der 
Regierung betr. die Einfommenjteuer dar und erklärt, wenn die Kammer 
diejem Projekt nicht zuftimme, werde er zurüdtreten. Der Augenblid fei 
gefommen, wo die bisherigen vier direften Steuern durch eine Steuer zu 
erjegen jei, die alle Einfommen treffe. 
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12. Zuli. Der Senat genehmigt mit 265 gegen 2 Stimmen 
eine Amneftievorlage. 

13. Zuli. (Kammer) MWiederheritellung von Dreyfus und 
Picquart; Debatte über Mercier. Schlägerei. 

Die Kammer genehmigt mit großer Mehrheit einen Antrag des 
Kriegsminifters, Dreyfus ald Major und Picquart ald General in der Armee 
mwiederanzuftellen und beide in die Lifte der Anwärter auf den Orden der 
Ehrenlegion einzutragen. — Abg. Preſſenſé bedauert, daß es nicht möglich 
ſei, General Mercier vor ein Gericht zu ziehen. Er mwünjche ihn nicht 
förperlich zu züchtigen,. aber der Schuldige müfje gebrandmarft werden. 
Er frage, ob man e3 zulafjen wolle, daß man franzöfifche Soldaten dem 
Befehl von Uebeltätern wie Boisdeffre und Gonje unterftellt. Buglieji- 
Eonti (Nationalift) jagt, indem er auf die Minifterbanf weift, die Regie— 
rung, die zulafie, daß Offiziere in diefer Weije beſchimpft werden, fei feig 
und verädtlih. Der Unterftaatsjefretär ſtürzt ſofort auf ihn und jchlägt 
ihn heftig ind Geficht, worauf er ruhig jeinen Pla wieder einnimmt, 
während ſich im Halbkreis Tumult und Schlägerei entwideln. Briffon 
bededt fich, verläßt den Saal und läßt die Tribünen räumen. — Nach 
Wiederaufnahme der Sigung bringt de Preſſenſé eine Tagesordnung 
ein, in der die Regierung aufgefordert wird, die an den Fälſchungen be- 
teiligten Offiziere aus dem Heere auszujchliegen und ihnen ihre Ehren- 
zeichen zu nehmen. Kriegaminifter Etienne verjichert, die Regierung fei 
entſchloſſen, jede berechtigte Genugtuung zu gewähren. Die Unterfuhung 
jei aber noch nicht abgejchloffen. Einige Offiziere jeien nur durch die 
wirklich Schuldigen auf Abwege geraten. 

13. Juli. Der Senat genehmigt mit großer Mehrheit die 
NRehabilitationsvorlagen für Dreyfus und Picquart. General Mer— 
cier greift die Entjcheidung des Kaſſationshofes jcharf an. 

21. Juli. (Bari?) Dreyfus erhält das Kreuz der Ehren 
legion. 

Ende Juli. Sämtliche Blätter bejprechen die Dumaauflöfung; 
die meijten fprechen fich jehr beforgt über Rußlands Zukunft aus. 
Einverjtanden mit der Auflöjung find nur „Eclair” und „Gaulois“. 

Ende Juli. Auguft. Franzöſiſche Truppen bejegen die Dafe 
Dſchanet jüdlich Tripolis. Die Pforte proteftiert, da die Oaſe zu 
Tripolis gehöre. 

Anfang Auguft. Streit um die Greifenunterftüßung. 

Infolge des Geſetzes vom 14. Juli 1905 hat der Staat vom 1. Ja— 
nuar 1907 ab einen Beitrag zur Greijenunterftügung (neben Departements 
und Gemeinden) zu leiften. Für 1907 jest ein Erlaß des Minifterpräfi- 
denten Clemenceau den jtaatlichen Zujhuß wegen Geldmangel auf das 
gejegliche Mindeftmaß, 5 Franes pro Monat und Kopf, feit (10 Millionen 
Franes). Hiergegen erheben radifale Kreiſe jcharfe Angriffe, infolgedejjen 
erhöht der Minifterrat den jtaatlichen Beitrag auf 23 Millionen. Eine 
Dedung für die neuen 13 Millionen ift nicht vorhanden. 


Mitte Auguft. (Paris.) Adrefje des Epiſkopats an den Papit. 
Die Blätter veröffentlichen die Adreſſe, welche vom franzöfiichen 
Europäifcher Geſchichtskalender. XLVII. 21 
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Epiffopat anläßlich der Eröffnung der Parijer Konferenz der franzöfiichen 
Biſchöfe behufs Stellungnahme zum Separationsgejeß an den PBapft gerichtet 
wurde. Die Adrefje gipfelt in dem Wunſche, bah troß des Bruches zwiſchen 
der franzöfiihen Regierung und dem Vatikan die alten firchlich-politiichen 
Vorrechte Frankreichs erhalten bleiben möchten, insbeſondere das Proteftorat 
über die Chriften im Orient. Außerdem bitten die Biſchöfe, daß in dem 
römischen Kardinalsfollegium nad) wie vor franzöfiiche Kardinäle Platz 
finden möchten. 


21. Auguft. Die Regierung veröffentlicht die erſte Serie von 
Kirchengütern, welche an Kultusgemeinjchaften, und zwar prote- 
ftantifche und jüdifche, überantwortet werden. Die Lifte der prote- 
ſtantiſchen Affoziation umfaßt 17 Departements; die Israeliten 
haben zurzeit nur im Departement Vosges eine Kultusgemeinjchaft 
gebildet. 

Anfang September. Der Kultusminifter Briand droht in 
einem Rundjchreiben an die Präfekten, daß der fatholifchen Kirche 
die Yortjegung des Kultus unmöglich gemacht werde, falls die 
Kultusvereinigungen nicht gebildet würden. 

2. September. Ein Geſetz, da3 Sonntagsruhe für die An— 
gejtellten vorjchreibt, tritt in Kraft. Trotzdem e3 viele Ausnahmen 
zuläßt, findet e3 jtarfe Oppofition in den Gewerben. 

4.7. September. (Paris.) Eine VBollverfammlung des Epi— 
jfopats, an der 82 Prälaten teilnehmen, hält eine geheime Be— 
ratung über das Separationsgeſetz. 

September. An mehreren Orten veranstalten Reſerviſten 
antimilitariftifche Demonjtrationen. 

15. September. (Marjeille) Präfident Yallieres empfängt 
Offiziere von englijchen, italienischen und ſpaniſchen Kriegsſchiffen, 
die auf der Reede Liegen. 

16. September. (Bejangon.) Ein Bligjchlag zeritört das 
Pulvermagazin eines Fort. 9 Perjonen fommen um. 

23. September. In allen Kirchen wird ein Hirtenbrief des 
Epiſkopats gegen da3 Trennungsgejeß und die Bildung von Kultus— 
vereinigungen verlejen. 

30. September. (Laroche fur Yon.) Der Minijter des 
Innern Clemenceau jagt über die Ausführung des Trennung? 
gejeßes und die Beziehungen zwijchen Deutjchland und den Gegnern 
Frankreichs: 


Er wolle das Mißverſtändnis zerſtreuen, das heute wie zu den 
Zeiten der Chouans die Franzoſen trennt, dank den finſteren Machenſchaften 
der Kirche, welche der Reaktion gegen die Republik als Maske diene. Das 
Trennungsgeſetz, das aus der Notwendigkeit hervorging, die Gewiſſens— 
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freiheit herzuftellen, jei durch eine Kommiſſion fremder Prälaten zurüd- 
gewiejen worden im Gegenjag zu der fat einftimmigen Anficht des fran- 
zöfiihen Klerus. Die Kirche ziehe es vor, gegenüber dem Liberalismus 
der franzöfiichen Republik Aufruhr und Bürgerkrieg wiederaufleben zu 
lafjen, während fie ſich gleichzeitig den deutichen Härten untermwerfe. Die 
franzöfiiche Regierung werde aber nicht zurückweichen und feinen fremden 
Eingriff in ihre Gejeggebung dulden... Es fei rätjelhaft, warum der 
Katholizismus und der Islamismus gerade von der proteftantiichen Vor— 
macht alles Heil erwarten, während Frankreich, das Land der Freiheit, 
angefeindet werde. 

Ende September. Nach dem „Journal Officiel“ haben fich 
51 Kultusvereinigungen gebildet, davon nur 2 Fatholijche. 

Ende September. Der „Figaro“ und andere Blätter be— 
baupten, Deutjchland ſuche die perfifchen Finanzen durch Gewährung 
von Anleihen zu verbeflern, um der englifchen und ruffiichen Politik 
Schwierigkeiten zu machen. 

14. Dftober. Der Gedenktag der Schladht von Sena wird 
nicht gefeiert; nur wenige Zeitungen bringen Gäfularartifel. 

14.116. Oktober. (PBaris.) Beſuch des Lordmayors von London. 
Große Verbrüderungsfeſte werden gefeiert. 

Mitte Oktober. Die „Humanits“, da8 Organ des foziali- 
jtifchen Abgeordneten Jaurès, kommt in finanzielle Schwierigkeiten. 
Die franzöfifchen Sozialiften bringen zur Sanierung 10000 Francz 
auf, die deutjchen 25000, 

16. Dftober. (Bijerta.) Ein Unterjeeboot verfinft mit 
16 Mann. 

18. Oktober. (Paris) Nach Zeitungsnachrichten verhandelt 
der ruffiiche Minifter des Auswärtigen Iswolski mit Bourgeois 
über eine Anleihe. 

Dftober. Umbildung des Kabinett3. 

Am 18. tritt Minifterpräfident Sarrien zurüd, nad Preßbehaup— 
tungen, weil ihm die Durchführung des Trennungsgejege zu jchwierig 
jei. Clémenceau bildet am 23. folgendes Minifterium: Präjidium und 
Inneres: Clémenceau, Juſtiz: Gouyot-Defjaigne, Auswärtiges: Pichon, 
Unterricht: Briand, Finanzen: Caillaux, Krieg: Picquart, Marine: Thomſon, 
öffentliche Arbeiten: Barthou, Handel: Doumergue, Ackerbau: Ruau, Mi— 
niſter für Arbeit und Geſundheitspflege: Viviani, Kolonien: Millies 
Lacroix. Das Miniſterium für Arbeit iſt eine Neuſchöpfung; es ſoll alle 
Angelegenheiten umfaſſen, welche die Regelung der Stundenzahl, der Ge— 
ſundheitspflege, der Schutzvorkehrungen, der —— zwiſchen Arbeitern 
und Arbeitgebern, die Berufsgenoſſenſchaften, Krankheits-, Unfall- und 
Invalidenverſicherung und alle darauf bezüglichen Statiſtiken betreffen. 

5. November. (Kammer) Miniſterpräſident Clémenceau 
verliejt eine Erflärung über die Politik der neuen Regierung: 

Er weiſt zunäcft darauf Hin, daß das neue Kabinett nicht aus 

21* 
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einer parlamentarijhen Krije hervorgegangen jei, jondern daß der Gejund- 
heitszuftand des bisherigen Minifterpräfidenten Sarrien, der einer längeren 
Ruhe bedürfe, die Bildung des neuen Kabinett? veranlaft habe. Da 
unjere auswärtige Bolitif dem von den Wählern erteilten Auftrage ent- 
jpricht, ift fie von vornherein befannt, denn in dem Willen des Landes, 
den Frieden, und zwar einen würdevollen Frieden, aufrecht zu erhalten, 
ift ebenjo wenig eine Aenderung eingetreten wie darin, daß e3 andauernd 
die republifanischen Rechte fordert. Wir ftellen mit Stolz feit, daß es in 
den 35 Jahren, die jeit der Gründung der Republik vergangen find, auch 
nicht einen Augenblid in ihrer Gejchichte gegeben hat, wo man fie mit 
Recht Hätte beichuldigen können, daß fie den europäiſchen Frieden bedrohe. 
Wir werden jo zu handeln wiffen, daß unjere Abjichten in Diefer Beziehung 
nicht verfannt werden können. Wir müljen gleichzeitig die Bedingungen 
des internationalen Gleichgewichts, die die europätihe Lage allen Bölfern 
auferlegt, annehmen, denn der Frieden der zivilijierten Welt gründet ſich 
auf die Stärfe der Heere. Wie könnten wir aljo mit eigenen Händen Die 
höchſte Garantie unjerer Unabhängigkeit zerftören? Bis zu dem glüd- 
lichen, aber unbeftimmten Tage, an dem das Regime, das jebt die Be— 
ziehungen der Bölfer regelt, wird geändert werden können, muß e3 unjere 
erite Pflicht gegen das Baterland jein, nicht zuzulaſſen, daß es in irgend 
einem Beftandteile jeiner Berteidigungsfraft gejhwädht werde. Unſere 
internationalen Einverftändnifje (Ententes) find ein widtiger Teil Der 
Berteidigungsfraft. Während wir uns angelegen fein lafjen werden, unfere 
Beziehungen zu allen Regierungen aufrecht zu erhalten und zu befjern, 
wird es unjere Sorge jein, die Allianz, die von beiden Seiten im Intereſſe 
des Friedens gejchlofjen wurde, ebenjo die Freundichaften, die ich habe auf 
die Probe ftellen können, aufrecht zu erhalten und weiter zu entwickeln. 
Uebrigend wird unfere Diplomatie, von der wir wollen, daß jie republi- 
fanisch jei, fich der jchwierigen Stunden erinnern. Die moraliihe Autorität 
der offen befolgten Politik der Geradheit kann von enticheidendem Gewichte 
in der Wagjchale der Meinung Europas fein. Keine Regierung wird fich 
fünftig dem entziehen können, damit zu rechnen. Im Innern wird unfer 
Handeln nicht weniger Far jein. Die Demofratie in endgültiger Weije 
in die Regierung einjegen, fie organifieren und regeln dadurd), daß fie zu 
ihrer Konjolidation dahin gebracht wird, fi in Ausübung der Gewalt 
jelbft zu mäßigen, das ift nach unferer Anficht das Ziel, das jih alle 
Republikaner jegen müſſen. Ehe man philojophiert, muß man überhaupt 
jein. Deshalb wollen wir unjere militärischen Kräfte aufrecht erhalten, 
um allen Eventualitäten begegnen zu können. Der Kriegsminifter wird 
demnächſt eine Gejegesvorlage betr. die Cadres und die Effektivftärfe ein- 
bringen, welche die volle Ausnugung der Refrutierungsmittel bezweckt. 
Ein anderer, jeit langem ermwarteter Gejegentwurf wird für die Beförde- 
rung der Offiziere mehr Gerechtigkeit bringen. Die Disziplin werden wir 
dadurch zu fichern wiſſen, daß wir verlangen, daß fie von oben fomme. 
Die Militärdienftzeit muß eine Verlängerung des Schulunterricht3 jein. 
Wir möchten, daß die Generationen, nachdem jie ſich in ihrer Dienftzeit 
hygienische Gewohnheiten und die Grundſätze ftaatsbürgerlicher Erziehung 
zu eigen gemacht haben, bejjer und für den Frieden geeigneter aus ihr 
ausicheiden. Wir werden unverzüglich die Aufhebung der Kriegsgerichte 
vorlagen. Die Entjcheidung über Verbrechen und Vergehen des gemeinen 
Rechts wird dem Gerichte der gemeinen Rechte zugewiejen werden. Das 
Disziplinarverfahren wird mit allen Garantien umgeben werden, die un- 
umgänglich notwendig find, um die Menjchenrechte mit den Anforderungen 
der nationalen Verteidigung in Uebereinftimmung zu bringen. Die Re— 
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publik Hat die Freiheit in Frankreich gegründet. Wir müfjen ihr noch zu 
ihrer natürlichen Entwidlung in allen Teilen de3 republifanifchen Regimes 
verhelfen. Durh die Schaffung eined Arbeitsminifteriums erjtrebt die 
Regierung Gerechtigkeit ohne Vorurteil. Sie ift bereit, alle Theorien, die 
in MWebereinftimmung mit dem allgemeinen Stimmredt und dem republi- 
fanijchen Gejeg find, zu prüfen. Die Regierung ift feft entſchloſſen, jchnell 
die Altersverficherung für die Arbeiter durchzuführen. Die betreffenden 
Entwürfe werden die Minifter Biviani und Caillaux dem Senat unter- 
breiten. Die Regierung wird das Geje über die Berufsvereinigungen 
verbejlern, deſſen Geltungsbereich erweitert werden joll. Sie wird ferner 
für die Beamten Bereinsfreiheit vorjchlagen, fie aber zur Erfüllung ihrer 
Dienftobliegenheiten anhalten. Als erſte Maßnahme der Berbefjerung im 
Eijenbahnwejen wird die PBerftaatlihung des Wefteifenbahnnetes vor- 
geichlagen; das Staat3eijenbahnneg jol vergrößert und verbeſſert werden. 
Die Berggejeßgebung wird einer Reviſion unterzogen. Es wird eine 
Staatsfontrolle eingeführt, jei es, indem die Konzejjionen der Betriebe, 
die ſich der notwendigen Sicherheitämaßnahmen mwiderjegen, für verfallen 
erflärt werden, jei es, indem die unter beftimmten gejeglichen Garantien 
erfolgende PBerftaatlihung einzelner Betriebe vorgenommen wird. Der 
Zandwirtihaft und den großen bäuerlihen Fragen jollen zahlreiche Ver- 
befjerungen ihres Loſes gebracht werden. Die Gejeßgebung gegen Steuer- 
unterjchleife joll ftreng durchgeführt werden. Obgleich die Regierung von 
dem Wunjche bejeelt ift, bei ihren Finanzmaßnahmen die äußerfte VBorficht 
einzuhalten, erflärt fie doch, daß vorübergehende Schwierigkeiten die demo— 
fratifchen Reformen nicht hemmen dürfen. Eine Vorlage betreffend die 
progrejfive Steuer auf das Einfommen und wenn nötig auf das Kapital, 
wird eingebracht werden, um die vier direkten Steuern zu erjegen. Die 
Steuerhöhe wird die verjchiedenen Einfommen je nad) ihrer Natur ver- 
jchieden treffen. Weiterhin ſoll das Finanzweſen der Departements und 
Gemeinden neu gejtaltet werden. Bor allem wird die Kammer unverzüglich 
das Budget für 1907 durchberaten müjfen. 


5. November. (Limoges.) Der Parteitag der franzöfiichen 
Sozialdemokratie erklärt nach heftigen Debatten zwijchen Hervé 
und Guesde, daß jede Nation und ihre Arbeiterklaffe die Pflicht 
habe, die Unabhängigkeit ihres: Landes zu verteidigen, daß aber 
die Sozialijten Kriegen mit allen Mitteln, von der parlamentari= 
jchen Intervention bis zur Inſurrektion, vorbeugen jollen. 

8. November. Die Kammer genehmigt mit 512 gegen 
20 Stimmen das Arbeitäminijterium. Arbeitsminifter Viviani jagt 
in der Begründung: 


Das Arbeitsminifterium ſei gebildet worden, um die Gejeßgebung 
betreffend die Arbeiter zujammenhängender zu gejtalten und um einen 
jozialen Akt, ein leuchtendes Symbol der jozialen Politik, zu vollenden. 
Seine Pflicht jei es, die Bedürfnifje der Arbeiter vorauszufehen und ihnen 
die Freiheit zu erhalten. Er werde den Wirfungsfreis der Fachvereine 
erweitern. Jedenfalls follten die Arbeiter wifjen, daß ihre Emanzipation 
nicht dur Kataftrophen, fondern durch ftändiges Bemühen erreicht werde. 
Er werde vor dem Senat die Forderung der Arbeiter betreffend die Ein- 
führung des Zehnftundentages befürworten. Er glaube, daß er das Kol— 
leftivrecht und das individuelle Recht nicht aufheben müſſe. Der Kampf 
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zwifchen den vom Glüde Begünftigten und denen, die deren Glüd jchauen, 
werde weniger durch menschliches Handeln als durch die latente Macht Der 
Dinge geichlichtet werden. „Wir haben durch unjer antiklferifales Werk Die 
Lichter am Himmel, defjen Nichtigkeit wir gezeigt Haben, ausgelöſcht. Doch 
das Werk ift damit noch nicht vollendet; wir ftehen erft an jeinem Anfang.“ 
(Annahme im Senat 16. November mit 237 gegen 12 Stimmen.) 


12. November. (Kammer.) Trennungsgeſetz. 


Nach einer mehrtägigen Debatte über das Trennungsgeje erhält 
die Regierung ein Bertrauendvotum mit 391 segen 143 Stimmen. Sn 
der Debatte wirft Kultusminifter Briand den Katholifen vor, daß fie 
gejagt hätten, es müfje Blut fließen, um die Kirche zu retten. Welch ab- 
icheuliche8 Wort! Seine äußerften Bemühungen würden auf Verjöhnung 
gerichtet fein. Dies ſei feine Pflicht. Gegen die Rechte gewendet jagt er: 
Wir wollen nicht mit dem Papſt wieder anknüpfen, auch nit indirekt. 
Wenn Sie ſich ruhig verhalten, wie der Bapft Ihnen rät, werden Sie 
Shren Kultus ausüben fünnen; an dem Tage aber, wo Gie den Rat des 
Bapftes vergeflen, werden Sie fi) ung gegenüber jehen mit der ganzen 
Strenge des Geſetzes. 


20. November. (Senat.) Interpellation über innere und 
auswärtige Politif. Militärabfommen mit England. 


Gaudin de Billaine interpelliert über die allgemeine Politik 
und jpricht fein Bedauern darüber aus, daß die Regierung e3 jich beſonders 
angelegen jein laſſe, gegen die Religion zu fämpfen. Es jei zu bedauern, 
daß die Katholiken nicht den Mut hätten, auf die gegen fie gerichteten 
Berfolgungen mit den Mitteln der ruffiichen Terroriften zu erwidern. Er 
möchte dann die Beftimmungen der franzöfiich-engliichen Entente fennen 
fernen; dieje Entente jei der Prolog zu ernften Abenteuern. Clemenceau 
verdiene Tadel, daß er fich Picquart und Pichon zu Mitarbeitern gewählt 
habe. Clémenceau weift auf die glänzende diplomatiiche Vergangenheit 
Pichons und die edlen Charaftereigenichaften Picquarts Hin. Ueber Die 
franzöftich-englifche Entente fünne er nichts jagen. Was die Prophezeiung 
von Gefahren angehe, die daraus entftehen könnten, und was die Revanche— 
gedanken betreffe, jo jei er entrüftet darüber, daß ein Senator ihm eine 
Valle Habe jtellen und ihm die Verpflightung Habe auferlegen fönnen, ent- 
weder die Hoffnungen guter Franzoſen' zu enttäufchen oder friegeriiche Er- 
Härungen abzugeben. Er werde daher Ffeinerlei Antwort geben. — Er 
habe den Katholiken einen Aufichub bewilligt; er müſſe aber die Kirchen- 
inventaraufnahme vor dem 12. Dezember zum Abſchluß bringen. Die 
Truppen würden geduldig fein, aber wenn man auf jie jchieße, würden 
fie auch jchießen. In zehn Departements jei die Inventaraufnahme beendet. 
Die Regierung werde Sorge tragen, daß das Gejeh von den Kirchen— 
vorjtehern und den Küftern rejpeftiert werde. Der Minifterpräfident fchließt 
mit der Erflärung: Die Regierung wird nicht befiegt werden. Ich habe 
die Ehre, mich Ihnen zu empfehlen. (Beifall, Heiterkeit.) Gaubdin de 
Billaine ftellt feft, ver Minifterpräfident wiſſe nicht, daß ein franzöfijch- 
englijches Militärablommen beftehe; das fei eine ungeheure Sache. Es jei 
unumgänglich notwendig, daß das Parlament endlich Aufklärung erhalte. 
Minifter Pihon: man Habe nicht das Recht, zu jprechen, wie der Bor- 
rednner es getan habe, wenn man einer Partei angehöre, die Frankreich 
an den Abgrund führe Die Regierung erhält mit 213 gegen 32 Stimmen 
ein Vertrauensvotum. 
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22. November. Der Senat genehmigt den ſchon von der 
Kammer angenommenen Handel3vertrag mit der Schweiz. 

29. November. (Kammer) Minijter de8 Auswärtigen 
Pichon jagt über die Sendung von Schiffen nad Maroffo: 

Die franzöſiſche Politik Halte fi fern von allen Eroberungsplänen 
und abenteuerliden Abjichten und werde fich bei der Durhführung der 
Beftimmungen der Algecirasakte, die in aller Loyalität erfolge, Lediglich 
von den Rechten und Pflichten Frankreichs leiten laffen. Die zu dieſem 
Zweck ergriffenen Maßregeln hätten Anlaß zu ungerechtfertigter Kritik ge- 
geben; dieſe Maßregeln jeien aber nur joldhe der Vorſicht. Die Abfahrt 
der Kriegsſchiffe jei nicht angeordnet und ein Befehl zur Abfahrt jei auch 
nicht zurüdgenommen, jondern über die Abfahrt der Schiffe fei mit der 
ſpaniſchen Regierung eine Verftändigung getroffen worden und das fei die 
Folge der gemeinjamen Aktion aller Mächte. Die Abfahrt der Schiffe 
werde morgen erfolgen. Eine Landung in Maroffo jei nicht von vorn- 
herein beabjichtigt. Die Schiffe würden nur vor Tanger bleiben, wo jie 
die anderen Schiffe erjegen jollen. Ihre Abweſenheit dort bedeutet, jo 
fährt der Minifter fort, daß, wenn das Leben von Europäern bedroht ift, 
wir Diejelben zu beſchützen wiſſen. Wir wollen nicht das Inkrafttreten der 
polizeilichen Maßregeln, die wir zufammen mit Spanien gefordert und 
erlangt haben, in Frage ftellen. Die aus der Alte von Algeciras ſich er- 
gebenden Pflichten, Laften und Bergünftigungen müſſen unfere Bolitif 
leiten. Wir beabjichtigen, diefem internationalen Abkommen treu zu bleiben. 


Anfang Dezember. Rundjchreiben über Ausführung des 
Trennungsgeſetzes. 


Ein Rundſchreiben des Kultusminiſters an die Präfekten trifft Be— 
ſtimmungen über die Kultusausübung in den Fällen, wo Kultusvereini— 
gungen nicht gebildet worden ſind. Briand geſteht darin den loyalen 
Vrieſtern das Recht zu, im Rahmen der Beſtimmungen des Geſetzes von 
1881 Gottesdienfte abzuhalten, und erflärt, daß die Kultusgebäude und 
da3 darin enthaltene Mobiliar ihrer früheren Bejtimmung erhalten bleiben 
follen, daß aber der Geiftliche lediglich al3 ihr Inhaber ohne irgend ein 
juriftiich verfechtbares Beligrecht anzujehen ift. Er joll keinerlei Verwal— 
tungshandlungen vornehmen, noch auf Grund der Benugung der Kirche 
oder der darin enthaltenen Gegenftände, die dem Staate oder den Ge- 
meinden gehören, eine Vergütung erhalten können. Dagegen darf er bei 
der Ausübung feines Amtes Spenden entgegennehmen. Die Gemeinden 
follen unter gewifjen Bedingungen jofort in den Bei der Pfarrhäuſer der 
Erzbistümer und Bistümer und der großen Seminare, und bedingungslos 
in den Befiß der kleinen Seminare treten. 

Ein Erlaß des Finanzminiſters Caillaur regelt die Uebertragung 
des Kirchenvermögend an die Kultvereine oder an die Gequefterbeamten. 


1. Dezember. Die Kammer bejchließt mit 290 gegen 
218 Stimmen die Erhöhung der parlamentarifchen Diäten von 
9000 auf 15000 Francd. (Annahme im Senat am 20. Dezember 
mit 160 gegen 109 Stimmen.) 

5. Dezember. Frankreich und Spanien überreichen den Mäch- 
ten folgende Note über ihr Vorgehen gegen Marokko: 

„Die neuerlichen Borfommnifje im Bezirf von Tanger und Die 
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Zwifchenfälle, die fich in dieſer Stadt ereignet haben, laſſen befürchten, 
daß die Fremden dort nicht mehr genügende Bürgichaften für ihre Sicher- 
heit finden. Wenn ich die Lage jo verjchlimmern follte, daß ernftere Un- 
ruhen ausbrächen, jo würde die Bildung der durch die Algeciras-Afte 
vorgejehenen Polizei zu dringender Notwendigkeit werden, und Frankreich 
und Spanien würden Maßregeln zu ergreifen haben, um deren Einrichtung 
zu bejchleunigen, nach Maßgabe der Bedingungen, die von den an der 
Konferenz beteiligten Mächten angenommen worden find. Bon diefer Er- 
wägung aus haben die beiden Regierungen bejchloffen, nad) Tanger See- 
ftreitfräfte zu jenden, die jeder Gefahr begegnen können. Nah) Maßgabe 
der Umftände fjollen der franzöjiiche und der ſpaniſche Gejandte, nachdem 
fie im Einvernehmen untereinander fi mit ihren Kollegen vom diploma- 
tiihen Korps in Tanger darüber verjtändigt haben, den Oberbefehlshaber 
der Geeitreitfräfte um Ausjchiffung der zur Aufrechterhaltung der Ordnung 
in der Stadt und ihrer nächſten Umgebung erforderlichen Truppenabtei- 
ungen erjuchen können. Im Falle eined Angriff mit bewaffneter Hand 
jollen die Gejandten Frankreichs und Spaniens, in Webereinftinnmung 
handelnd, befugt fein, die erwähnte Ausſchiffung ohne meitered zu ver- 
langen, und jollen demnächſt ihren Kollegen hierüber Rechenſchaft ablegen. 
Der Oberbefehl joll dem ranghöchſten Offizier und bei Gleichheit des Ranges 
dem älteren des einen oder anderen Landes zuftehen. Dem Maghzen ift 
jofort vorzufchlagen, unter diefem unerläßlichen, aber rein vorübergehenden 
Schußzuftande die Polizeilorps ind Leben zu rufen. Die Landungsabtei- 
(ungen jollen jobald wie möglich wieder eingeichifit werden, jpäteftens, jo- 
bald die Polizei imftande jein wird, in Wirkſamkeit zu treten. Die Amts— 
gewalt des Gouverneurs von Tanger joll aufrecht erhalten und der Sultan 
joll erjucht werden, die Ausübung der Gericht3barfeit feines Vertreters in 
Tanger und Umgegend unter den früher dafür gültigen regelmäßigen Be- 
dingungen wiederherzuftellen. Nur die jcherififche Flagge joll auf den 
Gebäuden Tangers gehißt bleiben. Die beiden Regierungen, von Dem 
Wunſche bejeelt, den Signatarmächten der Algeciras-Afte noch vor Deren 
Natifitation jede Bürgichaft dafür zu geben, daß fie fich bei der Durch— 
führung der ihnen zur Gemwährleiftung der Sicherheit der Fremden in 
Maroffo zuerfannten bejonderen Mijjion dem Geijte der Afte gemäß ver- 
halten werden, legen Wert darauf, ihren Plan den Mächten von vorn- 
herein zur Kenntnis zu bringen, um jo den Charakter ihres eventuellen 
Borgehens außer Zweifel zu ftellen.“ 


7. Dezember. Die Kammer genehmigt nach mehrtägiger 
Debatte den Rückkauf der Wejtbahnen mit 364 gegen 187 Stimmen. 
7. Dezember. (Kammer.) Debatte und Regierunggerklärung 


über Maroffo. 

Abg. Jaurès (Soz.) interpelliert über die Maroffopolitif und tadelt 
jede friegerifche Politik, auch eine Revanchepolitif für 1870. Nach längerer 
Debatte erklärt Minifter de3 Auswärtigen Pichon: Der Status Maroffos 
ift in Algeciras durch eine Akte entichieden worden. Durch die Erflä- 
rungen meiner Vorgänger ift bereit3 die Tragweite der Algeciras-Afte 
dargelegt worden. Rouvier hat unjere Rechte ald große mujelmanijche 
Macht betont. Redner verweift auf die von Rouvier im Jahre 1905 in 
der Hammer abgegebenen Erklärungen. Leon Bourgeois hat am 12. April 
1906 das Einvernehmen von Algeciras feitgejtellt und dabei betont, er 
hätte nicht den Platz, der Frankreich und Spanien gebühre, von einer 
dritten Macht einnehmen lafjen können. Die Intereſſenten haben fich mit 
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dem beichäftigt, was fie im bejonderen betraf; insbejondere haben fie die 
Bank von Marokko organifiert, die jpäteftens zwei Monate nad) der Rati— 
fifation der Algeciras-Alte in Tätigkeit treten jol. Redner weiſt dann 
bezüglich der Organijation der Polizei auf die Entjcheidung der Konferenz 
hin, nad) der die Borzugsftellung Spaniens und Frankreichs anerkannt 
wird. Aus Tanger find uns böje Nachrichten zugegangen. Tanger ift in 
den Händen Raiſulis, der abmwechjelnd Gefangener des Maghzen und 
Straßenräuber ift. Er war e3, der Perdicaris gefangen jegen ließ. Seine 
Gerichtäbarfeit erftredt fich bis vor die Tore von Tanger. Unjere Lands— 
leute find bedroht. Im Juni wurde Charbonnier ermordet, ohne daß 
feine Mörder ergriffen wären. Der Times-Korrejpondent Harris ift lebt» 
hin in jeiner Villa angegriffen worden, ebenjo find Geeleute de3 Galilee 
angegriffen worden. Admiral Campton Hat mir telegraphiert, die Jeanne 
d'Are ſei von den Eingeborenen als Zieljcheibe benußt worden, und Kugeln 
hätten den Schiffskörper getroffen; unjere Algerier werden jchlecht behandelt, 
und unter der franzöfiichen und jpanifchen Bevölkerung, die 95 Prozent 
der ausländifchen Bevölkerung ausmachen, zirkulieren Petitionen. — Der 
Minifter verlieft Hierauf die von dem diplomatifchen Korps in Tanger an 
den Maghzen gerichtete Erklärung, die von den Vertretern der Mächte 
unterzeichnet ift. Dieje Erklärung proteftiert gegen die Gewalttaten und 
die Willfür Raiſulis. Eine ſolche Lage konnte feine der beiden Mächte 
gleichgültig laffen, die beauftragt find, gemeinfam die Polizei der Stadt 
zu organijieren. Wenn aber die ARuheftörungen Rüdwirkungen im ganzen 
Reiche haben würden und wenn Wnarchie Herrichte, könnte die Polizei 
nicht organijiert werden. Die Verhandlungen find nicht geheim geführt 
worden, da die Abſichten der beiden Regierungen Har, loyal und Der 
Algeciras-Afte entiprechend waren. Die Berhandlungen führten zu der 
Entjendung von zwei Kriegsihiffen, die jet von anderen erjegt werden. 
Die unjerm Botichafter in Madrid erteilten Snftruftionen bejagten, daß 
e3 in Anbetracht der Lage in Tanger und der Schwäche der Regierung 
unflug wäre, für den Fall, daß ein Gewaltjtreich in Tanger verübt würde, 
eine franzöfiihe Aktion in Ausficht zu nehmen, die in vielem eine Ver— 
ftändigung abſchwächen würde. Diejes Einverftändni3 wurde abgejchlojien 
und allen Mächten mitgeteilt. Der Minifter verlieft dann das franzöfiich- 
ipanifche Einvernehmen und fügt Hinzu, diefe Note jei nirgends auf Ein- 
mwendungen geftoßen. Die beiden Regierungen würden zu nicht3 anderem 
ſich herbeilajjen, als auch fich gegen die Gefahren der Anarchie zu jchüßen. 
Die Regnault erteilten Inſtruktionen bejagen, nur in dringenden Fällen 
und nur im Falle einer abjoluten Notwendigfeit dürfte eine Intervention 
erfolgen. Die dem Gouverneur von Algerien und dem franzöfiichen Ver— 
treter in Marokko erteilten Inſtruktionen müfjen gleich jein. Wir Haben 
jo einen Beweis unferer Mäßigung gegeben, denn unjere Aktionsfreiheit 
war in Anbetracht des deutich-franzöfiichen Abkommens, das der Algeciras- 
Akte voranging, ein gerechtfertigted. Trotz der ſchlechten Nachrichten ließen 
wir bon unferer Mäßigung nicht ab. Der Minifter erinnert daran, daß 
am 20. November 1903 Jaurès eine ausgezeichnete Rede gehalten habe, 
in der er fih für eine friedliche Annäherung ausgejprochen hat. Er, 
Pichon, wolle feinen Vergleich zwiſchen Tunefien und Maroffo aufitellen. 
Es jeien aber diejelben mujelmanijchen Bevölferungen, die einer guten 
Behandlung und Beweifen der Güte wohl zugänglich find. Die maroffa- 
niſchen Stämme find nicht kriegeriſch gefinnt, jondern eher darauf bedacht, 
in Handelögejchäften hinreichenden Verdienst zu finden. Aber die Garantie 
zu Handelsgeſchäften ift die Organifation der Polizei durch Frankreich und 
Spanien. Es ift für mich eine große Befriedigung, daß ich das Ein- 
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vernehmen mit diefer großen Nation zuftande gebracht habe, die unbeitreit- 
bare Rechte in Marokko hat und deren Freundſchaft für uns wertvoll if. 
Unjere äußere Politik wird fich nicht von den Wegen verdrängen lafien, 
die die Negierung Sich vorgezeichnet hat, entiprechend der Algecirasafte, 
die die Rechte der Freiheit anerkennt und den Frieden garantiert. Ein 
Zweifel daran, dab wir den Frieden hüten wollen, ift nicht gejtattet. 
Frankreich geht in Ruhe vor. Es kann feine Befürchtungen erwecken, denn 
es befürchtet jelbft nichts. Wir wollen nicht3 als einen Frieden in Würde, 
das heißt, Frieden und Unabhängigkeit. - Unfere Politik ift Durch inter- 
nationale Abmachungen gebunden. Sie ftüßt fi) aber auch auf Freund— 
ichaften, die von Wert für uns waren, als e3 fich darum handelte, ein 
gutes Einvernehmen zu erzielen, und welche ein bejondere® Bedürfnis für 
unjere Politik find. (Lebhafter Beifall auf allen Bänfen.) 

Die Kammer genehmigt mit 457 gegen 56 Stimmen ein Ber- 
trauensvotum. 


8. Dezember. Papſt und Trennungsgeſetz. 


Auf die Anfrage mehrerer Bifchöfe, ob die Geiftlichen die vom Ber- 
ſammlungsgeſetz vorgejchriebenen Anmeldungen abgeben follen, ermidert der 
Papſt, der Kultus jolle in den Kirchen nach dem 11. Dezember ohne jede 
Erklärung an die Behörden fortgejeßt werden. Die Erzbiihöfe von Tou- 
louje und Bordeaux, die die Anmeldung provijorifch geftattet hatten, ziehen 
die Erlaubnis infolgedejjen zurüd, — Die radifalen und fozialiftiichen 
Kreije jehen diefe Entjcheidung als religiöje Kriegserflärung an. 


10. Dezember. Maßregeln gegen die Geiftlichen. 


Kultusminifter Briand richtet an die Präfekten ein Rundfchreiben, 
in welchem angeordnet wird, daß gegen Geiftliche und andere Beranitalter 
von fulturellen Zufammenfünften, welche die gejeglich vorgejchriebene Er- 
klärung nicht abgegeben oder eine ungenügende Erflärung gemacht Haben, 
bei der Staatdanwaltichaft Strafanzeige zu erftatten if. Die Regierung 
rechne auf die Feltigfeit und Wachſamkeit der Präfekten, damit dem Geſetze 
Achtung verſchafft werde. 

Suftizminifter Guyot-Dejjaigne erläßt ein Rundſchreiben an bie 
Staatdanwaltichaften, zu ihrer Kenntnis kommende Uebertretungen der auf 
die Ausübung des Kultus bezüglichen Beſtimmungen unverzüglich zur Be- 
ftrafung zu bringen. Dieje Strafverfolgungen jollen unabhängig von der 
Verfolgung etwaiger Verbrechen oder Vergehen, die aus Anlaß von ful- 
turellen Vereinigungen begangen werden jollten, durchgeführt werden. Der 
Minifter empfiehlt den Staatsanwälten, zu prüfen, ob es im Falle von 
— ſolcher Beſchuldigten nicht angezeigt wäre, Berufung ein— 
zulegen. 

11. Dezember. Die Friſt für die Anmeldung der Kultvereine 
läuft ab. Katholiſche Kultvereine ſind nicht gebildet worden. Kultus— 
miniſter Briand charakteriſiert die Lage folgendermaßen: 

Die katholiſche Kirche, welche ein ſie begünſtigendes Geſetz abgelehnt 
hat, wird ſich eben dem gemeinen Rechte unterwerfen müſſen. Da der 
Artikel J des Trennungsgeſetzes erklärt, daß die Republik die freie Aus— 
übung der Kulte verbürge, wird der katholiſche Kultus wie jeder andere 
ausgeübt werden können. Der Pfarrer wird in der Kirche ſeine Meſſe 
leſen und —— können, wie gewöhnlich; aber es wird ihm nur die 
Benutzung der Kirche geſtattet ſein, während er, wenn ſich eine Kultus— 
vereinigung gebildet hätte, gewiſſermaßen Eigentumsrecht gehabt hätte. 
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Der Pfarrer wird aljo die Kirche nur dank der Duldung des Staates oder 
der Gemeinde benugen können, während er e8 auf Grund eines durch Gejeß 
verbürgten Rechtes hätte tun fönnen. Ebenjo wird das 400 Millionen Frank 
betragende Eirchliche Vermögen, welches den Kultusvereinigungen hätte zu- 
fallen fönnen, unter Sequefter geftellt werden. Für die Gläubigen wird 
nichts, für die Geiftlihen aber alles geändert werden. 

11. Dezember. (Bari?) Die Regierung weijt den päpft= 
lichen Gejchäftsträger auß und nimmt in der Nuntiatur Haus- 
ſuchung vor, um Material gegen Priejter zu finden, die des Wider- 
ſtandes gegen die Staatögewalt angeklagt find. 

14. Dezember. (Paris) Der Minifterrat bejchließt ein 
Geſetz zur Sicherung der Ausübung des Fatholijchen Kultus. 

Der Entwurf jpricht den Gemeinden, den Departement3 und dem 
Staat da3 fofortige Eigentumsrecht an Kirchen, Bfarrhäujern, bifchöflichen 
Palaid und Seminargebäuden zu und ordnet die Ausübung des Gottes- 
dienfte8 gemäß der neuen Form durch die Vereinigung der Gejege von 
1881 und 1906 mit der bejonderen Beſtimmung, daß die Kirchen auch 
fernerhin für den Gottesdienft zur Verfügung geftellt bleiben jollen. Die 
Penſion wird — Prieſtern entzogen werden, die Gottesdienſt halten, 
ohne das Geſetz anerkannt zu haben. 

Anſpruch auf lebenslängliche Penſionen haben 16278 Prieſter, auf 
eine achtjährige Zulage 13031 und auf eine vierjährige 8991. Dieſe beiden 
legten Kategorien find für Pfarrgeiſtliche berechnet, die unter 25 Jahren 
im Amte gejtanden haben. 

21. Dezember. Die Kammer genehmigt das Geſetz über die 
Ausübung des Kultus mit 338 gegen 146 Stimmen. (Annahme 
im Senat nach zweitägiger Debatte am 29. Dezember mit 190 
gegen 100 Stimmen.) 

Ende Dezember. In Savoyen werben fieben Bürgermeijter 
abgejeßt, weil fie die Sequejtration der Kirchen und Pfarreien 
durchzuführen verweigern. 


vi. 
Italien. 


30. Januar. (Deputiertenkammer.) Minijterpräfident 
Fortis legt das Programm des neuen Kabinett? (1905 ©. 233) vor. 


Das neue Kabinett bedeute feinen Wechjel in der bisherigen Rich- 
tung der allgemeinen Politif; diefe Richtung ſei im Gegenteil durch Die 
Kammerabjtimmung vom 17. Dezember v. %. beftätigt worden. Die Ber- 
pflihtungen des alten Kabinetts gegenüber dem Parlament erkenne das 
neue deshalb als eigene Verpflichtungen an. Für die innere Politik ftelle 
das Minifterium den Grundjag der Freiheit an die Spige. Die Richtung, 
die wir bei den internationalen Beziehungen verfolgen, ıft ebenjo fejt wie 
ſicher. Unjere auswärtige Politik in ihren allgemeinen Linien jteht über 
allen Barteifragen. Seinen Verbündeten getreu und feine Freundichaften 
achtend, ftrebt Ztalien unter Beobachtung ſtets untadeliger Lopalität gegen- 
über allen und im Bewußtſein feiner Pflichten und Rechte mit Erfolg nad 
der Aufrechterhaltung des Friedens, der mit Recht als höchſte und un- 
ihägbare Wohltat angejehen wird. Gegenwärtig trägt e3 aud auf der 
bedeutungsvollen Konferenz in Algeciras zu dem Werke der Berjöhnung 
bei, die auch die mehr indirekt interejjierten Mächte aufrichtig wünjchen. 
Was die Finanzlage angeht, jo können wir wegen neuer dringender, durch 
die Entwidelung des Landes herborgerufener Bedürfniſſe nicht an eine 
bedeutende Steuerermäßigung denken, die zu einer Schwächung führen würde. 
Wir müffen jede Verſchwendung öffentlicher Gelder verhindern und feine 
neuen Ausgaben machen, wenn fie nicht notwendig und unaufjchiebbar 
find. Wir müfjen für eine fortjchreitende Befferung de3 Budgets jorgen 
und den Kredit des Staates aufrechterhalten. Die Finanzlage und der 
Ertrag der Steuern find — ein Zeichen für die wachſende wirtjchaftliche 
Kraft des Landes — gut, aber man darf nicht vergefjen, daß der Staats- 
betrieb der Eijenbahnen neu geordnet werden muß. Mehrere Urjachen 
machen dies nötig, für die wir ficher nicht verantwortlid find. Er werde 
demnächſt die endgültigen Abrechnungen mit den Eijenbahngejellichaften 
und ein Abkommen über das Net der Meridionalbahnen vorlegen, Hin- 
fichtlih der Ausgaben für militärtjche Zwede erinnert der Minifterpräjident 
daran, daß die Kammer im vergangenen Juni die Mittel bewilligt habe, 
um beftändig eine Streitmaht von faft gleichmäßiger Stärke unter den 
Waffen zu halten. Doch jeien noch einige Wünſche in techniicher Hinficht 
unerfüllt geblieben, die ſich Hauptjächlich auf die Verteidigung und die 
Einführung von Waffen bezögen, die der ftetige Fortichritt der Kriegskunſt 
bedinge. Um den Militärdienft weniger drüdend zu geftalten, werde die 
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Regierung die zweijährige Dienftzeit gleichzeitig mit einer Erhöhung des 
Jahreskontingents vorjchlagen. Danf der im Juli bewilligten Erhöhung 
der Kredite für die Marine werde man zu einer Erweiterung de3 Flotten- 
programm jchreiten können. 


1. Februar. (Deputiertenfammer.) Niederlage des Ka— 
binett3. 


Sn der Beiprehung des Regierungsprogramms greift Sonnino 
—— die Regierung ſcharf an, weil Vorſchläge für Hebung der Arbeiter- 
lajje fehlten. Abg. Giolitti (Linfe) verteidigt die Regierung. Ein Ber- 
trauensvotum wird mit folgender Mehrheit verworfen: Für Fortis: 162 
Qiberale, 26 Konjervative, 3 Radikale, zufjammen 191 Minifterielle. Gegen 
Fortis: 63 Konjervative, 31 Sonninianer, 46 Liberale, 22 Demokraten, 
32 Radikale, 15 Republikaner, 20 Sozialiften, zuſammen 229 Oppofitionelle. 

8. Februar. Bildung eines Kabinett3 Sonnino. 

E3 ijt folgendermaßen zujammengejegt: Sonnino: Borfiß und 
Inneres, Graf Guicciardini: Aeußeres, Sachi: Yuftiz, Luzzatti: Scha, 
Salanda: Finanzen, General Majnoni d’Antignano: Krieg, Admiral Mira- 
bello: Marine, Bojelli: Unterricht, Carmine: Deffentliche Arbeiten, Pan— 
tano: Zandwirtichaft, Alfredo Baccelli: Boft und Telegraphen. — Die Partei» 
ftellung ift folgende: Rechte: Luzzatti, Carmine. Zentrum: Sonnino, Bo- 


felli, Salandra. Linke: Guiceiardini, Baccelli. Aeußerfte Linke: Sacdi, 
Bantano. 


Februar. Die Regierung veröffentlicht ein Grünbuch über 
Makedonien, woraus hervorgeht, daß Ofterreich-Ungarn und Ruß: 
land den Anteil der anderen Mächte an der Neuordnung Italiens 
zu bejchränfen juchten und daß insbejondere Italien die Beteili= 
gung der übrigen Großmächte vertrat. 

24. Hebruar. Der König jchenkt dem internationalen Acker— 
bauinjtitut jährliche Einkünfte von 300000 Lire. 

25. Februar. (Florenz) Es konſtituiert fich ein katho— 
liſcher Wahlverein, der alle katholiſchen Wahlvereine in Stalien 
miteinander verbinden will. 

4. März. (Oberitalien.) Der untere Teil der Ortjchaft 
Zavernola am Iſeoſee wird durch einen Bergjturz zertört. 

8. März. (Kammer) Minifterpräfident Sonnino legt fein 
Programm vor: 

Die Regierung fühle fich verpflichtet, jchleunigft umfafjende Maß— 
nahmen zur Hebung der materiellen Wohlfahrt des Landes zu ergreifen. 
Die anormalen Zuftände, unter denen der Eifenbahndienft ſich vollziehe, 
verlangten jchleunige Abhilfe. Die Regierung erachte den Rüdfauf der 
Meridionalbahn für geboten; derjelbe jollte unter Abänderung einiger Be- 
ftimmungen der Konvention von 1905 erfolgen. Die Verhandlungen wegen 
des Rüdlaufes anderer Bahnen dauerten fort, und die Negierung jei eifrig 
damit bejchäftigt, den Betrieb der Bahnen durch den Staat einzuführen, 
doch jolle dabei den einzelnen Bahnen der induftrielle Charakter des Unter- 


nehmen gewahrt bleiben. Auf Sizilien würden Ergänzungsbahnen gebaut 
werden müſſen. — Um den Sredit Italiens zu feftigen, ift ein Finanz— 
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plan in Worbereitung, der für zehn Jahre gültig fein jol. Es jind 
1300000000 Lire erforderlich für die Erweiterung der Bahnhöfe, die Ver- 
befferung der Linien, des rollenden Materiald, den Bau neuer und die 
Re ra je beftehender Linien. Das Schatzamt wird zu dieſem 
Bwede Eijenbadnzertififate ausftellen von dem Typ derjenigen, die jchon 
gute Aufnahme gefunden haben, doch will es für die nächfte Zufunft be- 
jondere Titres jchaffen, welde in 50 Jahren einlösbar find. Diefe Titres 
werden von Sparfafjen gern genommen werden, und die Finanzoperation 
betreffend die 1300 Millionen mwird nad und nach vor fich gehen, ohne 
das Gleichgewicht des Budget3 zu erjchüttern. — Die Maßregeln zugunften 
der Schwefelinduftrie auf Sizilien werden in loyaler Weile durchgeführt 
werden. In den füdlichen Provinzen und auf Sizilien und Sardinien 
joll die Grundfteuer auf 30 Prozent herabgejegt werden. Auch zugunften 
der Zandleute, welche nicht Grundeigentümer jind, jollen Maßregeln ge- 
ichaffen werden. Die Regierung wird fich ferner die Hebung des Schul- 
unterrit3 in den üblichen Provinzen angelegen jein lafien und hofft, 
durch alle diefe Maßregeln die Auswanderung aus den jüdlichen Pro- 
vinzen einzujchränfen. ... Die auswärtige Politik wird in der Gejamt- 
tendenz fortgejegt werden, die die Zuftimmung der großen Mehrheit des 
Landes hat. Herzlich treu dem Dreibunde werden wir die Traditionen 
der Intimität mit England und der aufrichtigen Freundſchaft mit Franf- 
reich aufrechterhalten und eine Politik fortfegen, welche mit der Harmonie 
der internationalen Intereſſen bedacht ift und uns geftattet, im Konzert 
der Bölfer für die Eintracht und den Frieden zu wirken. In Algeciras 
hat Stalien durch die patriotiiche Tätigkeit Bisconti-Benoftad eine un— 
eigennüßige Bermittelungsaltion durchgeführt, die ein Unterpfand unjerer 
Loyalität gegenüber unſeren Bundesgenofjen und gegenüber unjeren Freun— 
den ift, und die von allen denen mit Sympathie beurteilt werden muß, 
welche die Aufrechterhaltung guter Beziehungen unter den Staaten als 
das höchſte Gut betrachten. ... Für die joziale Gejeggebung werden 
mehrere Vorlagen angekündigt, darunter ein Geſetz betreffend Arbeiter- 
verjicherung. Die Regierung beabjichtigt, den zur Zeit dringendften Be- 
dürfnifjen gerecht zu werden, aber innerhalb der durch die Lage des Bud- 
get3 gezogenen Grenzen, denn das Gleichgewicht des Budget3 darf nicht 
geftört werden. Die Regierung wird für jet jede Frage außer acht 
lafjien, deren Löſung zu einer Trennung unter den politiihen Faktoren 
führen könne. 


15. März. (Kammer.) Die Bureauwahlen fallen ungünftig 
für Die Regierung aus. 

16. März. (Kammer.) Schagminifter Luzzatti jagt über die 
Finanzlage: 

Die Finanzlage Italiens ſei zurzeit außerordentlich günſtig. Das 
diesjährige Budget werde mit einem Ueberſchuß von etwa 60 Millionen 
Lire abſchließen. Man brauche alſo bei der Ausgeſtaltung der Eiſenbahn— 
verwaltung vor den durch die wirtſchaftlichen Bedürfniſſe des Landes ge— 
botenen Aufwendungen nicht zurückzuſchrecken. Die Verkehrsintereſſen fönnten 
ausgiebige Berüdjihtigung * 

20. März. Ein Erdbeben und vulkaniſche Eruptionen richten 
auf der Inſel Uſtica (nördlich Palermo) große Verheerungen an. 

März. April. Die meiſten Zeitungen greifen Deutſchland 
wegen der Marokkofrage ſcharf an und werfen ihm vor, einen 
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Hafen im Mittelmeer erwerben zu wollen. Es wird auch behauptet, 
daß Deutjchland eine Konferenz über Abejfinien berufen wolle, um 
die Nachfolge Meneliks zu regeln. 

7. April bis 23. Mai. (Rom.) Tagung de 6. MWeltpojt- 
kongreſſes. 

7. April. Die Kammer bewilligt einige Maßregeln zu— 
gunften Kalabriens zur Hebung der durch das vorjährige Erdbeben 
geichaffenen Notlage. 


April. Ausbruch des Veſuv. 


Am 4. beginnt der Ausbruch, der mit einigen Unterbrechungen bis 
Mitte des Monat3 dauert. Verſchüttet werden Boscotrecaje, Dliveto und 
mehrere andere Ortichaften; in Neapel fällt ftarker Ajchenregen. Mehrere 
Hundert Menſchen fommen um, viele Taufende find obdachlos. Das 
Königspaar beſucht die Unglüdzftätten (9. April). — Bon allen Ländern 
laufen Beileidsfundgebungen und Spenden ein. Es wird viel bemerft, 
daß vom deutſchen Kaijer fein Beileidstelegramm eingegangen ift und daß 
die deutichen Spenden — ſind. Mitte April überreicht der deutſche 
Botſchafter den Ausdruck des Beileids des Kaiſers und der Nation. 


April. Preßſtimmen über das Verhältnis zu Deutſchland, 
Öfterreich-Ungarn und Frankreich: 


„Corriere della Serra”: „Man irrt nicht, wenn man in dem Tele- 
gramm Kaiſer Wilhelms an Goluchowski eine der Kundgebungen gegen- 
über Stalien erblidt, deren Reihe Kaijer Wilhelm einleitete, al3 er bei 
Loubets Ankunft plöglich feine italienische Reife unterbrach und in Deutjch- 
land dann eine drohende Rede hielt. Wir dürfen nicht übertreiben, aber 
uns auch feiner Täufchung Hingeben und und womöglich auf noch ernitere 
Kundgebungen gefaßt machen. Das Telegramm, worin der Kaiſer Defter- 
reich jeine Gegendienfte in Ausficht ftellt, bezieht fich zweifellos auf das 
Adriatiiche Meer, das uns fo viele Sorgen macht. Es iſt aljo Zeit, daß 
in Stalien Volt und Regierung eingehend und ernftlich ihr Gemifjen 
prüfen. Denn die Zufunftsausfihten find nicht rofig, und die Pflichten 
unferer verantwortlichen Staat3leiter wachen ind ungemefjene.“ 

„Zribuna”: „Die Bedenklichkeit de3 in Berlin und Wien ange- 
ichlagenen Tones jpringt in die Augen. Betroffen und voll Schmerz über 
die unerffärliche und ungerechtfertigte Sprache der Preſſe der beiden ver- 
bündeten Länder, müßten wir an da3 gegenwärtige Minifterium die Frage 
richten, was gejchehen ift und gejchieht, unfere äußere Bolitif auf die Bahn 
zurüdzuführen, wo das Minifterium Giolitti-Tittoni fie gelafjen hatte.“ 

Abg. Barzileri im Parifer „Matin”: „Deutjchland läßt uns Das 
Verbrechen unſeres Einvernehmens mit Frankreich” und England büßen, 
indem e3 uns den amtlichen Ausdrud feines Mitgefühl anläßlich des 
Bejuvausbruchs entzieht. Wir können uns ohne ihn behelfen. Wenn Frank— 
reich, England und Rußland uns unbedingte Bürgichaften gegen Deutjch- 
lands Verlangen nad Tripolis und gegen Defterreih8 Drohungen in Al— 
banien und Makedonien zu bieten vermögen, ift nicht daran zu zweifeln, 
daß der Dreibund am 21. Juni 1908 zu bejtehen aufhören wird.“ 

„Il Domani”: „Aus Abicheu Hatten wir eigentlich) das freche Be— 
tragen der teutonijchen Kanaille, während das Unglüd den Süden Italiens 
von neuem Heimfucht, nicht brandmarfen wollen, um jo mehr uns gegen- 
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über der einfältigen offiziellen Beleidigung ... zahlreiche Kundgebungen 
der Solidarität jeitend des deutichen Proletariat3 zugegangen find. .... 
Um die Wahrheit zu jagen, muß eingeftanden werden, daß Italien das 
Erbarmen der Deutjchen nicht nötig Hat, wir werden auch dieſes Mal die 
gewaltige Gegnerjchaft und das grenzenloje Unglüd überwinden, ohne daf 
die hartherzigen und unäſthetiſchen Herunterjchluder des Kaiferbieres an 
unjerem Schmerze Anteil nehmen.“ 

„Siornale d’Ftalia“ glaubt an die Yortdauer des Bundes: „Es 
genügt, über die Wirklichkeit und die wahren Tatſachen nachzudenken, um 
zu verftehen, daß die angebliche Trübung der diplomatischen Beziehungen 
feinen Grund hat zu beftehen und nicht befteht.“ 

„Popolo Romano”: „Wer Deutjchland der Gleichgültigfeit zeiht, 
der Hat feine deutjchen Zeitungen gelejen, die alle voll von Berichten aus 
Neapel oder von miljenjchaftlichen Berichten und Beileidsfundgebungen 
find. In den Familien wird von nicht3 anderem geſprochen, al3 von dem 
ichredlichen Naturereignid. In vielen Kirchen wurde am Karfreitag der 
Obdachloſen und Unglüdlichen im Gebete gedacht.“ 


24. April. (Senat) Regierunggerflärung über Algeciras 
und den Dreibund. 


Gen. de Martino betont die Notwendigfeit des Dreibundes und 
fragt: Hat Italien auf der Konferenz von Algeciras eine Haltung an- 
genommen, die im Widerſpruch fteht zu der Politik, die ihm vorgezeichnet 
ift durd) jeine Sonderablommen mit befreundeten Mächten und durch Ber- 
träge mit verbündeten Mächten, befonders mit Deutichland? 

Minifter des Aeußern Guicciardini: Die Konferenz in Algeciras 
hat ihre Arbeiten zur Zufriedenheit aller beteiligten Mächte beendet. Im 
engliihen Oberhaus hat bereit3 der Unterftaatsjefretär des Aeußern ihr 
Ergebnis als ein günftiges Vorzeichen für den Fortichritt der Zivilijation 
bezeichnet. Im deutjchen NReichötage hat Fürft Bülow fi in hohem Maße 
befriedigt darüber ausgeſprochen und anerkannt, daß das Ergebnis gleich 
günftig für Deutjchland wie für Frankreich ſei. In der franzöſiſchen 
Kammer hat Minifter Bourgeois ſich dahin ausgejproden, daß die Kon- 
ferenz den Hohen Zielen, um deren Willen fie einberufen wurde, nämlich 
der Einigung und dem Frieden, gerecht geworben jei. Ich beglückwünſche 
mich dazu im Namen der Regierung und weiß, daß ich damit die ein- 
ftimmige Auffaffung und Gejinnung unferes Landes zum Ausdrud bringe. 
Der glüdliche Ausgang der Konferenz, der nützlich und ehrenhaft für die 
ganze Welt ift, ift ein neuer Beweis für den friedlichen Geift, der die 
Tätigkeit der internationalen Diplomatie bejeelt. Stalien betrachtet diejen 
Geift nicht weniger als jede andere Nation als nüglich für da3 Wohl der 
Bevölkerung und trägt jeinerjeits, wie e8 auch in Algeciras getan hat, 
in weiteſtem und aufrichtigjftem Maße bei. Die Stellung Staliens auf der 
Konferenz war bejonder3 delifat, denn die Konferenz jollte eine GStreit- 
frage regeln zwiſchen einer Macht, die unfer Verbündeter ift, und einer 
Macht, mit der wir gute Freundichaftsbeziehungen unterhalten und mit 
der wir jeit einigen Jahren ein Sonderablommen über die das Mittel- 
meer betreffenden afritanischen Fragen abgefchloffen Haben. Unjere Tätig. 
feit in Algeciras konnte deshalb nur eine Aktion der Verjöhnung und 
Bermittelung jein. Bevor die Konferenz ihre Arbeiten begonnen hatte, 
brachte die italienische Regierung das zur Kenntnis der beteiligten Mächte. 
Unjere Aktion war in der Tat ein Werk der Verſöhnung und Vermittlung, 
und der Zwed wurde völlig erreicht, denn feine Macht Hat unter Ber- 
minderung ihrer materiellen Intereſſen oder ihres moralischen Anjehens 
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die Konferenz verlajjen, und ein neues glücdliche® Blatt des Friedens 
wurde für Europa und die Zivilifation geſchrieben. Ich weile auf die ge- 
rechten Worte der Anerkennung Hin, die in anderen Parlamenten den 
Bertretern der Nationen gewidmet worden find. Italien muß bejondere 
Dankbarkeit gegenüber Bisconti-Benofta empfinden, der, ein Berater und 
Dolmetſch des Gedanfend der Regierung, mit Erfenntnid der Schwierig- 
feiten und mit klarem Blid für den zur Erreihung des gewünjchten Zieles 
einzufchlagenden Weg einen zweifachen Dienft dem Lande, deſſen Vertreter 
er war, und der Sache der internationalen Einigung erwiejen hat. — Die 
Richtung, die wir in der internationalen Politik befolgen, iſt diefelbe, 
melche in ihren Hauptzielen mehrere Male die Zuftimmung und Billigung 
des Landes gefunden hat, und welche der Minifterpräfident in feiner Er- 
Härung vom 8. März in folgenden Worten zujammenfaßte: „In herzlicher 
Treue zum Dreibunde werden wir die traditionellen innigen Beziehungen 
zu England und Die aufrichtige Freundichaft mit Frankreich aufrecht er- 
halten, zudem wir die Politik fortjegen, die darin befteht, in dem Konzert 
der Bölfer die Rolle der Eintracht und des Friedens zu jpielen. Es gibt 
feine neue internationale Lage, es gibt feinen Grund, der dazu raten 
fönnte, diefe Richtung zu ändern, die nicht nur unjeren nationalen Inter— 
eſſen nüglich ift, jondern auch dem Gleichgewicht und der Ruhe Europas.” 
— Da3 Schaujpiel unferer auswärtigen Politik ift der Friede, der Die 
Bedingung für die Sicherheit und die Entwidlung Staliens bildet. Dieje 
Bedingungen find befannt und haben viele Male die Zuftimmung des 
Parlaments und des Auslandes gefunden. ch begnüge mich infolgedefien 
damit, daran zu erinnern, daß es für Italien unumgänglich notwendig ıft, 
daß der status quo auf dem Balkan gewahrt bleibe und daß dort feine 
Aenderung zu unjerem Nachteile eintritt, bejonders nicht in dem Teil, der 
für das Gleichgewicht am Adriatiſchen Meere von Intereſſe ift; ebenjo ift 
es unerläßlich, daß unjere Intereſſen in Afrifa in wirkſamer Weiſe ge— 
wahrt werden, beſonders hinſichtlich defjen, was ſich auf die Lage Italiens 
im Mittelländiichen Meere bezieht. E3 ift gewiß, daß dieſe Intereſſen, 
die von jo wejentlicher Bedeutung für die Sicherheit und für die Zukunft 
unſeres Landes find, in einer Politif ihre Verteidigung finden, die als 
Grundlage den Dreibund Hat. Diefe Politif war für ein Bierteljahr- 
hundert eine fichere Grundlage für die Ruhe Europas. Sie hat nicht 
verhindert und hat jogar in gemwifjer Beziehung ed den drei Verbündeten 
erleichtert, mit anderen Mächten bejondere Uebereinfommen zu treffen, die 
ein Syſtem gegenjeitiger Verpflichtungen gefchaffen haben, durch das ein 
Streit auägeicloffen ıft, und das in der Sache de3 Friedens eine neue 
Bürgichaft bildet. Was insbejondere Stalien betrifft, jo ift der Dreibund 
eine Garantie für unſere Intereſſen auf dem Balkan. In der Tat fichert 
uns, was Makedonien betrifft, der Dreibund, wie jchon mein Vorgänger, 
Herr Tittoni, in der Kammer erflärt hat, gegen jede ohne uns vorge- 
nommene Aenderung, und was Albanien angeht, jo bietet und ein Sonder- 
abfommen mit Dejterreich-Ungarn, das ein Zujag zu den Bündnisverträgen 
ift, eine Sicherheit gegen Uenderungen, die das Gleichgewicht an der Adria 
berühren würden. Dieje Politif war im gleihen Maße für unfere Inter— 
eſſen im Mittelmeer von Vorteil, die eine vollftändige Dedung in dem 
Abkommen mit Frankreih und der Verftändigung mit England gefunden 
hat. Dieje Politik findet mithin ihre volle Berechtigung in unferen wejent- 
lichſten Intereſſen. Die Zweifel, die aufgetaucht find, um zu unterftellen, 
daß dieje Politik jegt abgeſchwächt fei, find unbegründet. Tatſächlich find 
unjere Beziehungen zu Defterreih-Ungarn jehr herzlich, wie das gegen=- 
jeitige Vertrauen beweiſt, das die Beziehungen zwijchen den Regierungen 
Europäifcher Gejchichtsfalender. XLVII. 22 
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in Rom und Wien befeelt. — Bezüglich Englands erinnert der Minijter 
daran, daß Stalien, als vor einer Reihe von Jahren die erjten Verhand- 
[ungen zu dem Bündnis mit den Zentralmächten eingeleitet wurden, Sorge 
getragen habe, die alten, unveränderten Beziehungen zu England zu be- 
tonen, auf die es nicht würde verzichten fönnen. Die beiden Kaiſerreiche 
hätten die Bedeutung und den Wert diejer loyalen Erklärung anerkannt, 
indem fie zugaben, daß jolche Beziehungen wohl vereinbar mit dem Bei- 
tritt Italiens zum Bündnis jeien; auch Lord Figmaurice habe fürzlich im 
Haufe der Lords erklärt, daß die Tatſache, in guten Beziehungen mit einer 
Macht zu jtehen, es nicht notwendig made, daß man zu einer anderen 
Macht in jchlechten Beziehungen ftehe. Im vergangenen Dezember Habe 
Fürſt Bülow Iebhaft gegen die Behauptung der Möglichkeit von Reibungen 
zwiſchen Deutſchland und Großbritannien proteftiert. Hieraus jchöpfe er 
da3 Vertrauen, daß die traditionellen Beziehungen Stalien zu England 
auch für die Zukunft wie es in der Vergangenheit gemwejen jei, ein Element 
des guten Einvernehmens unter den Nationen jein werde. Auch Hat die 
Politif, die zur Grundlage den Dreibund Hat, die alle unjere Intereſſen 
in den Ballanftaaten und im Mittelmeer wahrt und welche die intimen 
Beziehungen aufrecht erhält, nicht die gewünjchten Annäherungen ver- 
hindert und bleibt ein fefter Grundpfeiler des europäifchen Fsriedend. Der 
Wille der Völker und die Tätigkeit der Diplomatie arbeiten gemeinjam 
daran, die Streitpunfte auf der Grundlage der gegenjeitigen Anerkennung 
und der berechtigten internationalen Intereſſen zu Iöjen. Die Politik, die 
von dem Bejtreben nad) einem gerechten Ausgleich erfüllt ift, bildet die 
unerläßlihe Bedingung für die wirtichaftliche Entwidlung und für die 
Zivilifation der Völker. Seien Sie überzeugt, daß Stalien zu diejer Politik 
mit dem Bemwußtjein jeiner Pflichten und jeiner Rechte beiträgt. (Leb— 
hafter Beifall.) 

De Martino erklärt ſich Hierauf jehr befriedigt und dankt dem 
Minifter. 

28. April. (Mailand.) In Gegenwart ded Königspaares 
wird die internationale Austellung für Verkehrsweſen eröffnet. 

7. Mai. (Kammer) Marineminijter Mirabello ermidert 
auf eine Interpellation, die italienische Flotte ftehe feiner anderen 
in Material und Bewaffnung nad. 

Mai. (Generalauzftand.) 


In Turin ftreifen die Tertilarbeiter, um Verkürzung der Arbeits- 
zeit zu erlangen, aus ntenftößen Ihliegen fi) verwandte Gewerbe an. 
Da e3 zu heftigen Zujammenftößen mit der Polizei fommt, wird für einen 
Generalſtreik agitiert und in einigen Städten, wie Mailand, Rom, Bo- 
logna, verjucht (10. Mai). Der Streif hört am folgenden Tage ergebnis- 
[08 auf. Zahlreihe Ausjtändige werden wegen Ausjchreitungen angeklagt. 


10. Mai. (Kammer.) Debatte über den Ausftand. 


Auf mehrere Anfragen über die Ausftände jeit Mitte April ermidert 
Minifterpräfident Sonnino: Die Unruhen in Calimera hätten ihren Ur- 
ſprung nicht in einem Konflikt zwiſchen Kapital und Arbeit gehabt, jon- 
dern jie jeien Durch die dortige Bevölkerung verjchuldet worden und Hätten 
dann die Exzeſſe in Turin und Bologna nad) fi) gezogen, obwohl ber 
Präfekt von Turin fi alle Mühe gegeben Habe, fie zu verhindern umd 
eine Verjtändigung herbeizuführen. Redner beklagt Die Politifche Agitation, 
vermittel3 derer eine einzelne Partei verjuche, jich zur Herrin der poli- 
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tiſchen Anſchauung der Arbeiterflaffe zu machen. Er geht ſodann auf die 
eftrigen und heutigen Vorfälle in Bologna ein, wobei er unter lebhaften 
Beifall der Mehrheit der armeefreundlichen Kundgebungen gedachte, die 
bei der Verhaftung exzedierender Ausftändiger durch Angehörige der be- 
mwaffneten Macht von der Bevölkerung jpontan veranftaltet wurden. Der 
Minifterpräfident erflärt unter erneutem Beifall, daß Gewalttätigfeiten 
nicht geduldet werden könnten, gleichviel von welcher Seite fie fämen. Es 
fei beflagenswert, daß die Arbeitermaffen zu Unruhen aufgereizt würden. 
Die Aufwiegler trügen die volle Verantwortung für die Folgen ihres 
Treibens. Die einzig mögliche Abhilfe jehe er in der Erziehung der Volfs- 
mafjen zum Ordnungs- und Pflichtgefühl. Die Regierung werde ihre 
Pflicht jedenfall3 erfüllen und nötigenfall3 auch mit Strenge die öffent- 
lihe Ordnung aufrecht erhalten. Sie werde die Schuldigen ohne Zögern 
verhaften lafjen und zähle bei diefem Vorgehen auf die moralijche Unter- 
ftügung der Kammer und des Landes. (Beifall.) — Abg. Bijjolati (Soz.) 
tadelt das Vorgehen der Polizeibeamten in Turin. Dieje Beamten und 
nicht die Arbeiter hätten verhaftet werden müffen. Die fozialiftiiche Gruppe 
der Kammer habe vom Generalausftand abgeraten; nun, mo derjelbe gegen 
ihren Rat doch ausgebrochen fei, Habe fie zur Verhinderung von Aus— 
fchreitungen einen Gejegentwurf eingebracht, der die Heranziehung von 
Truppen bei den Kämpfen zwijchen Arbeitgebern und Arbeitern unter- 
jagen und jo die Megeleien unter den Arbeitern verhindern ſolle. Gie 
verlange die fofortige Beratung dieſes Geſetzentwurfes. Die jozialiftiiche 
Gruppe werde jedes gefegliche Mittel anwenden, um ihr Ziel zu erreichen. 
Wenn fie eine Niederlage erleide, werde fie Darüber Beichluß faflen, ob es 
angezeigt jei, daß fie weiter in der Kammer bleibe. 

Die Kammer lehnt den Antrag der Gozialiften ab. 

11.12. Mai. (Kammer) Mandatsniederlegung von So— 
zialiften. 

Der BPräfident verlieft ein Schreiben von fozialiftiichen Abgeord- 
neten, die darin die Niederlegung ihrer Mandate ankündigen: 1. wegen 
der Turiner Vorfälle, 2. wegen der gejtrigen Abjtimmung, in der die 
Kammer ihren Antrag auf Nichtverwendung von Militär bei Streifunruhen 
behufs Verhinderung von „Arbeitermafjacres” abgelehnt habe, und 3. wegen 
Abweiſung des Antrages betreffend die Arbeiterinjpeftion. Minifterpräfident 
Sonnino fordert die Kammer auf, die Mandatsniederlegung abzulehnen. 
Das Vorgehen der jozialiftiichen Deputierten, das dazu beitragen könne, 
die Bewegung zu unterftügen, jei ein jchwerer öfonomijcher und moralijcher 
Schaden. — Die Hammer lehnt die Mandatsniederlegung ab. — Da die 
Abgeordneten auf ihrem Austritt beftehen, genehmigt die Kammer die 
Niederlegung (12. Mai). 


17. Mai. (Kammer) GSüdbahnfrage. Niederlage des Ka— 
binett3. Demiſſion. 


Minifterpräfident Sonnino fordert, daß die Kammer am 28. mit 
der Beratung der Südbahn beginne. Abg. Majorana empfiehlt, für die 
Beendigung der Arbeiten der mit der Prüfung des Südbahnentwurf3 be- 
auftragten Kommifjion feinen Termin feftzujegen, damit deren Arbeiten 
ungeftört vor fich gehen könnten. — Die Regierung beharrt auf ihrem 
Antrag, um jchleunigft Klarheit und Ordnung jchaffen zu können. Troß- 
dem wird mit 179 gegen 152 Stimmen bei 40 Stimmenthaltungen be- 
ichloffen, feinen Termin für die Vorlegung des Kommiſſionsberichts feit- 
zufegen. — Infolgedeſſen tritt das Kabinett Sonnino zurüd. 

22* 
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25. Mai. In NReggio in Kalabrien werden bei einem Zus 
jammenftoße zwijchen Zandleuten und Karabinieri mehrere Tumul— 
tuanten getötet oder verwundet. 

29. Mai. Folgendes Minifterium wird gebildet: Präfidium 
und Inneres Giolitti, Auswärtiges Tittoni, Juſtiz Gallo, Schaf 
Majorana, Finanzen Maffimini, Krieg Generalleutnant Vigano, 
Marine Admiral Mirabello, Unterricht Fufinato, öffentliche Arbeiten 
Gianturco, Aderbau Cocco-Ortu, Poſt Schanzer. 

Anfang Juni. (Trapani.) Wegen der Verurteilung des 
früheren Kultusminiſters Nafi, der wegen Unterjchlagungen an— 
geklagt war, brechen in feiner VBaterjtadt Trapani jchwere Unord— 
nungen aus. Königsbüften, Staat3wappen u. dgl. werden zer: 
trümmert, die franzöfiiche Flagge gehißt. 

3. Juni. Bei der durch die Mandatöniederlegung der Sozia— 
liften notwendig gewordenen 24 Neuwahlen verlieren die Sozialijten 
drei Sitze. 

12. Juni. (Kammer.) Programmrede Giolittig. Vertrauen?- 
votum. 

Minifterpräfident Siolitti äußert zunächft den Wunſch, daß die 
Kammer vor den Ferien noch eine Reihe von Gejegentwürfen in Beratung 
ziehen möge, ſpeziell diejenigen betreffend die Maßnahmen zugunften der 
jüdlichen Provinzen, an denen die Regierung noch mehrere Verbejjerungen 
vorzunehmen gedenfe; ferner die Vorlagen betreffend den Betrieb der 
Staateifenbahnen und den Bau von Anſchlußbahnen auf Sizilien; endlich 
die Vorſchläge zugunften der fizilianischen Schwefelinduftrie und den Be— 
richt betreffend die Zuftände in der Marine. Zu dem legten Punkte werde 
der Marineminifter ſechs Gejegentwürfe einbringen, in denen die Wünjche 
der Unterfuhungsfommiffion Berüdfichtigung finden jollen. Bezüglich der 
Konvention betreffend den Ankauf der Meridionalbahnen jei eine Ber- 
längerung der Frift um ſechs Monate vereinbart worden; er bitte aber 
nichtödeftomweniger die Kommiffion, möglichft bald den Bericht fertigzuftellen. 
Er werde fjofort eine Gefeßesvorlage zugunften der durch den Ausbruch 
des Veſuv Gejchädigten einbringen. Eine weitere Vorlage joll die Regie— 
rung ermächtigen, durch einen Erlaß für die Schaffung einer Arbeits- 
inspeftion, durch welche die Regierung ihre in dem Abkommen mit Franf- 
reich eingegangene Verpflichtung einlöjen werde, Sorge zu tragen. Zur 
Unterfuhung der Behebung der wirtjchaftlichen Mißſtände, die durch die 
Unruhen in Ießter Zeit befonders in den jüdlichen Provinzen und in Sar— 
dinien zutage getreten find, jeien zwei parlamentarijche Unterſuchungs— 
fommiffionen nötig: die eine müfje die Lage der Bauern in den Süd— 
provinzen und in Sizilien bejonders Hinfichtlih der Tandwirtichaftlichen 
Kontrafte feitjtellen, die andere jolle die Verhältniffe in Sardinien und 
bejonder8 die der Bergarbeiter unterjuchen. Die Regierung jei bei all 
ihrem Vorgehen bei den gejeßgeberifchen Reformen beftändig vor allem 
auf die Befjerung der Lage der arbeitenden Klaſſe bedacht. Sie werde Die 
nationale Arbeit fördern durch die Verbefferung der Verkehrsmittel, durch 
Erleichterung der Ausfuhr, durch eine rajche Vervollftändigung des Wege- 
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netzes, durch eine wirfjame Organifierung des Eijenbahnneges, durch eine 
günftige Geſtaltung des Schiffsverkehrs und durch Verbefjerung des Volks— 
unterricht3 ſowie des höheren techniichen Unterrichts. Werner müßten die 
Arbeit3bedingungen verbefjert und der Lebensunterhalt weniger koftipielig 
gemacht werden. Die Regierung werde ſich bemühen, den bereit3 bejtehen- 
den Gejegen Reſpekt zu verichaffen und werde entjchloffen ihre Reform— 
tätigfeit verfolgen. Drei Bedingungen jeien für den raſchen Fortichritt 
auf dem Reformwege unumgänglich nötig: Friede nad) außen hin, Ord— 
nung im Innern und feftgefügte Finanzen. Der Friede ift ung glüdlicher- 
weije durch Bündnifje gejichert, denen wir entſchloſſen treu bleiben werden, 
ſowie durch Herzliche Freundichaft, die ung mit allen Mächten verbindet, 
insbejondere mit denjenigen, mit denen unjere Beziehungen häufiger und 
traditioneller find. Im Innern werden wir die Ordnung mit ftrenger 
Achtung vor dem Gejeg und allen Bolföfreiheiten mit großer Unpartei- 
lichkeit im Kampfe zwiſchen Kapital und Arbeit aufrecht erhalten. Die 
Finanzlage ift vortrefflih, aber es ift die größte Sorgfalt nötig, um das 
Budget fejtgefügt zu erhalten. Die große liberale Partei wird ſich um 
da3 von mir dargelegte Programm jammeln fönnen, das von freiheitlichem 
Geifte und von der aufrichtigften Liebe zu den arbeitenden Klaſſen erfüllt 
it. Ich bitte die Kammer, Far auszuſprechen, ob das Kabinett auf das 
erforderliche Vertrauen des Parlaments zählen kann. 

Die Kammer jpricht mit 262 gegen 98 Stimmen ihr Vertrauen aus. 


238. Juni. Die Kammer genehmigt mit 218 gegen 35 Stim- 
men den Gejegentwurf zugunjten der Südprovinzen. 


29. Juni. Konverfion der fünfprozentigen Rente. 


In der Kammer erklärt Minifterpräfident Giolitti bei Einbringung 
der Konverfiondvorlage, e3 ſei alles vorbereitet zur Durchführung diejes 
bedeutenden Unternehmens; dann fügt er Hinzu, zur jicheren Verhinderung 
von Börjenjpefulationen und von Verjuchen, den Staatöfredit zu jchädigen, 
jei es notwendig, daß die Kammer noch am heutigen Tage über den Ent- 
wurf entjcheide. Auch der Senat jei heute einberufen, um ebenfalld jofort 
über das Gejeg abftimmen zu können. (Beifall.) — Auf weiteren Antrag 
Giolittis ernennt der Präfident einen Ausjchuß, der den Entwurf prüfen 
und der Kammer darüber berichten joll. Im weiteren Verlaufe der Sitzung 
erftattet Quzzatti namens dieſer Kommiſſion den Bericht und empfiehlt 
die Annahme der Vorlage. Er erklärt, dieje ftelle ein bemundernswertes 
Beilpiel der Kontinuität der Regierung und der Eintracht der Parteien, 
wo die großen Snterefjen des Baterlandes in Frage fommen, dar. Danach 
nimmt das Haus in geheimer Abjtimmung mit 264 gegen 11 Stimmen 
die Vorlage im ganzen an. — Der Senat genehmigt fie mit 74 gegen 
3 Stimmen. 

Der erfte Artikel des Gejeges lautet: Der Schagminifter wird er- 
mächtigt, die Titres der Fonjolidierten zu fünf Prozent brutto verzins- 
lihen Rente und der Eonjolidierten zu vier Prozent netto verzinslichen 
Rente, die im großen Buch der öffentlihen Schuld eingetragen jind, ein- 
zulöfen und dabei den Inhabern die Einlöjung zu je 100 Lire anzubieten 
oder die Zahlung de3 ganzen Koupons von zwei Lire für das zweite Semejter 
1906, jowie de3 am 1. Januar 1907 fälligen Koupons bei Eintaufch der 
gegenwärtigen fünfprozentigen Brutto- und der der vierprozentigen Netto- 
Rente gegen Stüde der neuen Art, deren Zinſen in jedem Semefter zahl- 
bar find. Dieje neuen Titres haben Koupons, deren Fälligkeit mit dem 
1. Zuli 1907 eintritt und die bis zum 1. Januar 1912 laufen bei einem 
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Binsjag von 3,75 Prozent, frei von jeder gegenwärtigen oder künftigen 
Steuer, und fodann Koupons, die vom 1. Juli 1912 an laufen bei einem 
Finsſah von 3,50 Prozent, gleichfalls frei von jeder gegenwärtigen oder 
künftigen Steuer. Pie neuen zu ber gegenwärtigen Konverſion aus- 
gegebenen Titre dürfen bis Ende 1920 nicht in eine andere Rente mit 
niedrigerem Zinsſatz fonvertiert werden. 

4. Juli. Die Kammer jpricht nach dem Bericht der Marine- 
unterfuhungstommijfion der Marineverwaltung mit großer Mehr- 
heit ihr Vertrauen aus. Im Bericht find Veruntreuungen feſt— 
gejtellt worden. 

7. Juli. (Kammer) Mitteilung über die Konverfion. 

Schapminifter Majorana erflärt in Ermwiderung einer Anfrage, 
er werde den Hauptbericht über das Ergebnis der NRentenfonverjion bei 
Wiederaufnahme der Wrbeiten der Sammer vorlegen. Er jei indefjen 
glücklich mitteilen zu können, nachdem heute die Frift für die Rüdzahlungs- 
forderungen abgelaufen jei, daß von acht Milliarden und 100 Millionen 
Kapital nur Rüdzahlungen von ungefähr 1700000 Lire Kapital in Jtalien 
und von ungefähr zwei Millionen Lire Kapital im Auslande verlangt 
worden jeien. In der Summe der in Italien verlangten Rüdzahlungen 
jei indejjen eine Million einbegriffen, die einem Fremden gehöre, jo daß 
italieniſche Inhaber italienischer Rente nur die Rüdzahlung von 700000 Lire 
verlangt Hätten. Er jei auch glüdlich mitteilen zu können, daß an den 
beiden wichtigſten Märkten für die italienifche Rente, Paris und Berlin, 
feine Rüdzahlung verlangt worden jei. Der italienische Schatz Habe die 
große Finanzoperation ganz aus eigener Kraft übernommen. Der Schaf 
habe jich für alle Eventualitäten die Unterftügung zweier mächtiger Finanz- 
ſyndikate gefichert, an deren Spitze das Haus Rothſchild und die Banca 

d'Italia ftänden. Aber diefe Unterftügung müfje lediglich als eine mora- 
lijche betrachtet werden, wie es auch die äußerft Heine Ziffer der geforderten 
Nüdzahlungen beweije. 

Mitte September. In Nordfizilien werden mehrere Ort: 
ichaften durch Erdbeben zerjtört. 

September. In der Preſſe werden ſcharfe Angriffe gegen 
Ofterreich-Ungarn wegen angeblicher maritimer Bedrohungen und 
Mißhandlungen der Italiener in Zara und Fiume erhoben. Der 
„Bopolo Romano“ tadelt die Heße (3. Oktober). 

7. Oktober. (Rom.) Auf dem fozialdemofratiichen Partei- 
tag fiegt nach lebhaften Debatten die gemäßigte Richtung, die den 
Abgeordneten die Unterftüßung eines bürgerlichen Minifteriums 
gejtattet. Bei Streiks jollen Provozierungen des Militärs unter: 
bleiben. 

18. Oktober. (Rom.) Der deutjche Staatzjefretär des Aus— 
wärtigen dv. Tſchirſchkh und Bögendorff Eonferiert mit dem Minifter 
de3 Auswärtigen. 

24.26. November. (Rom.) Der König von Griechenland 
bejucht den König und den Papft. 
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4. Dezember. (Kammer.) Schabminijter Majorana gibt 
ein Yinanzerpofe: 

Danach weit das NRechnungsjahr 1905/06 ftatt des vorgejehenen 
Ueberſchuſſes von 10 Millionen einen ſolchen von 63 Millionen auf und 
zwar, nachdem aus den effektiven Einnahmen noch für die Eijenbahnen 
Ausgaben im Betrage von über 14 Millionen geleiftet, für Amortifierung 
der Schuld 8 Millionen und für Befeitigung der durch die Erdbeben in 
Ealabrien und den Ausbruch des Veſuvs angerichteten Schäden 36 Mil- 
lionen aufgewendet worden waren. Die Erhöhung des Ueberſchuſſes um 
53 Millionen jei außer den durch die Verwaltung erzielten Erjparnifien 
im Betrage von 15 Millionen der überaus günjtigen Entwidlung der Ein- 
nahmen zu danfen. Für das Rechnungsjahr 1906/07, das das erfte jei, 
dem die Vorteile der Rentenfonverjion zugute fommen, dürfe auf einen 
Ueberihuß von 30 Millionen gerechnet werden. In den VBoranjchlägen 
für das Nechnungsjahr 1907/08 ift auf die Erhöhung der Ausgaben, die 
fich aus den von der Regierung vorgejchlagenen Maßregeln ergeben werden, 
Nüdficht genommen worden. Die Voranjchläge für 1907/08 jchließen mit 
einem Ueberſchuß von 17 Millionen Lire ab. Da die Voranjchläge aber 
mit der größten Vorſicht aufgeftellt worden find, darf jchon jegt die Anficht 
ausgeiprochen werden, daß der Ueberſchuß des Rechnungsjahres 1907/08 
fiherlih nicht unter 20 Millionen Lire betragen wird. Eine jo günftige 
Lage gibt der Regierung Anlaß, ihre Sorgfalt vor allem den öffentlichen 
Dienjten zuzumenden. Zu dieſem Zwecke find in dem Budget für 1907/08 
bejonder3 die Summen für die Univerfitäten, für italienische Schulen im 
Auslande, für Aderbau, für den Poſt-, Telegraphen- und Telephondienft 
u. ſ. w. erhöht worden. Maßregeln wirtichaftlichen und fozialen Charakters 
werden durch Gejegentwürfe vorgejchlagen werden. Für die öffentlichen 
Dienfte find außer den Aufwendungen aus den ordentlichen Einnahmen 
auch ſolche aus außerordentlichen Einnahmen nötig. Da die Regierung 
von der Aufnahme irgend einer Anleihe nicht3 wijjen will, beabjichtigt jie, 
dieſe Aufwendungen bis zum Betrage von 60 Millionen aus dem zu Ende 
des Rechnungsjahres 1905/06 feftgeitellten Weberichuffe zu deden. Es 
braucht nicht befürchtet zu werden, daß durch die Entnahme von 60 Mil- 
lionen Lire au3 der Schaßfafje dieſe Kafje in eine jchwierige Lage gebracht 
wird. Für die Eifenbahnen wird die Regierung auf den Kredit zurüd- 
greifen, aber nur für außerordentliche Bedürfnifje. Der Amortifationsdienft 
joll wie eine Berwaltungsausgabe der Eijenbahnen behandelt werden. 
Ein Gejegentwurf wird zu diejem Zwecke die Ermächtigung zur Veraus- 

abung von 610 Millionen Lire verlangen, die zufammen mit den 300 
Millionen, deren Verausgabung bereit3 genehmigt ift, eine Summe von 
910 Millionen Lire ergibt, die bis 1910/11 für die Verbefjerung des 
Eijenbahndienfte3 zu verwenden find. In dem Gejegentwurf wird vor- 
gejchlagen, diefe Summe durch die Ausgabe von Bertififaten zu bejchaffen, 
die mit 3,5 Prozent anjtatt 3,65 Prozent verzinslich, auf den Namen 
fautend und in 40 Jahren rüdzahlbar jein jollen. Die Kreditverhältnifie 
Italiens jeien, wie es das glüdliche Ergebnis der großen Konverjiong- 
operation ermweije, ausgezeichnet. Die Hinterlegungsfafje würde zum Be— 
weis der guten Kreditverhältniffe im nächſten Jahre die Zinjen für die 
Anleihen, welche an Gemeinden und Provinzen gewährt worden jeien, von 
4,25 Prozent auf 4 Prozent herabjegen, was für viele Gemeinden, die fich 
in jchwieriger Lage befinden, eine Erleichterung bedeuten werde. Die Re- 
gierung beabfichtige, auch noch andere Maßnahmen zum Beten der Ge- 
meinden und Provinzen zu treffen. Einen Hauptprogrammpunft der Re- 
-gierung bilde die Herabjegung der drücdendften Steuern. 


344 Italien. (Dezember 7.—18.) 


7. Dezember. (Rammer.) Minifter der öffentlichen Arbeiten 
Gianturco jchildert die Eifenbahnen, die durch den zwanzigjährigen 
Privatbetrieb gelitten hätten. Für Wagenbejchaffung und andere 
Bedürfniffe müßten in vier Jahren 900 Millionen aufgewendet 
werden. 

Mitte Dezember. In Rom und anderen Städten gibt es 
antiklerifale Demonftrationen aus Anlaß des franzöſiſchen Kon— 
flitte8 mit der Kurie. — Am 28. demonjtrieren 27 katholiſche 
Vereine in Rom dagegen. 

15.118. Dezember. (Kammer) Zittoni über die auswär- 
tigen Beziehungen. 

Abg. Artom billigt die Dreibundspolitift und wünſcht namentlich 
Pflege der Beziehungen zu Defterreih-Ungarn. Abg. Santini bedauert, 
daß Tripolis für Ftalien wertlos geworden jei, da England und Frank— 
reich ſich das Hinterland geteilt hätten. Abg. Bijjolati: Der Dreibund 
jei ein unnüges Band für Italien und ſetze es der Gefahr eines Konfliktes 
mit England aus. 

Am 18. erklärt Minifter ded Auswärtigen Tittoni: Ich kann mid 
voll und Herzlich der ebenjo warmen wie wirkſamen Berteidigung an— 
ichließen, die Fürft Bülow und Frhr. v. Aehrenthal dem Dreibund zuteil 
werden ließen. Der Dreibund wird nad wie vor die Baſis unjerer Politik 
fein; ihm wollen wir treu bleiben. Diejenigen täufchen fich, die von Zeit 
zu Beit auf den bloßen Anjchein Hin die Schwächung des Dreibundes feft- 
ftellen zu können behaupten und jein nahes Ende vorausjagen. Der Drei- 
bund ift ftet3 friedlich gewejen und verhindert in feiner Weije die freund- 
ichaftlichiten Beziehungen zwiſchen den Mächten, die den Dreibund bilden, 
und jenen, die außerhalb des Bundes ftehen. Er verdient das größte 
Lob, weil er Europa lange Jahre des Friedens verichafft hat. Er be- 
wahrte Stalien vor Vereinfamung und ermöglichte ihm eine unabhängige 
Politik. Stalien nimmt im Dreibund feineswegs eine niedrigere Stellung 
ein als die beiden anderen Mächte. Was das Berhältni3 zwiſchen Italien 
und Deutjchland anbelangt, jo dementiert Tittoni entjchieden die Gerüchte, 
da Deutjchland bei den Verhandlungen Ftaliend mit den anderen Mächten 
wegen Tripoli8 und Abeſſiniens irgendwie interveniert hätte. Durch die 
Frage der Funfentelegraphie jeien in feiner Weile Schwierigkeiten zwiſchen 
Ktalien und Deutjchland gejchaffen worden. Dieje Frage, die eine tech— 
nijche, aber feine politijche fei, jei in freundjichaftlichftem Geifte behandelt 
worden. Zwiſchen ihm und dem Botjchafter Grafen Monts beftänden die 
freundfchaftlichten Beziehungen. Was die Angelegenheit der Konferenz 
von Algeciras betreffe, jo * Fürſt Bülow die Korrektheit Italiens und 
ſeines Vertreters auf der Konferenz anerkannt. Als er, Tittoni, im Juni 
1906 die Leitung der auswärtigen Angelegenheiten wieder übernommen 
habe, habe er mit dem Fürften Bülow Erklärungen ausgetaufcht über ein 
fortgejegtes vollftändiges Einvernehmen über alle internationalen Fragen. 
Freundliche Beziehungen mit England zu unterhalten, jei für Italien nötig. 
Was die von Rednern angedeutete Möglichkeit eines engliich-deutichen Kon- 
flittes anlange, jo glaube in Defterreich, das ebenfalls herzliche Beziehungen 
mit England unterhalte, niemand ernftlid daran. Außerdem feien Stalien 
und Dejterreih-Ungarn bei den höchſten Intereſſen, die jie daran hätten, 
daß jold ein Konflikt nicht eintreten werde, in erfter Linie dazu berufen, 
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die Annäherungsbewegung zwiichen Deutichland und England zu erleichtern. 
Dieje Annäherung finde in Deutichland und England die Unterftügung 
der namhafteften Politifer. Der Minifter weiſt dann auf die Rede des 
Fürften Bülow Hin, der eingehend ausgeführt habe, daß, wenn auch zwifchen 
Deutichland und England es Mißverftändnijje geben könnte, doch fein 
Grund zu einem Konflitt oder noch weniger zu einem Kriege beftehe. 
Im Jahre 1905 Habe Fürft Bülow ſich weniger optimiftifch ausgejprochen, 
was bemweije, daß die Beziehungen gebejjert jeien. In gleihem Sinne 
hätten Tichirichky, Grey, Balfour und Campbell Bannermann fich geäußert. 
Demgegenüber könne er irreleitenden Preßpolemifen feine Bedeutung bei- 
legen, die audh vom Fürften Bülow und Bannermann verurteilt worden 
feien. — Ueber die Beziehungen zwijchen Stalien und der öfterreichifch- 
ungariihen Monarchie jtellt er feit, daß die Regierungen der beiden Länder 
glüdlicherweije mehr Ruhe und mehr Klugheit bewiejen haben als ein Teil 
der Preſſe der beiden Länder, der zu wiederholtenmalen die öffentliche 
Meinung durch Mebertreibungen und manchmal dur Erfindungen in 
lebhafte Beunruhigung verjeßte, in der häufig die einfachſten Ereigniffe 
unter jenjationellen, phantaftiihen Gefichtspunften dargejtellt werden. Mit 
aller Bejtimmtheit erklärt er, daß Baron Aehrenthal und er entjchloffen 
jeien, in jeder Beziehung in vollem Einvernehmen vorzugehen, kalten 
Blutes und mit dem Gefühl des aufrichtigen gegenjeitigen Wohlwollens 
jeden Zweifel zu behandeln, der ſich ergeben würde, und derartigen Kund— 
gebungen, die jie beide beflagt hätten und ſtets beklagen würden, feinerlei 
Rechnung zu tragen. Die Tätigfeit der beiden Regierungen müſſe darauf 
gerichtet fein, alle zu begünjtigen, was die beiden Nationen einander 
nähere, und alles jorgfältig zu vermeiden, was Verdacht, Mißtrauen und 
Empfindlichfeiten hervorrufen fünne. Der Minifter verurteilt dann Die 
irredentiftiichen Kundgebungen in Stalien und ftellt feit, daß jeit 1904 
eine langjame, aber anhaltende Befjerung in dem Gefühl der öffentlichen 
Meinung gegen Defterreih-Ungarn eingetreten jei. In der makedoniſchen 
Frage find unfere Intereſſen durch unjeren Vertrag, in der albanijchen 
Frage durch das zwiſchen Visconti-Venofta und Goluchowski gejchlofjene 
Abkommen fichergeitellt worden. Auf diejer Grundlage Haben wir unjere 
Intereſſen meiter geſchützt. Mit Defterreich-Ungarn ftehen wir bis zum 
Augenblid im volliten Einvernehmen und werden dies auch in Zufunft 
tun. Unjere Beziehungen zu den Ballanftaaten find ausgezeichnete. In 
den legten Tagen unterzeichneten die Delegierten in Bufareft den rumä- 
niſchen Handelövertrag, bald beginnen die Handelövertragsverhandlungen 
mit Serbien. Was die makedoniſchen Reformen betreffe, jo werde jich die 
Wirkung der türkiſchen BZollerhöhungen erft in einiger Zeit überjehen 
lafien. Die Gendarmerieorganijation werde bald Fräftige Erfolge zeitigen. 
Im griechiſch-rumäniſchen Konflikt bot Italien beiden Ländern jeine guten 
Dienfte an. In Kreta fcheine es Zaimis gelungen zu jein, die Gemüter 
zu beruhigen; die italienischen Offiziere und Unteroffiziere lehren Ende 
des Monats zurüd. Die Beziehungen zu Frankreich jeien freundichaftlich 
und herzlich. Solange der Dreibund fortfahre, die friedliche Miffion aus- 
zuüben, die in feinem Charakter liege, jo lange Stalien und die befreun- 
deten Mächte in der gegenwärtigen Friedenspolitik verharren, brauche 
Ktalien nicht, wie man behaupte, zwiſchen Bündnis und Freundichaft zu 
optieren. Man müſſe nur die gegenwärtige Politif fortjegen. Darum 
treu zum Bund, welcher Italien geftatte, die Freundjchaft zu pflegen und 
dadurch den europäilchen Frieden fiherel Die Politik Italiens müjje darin 
beftehen, den Dreibund aufrecht zu erhalten und zu fejtigen und Die 
Freundichaft mit England und Frankreich zu pflegen. In den Beziehungen 
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zu Deutichland und Defterreicdy müfje Stalien die größte Aufrichtigfeit und 
Loyalität beobachten. 


VII. 
Die Römiſche Kurie. 


17. Februar. Der Papſt veröffentlicht eine Enzyklika über 
das Trennungsgeſetz in Frankreich. 

Sie verzeichnet im einzelnen die verſchiedenen auf die Trennung 
vorbereitenden ſtaatlichen und geſetzlichen Maßnahmen: Eheſcheidung, Lai— 
cifierung der Schulen und Hoſpitäler, Wehrdienſt des Klerus, Aufhebung 
der Orden, Abſchaffung der öffentlichen Gebete, der religiöjen Abzeichen 
u. ſ. w. Der Heilige Stuhl Habe nicht3 unverjucht gelafjen, um die fran- 
zöſiſchen Machthaber auf der abſchüſſigen Bahn aufzuhalten, aber weder 
eo XIII. noch er, Pius X., haben etwas erreicht; jchließlih habe Die 
Gewalttätigfeit der Feinde der Religion ihr Werf doch vollendet. Der 
Papſt geht dann auf die Frage der Trennung von Staat und Kirche 
grundjäglich ein, jedoch ift aus dem Zujammenhange zu erfennen, daß er 
in der Hauptjadhe mehr die Trennung eines einmal bejtehenden vertrag- 
lihen Berhältnijje® im Auge hat, wie ja die Vereinigten Staaten von 
Nordamerika ein jolches Verhältnis nicht kennen, feinerlei „Denomination“, 
d. h. keinerlei fonfejjionellen Kultus anerkennen, ohne daß von Firchlicher 
Ceite dagegen Proteft erhoben würde. So wenig wie Pius X. die in den 
Vereinigten Staaten bezüglich der Kirche beftehenden Berhältnifie hat ver- 
urteilen wollen, jo wenig fann in jeinen Ausführungen eine Spite gegen 
die jüngjten theoretischen Auseinanderjegungen des Biſchofs von Eremona, 
Migr. Bonomelli, zu diefem Thema gejehen werden, ganz abgejehen davon, 
daß dies Schreiben des Papftes zu einem Beitpunfte bereit3 abgejchlofjen 
war, als von dem Hirtenbriefe de3 Cremonejer Kirchenfürften noch nichts 
befannt war. Der Papſt bezeichnet die Forderung, daß Staat und Kirche 
voneinander getrennt werden müßten, al3 eine abjolut faliche Theje, als 
einen verderblichen Irrtum; fie bejchränfe die Aufgabe des Staates unter 
Leugnung der übernatürlichen Ordnung auf die ausschließliche Förderung 
der zeitlichen Wohlfahrt, als wenn ihn die höchſte Aufgabe dieſes Lebens, 
die Erlangung der ewigen Geligfeit für den Menjchen, nicht? anginge. 
Dieje Theje ſtürze die von Gott in der Welt eingejegte Ordnung um, 
welche ein Harmonijches Verhältnis zwiſchen Staat und Kirche fordere. 
Sn der Trennung lägen Keime der Zwietracht, die fich zwiſchen beiden 
Faktoren jehr jcharf geftalten könne; fie bedrohe die bürgerliche Gejellichaft 
mit jchweren Nachteilen. So hätten denn die Päpfte nad) Zeit und Um- 
ftänden die Trennung öfter verurteilt, und auch noch Leo XIII. habe dies 
getan. Wenn aber die Trennung dem chriftlichen Staate jchon jchwere 
Nachteile bringe, um mie viel mehr dem jo lange mit der Kirche verbunden 
gewejenen Franfreih! Um fo größer auch das Unrecht, das von dieſer 
Ceite jet dur) das Trennungsgeſetz der Kirche geichehe. Der Papft jegt 
dies im einzelnen auseinander, wie das bereit3 in den Kommentaren zum 
Weißbuch gejchehen it, und führt dann aus, daß der Staat bei Löſung 
des Konkordatsvertrages der Kirche doch wenigſtens die gemeine Freiheit 
hätte laſſen müfjen, ftatt deſſen ftelle er fie durch gehäjjige Ausnahme- 
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maßregeln unter die mwillfürliche Herrjchaft der bürgerlichen Gewalt; der 
Staat geftatte jih einen Einbruch in das ausjchließliche Gebiet der Firch- 
lichen Gewalt. Im bejonderen weiſt der Papft dies an der Berfafjung 
der Kultusgenoſſenſchaften nah. Laut Meldungen aus Rom foll Pius X. 
nur dann die Rultusgenofjenjchaften anerkennen wollen, wenn dieſe fich 
im Einvernehmen mit dem zuftändigen Bilchof bilden und dieſem fich 
unterordnen. Die bezüglichen Beitimmungen des Trennungsgejeges jeien, 
erklärt der Bapft, gegen die Konſtitution, nach welcher Chriftus die Kirche 
gegründet hat. Die Kirche bilde eine in jich ungleiche Gejellichaft, indem 
fie aus zwei Kategorien von Perſonen beftehe, von denen die eine zu führen 
habe als die Hirten, die andere, die Menge, al3 gelehrige Herde zu folgen 
habe. Dieſem Prinzip ſei direkt zuwider die Errichtung von Laiengejell- 
ichaften mit den ihnen vom Geſetz zugemwiejenen Befugnifjen betreffend die 
firchlichen Gebäude, da3 Kirchenvermögen, den Kultus, die Seminarien 
u. ſ. mw. Ueber die hierarchiſche Gliederung der Kirche Hülle ſich das Geſetz 
ganz in Schweigen, der Staatsrat jei jchließlich allein fompetent, und Die 
firchliche Autorität Habe feine Gewalt mehr über die Kultusgenofjenjchaften. 
Ueberdied würden aus der unklaren Faſſung mancher Bejtimmungen viele 
Streitigkeiten bezüglich der Auslegung fich ergeben. Gegen die göttlichen 
Beftimmungen verjtoßend, jei das Gejeg auch auf3 äußerfte der Freiheit 
der Kirche feindlich durch die Einjchränfung der Tätigkeit der Geiftlichkeit, 
der Ausübung des Kultus, durch Aufhebung der inneren Kirchenpolizei, 
joweit fie durch die Kirche ausgeübt werde, durch Strafandrohungen, die 
der Willfür Tür und Tor öffneten. So verjege das Geſetz die Kirche in 
eine demütigende Lage und beraube die ungeheure Mehrheit der friedlichen 
Bürger Frankreich de3 geheiligten Rechtes, ihre Religion nach eigenem 
Willen zu üben. Zu der Entfremdung der der Kirche gehörigen Güter 
übergehend, proteftiert der Papſt aufs neue gegen die rechtswidrige Ein- 
ziehung aller vor dem Konkordat errichteten Firchlichen Gebäude und gegen 
die Bejeitigung des Firchlichen Budgets, das, zum Teil wenigſtens, doch 
nur eine Entihädigung darftelle, fein Gejchent. Wenn der Papft die An-- 
fäufe der feinerzeit eingezogenen Kirchengüter in Ruhe gelafjen habe, jo 
ſei dies nur in der Meberzeugung gejchehen, daß der Staat auch immer 
feine Zuſage bezüglich de3 Budget3 halten werde. Die Folgen dieſes Ge- 
ſetzes für Frankreich würden höchſt verderblich fein. „Wir können nicht 
ohne die lebhafteſte Angft jehen, wie die Regierung einen Aft begeht, der, 
indem er auf dem religiöjen Gebiete die jchon allzu jchlimmen ernften 
Zeidenjchaften noch weiter reizt, geeignet zu jein jcheint, in einem ganzen 
Lande das Unterfte zu oberft zu fehren. Und darum, uns erinnernd an 
unſere apoftolijche Aufgabe, und der gebieterifchen Pflicht bewußt, die ung 
auferlegt, die unverleglihen und heiligen Rechte der Kirche gegen jeden 
Angriff zu verteidigen und in ihrer vollen Unverderbtheit zu bewahren, 
fraft der höchſten Autorität, die und Gott verliehen Hat, weijen wir zurüd 
und verurteilen wir aus den oben auseinandergejegten Gründen das in 
Frankreich angenommene Gejeß über die Trennung von Kirche und Staat 
al3 tief beleidigend für Gott, den e3 amtlich verleugnet, indem e3 als 
Grundjag aufitellt, daß die Republik feinen Kultus anerkennt: „Wir 
weifen es zurüd und verurteilen es al3 eine Verlegung des Naturrechts, 
des Bölferreht3 und von Treue und Glauben, die bei Verträgen gelten 
müffen; al3 der göttlichen Verfaffung der Kirche zumider, ihren wejentlichen 
Rechten und ihrer Freiheit; weil es die Gerechtigkeit umftürzt und die 
Befigrechte mit Füßen tritt, welche die Kirche unter vielfachen Rechtstiteln 
und außerdem kraft des Konkordats erworben hat; wir vermerfen und 
verurteilen es als jchwer beleidigend für die Würde de3 apoftoliichen 
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Stuhles, für unfere Perſon, für den Epijlopat, für den Klerus und alle 
Katholiken Frankreichs. So proteftieren wir aljo feierlihd und mit aller 
Kraft gegen die Einbringung, die Annahme und Belanntmachung Ddiejes 
Gejeged und erflären, daß ed niemals gegen die unabänderlichen und 
unverjährbaren Rechte der Kirche angeführt werden fann, um jie als 
fraftlo8 zu erflären.“ Den Biihöfen jpendet der Papft dann Troft in 
ihrer bedrängten Lage durch den Hinweis auf die VBorjehung, die alles 
zum Guten lenfe, zumal die Kirche ftet3 wieder aus jchlimmer Lage befreit 
habe. Unter Umftänden, unter denen jede rein menjchlihe Einrichtung 
notwendig hätte zuſammenbrechen müflen, habe die Kirche aus ihren Prü- 
fungen immer neue Kraft geihöpft. Was die Verfolgungsgejege angehe, 
die der Haß gejchmiedet habe, jo würden fie ſchließlich mit Weisheit auf- 
gehoben, wenn fich der Nachteil zeige, den die Staaten davon Hätten. 
„Möge es Gott gefallen, daß Diejenigen, die in dieſem WAugenblid in 
Frankreich an der Macht find, bald in diefem Punkte das Beifpiel derer 
befolgen, die ihnen darin vorangegangen find." Der Papſt erteilt dem 
Epijfopat dann Weijungen für feine Tätigkeit in den Schwierigkeiten der 
gegenwärtigen Stunde. Zum Sclufje wendet jich der Papſt an die Katho- 
liken Frankreichs: „Ihr kennt das Ziel, das fi) die gottlojen Geheim- 
ejellichaften gejegt haben, die euer Haupt unter ihr Joch beugen, denn 
Be haben e3 ſelbſt mit zyniſcher Kühnheit proflamiert: Franfreich zu ent- 
fatholifieren. Mit ganzer Seele müßt ihr euren Glauben verteidigen; 
aber täujcht euch nicht: Arbeit und Anftrengungen wären vergebens, wolltet 
ihr die Stürme, die man gegen euch unternimmt, abmwehren, ohne ſtark 
geeint zu jein. Berzichtet alſo auf alle Keime der Zwietracht, die etwa 
unter euch vorhanden find. Eure Sache ijt eine von denen, für deren 
Triumph jeder gerne etwas von jeinen perjönlichen Meinungen opfern joll.“ 
(„Köln. Volksztg.“) 


21. Februar. Der Papft verurteilt in einer Anſprache an 
franzöſiſche Bilchöfe in einem Konfiftorium Jcharf die Trennung 
von Kirche und Staat in Frankreich. Er werde dieje Gejeßgebung 
nie anerkennen. 

Ende Juli. Enzyklika des Papftes an die italienijchen Bi- 
ichöfe über die Erziehung des Klerus und feine Beteiligung am 
politifchen Leben. 


Ueber Seminar- und Univerfitätsftudium wird gejagt: Die Semi- 
narien ſollen forgfältigft ihrer eigenen Beftimmung dienen und ausſchließ— 
fi für die Vorbereitung folder Zünglinge dienen, welche ih dem hohen 
Berufe von Dienern EChrifti widmen, nicht aber denjenigen, welche ſich 
einer weltlichen Bejchäftigung zumenden wollen. Das Studium der Philo- 
jophie und Theologie und der verwandten Wifjenjchaften, beſonders das— 
jenige der Heiligen Schrift, joll fi vollziehen unter Beobadhtung der päpit- 
lihen Vorjchriften und unter Anlehnung an den heiligen Thomas. ... 
Die Biſchöfe jollen mit der gemifjenhaftejten Sorgfalt über die Profefjoren 
und ihren Vortrag wachen, indem fie diejenigen zur Pflicht zurückrufen, 
welche jich gefährlichen Neuerungen zumenden und fie rüdjicht3los8 vom 
Lehramte entfernen, wenn die Ermahnungen ohne Erfolg geblieben find.... 
Der Univerfitätöbejuch möge jungen Klerifern nur aus ſchwerwiegendſten 
Gründen und unter den größten Kautelen von jeiten der Biſchöfe geftattet 
werden. Gänzlich unterjagt fei den Seminariften die Anteilnahme an irgend- 
welchen äußeren Agitationen, und daher verbieten wir ihnen die Lejung 
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von Zeitungen und Beitjchriften ausgenommen unter Teßteren Diejenigen 
von gejunden Grundjäßen, jofern der Bijchof fie geeignet für das Studium 
der Böglinge hält. — Ueber die „Volksaktion“ heißt es: Betreff3 Grün- 
dung und Leitung von Blättern und Zeitjchriften muß der Klerus ge- 
treulich beobachten, was im Artifel 42 der apoftolifhen Konftitution Offi- 
ciorum vorgejchrieben ift: „Männern aus dem Klerifalftand ift verboten, 
ohne vorherige Erlaubnis ihrer Diözejanbiichöfe die Leitung von Tages- 
blättern oder Zeitjchriften zu übernehmen.“ Gleicherweiſe darf ohne vor- 
herige Zuftimmung des Diözeſanbiſchofs Fein Kleriker irgendwelche Schrift 
publizieren, jei fie religiöjen oder moraliihen Inhaltes oder rein technifchen 
Charafterd. Bei der Gründung von Birkeln und Gejellichaften müfjen die 
Statuten und Sabungen vorher vom Diözefanbiichof geprüft und appro- 
biert werden. — Konferenzen über die chriftliche Volksaktion oder betreff3 
irgend einer anderen Angelegenheit fünnen von feinem Briefter oder Kleriker 
abgehalten werden ohne Erlaubnis des Ortsbiſchofs. — Jede Bemerkung, 
welche in das Volk Abneigung gegen die höheren Klaſſen Hineintragen 
fönnte, ift unzuläffig und muß als dem wahren Geifte der chriftlichen 
Liebe durchaus zumider, unterlafjen werden. — Gleicherweije find bei 
katholiſchen PBublifationen Ausdrüde zu vermeiden, welche ungeſunde Neue- 
rungen atmen, die Frömmigfeit der Gläubigen verlachen und reden möchten 
von „neuen Orientierungspunften für das chriftliche Leben, neuen Leit» 
motiven für die Kirche, neuen Anfprüchen des modernen Menſchen, neuem 
jozialen Beruf des Klerus“, von einer neuen chrijtlihen Zivilifation und 
ähnlichem. — Die Priefter, vornehmlich die jungen, müffen, jo lobens— 
wert das Herabfteigen zum Volke ift, nichtsdeftoweniger vorgehen mit dem 
jchuldigen Gehorjam gegen die Autorität und die Anordnung ihrer geiit- 
lichen Oberen. Und wenn fie fich bejchäftigen mit der chriftlichen Volks— 
aktion unter Wahrung der jchuldigen Subordination, muß ihnen al3 vor- 
nehmfte Aufgabe vorjchtweben, die Söhne des Volkes herauszuführen aus 
der Unmifjenheit über geiftige und ewige Dinge und ihnen mit liebevoller 
Sorgfalt den Weg zu zeigen zu einem ehrbaren und tugendhaften Leben; 
fie müfjen die Erwachfenen im Glauben befeftigen und die Vorurteile zer- 
ftreuen; jie müjjen jie anhalten zur Betätigung chriftlichen Lebens; fie 
müffen unter der fatholifchen Laienmwelt diejenigen Grundjäge verkünden, 
welche als wahrhaft wirkſam fich erweifen zur moralifhen und materiellen 
Berbefjerung der Maſſen; vor allem müſſen fie verteidigen die Prinzipien 
der Geredtigfeit und der chriftlichen Liebe, in melden gleiche Ver— 
tretung finden alle Rechte und Pflichten der bürgerlichen Gejellichaft. 
Aber fie jollen immer vor Augen haben, daß auch inmitten des Volkes 
der Priefter unverjehrt bewahren muß feinen erhabenen Charakter als 
Diener Gotted, da er feinen Brüdern vorgejegt ijt ihrer Seelen wegen. 
Jede andere Weije der Beichäftigung mit dem Bolfe unter Einbuße der 
priefterlihen Würde, unter Schädigung der Pflichterfüllung und der Firdh- 
lihen Disziplin müßte entfchieden getadelt werden. Schließlich, ehrwürdige 
Brüder, um einen feiten Damm der Ueberflutung durch jolche Ideen und 
der Verbreitung des Unabhängigfeitsgeiftes entgegenzujegen, verbieten wir 
fraft unferer Autorität von heute ab abjolut allen Klerifern und Prieftern 
den Beitritt zu irgendeiner Gejellichaft, welche nicht von den Biſchöfen ab- 
hängig ift. Speziell und namentlich verbieten wir denjelben unter Strafe 
der Unfähigkeit zum Gmpfang der hl. Weihen und den Prieftern unter 
Strafe der Suspenfion ipso facto a divinis, den Beitritt zur Lega Demo- 
cratica Nazionale, deren Programm veröffentlicht wurde in Rom-Torrette 
am 20. Oftober 1905, und deren Statut anonym gedrudt wurde in dem— 
jelben Jahre in Bologna von dem proviforischen Komitee. 
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10. Auguft. Der Papſt veröffentlicht folgende Enzyflifa an 
den frangöfiichen Epijlopat gegen das Trennungsgeſetz: 

Bapft Pius X. Ehrwürdige Brüder. Gruß und apoftoliichen Segen. 
Wir entledigen uns heute einer überaus jchweren Verpflichtung unjeres 
Amtes. Wir haben dieje Verpflichtung euch gegenüber übernommen, als 
wir, nach der Veröffentlichung des Gejeßes über die Trennung zwiſchen 
der franzöfiihen Republit und der Kirche, anfündigten, wir würden zu 
geeigneter Zeit mitteilen, was unſeres Erachtens zu gejchehen habe, um 
die Religion in eurem Lande zu verteidigen und zu erhalten. Wir Haben 
bis heute gezögert, nicht nur wegen der Bedeutung diejer ſchwierigen Frage, 
jondern auch und namentlih mit Rückſicht auf die ganz bejondere Zu- 
neigung, welche uns, wegen der unvergeßlichen Dienfte, die eure Nation 
der Kirche geleiftet hat, mit euch und allen euren Intereſſen verbindet. 
Nachdem wir pflichtmäßig diejes unbillige Gejeg verurteilt hatten, haben 
wir mit größter Sorgfalt geprüft, ob die Artifel des erwähnten Geſetzes 
uns wenigjtens eine Möglichkeit offen ließen, das religiöje Leben in Franf- 
reich zu organifieren, ohne die erhabenen Grundjäge, auf welchen die 
hl. Kirche beruht, zu verlegen. Zu dieſem Zwecke jchien ed uns richtig, 
die Anficht des vereinigten Epijfopates einzuholen und für eure General» 
verjammlung die Punkte zu beftimmen, welche den Hauptgegenftand eurer 
Beratung bilden jollten. Gegenwärtig, wo wir eure Auffaffung und die- 
jenige mehrerer Kardinäle fennen, jehen wir, nach reifliher Erwägung 
und inbrünftiger Anrufung des Vater der Erleuchtung, daß wir mit un— 
jerer apoftoliichen Autorität die faft einmütige Auffafjung eurer Verſamm— 
lung durchaus beftätigen müſſen. Deshalb beſtimmen wir, daß die Kultus- 
vereinigungen, wie das Gejeß fie auferlegt, unbedingt nicht gebildet werden 
fönnen, ohne die erhabenen Rechte zu verlegen, die zum Leben der Kirche 
gehören. Indem wir alfo dieje Vereinigungen, welche das Bewußtjein 
unjerer Pflicht zu genehmigen uns verbietet, verwerfen, könnte eine Prü- 
fung zwedmäßig ericheinen, ob es zuläfjig ift, anftatt ihrer mit einer an- 
deren Bereinigungsform, die gleichzeitig gejeglich und kanoniſch ift, einen 
Verſuch zu machen, und fo die franzöfiichen Katholiken vor den fie be- 
drohenden jchweren Verwidelungen zu bewahren. Nichts wahrlich be- 
ihäftigt uns in jolhem Maße, nichts macht uns ſolche Sorge, wie Ddieje 
Möglichkeiten der Zukunft; möchten wir, das gebe der Himmel, eine ſchwache 
Hoffnung hegen dürfen, daß wir, ohne Verlegung der kirchlichen Rechte, 
diefen Verſuch machen und jo unjere geliebten Söhne vor der Befürchtung 
jo jchwerer Prüfungen bewahren können! Da aber dieje Hoffnung nicht 
vorhanden ift, jo lange das Geſetz jo bleibt, wie e3 ift, erflären wir: Es 
ift nicht erlaubt, einen Verſuch mit dieſer anderen Bereinigungsform zu 
machen, jo lange nicht in ficherer und gejeglicher Form feititeht, daß die 
göttlihe Verfafjung der Kirche, die unveränderlichen Rechte des römischen 
Papſtes und der Bilchöfe, wie ihre Autorität über die der Kirche unent- 
behrlichen Güter, namentlicy über die Kultusgebäude, in den erwähnten 
Bereinigungen unwiderruflich und vollftändig jichergeftellt find. Das Gegen- 
teil fönnen wir nicht wollen, ohne die Heiligkeit unjered Aıntes zu ver- 
raten, ohne den Untergang der Kirche Franfreich® herbeizuführen. Eure 
Sade, ehrwürdige Brüder, ift e8 nun, euch and Werf zu geben und alle 
Mittel anzumenden, welche dad Recht allen Bürgern zuerfennt, um den 
Kultus einzurichten und zu organijieren. In einer jo wichtigen und 
ſchwierigen Angelegenheit wird unjere Hilfe euch jtet3 ficher jein. Auch 
fern von euch, werden wir jtetS bei euch jein in Gedanfen, mit dem Herzen, 
und bei jedem Anlaß werden wir euch mit unjerem Rat und unjerer 
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Autorität unterſtützen. So nehmet denn die Laſt, die wir euch, beſeelt 
von Liebe zur Kirche und zu eurem Lande, auferlegen, mutig auf euch 
und überlaſſet das Uebrige der vorſchauenden Güte Gottes, deſſen pille, 
mie mir fejt vertrauen, in dem von Ihm gewählten Beitpuntt, Frankreich 
nicht fehlen wird. daß gegen unſer gegenwärtiges Dekret und unſere Be— 
fehle die Anſchuldigungen der Kirchenfeinde ſich erheben werden, iſt un— 
ſchwer vorauszuſehen. Sie werden Anſtrengungen machen, um das Volk 
zu überreden, daß wir nicht einzig das Heil der franzöſiſchen Kirche im 
Auge gehabt Hätten, jondern von einer anderen Abficht geleitet worden 
wären, welche mit der Religion nicht zu tun Hat; daß die republifanijche 
Staatsform in Frankreich uns verhaßt jei und daß wir die Anftrengungen 
ihrer Gegner zu ihrem Sturze unterftügen wollten; daß wir den Fran— 
zojen vorenthalten wollten, was der Heilige Stuhl ohne Schwierigkeiten 
anderen zugeftanden habe. Dieje und andere Anjchuldigungen werden, 
wie ſich nad beftimmten Anzeichen vorausjehen läßt, in der Deffentlichkeit 
zur Aufreizung der Geifter verbreitet werden; wir weiſen fie jeßt jchon 
und mit unjerem ganzen Unmwillen als Fäljhungen zurüd. An euch, ehr- 
würdigen Brüdern, ift es, ebenjo wie an allen gutgefinnten Menjchen, 
ihnen entgegenzutreten, damit einfache und unmiljende Leute durch jie 
nicht getäujcht werden. Was die fpezielle Anjchuldigung gegen die Kirche 
betrifft, jie fei anderswo in ähnlichen Fällen zuvorfommender gewejen als 
gegen Frankreich, jo müßt ihr genau auseinanderhalten, daß jie derartig 
vorgegangen ift, weil die Sachlage durchaus verjchieden und überdie die 
göttlichen Befugniffe der Hierarchie in einem bejtimmten Maße gejchüst 
waren. Wenn irgend ein Staat ſich von der Kirche getrennt hat, ihr aber 
den Genuß der allen gemeinjamen ai und die freie Verfügung über 
ihre Güter läßt, jo handelt er zweifelsohne und mehr ald nad) einer Seite 
hin mit Unrecht; aber man könnte nicht jagen, daß er der Kirche eine 
durchaus unerträgliche Rage geichaffen hat. Dies ift aber heute ganz anders 
in Franfreid. Dort haben die Berfertiger dieſes ungerechten Geſetzes 
daraus fein Gejeg der Trennung, jondern der Unterdrüdung machen wollen. 
Wohl behaupteten fie ein Verlangen nach Frieden ihrerjeit3, fie verjicherten, 
eine Verftändigung herbeiführen zu wollen, aber ſie erflären der Landes- 
religion einen heftigen Krieg, fie werfen die Brandfadel der größten Un- 
einigfeit und hegen Bürger gegen Bürger zum großen Schaden, wie jeder- 
mann erfichtlich, des öffentlichen Wohles jelbft. Sie werden ficher darauf 
bedacht jein, auf uns die Urſache des Konflikte und der daraus folgenden 
Uebel abzumälzen. Aber wer unparteiijch die Tatjachen prüft, von welchen 
wir in unjerer Enzyflifa Vehementer nos gejprochen haben, wird zugeben, 
daß wir nicht den geringiten Tadel verdienen. Nachdem mir geduldig, 
aus Liebe zur teuren franzöfiichen Nation, Unrecht über Unrecht ertragen 
haben, jind wir endlich in Gefahr gekommen, die heiligen und legten 
Grenzen unjerer apoftolijchen Pflicht zu überjchreiten und erklären, daß 
wir fie nit überjchreiten fönnen. Vielmehr fällt die Schuld ganz auf 
diejenigen zurüd, welche im Hafje gegen den fatholiichen Namen zu jolchen 
Maßregeln gegriffen haben. Mögen aljo die Katholifen Frankreichs, wenn 
fie uns wahrhaft ihre Unterwerfung und ihre Anhänglichfeit beweiſen 
wollen, ftreiten für die Kirche, gemäß der Anordnung, welche wir ihnen 
bereit3 erteilt haben, nämlich mit Ausdauer und Energie, ohne vorzugehen 
mit Aufruhr und Gewalt. Nicht mit Gewalt, jondern mit Feſtigkeit, in- 
dem fie fih Hinter ihr gutes Recht, wie in eine Zitadelle verjchanzen, 
werden fie die Hartnädigfeit ihrer Feinde brechen. Sie jollen wohl be- 
greifen, wie wir bereit3 gejagt und ed nochmal3 wiederholen, daß ihre 
Unftrengungen vergeblich jein werden, wenn fie nicht zu einer vollfommenen 
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Verftändigung kommen für die Verteidigung der Religion. Sie Haben 
jegt unfere Verurteilung dieſes unglüdjeligen Geſetzes. Sie müfjen ſich 
ihr völlig anjchliegen. Welche® aud) immer bi jet während der bis 
herigen Erörterungen die Vorſchläge von der einen und der anderen Geite 
gewejen find, es möge fich feiner geftatten, den andern zu tadeln unter 
dem Borwande, daß jeine Art zu jehen die befte jei. Was gemeinjamer 
Wille und vereinte Kräfte vermögen, jollen fie von ihren Feinden Iernen. 
Und wie dieje der Nation das Stigma Ddiejes verbrecheriichen Geſetzes auf- 
drüden konnten, jo können die unjeren durch ihre Einigkeit e8 ausmerzen 
und es verjchwinden laſſen. Wenn in der jchweren Prüfung Frankreichs 
alle, die mit allen Kräften die höchſten Intereſſen des VBaterlandes ver- 
teidigen wollen, arbeiten, wie jie arbeiten müfjen, einig untereinander, 
einig mit ihren Bilchöfen und mit uns für die Sache der Religion, weit 
entfernt an dem Wohle der Kirche Frankreichs zu verzweifeln, dann ift 
vielmehr zu hoffen, daß fie bald wieder zu ihrer früheren Würde und 
Wohlfahrt erhoben wird. Wir bezweifeln nicht, daß die Katholifen unjere 
Vorichriften und Wünfche durchaus erfüllen werden. Wir unjerjeit3 werden 
nicht verfehlen, ihnen durch die Fürbitte Marias, der unbefledten Yung- 
frau, die Hilfe der göttlichen Güte zu erlangen. Als Unterpfand der 
himmlischen Gaben und zum Beugnis unſeres väterlihen Wohlwollens er- 
teilen wir euch, ehrwürdige Brüder, und der ganzen franzöjiihen Nation 
von Herzen den apoftoliichen Segen. Gegeben zu Rom bei St. Peter, am 
10. Auguft, dem Feſte des HI. Martyrerd Laurentius, 1906, im vierten 
Sahre unjeres Papfttums. Pius X., Papft. („Köln. Volksztg.“) 


Ende Auguft. Der franzdfijche Epiffopat und da8 Trennungs- 


geſetz. 

Der Pariſer „Temps“ ſchreibt, die Behauptung der päpſtlichen 
Enzyklika, daß der franzöſiſche Epiſkopat faft einſtimmig die vom Separa- 
tionsgeſetz geforderten Kultusvereinigungen verworfen Habe, ſei unwahr. 
Hierauf erwidert der „Oſſervatore Romano“: „In den letzten Tagen hat 
der Temps auf ſeine Art über die Beratungen der franzöſiſchen Biſchöfe 
in deren Verſammlung vom Juni berichtet, und die angeblichen Ent— 
hüllungen des Pariſer Blattes find von der offiziöfen amtlichen Tele— 
graphenagentur Italiens gefällig weiterverbreitet worden. Auf dieſe Ver— 
öffentlihung Haben wir bisher jenen Wert gelegt, den fie verdiente, und 
wir hätten nicht® dazu bemerkt, wenn nicht jenes Blatt, alle Grenzen und 
jedes Maß überjchreitend, fich erlaubt hätte, aus der von ihm fabrizierten 
Darjtellung überaus beleidigende und beſchimpfende Schlußfolgerungen 
gegen den Papſt zu ziehen, der von ihm verwegen beihuldigt wird, in 
der legten Enzyflita das Votum der Biihofsverjammlung gefälfcht oder 
verhüllt zu haben, indem er e3 für beinahe einftimmig erklärte, was es 
in Wirklichkeit nicht gewejen jei. In feiner Erzählung über die Beratungen 
der Biſchöfe behauptet der Temps, daß fie auf die erfte ihnen vorgelegte 
Frage: ‚Billigt ihr das Trennungsgejeg?‘ einftimmig mit Ausnahme von 
zweien in verneinendem Sinne geantwortet hätten und daß fie Hierauf 
mit 48 von 74 Stimmen, d.h. mit einer Mehrheit von 26, fi für die 
Kultusvereine ausgejprochen hätten. Wenn daher der Papſt in feiner legten 
Enzyklifa behaupte, daß die Bijchöfe jene Vereine faſt einftimmig verworfen 
hätten, jo fäljche er und verrate er die Wahrheit. Es gehört wirklich die 
ganze Unerfahrenheit und Unfenntnis eines protejtantiihen Blattes, wie 
Temps, Hinfichtlich der päpftlichen Autorität und der ihr gebührenden 
Ehrfurcht dazu, um die erjte Frage auch nur für möglich zu halten. Eine 
erlauchte Verſammlung kirchlicher Oberhirten fragen, ob fie ein Geſetz an— 
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nehmen oder nicht, das der Papft jchon formell und feierlich in einer erften 
Enzyflifa verworfen hat, hieße ihnen eine Beleidigung zufügen, die viel- 
leicht dem Temps erträglich jcheint, die jich aber gewiß fein Vorfigender 
einer ſolchen Berfammlung erlaubt Hätte. Die erfte Frage, die den ver- 
jammelten franzöfiichen Biſchöfen wirklich vorgelegt wurde, war, ob bie 
Kultusvereine, jo wie das Geſetz fie vorjchreibt, möglich feien ohne Ver— 
letzung der heiligen Rechte, mit denen das Leben der Kirche jelber zu— 
Jammenhängt. Und die Antwort de3 Epijfopat3 auf diefe Frage war be- 
ftimmt, flar und faft einftimmig verneinend. Indem die päpftliche Enzyflifa 
behauptet, daß dieje Vereine von den Bilchöfen beinahe einftimmig ver- 
mworfen mwurden, entipricht fie aljo nicht nur vollflommen der Wahrheit, 
jondern gebraucht dazu auch diejelben Worte, womit die Biichöfe erflärten, 
daß jene Vereine nicht möglich jeien, wenn die mwejentlichen Rechte der 
Kirche aufrecht erhalten würden. Die päpftliche Enzyklika befaßt ſich mit 
der zweiten Frage betreffend die Möglichkeit anderer, fanonijcher Vereine 
erft, nachdem fie feftgeftellt hat, daß die erfte Frage durch das faft ein- 
ftimmige Votum der Verfammlung zu Paris verneint worden if. Wir 
fragen den Temp3 oder men immer, ob er e3 wagt, Ddiejer unjerer ein- 
gehenden und bejtimmten Behauptung zu widerfprechen, aus der Elar her- 
vorgeht, daß, wenn von Fällhung oder Berhüllung der Wahrheit die 
Rede jein kann, die nicht den Papſt (ein ungeheuerlicher Gedanfe!), jon- 
dern den Temps trifft, der — jei e3 aus Verjehen oder aus böjer Abficht, 
fi bemüht, zwei ganz verjchiedene Teile des päpftlichen Dokuments zu 
vermengen.” 


Anfang September. (Rom.) Zum General des Sefuiten- 
ordens wird ein Deutjcher P. Franz Kaver Wernz gewählt. — Die 
franzöfifche Preſſe bezeichnet ihn als Kandidaten des Deutfchen 
Kaijers, die Kurie werde nunmehr ſtets Deutjchland gegen Frank— 
reich unterjtüßen. Die „Süddeutſche Reichskorreſpondenz“ erklärt, 
Wernz jei in Berlin gar nicht befannt gewejen. 

21. Dezember. Protejt des Vatikans gegen die franzöfiiche 
Regierung. 

Der Kardinalftaatsjefretär überjendet allen diplomatischen Vertretern 
mit dem Auftrage, fie den Regierungen, bei denen fie beglaubigt find, mit- 
zuteilen, eine PBroteftnote gegen die von der franzöfiichen Regierung im 
Palais des Bertreterd des Heiligen Stuhles vorgenommene Hausfuchung, 
gegen die Fortichaffung verſchiedener Schriftftüde und die gewaltſame Aus- 
treibung des Migr. Montagnini. Die Protejtnote betont die Ungeheuerlich- 
feit eine jolchen Vorgehens, das bisher bei den zivilifierten Nationen 
beifpiellos daftehe: „Selbjt wenn die diplomatijchen Beziehungen zwiſchen 
zwei Staaten aufhören, jo rejpeftiert man doc nach wie vor den Wohnfig 
und das Archiv der fremden Vertreter. Die Regierung jchaffte Kataloge 
und Alten aus der Nuntiatur aus den Zeiten Claris und Lorenzellis fort 
und einen Sclüffel für Telegramme, die zwijchen Lorenzelli und dem 
heiligen Stuhl ausgetaufcht worden waren. Dieje Sequeftrierung ift eine 
jehr jchwere Beleidigung, nicht nur für den heiligen Stuhl, jondern aud) 
für alle zivilifierten Mächte, welche das höchſte Snterefje daran Haben, 
bipfomatitähe Geheimnifje rejpeftiert zu jehen. Der heilige Stuhl proteftiert 
in gleicher Weije gegen die durch die franzöfiiche Regierung vorgenommene 
—— des unbeſtreitbaren Rechtes des Kirchenfürſten, anhaftend ſeiner 
Eigenſchaft als Oberhaupt der Kirche, nämlich des Rechtes, direkt durch 
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Bermittlung einer beftimmten Perſon in Briefwechjel zu treten mit den 
Katholiken der ganzen Welt, mit Biichöfen oder einfachen Gläubigen, über 
alles das, was auf das geiftliche Wohl der Katholiken ſelbſt Bezug Hat.“ 
Der Kardinalftaatsjefretär fügt Hinzu, es jei auch nicht der Schatten einer 
Grundlage vorhanden für den Vorwand, welchen die franzöjiiche Regierung 
zur Rechtfertigung ihre Vorgehens abgegeben habe. Migr. Montagnini 
hat den drei Geiftlihen in Paris, welche wegen einer Verlegung des Ge- 
jeges von 1905 verfolgt werden, Feinerlei Mitteilungen zukommen Tafjen. 
— Die Vertreter de3 heiligen Stuhles erhalten außerdem ein Birfular, 
welches die Gründe für die bis dahin vom Heiligen Stuhl gegenüber der 
franzöfifchen Regierung beobachtete Haltung betreff3 der Anwendung des 
Geſetzes von 1905 darlegt: „Dieje Gründe find jo gewichtig und Far, da 
niemand dem heiligen Stuhl Unverjöhnlichkeiten oder eine ungerechtfertigte 
Feindjeligkfeit gegenüber der franzöjiichen Regierung vorwerfen kann. Das 
Gejeß von 1905 verfannte wejentliche Rechte der Kirche, die auf ihrer 
Berfafjung jelbft beruhen, nämlich die, welche die von ihrem göttlichen 
Gründer eingerichtete Hierarchie al3 die Grundlage der Organijation der 
Kirche anjehen. In der Tat übertrug da3 Gejeg von 1905 nicht nur den 
Kultusverbänden bezüglic” der Ausübung des Kultus und bezüglic) der 
Befiger und der Verwaltung der Kirchengüter die Rechte, die ausjchließlich 
eine firchlihe Behörde bejigt, jondern es entzog jogar die Verbände jelbit 
der Hierarchie, es machte fie unabhängig, um fie der Jurisdiktion einer 
weltlichen Behörde zu unterftellen. Es ift far, daß der ſouveräne Bontifer 
die Bildung ſolcher Verbände nicht gutheißen konnte, ohne gegen jeine 
Pflichten in feiner Eigenjchaft als Oberhaupt der Kirche zu verftoßen und 
ohne jelbft die dogmatifchen Grundjäge der Kirche zu verlegen. Dies gilt 
nocd mehr von dem Rundjchreiben des Kultusminifters Briand vom 1. De- 
zember. Ohne andere Erwägungen anzuftellen, konnte der Heilige Stuhl 
unter feiner Bedingung die umgerechte und unerträgliche Lage zulaſſen, 
die dieſes Rundjchreiben für die Diener des Kultus in der Ausübung ihres 
Amtes ſchuf. Um fich zu überzeugen, genügt es, folgende Beitimmung 
anzuführen: Geiftlihe oder Vikare wird es in der Kirche nur noch ohne 
den rechtlihen Titel geben. Diejelben werden fein Recht Haben, irgend 
einen Verwaltungsaft auszuüben, und noch weniger einen Verfügungsaft. 
Alles dies zeigt deutlich, daß der Heilige Stuhl nur genau feine Pflicht 
tat, indem er dent franzöjifchen Klerus die bekannten Inſtruktionen gab. 
Wenn die Regierung von billigeren Empfindungen erfüllt geweſen wäre 
und der Kirche in Frankreich eine Lage jchaffte, die zum mindeften nicht 
ihre mwejentlichen Rechte antaftete, jo könnte der Heilige Stuhl, ohne den 
Grundjag der Trennung im Prinzip anzuerfennen, doc eine jolche Lage 
dulden, um jchwere Uebelftände zu vermeiden, wie er es in anderen Län— 
dern getan habe.” 


Ende Dezember. Die Behauptung, daß der Papſt 1893 
500000 Franes von der deutjchen Regierung erhalten habe (©. 226), 
wird von der „Norddeutichen Allgemeinen Zeitung” unter Beifall 
des „Dffervatore Romano” dementiert. 


IX. 
Schweiz. 


10.11. Februar. (DOlten.) Parteitag der Schweizer Sozial: 
demofratie. 


E3 wird beichlofien, im Gegenjag zu den Anardiften als Partei- 
grundſatz auszujprechen, daß das Volksheer notwendig jei. Dagegen wird 
beijchloffen, den Genofjen Gehorjamverweigerung zu empfehlen, wenn jie 
al3 Soldaten bei Streif3 einberufen und zur Verübung von Gemaltaften 
gegen Streifende befohlen werden. Um die etwaigen Opfer der Militär- 
tig zu unterjtügen, ſoll jofort eine Widerftandsfaffe gegründet werden. 
Gegen das in der Ausarbeitung begriffene neue Anarchijtengejeg wird be- 
ichlofien, das Referendum zu beantragen. 


21. Februar. Wegen der zunehmenden antimilitariftiichen 
Propaganda verfügt der Bundesrat, daß Ausländer, welche fih an 
der Propaganda dadurch beteiligen, indem fie zur Verweigerung 
der Wehrpflicht oder des militärifchen Gehorfams auffordern, aus 
dem Gebiet der Eidgenofjenfchaft auszuweiſen find. 

6. März. Geſetzesinitiative. | 

Der Bundesrat beantragt bei der Bundesverfammlung eine Ver— 
fafjungsänderung betreffend die Einführung einer Gejegesinitiative im 
Bunde. Danad) jollen 50000 jchweizeriihe Bürger das Begehren auf 
Erlaß der Aufhebung oder Abänderung von Bundesgejegen oder allgemein 
verbindlichen Bundesbeichlüffen in dem Sinne ftellen fönnen, daß ein ſolches 
Begehren dem Schweizervolf zur eg oder Berwerfung vorgelegt 
werden muß. Solche Snitiativbegehren jollen zuläſſig fein in der Form 
einer allgemeinen Anregung oder eined ausgearbeiteten Gejeßentwurfes. 
Die Bundesverfammlung joll dem fjchweizeriichen Wolfe gleichzeitig einen 
Gegenentwurf zur Abjtimmung unterbreiten können. Berfafjungsmidrige 
oder mit den Staatöverträgen im Widerjpruche jtehende Jnitiativbegehren 
fol die Bundesverfammlung von ſich aus zurüczumeijen befugt jein, ohne 
ihnen weitere Folge zu geben. 

17. März. Der Bundesrat verdffentlicht den Entwurf einer 
neuen Militärorganijation. 

Dana wird an der Gliederung der jchweizeriichen Armee nichts 
geändert, e3 bleibt den Beichlüffen der Bundesverfammlung vorbehalten, 
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Aenderungen vorzunehmen. Die Bildung befonderer Gebirgätruppen, die 
aus Gebirgägegenden refrutiert werden jollen, ift in Ausficht genommen. 
Die körperlihe Ausbildung der jungen Mannjchaften nah dem Schul— 
austritt bis zum Beginn der Wehrpflicht ſowie ihre Ausbildung im 
Schießen vor der Dienftzeit jollen vom Staat nad) Kräften gefördert wer- 
den, vor allem durch — Beihilfen. Dieſe Vorbereitung für den 
Militärdienſt iſt freiwillig; die vielfach verlangte obligatoriſche Feſtlegung 
derſelben hat man fallen laſſen. Die Dauer der Rekrutenſchule beträgt 
für die Kavallerie 90 Tage, bei den anderen Waffen 70. Die Wieder— 
holungskurſe, die jährlich abgehalten werden, dauern 11 Tage. Im Aus— 
zuge, der die Jahrgänge vom 20. bis 32. Lebensjahr umfaßt, haben die 
Mannſchaften ſieben Wiederholungskurſe durchzumachen, in der Landwehr, 
zu der die weiteren Jahrgänge bis zum 40. Lebensjahr gehören, einen. 
Die Schießpflicht, d. h. die Abjolvierung verſchiedener Schiegübungen, ift 
von allen gewehrtragenden Mannjchaften jedes Jahr zu erfüllen. Die 
Truppeneinbeiten der Artillerie gehen jämtlih an den Bund über, während 
die Infanterie wie bisher fantonal bleibt. Die Tendenz de3 Entwurfs 
geht dahin, die Ableiftung des Militärdienftes mehr auf die jüngeren 
Lebensjahre zu Fonzentrieren und gleichzeitig eine Verbefjerung der Aus- 
bildung zu erzielen, ohne die Zahl der Dienfttage zu vermehren. 


20. März. Beichluß über Ausnutzung der Waflerfräfte. 

Der Nationalrat nimmt mit 94 gegen 12 Stimmen einen Beſchluß 
des Bundesrates an, nach dem die Abgabe von eleftrifcher Energie, welche 
aus inländiicher Waflerfraft gewonnen wird, an das Ausland der Bemil- 
ligung durch den Bundesrat bedarf. Die Gültigkeit dieſes Bundesbeichlufjes 
joll auf drei Jahre beichränft werden. Der Bundesrat wird gleichzeitig 
eingeladen, eine Verfafjungsrevifion zum Zwecke der alljeitigen Wahrung 
der voll3wirtichaftlichen und nationalen Intereſſen bei der Verwertung der 
Waſſerkräfte der Bundesverfammlung zu unterbreiten. (Unnahme im Stände- 
rat 28. März.) 


21. März. Der Nationalrat genehmigt den vom Stände 
rat ſchon angenommenen Gejeßentwurf betreffend die ftrafrechtliche 


Berfolgung der Berherrlihung von anardiftifchen Verbrechen und 
Aufreizung zu folchen. 


28. März. Der Nationalrat bewilligt die vom Bundesrat 
geforderten und vom Ständerat jchon bejchlofjenen Kredite von 
rund 11 Millionen Franken für die Vermehrung der Munitiong- 
beftände und zur Anjchaffung von Gebirgsausrüftung. 


21. April. (Luzern) Internationaler Tandwirtjchaftlicher 
Genofjenjchaftsverband. 


Die Iandwirtjchaftlichen Genofjenjchaftsverbände von Deutjchland, 
Defterreich, Italien und der Schweiz bejchließen die Gründung eines inter- 
nationalen Bundes landwirtichaftlicher Genofjenichaft3verbände. Zweck der 
Vereinigung ſoll es fein, unter Wahrung der GSelbftändigfeit der Landes- 
organijation die lIandwirtichaftlichen Genojjenjchaftsverbände in den euro- 
päiſchen Staaten einander näher zu bringen, Erfahrungen auf dem genojjen- 
jchaftlichen Arbeitsgebiete auszutauſchen und das landwirtſchaftliche Ge— 
noſſenſchaftsweſen auch materiell einheitlich zu fördern. 
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19. Mai. (Brieg.) Unter Teilnahme des Bundespräfidenten 
und des Königs von Italien wird der Simplontunnel feierlich ein- 
geweiht. 

10. Juni. Eine Bollsabjtimmung genehmigt mit 238000 
gegen 145000 Stimmen das Lebengmittelgejeb. 

11. $uni bi3 6. Juli. (Genf.) Eine internationale Kon— 
ferenz berät über die Revifion der internationalen Genfer Konven- 
tion (Rote Kreuz-Konvention). 

27. Juni. Nationalrat und Ständerat genehmigen den Bei- 
tritt zur internationalen Zuderfonvention. 

1. Juli. Da die Berhandlungen mit Spanien über Ber- 
fängerung de3 Handel3provijoriums jcheitern, wird der General- 
tarif unter Erhöhung feiner Zolljäge von 20 Francs auf 30 Franz 
für Mandeln, Korkholz, Wein und getrodnete Fische gegen Spanien 
angewendet. 

Juli. Eine jozialdemofratijche Agitation zur Herbeiführung 
eines Referendums über die verjchärfte Politik gegen die Anarchiften 
erhält nicht die notwendige Zahl von 30000 Unterfchriften. 

Mitte Juli. Zürich.) Bei Streits fommt es zu Angriffen 
auf die Polizei, Militär wird aufgeboten, anarchiftifche und anti- 
militariftifche Agitatoren werden verhaftet, das Streifpojtenftehen 
wird verboten. 

30. Juli. Der Handelövertrag mit Frankreich wird abge- 
ſchloſſen. Der status quo dauert bis zum 20. November fort; 
beide Regierungen verpflichten fich, die Genehmigung ihrer Parla= 
mente einzuholen und jpätejten® am 20. November zum Austaujch 
der Ratififationen zu jchreiten. 

Mitte Auguft. Der Bundesrat weift zahlreiche fremde fozial- 
demofratijche Agitatoren aus. Zürich erläßt Verbote gegen Straßen- 
demonjtrationen, um den fortgejegten Ausſtänden in der Züricher 
Induſtrie entgegenzutreten. 

1. September. (Bern.) Die Schweiz und Spanien jchließen 
einen Handelövertrag. Die Differentialtarife werden aufgehoben, 
beide Länder behandeln fich als meiftbegünjtigte. 

1. September. (Interlafen.) Eine ruſſiſche Anarchiſtin er- 
mordet einen Parijer Kurgaft, den fie für den früheren Minifter 
de3 Innern Durnowo hält. 

17. September. (Bern.) Tagung der internationalen Arbeiter= 


ſchutzkonferenz. 


358 Sqhweij. (Nov. Mitte. Dez. 21.) — Belgien. (Jan. Ende. Febr. Anf.) 


Mitte November. Handelöverträge. 


Der Handeldvertrag mit Spanien wird genehmigt (15. November), 
über den Handeldvertrag mit Frankreich wird beichlofjen, daß der Bundes- 
rat Vollmacht erhält, die Ratififationsfrift für die Handelsübereinfunft mit 
Trranfreich bis längftend zum 23. November zu verlängern und bi3 dahin 
die proviforiiche Vereinbarung fortdauern zu lafien. Wenn aber die Rati- 
fifation durch den franzöfifchen Senat bis zum 23. November nicht erfolgt 
fein follte, jo jol dann die Uebereinfunft als hinfällig betrachtet werden. — 
Am 22. findet die Ratifilation ftatt. 


21. Dezember. Der Nationalrat genehmigt mit 105 gegen 
4 Stimmen dad Geſetz über Militärreorganijation. 


Es enthält eine mwejentliche Verlängerung der Zeit auf den Refruten- 
ſchulen und Offiziersichulen, jorwie die Erweiterung der Pflichten und Kom— 
petenzen der höheren Truppenführer, und unter anderem die Beftimmung, 
daß die Familien von einberufenen Wehrmännern im Falle der Not vom 
Bunde unterftügt werden. Ferner ift darin ausgejproden, daß, wenn 
Konflikte wirtichaftlicher Natur die Ruhe im Innern gefährden oder ftören, 
das dadurch notwendig werdende Truppenaufgebot einzig zum Zwecke der 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung erfolgen darf. 


X, 
. Belgien. 


Januar. (Kammer) Antwerpener Befeltigungsvorlage. 
(Bgl. 1905.) 


Am 12. wird mit großer Mehrheit die Trennung der Antwerpener 
Hafenvorlage von der Feſtungsvorlage beichloffen, wodurd der grund- 
legende Artikel 1 des Gejegantrages verworfen wird. Ein Antrag, ſich 
für Verteidigungdmaßregeln im allgemeinen auszufprechen, wird abgelehnt. 
Einen Rüdtritt, den die äußerfte Linfe fordert, lehnt die Regierung ab. — 
Am 17. wird nad) langen Verhandlungen zwijchen der Regierung und der 
Rechten ein von der Regierung empfohlener Antrag mit 80 gegen 77 Stimmen 
angenommen, daß die Durchführung eines Verteidigungsplanes oberhalb 
Antwerpens von der Bredaer Chaufjee ab und an der Scelde durd ein 
Sondergejeß oder durch das Budgetordinarium beftimmt werden jolle. 
Hierauf wird Artifel 2 der Vorlage über Enteignung der für die Neu- 
anlagen nötigen Grundftüde angenommen. — Es wird viel bemerkt, da 
die Beichlüffe vom 12. und 17. einen Widerjpruch enthalten. — Am 24. 
wird das Gejeß mit 82 gegen 77 Stimmen genehmigt. Darin ift der von 
der Negierung urjprünglid verlangte Befeftigungsfredit von 208 auf 
38 Millionen vermindert worden. 


Ende Januar. Anfang Februar. Die belgifche Prefje ſpricht 
Befürchtungen vor einer plößlichen deutjchen Invafion aus; es 
würden jchon Truppenmaſſen an der Grenze angefammelt. Das 
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halbamtliche „Journal de Bruxelles“. weift ſolche Gerüchte jcharf 
zurüd; Deutjchland denke nicht an eine Bedrohung der belgifchen 
Neutralität. 

Februar. Debatte über den Kongoftaat. 


Im Parlament und in der Preſſe finden Tebendige Diskuffionen 
über den SKongoftaat und feine Verwaltung ftatt. Die Regierung ver- 
teidigt ihn, die Herifale Partei ift geteilt, die Sozialdemofratie greift ihn 
Icharf an. — Am 2. März genehmigt die Kammer mit 80 Stimmen bei 
54 Gtimmenthaltungen folgenden von der Regierung gebilligten Tages- 
ordnnungsantrag des Abg. Beernaert: Durhdrungen von dem Gedanken, 
der bei der Gründung des unabhängigen Kongojtaates leitend war, jowie 
in voller Achtung der Berliner Alte, jpricht die Kammer allen denen, die 
ſich diefem Zivilifationswert gewidmet haben, ihre Anerkennung aus und 
geht im Vertrauen auf die vom Reformausihuß auf Grund der Schluf- 
folgerungen de3 von dem Kongoftaate eingejegten Unterfuchungsausichufjes 
auszuarbeitenden Vorſchläge zur Tagesordnung über und bejchließt, un— 
verzüglich zur Prüfung der Gejeßvorlage vom 7. Auguft 1901 betreffend 
die belgiſchen Kolonien zu jchreiten. 


13. März. Der Senat genehmigt die Antwerpener Kredit- 
vorlage mit 53 gegen 31 Stimmen bei 11 Stimmenthaltungen. 

23. April. Das Shulihiff „Smet de Naeyer“ geht mit 
33 Mann im Golf von Biscaya unter. 

27. Mai. Bei 85 Neuwahlen für die Kammer verlieren die 
Klerifalen mehrere Mandate, jo daß ihre Mehrheit auf 12 finkt. 
Zufammenfegung: 89 Klerikale, 45 Liberale, 31 Sozialiften, 1 chrijt- 
licher Demokrat. 

Anfang Juni. Kundgebungen über den Kongojtaat. 


Amtlich wird der Bericht über die Reformvorſchläge der zur Unter» 
ſuchung der Berhältniffe im Kongoftaat eingejegten Kommiſſion veröffent- 
liht. Die von der Kommijfion empfohlenen Maßnahmen beftehen u. a. 
in einer größeren Ausdehnung des Landbejiges der Eingeborenen, in der 
den Eingeborenen gewährten Möglichkeit, die Steuern in Arbeiten oder 
Produkten zu entrichten, in einer Verbefjerung des Trägerſyſtems, in der 
Beftimmung, daß e3 dem Staat allein zuftehen jolle, Operationen mit 
bewaffneter Hand durchzuführen, in der Einführung einer Steuer aus dem 
Gewinn der im Kongoftaat fonzejjionierten Gejellichaften, in der Errichtung 
von Schulen für die Eingeborenen und einer Verbeſſerung des Gerichtö- 
wejend. Durch Dekret des Königs wird ein aus neun vom König er- 
nannten Mitgliedern beftehenden Kongorat gejchaffen, der die ihm vom 
Souverän des Kongoftaates zugewiejenen Fragen der Politik und der Re— 
gierung zu prüfen haben wird. — Zugleich mit dem Bericht find zwei 
Briefe veröffentlicht, in denen der König die ihm vorgeichlagenen Maf- 
nahmen gutheißt und den Kongoftaat al3 jeinen Bejig in Anjpruc nimmt, 
da er durch ihn und mit feinen eigenen Mitteln gejchaffen worden jei. 
Eine Einmijhung Fremder würde eine Ujurpation fein. In den Briefen 
wird weiter der Wunjch ausgeſprochen, daß Belgien den Kongojtaat mit 
allen jeinen Laften und Vorteilen übernehmen jolle, jobald der geeignete 
Beitpunft gefommen ſei. Es wird in dem Schreiben der Gedanke be- 
fämpft, eine verantwortliche Regierung oder ein Barlament für den Kongo- 
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ftaat zu jchaffen. Werner wird eine Erhöhung der Geldmittel zur Be- 
fämpfung der SchlaffrankfHeit gefordert und an die Abjchaffung der Skla— 
verei und das Berbot der Einfuhr von Alkohol erinnert. 

Die engliihe Regierung betont demgegenüber das Einmijchungs- 
recht Englands auf Grund der Beitimmungen der Berliner Kongoafte und 
fordert die folgenden Dinge: 1. Bürgjchaft für die menschliche Behandlung 
der Eingeborenen, 2. Aufhebung der Staatd- und Krondomänen und des 
damit verbundenen Handelsmonopols de3 Staates, 3. Bejeitigung des 
Monopol3 der Handelögejellichaften, welches mit den Beltimmungen des 
Berliner Afrifavertrages zur Wahrung der internationalen Handelsfreiheit 
im Kongobeden im Widerjpruch fteht, 4. Gewähr für eine unparteiiſche 
und unabhängige Rechtſprechung. 

Ende Juni. Der Generaljtab veröffentlicht eine Denkſchrift 
über die militärische Lage: 


Er verlangt darin die Neubefeftigung Antwerpen3 und den Aus- 
bau der Maasfeftungen bis an die franzöfiiche Grenze (fie beftehen näm- 
lich zurzeit nur zwiſchen Lüttich und Namur), die Einführung des perjön- 
lihen SHeeresdienftes und die Schaffung eines Reſerveoffizierkorps. Der 
Generaljtab berechnet, daß das belgijche Heer, wenn e3 eine wirkſame Landes- 
verteidigung jichern joll, eine Sriegsftärfe von mindeftens 250000 Mann 
haben muß, was nur durch die Einführung des perjönlichen Heeresdienjtes 
ermöglicht werden Tann. ber das gegenmärtige, in der Zahl jehr be- 
ſchränkte belgiſche Offizierkorps wäre nicht ausreichend, eine ſolche Armee 
zu befehligen. Zu * Zwecke muß alſo ein beſonderes Reſerveoffizier— 
korps herangebildet werden, wie es in Deutſchland und Frankreich beſteht. 


26. Juli. Das Geſetz über Sonntagsruhe tritt in Kraft. 
Es verbietet, „andere Perſonen, als die Angehörigen der eigenen 
Familie, ſoweit dieſelben mit dem Arbeitgeber zuſammenwohnen, 
und die Hausbedienſteten, an mehr als ſechs Tagen in einer Woche 
zur Arbeit heranzuziehen“. 

Mitte Auguſt. (Verviers.) Streik und Ausſperrung in 
der Woll- und Tuchinduſtrie, weil die Arbeiter die Doppelſtühle 
nicht dulden wollen. 

27. Auguft. (Brüffel.) Auf dem niederländijchen Sprach— 
und Literaturfongreß wird die Frage eines niederländijch-belgifchen 
Bündniffes erörtert. Die Angelegenheit wird vertagt, da der fran- 
zöfiiche General Langlois diefem Bunde einen antideutichen Cha- 
rafter geben will. 

14. Oktober. (Mongen.) Der Kongreß der Deutjch- Belgier 
bejchließt, energijch für die Sicherung und Durchjegung der deut: 
jchen Sprache einzutreten. Hauptführer ift Brofefjor Kurth-Lüttich, 
daneben mehrere Geijtliche. 

16. Oktober. (Brüjfel.) Die internationale Konferenz zur 
Revifion des Reglements über den Spirituojenhandel beginnt ihre 
Sitzungen. 
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27. November. 14. Dezember. (Kammer.) Debatte über den 
Kongoftaat, jeine Beziehungen zu England und Belgien. 

Auf eine Anterpellation erwidert der Minijter de3 Auswärtigen, 
die belgische Regierung Habe von der englijchen Regierung feine Mit- 
teilung betr. die Beziehungen zwijchen Belgien und dem Kongoftaate er- 
halten. Die belgifche Regierung werde im Bewußtjein ihrer Rechte und 
der Rechte des unabhängigen Kongoſtaates bei völlig uneingejchränkter 
Freiheit de3 Handelns der Richtlinie folgen, welche ihr die bejtehenden 
Intereſſen vorjchreiben. — Am 28. erflärt Minifterpräfident Smet de 
Naeyer, daß durch das Schreiben de3 Königs vom 3. Juni 1906 in feiner 
Weiſe das befannte Teftament des Königs eingejchränkt, daß im Gegenteil 
bei jeder Kundgebung des Königs jeit der Belanntgabe de3 Tejtamentes, 
d.h. feit 1891, der feite Wille de3 Königs, den Kongo dem belgijchen 
Bolfe ald Kolonie zu vermachen, verftärft zum Ausdruck gelangt jei. 
Wenn der König in dem legten Schreiben die Bedingungen und Voraus— 
fegungen genau umjchreibe, unter denen e3 Belgien freiftehen foll, fich den 
Kongo anzueignen, fo gejchehe das nur in der Abficht, feſte Vorjorge zu 
treffen, damit dem Kongo zum Vorteil Belgiens fein ganzer wirtjchaftlicher 
Wert erhalten bleibe, und namentlich, damit Belgien aus der Uebernahme 
der Kolonie feine finanziellen Laſten erwachſen. Zur Uebernahme gehöre 
ein Gejeß, das den Kammern unterbreitet fei (befanntlich jeit 1901), und 
das möglichft jchleunig, jedenfalls noch im Laufe der gegenwärtigen Tagung, 
zu verabjchieden jei. Er erinnere an das, was jeit 20 Jahren die Belgier 
im Songogebiet geleiftet haben, und fordere das Land auf, dafür dem 
König und jeinen Mitarbeitern den verdienten Dank zu zollen. — bg. 
Hymans (lib.): Er fei ein Verehrer des Königs und ein Freund der 
Kolonialpolitift und des Kongoftaates. Aber das Schreiben des Königs 
vom 3. $uni habe ihn und das Land beunruhigt; die jeßige Regierung 
habe ein wertvolle Recht des Landes verjcherzt, indem fie das auf einem 
Bertrage beruhende Teſtament des Königs 1901 verfallen ließ. Geitden 
jei das Teftament aus einem zweijeitigen Aftenftüd ein einjeitiges geworden, 
an weldem die eine Seite (der König) nach Belieben Veränderungen und 
Beichränfungen vornehmen könne. Was ihn nody mehr beunruhige, das 
jei, daß über den Aktiven und Paſſiven des Kongoftaates ein Schleier 
liege; über jeine Schulden werden die mwiderjprechendften Angaben gemacht. 
Unannehmbar für Belgien fei der im Schreiben des Königs erhobene An- 
ſpruch, daß Belgien allezeit die Kron- und Nationaldomäne jowie die 
Stiftungen de3 Königs als unantaftbar betrachte, weil dadurd die Volks— 
fouveränität und die parlamentarische Kontrolle Tahmgelegt würden. Wenn 
Belgien jet an das Uebernahmegejeß herantrete, jo tue es das in voller 
Unabhängigkeit und Autonomie, und auch der Souverän de3 Kongojtaates 
müſſe bei der Ausarbeitung dieſes Gejeges ausgejchaltet werden, ebenjo- 
wenig aber dürfe dabei die Rüdficht auf das Ausland oder die Furcht 
vor —— Drohungen mitwirken. Die Kammer habe ſich ausſchließlich 
leiten zu laſſen durch die Erwägung deſſen, was Belgien frommt. Dazu 
bedürfe ſie einer rückhaltloſen Darlegung der wirklichen Verhältniſſe des 
Kongoſtaates, und dieſe hat die belgiſche Regierung zu beſchaffen. Die 
Erklärung der Regierung genüge nicht. 

Am 29. führt Juſtizminiſter van den Heuvel aus: Der Abg. 
Hymans Habe zu Unrecht in den vom Souverän fejtgejegten Klauſeln zu 
jeinem Teftamente eine Beſchränkung der Rechte Belgiens erblidt. Sage 
doc der König in jenem Schreiben: „Die Souveränität, welche Belgien 
eine3 Tages über den Kongo ausüben wird, wird ihm von mir fommen 
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und fo fein, wie ich fie geftaltet habe.“ Die Rechte Belgiens jeien un- 
beftritten und unbeftreitbar. Daß der König die Unveräußerlichkeit des 
Kongogebietes vorjchreibe, ferner die Achtung vor feinen Stiftungen und 
Verträgen jei etwas, was ebenjo in und für Belgien gejegliche Gültigkeit 
habe. Die Krondomäne jei im Kongo, was in Belgien die Zivillifte fei; 
auch über diefe verfüge der König frei. In ähnlicher Weije fucht er unter 
heftigem Widerſpruch der Linken die vom König angeordnete Einjegung 
einer niemanden verantwortlichen Berwaltungstommijfion für die Kron— 
domäne de3 SKongoftaates zu rechtfertigen. — bg. Woefte (Elerikal): 
Falſch jei die engliihe Auffafjung, wonad der Kongoftaat eine Schöpfung 
der Berliner Konferenz ift, während der Kongoftaat ſchon vor der Kon— 
ferenz als Staat von allen Großmächten anerfannt gemwejen jei und als 
Staat an der Konferenz mitgewirkt habe. Die Konferenz habe nur den 
Zweck gehabt, die Grundfäge feitzulegen, welche für jämtlihe Bejigmächte 
im Stromgebiete de3 Kongo Bintichtlich der Schiffahrt, des Handels, der 
Miffionstätigfeit u. j. w. bindend jein jollten. „Demnad) befigt Feine dieſer 
Mächte irgend ein Kontroll- oder Interventionsrecht bei irgend einer dieſer 
Mächte und alſo auch nicht beim Kongoftaate.” Was die Handelsmonopole 
im Kongo angeht, jo jeien jie unumgänglice Berwaltungsmaßnahmen. 
Die Autofratie im Kongo ſei notwendig; jte ftehe aber unter der Kontrolle 
der Prefje und des Barlaments. 

Am 14. Dezember wird die Debatte abgejchloffen mit einer gegen 
die Sozialdemokraten angenommenen Tagesordnung, wodurd grundjäglid 
die Einverleibung des Kongojtaates ausgeſprochen wird, unter der Erffä- 
rung, daß die im Königöbrief vom 3. Juni niedergelegten Bedingungen 
nur Wünjche jind und die abjolute Autonomie Belgiens über die fünftige 
Kolonie gewahrt bleibt. — Die Regierung erklärt ihr Einverftändnis 
namens des Königd mit dieſer Tagesordnung. Demnach ift die Ueber— 
nahme de3 Kongoftaates durch Belgien gejetlich gejichert. 


XI. 
Niederlande. 


Mitte März. Überſchwemmungen in Seeland richten große 
Verheerungen an. 

24. Juli. (Haag.) Das Amtsblatt teilt mit: Ein leichtes 
Unmwohlfein der Königin Hat die Hoffnung, welche man während 
einiger Zeit gehegt hatte, vernichtet. Der Gejundheitszujtand der 
Königin ift jehr zufriedenftellend, Jo daß ihre Wiederherftellung in 
nächjter Zeit zu erwarten ift. 

18. September. Die Königin eröffnet die Generaljtaaten. 

Anfang Dftober. Die Regierung richtet eine Note an die 
Mächte, worin fie die Einberufung der zweiten Friedenskonferenz 
wegen der geringen Dringlichkeit der auf der Tagesordnung ftehen- 
den Fragen verjchiebt. 
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5. Dezember. (Zweite Rammer.) Erklärung über aus— 
wärtige Politik und Neutralifierung. 


Auf die Anfrage mehrerer Redner erwidert Minifter des Auswär- 
tigen van Goudrian, die Regierung beabfichtige weder die Aufnahme 
der Frage ber allmählichen Abrüftung noch die der Neutralitätserflärung 
Hollands in das Programm der zweiten Haager Friedenskonferenz zu be- 
antragen. Die legtere Frage müßte durch einen internationalen Vertrag 
geregelt werden. Aber er, der Minifter, jei der Anficht, daß die Vorteile 
einer Neutralitätserflärung für Holland geringer jein würden al3 die 
damit verbundenen Gefahren. Hollands Politik müfje zurüdhaltend, aber 
unabhängig jein. 


XII. 
Dänemark. 


29. Januar. (Kopenhagen.) König Chriſtian IX. f. 

Geboren als Sohn des Herzog Wilhelm von Schleswig-Holftein- 
Sonderburg-Glüdöburg und der Prinzeſſin Luife von Heſſen am 8. April 
1818 zu Gottorp. Am 26. Mai 1842 vermählte er jich zu Kopenhagen 
mit Luiſe, PBrinzeffin von Heſſen-Kaſſel. Durch den Londoner Vertrag 
vom 8. Mai 1852 und das dänische Thronfolgegejeg vom 31. Juli 1853 
zum dänischen Thronfolger beftimmt, trat er am 15. November 1863, nad) 
dem Tode jeines Oheims Friedrich VII. die rg an. — Sein Nach⸗ 
folger iſt ſein Sohn Friedrich, geboren 3. Juni 184 


9. Februar. (Folkething.) In der Beratung der Zivillifte 
erklärt Klauſen (Soz.), die Sozialdemokratie würde immer bereit 
jein, mit einem verfaffungsmäßigen König für die Yörderung des 
MWohles und die Ehre des Vaterlandes zu arbeiten. 

18. Februar. (Kopenhagen.) Teierliche Beifegung König 
Chriſtians. Kaifer Wilhelm nimmt daran teil. 

29. Mai. Bei den Wahlen zum Yolkething erhält die Reform= 
partei 55 (biöher 58), die radifale Linke 11 (15), die gemäßigte 
Linke 9 (12), die Sozialdemofratie 24 (16), die fonjervative Partei 
13 (11) Mandate. 

21. September. Bei 27 Wahlen zum Landsthing verlieren 
die Konfervativen 1 und die Kiberalen 5 Mandate an die Sozial- 
demofraten und Radilalen. 

1. Oktober. Der König eröffnet den Reichdtag und betont, 
daß die Beziehungen zu den fremden Mächten freundjchaftlich und 
gut feien. 
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XIII. 
Schweden. 


15. Januar. Der König eröffnet den Reichstag. Thronrede. 


Budget. 


Die Thronrede ftellt feit, daß den gefahrdrohenden Tagen des ver- 
gangenen Jahres ruhigere Zeiten gefolgt und daß die Beziehungen zu den 
fremden Mächten befriedigend feien. Es werden Vorlagen angekündigt 
betreffend die Erweiterung des Wahlrechtes zur Zweiten Kammer, betreffend 
die Ulteröverficherung, betreffend die Verurteilung, betreffend die Erhöhung 
der Ausgaben für Heer und Marine. 

Das Budget balanziert mit 193583000 Kronen. Ein Defizit von 
14,8 Millionen Be joll durch Steuererhebung gededt werden. 


24. Februar. Die Regierung bringt eine Wahlvorlage ein. 


Hiernad wird die Mitgliederzahl der —— Kammer 165 für das 
Land und 65 für die Städte betragen. In jedem Wahlfreije wird ein 
Vertreter durch Mehrheitswahl gewählt. Die größeren Städte werben in 
Wahlkreiſe mit je einem Vertreter geteilt. Wahlberechtigt ift jeder un- 
bejholtene Mann nad) dem vollendeten vierundzwanzigiten Lebensjahre. 
In die Zweite Kammer kann nur gewählt werden, wer in dem Wahlfreife, 
oder, wenn e3 ſich um eine Stadt mit mehreren Wahlkreiſen Handelt, in 
einem derjelben das Wahlrecht hat. Bei den allgemeinen Wahlen ift die 
abjolute Mehrheit erforderlich, bei Stihwahlen die einfache Mehrheit. Die 
Einteilung der Wahlfreije wird alle neun Jahre vom König feftgejegt. 


14.115. Mai. Ablehnung der Wahlvorlage. 


Die Erfte Kammer verwirft mit 126 gegen 18 Stimmen ben 
Wahlrechtsentwurf der Regierung und nimmt mit 118 gegen 26 Stimmen 
einen Antrag an, betreffend das allgemeine Wahlredt mit Proportional- 
wahlen zu beiden Kammern und Herabjegung der Wahlperiode der Erften 
Kammer von neun auf ſechs Jahre. — Die Zweite Kammer genehmigt 
den Negierungsentwurf mit 134 gegen 94 Stimmen. 


23. Mai. Beide Kammern des Reichdtagd genehmigen mit 
großer Mehrheit den Handelövertrag mit Deutjchland. 


29. Mai. Kabinettswechjel. 


Das Minifterium erſucht den König, wegen der abweichenden Be- 
ichlüffe beider Kammern in der Wahlrechtöfrage Neumahlen zur Zweiten 
Kammer auszujchreiben, um den Wählern Gelegenheit zu geben, jich über 
den von der Erften Kammer angenommenen Wahlrecht3entwurf auszu- 
iprechen. Nach reiflicher Erwägung antwortet der König, daß er das An- 
ſuchen des Kabinett nicht annehmen und Neuwahlen zur Zweiten Kammer 
nicht ausjchreiben laſſen könne, weil er ein ſolches Vorgehen weder ala 
logiſch noch als parlamentarifch richtig anjähe. Infolge hiervon reichen 
jämtliche Mitglieder der Regierung ihr Abſchiedsgeſuch ein (25. Mai). — 
Am 29. wird folgendes Kabinett gebildet: Lindemann Minifterpräfident 
und Minifter ohne Portefeuille, Beiliger beim höchſten Gericht Albert 
Peterſſon Yuftizminifter, Admiral Dyrfien Marine, Rektor Zuhlin Inneres, 
Swarg Finanzen, Hammarjfjöld Kultus, Alfred Peterffon Zandwirtichaft. 
Der bisherige Minifter des Aeußeren Tvolle und Kriegsminifter Tingften 
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behalten ihre Portefeuilles. Zu Miniftern ohne Portefeuille werben ferner 
ernannt: der Beiliger beim höchften Gericht Hederſtjerna und Landes- 
jefretär Roos. 


11. September. Bejuch des Königs von Dänemark in Stodholm. 


September. (Stodholm.) Mehrere finnifche Anarchiften, 
die eine Bank zu plündern juchen, werden verhaftet. 


November. Verhandlungen mit Deutjchland finden ftatt über 
den Erport von Eifenerzen. 


XIV. 
Norwegen. 


März. In den Lofoten werden durch Schneeftürme über 
20 Menjchen getötet; am 2. geht bei Bergen der Dampfer „Thor“ 
mit 33 Menfchen unter; auch die Drontheimer Fifcherflotte erleidet 
Berlufte. 

7. April. Ein Gejeß bejtimmt, daß das Eigentums- oder 
Nutzungsrecht an Wafjerfällen nicht von fremden Staatsbürgern 
oder Gejellichaften ohne jpezielle königliche Genehmigung erworben 
werden fann. 

23. Mai. (EChriftiania.) Henrik Ibſen F. Er wird am 
1. $uni unter großer Teierlichkeit, an der der König teilnimmt, 
auf Staatsfoften beerdigt. 

12. Juni. (Drontheim.) Krönung des Königspaares. 

20.21. Zuni. (Chriftiania.) internationale Eifenbahn- 
fonferenz. 

8. Juli. (Drontheim.) Zufammentunft zwifchen dem 
Deutſchen Kaifer und dem Königspaar. 

September. Bei den Storthing3wahlen erhält die Regierung 
eine Mehrheit. 

22. Oktober. Der König eröffnet das Gtorthing. 


In der Thronrede heißt es: Indem Ich zum erften Male die Freude 
habe, die Verhandlungen des Storthings zu eröffnen, heiße Ich die Ver— 
treter der Nation willkommen zu ihrem verantwortungsvollen Wirfen mit 
Meinen heißeften Wünjchen, daß dieſes Wirken dem Vaterlande zum Heile 

ereichen möge. Unjere Beziehungen zu allen fremden Mächten find be- 
ab, Unjerem Baterlande ift feit der Durchführung der Selbftändig- 
feit mit großer Sympathie feitens des Auslandes begegnet worden, mas 
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Mir in mannigfaher Weife zu erfennen gegeben worden ijt, nicht zum 
wenigften bei der Krönung in Drontheim. Es ift Meine fihere Hoffnung, 
daß dieſes gute Verhältnis auch in Zukunft bewahrt bleibt. — Sodann 
wird hervorgehoben, daß Anzeichen von langjamer Bejjerung der Konjunf- 
turen vorhanden jeien, weshalb man auf Steuererleichterungen bei der 
Aufftelung des nächjten Budgets Hoffe, ebenjo wie die Beſſerung in den 
Ermwerbsverhältniffen dazu mitgewirkt habe, daß die Abrechnung für das 
Finanzjahr 1905/06 ohne wejentlichen Fehlbetrag abgejchlofjen werden konnte. 
Der Boranichlag des Budget? 1907/08 habe auch mit einem Weberjchuf 
aufgeftellt werden fönnen. 


1. November. (Storthing.) Programmatijcher Beſchluß. 


Nach mehrtägiger Debatte über die Adreſſe verwirft das Storthing 
mit 115 gegen 6 Stimmen eine Tagesordnung, nad) der dad Zujammen- 
arbeiten zwijchen Regierung und Storthing auf der Grundlage des Pro- 
gramm der Linken erfolgen muß. Das Storthing genehmigt darauf mit 
103 gegen 18 Stimmen folgende, von dem Gtorthingpräfidenten Berner 
beantragte Tagesordnung: Unter Hinwei3 auf die Ausführungen des 
Minifterpräfidenten über das Verhältnis zwijchen dem Programm der 
Linken und dem der Regierung, welche die Möglichkeit für ein parlamen- 
tarifche8 Zufammenarbeiten bieten, erklärt ſich das Storthing bereit, die 
Löſung der vorliegenden bedeutenden nationalen, finanziellen und jozialen 
Fragen unter dem Bujammenmwirfen mit der Regierung anzuftreben. — 
Der Minifterpräfident hatte fich mit der Tagesordnung einverjtanden erklärt. 


7. November. (Minifterwechjel.) Der Yinanzminifter 
Hagerup Bull und der Aderbauminifter Vinje treten zurüd, an 
ihre Stelle treten Abraham Berge und Svend Narreftad. 


XV. 
Rußland. 


1. Januar. Die Regierung veröffentlicht eine optimiſtiſche 
Darſtellung der inneren Lage; die Truppen ſeien trotz einiger 
Meutereien dem Thron treu geblieben. 

Anfang Januar. Fortſchreitende Beruhigung. 

Auf Veranlaſſung der Behörden von verſchiedenen Orten werden 
Bauernverſammlungen veranftaltet, um den Bauern die verhängnisvollen 
Folgen Har zu machen, die fich aus den Beichlüffen, die Steuerzahlungen 
an verweigern, für fie ergeben müßten. Die an die Bauern gerichteten 

ahnungen fruchten; die Bauern erklären, von folchen Beichlüffen abzu- 
jtehen. — Der Bahnverkehr im Umfreije von Moskau wird wiederhergeftellt; 
viele Agitatoren werden in Petersburg und Moskau verhaftet. — In den 
baltijchen Provinzen werden die Revolutionäre allmählich niedergeworfen, 
die verjagten Behörden mwiederhergeftellt. In Riga wird eine Dragoner- 
abteilung überfallen und niedergemadht, dafür werden über Hundert Ar- 
beiter, die jich mweigern, die Mörder zu nennen, getötet. Es finden zahl- 
reiche ſummariſche Erefutionen von Maſſen aufrührerifcher Letten ftatt. 

Anfang Januar. (Petersburg) Im Marineminijterium 
werden drei bejondere Kommijfionen zur Unterſuchung der Vor- 
gänge in der Seejchlacht bei Tjufchima eingejeßt. 

Anfang Januar. Der frühere Finanzminifter Kokontzoff unter- 
handelt in Paris um eine Anleihe von 800 Millionen Yrancz. 

Anfang Januar. Der Heilige Synod ordnet an, daß die 
Geiftlichen, die während der Unruhen die Regierunggmaßnahmen 
ihren Gemeindemitgliedern gegenüber in gejeßwidriger Weije be= 
leuchtet haben, aus dem Amte zu entfernen und gerichtlich zu ver— 
folgen jeien. 

Anfang Januar. In Polen werden zahlreiche polnijche 
Blätter unterdrüdt, viele Redakteure und Agitatoren in vielen 
Berufsſtänden verhaftet. 
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7. Januar. Der Statthalter des Kaukaſus meldet, daß die 
revolutionäre Bewegung ſich wieder verjtärft habe, die Agrar: 
bewegung wieder gefährlich werde und die Kämpfe zwijchen den 
Armeniern und Tataren fortdauerten. — Im Laufe ded Januar 
lauten die Nachrichten immer drohender. 


11. Januar. Über das Budget für 1906 wird befannt gemacht: 


Am DOrdinarium find die Einnahmen auf 2027858774 Rubel und 
die Ausgaben auf 2018076550 Rubel feftgejegt worden. Die Einnahmen 
überfteigen die Ausgaben um 9782224 Rubel. Im Ertraordinarium be- 
tragen die Einnahmen 2 Millionen; Diejenigen aus den bevorftehenden 
Kreditoperationen 481114001 Rubel; die Ausgaben betragen 492896225 
Rubel. Die Gejamteinnahmen und -Ausgaben balanzieren mit 2510972775 
Rubel. An Einnahmen werden erwartet in runden Millionen: direkte 
Steuern 148, indirefte 424, Gebühren 108, Staatöregalien 641, Staatd- 
eigentum und Kapitalien 58, Ablöjungszahlen 35, Erjag von Ausgaben 
der Reichärentei 80, verjchiedene Einnahmen 5. Bon den ordentlichen Aus— 
gaben entfallen in runden Millionen: für Zahlungen für die Staatsſchuld 
334, höchſte Staatsinftitutionen 6, Synod 29, Hofminifterium 16, Aus- 
wärtiges 5, Krieg 374, Marine 104, Finanzen 342, Handel und Induſtrie 
37, Agrarweien und Landwirtichaft 36, Inneres 131, Volksaufklärung 44, 
Verkehrswege 477, Juſtiz 52, Reichskontrolle 9, Reichögeftütäwejen gegen 2. 
Außerordentliche Ausgaben: Mit dem ruffiich-japanijchen Krieg verbundene 
Ausgaben 405375775, Ausbau von Eijenbahnen 42335250, Unterftügung 
an die Bevölkerung der von Mißwachs betroffenen Gouvernement3 30 Mil- 
lionen, Darlehen zur Wiederherftellung der Naphthamwerfe 15, Darlehen 
für Wegebauunternehmen 155,2 Millionen. 


14. Januar. Der Verweſer des Minijteriums des Innern 
Durnowo wird zum Minifter ernannt. 


16. Januar. (Petersburg.) Die Mitglieder des Arbeiter: 
delegiertenrates, 22 Perjonen, werden verhaftet. Nach Behauptung 
der rujfiichen Regierung find e8 Revolutionäre, die dem Arbeiter: 
ftande gar nicht angehören. 


22. Januar. Amtliche Mitteilung über die Vorbereitungen 
der Revolutionäre. 


Nah dem „Regierungsboten” find feit Anfang Dezember 1905 in 
St. Petersburg, Moskau, Niſchni Nowgorod, Tula, Benja, Roſtow a. Don, 
Sefaterinoslam, Odeſſa, Nilolajew, Kiew, Ewinſk, Wilna und Riga ent- 
dedt worden: 8 Laboratorien und Bombenwerfftätten, 258 fertige und un- 
efüllte Bomben, gegen 2000 Pfund Pulver, über 400 Pfund Dynamit, 
— in großer Zahl, davon auf dem Bahnhof Moskau der Moskau— 
Rjäſanbahn allein 100000 Stück, in Jekaterinoslaw zwei Waggons mit 
Patronen und Dynamit, ferner Gewehre, Revolver und blanke Waffen, 
ſowie eine Signalkanone, auf der Fabrik Proſchorow in Moskau drei ver— 
beſſerte engliſche Maſchinengewehre. 


Ende Januar. (Gomel.) Blutiger Kampf zwiſchen Auf— 
ſtändiſchen und Truppen. Viele Gebäude werden niedergebrannt. 
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28. Januar bis 5. Februar. (Petersburg.) VBerjammlung 
von Vertretern der Mohammedaner. 


Die Verfammlung beichließt, fich Feiner der beftehenden politifchen 
Parteien anzuſchließen, und was die Neich&duma betrifft, fich jelbitändig 
zu halten und das Verlangen zu ftellen, daß man ihnen auf je eine Million 
Mohammedaner einen Abgeordneten bemilligen folle. Ferner wird der 
Wunſch geäußert, daß fünftig die Muftis und deren geiftliche Stellvertreter 
nicht mehr wie bisher von der Regierung angeftellt, fondern durch lokale 
Wahlen nominiert werden möchten. Es wird beichloffen, die Rejultate der 
Beratung der mohammedanischen Bevölkerung Rußlands mitzuteilen. Es 
jolfen in allen Gouvernement3 mit mohammedanijcher Bevölkerung Bureaus 
— werden, um zu den Wahlen für die Reichsduma Vorbereitungen 
zu treffen. 


8. Februar. Ein Ukas beſtimmt folgende Änderung der 
Gewerbeſteuer: 


Die zur Veröffentlichung ihrer Rechenſchaftsberichte verpflichteten 
Unternehmungen, deren Reingewinn 3 Prozent des Grundfapitald über- 
fteigt, find unter Beibehaltung der Gewerbe- und Kapitalfteuer mit einer 
Prozentiteuer vom Reingewinn, wenn diejer fich zwijchen 3 und 20 Prozent 
bewegt, zu belegen, welche von 3 bis 14 Prozent anfteigt. Die Rein- 
einnahmen, weldye über 20 Prozent des Grundfapitald betragen, unter» 
liegen außerdem einer 1Oprozentigen Steuer. Die Direktoren und Ber- 
waltung3mitglieder aller Unternehmungen, die zur Veröffentlichung der 
Rechenjchaftsberichte verpflichtet find, Haben von ihrem Jahresgehalt und 
ihren Gratififationen, die fie von einem oder mehreren Inſtituten erhalten, 
eine Prozentfteuer in der Höhe von 1 bis 7 Prozent zu entrichten. Leb- 
Gar Free. gilt für Jahresgehälter in der Höhe von 20000 Rubel und 
darüber. 


Mitte Februar. Rechtözuftände in Rußland. 


Die „Kölnische Volkszeitung” bringt hierüber folgenden Bericht vom 

11. Februar: „Die Rechtiprehung ift Heute für einen großen Zeil Rup- 
lands illuforiich geworden, nicht nach irgend einem beftimmten Syſtem, 
jondern nad) der Willfür jedes einzelnen Generalgouverneurs, gegen welche 
jelbft die Zentralregierung nichts ausrichten fann. Das Minifterfabinett 
gibt wohl Weiſungen, aber der Generalgouverneur läßt fie unter den 
game Tiih fallen und meldet Höchftens dem Zaren, daß er für eine 
uhe jeine3 Gebietes nur dann bürgen könne, wenn er freien Spielraum 
babe. Der Kommandierende des Odefjaer Militärbezirfes Baron Kaulbarz, 
der fich in dem Kriege gegen Japan jo wenig ausgezeichnet hat, pro- 
Hamiert, daß er auf ‚adminiftrativem Wege‘ Todesftrafen verhängen werde, 
der Kommandierende des Gejchwaderd im Schwarzen Meere, Vizeadmiral 
Tſchuchnin, gegen den kürzlich ein Attentat erfolgte, gibt fund, daß er in 
dem Prozeß gegen die Meuterer auf dem Kreuzer Otſchakoff feine Kafjations- 
Hage zulafjen werde. Andere Generalgouverneure wieder verwerfen ſolche 
Willkürakte. In dem Gouvernement Sambomw 3. B. wird der Prozeß gegen 
die Mörderin des Generaladjutanten Sacharoff nicht dem ordentlichen Ge— 
richt entzogen, da ja auch dieſes auf Todesftrafe erfennen kann. Am 
ihlimmften daran find Heute die Vertreter der Staat3anmwaltichaft. Sie 
wifjen überhaupt nicht mehr, welche Befugniffe fie noch haben, ob jie die 
adminiftrative Einmiſchung hinnehmen oder ob fie gegen diejelbe Einſpruch 
einlegen jfollen. Der Auftizminifter Akimoff läßt die Dinge gehen, wie fie 
wollen. Dafür läßt er fich aber auch auf das jorgfältigjte bewachen. Das 
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hat jelbft in den jchlimmften Attentatszeiten noch Fein Juſtizminiſter nötig 
gehabt; er galt jelbft den größten Revolutionären noch immer als ein 
Wahrer des Rechtes ‚nad Möglichkeit‘, aber Herr Afimoff hat es Heute 
nötig, weil er fi dem Minifter des Innern Durnowo auf Haut und 
Haare verjchrieben hat.“ 


22. Februar. (Moskau) Der Kongreß des „Verbandes 
vom 80. Oktober“ erklärt die fchleunige Einberufung der Duma 
ala das bejte Mittel zur Beruhigung des Landes. 


23. Februar. Yinanzlage. 

Das Organ ded Grafen Witte, die „Rufitoje Goſſudarſtwo“, teilt 
mit, daß man, um die außerordentlichen Ausgaben des Budgets zu deden, 
auf dem Wege von Kreditoperationen etwa 600 bis 700 Millionen Rubel 
in Gold werde beichaffen müjjen. Da es num gegenwärtig unmöglich jei, 
dies unter den gewöhnlichen Kreditbedingungen zu tun, werde man zu 
mehr oder weniger ertremen Mitteln feine Zuflucht nehmen müfjen, zu 
denen übrigens auch andere Staaten häufig gegriffen haben, wenn fie ſich 
in ähnlichen jchwierigen Berhältnifien befanden, wie Rußland im gegen- 
wärtigen Augenblid. 


26. Februar. Ein Ufas über die Dumawahlen jagt: 


Die Ruheftörungen im Innern, die mit einer Stodung der regel- 
mäßigen Verbindungen verfnüpft waren, verhinderten, daß mehrere Pro— 
pinzen zur rechten Zeit die Anmeijung erhielten. Um nın nicht die Ein- 
berufung der Duma zu verzögern, fanden wir es für notwendig, das 
Reglement zu ändern, wonad) die Wahlen im ganzen Reiche an demjelben 
Tage vorgenommen werden, und beftimmen, daß fie zu verjchiedenen Zeiten 
ftattfinden ſollen. Snfolgedefjen ordnen wir an: Die Wahlen in den Wahl- 
fomitee8 werden an bejtimmten Tagen durch Eaiferliche Ukaſe feſtgeſetzt 
werden. — Die St. Beteröburger Telegraphen-Agentur kann mitteilen, daß 
bi3 zu dem durch den Ufas feftgejegten Termin für den Zufammentritt 
der Reichsduma die Wahlen in den meiften Provinzen beendet fein werden 
und die Duma mit mehr al3 350 Mitgliedern eröffnet wird. 

Der Eröffnungstag ift der 10. Mai. 


Anfang März. (Sibirien) General Rennenfampf erklärt 
in einer Proflamation, daß im alle eines politifchen Anfchlages 
auf eine Perſon feines Gefolge alle bei den ZTruppenteilen und 
in den Gefängnifjen als Geijeln fejtgehaltenen Perjonen erjchofien 
werden würden. 

6. März. Ergänzung des Edikts vom 30. Oktober über die 
Reorganijation des Reichsrats und die Anderung des Reichsduma— 
geſetzes. 

In einem kaiſerlichen Manifeſt wird zunächſt mitgeteilt, daß die in 
dem Manifeſt vom 30. Oktober vorigen Jahres angekündigten gelepgeberi- 
ichen Arbeiten betreffend die Reorganijation des Reichsrates und die Ab- 
änderung des Reichsdumagejeges zum Abjchluß gekommen jind. Danad) 
werden die Duma und der Reichörat, der zufünftig zu gleichen Teilen aus 
von dem Kaiſer ernannten und aus gewählten Mitgliedern gebildet wird, 


alljährlich durch einen Faiferlichen Ufas zu ihren Tagungen einberufen und 
ebenjo auc) vertagt werben. Die Duma und der Reichgrat haben gleiche 
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geſetzgeberiſche Befugniſſe und haben in gleicher Weiſe das Recht der Initia— 
tive bezüglich der Einbringung der Geſetzesvorlagen und ebenſo das Recht, 
Fragen an den Miniſter zu richten. Jede Geſetzesvorlage muß, ehe ſie 
dem Kaiſer zur Sanktion vorgelegt wird, von der Duma und dem Reichs— 
rate angenommen worden ſein. Geſetzesvorlagen, die von einer der beiden 
geſetzgebenden Körperſchaften abgelehnt worden ſind, werden dem Kaiſer 
nicht zur Sanktion vorgelegt. Die Duma und der Reichsrat haben beide 
das Recht, die Wahl ihrer Mitglieder für ungültig zu erklären. — In 
dem Manifeft wird ferner angekündigt, daß der Befehl zur Ausarbeitung 
der fomohl da3 autonome Großfürftentum Finnland mie das eigentliche 
Rußland interejfierenden Gejege durch bejonderen Ufas ergehen wird. Die 
Kundgebung jchließt mit der Erklärung des Kaijers, er hege die feite Hoff- 
nung, daß die Teilnahme von Vertretern des Volles an der Gejeßgebung 
zur wirtjchaftlichen Wohlfahrt des Reiches beitragen und die Einheit Ruß— 
lands fejtigen werde. — Zugleich mit diejem Manifeft werden Ukaſe ver- 
öffentlicht, welche die neuen Geſetze betreffend die Bildung der Duma und 
des Reichsrats enthalten. Die aus Wahlen hervorgehenden Mitglieder des 
Reichsrates werden für neun Jahre gewählt. Alle drei Jahre finden 
(ebenfo wie in Frankreich bei der Erneuerung de3 Senats) für ein Drittel 
diefer Mitglieder Erneuerungswahlen ſtatt. Jede Semjtwoverjammlung 
eines jeden Gouvernement3 wählt ein Mitglied. Sechs Mitglieder werden 
gewählt von den orthodoren Synoden, jech3 von Bertretern der Akademie 
der Wiffenjchaften und der Univerfitäten, zwölf von den Vertretern des 
Handels, der Börfe und der Induſtrie, 18 von den Vertretern des Adels 
und jech3 von den als Kongreß in Warjchau zujammentretenden Vertretern 
der Grundbefiger in Polen. Die Kongrefje von Vertretern des Adels, der 
Wiſſenſchaften, des Handel3 und der Induftrie treten zur Wahl ihrer Mit- 
glieder im Reichsrate in St. Peteröburg zufammen. In den Provinzen 
des europäiihen Rußland, wo feine Semjtwos bejtehen, treten an dem 
Hauptorte der Provinz die Kongrefje der Vertreter der Grundeigentümer 
zujammen, um je ein Mitglied des Neichsrates zu wählen. Die Mitglieder 
de3 Neichdrates müfjen 40 Jahre alt und im Beſitze de3 Abiturienten- 
zeugnifjes fein. Der Präjident und der Vizepräjident des Reichsrats werden 
vom Kaiſer ernannt. Die gewählten Mitglieder des Reichsrats erhalten 
während der Tagung eine Entichädigung von 25 Rubel pro Tag. — Die 
Sigungen des Reichsrats wie die der Duma find öffentlih. Der Schluß 
der Debatte kann durch einfache Stimmenmehrheit bejchlofjen werden. Weder 
der Reichsrat noch die Duma haben das Recht, Deputationen zu empfangen 
oder Bittjchriften entgegenzunehmen. Die Minifter fönnen Mitglieder der 
Duma jein und haben dann das Recht, ihre Stimmen abzugeben. Die 
von den beiden gejeggebenden Körperjchaften angenommenen Gejege werden 
durch den Präfidenten des Reichsrats der Sanktion unterbreitet. Die Mit- 
glieder der beiden Körperjchaften genießen während der Tagung perjönliche 
Smmunität und dürfen ohne die vorherige Genehmigung des Reichsrats 
bezw. der Duma nicht verhaftet werden, e3 ſei denn, daß es ſich um die 
Ergreifung auf friiher Tat oder um die Verfolgung eines in Ausübung 
des Amtes begangenen Bergehens handelt. 


7. März. (Finnland.) Der Senat bejchließt, daß das all- 
gemeine Wahlrecht für Männer und rauen, die dag 24. Lebens— 
jahr vollendet Haben, eingeführt werden ſoll. Ausgeſchloſſen von 
der Teilnahme an den Wahlen ift, wer eine Armenunterjtüßung 


genießt, wer nicht in den Gteuerliften jteht und wer infolvent ijt. 
24* 
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März. Der Minijter des Innern Durnowo verhindert viele 
MWahlverfammlungen der Eonjtitutionell-demofratifchen Partei und 
verjchickt viele ihrer Kandidaten auf dem Verwaltungswege nach 
Jakutsk. Offiziös proteftiert Graf Witte im „Ruſſkoje Goſſudarſtwo“ 
dagegen. 

Mitte März. In vielen Gouvernements, die eine Mißernte 
gehabt haben, Herrjcht Hungersnot und Biehjterben. 


18.30. März. Die Urwahlen zur Reichsduma verlaufen im 
allgemeinen ruhig und unter geringer Beteiligung. Die Sozial: 
demofraten vereiteln vielfach die Beteiligung der Arbeiter. 


März. In vielen Städten finden Überfälle auf einzelne 
Perjonen, Banken u. ſ. w. ſtatt. In Moskau raubt am hellen Tage 
eine Bande von 20 Bewaffneten einer Bank 850000 Rubel. 


19. März. (Otſchakow.) Leutnant Schmidt, der Haupt- 
führer der Rebellion in der Schwarzen Meerflotte, wird erjchofien. 
Mährend des fich lange Hinziehenden Prozefjes fordern Matrojen- 
verfammlungen jeine Begnadigung. 

Ende März. (Petersburg.) Über Berlufte während der 
Revolution und Entſchädigung wird mitgeteilt: 


Der Reichdrat hat da von einer Speziallommijfion unter dem 
Vorſitz des Grafen Sſolski ausgearbeitete Projekt betreffend die Gewährung 
ftaatliher Entihädigungen für das während der revolutionären Bewegung 
zerjtörte Eigentum einer Prüfung unterzogen. Es wurde dabei fejtgeftellt, 
daß insgefamt 1850 Gutshöfe zerftört wurden und daß außerdem zahl- 
reiche Dampfſchiffs und Transportunternehmungen jowie viele Hausbefiger, 
Kaufleute, Stadt- und Landbewohner mehr oder minder erhebliche Ver— 
Iufte erlitten haben. Die Frage, ob die Regierung gejeglich verpflichtet 
fei, den gejamten angerichteten Materialfchaden zu erjegen, wurde vom 
Neichdrat verneint, da eine Erjagpfliht nur auf feiten der Zerftörer be- 
ftehe. Auch die Gejeggebung anderer Länder vertrete dieſen Standpuntt; 
jo habe beiſpielsweiſe die franzöfifche Regierung feine Entſchädigungen für 
den durch die Kommune angerichteten Schaden geleitet. Dagegen fon- 
ftatierte der Reichsrat wohl dad Vorhandenſein einer moraliſchen Pflicht 
zur Entjhädigung, um jo mehr, al3 aud) da3 allgemein-ftaatliche Intereſſe 
dabei in Betracht fommt. Es wurde aber geltend gemacht, daß dieſe Frage 
nur in engem Zujammenhang mit den in der Staatskaſſe vorhandenen 
Mitteln entjchieden werden könne, und tatjächlich feien nur 8 Millionen 
Rubel disponibel zu machen. Im Intereſſe der ftaatlihen Wohlfahrt müſſe 
diefe Summe in erfter Linie zur Entfhädigung der Landwirte, ohne Unter- 
ichied des Standes, verwandt werden. Der von dieſen angemeldete Schaden 
belaufe ſich auf 44 Millionen Rubel; indes werde angenommen, daß fich 
bei jorgfältiger Kontrolle der effektive Schaden auf nur 18 Millionen werde 
feftftellen lafjen. Zur Unterftügung der jo gejchädigten Landwirte — die 
übrigen Bevölkerungsklaſſen müfjen wohl oder übel unberüdfjichtigt bleiben 
— ſollen nun nad dem Antrage der Sſolskiſchen Kommilfion Die über- 
haupt verfügbaren Mittel verwendet werden. Bezüglich der Art ihrer Ber- 
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wendung macht die Kommiffion folgende Vorſchläge: Von der Neichsrentei 
werben 8 Millionen Rubel zur Unterftügung der durch Agrarunruhen ge— 
jchädigten Grundeigentümer angemiejen, jedoch nur denjenigen, die nicht 
jelbft die Mittel ee ihre zerftörten Wirtfchaftsgebäude wieder aufzu- 
bauen und fi) mit Inventar, Futterporräten und Saatkorn zu verjorgen. 
Die betreffenden Darlehen find bi zum 1. Januar 1910 zindfrei; von da 
an bis zu der binnen 35 Jahren zu bemwerfftelligenden Tilgung find 4 Pro- 
zent Binjen zu entrichten. Auf die Gouvernement3 wird die Gejamtjumme 
vom Minifter de3 Innern verteilt; zur weiteren Verteilung innerhalb der 
Gouvernements jollen befondere Kommiſſionen eingejegt werden. 

März. Allerlei Erlafje ſchränken die politifche Freiheit und 
die Fünftigen Rechte der Duma ein; fo weit ein Erlaß vom 
21. März der Regierung bei Meinungsverjchiedenheiten zwischen 
Duma und Reichdrat in Budgetfragen jelbjtändiges Verfügungs- 
recht zu. Anfang April wird die Preßfreiheit beſchränkt. Der 
Toleranzerlaß vom 30. April 1905 wird zum Teil wieder auf: 
gehoben. 

Anfang April. Der Zar erläßt Einladungen zu einer zweiten 
Triedensfonferenz im Haag für den Juni, zieht fie aber auf Vor— 
ftellung der Bereinigten Staaten wieder zurüd, da zu berjelben 
Zeit ein panamerifanifcher Kongreß abgehalten werden foll. 


Anfang April. Rußland und Tibet. 

Der Bar richtet an den Dalai Lama, der wegen der englijchen Er- 
pebition aus Tibet in die Mongolei geflüchtet war, folgendes Telegramm: 
Eine große Anzahl meiner Untertanen, die dem bubdhiftifchen Glauben 
angehört, hatte das Glüd, ihrem großen Oberpriefter während feines Auf- 
enthalte in der nördlichen Mongolei, die an das Ruſſiſche Reich grenzt, 
ihre Ehrfurcht bezeugen zu können. Da Ich Mich freue, daß Meine Unter- 
tanen den heiljamen geiftigen Einfluß Em. Heiligkeit haben genießen fünnen, 
jo bitte Ich Sie, den Ausdrud Meiner aufrichtigen Dankbarkeit und Achtung 
vor Ihnen entgegenzunehmen. 


Mitte April. Eine ruſſiſche Anleihe von 2250 Millionen 
wird in Frankreich, Öfterreich, England, Rußland begeben. Frank— 
reich übernimmt mehr als die Hälfte. 

16. April. Ein Ukas veröffentlicht den Reichshaushaltsetat 
für 1906, 


Der Etat ſieht Finanzoperationen vor, um 481 Millionen Rubel 
außerordentliche Ausgaben, ferner 150 Millionen Rubel zur Tilgung von 
Schatzanweiſungen, die auf Grund einer Entſcheidung de3 Finanzausſchuſſes 
im Jahre 1905 ausgegeben worden find, und 180 Millionen Rubel an 
Kriegdausgaben zu deden. Zu dieſem Zwecke foll eine Anleihe von ruj- 
fiihen und ausländiihen Banken aufgenommen werden. 


18. April. Der Reichsrat bejchließt die Zulafjung des 
Deutjchen, Lettiſchen und Efthnifchen ala Unterrichtsfprache in den 
nichtfubventionierten Privatichulen der Dftjeeprovinzen. Für Lite 
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ratur, Gefchichte und Geographie Rußlands ſoll jedoch die ruffiiche 
Unterrichtöfprache auch in diefen Privatanftalten obligatorijch bleiben. 


30. April. Der Reichsrat bewilligt 7". Millionen Rubel 
zur Durchführung umfaffender Truppendislofationen zum Zwecke 
der Verhütung von Bauernunruben. 

Anfang Mai. ES wird bekannt, daß der Pope Gapon, 
1905 Führer der Arbeiter, von Revolutionären ermordet worden 
ift, weil er in den Dienft der Polizei getreten ei. 

Anfang Mai. Bombenattentate und Überfälle auf Truppen 
finden mehrfach ftatt. So wird der Generalgouverneur von Se- 
faterinoslam getötet, der von Moskau verwundet; bei Riga werden 
einer Truppe Gewehre geraubt. 


5. Mai. Minifterpräfident Graf Witte und Durnomwo, der 
Minifter des Innern, treten zurüd. 


6. Mai. (Peteröburg.) Der Kongreß der fonjtitutionell- 
demofratijchen Partei erklärt al3 fein Programm: 


Sndividuelle Unverleglichfeit und Gleichheit für alle Bürger ohne 
Unterjchied der Nationalität, der Religion, des Gejchlecht3 und des Standes; 
Einführung eines Wahlverfahrend mit allgemeinem, gleichem und direktem 
Stimmredht in geheimer Abftimmung ohne Unterſchied des Gejchlechtes, 
ebenjo für die nationale Vertretung wie für die Iofale Selbjtverwaltung; 
gejeßgeberiihe Regelung der Agrarfrage; unverzüglihe Inangriffnahme 
von Maßnahmen Detreftend die Arbeiterfrage und Befriedigung der recht- 
mäßigen nationalen Forderungen. 


8. Mai. Ein faiferlicher Ukas janktioniert das Reichdgrund- 
geſetz. Es lautet: 


Das ruſſiſche Reich iſt nr oa und unteilbar. Das einen in- 
tegrierenden Beftandteil des ruſſiſchen Reiches bildende Großfürftentum 
Finnland wird, auf Grund einer bejonderen Gejeggebung, durch bejondere 
Snftitutionen verwaltet. Die ruffiihe Sprache ift Reichsſprache und in 
den jtaatlichen und fommunalen Snftitutionen, ſowie bei der Armee und 
Flotte obligatoriih. Der Gebrauch der örtlichen Spradhen und Idiome 
wird durch bejondere Geſetze geregelte Dem ruſſiſchen Kaifer fteht Die 
oberjte felbftherrliche Gewalt zu. Gott jelbft hat befohlen, daß man feiner 
Gewalt nicht bloß aus Furcht, jondern auch dem Gewiſſen nach gehorchen 
muß. Die Perſon des Kaiſers ift Heilig und unantaftbar. Die gleiche 
oberjte jelbjtherrliche Gewalt fteht der Kaiferin zu, wenn, auf Grund der 
dafür feitgejegten Ordnung, eine Frau den Thron befteigt. Ihr Gemahl 
gilt jedoch nicht als Herricher; er genießt Die — und Vorzüge der 
Gemahlin eines Herrſchers, entbehrt aber des Titels. Der Kaiſer übt die 
gejeßgebende Gewalt im ruffiichen Reich gemeinjchaftlich mit dem Reichsrat 
und der Reichsduma aus. Der Kaiſer hat die Initiative in allen gejeß- 
geberifchen Arbeiten. Einzig auf jeine Snitiative hin können die Grund- 
ejee in der Reihsduma und im Reichsrat revidiert werden. Dem Kaijer 
iſt die Beftätigung der Gejeße — ohne ſeine Beſtätigung kann 
kein Geſetz Gültigkeit erlangen. Der Kaiſer iſt der oberſte Leiter der aus— 
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mwärtigen Beziehungen des ruffiichen Reiches. Ihm ift die oberfte Leitung 
der internationalen Bolitif Rußlands vorbehalten. Der Kaifer erflärt den 
Krieg, jchließt den Frieden und die Verträge mit den auswärtigen Staaten. 
Der Kaiſer verfügt die Verhängung des Kriegszuftandes und des Zuftandes 
des außerordentlihen Schußes über Ortjchaften des Reiches. Der Kaijer 
ernennt und entläßt den Vorjigenden de3 Minifterkonjeild, die Minifter 
und Oberdirigierenden der abgeteilten Reſſorts, jowie die anderen Staats— 
beamten, wenn für die Iegteren durch das Gejeg Feine andere Ordnung 
ihrer Ernennung und Entlafjung vorgejchrieben ıft. Die gerichtliche Ge- 
walt wird im Namen des Kaijerd ausgeübt, dem das Recht zufteht, Ber- 
urteilte zu begnadigen und unter Befreiung von Gericht und Strafe zu 
amneftieren. Er fann Urteile mildern u. ſ. w. Der Kaiſer allein verleiht 
Fitel, Orden und Standesvorredhte. Der Kaijer erläßt unmittelbar Ufaje 
und Befehle, ſowohl in bezug auf die feinen perjönlichen Befit bildenden 
Güter wie auch in bezug auf die Güter, die Apanagengüter genannt werden 
und die, da fie ftet3 dem regierenden Kaifer gehören, nicht vermacht werden, 
nicht geteilt werden, noch anderen Arten der Beräußerung unterliegen 
fönnen. Somohl dieje wie jene Güter find fteuer- und abgabenfrei. Dem 
Kaifer al3 dem Haupt des Kaiſerhauſes fteht es zu, gemäß dem Statut 
über die faiferliche Familie Verfügungen über die Apanagegüter zu treffen. 
Bon ihm wird auch die Organijation und der Modus der Berwaltung 
der dem Minifter de3 Faiferlichen Hofes unterjtehenden Inſtitutionen be— 
ftimmt. Niemand kann für ein Vergehen anders als in der gejeglich feit- 
ftehenden Weije belangt werden. Niemand kann anders als in den gejeglich 
fejtftehenden Fällen verhaftet werden. Die Wohnung eines jeden ift un- 
verleglih. Ohne Einwilligung des Wohnungsinhabers ift die Vornahme 
von Hausfuchungen und Konftsfationen nur in den gejeßlich vorgejehenen 
Fällen und nad dem gejeglich vorgejehenen Modus gejtattet. Jeder ruj- 
ſiſche Bürger hat da3 Recht, jeinen Wohnort und jeine Bejchäftigung frei 
zu wählen, Eigentum zu erwerben und zu veräußern und jich unbehindert 
aus den Grenzen des Neiches zu entfernen. Ausnahmen hiervon werden 
in Spezialgejegen feitgelegt. ARuffiihe Untertanen haben das Recht — 
friedlich und ohne Waffen — Berjammlungen abzuhalten, jofern fie nicht 
den Gejegen widerſprechen. Jeder ann, innerhalb der vom Geſetz ge- 
zogenen Grenzen, mündlich und fchriftlich jeine Gedanken zum Ausdrud 
bringen und fie durch den Drud oder auf anderem Wege verbreiten. 
Ruſſiſche Untertanen haben das Recht, Vereine und Verbände zu gründen, 
deren Ziele den Gejegen nicht widerjprechen. Auffische Untertanen genießen 
Freiheit des Glaubensbekenntniſſes. Die Bedingungen für die Benutzung 
diejer Freiheit werden vom Bir bejtimmt. Reichsrat und Reichsduma 
werden jährlich durch Erlaffe des Kaijer3 einberufen. Die Dauer der jähr- 
lihen Seſſionen des Reichsrates und der Reichsduma, ſowie die Dauer 
der Sntervallen im Laufe eined Jahres werden durch Allerhöchſte Erlaffe 
feftgefegt. Die in Ausübung der oberjten Regierungsgewalt oder Direkt 
vom Kaiſer erlaffenen Ukaſe und Befehle des Kaijers werden vom Vor— 
figenden des Minifterrate® nur oder von dem betreffenden Minifter oder 
dem Oberdirigierenden de3 bejonderen Verwaltungszweiges gegengezeichnet 
und vom PDirigierenden Senat veröffentlicht. 


10. Mai. Der Zar ernennt Goremyfin zum Minifterpräfi- 
denten, Stoljpin zum Minifter des Innern, Kolowzow zum Finanz- 
minifter und den Fürften Schirinzfi Schachmatow zum Ober— 
profurator des heiligen Synods. 
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10. Mai. (Petersburg.) Der Zar eröffnet die Duma mit 
folgender Thronrede: 

Die durch die göttliche Vorſehung Mir übertragene Yürjorge für 
das Wohl des Baterlandes bewog Mid, vom Bolfe Erwählte zur Mit- 
arbeit an den gejeßgeberijchen Arbeiten zu berufen. Mit flammendem 
Glauben an eine heitere Zukunft Rußlands begrüße Ich in Ihnen die 
beiten Männer, welche zu erwählen Ich Meinen geliebten Untertanen be- 
fohlen babe. Schwere und fomplizierte Aufgaben ftehen Ihnen bevor. 
Sch glaube, die Liebe zur Heimat und ein heißer Wunſch werden Sie be- 
jeelen und werden Gie einigen. Ich aber werde die von Mir gewährten 
Inſtitutionen unerjchütterlid bewahren mit der feiten Ueberzeugung, daß 
Sie alle Kräfte für den aufopfernden Dienft für das Vaterland verwenden 
werden, zur Klarjtellung der Bedürfnifje der Meinem Herzen nahejtehenden 
Bauernihaft, zur Aufklärung der Völker und Entwidlung eines Wohl- 
ftandes, eingedent defien, daß für die Größe und das Wohlergehen des 
Staates nicht nur Freiheit nötig ift, jondern auch Ordnung auf der Grund- 
lage des Rechts. Mögen Sie Meine heißen Wünjche erfüllen, Mein Bolt 
glüdlih zu jehen und Meinem Sohn einen feiten, wohlgeordneten und 
aufgellärten Staat ald Erbe hinterlafjen zu können. Gott jegne die Mir 
im Berein mit dem Neichsrat und der Duma bevorjtehende Arbeit! Möge 
diefer Tag eine Berjüngung Rußlands in moraliſcher Hinficht und eine 
Wiedergeburt feiner beiten Kräfte bedeuten! Gehen Sie an die Arbeit, 
zu der Ich Sie berufen Habe, und rechtfertigen Sie das Vertrauen des 
Zaren und des Bolfes! Gott helfe Mir und Ihnen! 


10.13. Mai. Die Duma bejchließt in einer Adrefje an den 
Zaren allgemeine Amnejtie zu fordern. 


Die Forderung ftellt unmittelbar nad der Eröffnung Petrunfe- 
witſch: Es ſei Pfliht der Ehre und Würde, daß das erjte freie Wort 
denen geweiht jei, die für die Freiheit der Heimat ihre Freiheit geopfert 
hätten. Das freie Rußland fordere die Befreiung der Verhafteten. (Stür- 
mifcher Beifall.) Am 12. bringt Roditſchew einen formulierten Antrag 
ein und führt aus: Während des Wahlfampfes, auf dem Wege nad 
St. Petersburg und Hier in St. Peterdburg jelbft Haben wir einzig und 
allein das Wort Amneftie gehört. Die Rechtögelehrten behaupten, in Ruß— 
land bejtehe die Todesftrafe nicht, und doch haben allein im Monat April 
99 Hinrichtungen ftattgefunden. Die Verzeifung muß allgemein jein; einer 
eingejchränfkten Amneftie bedürfen wir nicht. Der Irrtum vom 30. Oktober 
darf nicht wiederholt werden. Laſſen Sie und einmütig jein und lafjen 
Sie feine Meinungsverjchiedenheiten unter uns über die Ammneftie entftehen. 
Alle, die Verbrechen begangen haben, müfjen begnadigt werden im Namen 
der Liebe, wie der Apoftel Petrus begnadigt wurde. Die allgemeine Ber- 
zeihung ift ein Bindemittel zwiſchen Kaifer und Volk. (Allgemeiner Bei- 
fall.) Der bäuerliche Abg. Aladyn droht, da3 Volk werde bei Bermweige- 
rung der Amneftie die Gefangenen jelbft befreien. Profeſſor Stſchepkin: 
Wir müſſen ein vollftändig Hares Verhältnis zwiſchen uns und der höchſten 
Gewalt herzuſtellen juchen. Wir verlangen die Amneftie nicht als eine 
einfache Begnadigung von Berbrechern, jondern aus Prinzip, weil wir die 
Gefangenen nicht mehr als Verbrecher betrachten können, da das Regime, 
das ſie nach der gegen fie erhobenen Anklage durch Empörung zu ftürzen 
verjucht Haben, nicht mehr, befteht. 

Eine Kommiffion wird beauftragt, einen Entwurf zur Beantwortung 
der Thronrede aufzuftellen. 


Rußland. (Mai 12. 17.) 377 


12. Mai. Der Gejandte in Kopenhagen, Iswolski, wird zum 
Minifter des Auswärtigen ernannt. Der bisherige Minifter des 
Auswärtigen, Graf Lambsdorff, wird Mitglied des Reichsrats. 

17. Mai. Die Duma genehmigt nach mehrtägiger Debatte 
mit großer Mehrheit folgende Adreffe an den Zaren: 


Eure Majeftät beliebten in der an die Bolfövertreter gerichteten 
Rede den Entihluß auszudrüden, die Inftitution unerjchütterlich zu be- 
wahren, durch welche das Wolf berufen ift, die gejeßgeberijche Gewalt im 
Berein mit dem Monarchen zu verwirklichen. Die Reichsduma erblickt in 
dem feierlichen Verſprechen an das Volk ein ſicheres Unterpfand der Feiti- 
gung und der Weiterentwidlung der Gejeßgebung, welche ftreng konſtitu— 
tionellen Grundjägen entſpricht. Die Reichsduma ihrerjeit3 wird alles 
daran jegen, die Grundlagen der Bolfövertretung zu vervolllommnen und 
Eurer Majeftät ein die Volksvertretung betreffendes Geje zur Beftätigung 
zu unterbreiten, das dem einftimmig geäußerten Volkswillen gemäß auf 
dem allgemeinen Wahlrecht bafiert. Der Aufruf Eurer Majeftät zur ge- 
meinfamen Arbeit zum Nugen der Heimat findet lebhaften Widerhall in 
den Abgeordneten. Die Duma, deren Bertreter allen Klafjen und Nationali- 
täten Rußlands angehören, ift geeint in dem heißen Beſtreben, Rußland 
zu erneuern und eine Staatsordnung zu jchaffen auf der Grundlage des 
friedlichen Zuſammenlebens aller und auf den feften Pfeilern der bürger- 
lichen Freiheit. Die Duma hält es für ihre Pflicht, auf die Bedingungen 
hinzumweifen, unter welchen das Land lebt und melde die wahrhaft frucht- 
bringende Arbeit zur Wiederverjüngung der befjeren Kräfte des Landes 
unmöglih machen. Das Land jah ein, daß der mwundefte Punkt unjeres 
Staatslebens die Eigenmächtigfeit unferer Beamten ift, welche den Sailer 
vom Bolfe trennen, und einftimmig erflärte das Land laut, daß eine Er- 
neuerung des Lebens nur möglich jei auf den Grundlagen der Freiheit 
unter jelbfttätiger Beteiligung des Volkes an der legislativen Gewalt und 
an der Kontrolle dur die Erefutivgewalt. Eurer Majeftät beliebte es, 
in dem Manifefte vom 30. Dftober von der Höhe de3 Thrones die feite 
Entjchlofjenheit fundzugeben, eben dieſe Grundlagen zur Bafis für Die 
fernere Geftaltung der Geichide Rußland zu machen, und da3 ganze 
ruſſiſche Volk begrüßte mit begeiftertem Auf die Botichaft. Doc ſchon die 
erften Tage der Freiheit waren durch ſchwere Prüfungen verbüftert, mwel- 
chen das Land von denjenigen unterworfen wurde, die noch immer dem 
Bolfe den Weg zum Kaiſer verlegen und alle Grundlagen ded Manifeltes 
vom 30. Oftober mit Füßen treten und dabei da3 Land mit der Schmad) 
von Hinrihtungen ohne Richterfpruh und mit Ausjchreitungen, Füfilie- 
rungen und Einferferungen bededen. Die Spuren dieſer Handlungsmweije 
find in den legten Monaten jo tief in die Volfsjeele gedrungen, daß feine 
Beruhigung möglich ift, folange im Volke nicht Har wird, daß den Be— 
hörden von nun an jede Gemwalttätigfeit unterfagt ift, welche den Namen 
Majeftät als Dedmantel benugen, jolange die Minifter unverantmortlich 
vor der Bolfövertretung find und jolange die ganze Verwaltung nicht er- 
neuert wird. Nur wenn die Minifter vor dem Bolfe verantwortlich ge- 
macht werden, fann in den Gemütern der Gedanke der vollen Unverant- 
wortlichkeit des Monarchen Wurzel fajjen. Nur das Vertrauen zur Mehr- 
heit der Duma und dem Gemifjen de Minifteriums kann das Vertrauen 
zur Regierung feftigen. Nur bei folchem Bertrauen ift eine ruhige und 
normale Arbeit der Reihsduma möglich. Vor allem ift es in Rußland 
nötig, die Ausnahmegejeße, betreffend den verftärkten Schuß und den Kriegs— 
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zuftand, außer Kraft zu jegen, unter deren Schuß jich die Eigenmädhtigfeit 
und Unverantwortlichkeit der Beamten bejonders entwidelte und noch in 
Erſcheinung tritt. Gleichzeitig müſſen fich die Grundlagen der Berant- 
wortlichkeit der Verwaltung vor den Bollövertretern einbürgern. Für Die 
fruchtbare Tätigkeit der Duma ift die Durchführung der Grundlage einer 
wahren Bolfövertretung erforderlih, welche darin bejteht, daß nur Die 
Einigkeit de Monarchen mit dem Volfe die Duelle der gejeßgebenden Ge— 
walt jei. Jede Scheidewand zwijchen Kaiſer und Bolt muß bejeitigt werden, 
auch darf nicht ein Gebiet der Gejeßgebung beftehen, welches verjchlofjen 
werde der freien Reviſion durch die Bolkövertretung im Vereine mit Dem 
Monarden. Die Reichsduma hält es für ihre Pflicht, Eurer Majeftät 
namens des Volkes zu erklären, daß das ganze Volk mit großer Kraft und 
Begeifterung im vollen Glauben an das nahe Aufblühen der Heimat das 
ihöpferiiche Werk der Erneuerung des Lebens vollführen wird, wenn zwi— 
ihen ihm und dem Throne nicht der Reichsrat fteht, der aus ernannten 
Würdenträgern und aus von den höchſten Klaffen der Bevölkerung ge- 
wählten Mitgliedern ſich zufammenjegt, und wenn der gejeßgeberijchen 
Kompetenz des Volles nicht durch bejondere Gejeße Grenzen gejtedt find. 
Im Hinblid auf ihre geſetzgeberiſche Tätigkeit erachtet die Duma es als 
unumgänglich notwendig, das Volk durch gemeinjame Gejeße ficher zu 
ftellen. Unantaftbarkeit der Perjon, Treiheit des Gewiſſens, des Wortes, 
der Prefje, der Berfammlungen und Ausftände, das find die Grundlagen, 
welche auch das Manifeft vom 30. Oktober gelegt hat und ohne die eine 
Reform der fozialen Verhältniffe undenkbar if. Die Duma geht von der 
unerjchütterlichen ang Buche, aus, daß weder die Freiheit, noch die Ord— 
nung befeftigt werden kann ohne die freiheit aller Bürger vor dem Gejeß. 
Daher wird die Duma ein Gejeg ausarbeiten, nad) dem alle Bürger gleich- 
berechtigt find und gleichzeitig alle ftändifchen, nationalen und religiöjen 
Vorrechte aufgehoben werden. Beftrebt, dad Land von der adminiftrativen 
Bevormundung zu befreien und die Beſchränkung der bürgerlichen Rechte 
ausjchlieglich dem Gerichte zu überlafjen, hält die Duma die Todesftrafe 
auch nicht auf Grund eines richterlihen Spruches für zuläjfig. Sie hält 
fih für berechtigt, zu erflären, daß fie damit dem einmütigen Willen der 
ganzen Bevölkerung Ausdrud verleiht. Die Klarftelung der Bedürfnifie 
der Zandbevölferung und entjprechende gejeßgeberiijhe Maßnahmen bilden 
die näcdhjte Aufgabe der Duma. Die bäuerliche Bevölkerung harrt un- 
geduldig auf Befriedigung der Agrarbedürfnifie. Die erfte Reichsduma 
würde nicht ihre Pflicht erfüllen, wenn fie nicht ein Gejeg jchüfe zur Be- 
friedigung diejer Bedürfniffe. Die Duma Hält ed auch für notwendig, ein 
Geſetz zu ſchaffen, welches die Gleichberechtigung der Bauern beftätigt und 
jie von dem Drud der Willfür und der Vormundſchaft befreit. Für ebenfo 
unaufichiebbar hält die Duma die Befriedigung der Bedürfniffe der Ar- 
beiterflaffe. Der erfte Schritt auf diefem Wege muß die Sicherftellung der 
Organijationgfreiheit aller Arbeiter fein behufs Selbfttätigfeit zur Hebung 
ihres materiellen und geiftigen Wohlftandes. Auch die Hebung der Volks— 
aufflärung ftellt fi) der Duma ald Aufgabe dar. Auch Hält die Duma 
es für nötig, unter den unaufjchiebbaren Aufgaben aud die Entjcheidung 
der Frage über die Befriedigung von Forderungen einzelner Nationalitäten 
aufzuführen. Rußland ftellt einen von vielen Stämmen und Nationali- 
täten bevölferten Staat dar. Die Einigung aller diejer ift nur möglich 
bei Befriedigung der Bedürfnifie eines jeden von ihnen in der Art, daß 
dabei die Eigenartigfeit ihres Lebens gewahrt und entwidelt wird. Die 
Duma wird für weitgehende Befriedigung diejer gerechten Bedürfniſſe Sorge 
tragen. Majeftät! An der Schwelle unjerer Gejamtarbeit fteht eine die 
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Geele jedes Volkes erregende Frage, welche auch und Volfsvertreter erregt 
und und verhindert, in Ruhe den erjten Schritt unferer gejeßgeberifchen 
Zätigfeit zu tun. Das erjte Wort, welche von der Duma eriallte und 
mit Sympathierufen der ganzen Berjammlung aufgenommen wurde, e3 
war das Wort: „Amneftie”. Das Land Techzt nach großer politiicher 
Amneftie, die eine Forderung des Volkes ift, deren Erfüllung nicht ver- 
zögert werden darf. Die Duma erwartet von Eurer Majeftät volle poli- 
tiſche Amneftie als erſtes Unterpfand gegenjeitigen Verftändnifjes und gegen- 
feitiger Uebereinftimmung zwiſchen Kaijer und Rolf. 


18. Mai. Der Reichsrat genehmigt eine Adreffe an den 
Zaren, worin er ihm den Dank für die Grundgejege ausſpricht. 


Sn der Debatte polemifiert Graf Witte fjcharf gegen die von der 
Duma verlangte unbejchränftte Amneftie, denn fie werde die Ruhe nicht 
wiederherftellen. Der Haß zertört die Ruhe und macht fie unmöglich. 
Zeute, die das nicht einjehen, verwechjeln die Wirkung mit der Urjache, 
der Haß ift zu tief eingemurzelt, als daß er durch dieje Ammeftie aus— 
gerottet werden könnte. Der Haß ift nicht aus adminiftrativer und richter- 
licher Willfür entitanden, ſondern aus Habjüchtiger, egoiftiicher Gefinnung. 
Der Haß will alle Ungleichheit, ſelbſt die perjönliche, bejeitigen und aus 
dem ruffiichen Bolfe eine Herde machen. 


236. Mai. (Duma.) Erwiderung auf die Adrefje; Regierungs- 
programm; Mißtrauensvotum. 


Minifterpräfident Goremykin gibt eine Erklärung ab: Die 
Regierung, welche ihrer Tätigkeit ftrenge Gerechtigkeit zugrunde legt, er- 
Härt nad) der ihr vom Kaifer übertragenen Durchſicht der Adreſſe der 
Duma ihre Bereitwilligfeit, den von der Duma angeregten Fragen, jomweit 
diejelben nicht den Rahmen ihrer Zuftändigfeit gejeßgeberifcher Initiative 
überjchreiten, ihre volle Unterftügung zu leihen. Die Unterftügung wird 
die Regierung auch Hinfichtlich der Abänderung des Wahlrechts an den 
Tag legen, obgleich fie dafür hält, die Frage einer nochmaligen Beratung 
zu unterziehen, da die Duma ihre Tätigkeit erjt beginnt und daher aljo 
nicht über das Bedürfnis nach einer Menderung Klarheit gejchaffen werden 
fonnte. Mit befonderer Vorficht verhält fich der Minifterrat gegenüber der 
von der Duma angeregten Frage Hinfichtlic der unaufjchiebbaren Be- 
friedigung der Bedürfnifje der Landbevölferung und Gleichjtellung der 
Bauern mit den übrigen Klafjen, der Befriedigung der Bedürfnifje der 
Arbeiter, des Geſetzes über den obligatorischen Volksunterricht und die 
Heranziehung der vermögenden Klafjen zur Steuerpflicht, die Organifation 
der Polizeiverwaltung und der Selbjtverwaltung mit Berüdjichtigung der 
Eigenart der Grenzgebiet. Was endlich die Fürjorge der Duma für die 
SFeftigung von Gerechtigkeit und Recht in Armee und Flotte betrifft, jo 
erklärt die Regierung, daß im Heere diefe Grundlagen unerjchütterlich 
feien und jeßt die Sorge des erlauchten Führerd darauf gerichtet ift, die 
materielle Lage des Militärd zu befjern und Mittel ausfindig zu machen 
zur umfangreicheren Verwirflihung darauf hinzielender Maßnahmen. Zu 
der angeregten Aufhebung der Ausnahmegejege und der Bejeitigung der 
Willfür von Amtsperfonen übergehend, findet der Minifterrat, daß fie 
völlig zum Gebiete der Staat3verwaltung gehören, auf welches der Duma 
nur das Snterpellationsrecht zufteht. Außerdem bildet die Einbürgerung 
ftrenger Gejeglichkeit den Gegenftand bejonderer Fürjorge der Regierung, 
die nicht verfehlen wird, darauf zu achten, daß die Handlungsweije der 
Negierungsorgane beftändig von gleicher Beftrebung durchdrungen jei. Nicht 
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geringe Bedeutung mißt der Minifterrat dem angeregten Geſetz betreffend 
die Unantaftbarkeit der Perjon, des Gewiſſens, der Preß-, Verſammlungs— 
und ®ereinsfreiheit bei, doch hält er e3 für nötig, bei der Ausarbeitung 
jolher Gejege die Verwaltung mit wirfjamen Mitteln auszurüften, damit 
die Regierung dem Mißbrauch der gewährten Freiheit vorbeugen bezw. 
entgegenwirken kann. In bezug auf die Löfung der Agrarfragen mit Hilfe 
der Apanage, der Kabinett, der Höfterlichen und der Firchlichen Ländereien 
und zwangsweijen Enteignung des regt 7 wozu auch der 
Privatgrundbefig der Bauern gehört, hält es der Minifterrat für jeine 
Pflicht, zu erklären, daß eine derartige Löjung unbedingt unzuläſſig iſt. 
Die Regierung kann das Beligrecht nicht einem nehmen und dem anderen 
zugeftehen. Das Recht des Privatgrundbefiges beftreiten wir nicht. Die 
Unantaftbarfeit des Eigentums bildet in der ganzen Welt und in allen 
Stadien der Entwidelung des bürgerlichen Lebens den Edftein des Volks— 
wohlftandes und den Grundpfeiler des Staat3lebend. Bei den dem Gtaate 
zur Verfügung ftehenden Mitteln und weitgehenden Anwendung der gejeß- 
lihen Mittel fann die Agrarfrage zweifellos unter Wahrung der Intereſſen 
des VBaterlandes erfolgreich gelöft werden. Die übrigen von der Duma 
erwähnten Gejege betreffend die VBerantmwortlichkeit der Minifter und Be- 
jeitigung des Reichsrates hält der Minifterrat nicht für — weil ſie 
eine radikale Abänderung der Grundgeſetze bedingen, die nicht der Auf- 
ficht der Duma unterliegen. Die Regierung erkennt ebenfalld an, daß Die 
Ausnahmegejege nicht imftande find, in außerordentlichen Fällen die Ruhe 
und Ordnung zu fihern. Die Minifter arbeiten daher an volllommeneren 
Maßnahmen. Wenn die Ausnahmegejege trog ihrer Unvollkommenheit 
in legter Zeit in vielen Gegenden angewandt werden, jo liegt die Urſache 
ausichlieglih in den andauernden Morden und Gewalttaten und in dem 
Bewußtjein der Verantwortlichkeit vor dem Lande. Der Minifterrat er- 
Härt, daß, jo lange die Wirren andauern, und die Regierung nicht über 
durch neue Geſetze geſchaffene wirkſame Mittel verfügt, der Gejeglofigfeit 
entgegenzutreten, die Wahrung der Ordnung und Ruhe mit den vor- 
handenen gejeglihen Mitteln erfolgen wird. Die Begnadigung vom Ge- 
richte Berurteilter, welcher Art ihr Vergehen auch ift, bildet die Prärogative 
des Monarchen. "Der Minifterrat findet, daß e3 nicht das Wohl der Ge- 
jellihaft fördern würde, wenn bei Andauer der Wirren an Morden und 
Gemalttätigfeiten beteiligte Perſonen amneftiert würden. Was die auf 
adminiftrativem Wege der Freiheit beraubten Perſonen betrifft, hat der 
Minifterrat Maßnahmen angeordnet, damit Perjonen, welche die öffent- 
lihe Sicherheit nicht bedrohen, freigelafjen werden. Zunächſt erjcheint die 
Bauernfrage zurzeit als die wichtigſte, und der Minifterrat erfennt die 
Notwendigkeit an, fie mit befonderer Sorgfalt und Vorſicht zu löſen. Die 
jtändiiche Abgejondertheit der Bauern wird nach Heranziehung der Be- 
völferung zu der gejeßgeberifchen Tätigkeit der Gemeinjamfeit mit den 
anderen Ständen Plag machen. Auch alle Beichränfungen des Beſitzrechts 
auf Zandanteile müfjen in Wegfall fommen. Gleichzeitig find Maßnahmen 
zu ergreifen zur Aufbefjerung der bäuerlichen Landnutznießung und zu der 
Bergrößerung de3 Aderlandes landarmer Bauern durch Vermittelung der 
Bauernagrarbanf. Der Minifterrat mwird ferner der Duma den Entwurf 
zu einer Reform der Mitteljchulen und Hochſchulen einbringen. Die vom 
Kaijer verfündigten Reformen find undenkbar, jo lange im Lande Gejep- 
mäßigfeit und Recht nicht eingebürgert find. Der Minifterrat ftellt in den 
Bordergrund die Frage über die Schaffung der örtlichen Gerichte auf Grund- 
lagen, welche die Prozekordnung vereinfachen. Auch einen Entwurf über 
die Berantwortlichfeit der Amtsperjonen wird der Minifterrat der Duma 
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vorlegen. . . Weiter fündigt Goremyfin Entwürfe an betreffend die Ein- 
tommenftener und Erbichaftsftener jowie eine Reviſion einiger indirekten 
Steuern und des Paßreglement3. Die Regierung jei von der Ueberzeugung 
durchdrungen, daß die Seftigfeit des Staated nach außen und feine Kraft 
in $nnern auf der gejegmäßigen, aber fejten Tätigfeit der Erefutivgewalt 
beruhe. Die Regierung beabjichtige, eine jolche unbeugjam zu zeigen im 
Bemußtjein der Berantwortlichfeit vor dem Thron und dem Lande. Der 
Minifterrat hege die Ueberzeugung, die Duma werde in der Erkenntnis, 
daß das friedliche Gedeihen des Staates von der vernünftigen Vereinigung 
von Freiheit und Ordnung abhänge, durch ruhige und jchöpferifche Arbeit 
dabei mitwirken, daß die dem Lande jo nötige Beruhigung in alle Schichten 
der Bevölkerung dringe. 

In der darauf folgenden Debatte wird die Negierung von allen 
Nednern heftig angegriffen. Roditjcheff: Die alte Politik, die durch Ver- 
gewaltigungen Verbrechen Hervorrufe, dauere biernach fort. Anikin: Die 
Bauern forderten Land und Freiheit, die Regierung vermweigere beides. 
Aladyn droht mit einer furdtbaren bäuerlichen Revolution. Profeſſor 
Kowalewsky: Der Grundjag der Unverleglichfeit des Eigentums ver- 
leugne das Andenken an den Bar-Befreier. Graf Heyden: Da3 jebige 
Minifterium ftelle ſich in Gegenjaß zu der Regierung, welche fich vor einem 
Jahre zugunften der Abjchaffung der Ausnahmegejege ausgeſprochen habe, 
und made friedliche Arbeit unmöglich. — Hierauf nimmt die Duma gegen 
7 Stimmen eine Rejolution an, in welcher die jofortige Entlaffung des 
Minifterium3 und feine Erjegung durch ein Minifterium gefordert wird, 
da3 zujammengejegt ift aus Männern, die das Vertrauen der Mehrheit 
der Dumg genießen. 


29. Mai bis 20. Juli. (Duma.) Beratung der Agrarfrage. 


Abg. Sktirnumt (Pole) erflärt die Yandverteilung an die Bauern 
für fehr gefährlich, weil die Arbeiter in den Städten dann Land und 
Fabriken fordern würden. Abg. Pawlow (Bauer) wünjcht eine Bitte an 
den Kaifer um Land zu richten. Abg. PBrofefjor Herzenftein verlangt 
Zwangsenteignung zugunften der Bauern; die bäuerliche Bildung fei zu 
heben wie in Dänemark. — Die Regierung lehnt die Zmangsenteignung 
al3 rechtlich unzuläjfig ab. (30. Mai.) 

1. Juni. Rogg, Erzbifhof v. Wilna: Zwangsweiſe Enteignung 
würde einen Bürgerfrieg in jedem Dorfe hervorrufen. Naſarenko: Die 
Bauern würden die Agrarfrage jelbft mit Gewalt löſen und die Vereini- 
gung großen Grundbefiges in Einer Hand verhindern. — Am 12. Juni 
verkündet Aladin, das rufjiiche Volk werde alle Länder mit Bejchlag be- 
legen und Hierauf durch eine neue Volksvertretung der vollzogenen Tat- 
jahe eine juriftiihe Form geben laſſen. Am 14. Juni wird bejchlofien, 
jedem Redner nur 10 Minuten Redezeit zu gewähren. Abg. Nakonetſchny 
(Pole) fordert Wahrung des Eigentumsrechts, Galatsky unbejchränfte 
Enteignung. Am 18. wird eine Kommijjion von 99 Mitgliedern zur Be- 
ratung der Agrarfrage eingejegt. 

21. Juni. Die Duma lehnt es ab, einen Antrag von 33 Gozia- 
liften, der die Abichaffung jedes Privateigentumd verlangt, einer Kom— 
miffion zu übermweijen. 

Am 17. Juli erftattet die Kommijfion Bericht über das Regierungs— 
fommunique in der Agrarfrage.. Die Linfe lehnt e3 ab, weil es gegen 
die Zwangsenteignung jei. 

Am 19. Zuli beantragt die Arbeitergruppe, in einem Aufrufe das 
Volk aufzufordern, die Duma im Kampfe gegen die Regierung zur Löjung 
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der Agrarfrage durch Erpropriation zu unterftügen. Der Führer der Ka— 
betten Abg. Petrunkewitſch beantragt einen Aufruf, der die Hoffnung 
ausipricht, daß das Volk ruhig bleiben und das Ergebnis der Arbeiten 
ber Duma abwarten wird. Er führt aus, die Regierung jei unfähig, das 
Land zu regieren, und bringe dad Land in die größte Gefahr; Defterreich 
und Deutjchland verhandelten Hinter dem Rüden Rußlands und jeien bereit, 
Rußland mit deutjhen Truppen zu bejegen. Man miüfje das Land in 
Kenntnis jeßen von der Schmad, melde ihm dies Minifterium bereitet. 
(Stürmiſcher Beifall.) 

Der Antrag Petrunfewitich wird angenommen, aber der weitere 
Antrag, den Aufruf dem Minifter des Innern zur Veröffentlichung zu 
übergeben, jcheitert, weil das Haus nicht mehr beichlußfähig ift. (20. Zuli.) 


30. Mai. Die Agrarlommilfion der Regierung unter Vor: 
fi de Landwirtſchaftsminiſters Niſchinski jchlägt vor, daß der 
Staat vier Millionen Desjätinen Aderland ſowie zweieinhalb Mil: 
lionen Desjätinen Wald zur Verteilung an die landarme Bauern 
ichaft gegen entjprechende Entſchädigung vergeben joll. 

1. Juni. (Duma. Der Abg. Borodin macht in der 
„St. Petersburger Zeitung“ folgende ftatiftifche Zufammenftellung 
über die Parteizugehörigfeit und die perjönlichen Berhältnifje der 
Abgeordneten: 


Die 448 Abgeordneten, die bis zum 1. Juni in der Duma anmejend 
waren, lafjen fich folgendermaßen gruppieren: Dem Alter nach: 60 Fahre 
und älter 11, 50—60 Jahre 55, 40-50 Sahre 167, 30—40 Jahre 181, 
jünger als 30 Jahre 84. Das mittlere Alter der Kadetten ijt 41 Fahre, 
das der Arbeitspartei nur 35 Jahre. — Der Bildung nah: Mit höherer 
Bildung 189, mit Mitteljchulbildung 62, mit Volksſchulbildung 111, Yuto- 
didalten 84, Analphabeten 2. — Dem Glauben nad: Griechiſch-orthodoxe 
339, Altgläubige 4, Zutheraner 14, Katholiken 63, Baptiften 1, Juden 11, 
Mohammedaner 14, freie 1, Buddhiften 1. — Der Nationalität nah: Groß- 
ruffen 265, Kleinrufjen 62, Weißruffen 12 (Ruſſen im ganzen 74 Prozent), 
Polen 51, Litauer 6, Eften 4, Letten 6, Deutiche (Koloniften) 4, Tataren 8, 
Baſchkiren 4, Kirgifen 1, Tichetfchenzgen 1, Mordwinen 2, Wotjafen 2, Juden 
13, Bulgaren 1, Tſchuwaſchen 1, Moldauer 1, Kalmüden 1. Danad) find 
19 Nationalitäten in der Duma vertreten. Intereſſant ift e8, wenn man 
die Zahlen und die Bedeutung der Nationalitäten vergleicht. So ftehen 
3. B. 4 Deutfchen 2 Wotjafen, 4 Bafchfiren, 13 Juden, 4 Eften, 6 Letten 
— — Dem Stande nach: Adel 164, Ehrenbürger 9, Geiſtliche 14, 

aufleute 11, Koſaken 12, Kleinbürger 24, Bauern 204 und Exemte 14. 
Unter den Kadetten ſind 60 Prozent Adlige und 23 Prozent Bauern; in 
der Arbeitspartei find 2.8 Prozent Adlige und 81 Prozent Bauern. — 
Nah der Beichäftigung find u. a. folgende zn von Intereſſe: Groß- 
grundbejiger 42, mittlere Grundbefiger 72, Kleingrundbefiger 162, Indu— 
jtrielle 2, Kaufleute 24, Arbeiter 25, im Kommunal- und Landichaftsdienft 
61, im Staatsdienft 15, Profefforen 14, Lehrer 23, Landichaftsärzte 19, 
Advofaten 38, Ingenieure 5, Redakteure 6, Studenten 1. — Nach der 
Parteizugehörigfeit: Konftitutionelle Demokraten (Kadetten) 153, Arbeits- 
partei 107, Barteiloje 105, Autonomiften 63, Verband vom 17. Oktober 13, 
Partei der demofratifchen Reformen 4, Gemäßigte 2, Handelöpartei 1. Von 
den Barteilojen neigen zu den SKadetten 25, zur Arbeitöpartei 9, zu der 
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Bartei der demofratiijhen Reform 14, zum Verband vom 17. Dftober 12. 
— Die Kadetten bilden aljo ein Drittel des Beftandes, die Arbeiterpartei 
weniger al3 ein Biertel. Die ebenjo ftarfen Parteilojen fegen fich haupt- 
ſächlich aus Bauern zujammen, die fich auf dem Fragebogen häufig zu der 
Arbeitspartei anjchrieben, fi) im übrigen aber mit den Konftitutionellen 
Demokraten übereinftimmend deflarierten. In der Arbeit3partei gibt e8: 
2 Sozialrevolutionäre, 10 Sozialdemokraten, 7 Bauernbündler, je 1 oder 2 
Radikale, Freifinnige, parteiloje Sozialiften u. |. mw. (Nach der „Allg. Ztg.“) 

Nach dem 1. Juni treffen nody 30 Abgeordnete aus dem Kaufajus 
und Sibirien ein und verftärfen die Linke. Auch die Sozialdemofraten 
bilden dann eine bejondere Partei. 


14. Juni. (Duma.) Debatte über Abjchaffung der Todegitrafe. 


Mehrere Anträge verlangen Abichaffung der Todesftrafe reſp. Nicht- 
bejtätigung der von den Gerichten ausgejprochenen Todeöurteile. Ver— 
treter de3 Friegdminifterd General Bawlom: Die Todesitrafe fünne vom 
Kriegäminifter nicht abgejchafft werden, da derjelbe nicht das Recht habe, 
ſich den Entjcheidungen der Gerichte in den Weg zu ftellen. — Von vielen 
Bänken ertönen Rufe: Mörder! und Henker! — Pope Ofanaſſiew feiert 
Leutnant Schmidt (S. 372) als Freiheitshelden; der Zorn Gottes werde 
auf die amtlichen Uebeltäter niederfallen; fie würden im Gejet faum Schuß 
finden, wenn das erbitterte Volk gegen fie aufjtehen werde. Anikin 
(Arbeiterp.) jchlägt vor, die Duma jolle fi an das Volk wenden und ihm 
mitteilen, daß fie machtlos ſei und nicht einmal ein paar Menfchen das 
Leben retten könne. — Folgende Tagesordnung wird mit großer Mehrheit 
angenommen: Die Duma betrachtet die Erklärungen des Kriegsminiſters 
al3 eine Weigerung, ihren Forderungen zu entiprechen. Sie drüdt ihre 
Entrüftung über den Ton und Die — der Erklärungen aus und geht 
zur Tagesordnung über. 


14.118. Juni. (Bjalyſtok.) Judenmetzeleien. Verſchiedene 


Darſtellung der Urſachen. 


Der „Regierungsbote“ veröffentlicht am 4. Juli einen Bericht hier— 
über: Am 14. Juni fanden in Bjalyſtok Unruhen ftatt, deren Ergebnis 
82 Tote (7 Ehriften und 75 Juden) und 78 Verwundete (18 Chrijten 
und 60 Juden) ſowie die Plünderung von 169 jüdischen Wohnungen und 
Buden war, wa3 einen Verluft von annähernd 200000 Rubel verurjachte. 
Zwecks Ermittelung der genauen Urſachen der Unruhen jandte der Minijter 
des Innern ein Mitglied des Minifterrates, den Stallmeifter Friich, nach 
Bjalyftof. Die hierdurch gewonnenen Nachrichten als auch andere bei der 
Regierung eingegangene Mitteilungen ergaben folgendes: Bjalyſtok, welches 
etwa 100000 Einwohner zählt, wovon 70 Prozent Juden find, wurde in 
den legten Jahren zum Hauptzentrum der revolutionären Bewegung des 
wejtlichen Gebietes. Die verbrecheriiche Tätigkeit der dortigen revolutio- 
nären reife wuchs beſonders im Jahre 1905 und zeitigte eine Reihe von 
Morden und Mordanjchlägen gegen Amtsperfonen und die Drtöpolizei. 
Bei der Einführung des Kriegszuftandes im September 1905 wurden Die 
terroriftiichen Umtriebe ſchwächer, erwachten aber mit erneuter Kraft, als am 
1. März 1906 der Sriegszuftand aufgehoben wurde. In der Zeit vom 
1. März bis 1. Juni wurden in Bjalyftot 45 gerichtliche Unterſuchungen 
wegen terroriftifcher, gegen Amts- und Privatperfonen gerichteter Verbrechen 
eingeleitet, wobei größtenteils die Schuldigen unermittelt blieben, da die 
Augenzeugen aus Furcht vor Rache feine Angaben madhten. Eine Reihe 
derartiger Anfchläge verjegte Bjalyſtok in einen panifartigen Zuftand. Die 
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Ermordung Derkaticheff3, der die allgemeine Hochadtung der Juden und 
Ehriften genoß, brachte die Erbitterung gegen die Störer der Ordnung zu 
der äußerften Spannung. Gleichzeitig wurde eine Desorganifierung der 
Polizei bemerkbar, da die beften Organe derjelben ermordet, verſtümmelt 
oder verwundet worden oder für ihr Leben bangend, mweggegangen find, 
und an ihre Stellen unvorbereitete Berjonen ernannt worden waren. Der 
aufgeregte Zuftand der Stadtbewohner oder die Dedorganifierung der 
Polizei jchufen eine Grundlage, auf der bei dem geringften Anlaß die 
größten Unruhen entftehen konnten, worauf am 14. Juni infolge eines 
frechen Anſchlages ein Ausbruch des Unwillens in der geſamten Chriften- 
bevölferung hervorgerufen wurde. Während der Prozejjion vom 14. $uni 
wurden von zwei oder drei Stellen Sprenggeichofje geworfen und mit Re- 
volvern gejchoffen. Diejed Hatte zur Folge, daß Militär herbeikam und 
auf die Häufer, aus denen gejchofjen worden war, feuerte. Faſt gleich- 
zeitig entflammte mit elementarer Gewalt jeitens der chriftlichen Bevölke— 
rung ein AJudenpogrom, der feinen Unterjchied machte zwijchen jchuldig 
und unſchuldig. Seine Urheber kann nur die gerichtliche Unterjuchung 
ermitteln, die mit möglichfter Schnelligkeit geführt wird. Fürs erfte kann 
nur als Tatſache gelten, daß der Progrom Hauptjädhlic von einzelnen 
feinen Gruppen der Land- und Stadtbevölferung ausgeführt worden ift, 
wobei in den meiften Fällen Plünderungen durch rechtzeitig herbeigerufene 
Truppen aufgehalten wurden. Um 6 Uhr abends war Bjalyftof von den 
Plünderern befreit; Batrouillen marjchierten dur die Straßen. Am 
nächften Tage erwachte das Pogrom aufs neue. Am Mittag dieje8 Tages 
erfolgten jeiten3 der Revolutionsorganijationen Ueberfälle auf die Truppen, 
die in der Nacht zum 18. Juni endigten. Alle durch die Unterfuchung 
gewonnenen Anhaltspunkte find bereit3 al3 Grundlage für die Maßregeln 
genommen worden, die zur Herjtellung einer geregelten Tätigkeit der Orts— 
behörden dienen jollen. Was die an dem Pogrom Beteiligten, ihre Mit- 
helfer und die Aufwiegler anbelangt, desgleichen ihre Auffindung, Ab- 
urteilung und Beftrafung, jo werden die Gerichte alle ihnen angemwiejene 
Macht anwenden. Auch die Regierung wird ihrerjeit3 alles tun, daß feine 
einzige an den Bjalyftofer Greueln mitjchuldige Perſon dem Gerichte und 
der Strafe entgehe. Boll Empörung weiſt die Regierung die in der Ge- 
jellichaft verbreiteten Gerüchte zurüd, daß das Yudenpogrom in Bjalyſtok 
unter Mitwiffen und Beteiligung der Ortsbehörden und Truppen ftatt- 
gefunden Hat. Die Regierung hält es für ihre Pflicht, die Ueberzeugung 
auszusprechen, daß der Grund der beklagenswerten Ereignifje hauptſächlich 
in der Tätigkeit der örtlichen revolutionären Organifationen zu fuchen jei. 

Die Duma entjendet zur Unterſuchung der Megelei eine Kommilfion 
nad Bjalyftof; fie berichtet (4. Juli): Seit der Ermordung des dortigen 
Polizeimeifterd Denfaticheff waren Gerüchte über ein bevorftehendes Bogrom 
im Umlauf. Die Bolizeimannjchaften waren durch die Ermordung mehrerer 
Mitglieder ihrer Truppe, die fie den Juden zufchrieben, aufgebracht und 
Agitatoren reizten die niederen Vollsichichten gegen die Juden auf und 
juchten auch die Truppen durch Flugichriften aufzureizen, wobei Juden 
und Revolutionäre al3 identiſch Hingeftelt wurden. Bereit3 vor dem 
14. $uni erhielten Feldwebel eine Regiment? den Befehl, den Mann- 
ichaften mitzuteilen, daß am 14. Juni eine orthodore und eine fatholifche 
Prozeifion ftattfinden würden; die Juden würden eine Bombe werfen, 
und ein Pogrom würde folgen. Als nun am 14. Juni die orthodore 
Prozejfion in die Inſtitutſtraße einbog, wurde fie aus einem Haufe der- 
jelben bejchoffen, und einige Teilnehmer bemerkten, daß etwas Ziſchendes 
geworfen wurde. Sofort erjchienen Truppen, die in der Reich3bankfiliale 
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bereit gehalten worden waren, und feuerten auf die Häufer. Diejelbe 
Szene wiederholte fi) auf dem Bajar, wo die zweite Bombe geworfen 
wurde, und e3 folgte dann ein Ueberfall von Bagabunden auf eine Apo- 
thefe, und der Pogrom begann. Bagabunden und Bolizijten plünderten 
die Läden und raubten Waren, und Soldaten folgten ihrem Beijpiel. Es 
entmwidelte ſich eine Heßjagd auf die Juden, die man aus ihren Häufern 
trieb, um fie draußen zu erjchießen. Auch auf dem Bahnhofe fammelten 
fih Haufen von Bagabunden, um flüchtende oder anfommende Juden ab- 
zufangen, trogdem der Bahnhof von Dragonern und Infanterie bejegt war 
und die Offiziere der in Bjalyftof ftehenden Regimenter Uglitih, Kaſan 
und Wladimir im Bahnhofsreitaurant jaßen. Am 14. uni traf auch der 
Gouverneur von Grodno auf dem Bahnhofe von Bjalyitof ein, ohne daß 
fi die Soldaten und Vagabunden durcd feine Anmwejenheit ftören ließen. 
Auch am 15. Juni dauerte dad Morden fort, jo wurden beiſpielsweiſe von 
zehn mit einem Zuge eintreffenden Juden acht jofort getötet. Much der 
auf dem Bahnhof anmejende Staatdanwaltsgehilfe und die übrigen Amts- 
perjonen, die dort anmwejend waren, rührten feinen Finger, um den Ge- 
walttaten gegen die Juden ein Ende zu machen. Nachdem noch eine An— 
zahl Ausjagen von Augenzeugen über jene blutigen Vorgänge angeführt 
worden find, geht der Bericht zu folgenden Ehinhfoloeranger über: Bor 
allem ift die Blanmäßigfeit de Bogroms Hervorzuheben, der an die Straf- 
erpeditionen in den Dftjeeprovinzen und Sibirien erinnert. Der Tag ift 
genau vorher bejtimmt, ebenjo auch die Gelegenheit, bei der der Pogrom 
jeinen Anfang nehmen fol, nämlich) der Umzug der Kirchenprozeffionen, 
wo mit der religiöfen Stimmung der Menge gerechnet werden fonnte. 
Doch, wer war der Drganijator? Der Gouverneur von Grodno, Herr 
Küfter, der noch vor dem Pogrom um die Entfernung des Priſtaws Sche- 
renetjeff aus Bjalyftof, al3 des Hauptheßers, von einer jüdischen Abord- 
nung gebeten worden war, verweigerte dies. Er war auch am 15. Juni 
in Bjalyftof, ald der Pogrom bereit3 im Gange war, ohne etwas zu tun, 
und fuhr von dort nah Wilna zum Generalgouverneur. Entweder aljo 
mußte er von dem Progrom und ließ ihm feinen Lauf, oder er ftand den 
Vorgängen infolge einer geheimen Gewalt ohnmächtig gegenüber. Als die 
Dumaabgeordneten Jakubzon und Scheftel am 15. Juni fi an den Mi— 
nifter des Innern mit der Bitte um Ergreifung von Maßregeln wandten, 
um dem Morden Einhalt zu tun, wurde dies zugejagt. Ein Erfolg ift 
aber, wenn jolhe Maßnahmen überhaupt angeordnet worden find, nicht 
zutage getreten. Die Polizei unterlieg von Anbeginn an nicht nur jede 
Maßnahme zur Unterdrüdung des Pogroms, fondern entfefjelte noch oben- 
drein durch ihre niederen Organe wilde Leidenjchaften. Die Polizei ordnet 
die Erſchießung von Perfonen an, welche fie zu Revolutionären geftempelt; 
fie führte Vagabunden an, al3 dieſe plünderten und Juden mordeten. 
Schließlich ift zu bemerken, daß die Militärobrigfeiten die Gewalt in der 
Stadt vor Verhängung des Kriegszuftandes an fi) genommen und Die 
Stadt Schugleuten und bewaffneten Soldaten audgeliefert Haben, die auf 
Weifung von Schugleuten und Vagabunden oder nad) eigenem Ermeſſen 
unbewaffnete Juden, die feinen Widerftand leifteten, erichoffen. Von wen 
ift dem Gouverneur am 14. und 15. Juni die ihm zuftehende Gewalt ent- 
zogen und dieſe den Militärbehörden übergeben worden? Dieſe Frage 
muß da3 Kriegsminifterium aufklären. — Dem Bericht liegen eine Reihe 
von Dokumenten al3 Beweismaterial bei. 


Mitte Juni. Die ruſſiſche Regierung beſetzt die Nalandinjeln 


durch Truppen, obgleich die Bejegung durch den Parijer Frieden 
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von 1856 verboten ijt. Es wird als eine gegen Finnland gerichtete 
Maßregel betrachtet. 

Mitte Juni. (Petersburg.) Auf dem allruffiichen Adels» 
fongreß befämpfen fich Liberale und reaftionäre Strömungen. Die 
Mehrheit befämpft in einer Adrefje an den Zaren die Agrarreformen 
zugunften der Bauern. 


Mitte Juni. Agitationen und Unruhen. 


Am 17. $uni werden in Beterdburg an dreißig Verfammlungen 
abgehalten, die jämtlich beichließen, die Duma im Kampf gegen die Regie- 
rung zu unterftügen. Die Sozialijten bejchließen, fi) von den Kadetten 
zu trennen und jelbjtändig aufzutreten. Unruhen und Straßenfundgebungen 
werden durch umfaflende Vorbereitungen verhindert. — Wehnliche Ber- 
jammlungen werden in Moskau gehalten. — Im Gouvernement Poltawa, 
Sefaterinoslam, Woroneſch brechen Ausjtände und agrarifche Unruhen aus. 
In Kronftadt halten Matrojen Berjammlungen ab, in Boltawa verjagen 
die Truppen gegen die Bauern. In Sebaftopol meutert ein Zeil der 
Yeltungsartillerie, wird aber gebändigt. — In den nächſten Wochen nehmen 
die Morde und Raubüberfälle wieder zu. Die Bauern faſſen mehrfach 
Beichlüffe, feine Rekruten ftellen zu wollen, falls nicht bis zum Herbſt die 
Agrarfrage in ihrem Sinne gelöjt ſei. In Warſchau werden viele Boli- 
ziften erſchoſſen. 

21.22. Juni. (Duma.) Debatte über Mtebeleien. 


Auf eine Fnterpellation über ungejegliche Maßregeln von Behörden 
und die Provozierung von Mepeleien erwidert Minifter des Jnnern Sto- 
Iypin: Wenn ich auch zugebe, daß der Polizeiverwaltung einige ungejeh- 
liche Alte zur Laft fallen, jo lieben doc alle Beamte ihr Vaterland. 
(Rufe: Genug! Genug!) Die Regierung muß Handeln und energijch für 
die Aufrechterhaltung der Ordnung jorgen. Die Polizei erfüllt ihre Pflicht. 
Während der Unruhen find allein 288 Polizeibeamte getötet und 388 ver- 
mwundet worden. (Bwijchenrufe: Das ift noch fehr wenig! Genug! Genug! 
Zugleich ertönt Schreien, Pfeifen und Hohngelächter.) Der Präfident er- 
hebt ſich und ruft: Die Freiheit des Wortes fteht in diefem Saale jeber- 
mann zu! Der Minifter jchließt feine Rede mit den Worten: Die Regie- 
rung wird handeln wie eine Schildwache, die ihr altes Gewehr nicht fort- 
werfen darf, bevor fie nicht ein neues hat. (Pfeifen, Gelächter, Rufe: 
Genug!) Abg. Fürft Urufjomw, der frühere Gehilfe des Minifterd des 
Innern, erwidert: Die Megeleien würden immer von geheimen Kräften 
organijiert, und es ſei unmöglich, irgend jemand gegen diefe gewifjermaßen 
von der Regierung ausgehenden Vorgänge zu jhügen. — Am folgenden 
Tage fpricht das Haus der Regierung fein Mißtrauen aus und verlangt 
die Einjegung eines der Duma verantwortlichen Minifteriums. 


24. Juni. (Petersburg) Das 1. Bataillon des Preobra- 
ichengfi-Regiments, des vornehmjten Garderegiments, verweigert den 
Gehorfam und wird durch andere Truppen entwaffnet und zu einem 
ginienbataillon degrabdiert. 

29. Juni. Herabjegung der aktiven Dienjtzeit. 


Die Geſetzſammlung veröffentlicht ein jchon im Mai vom Raijer 
bejtätigtes Gejeß, nad) welchem die aktive Dienftzeit für die Infanterie 
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und die Fußartillerie auf drei und für die anderen Waffengattungen des 
Landheeres auf vier Fahre fejtgejeßt wird. Der Dienſt in der Reſerve 
ſchwankt zwiſchen 7 bis 16 Jahren. Der aktive Dienft in der Marine 
wird fünf Fahre betragen; ebenfolange währt der Dienft in der Referve. 
Tür Berjonen, die einen bejtimmten Bildungsgrad nachweifen, werden Ver— 
günjtigungen zugelafjen. 

Suni. Juli. In der Prefje wird vielfach gegen die deutjchen 
Kolonijten im Süden und an der Wolga agitiert, weil fie ca. zehn 
Millionen Desjätinen guten Landes befäßen und fich in Religion 
und Sitte von den Rufen fernhielten. 

2. Juli. Die Duma verweilt einen Antrag auf Abjchaffung 
der Todezjtrafe einjtimmig an eine Kommijfion. — In der Be— 
ratung wird der Bertreter des Kriegsminiſters niedergejchrien; die 
Sitzung ift jo ſtürmiſch, daß fie eine Stunde unterbrochen werden muß. 


5. Juli. (Duma.) Da ein Abgeordneter von der Polizei 
auf der Straße gejchlagen wird, obwohl er fi als Dumamitglied 
zu erfennen gibt, bedroht die Arbeitergruppe die Minifter mit dem 
Tode, falls e3 ſich wiederhole. 

10. Juli. (Kronjtadt) In der Unterſuchung wegen der 
Übergabe des Torpedobootes Bjedowy in der Schlacht bei Tſchu— 
fima werden vier Offiziere zum Tode verurteilt. Roſchdeſtwensky 
wird freigefprochen. 

10. Zuli. Im Reichsrat ſpricht fich die Mehrheit gegen 
Abſchaffung der Todesſtrafe aus. 

Mitte Juli. Die ruſſiſche Regierung erſucht die engliſche, 
den geplanten Flottenbeſuch zu verſchieben, um nicht bei der augen— 
blicklichen Lage Agitationen und Zwiſchenfälle hervorzurufen. 


Juli. Gerüchte über fremde Einmiſchung. (Vgl. S. 147, 390.) 


Ein Artikel der „Roſſijia“ behauptet, Deutſchland und Oeſterreich— 
Ungarn hätten ſich verſtändigt, in Rußland einzugreifen, ſobald die ruſ— 
ſiſche Regierung es wünſche. Die Nachricht findet viel Glauben, wird 
lebhaft kommentiert und als offiziös angeſehen. Am 20. ſchreibt die offi— 
ziöfe „Petersburger Telegraphen-Agentur”: „In der Zeitung ‚Rojjijia‘ ift 
ein Artikel erfchienen, betitelt ‚Die fremden Mächte und die Lage Ruß— 
lands‘, der in ausländiſchen und rujjischen Blättern als offizids bezeichnet 
wird. Die Vermutung ijt unbegründet. Die Regierung, insbejondere das 
Minifterium des Auswärtigen, ftehen der PVeröffentlihung des Artikels, 
der ein Sammelmwerf von Angaben der Auslandsprefje und von einem 
Anonymus ohne Quellenangabe verfaßt ift, vollfommen fern.“ 


17. Juli. Unterftüßung der Hungernden. 


Ein von der Reichsduma und dem NReichdrat angenommenes und 
vom Kaiſer genehmigtes Gejeg über die Bemilligung von 15 Millionen 
Rubel zur Befriedigung der Bedürfniffe der von Hungersnot betroffenen 
Bevölkerung wird veröffentliht. Es ift dies das erjte jeit dem Beſtehen 
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der neuen Berfafjungsverhältnifie zuftande gefommene Geſetz. — Die Re- 
gierung hatte 45 Millionen verlangt, die Duma bewilligte nur 15. 


21. Juli. Ein Eaiferlicher Ukas verfügt die Auflöjung der 
Duma und die Einberufung einer neuen für den 5. März 1907. 


Der Ukas lautet: 


Wir haben durch Unjeren Willen Vertreter der Nation zu dem 
Werte gejeßgeberiichen Schaffen® berufen. Indem Wir feft auf die gött- 
lihe Gnade vertrauten und an eine glänzende, große Zufunft Unſeres 
Volkes glaubten, erwarteten Wir von ihren Arbeiten Gutes für das Land, 
haben auf allen Gebieten des nationalen Lebens große Reformen in Vor— 
ſchlag gebracht und haben es immer Unſere Hauptjorge fein lafjen, die 
Unwiffenheit des Volkes dur das Licht der Bildung, die Laften des 
Bolkes durch Erleichterung der Arbeitsbedingungen und der Bedingungen 
für den Landbefig zu bejeitigen. Eine graujame Prüfung hat Unjere Er 
wartungen getäujcht. Anjtatt auf dem Gebiete der Gejeggebung zu jchaffen, 
entfernten fich die Vertreter des Volkes aus dem Bereich ihrer Zuftändig- 
feit und bejchäftigten fi) mit Unterfuchungen über die Handlungen der 
auf unfere Anweijung eingejegten Xofalbehörden; über die Unvollfommen- 
heiten der Grundgejege, die nur durch Unjern faijerlichen Willen abgeändert 
werden konnten. Endlich unternahmen die Vertreter des Volkes wahrhaft 
ungejegliche Handlungen, wie der Aufruf an das Volk feitend der Duma. 
Die Bauern, die durch derartige Ungejeglichfeiten beunruhigt wurden 
und auf die gejegliche Beſſerung ihres Schidjal3 warteten, gingen in einer 
Reihe von Bezirken zur offenen Plünderung, zur Lerftörung fremden 
Eigentums, zum Ungehorfam gegen das Gejeß und gegen die rechtmäßigen 
Behörden über. Aber Unjere Untertanen müfjen fh erinnern, daß Die 
Beflerung des Loſes des Volkes nur möglich ift unter der Bedingung voller 
Ruhe und Ordnung. Wir werden feine Willfürlichfeiten oder Ungeſetz- 
lichkeiten zulafjen, und mit allen Machtmitteln des Staates werden Wir 
Unjern faiferlihen Willen Ungehorfamen aufzwingen. Wir fordern alle 
gutgefinnten Ruſſen auf, jich zu einigen und die gejeglihe Macht zu unter- 
ftügen, um den Frieden Unſeres teuren Landes mwiederherzuftellen. Möge 
die Ruhe des ruſſiſchen Landes wieder hergeftellt werden, möge Uns Gott 
helfen, die wichtigfte Unjerer Aufgaben, die Beſſerung des Lojes der Bauern, 
zu verwirklichen. Unjer Wille in diefem Punkte ift unerjchütterlih. Der 
ruffiiche Arbeiter wird, ohne fremdes Eigentum anzutaften, da, wo die 
ländlichen Beſitzungen zu Klein find, ein gejegliches und rechtichaffenes 
Mittel erhalten, um jeinen Landbefiß zu ermeitern. Die Vertreter ber 
anderen Klafjen werden auf Unjere Aufforderung hin alle ihre Bemühungen 
aufwenden, um die große Aufgabe, die von der zufünftigen Duma end- 
gültig im Wege der ig gelöft werden muß, zu verwirklichen. 
Indem Wir die Duma auflöjen, beftätigen Wir Unfere unabänderliche Ab- 
ficht, diefe Inftitution zu bewahren. In Mebereinftimmung mit diejer Ab- 
fiht haben Wir durch einen an den vollziehenden Senat gerichteten Ufas 
die Einberufung einer neuen Reihsduma für den 5. März 1907 feftgejegt. 
Treue Söhne Rußlands! Euer Kaiſer ruft euch, wie ein Vater jeine Kinder, 
euch mit ihm zu vereinigen, um Unſer heiliges Vaterland wieder gejunden 
zu laſſen. Wir glauben, daß Riejen des Gedanfens und der Tat erjcheinen 
werden, und daß dank ihrer emfigen Arbeiten der Ruhm Rußlands er- 
ftrahlen wird. Nikolaus. 


21. Zuli. Minifterpräfident Goremykin wird entlafjen und 
durch den Minifter des Innern Stolypin erjeßt. 
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23. Juli. Eine Anzahl radifaler Dumamitglieder erlafjen 
von Wiborg in Finnland aus einen Aufruf an die Nation, der 
Regierung weder Soldaten zu jtellen noch Steuern zu zahlen, da 
die Regierung dieſe Leijtungen ohne Zuftimmung der Duma nicht 
fordern dürfe. 

23. Juli. (Odeſſa.) Koſaken und Pöbel veranftalten eine 
Judenhetze. 

31. Juli. (Terrijotii in Finnland.) Der ſozialiſtiſche Duma— 
abgeordnete Herzenſtein wird ermordet. Sein Tod war durch eine 
reaktionäre Zeitung bereits einige Stunden vorher gemeldet worden. 

Ende Juli. Viele Führer der revolutionären Parteien wer— 
den verhaftet. 

Ende Juli. Anfang Auguſt. Meutereien. 


In der Feſtung Sweaborg bemächtigen ſich Meuterer eines Forts 
(30. Juli); nad) heftiger Beſchießung zu Waſſer und zu Lande ergeben ſich 
die Aufrührer. — In Kronſtadt bejegen die Matroſen mehrerer Flotten— 
equipagen im Verein mit dem Pöbel das Fort Konſtantin und werden 
durch Infanterie und Artillerie zur Ergebung gezwungen. — In Reval 
meutert ein Zeil der Bejagung des Kreuzer „Pamjat Ajowa”, wird aber 
durch die treu gebliebene Mannjchaft überwältigt. Am 17. werden 18 Meu- 
terer hingerichtet. 


Ende Juli. Anfang Auguft. Der Minifterpräfident verhandelt 
vergeblich mit Graf Heyden und anderen Führern der gemäßigten 
Reformparteien über ihren Eintritt ind Kabinett. Sie fordern 
fünf Minifterjtellen für fi und Ausarbeitung eine® Reform— 
programmd, was Gtolypin ablehnt. Die Regierung proflamiert 
legale Durchführung von Reformen und Wiederherftellung der 
Drdnung. 

Auguft. In vielen Städten gibt es Zujammenftöße und 
Plünderungen. 


Sn Warſchau findet eine blutige Judenverfolgung durh Militär 
und Polizei ftatt infolge von Attentaten auf Poliziften. — Nach einer 
offiziellen Belanntmahung vom 21. Auguft wurden in der legten Woche 
in Rußland von revolutionärer Seite 72 politifche Morde an Amt3perjonen 
verübt; etwa ebenjoviele Beamte wurden ſchwer verlegt. In dem gleichen 
Beitraum wurden 120 Bomben geworfen, 12 Geheimdrudereien entdedt; in 
13 ftaatliden Branntweinverfaufsftätten wurde eingebrochen und 18 Stants- 
fafjien wurden beraubt, wobei 22 Beamte und Angejtellte um das Leben 
famen oder verwundet wurden. Aus politiihen Gründen wurden 276 Ber- 
a — Sn den folgenden Wochen werden derartige Ereignifje 

äufiger. 


Anfang Auguft. Nach engliichen Blättern haben die fozial- 
demokratiſchen Dumamitglieder TOLBEODER Aufruf nach der Auf: 
löfung verbreitet: 
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Soldaten! Seeleute! Die Regierung Hat auf kaiſerlichen Befehl die 
Duma aufgelöft. Truppen wurden von allen Seiten angejanmelt, um das 
Bolf mit Waffengewalt zu unterdrüden. Die Vertreter des Volkes waren 
aus der Mitte eurer Väter und Brüder gewählt worden, damit fie dem 
Baren vorlegen, was dem Bolfe nottut, und Land und Freiheit erhalten; 
aber der Zar wollte nicht auf die Erwählten des Volkes hören. Er hörte 
auf jeine früheren Ratgeber, auf die Großfürften, Minifter und Generale 
und die reichſten Grundbefiger, die nicht ihren Grundbejig, ihre viele 
Taufend Rubel betragenden Gehalte und ihre unverantwortlihe Gewalt 
aus den Händen lafjen wollten. Yet ift Rußland in zwei Lager geteilt. 
Auf der einen Seite fteht die große Mehrheit: alle Bauern, alle Arbeiter, 
alle Armen und Bedrüdten, ftehen die bejterzogenen und aufgeflärteften 
Klafien, die Flarer jchauenden Soldaten, die beiten Offiziere und alle die 
Märtyrer in den Gefängniffen — unter ihnen viele Taujende Soldaten 
und Seemänner. Auf der anderen Seite ift eine Berfammlung von Be- 
drüdern, wie General Trepow, Herr Pobiedonoszew und die mandichu- 
riihen Generale, die vor den Japanern davongelaufen find, aber aus 
Moskau, Odefja und Tichita geſchoſſen haben, die Zemski Natſchalniki und 
die Bolizeifpione und das ganze Schwarze Hundert. Dieje alle vertrauen 
auf euere Kraft, um das ganze ruffiiche Volk niederzufchlagen. Wollt ihr 
auf das Volk ſchießen, das Blut des Volkes vergießen und die Bruft des 
Volkes mit euren Bajonetten durchbohren? Gedenket, daß ihr die Kinder 
des Volkes, die Kinder des ruſſiſchen Volkes jeid und daß zu derjelben 
Beit in den Dörfern, in denen ihr geboren mwurdet, eure eigenen Brüder, 
die zu Haufe blieben, ebenfalld agitieren und Land und Freiheit verlangen, 
und daß die Truppe andere Truppen ausjendet, fie niederzujchießen und 
fie zu prügeln. Weshalb wollt ihr die Regierung verteidigen? ft euer 
eigenes Leben fo gut? Seid ihr nicht felbit in einem Zuſtande der Sfla- 
verei? Ihr jeid in einem Zuftande der Knechtſchaft, ärger als alle anderen. 
Man gibt euch jklaviiche Beichäftigung als Dffizierdiener. Ihr werdet 
in Strafbataillonen gefoltert. Für jedes freie Wort werdet ihr in die 
Bwangsarbeit gejchidt oder niedergejchofjen. Wir, die Vertreter des Volkes, 
wollten euer Los verbejjern. Wir wollten Gejeße verkünden über die Re— 
duktion des Militärdienfte® auf zwei Jahre, über die Abjchaffung der 
Berwendung von Soldaten al3 Diener, über die Zahlung von Monats 
löhnen an die Soldaten und über die wirkſame Verhinderung aller In— 
jultierungen der Mannſchaft durch ihre Vorgejegten. Wir wollten das 
Los der Soldaten verbefjern, aber da3 große Ziel von uns war, das Los 
der ganzen arbeitenden Bevölkerung zu verbeffern. Um all daß zu ver- 
hindern, Hat ſich die Regierung beeilt, die Duma aufzulöfen. Soldaten! 
Seeleute! Wir, die gejeglich gewählten Vertreter der Bauern und Ar- 
beiter, erklären euch, daß ohne die Duma die Regierung ungeſetzlich ift 
und daß die jet von der Regierung ausgegebenen Befehle Feine gejetliche 
Kraft haben. Wir fordern euch auf: Erftens, daß ihr der ungejeglichen 
Regierung zu gehorchen aufhöret und ihr zufammen mit und und der 
ganzen armen Bevölferung tätigen Widerftand leiftet. Ihr Habt einen 
Eid geihmworen, euer Vaterland zu verteidigen; euer Vaterland ift Ruß— 
land, die Städte, die Dörfer und das ganze rujfiiche Voll. WBerteidiget 
diejes Vaterland! Stehet Schulter an Schulter mit uns für Land und 
Freiheit! Zweitens: Jeder Soldat, der auf das Volk jchießt, ift eın Ver— 
brecher, Verräter und ein Feind des Volkes. Im Namen ihrer Väter 
und Brüder jagen wir einem jeden jolchen, daß man ihm nicht geftatten 
wird, in jeine Heimat zurüdzufehren, und daß fein Name auf ewig vom 
Volke verflucht jein wird. Drittens: Deutfche Truppen ftehen bereit, unjer 
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Land zu überziehen zur Berteidigung der Regierung, die bem Volke mit 
der Gewalt fremder Waffen DAUER: Wir erflären, daß durch ſolche 
Berhandlungen die Regierung das Land verraten Hat und daß fie jegt 
außerhalb des Schutzes der Geſetze fteht. Soldaten! Seeleute! Eure 
Heilige Pflicht ift ed, das ruffische Volk von diejer verräterifchen Regierung 
u befreien und die Duma zu verteidigen. Jeder, der in diefem heiligen 
Rriege fällt, wird fich mit ewigem Ruhm bededen und das ruffische Volf 
wird feinen Namen jegnen. In diefem Kampfe werden eure ermählten 
Bertreter mit euch fein. Seid tapfer für das Vaterland, für das Volk, 
für ein Land der Freiheit gegen dieje verbrecheriiche Regierung! 

Anfang Auguft. (Finnland) In Helfingfors bildet fich 
eine „Weiße Garde” aus mehreren Hundert jungen Leuten zur 
Aufrechterhaltung der Ordnung. Sie hat mit der „Roten Garde“ 
mehrere Zujammenftöße. 

Anfang Auguft. Die Regierung verbietet die Einfuhr von 
Waffen außer von Jagdwaffen. 

4. Auguft. Ein Generalaugftand in ganz Rußland, den das 
Streikkomitee angeordnet hat, findet wenig Anklang und fcheitert 

nach einigen Tagen völlig. 

Auguft. In vielen Gouvernements, insbeſondere im Wolga= 
gebiet wird eine Hungersnot befürchtet. Infolgedeſſen häufen fich 
die agrarischen Unruhen, die viel Getreide vernichten. 

10. Auguft. Zum Oberprofurator des Heiligen Synod wird 
Iswolsky, ein Bruder des Minijters des Auswärtigen, ernannt. 

Auguft. In den Oſtſeeprovinzen verjchlimmert fich die Lage 
wieder, die Überfälle von Deutjchen werden zahlreicher. 

25. Auguft. (Petersburg.) Durch ein Bombenattentat wäh 
rend eine? großen Empfangs wird die Billa des Minifterpräfidenten 
Stolypin zerjtört. Stolypin bleibt unverleßt, zwei jeiner Kinder 
werden ſchwer verlegt, 30 Perjonen getötet, darunter drei Atten- 
täter, einer wird verhaftet. 

25. Auguft. 9. September. Abtretung von Apanage- und 
Tisfalländereien zur Bekämpfung der Landnot. 


Ein Ukas de3 Zaren überweift faft 2 Millionen Desjätinen von 
den Apanageländereien der Bauernagrarbanf, um fie in Heinen Parzellen 
an Bauern zu verlaufen. Die Aufteilung der Pläne, nad) denen die 
Apanageländereien der Bauernbant zum Verkaufe überantwortet werden, 
die Abrehnung mit dem Apanagenrejjort und die Feſtſetzung der Be— 
dingungen für den Verfauf der oben angeführten Grundftüde an die Bauern 
nad) Maßgabe der denjelben zu Gebote ftehenden Mittel wird durch Faijer- 
liche Verfügung dem Hofminifter übertragen, der mit den Miniftern des 
Snnern und der Finanzen, ſowie mit dem Hauptleiter der Zandwirtichafts- 
verwaltung darüber Rüdipradhe zu pflegen bat. Sämtliche Pläne find 
jedoch zunächit dem Gutachten de3 Kaijers zu unterwerfen. — Am 9. Sep- 
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tember werden noch 3,4 Millionen Desjätinen mit Wald und 4 Millionen 
ohne Wald fisfalifches Land übermwiejen. 

30. Auguft. Ein Ukas des Zaren verlängert die Wirfung 
der beftehenden Geſetze, betreffend den Schuß der öffentlichen Sicher- 
heit und den verftärkten außerordentlichen Schuß, auf die Dauer 
eines Jahres. 

30. Auguft. Ein Ukas ermächtigt den Yinanzminijter, für 
die Unterjtüßung der von der Mißernte betroffenen Bezirke eine 
vierprozentige Rente im nominalen Betrage von 50 Millionen 
Rubel auszugeben. R 

Ende Auguft. September. Viele Überfälle und Ermordungen 
von Beamten finden jtatt, in Warſchau wird der Korpskomman— 
deur erjchofjen. 

Anfang September. (Etſchmiadſin.) Ein Kongreß der 
Armenier bezeichnet fich als gejeßliche armenijche Volksvertretung. — 
Eine Minderheit erfennt den Kongreß nicht als Nationalvertretung 
an. Die Polizei löſt den Kongreß auf. 

Anfang September. Die Hochjchulen werden wieder eröffnet. 
Die Studenten Halten viele politifche Verfammlungen darin ab. 

2. September. (Wenden in Livland.) Das im Jahre 1892 
gejchlojfene deutjche Gymnafium wird feierlich wieder eröffnet. Auch 
in Riga und anderen baltifchen Städten werden deutjche Schulen 
wieder gejtattet. 

6. September. Der Minifterrat veröffentlicht folgendes Pro- 
gramm: 

Geit zwei Jahren erreichte die revolutionäre Bewegung eine außer- 
ordentliche Stärke; bejonders zugenommen hat fie ſeit dem Frühjahr 1906. 
Faft fein Tag vergeht, ohne irgend ein neues Verbrechen. Bewaffnete 
Erhebungen, Meutereien in Sebaftopol, Speaborg, Reval und Kronftadt, 
Ermordungen von Beamten und ®Boliziften, Attentate und Räubereien 
folgten ohne Unterbrehung. Allein während des Sommers 1906 wurden 
ermordet: der Kommandant der Schwarze Meer-Flotte Tſchuknin, der Gou- 
berneur von Samara Bloch, der Generalgouverneur von Warihau Bon- 
jarljarsfy, General Margkrafsky und General Mien, außerdem wurden 
zahlreiche jchredliche Attentate begangen, die eine Maſſe Opfer forderten, 
wie das von Gebaftopol, das gegen den Kommandanten der Feſtung 
Neplujew gerichtet war, und das gegen den Minifterpräfidenten. Die Polizei 
erleidet täglich — Verluſte. Dieſe Verbrechen zeigen deutlich, daß 
die revolutionären Organiſationen darauf hinarbeiten, das ruhige Werk 
der Regierung zu hindern, durch Gewalttaten Verwirrung in die Reihen 
der Regierung zu bringen und der Möglichkeit eines ſchöpferiſchen Staats— 
lebens ein Ende zu machen. Berjchiedene Gruppen der Gejellichaft Haben 
ſich, erjchredt durch die Revolution, an die Regierung gewandt und er- 


warten eine autoritative Erklärung über die Urjachen der Verbrechen, die 
das Öffentliche Gewiſſen erdrüden, und über die Haltung der Staatsgewalt 
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ne diejer jchredlichen Verbrechen. Die Regierung hält es daher 
ür nötig, zu erflären, daß die Revolutionäre jhon vor der Dumaauflöfung 
einerjeit3 eine bewaffnete, von Heer und Flotte unterftügte Erhebung, an- 
drerjeit3 eine allgemeine Agrarbewegung vorbereiteten, die das ganze Land 
mit ſich fortreißen jollte. — Die revolutionäre Bewegung jollte unterftüßt 
werden von Anhängern der äußerſten Parteien, die in die Duma gelangten 
und ihre Betrebungen dahin richteten, die ausführende Gewalt an ſich 
zu reißen und die Duma in eine fonftituierende Berfammlung umzu- 
wandeln. Nach Anficht der Revolutionäre war der Erfolg gefichert durch 
die von den Mitgliedern der Duma, welche perjönliche Unverleglichkeit 
genießen, in die Dörfer unternommenen Reifen und Propaganda. Zu 
gleicher Zeit wollte man das mwirtjchaftliche Leben de3 Landes durch einen 
allgemeinen Ausftand unterbinden. Nach der Auflöfung der Duma, nad 
der jchnellen Unterdrüdung der Meutereien in Kronftadt und Speaborg, 
nad dem Mißlingen des allgemeinen Ausftandes und nachdem entjchiedene 
Mapregeln gegen die Agrarunruhen ergriffen worden waren, bejchlofien 
die ertremen revolutionären Gruppen, um den Eindrud, den das Scheitern 
ihrer Projekte hervorgerufen hatte, abzuſchwächen, und um das ſchöpferiſche 
Werk der Regierung zu verhindern, durch Ermordung von hohen Beamten 
auf dad Land zu wirken und die Regierung zu erjchreden. Obgleich folche 
Gewalttaten die Schwäche der Revolution Hinfichtlich der Verwirklichung 
einer allgemeinen Erhebung beweijen, jo ruft doch die Graufanıfeit der 
begangenen Verbrechen Erregung in der Bevölkerung, ja fogar größeren 
Screden hervor als eine länger andauernde revolutionäre Bewegung. 
Was ift nun die Pflicht der Regierung in einer folhen Lage? Hierauf 
gibt e8 nur eine einzige Antwort. Die Ziele der Regierung können wegen 
der verbrecherijchen Anfchläge nicht geändert werden. Man fann die eine 
oder die andere Perjon ermorden, man kann aber die Idee nicht töten, 
von der die Regierung erfüllt if. E3 ift unmöglich, den auf Wieder- 
berftellung der Möglichkeit zu leben und in freiheit zu arbeiten gerichteten 
Willen der Regierung zu brechen. Die Berbrechen machen die Erreichung 
des Endzieled allerdings jchwieriger. Da aber die Erreichung diejes Zieles 
nicht von Bufälligkeiten abhängen darf, jo ift es durch das Staatsinterefje 
geboten, die Hinderniffe zu bejeitigen und mit allen Kräften der Löſung 
der geftellten Aufgabe zuguftreben. Die Verbrechen müfjen ohne Zögern 
unterdrüdt werden. Wenn der Staat fie nicht unterdrüdt, verliert die 
Eriftenz des Staated jeden Sinn. Die Regierung wird infolgedejjen der 
Gewalttätigfeit die Macht entgegenftellen. Pflicht des Staates ift ed, der 
ewalttätigen Revolution Halt zu gebieten, die dahinftrebt, die Macht an 
3 zu reißen und als neue Herren geſellſchaftsfeindliche Elemente aufzu- 
ftellen, die alles vernichten wollen. Den örtlichen Behörden find bis ins 
einzelne gehende Anweijungen für den Kampf gegen dieje Elemente erteilt 
worden. Schwere Verantmwortlichkeit trifft diejenigen, die es an der Ent- 
ichlofjenheit werden fehlen laſſen gegen ſolche, die dem kaiſerlichen Willen 
ungehorjam find. Die Verwaltung wird mit allen Kräften alle gejeß- 
mäßigen Mittel zur Anwendung bringen, um der Propaganda und Gewalt- 
tätigfeit ein Ende zu bereiten, und wenn es diejer Propaganda gelingen 
follte, unter den unmifjenden Elementen Agrarunruhen hervorzurufen, jo 
werden die Unruhen mit Waffengewalt unterdrüdt. Die Verantwortung 
für die Opfer wird den Agitatoren zufallen. Die Regierung ift der An— 
jiht, daß das gewöhnliche Gerichtöverfahren den gegenwärtigen Umftänden 
nicht genügend entſpricht. Sie hielt e3 deshalb für nötig, proviſoriſche 
Beftimmungen zu veröffentlichen über Feld- und Kriegsgerichte für ſchwere 
in denjenigen Gegenden begangene Verbrechen, welche unter dem Kriegs— 
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erichte ftehen oder fich im AZuftande des außerordentlihen Schußes be- 
Anden. Nach dieſen Beitimmungen folgen das gerichtliche Verfahren und 
die Ausführung des Urteil den Verbrechen auf dem Fuße. Provijoriiche 
Beitimmungen werden auch getroffen über eine Berihärfung der Strafen 
für Propaganda unter den Truppen. Die Krankheit, an der unjer Bater- 
fand leidet, führte zu der Notwendigkeit, den Organismus des Staates 
den gegebenen Umftänden anzupafjjen, um das Uebel zu unterdrüden, ohne 
an der Lebensfähigkeit de3 Staates zu rühren. Alle diefe Maßregeln, 
welche notwendig jind zur Sicherung der Freiheit, des Lebens und der 
Arbeit, bilden die Mittel, find aber nicht das Ziel. Diefe Maßregeln 
nehmen viel Zeit und Arbeit in Anſpruch, die bejjer den vom Kaijer ge- 
gebenen Reformen gewidmet werden könnte. Es wäre jedenfalld ein großer 
Fehler, die Unterdrüdung der verbrecheriichen Anjchläge als einziges Ziel 
des Staated anzujehen und die Urjachen zu vergeffen, welche zu dieſen 
Unordnungen geführt haben. Die Regierung kann nicht, wie einige Gruppen 
wünjchen, ihre Aufmerfjamfeit auf die Unterdrüdung der Revolution be- 
ichränfen. Ebenjo würde e3 nicht den Umftänden und den Intereſſen 
Rußlands entiprechen, ich nur mit der Verwirklichung liberaler Reformen 
zu befaffen, in der Annahme, daß die Revolution in diefem Falle jeden 
Sinn verlieren würde. Die Revolution kämpft nicht für Reformen, deren 
Einführung von der Regierung felbjt für notwendig erachtet wird, jondern 
fie fämpft für die Vernichtung des Staated und der Monarchie und für 
die Einführung eines fozialiftiichen Regimes. Der Plan der Regierung 
ift deshalb Har: Die Ordnung aufrecdhtzuerhalten durch entichloffene Maf- 
regeln, und das Volk gegen revolutionäre Ausschreitungen zu jhügen und 
zu gleicher Zeit mit allen Kräften dahin zu ftreben, eine neue auf das 
Gejeß und eine vernünftige Freiheit gegründete Ordnung zu jchaffen. Die 
Negierung weiß, daß fie Fragen verjchiedenen Charakter gegenüberfteht, 
von denen die einen Durch die Duma und den Reichsrat, die anderen aber, 
die dringend find, ſofort entjchieden werden müfjen. Die erfteren werden 
in einer Zeit ausgearbeitet werden, die der Einberufung der Duma voran- 
geht. Die anderen find diejenigen, die ſich aus den in den faiferlichen 
Manifeften angegebenen Grundjägen ergeben und deren teilweiſe Löſung 
die gejeßgeberijche Tätigkeit der Duma nicht jchädigen kann. In erfter 
Linie handelt es fih um die Agrarfrage. Die Regierung wird für die 
Möglichkeit forgen, daß die örtliche Agrarfommifjion jofort eine Befjerung 
der Lage in den Gegenden herbeiführen wird, in denen ein wirflider Land— 
mangel herrſcht, und wird der Duma für die Löfung diefer außerordentlich 
fomplizierten Frage reiches Material zur Verfügung ftellen. Auch einige 
dringende Maßregeln Hinfichtlich der bürgerlichen Gleichheit und Religions- 
freiheit gelangen zur Ausführung. Was die Judenfrage anlangt, jo ift 
zu erwägen, welche von den jegt Die Lage der jüdiichen Bevölkerung 
regelnden und vielfach) nur aufreizend wirkenden Beftimmungen jofort auf« 
gehoben werden können und aufgehoben werden müſſen. Das Gleiche joll 
hinfichtlidy derjenigen Beſtimmungen geichehen, welde die Beziehungen 
zwilchen den Juden und der rufjiichen Nation ordnen jollen. Bei Neu- 
ordnung dieſer Materie Handelt es ſich um eine Frage des nationalen 
Gewiſſens, die eine ernftliche Prüfung erfordert. Ihre übereilte, vorzeitige 
Löſung würde das Werk der gejeßgeberifchen Umgeftaltung nur ſtören. 
Eine dauernde Aufgabe der Regierung und Volkövertretung wird aud die 
Vermehrung der Volksichulen in Verbindung mit dem Plane der Ein- 
führung der allgemeinen Schulpflicht und der Verbefjerung der materiellen 
Lage der Volfsjchullehrer bilden. Die Regierung, die fi) der Notwendig- 
feit Diejer Reform bewußt ift, hat zu dieſem Zwecke in das Budget für 
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1907 bereit3 5’. Millionen Rubel mehr eingeftellt. Ueberaus zahlreich 
find die Gejegentwürfe, die zur Beſſerung der inneren Lage ber Duma 
zur Beratung und Beſchlußfaſſung unterbreitet werden jollen. Die Re— 
gierung bejchäftigt jich außer mit Arbeiten betreffend die Geſetze über das 
Bereind- und Berjammlungsreht und über die Prefje mit einer Reihe 
von Fragen von großer Bedeutung, wie Religionsfreiheit, die Unverleglich- 
feit der Perjon und die bürgerliche Gleichheit, und zwar mit dem Ziele 
der Abichaffung der für die verjchiedenen Gruppen der Bevölferung noch 
beftehenden einjchränfenden Beftimmungen. Ferner wird erjtrebt die Ver- 
bejjerung der Verhältniſſe des bäuerlichen Grundeigentumg, die Verbefjerung 
der Lage der Arbeiter dur Einführung der ftaatlichen Verficherung, die 
Reform der örtlichen Selbftverwaltung zur Herbeiführung direkter Be— 
ziehungen zwiſchen den nftitutionen der örtlihen Verwaltung und den 
zu verbefjernden Organen der Gelbjtverwaltung. Die Regierung bejchäftigt 
fi weiter mit Einführung der Semſtwos in den baltischen Provinzen, 
ſowie in den nordmeftlichen und jüdmweftlihen Gouvernement3 und mit der 
Schaffung von Semjtwos und Munizipalitätövertretungen in Polen, mit 
der Ummandlung der örtlichen Gerichtsbehörden, mit der Reform der 
höheren und mittleren Schulen und mit der Einführung einer Einfommen- 
fteuer. Endlich erftrebt die Regierung eine durchgreifende Reform des 
Polizeiweſens, um eine Verſchmelzung der allgemeinen Polizei mit der 
Gendarmerie herbeizuführen. Alle Nusnahmemaßregeln zur Aufrechterhal- 
tung der Ordnung und öffentlichen Sicherheit jollen behufs Teichterer 
Kenntnisnahme und Nachachtung in ein einziges Geſetz zujammengefaht 
werden. Schließlich werden die Vorarbeiten für die Einberufung eines 
nationalen Kirchenkonzils gemäß dem Faiferlichen Ukas fortgejegt werden. 
. Die Regierung, die ſich die Aufrechterhaltung der Drdnung und die 
Vorbereitung und Verwirklichung der nötigen Reformen zur Aufgabe ge- 
macht hat und die fejt auf einen Erfolg der gejeßgeberifchen Arbeiten in 
der nächſten Tagung der Duma rechnet, hat das Recht, ſich auf die Sym- 
pathien der verftändigen Gruppen der Gejellihaft zu ftügen, welche die 
Beruhigung des Staated und nicht feine Gefährdung wünſchen. Die Re- 
ierung hält e3 für ihre Pflicht, die in der Preſſe oder in öffentlichen 
erjammlungen in gejeglicher Form frei ausgejprochene öffentliche Mei- 
nung nicht zu unterdrüden. Wenn die zum Ausdrud der öffentlichen 
Meinung beftimmten Mittel aber gebraucht werden, um revolutionäre Ideen 
in Umlauf zu jeßen, jo wird die Regierung nicht zögern, von ihren Or— 
ganen die Anwendung aller gejeglihen Maßregeln zu verlangen, um die 
Umwandlung der Mittel des Fortſchrittes in jolche der Propaganda der 
Berftörung und der Gewalttätigfeit entichlofjen zu verhindern. 


9.42. September. (Siedlce in Polen.) Zufammenftöße führen 
zu einer großen Yudenverfolgung durch das Militär. Ungefähr 
150 werden getötet, mehrere Hundert verwundet. — In Warſchau 
finden ähnliche Zuſammenſtöße jtatt. 

September. Zahlreiche Attentäter werden durch die Feld— 
gerichte abgeurteilt. 

13. September. Die Zarenfamilie unternimmt eine mehr- 
wöchige Ausfahrt in die finnijchen Gewäſſer. 

15. September. (Peterhof.) General Trepow, der Palais— 
fommandant, zeitweilig Diktator (vgl. 1905), f. 
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Mitte September. Ein Erlaß der Regierung weift die Gou— 
verneure an, allein Verfammlungen der Partei der Rechtsordnung 
und de Verbandes vom 30. Oktober zu geftatten. — Graf Witte 
jagt fich deshalb von der Regierung los; der Verband vom 30. Ok— 
tober erklärt fich gegen die Feldgerichte. 

18. September. In Warſchau werden mehrere Hundert 
Perſonen verhaftet. 

24. September. (Yelaterinenburg.) Eine ganze Kompanie 
wird wegen Meuterei zu lebenslänglicher Zwangsarbeit verurteilt. 

25. September. (Jekaterinoslaw.) Der Polizeiminifter 
löſt das Detektivbureau auf und verhaftet die Geheimagenten, weil 
er entdedt, daß die Urheber aller in der legten Zeit in Sefateri- 
noslaw verübten Morde und Raubtaten Agenten der geheimen 
Polizei gewejen jeien. 

Anfang Oktober. Der „Temps“ veröffentlicht einen Geheim- 
bericht de3 Finanzminiſters Kokowzew vom 18. September an den 
Minifterpräfidenten, worin das Defizit für 1906 troß der Anleihe 
von 711 Millionen Rubel auf 155 Millionen Rubel berechnet wird. 

Anfang Oktober. Die Regierung veröffentlicht einen Plan 
über Bejeitigung der Landnot. 

Die „Kölnische Volkszeitung“ berichtet darüber; „Der Plan zerfällt 
in acht Kapitel, die das nad) den einzelnen Gebieten jich richtende Bor- 
gehen der Agrarfomitees beftimmen. Nach Kapitel 1 Allgemeine Beftim- 
mungen folgen Zanderwerb für landarme Bauern durch die Bauernbanf, 
Berfauf von Fisfalland, Abgabe von Fiskalland zur Pacht, Ueberjiedelung 
von Bauern nad afiatiichem Fiskalland, Verbeſſerung der Bodenbebauung, 
Berteilung des Anteillandes zum Befig und Beftand der Agrarfomitees. 
Schon die im Kapitel 1 erwähnten Beftimmungen allgemeiner Natur zeigen 
praktiſche Arbeit, in Abjag 3 wird beftimmt, daß die bedürftigften Ge— 
meinden unverzüglich in jedem Bezirk feftgeftellt und befriedigt werden, 
während Abjag 4 jofortige Beihaffung ftatiftifcher Daten für den Bezirk, 
Anteil pro Kopf und Abſatz 6 die Angaben, ob Nutz-, Pacht-, Belit-, Wald- 
land u. ſ. w. verlangt. In Abjag 8 wird die Feititellung des Großgrund-, 
Upanagen- und Fiskalbejites für jeden Bezirk vorgefchrieben. Im Kapitel 2, 
das die Tätigkeit der Bauernbank umfaßt, find zwei Unterabjchnitte ent- 
halten: Erwerb von Gütern durch die Bank und Wiederveräußerung auf 
eigene Rechnung und Auftragsfäufe der Bank. Hier ift ebenfall3 in Abjag 14 
vorgejehen, daß die Abgabe von eigenem Land der Bank zuerſt an Die 
bedürftigften Bauern erfolgen muß. Die Agrarkomitees machen fich jchlüffig 
über den Ankauf der feilgebotenen Güter; jtellen fich Differenzen mit der 
Banf heraus, fo hat das Minifterium den Entjcheid zu treffen. Die Ab- 
gabe erfolgt nad dem vom Agrarkomitee aufgeftellten Verteilungsplan. 
In Abſatz 23 it feſtgeſetzt, daß Meliorationen vorher von der Bank be- 
jorgt werden müfjen. Abjag 24 beftimmt, daß Land nur an folche Bauern 
abgegeben wird, die Iandarme oder landloje Pächter, Iandarme Bauern, 
die mit ihren Anteilen Angrenzer an das zu faufende Grundftüd find, 
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Bauern, die das Streifenland befeitigen wollen, und Bauern, die dann 
einen zwedmäßigen Tauſch vornehmen fünnen. Die Abgabe an Bauern, 
die nicht imftande find, ein Gut zu bewirtichaften oder fein Inventar be- 
figen, findet nicht ftatt. Vorzugsrechte für Teilnehmer am japanijchen 
Kriege werden in Abſatz 26 für das von der Bank erworbene Apanagen- 
land vorgejehen. Abjag 27 regelt die Stundung der Kaufgelder, Abjag 28 
die Abgabe an Bauern anderer Bezirke, wenn die Ortöbevölferung be- 
friedigt ift. Vier weitere Abjäge ftellen Normen für die Abgabe von Land 
an Gemeinden, die nicht die Anteilwirtichaft aufgeben wollen, auf. Die 
zu Kapitel 2 gehörigen Auftragsfäufe der Bank find einfacher, der Auf- 
traggeber kann von der Bank auch ein Darlehen erhalten. Das laut Ufas 
vom 9. September 1906 abzugebende Fiskalland wird im Kapitel 3 be- 
handelt. Die Agrarfomitees haben nad) Abjag 38 darüber zu befinden, 
welche Gebiete aus wichtigen Gründen zunächſt noch nicht verkauft werden. 
Abjag 39 beſtimmt, daß die Agrarkomitees feitjegen, welches Land den 
Bauern des Bezirks und welches den Bauern anderer Bezirke und Gou- 
vernement3 übergeben wird. Die verjchiedenartige Benugung de3 Landes 
durch Einzelbewirtichafter mit und ohne befondere Laſten, oder durch Bauern- 
genofjenjchaften, fordert eine genaue Berechnung, um den vorteilhaften 
Verkauf zu ermöglichen. Gleichzeitig ift auch Hier wieder der wirklich Be- 
dürftige vorzuziehen. Das gejammelte ftatiftiiche Material jedes Bezirks 
dient hier al3 gute Unterlage. Wenn die Bauern befriedigt find, können 
auch andere feldwirtichafttreibende Stände bedacht werden, wie Abſatz 48 
beftimmt. Zur Urbarmadhung, Melioration und zur Ueberjiedelung nad) 
ſolchen Gebieten wird finanzielle Unterftügung und Baumaterial in Abjat 52 
ee Abſatz 53 jest die Unterftügung pro Familie auf 165 Aubel 
bei Weberfiedelungen über 30 Werft Entfernung und die Hälfte bei ge- 
ringerer Entfernung feſt. Die Rüdzahlung fol in fünf Jahresraten er- 
folgen. Kapitel 4 umfaßt das als Pachtland abzugebende Fiskfalland. Hier 
fommen hauptſächlich al3 Pächter die Bauerngenofjenjchaften in Betracht, 
die das Anteilmejen nicht dufgeben wollen. Sie erhalten das Land auf 
zwölf Fahre, jo daß jeder Teilnehmer nicht mehr als 15 Aubel jährlich) 
zahlt. Die Abgabe zur Pacht kann auch erfolgen zur Abrundung eines 
Einzelbefißed und zur Bejeitigung des GStreifenlanded. Die Agrarkomitees 
fünnen die Pacht auf drei Jahre ftunden. Die Bebauung des Pachtlandes 
wird beaufjichtigt und bei Mißmirtjchaft entzogen. Nach Rage der Sache 
— alle Landüberweifungen im europäiihen Rußland können der Landnot 
nicht ganz abhelfen, wie ſchon gezeigt wurde — ift Kapitel 5 über Die 
Anfiedelung von Bauern in Ajien das wichtigſte. Die Abwanderung in 
die freien Gebiete Aſiens wird mit allen Mitteln begünftigt. Abſatz 65 
gewährt völlig freien Transport, beliebige Auswahl der Landkomplexe, 
Befreiung * längere Zeit vom Militärdienſt, von Staats- und Land— 
ſchaftsſteuer und finanzielle Beihilfe. Die Agrarkomitees übernehmen auch 
den günſtigen Verkauf des etwaigen Beſitzes der Abwandernden. Die Ver— 
beſſerung der Bodenbebauung, welche in Kapitel 6 behandelt wird, gipfelt 
in der Befeitigung der ſich aus dem unfeligen Gemeinjchaftsland ergebenden 
Mipftände. Kreuz und quer läuft oft der Beſitz der Gemeinden, alles ilt 
zerjchnitten, unpraktiſch verteilt und Hindert dadurch eine rationelle Be- 
wirtichaftung. Da auch Gutöbejigerland zumeilen Hineingeftreut ift, Haben 
die Agrarfomitees hier für gerechten Ausgleich zu jorgen. Die Arbeit iſt 
jehr jchwierig, da gleichzeitig eine Trennung der zu einem gemeinjamen 
Mir vereinigten Gemeinden ftattfinden fol. Erſt wenn eine gerechte Ver- 
teilung bemwerkftelligt ift, fann an eine Vergrößerung des ren 
gegangen werden. Die Bejeitigung des Anteillandes, Kapitel 7, ift möglich 
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und wird durchgeführt, wenn zwei Drittel der Anteilberechtigten e3 ver- 
langen. Die Anteile werden ihnen nad einem vom Agrarfomitee auf- 
geitellten Plane als Eigentum zugewieſen. In einigen Gouvernements, 
wo geordnetere Verhältniffe herrichen, fan das Ausicheiden aus dem An- 
teillande von weniger Hausbejigern beantragt werden. Das ijt dort der 
Fall, wo die Bauern jo vernünftig waren, nicht von neun zu neun Jahren 
zu wechieln, fondern denjelben Anteil zu behalten. E3 kommt hauptjächlic 
Weitrußland mit feinen Fatholiichen Bewohnern in Betradht. Selbſtver— 
ftändlich ift eine Uebernahme der Laſten des bisherigen Anteillandes (teil- 
weije) vorgejchrieben. Das Kapitel 8, Beltand der Agrarfomitees, handelt 
von der Amtsdauer der Mitglieder des Agrarfomitees, die auf drei Jahre 
bemefjen iſt. Mindeftens find fünf Mitglieder für diejelben vorgejchrieben, 
gewählte Mitglieder müſſen darin in einem beftimmten Prozentiag ver- 
treten fein. Die Mehrheit ift abjolut. Selbjtverftändlich find in die Komitees 
Leute zu nehmen, die den Bezirk genau kennen. Dadurch iſt eine gerechte 
Löjung der Landfrage möglichjt gefichert. 


2. Oktober. (Betersburg.) Im Inſtitut der Wegebau- 
ingenieure werden viele Sprengmaterialien entdedt. 


7.11. Oktober. (Heljingfors.) Kongreß der Kadettenpartei. 


E3 wird namentlidy diskutiert, ob der Erlaß des Wiborger Aufruf 
opportun gewejen jei, und ob man den pajliven Widerftand weiter em- 
pfehlen ſolle. Schließlid nimmt der Kongreß mit 84 gegen 44 Stimmen 
eine vom Bentralausihuß eingebracdhte Rejolution an, die den pajfiven 
Widerftand für unmöglich erflärt. Die Rejolution der Minderheit, die eine 
Drganijation des paſſiven Widerftandes empfiehlt, wurde mit 88 gegen 
53 Stimmen verworfen. — Im Laufe der Diskuſſion bilden fich drei 
Gruppen heraus: eine Gruppe der Linken, aus 35 Mitgliedern beftehend, 
welche für die jofortige Durchführung des paſſiven Widerftandes eintritt, 
eine Gruppe de3 Zentrums, welche mit 100 Mitgliedern die Mehrheit 
bildet und jowohl den pajfiven Widerftand als auch den Wiborger Aufruf 
als grundjäglich berechtigt anerkennt, die Durdführung aber erft in ferner 
Bufunft für möglich hält, und endlich eine Gruppe der Rechten, welche 
den Wiborger Aufruf al3 politischen Fehler bezeichnet und denjelben auch 
nicht grundfäglic anerkennt. Die Meinungsverjchiedenheiten haben aber 
feinen Delegierten veranlaßt, aus der Kadettenpartei auszutreten. 


Dftober. Opfer der Revolution. 

Nach einer unvollftändigen Liſte der „Baltiichen Tageszeitung“ find 
dem Terror vom Februar bis Mai 1421 Beamte und Angehörige hoher 
Stände zum Opfer gefallen, nach anderen Nachrichten find in Warjchau 
allein vom 10. Mai bis 15. September 760 Perjonen getötet oder ſchwer 
verwundet worden. 

14. Oktober. (MMoskau.) Der Kongreß der Autofraten- 
partei, der „wirklich ruffiichen Leute”, faßt heftige Bejchlüffe gegen 
die Eonftitutionellen Neuerungen. — Der Zar erwidert feine Be— 
grüßung fühl. 

Mitte Oktober. Über die bedeutendften Städte Transkaſpiens, 
Aſchabad, Merw, Samarkand, Taſchkent u. a., wird der Zuftand 
de3 verhängten Schußes verhängt. 
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Mitte Oktober. Bericht über die Steuereingänge. 


Nach Mitteilungen des Finanzminifterd betragen während der erften 
8 Monate 1906 die Eingänge an direkten Steuern 33577833 Rubel gegen 
34076710 Rubel im gleichen Zeitraum des Vorjahres. Eine Abnahme 
der Eingänge ift in den von der Teuerung heimgejuchten Gegenden ein- 
getreten, während in den baltijchen Gebieten, Polen und Kaukaſien, mo 
Die revolutionäre Bewegung die größte Stärke erreicht, eine Zunahme von 
2! Millionen ftattfand. Die Verminderung des Eingangs der Abzahlungen 
der Bauern für das ihnen zur Beit der Emanzipation überlafjene Land 
ift das Reſultat des Faijerliches Ufajes, welcher die Abzahlungen auf die 
Hälfte Herabjegte und von 1907 ab ganz abihafft. Aus den Steuern für 
die Induſtrie und das Handwerk ift eine Zunahme von 3 Millionen gegen 
1905 zu verzeichnen. — Hierdurch joll bewiejen werden, daß der Wiborger 
Aufrus wirkungslos geblieben ift. 


Dftober. In vielen Zeitungen aller Barteirichtungen er- 
fcheinen heftige Angriffe auf Deutjchland und das Deutjchtum. 

18. Oktober. Admiral Roſchdeſtwenski wird wegen feines 
Verhaltens bei Tſchuſima freigejprochen. 

19. Oktober. (Wladiwoſtok.) Ein Pafjagierdampfer ſtößt 
auf einen Torpedo und fintt. 200 Dtenfchen ertrinken. 


20. Dftober. Aufhebung der Sonderftellung der Bauern. 


Ein faijerlicher Ukas verfügt, daß jofort allen ruffifchen Untertanen 
ohne Unterjchied der Abftammung, jedody mit Ausnahme der fibirischen 
Fremdvölker, hinſichtlich des Staatödienfte die gleichen Rechte zuerteilt 
werden. Ferner wird die Beltimmung aufgehoben, wonach die Bauern 
bei dem Eintritt in höhere Schulen und in den Gtaatödienft aus den 
Bauerngemeinden ausgefchloffen werden. Den Bauern wird die freie Wahl 
des Wohnſitzes anheimgeftellt und fie erhalten unbefriftete Päſſe. Schließ— 
lich verfügt der Ufas, daß vom 1./14. Januar 1907 an die Beftimmungen 
über die Seelenfteuer, über die gegenjeitige Haftung für die Steuerent- 
rihtung, über die Teilung de3 Familiengutes und andere Gonderregeln 
des Bauernrechtes aufgehoben werden. 


26. Dftober. (Petersburg.) Eine Bande überfällt einen 
von Gendarmen esfortierten Wagen mit Staatögeldern und raubt 
nach einem förmlichen Straßengefehht an 400000 Rubel. 

30. Oktober. Ein Ukas über die Seftierer geftattet den Alt— 
gläubigen und den anderen Sekten der orthodoren Kirche, Jofern 
ihre Lehren nicht gegen das Strafgejeh verjtoßen, die Bildung von 
Kirchengemeinden, den Bau von Kirchen und die Wahl von Geijt- 
lichen. 

Anfang November. (Kod z.) Kämpfe zwiſchen Sozialiſten 
und Nationaliſten unter den Arbeitern führen zu zahlreichen 
Mordtaten. 

3. November. Bericht über das Budget 1905. 

Nach dem Bericht der Reichskontrolle über die Realiſierung des 
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Yudget3 für 1905 überftiegen die gewöhnlichen Einnahmen die gewöhn- 
lihen Ausgaben um 99382405 Rubel, im Voranſchlag war ein Ueberſchuß 
von 60980047 Rubel vorgejehen. Die gewöhnlihen Einnahmen betrugen 
2024558452 Rubel, die gewöhnlichen Ausgaben 1925176047 Rubel, die 
außerordentlichen Einnahmen 793515197 Rubel, die außerordentlichen Aus- 
aben 1379576862 Rubel. Die gewöhnlihen und die außerordentlihen 
usgaben überftiegen die gewöhnlichen und die außerordentlichen Einnahmen 
-um 215010037 Rubel. Durch die Benugung aus dem Budget 1904 ver- 
bliebener freier Mittel, die die Reichsrentei zur Dedung außerordentlider 
Ausgaben verwandte, ijt das Gejamtdefizit, das in Höhe von 180 Millionen 
erwartet war, auf 158 Millionen herabgejeßt worden. Das Defizit wurde 
mit dem Erlös der fünfprozentigen Anleihe von 1906 gededt. 

8. November. Bei der Station Rogow der Warjchau- Wiener 
Bahn wird ein Poftzug durch Bomben zum Halten gezwungen und 
nach eitungsnachrichten um eine Million Rubel beraubt. — Ahn— 
liche Überfälle find Häufig. 

10. November. (Petersburg.) Im Minifterium des Innern 
beginnt eine Kommijfion Beratungen über landjchaftliche und 
jtädtifche Selbjtverwaltung im Zartum Bolen. 

November. Yudenfrage. 

Der reaftionäre Verband rufjiisher Leute und der Verband der 
Rechtsordnung agitieren gegen die Gleichitellung der Juden. Pie Re- 
gierung erklärt offiziös: Die endgültige Löjung der Judenfrage müfje der 
Reihsduma vorbehalten bleiben, doch erachte es die Regierung für not- 
wendig, ohne Rüdjiht auf die Stellungnahme Ddiejer oder jener Gruppe 
zur Judenfrage die die Juden beengenden PBolizeimaßnahmen und Be- 
ſchränkungen Mn Handel und Gewerbe zu bejeitigen. Sie erwarte, daß der 
zur Armut verurteilte Teil der Juden, jobald er größeren Spielraum zur 
Betätigung großer Energie und zur Urbeit erhalte, nicht mehr nur Bomben- 
werfer und Räuber aus feiner Mitte liefern werde. Zweifellos werde das 
dem ganzen rujjiihen Bolfe Vorteil bringen. 

November. (Betersburg.) Es wird in der Preſſe behauptet, 
Graf Witte jei völlig in Ungnade gefallen, weil er als Minijter- 
präfident mit der revolutionären Arbeiterfraktion in Beziehungen 
gejtanden Habe. 

Ende November. (Petersburg.) Nach Zeitungsnachrichten 
wird durch eine Unterfuchung im Minifterrat aufgededt, daß der 
Miniftergehilfe Gurko bei Getreidelieferungen für die Notleidenden 
800000 Rubel Staatögelder unterjchlagen hat. 

Anfang Dezember. Die Verhandlungen mit Japan über die 
Fiſcherei und den Handelövertrag ftoden, weil Japan hohe Forde— 
rungen ftellt, wie freie Schiffahrt auf dem Amur, Tranfithandel 
japanijcher Waren bis ins Baltifche Meer, Recht der Japaner, 
Landbefig in Sibirien zu erwerben, Fiſchereirechte an der Küſte 
Sadalins. 
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Mitte Dezember. Die Attentate und Überfälle nehmen wieder 
zu. In Lodz finden Ende Dezember wegen großer Arbeiter- 
audfperrungen Straßenfämpfe jtatt. 

24. Dezember. (Betersburg.) Admiral Nebogatow und drei 
Kommandeure von Panzerjchiffen werden wegen ihrer Haltung bei 
Tſchuſima zum Tode verurteilt. 
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XVI. 
Die Türkei und ihre Vaſallenſtaaten. 


1. Türfei. 


Anfang Januar. In Durazzo (Albanien) bricht ein Auf: 
ftand aus, weil der Pajcha eine Einfommenfteuer von 35 Prozent 
auferlegt. 

Januar. Protejt gegen den bulgarijch-jerbijchen Vertrag. 

Die Pforte proteftiert in Sofia gegen den bulgarijch-ferbijchen Han- 
delövertrag, da Bulgarien den Unionsvertrag nicht ohne Verftändigung 
mit der Pforte abſchließen dürfe. Bulgarien erwidert (28. Januar), daß 
der Berliner Vertrag Bulgarien den jelbjtändigen Abſchluß von Handels- 
verträgen geftatte und daß die Pforte bejjer täte, auf den Berliner Ber- 
trag überhaupt nicht Hinzumweifen, da fie jelbjt den Artifel 23 nicht er- 
füllt habe. 

Ende Januar. Gerüchte gehen durch die europäifche Prefie, 
daß die Pforte große Mobilmachungen gegen Bulgarien Makedonien 
wegen vborbereite. 

5. März. (Konftantinopel.) Die Mächte überreichen der 
Pforte folgende Forderungen über Makedonien: 


1. Die Anerkennung des Rechts der Gendarmen zur Sntervention 
bei allen Verbrechen und Vergehen, wer immer der Täter jein mag. 2. Be- 
waffnung” der Gendarmen mit Repetiergewehren und Revolvern in aller- 
fürzefter Zeit. 3. Strifte und einheitliche Anwendung der Vorjchriften be- 
treffend das Waffentragen auf die ganze Bevölkerung. 4. Die Erlaubnis 
zum Drude eined Tajchenbuches für Wachtpoſten und Kommandanten. 


März. Mai. Juli. Perfien und die Pforte verhandeln über 
Grenzfragen. Es handelt fi namentlich um das don türkischen 
Truppen bejette Pafjovah und um Grenzpojten der perjiichen Pro— 
vinz Puſchli-Kuh. 

April. Mai. Die Bandenfämpfe in Mafedonien werden 
wieder jtärker; türkifche Truppen kämpfen mit bulgariichen Banden. 
An der montenegrinifchen Grenze finden Zujammenjtöße zwijchen 
riftlichen Einwohnern und türfifchen Truppen jtatt. 


Bürkei. (Mai 1.— Dezember.) 403 


1. Mai. Die Pforte verlangt, daß die Mächte einer drei- 
prozentigen Zollerhöhung zuftimmen, da ſonſt bei der ungünjtigen 
Finanzlage die mafedonifchen Gehälter nicht bezahlt werden könnten. 


Juli. Berhandlungen über die Zollerhöhung. 


Nach langen Berhandlungen ftimmen alle Mächte der Erhöhung 
der Zölle von 8% des Wertes auf 11% zu. Nur England verweigert 
die Zuftimmung, fo daß die Erhöhung unmöglid) und die Finanzierung 
des mafedoniihen Budget3 in Frage geftellt wird. Als Urjache des eng- 
lichen Widerftandes bezeichnet die „Allgemeine Zeitung”: „England ver- 
langt al3 Kaufpreis für jeine Zuftimmung die Konzejjion zur Verlängerung 
der Smyrna-Nidin-Eifenbahgn. Da indes dieſes Unternehmen, wenn es 
zuftande kommt, geeignet ift, die Einnahmen der (deutjchen) anatolijchen 
Bahnen zu beeinträchtigen, fordert die Direktion dieſer Bahnen für den 
Fal der Konzejjionserteilung an die Engländer eine Erhöhung der ihr 
von der Türkei zugeficherten Kilometergarantie. Das liegt nicht etwa in 
antiengliichen, fondern in rein gejchäftlichen Erwägungen begründet, e3 er- 
jchwert aber immerhin die Erledigung der engliihen Forderung.“ 


September. (Kreta.) Wechjel de Oberkommiſſars. 


Prinz Georg von Griechenland legt jein Amt nieder. Die Schup- 
mächte übertragen die Wahl des Nachfolgerd dem König von Griechenland, 
der Zaimis ernennt. Die Pforte protejtiert hiergegen als eine Verlegung 
ihrer Souveränetätsrehte. — In Kreta brechen Unruhen aus, al3 Georg 
die Inſel verläßt (25. September). 

1. Oftober. (Konftantinopel.) Die Botjchafter jtellen in 
einer Kolleftivnote folgende Bedingungen für die Zollerhöhung: 

1. Offizielle Zuftellung an die Botjchafter und ftrifte Ausführung 
der Gejege über das Minen- und Zollwejen u. ſ. w., Bereitftellung durch 
die Pforte von 100000 Pfund für die Vergrößerung der Bollämter und 
Regelung der Laftenträgerfrage. 2. Garantie, daß die der türfiichen Re— 
gierung zufommenden 75 Prozent Mehreinnahme ausjchlieglih für Mafe- 
donien verwandt werden; die Verpflichtung der Dette Publique, zum mafe- 
donischen Defizit 250000 Pfund zuzuſchießen; die Verpflihtung der tür- 
kiſchen Regierung, die von der makedoniſchen Finanzkommiſſion vorgenommene 
Budgetrektififation zu genehmigen, fall3 von der Kommijfion die für die 
Zivilverwaltung bejtimmten Beträge nicht den Bedürfniffen des Landes 
für entiprechend gefunden werden. 3. Formelle Verpflichtung der Pforte, 
die Zollformalitäten mit feinerlei Stempel- u.j.w. Abgaben zu belaften. 
4. Anerkennung des Snterventionsrechtes für Gendarmerieoffiziere in Straf- 
jachen; Verpflichtung der Pforte, die Gendarmerie vorjchriftsmäßig zu be- 
waffnen und das Gendarmeriefontingent nach den Vorjchlägen von de Georgis 
zu formieren und aus der Armee zu ergänzen. 5. Die Dauer der Er- 
höhung beträgt fieben Jahre, beginnend zwei Monate nad) der Ratififation. 


Mitte November. (Konjtantinopel.) Die Bertreter der 
auswärtigen Mächte fordern Aufhebung des jeit dem türfijch- 
griechifchen Kriege erlajjenen Verbotes, daß ausländijche Paketboote 
nachts in die Dardanellen einfahren. 

Dezember. In Makedonien gibt es troß des Winters viele 
Kämpfe zwijchen bulgarifchen und griechifchen Banden. 

26* 
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2. Bulgarien. 


2. Januar. Die Sobranje genehmigt dur Afklamation 
die Zollunion mit Serbien. 


Der Vertrag bringt die Anbahnung der wirtichaftlihen Annäherung 
beider Länder und das Streben nad) völliger Zollvereinigung zum Aus— 
drud. Beide Länder ftellen im Sinne des Vertrages die Zollunion für 
den Austauſch der eigenen Erzeugnifje dar, während für fremde Erzeug- 
nifje bi zum 1. März 1917 der getrennte Zolltarif in Geltung bleibt. 
Ferner jchliegen beide Staaten bis zu diefem Zeitpunft jelbftändig Handels- 
verträge mit anderen Staaten ab. Tür die eigenen Erzeugnijje werden 
zwijchen den beiden Ländern alle Zollichranfen aufgehoben. Der Bertrag 
hebt auch den Paßzwang auf und ftellt den Abſchluß einer Münzfonvention 
und eines Konjularvertrages in Ausjicht. Er tritt am 1. März 1906 in 
Kraft und behält Geltung bi zum 1. März 1917. Im Sabre 1917 joll 
er durch einen Vertrag über die Zollunion mit einem gemeinjamen Tarif 
für fremde Erzeugnifje erjegt werden. Der Biehverfehr ift im Bertrag 
nicht erwähnt. 


31. Mai. Der Fürſt weiht unter großen Yeierlichkeiten den 
Hafen von Barna ein. 


Ende Juli. Auguft. Griechenverfolgung. — Protejt der Pforte. 

In Philippopel, Burgas, Anchialo, Ruftihuf, Sofia und anderen 
Städten demonftrieren die Bulgaren gegen die Griechen; griechiicher Beſitz 
wird zerjtört, griechische Kirchen und Schulen bejegt. Anchialo wird fait 
ganz zerjtört, der Bilchof und viele Griechen fommen um. — Die grie- 
chiſche Regierung proteftiert gegen die Gewalttaten und fordert Entſchädigung 
der Do die bulgarische verjpricht Unterfuhung und Wiederheritellung 
der Opfer. 

Nach der Wiener „Bolitiichen Korreſpondenz“ richtet die Pforte an 
die bulgarische Regierung eine Note, in welcher fie ihr Mißfallen über die 
griechenfeindliche Bewegung in Bulgarien ausdrüdt. Die bulgariiche Re- 
gierung antwortet, fie betrachte die türfiiche Note als nicht eingegangen, 
da fie der Pforte nicht das Recht zugeftehe, in die inneren Angelegen- 
heiten des Fürſtentums einzugreifen. Im übrigen jeien die Verfolgungen, 
denen die griechiichen Elemente in Bulgarien ausgejegt jeien, nur eine 
Rüdwirfung der Greueltaten, die in Mafedonien an Bulgaren verübt 
worden jeien. Die Pforte jolle daher vor allem in der Türfei jelbjt ge- 
ordnete Zuſtände heritellen. 

Auf die Preßnachricht, dag die Pforte wegen diefer Vorgänge eine 
Note an die Mächte gerichtet habe, erklärt das offizielle Blatt „Now Wet“: 
„Es ericheine ganz undenkbar, daß die Türfei ſich ein derartiges Vorgehen 
geitatte. Denn wenn irgend jemand an den jegigen Wirren auf dem Balfan 
Schuld trage, jo jei es die türkifche Regierung, wenn fie auch durch eine 
ichlaue Politit den Haß des bulgarischen Volkes von jich auf die Griechen 
abzumälzen gewußt habe. Die Tiürfei jei aljo am wenigjten berechtigt, 
zu behaupten, daß die bulgariiche Regierung vorjäglich die antigriechiiche 
Bewegung organifiert und geduldet habe. Die bulgarifche Regierung würde 
denn auch, wenn fie die von den Bulgaren in Mafedonien verübten Un- 
taten vergelten wolle, jich nicht gegen die Griechen, fondern gegen die 
Türfei wenden. Sollte die bulgarijche Regierung aber einmal Satisfaktion 
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verlangen, jo würde dies nicht auf dem Wege von Straßenfundgebungen, 
fondern in der zwijchen den Staaten üblihen Form gejchehen.“ 

Einen Proteft des ökumenischen Patriarchen weiſt die bulgarijche 
Regierung jchroff zurüd. 


5. November. Minifterpräfident Petrow tritt zurüd. Minijter« 
präfident wird Petkow. 


11. Dezember. Die Sobranje genehmigt eine Regierungs- 
vorlage zur Bejchränfung der Auswanderung nach Amerika und 
ein Gejeg gegen die Anſiedlung ruſſiſcher Juden. 


3. Egypten. 


Februar. Mai. Streit mit der Pforte um Akaba. 


Die engliihe Regierung verlangt al3 Bertreterin Egyptens die 
Zurüdziehung der türkiſchen Truppen von Tabah (auf der Sinai-Halb- 
infel), da der Golf von Akaba egyptiiches Gebiet jei (Februar). Da die 
Pforte ablehnt, richtet die englijche Regierung ein Ultimatum an die Pforte 
und fordert Zurüdziehung binnen 10 Tagen (3. Mai); der franzöjiiche und 
ruſſiſche Botichafter unterftügen die engliiche Forderung in Konjtantinopel. 
Mehrere Kriegsichiffe gehen von Malta nach dem Piräus. Am 11. Mai 
erwidert die Pforte, daß fie nie beabfichtigt habe, den status quo auf der 
Sinai-Halbinjel zu ändern, jondern nur ihre Rechte zu wahren. Nachdem 
offiziell verfichert worden jei, daß auch Egypten die ftrittigen Punkte zu 
bejegen nicht beabjichtigte, habe die Pforte bejchlofien, ihre Truppen zurüd- 
zuziehen. Sie habe davon dem Khedive Mitteilung gemacht, damit Die 
egyptiichen Behörden mit den türkischen Behörden und den türkiſchen Ge— 
neralftabsoffizieren über die Feititellung und Sicherung des status quo in 
Verbindung treten. 


uni. Im Gebiet von Talodi werden aufjtändijche Araber 
niedergeworfen. 


uni. Zuli. Unruhen. 

Durch die engliiche und übrige europäifche Preſſe gehen Nachrichten, 
dab in Egypten Neigung zum Aufftand gegen die englijche Verwaltung 
herrſche. Die Hinrihtung und Auspeitihung von Egyptern wegen Er- 
mordung eines engliichen Offizier (14. Juni) hätten den Haß noch ge- 
fteigert. Einige Angriffe auf Chriften finden ftatt. Die engliihen Truppen 
werden verjtärft. 
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XVII 
Numanien. 


26. März. (Bukareſt.) Studenten veranjtalten gegen eine 
franzöfijche Theatervorftellung Straßendemonftrationen; Militär und 
Polizei jchreiten ein, mehrere Perjonen werden getötet, einige Hun- 
dert verwundet. 

23. Mai. Das vierzigjährige Regierungsjubiläum und das 
fünfundzwanzigjährige Königajubiläum des Königs wird glänzend 
gefeiert. Die Feiern dauern mehrere Tage. 


17. Juni. Die „Agence Roumaine“ jchreibt über den Brud 
mit Griechenland: 


Die griehiiche Telegraphenagentur verbreitete einen Bericht über 
die Sigung der griehiihen Kammer, worin offiziell der Abbruch der Be— 
ziehungen zwiſchen Griechenland und Rumänien mitgeteilt wird, jowie die 
diesbezüglichen vom Minifter des Aeußeren abgegebenen Erflärungen. Die 
Regierungsfreije und die öffentliche Meinung Rumäniens waren erjtaunt, 
in welcher Weije die Urſachen und die einzelnen Phafen des Konfliktes 
entjtellt wurden. Der wahre Sachverhalt ift folgender: Alsbald, nachdem 
die Pforte infolge der Verhandlungen zwijchen der rumänifchen und der 
türkijchen Regierung in Ausübung ihrer Souveränetät den im ottomani- 
ihen Reiche wohnenden Stämmen rumäniſcher Nationalität Gleichheit der 
Rechte und Anerkennung ihrer Nationalität gewährte, unternahm die grie- 
hilche Regierung eine gemwalttätige Aktion, die vor feinem Mittel zurüd- 
ichredte, um die Anwendung des taiferlichen Irades zu verhindern, durch 
das die Stellung der rumänischen Untertanen im ottomaniſchen Reiche 
auf Grund der Verhandlungen geregelt wurde, die zwilchen zwei aus- 
wärtigen Mächten gepflogen wurden und woran Griechenland weder teil- 
nahm noch teilzunehmen Hatte. Auf griechiſchem Gebiet organifierte und 
von einem in Athen beftehenden Verein gebildete und bejoldete Banden 
überfchritten die Grenze, ohne von den griechiſchen Behörden daran ge⸗ 
hindert zu werden, und begingen abſcheuliche Gewalttaten, um die rumäni— 
ſchen Völkerichaften durch Brandftiftungen und Plünderungen ihrer Güter 
und Mordtaten zu terrorijieren, wie died in Gerena gejhah. Es mird 
jodann die die Aktion der griechiichen Regierung unterftügende Haltung 
de3 ökumeniſchen Patriarchen angeführt. Auf die in Athen gemachten Bor- 
ftellungen hatte der damalige Minifterpräfident Rhalli u. a. erklärt, daß 
er nicht3 von Rumänien in Makedonien wife und ihm nichts bekannt jei, 
dag in Athen eine geheime Gejellichaft bejtehe, die Banden organijiere, 
die in den Grenzprovinzen de3 ottomanijchen Reiches operieren. Die grie- 
chiſche Regierung juchte die durch die verbrecheriichen Taten erregte öffent- 
lihe Meinung Europas irre zu führen, indem fie wiederholte, daß fie für 
die auf fremdem Boden begangenen Untaten nicht einftehen könne. Die 
rumänijche Regierung ermwiderte, jie habe der griechiichen Regierung nicht 
zum Vorwurf gemadt, daß fie auf türkijhem Gebiet nicht Polizeigemwalt 
ausübe, jondern daß ſie dulde, daß auf ihrem eigenen Gebiet Banden 
organifiert und bejoldet werden, die in Makedonien Verbrechen begehen 
und deren Offiziere der griechifchen Armee angehören. Das iſt der wahre 
Urjprung des Konfliftes. Die rumänijche Regierung antwortete auf eine 
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fo gewaltjame Aktion, die ſich in abjcheuliche Untaten umfegte, mit der 
Kündigung des Handelövertraged und mit der Ausweifung einiger, auf 
rumänijchem Gebiet etablierter Griehen, deren Anmejenheit fie mit der 
Sorge um die Aufrechterhaltung der Ordnung und der öffentlichen Sicher- 
heit für unvereinbar hielt. Die rumänische Regierung ſetzte der vom 
griechiſchen Minifter des Aeußern in der Kammer aufgeftellten Behauptung, 
daß in Bufareft feindfelige Kundgebungen gegen die griechiiche Gejandt- 
Ichaft ftattgefunden hätten, ein formelle8 Dementi entgegen. 


Anfang Dezember. (Bufareft.) Rumänien und Italien 
Ichließen einen Handelsvertrag. 


XVII. 
Serbien. 


15. Januar. Amtliche Mitteilung über den Handelsfonflikt 
mit Öfterreich-Ungarn. 

Danach lehnt e3 die ſerbiſche Regierung ab, die vom öfterreichifchen 
Gejandten verlangte Note abzugeben, daß fie den ſerbiſch-bulgariſchen Han— 
delövertrag fallen laſſe. Die jerbijche Regierung beftehe auf der von den 
jerbijchen Delegierten in Wien abgegebenen Erklärung, daß die Beftim- 
mungen des ſerbiſch-bulgariſchen Handelsvertrages, die als ein Hindernis 
für den Abſchluß des Handeldvertrages mit Defterreich-Ingarn ſich ermweijen 
jollten, abgeändert werden. Die jerbijche Regierung würde es ſehr be- 
dauern, wenn troß diefer Erklärungen die Verhandlungen nicht wieder 
aufgenommen würden. 


Ende Januar. (Belgrad.) Die Menge demonjtriert gegen 
den König, weil man glaubt, daß er die Erfüllung der Forderungen 
Oſterreich⸗ Ungarns empfiehlt. 

10. Februar. Die Skupſchtina genehmigt den Handels— 
vertrag mit Deutſchland mit 79 gegen 2 Stimmen. 


In der Debatte führt der Regierungsabgeordnete Laſarewitſch 
aus: Gerbien habe jegt nur die Wahl, den Vertrag anzunehmen oder aud) 
mit Deutſchland einen Zollfrieg zu beginnen. Das Intereſſe Serbiens 
hätte e3 gefordert, den Vertrag mit Deutfchland erſt nad) der Veröffent— 
lihung des deutjch-öfterreihiich-ungarifhen Vertrages abzujchließen. So 
aber erzielte Deutjchland zwei Erfolge, e3 erhalte von Serbien niedrigere 
Zölle für die Hauptartifel des deutichen Erporte3 nad) Serbien und be— 
lafje hohe Zölle für jene Artifel, welche nach Serbien vorwiegend noch 
aus Defterreih-Ungarn eingeführt werden. Defterreih-Ungarn werde für 
diefe von Serbien Ermäßigungen erhalten, welche dann auf Grund der 
Meiftbegünftigung auch Deutjichland zugute fommen würden. Der Vertrag 
werde für Serbien feinen großen Nuten bringen. Redner jei daher gegen 
denjelben, werde jedoch aus Gründen der gegenwärtigen politijchen Lage 
Serbiens und behufs Vermeidung eines Zollfrieges für den Vertrag ftimmen. 
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Der Altradilale Markowitſch proteftiert gegen die Tätigkeit der Re— 
gierungspartei, welche keine Skupſchtinaſitzung, jondern eine Klubberatung 
abhalte. Der Regierungdabgeordnete Andjelkowitſch legt dar, daß der 
Bertrag überhaupt nicht vor jenem mit Defterreich-Ungarn hätte in der 
Skupſchtina eingebradht werden follen. Während die Handelsbilanz mit 
Defterreich"-Ungarn mit 18 Millionen Dinaren aktiv jei, jei jene mit Deufid- 
land mit 5 Millionen pajfiv. Da die Paſſivität noch fteigen werde, könnten 
für Serbien gefährliche Zeiten fommen. Redner beantragt deshalb die 
Zurüdziehung des Vertrages. Finanzminiſter Markomitjc tritt für den 
Bertrag ein, da derjelbe immerhin einem Zollfriege vorzuziehen jei. 

7. März. Das Kabinett Stojanowitſch tritt wegen des Kon: 
flifte8 mit Ofterreich-Ungarn zurüd und wird am 14. durch ein 
jungradifales Minifterium Gruitjch erjeßt. 

17. April. Das Kabinett Gruitjch tritt zurüd und wird durd 
ein Minifterium Pafchitjch erjegt (30. April). 

3. Mai. Das Handelsproviforium mit Ofterreich-Ungarn 
wird auf diplomatifchem Wege ftilljchweigend bis auf weiteres ver: 
längert. 

Mitte Juni. Das Regierungsorgan „Samo Duprawa“ pole- 
mifiert gegen die Darlegungen de3 Grafen Goluchowski in den 
Delegationen: 


Die jerbiihe Regierung jei bei den vom Grafen Goluchowski be- 
anftandeten Abmachungen mit Bulgärien (dem jogenannten Zollunions- 
projekt) in ihrer Zuvorfommenheit gegen Defterreich"-Ungarn jo weit ge- 
gangen, daß fie von vornherein Vorbehalte bezüglich der Annahme diejes 
Bertrage® machte, wenn derjelbe ein Hindernis für den Abſchluß von 
Handelsverträgen mit anderen Staaten fei. Auch in der Frage der ftaat- 
lihen Beftellungen im Auslande Habe Serbien unter Rüdjihtnahme auf 
die Notwendigkeit guter Beziehungen zu der großen Nahbarmonarchie und 
auf die Forderungen derjelben in Ausficht geftellt, daß die Beitellungen 
bei gleichem Preije und gleichen Qualitäten in Defterreich-Ungarn gemadıt 
werden, allerdings mit Ausnahme der Artilleriebeftellungen. Bezüglich 
der leßteren fei die Negierung an den Bericht der militäriichen Fach— 
fommijjion gebunden. Diejer Bericht habe ſich nicht für Beftellungen aus 
Dejterreich- Ungarn ausgejprochen. Keine jerbiiche Regierung könnte anders 
vorgehen; auch würde feine Skupſchtina ein anderes Borgehen der Re— 
gierung gutgeheißen haben. 

25. Juni. Bei den Wahlen zur Sfupjchtina werden gewählt 
84 Altradikale, 49 Jungradifale, 14 Nationalijten, 3 Fortjchrittler, 
1 Sosialift. 

4. Zuli. Der Zolltrieg mit Öfterreich-Ungarn beginnt. ſter— 
reich-Ungarn wendet Repreffalien gegen die jerbijche Ausfuhr an. 

Anfang Auguft. Die jerbiiche Regierung veröffentlicht die 
Korrefpondenz mit Öfterreich-Ungarn über die Handelsfrage. ſter— 
reich-Ungarn protejtiert dagegen als eine Verletzung der inter: 
nationalen Gourtoifie. 
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- 20. August. Die jeit der Ermordung König Aleranderö ab- 
gebrochenen Beziehungen zwijchen Serbien und England werden 
wiederbergeitellt. 

14. Oktober. Die Regierung erklärt fich in dem Handels— 
konflikt mit Öfterreich-Ungarn bereit, bei Staat3bejtellungen die 
djterreichifch-ungarische Induſtrie zu berüdfichtigen, fallg ein Handel3- 
vertrag zuftande komme; nur bei Bejchaffung von Gejchüßen und 
Munition will fie freie Hand haben. 


XIX. 
Griechenland. 


15. Februar. Wegen Differenzen mit dem Miniſterium wird 
die Kammer aufgelöſt. 


Ende Februar. Im Piräus finden blutige Kämpfe zwiſchen 
Kretern und Mainotten ſtatt, ſo daß Militär einſchreiten muß. 


8. April. Bei den Wahlen erhalten die Theotokiſten eine 
große Mehrheit. 

April. (Athen.) Die olympiſchen Spiele werden durch 
internationale Sportkämpfe gefeiert. 


Anfang Juni. Griechenland und Bulgarien brechen wegen 
Kämpfen zwiſchen Griechen und Kutzowalachen die diplomatiſchen 
Beziehungen ab. Am 14. teilt Miniſter des Auswärtigen Skuſes 
in der Kammer darüber mit: 


Als er in das Amt gelangt ſei, habe er einen formellen Bruch der 
Beziehungen mit Rumänien vermeiden wollen. Rußland habe vorgeſchlagen, 
die Verhandlungen nach St. Petersburg zu verlegen, Rumänien habe ſich 
dem aber widerſetzt. Die griechiſche Regierung ſchlug darauf vor, den 
Streitfall dem Haager Schiedsgericht zu unterbreiten. Auch dies habe Ru— 
mänien abgelehnt und ebenſo widerſetzte es ſich auch der direkten Ver— 
ſtändigung. Er erinnert an die antigriechiſchen Kundgebungen gegen die 
Kirhe und die Gejandtihaft in Bufareft und an die Ausweiſung des 
griechiichen Prieſters Kalfat. Rumänien Habe nicht nur jede Art von 
Genugtuung abgelehnt, jondern auch drakoniſche Maßnahmen, insbeſondere 
fisfaliicher Art, ergriffen, welche die griechiichen Untertanen in Rumänien 
treffen jollten. Dieje ungerechtfertigte Haltung habe die griechiiche Re— 
gierung bewogen, nunmehr alle Beziehungen zu Rumänien abzubrechen. 
Die Aufgabe, die Intereſſen Griechenlands in Rumänien wahrzunehmen, 
habe Rußland übernommen. Er hoffe, die Nation und die Kammer würden 
die Haltung der Regierung billigen und anerfennen, daß dieſe alle Mittel 
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erihöpft habe, um einen Bruch zu vermeiden. Der Führer der Oppofition, 
Rhallis, erklärt, feine Partei werde die Regierung in dem Kampfe zur 
Verteidigung der Gerechtigkeit und des Rechtes Griechenlands unterftügen, 
wenn fie mit ihrem Verhalten auch vielfach nicht einverftanden jei. Der 
Redner Fritifiert jodann die Art, in der die Regierung die Verhandlungen 
geführt und Rumänien geftattet habe, eine unverjöhnliche Haltung beizu- 
behalten und Griechenland zu täujhen. Minifter Skuſes ſucht nachzu— 
weiſen, daß auf den Rat der Mächte die Regierung zwar eine verföhnliche 
Haltung beobachtet habe, aber doc) eine Haltung, durch die der Verteidigung 
der Rechte des Landes in feiner Weile Abbruch getan worden jei. Er 
fönne heute laut erklären, daß die Verantwortung für den Bruch und 
jeine Folgen einzig und allein auf Rumänien falle. (Zuftimmung.) Das 
Haus nimmt darauf mit 92 Stimmen eine Tagesordnung an, durch welche 
die Erklärungen der Regierung gebilligt werden. Die Oppofitionellen haben 
vor der Abftimmung den Saal verlajjen. 


10. Juli. Die Kammer genehmigt eine Vorlage, wonach 
das Landheer binnen fünf Jahren auf 60000 Mann gebracht wer: 
den joll. Ein älteres Gejet, da3 die Erhöhung in derjelben Zeit 
auf 120000 Mann bejtimmt, wird außer Kraft geſetzt. 

Ende Auguft. Infolge der mafedonifchen Kämpfe herrjcht 
in Griechenland eine Eriegerifche Stimmung, Angriffe gegen die 
Dynaſtie wegen ihrer friedlichen Politik werden Yaut. 

November. Der König reift nach Wien und Rom, um, wie 
angenommen wird, diplomatijche Unterftügung gegen Bulgarien 
und Rumänien zu fuchen. 


XX, 
Nord⸗-Amerika. 


Anfang Januar. Diskuſſion der auswärtigen Beziehungen. 

Die Teilnahme an der Maroffofonferenz wird lebhaft befprochen. 
So wird im Senat die Regierung aufs heftigfte deshalb angegriffen. Be— 
jonder3 wird getadelt, daß die amerifaniichen Delegierten nad angeblic) 
glaubwürdigen Preßnachrichten inftruiert jeien, die deutfchen Forderungen 
zu unterftügen. Das Staatödepartement teilt fpäter der Prefje mit, Die 
Union trete mit Deutichland nur für das Prinzip der offenen Tür ein, 
meil jie diejes ftet3 gemünjcht habe. — Auch die Neuordnung der Handels- 
beziehungen wird beiprochen, wobei im allgemeinen ein Entgegenfommen 
gegen Deutjchland abgelehnt wird. 


25. Januar. Das Repräfentantenhaus bejchliegt mit 194 
gegen 150 Stimmen, die Gebiete Arizona und Neu-Meriko unter 
dem Namen Arizona und die Indianergebiete und Oklahoma unter 
dem Namen Dflahoma als Bundesftaaten anzuerkennen. 


Anfang Februar. Repräjentantenhaus.) Chinejen- 
einwanderung. 

Ein Sonderausihuß des Kongreſſes jchlägt in feinem Bericht eine 
vollftändige Umgeftaltung der bejtehenden Beltimmungen über die Ein- 
mwanderung von Chineſen nach den Vereinigten Staaten und ihren Auf- 
enthalt dajelbjt vor. Dieje Vorſchläge gehen dahin, daß die Einwanderung 
der Chinejen ohne Verzug gejtattet und die Anwendung de3 Bertillonjchen 
Syftem3 unterbleiben jolle, ferner, daß den Chinejen, welche da3 Land 
verlafjen, die für eine etwaige Wiedereinwanderung in Betracht kommenden 
Beitimmungen befannt gegeben werden. Die 24 Artikel der beftehenden 
Beftimmungen jollen dem Borjchlag zufolge abgeändert oder außer Kraft 
gejegt werden. 


15. Februar. Das Repräjentantenhaus genehmigt ein 
Gejeß betreffend die Anlage moderner Befejtigungen. Durch dieſes 
werden 4384000 Dollars für Befeftigungen und Kriegsgerät an- 
gewiejen. In diefer Summe find 600000 Dollars für Hawaii und 
die Philippinen enthalten. 
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28. Februar. Zollablommen mit Deutjchland. 


Eine Proflamation des Präfidenten Rooſevelt bejagt, daß auf rohen 
Weinftein, rohe Weinhefe, Branntwein, ftille Weine und Kunſtwerke deuticher 
Herkunft die ermäßigten Zolljäge der Sektion III des Dingleytarifgejeges, 
welche Deutichland in dem heute außer Wirkſamkeit tretenden Ddeutich- 
amerifanijhen Handelsabkommen vom 10. Zuli 1900 zugeftanden worden 
jind, auch künftig Anwendung finden. 


Anfang März. Haltung in der Maroffofrage. 


Das Staatödepartement erklärt, die Union als ſolche könne nicht 
Aktien einer eventuellen internationalen Bank von Maroffo faufen, und 
hebt nochmals hervor, daß die amerikanischen Delegierten angemwiejen jeten, 
feine Partei zu unterjtügen, jondern jich der Abjtimmung zu enthalten, 
wenn dieſe den Eindrud einer Parteinahme machen könnte. Moralid, 
unterftüßt da8 Staatödepartement, wie alle Erklärungen der Preſſe be- 
funden, Frankreich, für das geſchloſſen auch die Preſſe eintritt. 


6. März. Botjchaft des Präfidenten über Küſtenſchutz. 


Präfident Roofevelt richtet mit dem vom Kriegd- und Marinerat 
über die Küftenverteidigung erftatteten Bericht eine Botichaft an den Kon- 
greß, in der er empfiehlt, bejondere Aufmerkjamfeit der Verteidigung der 
Einfahrt in die Chejapeafe-Bai zuzumwenden. Der Bräfident jagt weiter 
in der Botjchaft, die infularen Bejigungen der Vereinigten Staaten dürften 
nicht länger vernachläſſigt werden, wenn die Vereinigten Staaten beab- 
fichtigten, fie zu Halten. Der Bericht des Kriegd- und Marinerat3 em- 
pfiehlt, die Einfahrt in die Manila-Bai, ferner die Häfen von Pearl, 
Guantanamo, Guam, San Juan und Honolulu jowie die Zugänge zum 
Panamafanal in Berteidigungszuftand zu ſetzen; ebenjo wird die verftärkte 
Befeitigung mehrerer Häfen der Vereinigten Staaten empfohlen. Die Kojten 
für dieſe Arbeiten werden auf 50 Millionen Dollars veranſchlagt. 


Mitte März. Beide Häufer des Kongreſſes Eritifieren jcharf 
die Kriegführung auf den Philippinen; die jogenannte Schlacht bei 
Zalon jei nur eine Mebelei gewejen. 

Anfang April bis Anfang Mai. Ein großer Streik der 
Hart und MWeichtohlenarbeiter wegen Lohnftreitigfeiten geht für 
die Arbeiter verloren, da ihnen die Mittel fehlen. 

7. April. (Repräjentantenhaus.) Erjchwerung der Ein— 
wanderung. 


Der Einwanderungsausſchuß des Repräſentantenhauſes beendet einen 
Geſetzentwurf, welcher bezweckt, die Einwanderung von Ausländern noch 
mehr zu beſchränken. Der Entwurf ſieht vor, daß jeder erwachſene Mann 
25 Dollars und jede erwachſene Frau 15 Dollars beſitzen muß. Familien 
ſollen zwar eingelaſſen werden, jedoch muß das Familienhaupt mindeſtens 
50 Dollars beſitzen. Mehr als 16 Fahre zählende Einwanderer müſſen irgend 
eine Sprache lejen fünnen. Geiftig minderwertige Perſonen oder körperlich 
ſchwache Arbeiter jollen von der Einwanderung ganz ausgejchlofjen jein. 

Der Antrag wird im Juni angenommen. 


12. April. Wafhington.) Präfident Roojevelt empfängt 
eine Abordnung des Bentralverbandes deutjcher Kriegerbunds- 
mitglieder von Nordamerika und hält folgende Anfprache: 
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Ich glaube, daß das Ergebnis der Konferenz (von Algeciras) die 
Beziehungen zwiſchen den beiden mächtigen Staaten Frankreich und Deutich- 
land freundlicher gejtalten wird. Es ift meine Hoffnung und mein Wunjch, 
wie es die Hoffnung und der Wunjch eines jeden jein muß, der es gut 
mit der Menjchheit meint, daß dieſe freundlichen Beziehungen nicht allein 
ungebroden fortdauern, jondern ftet3 an Stärke zunehmen möchten. Was 
die Konferenz in Algeciras angeht, jo haben die Amerifaner als Nation 
daran nur wenig Snterefje, außer, daß es immer ihre Sorge ift, überall 
Gerechtigkeit walten zu jehen, und daß fie für die Sache des internationalen 
Friedens und der internationalen Freundichaft wirken fol. . . Keine 
Raſſe habe den Amerikanern befjere Eigenjchaften gegeben al3 die Männer 
deutjchen Stammes und Blutes. — Er widmet bejonderd warme Worte 
dem Botjchafter Frhrn. v. Sternburg, der fi) durch jeine herzliche Freund— 
ichaft für Amerifa die Zuneigung der Amerifaner erworben habe. ... Die 
Bande, die Deutichland und die Vereinigten Staaten vereinen, jind viele 
und enge, und e8 muß eines der größten Ziele unjerer Politik fein, die 
beiden Nationen immer enger aneinander zu fnüpfen. In feinem Lande 
befteht eine wärmere Bewunderung für Deutichland und Deutichlands er- 
habenen Herricher Kaiſer Wilhelm als hier in Amerika. 


16. April. (Wajhington.) Bei der Legung des Grundjteins 
zum neuen Kongreßgebäude polemifiert Präfident Roojevelt gegen 
die Anjfammlung von Riejenvermögen und empfiehlt eine progre]- 
five Erbſchaftsſteuer. 

18. April. Der größte Teil von San Francisco wird 
durch Erdbeben und Teuer zerjtört. Mehrere tauſend Menjchen 
fommen um. 


April. Das Ausland und San Francisco. 


Die Sammlungen des Auslandes Iehnt Präfident Rooſevelt ab. 
So läßt er dem Generaldireftor der Hamburger amerifanijchen Paketfahrt 
mitteilen: Der Herr Präfident, der ſich von Ihrer Mitteilung jehr ergriffen 
fühlt und Ihnen für das gütige Anerbieten des materiellen Beiftandes 
herzlichit dankt, hat mich beauftragt, Ihnen mitzuteilen, daß die Hilfe des 
Auslandes nicht in Anſpruch genommen zu werden braudt. Wenngleich 
der Herr Präfident jomit auf den angebotenen Beiftand verzichten darf, 
mwünjcht er doch bejonders hervorzuheben, wie hoch er Ihre warme, hoch— 
herzige Teilnahme Ihnen anrechnet. Robert Bacon, Unterftaatsjefretär. — 
Da dieje Haltung viel fritifiert wird, richtet Roojevelt Anfang Mai eine 
Botſchaft an den Kongreß, worin er jagt, er habe nur die direkten An— 
gebote an ihn zurücdgemiejen, doch damit nicht gemeint, daß alle Gaben, 
welche durch Privatperfjonen den Gejandten oder Botichaftern angeboten 
würden, zurüdgemwiejen werden jollen. Wenn das deutiche Volk oder eine 
andere Nation durch Gejandte oder Privatleute Beiträge jende, jo habe 
er nicht3 Dagegen. 


4. Mai. Botjchaft des Präfidenten an den Kongreß gegen 


die Truſts. 


Die Botſchaft Fritifiert die Gejchäfte der Standard Dil Company, 
die fi) auf Koften der Eifenbahnen und des Publitum3 ungeheuer be— 
reichere. Das Juftizdepartement werde fich mit der Frage beichäftigen, ob 
eine Verfolgung, wenigſtens in gewifjen Fällen, einzuleiten jei. Andere 
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große Gejellichaften Hätten ſich ähnlicher Praktiken jchuldig gemacht, wie 
beijpielöweije der Zudertruft. Durch die Betrauung einer gejeglihen Körper- 
ihaft mit der Ueberwadung und Kontrolle de Handels von Staat zu 
Staat dürfte die Jnitiative des einzelnen nicht geſchwächt werden, jondern 
dieje werde vielmehr durch die Beſchränkung folder Monopole, Die die 
Unternehmungsluft des einzelnen unterdrüden, eher gehoben. Die Eijen- 
bahnen jollten ermächtigt werden, ſich zu vereinigen, um fich gegen die 
großen Korporationen zu jchügen, und die Bedingungen hierfür jollten 
vom Kongreſſe fejtgelegt werden. 

14. Mai. (New:Nork.) Karl Schurz, Führer der Deutjch- 
Amerikaner, +. — Geboren 1829 in Liblar bei Köln, beteiligte 
fi 1849 ala Student an den Revolutionsfämpfen in Baden, be- 
freite 1850 Kinkel aus dem Spandauer Gefängnis, 1850 nad) 
Frankreich, 1852 nach Amerifa, im Sezeſſionskriege Divifions- 
general, 1877—81 Minifter des Innern, tätig al3 Journaliſt. 


25. Mai. (Kanada) Die lebten engliſchen Truppen räumen 
Gaquimouth. Kanada Hat jebt jelbjt für feine Verteidigung zu 
jorgen. 

26. Mai. Der Senat genehmigt das Landwirtjchaftsgefe. 
Hierdurch wird unter anderem VBorjorge für eine jtrenge Fleiſch— 
beichau getroffen, und zwar jowohl für den Erport nach dem Aus: 


lande, als für den Handel zwijchen den Einzeljtaaten. 

Anfang Juni. Ein Bericht von Unterfuhungsbeamten an 
den Kongreß bringt Enthüllungen über die Zuftände in den Chi: 
cagoer Schlachthäufern. 

E3 heißt darin, die feuchte Atmojphäre jei mit dem furchtbaren Ge- 
ftanf von dem auf den blutgetränkten, faulenden Holzdielen angehäuften 
Schmutz angefüllt, und das faulende Fleiſch jei voller Krankheitserreger für 
Menſchen und Tiere. Unter den Bedienfteten der Packhäuſer herrſche in 
hohem Grade Lungenſchwindſucht, und die Kranken erpeftorierten auf die 
Fußböden, auf denen das Fleiſch Liege, das dann als Nahrung verwendet 
würde. Ein Teil der für verjchiedene Frleifchpräjerven verwendeten Tiere 
werde ohne Rüdjiht auf Neinlichfeit verwendet, worüber efelerregende 
Einzelheiten angegeben werden. Der Bericht hebt die jorgfältige Behand- 
lung und mikroſkopiſche Unterfuhung von für Deutichland beftimmten 
Schweinen hervor und jchlägt diejelben Methoden bei Schweinen für den 
heimischen Verbrauch vor. Im allgemeinen werde bei Nahrungsmitteln 
für ausländiihen Erport viel weniger gejündigt al3 bei ſolchen für den 
heimiſchen Verbrauch. 

Der Bericht erregt gewaltiges Aufſehen im In- und Auslande. 
Präſident Rooſevelt fordert geſetzgeberiſches Vorgehen zur Beaufſichtigung 
der Schlachthäuſer. — Aehnliche Mißſtände werden auch in Fleiſchhäuſern 
anderer Städte feſtgeſtellt. 


17. Juni. Das Repräſentantenhaus beſchließt mit 129 
gegen 82 Stimmen, daß die bei dem Bau des Panamakanals zur 
Verwendung fommenden Materialien von einheimijchen Fabrifanten 
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bezogen werden müſſen, wofern der Präfident nicht die Preije für 
übertrieben hoch erachtet. 

21. uni. Der Senat bejchließt mit 36 gegen 31 Stimmen 
die Erbauung des Panamakanals als Schleufenfanal. 

22. uni. Der Senat drüdt in einem Beſchluß feinen Ab— 
jcheu gegen die rufliichen Judenmetzeleien aus. 

26. Juni. Einmwanderungsgejeß. 

Das Repräjentantenhaus nimmt das Einwanderungsgejeg mit einem 
Amendement an, nad) welchem ſolchen Einwanderern, die Zulafjung zur 
Union begehren, um fich religiöjen oder politiichen Verfolgungen zu ent- 
ziehen, nicht auf Grund von Mittellojigfeit oder jonftiger Ungeeignetheit 
der Eintritt in die Vereinigten Staaten verwehrt werden joll. 

29. Juni. (Kongrep.) Beichluß über die Fleiſchbeſchau. 

Das Repräfentantenhaus beichließt, daß eine Inſpektion der Schladht- 
häufer auf Koften der Regierung ftattfinden fol. Der Senat verlangt, 
daß der FFleiichtruft die Koften der Inſpizierung tragen und die Etiketten 
auf den Fleiſchkonſerven mit dem Datum der Herftellung diefer Produkte 
verjehen werden jollen, wa3 das Repräjentantenhaus verwirft. — Nach 
langen Berhandlungen läßt der Senat feine Forderungen fallen, was als 
ein Sieg des Fleifchtruft3 angejehen wird. 

10. September. (Norfolf.) Der Kreuzer „Des Moines“ 
geht nach Havanna in ee. 

19. September. Durch einen Eijenbahnbrüdenbruch bei Dover 
fommen über hundert Perſonen umt. 

22.125. September. (Georgien.) In Atlanta gibt es blu- 
tige Kämpfe zwijchen Weißen und Negern, weil einige Neger wegen 
Vergewaltigung weißer Frauen gelyncht worden find. 

‚Ende September. In Alabama und Louifiana richten Stürme 
und UÜberſchwemmungen große Verheerungen an. 

2. Oftober. (Florida.) Durch einen Orkan wird ein Fort 
Maccran bei Benjacola zerjtört, wbei gegen hundert Menjchen um— 
fommen. | 

Dftober. November. Zwijchen den Vereinigten Staaten und 
Japan entjteht ein Notenwechjel, da der Schulrat von San Frans 
cißco japanijche Kinder von Öffentlichen Schulen ausschließt und 
Spezialichulen für Afiaten einrichtet. Die Bundesregierung hat 
fein Recht einzujchreiten. 

Anfang November. Maßregeln gegen Neger. 


Präfident Roojevelt ordnet die Auflöfung des Neger-Bataillons 
des 25. Regiments an, weil dasjelbe jich weigerte, die Schuldigen an dem 
Aufruhr von Brownsville (Teras) am 13. Auguft vorigen Jahres, wodurd) 
der Tod von Bürgern veranlaßt worden war, anzugeben. Ebenjo bejtimmt 
er, daß alle Neger, die im Heere, in der Flotte und in Bivilftellungen be- 
ihäftigt werden, feine Waffen tragen dürfen. 
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6. November. Bei den Wahlen von Gouverneuren und an: 
deren Beamten in mehreren Staaten jowie für die Repräjentanten: 
fammer in allen Staaten erringen die Demokraten einige Erfolge. 
Die Mehrheit der Republikaner im Repräjentantenhauje finft auf 
60 big 70. 


4. Dezember. (Wafhington.) Präfident Roofevelt richtet 
eine Botjchaft an den Kongreß. 


Als Nation erfreuen wir und nad) wie vor eines buchjtäblich nod 
nicht dagemwejenen Gedeihend; und es ijt wahrjcheinlih, dag nur rüdjichts- 
loſe Spekulation und Mißachtung rechtmäßiger Gejchäftsmethoden diejem 
Gedeihen wejentlihen Abbruch tun können. — Die Verabihiedung einiger 
in der legten Tagung umerledigt gebliebener Vorlagen jei nötig, dahin 
gehöre der bereits von einem Haufe des Kongrejjes angenommene Ent- 
wurf, welcher gejchäftlichen Korporationen verbietet, zu den Wahlfeldzugs- 
ausgaben irgend einer Partei beizutragen, ſowie der Geſetzentwurf, der der 
Bundesregierung das Recht gibt, in Strafprozefien Berufung wegen ftrei- 
tiger Gejegedauslegung einzulegen. Dieje Befugnis jei um jo notwendiger, 
als die Regierung jegt in entjchiedener Weiſe gegen Verlegungen des Truft- 
geießes und des Geſetzes über den binnenftaatlihen Handel ftrafrechtlid 
vorgehe. — Scharf zu tadeln feien die nody immer häufigen Fälle von 
Lynchjuſtiz; ein Mittel zu ihrer Ausrottung wäre, Notzuchtsverbrechen, 
die jchlimmer jeien als Mord, mit dem Tode zu bejtrafen, wichtiger noch 
jei Berbejjerung de3 Schulunterricht3 der Neger. — Zu verurteilen jei das 
verderblihe Wirken der Agitatoren, die den Klaſſenhaß predigen; der 
Triumph des Mob3 jei ein ebenjo großes Uebel als der Triumph der 
Plutofratie fein würde. Das Ziel der Gejeggebung im allgemeinen müſſe, 
joweit angängig, die allgemeine Einführung des Achtſtundentages ſein. 
Nötig jei eine eingehende Unterſuchung über die Verhältnijfe der Frauen— 
und Slinderarbeit, eine wejentliche Erweiterung des Arbeitgeberhaftpflicht- 
gejeßes, gejegliche Zurüdhaltung aller noch nicht befiedelten fohlenhaltigen 
Ländereien als Staatseigentum, nicht zum Zwecke des Staatsbetriebs, jon- 
dern zur Ausbeutung durch die Privatinduftrie nah einem Regalſyſtem 
unter Kontrolle des Bundes über die Förderung und die Fracdtiäße zur 
Berhinderung einer Ueberteuerung des Verbrauches. — Nicht die Kapitals- 
fonzentration als joldhe, jondern nur die daraus für das Volksganze ent- 
ijpringenden Schäden jeien zu befämpfen. Das ſei fein Schritt zum 
Sozialismus; durch befjernde Maßnahmen der erwähnten Art werde ge- 
rade jozialiftiichen Beitrebungen, wie der durchaus nicht wünſchenswerten 
Mafregel der Eifenbahnverftaatlichung, der Boden entzogen. Auf der an- 
deren Seite jollen auch Vereinigungen von Eijenbahn- und anderen Geiell- 
ſchaften zu Zweden, die im öffentlichen Intereſſe liegen, begünftigt werden. 

- Bu empfehlen jei bei der demnächſtigen Reviſion des Bundesſteuer— 
ſyſtems die Einführung einer vor allem die Riejenvermögen treffenden 
progrejliven Erbjchaftsfteuer und einer progrejjiven Einfommenfteuer als 
Bundeseinnahmen, Förderung des technifchen und Iandwirtichaftlichen Unter- 
richtsweſens, Schaffung eines einheitlichen Bundesrecht3 über Ehe und Ehe- 
icheidung, jhleunige Verabſchiedung der Vorlage zur Förderung der Handes— 
ichiffahrt, zum mindeften Schaffung von Schnelldampferlinien nah Süd— 
amerifa. Er wendet ſich dann der Währungsreform zu, ohne einen 
beftimmten Vorſchlag zu machen. Eine Wenderung de3 gegenmärtigen 
mangelhaften Syſtems der Umlaufsmittel jei aber unerläßlid. — Rün- 
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Tchenäwert jei Einführung eines VBorzugstarifs oder gänzlicher Freihandel 
in Erzeugnifjen der Philippinen und Erteilung des amerifanijchen Bürger- 
rechts an die Bewohner von Puertorico. — Die Botichaft verwirft jede 
unterjchiedliche Behandlung der den gejeglichen Anforderungen entjprechen- 
den Einwanderer und tadelt namentlich aufs jchärffte die in jüngfter Zeit 
jporadifch aufgetretene Feindjeligfeit gegen die Japaner, welche der Nation 
Scande — und von den ſchwerſten Folgen für das Land begleitet 
ſein könne. Amerika hoffe eine beſtändig fteigende Rolle im Pazifiſchen 
Ozean zu ſpielen und eine große Handelsentwicklung im Verkehr mit Aſien 
zu erreichen. Der Aufſchwung Japans, das jetzt durch eigene Kraft als 
eine der größten der ziviliſierten Nationen daſtehe, ſei wunderbar; es 
müßte durch ein beſonderes Geſetz allen Japanern die Naturaliſierung in 
Amerika ermöglicht werden. Nötig ſei Erteilung geſetzlicher Befugnis an 
den Präſidenten, die Beachtung der Vertragsrechte der Ausländer in den 
Einzelſtaaten von Bundes wegen durchzuſetzen. — Die jüngſte Intervention 
der Vereinigten Staaten in Kuba ſei erfolgt, als die Unordnung bereits 
jo groß geworden war, dab die Wahrjcheinlichkeit beftand, daß die euro- 
päijchen Bertreter, wenn nicht die Vereinigten Staaten die Ordnung wieder- 
heritellten, bewaffnete Intervention ihrer Regierungen zum Schuß von 
Leben und Eigentum ihrer Staatdangehörigen nachjuchen würden. Jetzt 
jei der Friede mwiedergefehrt, die Zuderernte im Gange und nach den be- 
vorftehenden Wahlen folle die provijorische Regierung ihr Ende erreichen. 
Der im Sommer in Rio de Janeiro ftattgehabte Kongreß der amerifani- 
ſchen Republifen und die jüdamerifanische Neije des Staat3jefretärd Root 
habe dazu beigetragen, die im Süden vielfach herrichende, von der Wahr- 
heit weit entfernte Auffafjung zu bejeitigen, al3 ob die Monroelehre eine 
Art Vorherrſchaft oder eine Art Proteftoratsrecht der Vereinigten Staaten 
über die anderen Republifen in ſich jchließe. Die Vereinigten Staaten 
hätten die auf dem Kongreß in Rio de Janeiro angenommene Rejolution 
unterftüßt, nach der die zweite Friedenskonferenz im Haag die Frage der 
zwangsweiſen Eintreibung öffentlicher Schulden und überhaupt die Frage 
der Verminderung von Konflikten zwiſchen den Nationen prüfen joll, die 
rein pefuniären Urſprungs find. Die amerifanifche Regierung würde ſich 
freuen, wenn e3 zu einer internationalen Brüfung der Sache, welche einen 
Unterjchied zwiſchen jolchen Fällen und der einfachen Nichterfüllung eines 
Kontraftes mit einer Privatverjon macht, und zu einer Rejolution fäme, 
welche fich für die Anwendung friedlicher Mittel in Fällen der legten Art 
ausfpricht; beides aber fei faum Sache der Konferenz in Rio de Janeiro, 
auf welcher hauptſächlich Schuldnerjtaaten vertreten jeien, jondern der 
Haager Konferenz. — Der Bräfident erwähnt die mittelamerifanifchen Wirren 
de3 legten Sommers und den Friedensichluß an Bord der Marblehead, 
ftellt einen Bericht über feine Panamareije in Ausficht und empfiehlt die 
ſchleunige Ratififation der Akte von Algeciras, welche Amerika die gleichen 
Handelsrechte wie allen europäiſchen Ländern verleihe und ihm Feine wie 
immer geartete Verpflichtung auferlege, und erörtert die Frage der Robben— 
jchlägerei auf den Bribiloffinjeln, welche man jet durch Verhandlungen 
mit England und Japan zu regeln juche. Bei der zweiten geplanten 
Friedenskonferenz im Haag jei erfreulich, daß zum erftenmal alle ameri- 
fanifchen Republifen zur Teilnahme eingeladen find und daß durch be- 
jondere und hochgewürdigte Courtoifie Rüßlands und der Niederlande die 
Abhaltung der Konferenz um Die "Er des Kongreſſes in Rio de Janeiro 
fallen gelafjen worden ift. „E3 muß immer im Auge behalten werden, daß 
ein Krieg, wo der Friede nur durch das Opfer der Gemiffensüberzeugung 
oder der nationalen Wohlfahrt erlangt werden kann, nicht nur zu vecht- 
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fertigen ift, jondern für ehrenhafte Männer und für jede ehrenhafte Nation 
zum Gebot. wird. Ein gerechter Krieg ift auf die Dauer für die Geele 
einer Nation weit befjer al3 der blühendfte Friede, der Durch das Dulden 
von Unbill oder Ungerechtigkeit erlangt ift; ja, es fann ſelbſt weit bejjer 
jein, im Kriege geichlagen zu werden, als überhaupt nicht gekämpft zu 
haben.“ Die Vereinigten Staaten jollten alles tun, um die Herbeiführung 
des Friedens unter den Völkern zu bejchleunigen, jolange aber eine inter- 
nationale Macht, welche jedes Unrecht wirkſam verhindern fann, fehle, 
fönne feine große und freie Nation ſich jelbjt der Macht berauben, ihre 
Rechte zu jhügen und in Ausnahmefällen jelbjt für die Rechte anderer 
einzuftehen. Die Möglichkeit der friedlichen Beilegung von Streitigkeiten 
durch Schiedsiprud Hänge gegenwärtig hauptſächlich davon ab, daß die 
Nationen, die recht zu handeln willens find, genügende bewaffnete Stärke 
bejigen, um ihre Abjicht wirkſam zu machen. Die Flotte der Vereinigten 
Staaten ſei der ficherfte Bürge des Friedens, den das Land bejige. Der 
Präfident verlange nicht, daß die Flotte weiter vergrößert werde, aber ihre 
gegenwärtige Stärke müſſe aufrecht erhalten werden dadurch, daß Die ver- 
alteten und verbrauchten Schiffe durch neue, gute, die denen jeder anderen 
Flotte gleichfommen, erjegt werden. Es jolle ein Programm aufgeftellt 
werden, wonach jährlid mwenigjtens ein Schlachtichiff ein Klafje gebaut 
wird, dad an Größe und Schnelligkeit jedem gleichzeitig im Bau befind- 
lihen Schiffe anderer Nationen gleichkommt; es jolle mit möglichjt vielen 
jehr jchweren Gejchügen desjelben Kaliber und kleinen Geihüßen zur 
Zurüdweifung von Torpedoangriffen bejtüdt werden, jchweren Panzer, 
Turbinenmaſchinen, kurz alle modernen Fortichritte aufweilen. Natürlich 
müßten von Zeit zu Zeit auch Kreuzer, Kohlenſchiffe, Torpedojäger und 
Torpedoboote erneuert werden. Nötig jei ferner beſſere Ausbildung von 
Offizieren und Mannjchaften, Bervolllommnung des Offizierforps in Flotte 
und Heer, Vermehrung der Küftenverteidigungsmannjchaften, reichliche Ab- 
haltung von militärischen Mandvern und Uebungsmärſchen, Zujammen- 
ziehung der allzujehr über das Land zerjtreuten Truppen. Da das Land 
im Kriegsfalle hauptſächlich auf Freiwillige angewiejen jei, jei möglichjte 
Ausbreitung des Schützenweſens nach Schweizer Muſter anzuftreben. 

16. Dezember. Präſident Roofevelt richtet drei Sonderbot- 


ihaften an den Kongreß. 

In der erjten fordert er die Umpgeftaltung der auf die Staats— 
ländereien bezüglichen Geſetze. Die zweite bezieht ſich auf die Flotte. 
Präfident Roofevelt dringt darin auf Annahme des Geſetzes über den Per— 
jonenjtand der Flotte und bezeichnet die gegenwärtige Methode der Be- 
förderung al3 veraltet. Zu Kapitänen würden Offiziere durchichnittlich im 
Alter von 56 Jahren und zu Konteradmiralen jolhe im Alter von 60 
Jahren ernannt. Den Flaggenrang erreichen die Offiziere erſt wenige 
Monate vor ihrer gejeglich gebotenen Berabichiedung. Sie hätten daher 
feine Gelegenheit, ſich in den Pflichten des Oberbefehlshaber zu vervoll- 
fommmen. Nach dem neuen Gejet, das der Präfident empfiehlt, würden 
die Offiziere den Kapitänsrang mit 48 Jahren und den Rang eines Konter- 
admiral3 mit 55 Jahren erreichen, und es würde damit eine fiebenjährige 
Dienftleiftung in jeder Rangftufe gefichert. In der dritten Botſchaft be- 
richtet Präfident Roojevelt über jeine Reife nach) Panama, welche er ab- 
lichtlich in der regnerijchjten Jahreszeit unternommen habe, um das Kanal» 
gebiet unter den ungünftigften Berhältniffen zu jehen. Präſident Roojevelt 
drücdt die Meberzeugung aus, der Kongreß habe Hug daran getan, die 
jegt zur Ausführung kommende Linie für den Panamakanal gewählt zu 
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haben, und zollt den janitären Verbeflerungen im Kanalgebiet Anerkennung. 
Die Ausihachtung mache jehr jchnelle Yortichritte. 

Mitte Dezember. (Waſhington.) Der Generaljtaatsanwalt 
jtrengt eine Klage gegen den von Rodefeller geführten Petroleum- 
trust an, um ihn für ungejeßlich zu erklären. 


XXI 
Mittel: und Süd-Amerika. 


Anfang Januar. (Nicaragua) Die 20000 Einwohner 
zählende Stadt Majaya wird durch Ausbrüche des Vulkans San 
Diego zertört. 

Anfang Januar. (Santo Domingo) Der Bürgerfrieg 
geht zu Ende, da Präfident Morales fein Amt niederlegt. 

Januar. (Benezuela.) Der franzöfiiche Gejandte wird zur 
Abreife gezwungen. Das diplomatifche Korps protejtiert bein Prä— 
fidenten Gajtro gegen jeine Behandlung. (Vgl. ©. 307.) 

21. Januar. (Brafilien.) Das Linienfchiff „Aquidaban“ 
finft bei Ylha Grande infolge einer Erplofion. 196 Menſchen er— 
trinten. 

Mitte Februar. In Ecuador und Kolumbien verurjachen 
Erdbeben und Überſchwemmungen große Berwüftungen. 

Anfang März (Uruguay.) Unruhen in Montevideo. 

Mitte März. In Argentinien wird ein neues Kabinett 
unter Quirius Gojta gebildet. 

Mai. Juli. In Guatemala bricht im Mai eine Revolution 
aus, an der fi) Truppen von San Salvador beteiligen. Es fommt 
darüber zum Kriege Guatemalas gegen Salvador und Honduras. 
Mitte Zuli vermitteln Nordamerika und Mexiko einen Frieden. 

Mai. (Mexiko) In den Kupfergruben von Ganavea be= 
drohen Mexikaner Amerikaner und zerjtören amerikaniſches Eigen- 
tum. In den folgenden Wochen wächſt die nativiſtiſche Bewegung; 
in den Kämpfen zwijchen amerifanifchen und merifanifchen Arbeitern 
fommen mehrere Hundert Perjonen um. 

25. Juni. (Chile) Pedro Monti wird zum Präfidenten 
gewählt. 
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8. Auguft. (Rio de Janeiro.) Der panamerifantjche Kon- 
greß, an dem der nordamerifanifche Staatsſekretär Elihu Root teil- 
nimmt, fpricht fich für Unterftügung jedes Schiedsgerichtsabkommens 
im Haag aus. Es wird für Fernhaltung jeder europäifchen Inter: 
vention in Amerika plädiert. 

Mitte Auguft. (Kuba.) Ausbruch eines Bürgerfrieges. 

17. bis 24. Auguft. (Chile) Balparaifo wird durch ein 
Erdbeben und Feuersbrünſte faft zerjtört; mehrere Tauſend Menſchen 
fommen um. 


September. Amerifanifche Intervention auf Kuba. 


Eine Feine amerikaniſche Truppenabteilung landet in Havanna 
(14. September). Die Inſurgenten verjprechen Unterwerfung, wenn die 
Vereinigten Staaten ein 2 ri gerichtliche Verfahren garantieren. 
Am 19. landet der Kriegsjefretär Taft und verhandelt mit dem Präſi— 
denten Palma und den Aufftändijchen. Gleichzeitig wird die Landung von 
12000 Mann vorbereitet. — Präfident Palma legt die Präfidentichaft 
nieder und Taft übernimmt die proviforische Regierung, da ein fubani- 
iher Kongreß zur Wahl eines neuen Präfidenten nicht zufammengebradht 
werden kann. — Am 10. Dftober erläßt Taft eine Amneftie für alle mit 
dem Aufftand im Zuſammenhang ftehende Vergehen. Am 13. übernimmt 
Charles Mayoon die Regierung. 


19. September. (Chile) Präfident Monti tritt fein Amt an. 

26. September. (Baraguay.) General Benigno Ferraera 
wird zum Präfidenten gewählt. 

September. Coſta Rica, Guatemala, Hondurad und San 
Salvador jchließen einen Freundſchafts-, Handels- und Schiffahrts— 
vertrag. 

Mitte Oktober. Ein Zyklon richtet in Mittelamerika und 
auf Kuba großen Schaden an. 

Mitte Oktober. (Kuba) Ein Zyklon richtet in Habana 
große Verwüſtungen an. 

Mitte November. (Chile) Die Kammer genehmigt eine 
Anleihe von 20 Millionen Mark zum Wiederaufbau von Val— 
paraifo. 

Anfang Dezember. In Ecuador bricht eine Revolution aus. 
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Anitralien und Südſee. 


Februar. Vorſchlag einer Altersverjorgung. 

Die von der Regierung des auftraliihen Commonwealth eingejegte 
Kommilfion, an deren Spite der Generalpoftmeifter fteht, jchlägt vor, daß 
die föderierte Regierung als gejegliches Recht allen Perjonen im Alter 
von mehr als 65 Jahren eine wöchentliche Penſion von 10 Schilling zahlen 
folle, vorausgejegt, daß die betreffenden Perjonen 25 Jahre ohne Unter- 
brechung im Lande gewohnt haben. In bejonderen Fällen jollen Benjionen 
bereit3 im 60. Jahre gezahlt werden. Die erwachſenden Koften werden auf 
30 Millionen Mark jährlich berechnet. Die Auszahlung der Penſionen joll 
alle 14 Tage durch die Poſtämter erfolgen. 


Anfang März. (Samwaii.) Ein vulfanifcher Ausbruch richtet 
große Verheerungen an. 


19. Zuni. (Neufeeland.) Premierminifter Seddon, ein 
lebhafter Vertreter des imperialiftifchen Gedankens, f. 


September. Oktober. (Melbourne) Begünjtigung eng— 
Liicher Waren. 

Das Abgeordnetenhaus und der Senat des Bundesſtaats geneh- 
migen einen Antrag, wonach englifche Waren, die auf engliihen Schiffen 
mit weißer Bemannung eingeführt werden, einen Zollvorzug von 10 Pro— 
zent genießen follen. Das Gejeß joll im Auguft 1907 in Kraft treten. 
(9. Oftober.) 

Der engliſche Kolonialminifter macht befannt, er habe erjt am 
3. Dftober erfahren, daß ein derartiger Gejegentwurf dem auftralijchen 
Commonwealth vorgelegt worden jei; er drahtete fofort an den General- 
gouverneur, daß Auftralien wohl das Recht habe, engliiche Waren zu be- 
günftigen, jedoch werde die Begünftigung derartiger Waren aus dem Grunde, 
daß die fie transportierenden Schiffe britiicher Nationalität jeien, eine offen- 
bare Berlegung beftehender Verträge bedeuten. 


1. Oktober. Auftralien und Südafrika vereinbaren eine gegen— 
jeitige Zollbegünftigung. 

19. Oktober. (Weftauftralien.) Der gejeßgebende Rat be- 
jchließt mit 19 gegen 8 Stimmen fich vom auftralifchen Commons 
wealth loszuſagen, obgleich ein Austritt verfaffungsmäßig nicht 
möglich ijt. 
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Anfang Januar. (Deutſch-Kamerun.) Es wird bekannt, 
daß der Aufſtand im Süden ſich ausdehnt. 

1. Februar. (Deutſch-Oſtafrika.) 150 Neger aus Deutſch— 
Neu:-Guinea werden zur Bekämpfung des Aufjtandes ausgebildet. 

3. Februar. (Deutih-Südweftafrifa.) Iſaak Witboi, der 
ältefte Sohn und Nachfolger Hendriks, ergibt fi mit 21 Mann. 

Februar. (Marokko) Unterftüßung der Rebellen dur) 
Frankreich. 

Eine franzöſiſche Faktorei bei Mar Chica unweit Melilla unterſtützt 
den Prätendenten Bu Hamara mit Waffen. Als ein marokkaniſcher Re— 
gierungsdampfer dagegen einſchreiten will, verhindert es der franzöſiſche 
Kreuzer „Balanda“ (14. Februar.) Später gibt der franzöſiſche Kreuzer 
jeine Intervention auf. 

Februar. (Engliſch-Weſtafrika.) In einem Aufftand in 
Nigeria fommen drei englijche Offiziere um. 

Anfang März. (Südafrika.) Die britiche Regierung er: 
fennt nach einer Erklärung des Kolonialminifters die Aufftändifchen 
in Deutſch-Südweſtafrika nicht als Friegführende Partei an und 
(äßt daher die Verpflegung der deutjchen Truppen über die eng- 
liche Grenze zu. 

19. März. Deutjchland und England jchließen ein Abkommen 
über die Grenzregulierung zwijchen Yola und dem Tſchadſee in 
Kamerun. 


Ende März. (Natal.) Kabinettöfrifis, Konflikt mit der 
Reichdregierung. 

In Natal werden zwölf Eingeborene wegen Ermordung von Boli- 
ziften zum Tode verurteilt. Kolonialjefretär Lord Elgin verlangt Auf- 
ihiebung der Hinrichtung, die Regierung von Natal tritt deshalb zurüd; 
die Lokalbehörden und die Bevölkerung proteftieren. Deshalb zieht Lord 
Elgin feinen Einſpruch zurüd. Er motiviert die Zurüdziehung mit neuen 
Aufichlüfien, die ihm die Natalregierung gegeben habe. Das Natalmini- 
fterium nimmt feine Demiffion zurüd und die Hinrichtung wird vollzogen. 


März. April. (Deutſch-Oſtafrika.) Die Rebellen werden 
in mehreren Gefechten gejchlagen und verlieren einige Hundert Tote. 
Einige Führer werden hingerichtet. 

Anfang April. (Deutſch-Südweſtafrika.) Gejamtverluft. 

Nach einer amtlichen Zufammenftellung beträgt der Gejamtverluft 
einschließlich der ermordeten Zivilbevölferung 2179 Seelen. Die militä- 


rischen Verlufte vom Beginn des Bondelzwartsaufftandes (Dezember 1903) 
bis 1. April 1906 belaufen jich auf 1957 Mann, davon find tot 1226, 
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verwundet 731. Wegen Kranfheit oder in Rekonvaleszenz befindlich reip. 
wegen Webertritt3 in3 Heer find in die Heimat geichidt etwa 1200 Dann, 
frant find in der Kolonie, aljo nicht dienftfähig, rund 800 Mann, jo daß 
diefer indirekte Abgang 2000 Mann beträgt, von denen 1900 Mann als 
Berlufte infolge des Feldzugs zu rechnen find. Der Gefechtöverluft der 
Truppe beläuft ſich auf 1239 Mann (Tote 541, Berwundete 698), davon 
118 Offiziere. Gefallen find vor dem Feinde an Offizieren, Sanitäts- 
offizieren und höheren Beamten 57, an Unteroffizieren 98, an Mann- 
Ichaften 386, das Berhältnis der Chargen zum Stamm verhält jich aljo 
wie 1:2,5. Verwundet wurden Offiziere u. j. w. 78, Unteroffiziere 139, 
Mannijchaften 481. Sehr auffallend ift die geringe Zahl der an Wunden 
gejtorbenen (34) im Verhältnis zur Gejamtzahl der Verwundeten (698). 


Anfang April. (Britiih-Südafrika.) In Natal bricht 
ein Kaffernaufftand aus im Anjchluß an die Hinrichtung der 
zwölf Eingeborenen. 

Anfang Mai. (Bortugiefifch-Wejtafrifa.) Portugieftjche 
Blätter behaupten, daß eine Burenbande mit Hilfe eine® Häupt- 
ling3 eine unabhängige NRepublit im Süden von Angola habe 
gründen wollen, aber durch Portugal verhindert worden ei. 

4. Mai. (Deutih-Südweftafrifa.) Hauptmann Bech ver: 
folgt den Hottentottenführer Morenga auf englijches Gebiet und 
ichlägt ihn bei Gapuet3. 26 Hottentotten fallen. (Vgl. ©. 298.) — 
Am 16. wird Morenga von der Kappolizei gefangen. 

8. Mai. Ein Abkommen zwijchen dem Kongoftaat und Eng: 
land bejeitigt die Schwierigkeiten am oberen Nil. 

Ende Mai. Anfang Juni. (Natal.) Die Rebellen werden 
mehrfach gefchlagen und erleiden große Verlufte. Die englijchen 
Zruppen haben geringe Berlufte. 

3. Juni. (Kongoftaat) König Xeopold unterzeichnet 
24 Dekrete über Berbefferung der kongoſtaatlichen Berwaltung, 
inZbejondere zur Hebung der rechtlichen und öfonomifchen Lage der 
Eingeborenen. Die Defrete find auf Grund der Arbeiten der 1904 
und 1905 niedergejegten Unterfuchungstommiffionen erlafjen. 

Juli. (Marokko) Der Sultan unterzeichnet das Ab— 
fommen von Algeeiras. 

Anfang Juli. In Transvaal werden die Schwarzen infolge 
der Nataler Vorgänge unruhig. 

Anfang Juli. (Abejfinien.) Italien, Frankreich und Eng: 
land jchließen einen Vertrag über ihre wirtjchaftlichen Beziehungen 
zu Abeljinien. Der Vertrag wird Deutjchland vertraulich mitgeteilt. 

Ende Juli. (Marokko) Die Truppen des Prätendenten 
löſen ich infolge mehrerer Niederlagen auf. 
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20. September. (Transvaal.) Die am 11. gebildete National: 
vereinigung ftellt folgendes Programm auf: 


Föderation der jüdafrifaniichen Kolonien, Belämpfung des Raſſen— 
haſſes, Verbilligung des Lebensunterhaltes, gutes Einverftändnis mit den 
Buren, gerechte Behandlung der Eingeborenen, vollftändige Selbitregierung, 
Einftellung des Chinejenimportes, Repatriierung der in Transvaal befind- 
lihen Chinejen nad) Ablauf der Kontrafte. 


2. Oktober. (Deutjh-Oftafrika.) Der Kriegazuftand und 
die vorläufige Sperrung der Bezirke von Kilwa, Lindi, Sſongea, 
Langenburg, Iſinga, Wahenge und Muanza, bis auf zwei Eleine 
Gebiete im Weiten und Norden von Sfongea, wird aufgehoben. 

Dftober. (Deutſch-Südweſtafrika) Die Hottentotten 
werden am 12. und 23. mehrfach gejchlagen. 

Dktober. November. (Maroffo.) Raifuli nimmt Arzila und 
bedroht Tanger. Mehrere Europäer werden gefangen und beläftigt. 
Unter den Rifffabylen bei Melilla brechen ebenfalls Unruhen aus. 

November. (Deutih-Südweftafrifa.) Am 1. November 
überfällt eine Bande Hottentotten den Pojten bei Uchanaris und 
tötet fünf Reiter, auf der Verfolgung ergeben fi) 27 Männer mit 
13 Gewehren. Mit Rüdficht auf den Burenputjch entwaffnen die Grenz— 
ftationen alle Buren, die bewaffnet auf englijches Gebiet gehen wollen. 

12. November. (Deutſch-Südweſtafrika.) Die Otavibahn 
von Swakopmund bi Tſumeb wird eröffnet. 

Mitte November. (Engliih- Südafrika.) Ein Transvaal: 
bur Ferreira unternimmt einen Handſtreich gegen die Kapkolonie, 
wird aber durch die Polizei unjchädlich gemacht. Der frühere 
Burengeneral Botha jtellt fich der Regierung zur Verfügung. 

12. Dezember. (Englijd- Südafrika.) Es wird durch könig— 
lichen Erlaß eine Verfaſſungsurkunde für Transvaal veröffentlicht. 


Die darin enthaltenen Anordnungen entſprechen im großen und 
ganzen den wiederholt, bejonders von der liberalen Preſſe gemachten An- 
deutungen, aber nichtsdeftoweniger dürfte es angebracht fein, die Haupt- 
punkte derfelben hier noch einmal zufammenzuftellen. Das Parlament der 
Kolonie wird aus zwei Häufern gebildet werden, dem Legislative Council 
und der Legislative Aſſembly. Die erftgenannte Körperichaft wird aus 
15 Mitgliedern beftehen, die der Gouverneur zu ernennen haben wird, 
und zwar dieſes Mal aus eigener Machtvollkommenheit, jpäterhin dagegen 
unter Beratung oder auf Anmweifung des ihm zur Seite ftehenden Rates, 
der etwa dem Kronrat entipricht. Die untere — dagegen wird aus 
69 vom Volke gewählten Mitgliedern beſtehen. Beide Häuſer werden für 
fünf Jahre gewählt oder ernannt. Das aktive ſowohl wie das paſſive 
Wahlrecht für die zweite Kammer beſitzt jeder weiße britiſche Untertan, 
jobald er mindejtens ſechs Monate im Lande anfällig ift; unter gewiſſen 
Umftänden fann er fein Wahlrecht verwirfen. Die 69 Wahlkreiſe verteilen 
jih in der folgenden Weije: 34 kommen auf den Rand, 9 auf Pretoria 
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und 26 auf den Reit. Frauen und Neger haben kein Wahlrecht, aber zur 
Wahrung der Anterefjen der —— ſind beſondere Beſtimmungen getroffen 
worden. Von großer Wichtigkeit ſind die Beſtimmungen über die Kuli— 
arbeit. Die königliche Verordnung beſtimmt in bezug darauf, daß nach 
Inkrafttreten der Verfaſſung keine Erlaubnis für die Einfuhr weiterer 
chineſiſcher Kulis gegeben werden darf, und mit den bereits in Transvaal 
anweſenden Chineſen darf kein Kontrakt erneuert werden. Die bisher be— 
ſtehenden Verordnungen und Beſtimmungen darüber ſollen innerhalb eines 
Jahres von dem Zuſammentreten des Parlaments an aufgehoben werden. 
Ganz beſonders wird noch geſagt, daß keinerlei Arbeitsverhältniſſe in der 
Kolonie künftig eingeführt werden dürfen, die in irgend einer Weiſe einen 
der Sklaverei auch nur ähnlichen Charakter tragen. Das Parlament der 
Kolonie muß alle Jahre mindeſtens einmal in der Hauptſtadt Pretoria 
zuſammentreten, und jedes Mitglied hat dem König den Treueid zu leiſten. 
Die Verhandlungen des Parlaments können ſowohl in engliſcher als auch 
in holländiſcher Sprache geführt werden, und alle Geſetze, Verordnungen 
und dergleichen müſſen in beiden Sprachen veröffentlicht werden. Jedes 
Mitglied bekommt am letzten Tage der Seſſion die Summe von 150 Pfund 
Sterling ausbezahlt und außerdem 2 Pfund Sterling für jeden Tag, an 
welchem eine Sigung ftattfand, die Geſamtſumme darf jedoch die Höhe von 
300 Pfund Sterling nicht überfteigen. Nimmt die untere Kammer eine 
Borlage an, wird Ddiejelbe aber von der oberen Kammer zurücdgemwiejen 
und ift eine Einigung nicht zu erreichen, jo fann der Gouverneur ent- 
weder eine gemeinjame Sitzung der beiden Häufer anordnen oder das 
Parlament ganz auflöfen. Sollte nad) den Neuwahlen diejelbe Uneinigfeit 
beftehen bleiben, dann müſſen die Mitglieder beider Kammern zujanmen- 
treten und gemeinfam abftimmen und die Mehrheit joll dann entjcheiden. 
Darauf ift aber noch immer die Zuftimmung des Gouverneurs notwendig, 
ohne deſſen Unterjchrift feine Vorlage Gejeg werden kann. Die Zuſtim— 
mung darüber fann der Gouverneur entweder verweigern oder aber er 
kann die Entjheidung darüber der Regierung in London überlafien. End- 
fich behält die Krone das Recht, innerhalb zweier Jahre jedes Geſetz rüd- 
gängig zu machen, jelbft wenn der Gouverneur feine Zuftimmung dazu 
gegeben hat. Lord Selborne hat nun zunächft zu beftimmen, an welchem 
Tage die neue Berfafjung in Kraft treten joll und innerhalb ſechs Monaten 
von diejem Datum muß das Parlament zum erftenmal einberufen werden. 


13. Dezember. England, frankreich und Italien ſchließen einen 
Vertrag über Abeffinien, wodurch die Unabhängigkeit Abeſſiniens auf 
Grund des status quo und des Prinzips der offenen Tür garantiert 
wird. Die Mächte fommen darin überein, bei allen zukünftigen 
Zwijchenfällen in jenem Lande gemeinjam vorzugehen. 

Dezember. (Maroffo.) Einjchreiten Frankreich? und Spaniens. 

Auf die Nachricht von der franzöſiſch-ſpaniſchen Erpedition ſchickt der 
Sultan den Kriegsminifter Gebbas nad) Tanger, um die Ordnung wieder- 
herzuftellen und die Landung europäiſcher Truppen überflüflig zu machen 
(Anfang Dezember), Am 9. erjcheinen die franzöfiich-ipaniichen Kriegs- 
ichiffe vor Tanger. NRaifuli verkündet den heiligen Krieg. Am 27. zieht 
Gebbas in Tanger ein, Raifuli weicht ohne Kampf zurüd. 


23. Dezember. (Deutfch- Südwejtafrifa.) 120 Männer 
der Bondelzwarts mit 105 Gewehren ergeben fich. 
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XXIV. 
Aſien. 


Anfang Januar. (Niederländiſch-Indien.) Aufſtändiſche 
Eingeborene auf Celebes werden bei Sarwieto geſchlagen. 

Anfang Januar. (China.) Nach Meldungen engliſcher 
Blätter will China den Tibetvertrag (1904 S. 337) nicht an— 
erkennen und plant durch Entſendung eines Tatarengenerals Tibet 
als chineſiſche Provinz zu regieren. 

7. Januar. (Japan.) Es wird ein Kabinett unter Vorſitz 
des Marquis Saioniji gebildet. 

Mitte Januar. (Perjien.) Infolge von Kundgebungen 
gegen die Regierung beruft der Schah Vertreter der Geiftlichkeit, 
der Kaufmannſchaft und der Grundbefiter, die eine adıminijtrative 
und legislative Tätigkeit ausüben follen. 

Mitte Januar. (China) Die Regierung erläßt neue Be- 
ftimmungen für die künftigen Yremdenniederlaffungen, bejonders in 
der Mandjchurei. 

Mitte Januar. (Franzöfiich-Ajien) In Tonkin fallen 
chinefiiche Truppen ein und werden nach blutigen Kämpfen ver: 
trieben. 

28. Januar. (Zapan.) Nach einem Bericht der Yinanz- 
verwaltung an den Reichdtag beträgt die Geſamtſumme der Kriege: 
ausgaben bis September 1170 Millionen Pen. 

3. Januar. (Japan.) Debatte über das englijche Bünd- 
nis und die englijche Armee. 


An einer Sigung der Budgetlommifjion des Abgeordnnetenhaujes 
ftellt der Führer der Progreſſiſten Oiſchi an den Kriegsminifter die frage, 
ob die Regierung kraft ihres Bündnifjes mit England die englifche Regie— 
rung auffordern werde, die englifche Armeeorganifation zu reformieren. 
Der Minifter erwidert: Ich bin mir des von Dijchi ingelübkten Artikels 
des japanijch-engliichen Alliangvertrages wohl bewußt, in welchem bejtimmt 
wird, daß die Heeres- und Marineverwaltungen der beiden Mächte frei- 
mütig miteinander in Beiprechungen eintreten jollen über den Stand der 
Mittel, mit denen ein etwaiger bewaffneter Beiftand zu leiften wäre. Die 
Regierungen haben aljo diejer Beſtimmung gemäß zu handeln, aber jie 
find bis jet noch nicht in eine Erörterung des Gegenstandes eingetreten. — 
Dieſe Diskuſſion erregt in England lebhaftes Befremden. 


Januar. Februar. (Ruſſiſch-Aſien.) Zuſtände in der 
Mandfchureiarmee. 


In Wladiwoſtok plündern Matrofen das Waffendepot, Kämpfe gegen 
Meuterer müfjen vielfach, u.a. in Irkutsk und Charbin, ftattfinden. — 
In Sibirien und dem Amurlande jollen nach dem „Ruſſki Invalid“ 
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250000 Mann als Befagung zurüdbleiben. Zeitweilig ift die Armee durch 
Die meuternden Truppen von der Verbindung mit Petersburg abgejchnitten, 
Da die ſibiriſche Eiſenbahn unterbrochen wird. Nach Berichten europäischer 
Blätter ift ber Oberbefehlshaber Lenewitih der Meinung, daß der Zar 
geftürzt jei und er vermeidet deshalb ein energifches Einfchreiten gegen 
Die Meuterer. — Anfang Februar ftellt General Rennenfampf an vielen 
Orten die Ordnung wieder her. 


Sanuar bis Juli. (China.) Eine Kommiffion bereift Europa 
zum Studium der ftaatlichen und wirtjchaftlichen Einrichtungen. 
Sie wird in Deutjchland vom Kaifer empfangen. 

Anfang Bebruar. (China) In den Provinzen Fuchan, 
Kiangfi und Honan werden Miffionshäufer geplündert. Die Regie- 
rung bejtraft die Schuldigen. In den nächjten Wochen finden am 
Dangtje Angriffe auf amerikaniſche und franzöſiſche Miffionen ftatt. 
Europäifche Truppen werden nad Schanghai und den Yangtſe auf: 
wärts gejchidt. 

3. Februar. (Japan.) Die Regierung erklärt, im Finanz: 
jahr 1907/8 jolle der Tonnengehalt der Marine von 240000 Tonnen 
auf 400000 Tonnen erhöht werden. 

Februar. (Japan.) Beichlüffe über die Finanzen. 

Am 8. bejchließt der Reichstag, daß ein Schuldenfonjolidationsfonds 
geichaffen werden und daß die Kriegsfteuern weiter erhoben werden follen. 
Am 14, genehmigt er eine Regierungsvorlage, nad) welcher die Kriegs- 
jchuld des Landes, die fi im nächſten Jahre auf annähernd 1822 Mil- 
lionen Yen belaufen wird, im Jahre 1939 vollftändig abgezahlt fein foll, 
wobei in der Zwiſchenzeit ſechs Konvertierungen vorgejehen fein jollen. 
Die innere Schuld, die mit dem Kriege nicht zufammenhängt und rund 
575 Millionen Yen beträgt, joll nach dem Entwurf bis 1942 vollftändig 
getilgt fein. 

6.8. März. (Philippinen) Die Amerikaner jchlagen die 
Aufftändifchen in der Nähe der Bucht von Tolon. 

17. März. (Japan.) Das Abgeordnetenhaus genehmigt mit 
243 gegen 109 Stimmen die Eifenbahnverftaatlichung. Die Kojten 
werden auf 500 Millionen Pen gejchäßt. 

27. März. (Japan.) Das Parlament genehmigt einen Zoll: 
tarif mit hohen Schubzöllen. 

Anfang April. (China.) Im ſüdlichen Honan und wejtlichen 
Schantung brechen Unruhen aus; die Städte werden geplündert. 

Mitte April. In Tibet brechen Unruhen aus, fo daß aus 
Südchina Hilfstruppen geſchickt werden müffen. 

27. April. (Beling.) China und Großbritannien jchließen 
einen Vertrag über Tibet. 

China erklärt jeine Abficht, dem Vertrage zwiichen Großbritannien 
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und Tibet, welcher in Lhaja am 7. September 1904 unterzeichnet wurde, 
treu zu bleiben. Großbritannien verpflichtet fich, Fein Territorium in Beſitz 
zu nehmen. Ebenfalld wird es ſich nicht in die Verwaltung von Tibet 
miſchen. Die chinefiiche Regierung verpflichtet fich, feine andere fremde 
Einmiichung zu erlauben. Großbritannien Hat die Erlaubnis, Telegraphen 
nach Indien zu legen. China beftätigt Tibet3 Verſprechen, Handelsmärkte 
jofort zu eröffnen, zu denen alle britischen und tibetanijhen Untertanen 
freien Zutritt in Gyantſe, Gartof und Yatung Haben follen. Keine Kon- 
zeſſion für Eifenbahn, Wege, Telegraphen, Bergmwerfd- oder andere Rechte 
dürfen einer fremden Macht gegeben werden, fall3 nicht joldye Privilegien 
auch Großbritannien erteilt worden find. 


30. April. (Japan.) Berlujte des Krieges. 

Nach der neueften Zujammenjtellung betragen die Berlufte: Ber- 
wundete (einjchließlich Gefallene) 220812, Kranfe 236223, zufammen 
457035 Mann. Davon geftorben: Gefallen 57737, infolge Krankheit 
17158, infolge Berwundung 11150, zufammen 86045 Mann. Wieder 
bergeftellt: Berwundete 161925, Kranke 209065, zufammen 370990 Mann. 

(„Militär-Wochenblatt“.) 

Ende April. (Holländifh-Indien.) Auf Celebes erleiden 
die Niederländer durch Inſurgenten eine Schlappe. 

Ende April. (Perſien.) Die Geiftlichkeit Teherans bittet 
den Schah in einer Petition um die Einführung von Reformen 
und um eine den Gejegen entjprechende Ausübung der Regierungs: 
gewalt. 

Mai. (Korea) Die japanifchen Truppen fchlagen mehrere 
Aufftände nieder. 

Mai. Juli. (China.) Der Wunjch der Regierung, die Zoll: 
verwaltung zu ändern und die europäifche Kontrolle auszuſchalten, 
wird von den europäifchen Mächten abgelehnt, insbeſondere Eng: 
land iſt dagegen. 

Juni. (Bhilippinen.) Die amerikaniſche Polizei erleidet 
Verluſte. 

Mitte Juli. (Berjien.) In Teheran, Kuma und Kasmin 
brechen Unruhen religiöſen Charakters unter Führung der ſchiitiſchen 
Geiſtlichkeit aus. 

Mitte Juli. Japan erleidet durch Überſchwemmungen bei 
Kofu große Verlufte. 

Juli. (Japan.) Im neuen Heeresetat wird dag Ordinarium, 
das im vorigen Jahre 35 Millionen Yen betrug, auf 45 Millionen, 
da3 Ertraordinarium von 1’. Millionen auf 36 Millionen erhöht. 

Sul. (China) Der Eraminator der Provinz Kueitjchou 
tadelt in einem Bericht an den Kaiſer jcharf den geſetzloſen Geiit 
der aus Japan heimkehrenden Schüler und empfiehlt die Sendung 
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von Schülern nach Deutichland, wo fie eine befjere wifjenjchaftliche 
und ethiſche Ausbildung fänden. („Zfingtauer Neuefte Nachr.“) 
Anfang Auguft. Einige Japaner werden don der ameri- 
fanifchen Polizei auf der Inſel Attu wegen unbefugten Robben- 
ſchlags getötet. Es fommt darüber zum Notenwechjel zwijchen 


Japan und den Vereinigten Staaten. 

Auguft. (Berjien.) Erlaß einer Berfafjung. 

Um für Erlaß einer VBerfaffung zu agitieren, werden die Bajare 
geichloffen. Biele Reformfreunde flüchten wieder in die engliiche Gejandt- 
Ichaft. — Am 10. macht der Schah durd) einen Erlaß befannt, daß Die 
Nationalverfammlung aus 156 Mitgliedern beftehen joll, von denen 60 
für Teheran und 96 für die Provinzen gewählt werden jollen. Die 
Wahlen jollen alle zwei Jahre ftattfinden. Den Mitgliedern wird Unverlep- 
Tichkeit zugefichert. Die Abgeordneten für Teheran wählen den Präfidenten 
und zwei Vizepräfidenten, die jedes Jahr neu gewählt werden follen. — 
Teheran illuminiert aus diefen Anlaß; der Schah wird enthuſiaſtiſch gefeiert. 

Nach dem Erlaf Haben das Altivwahlredht alle männlichen Staat3- 
angehörigen im Alter von dreißig bis jiebzig Jahren, die lejen und jchreiben 
fönnen, unbeftraft find und nicht im Staatsdienfte ftehen. Perſien ift in 
zwölf Wahlbezirfe eingeteilt worden, von denen jeder ſechs bis neunzehn 
Abgeordnete entjendet. Teheran bildet den dreizehnten Wahlbezirk. Das 
Wahlverfahren ift in den Provinzen indirekt, in Teheran direft; die Wahl 
erfolgt durch Abgabe von Wahlzetteln in gejchlofjenen Umjchlägen. Die 
Abgeordneten genießen Unverleglichfeit der Perjon und unterftehen mit 
ihren jchriftlihen oder mündlichen Weußerungen nicht der Zenſur, find 
jedoch ftrafbar, wenn fie gegen Religion, Moral und die öffentliche Ord- 
nung verjtoßen; Derartige Fälle werden von der Nationalverfammlung 
abgeurteilt. Die den Abgeordneten zu leitenden Entihädigungen werden 
von Barlament fejtgejeßt werden. 


Auguft. (Britifh-Indien) In Bengalen dauert die 
antienglifche Agitation unter den Hindus wegen der Teilung Ben— 
galen3 fort. Die Mohanmedaner fchließen fich gegen die Hindus 
zuſammen. 

Auguſt. (Japan.) In der engliſchen Preſſe wird über 
Benachteiligung des europäiſchen Handels in Oſtaſien, beſonders 
der Mandſchurei geklagt. Die japaniſche Regierung erwidert, eine 
internationale Handelsgleichheit könne erſt eintreten, wenn China 
die freie Einfuhr ruſſiſcher Waren in die nördliche Mandſchurei 
verhindere. 

11. Auguſt. Gerſien.) Da der Schah verheißen Hat, eine 
Verfaſſung einzuführen, kehren mehrere Tauſend politiſche Flücht— 
linge, die in der engliſchen Botſchaft Schutz geſucht hatten, zurück. 

Auguſt. September. Zwiſchen Japan und den Vereinigten 
Staaten kommt es wegen Robbenfangs durch Japaner in ameri— 
kaniſchem Gebiet im Behringsmeer zu diplomatiſchen Differenzen. 
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1. September. Japan erflärt Dalny für einen allen Na— 
tionen offen ftehenden Freihafen. 

Anfang September. (China.) Kaiferliches Edift über eine 
künftige Verfafjung. 

Der Kaijer erläßt ein Edift, in dem die Einführung eines fon- 
ftitutionellen Regierungsſyſtems zugelagt wird für den Zeitpunkt, an 
welchem das Bolf reif fein wird. Das Edikt fährt fort: „Seit Beginn 
Unjerer Dynaftie regierten weije Kaijer und erließen Gejege, die für ihre 
Zeit geeignet waren. Jetzt, da China in dem Verkehr mit allen Nationen 
fteht, find unſere Gejege und unjer politiſches Syftem veraltet und unjer 
Land ift fortwährend in Unruhe E3 ift darum für uns nötig, mehr 
Kenntniffe zu jammeln und ein neues Gejegbuch zu verfaffen. Täten wir 
dad nicht, jo würden wir des und von den Borfahren und dem Bolfe 
anvertrauten Amtes nicht würdig jein.“ Der Kaijer führt aus dem Be- 
riht der nad) Europa entjandten Kommiffion an, daß der Grund von 
Chinas Schwäche der Gegenjag zwiſchen dem Herricher und den Beherrichten 
jei. Der Kaiſer verſpricht adminiftrative und finanzielle Reformen. So- 
bald dieje beendigt jeien und das Volk erzogen jei, um jein Verhältnis 
zur Regierung zu verjtehen, werde eine Verfafjung gegeben werden. ®Die 
Beit der Ausführung werde davon abhängen, wie raſch die Nation zu 
höherem Berftändniffe fortichreite. 


13. September. (China.) Die Häfen Antung und Taungau 
werden für den Außenhandel geöffnet. 
Mitte September. (Japan.) In Zokio bildet ſich eine 


Arbeiterpartei. 


Sie verlangt Bekämpfung der Monopole, allgemeines Wahlrecht für 
Männer und Frauen, allgemeine Zohnerhöhung und Fürzere Arbeitäzeit, 
Abſchaffung der Todesftrafe, Abſchaffung von Titeln, Reform der Steuer 
und Schiedsgerichte in allen internationalen Fragen. 

September. (Ehina.) Durch einen Zaifun in Hongkong 
fommen gegen 10000 Menſchen um. 18 Dampfer jcheitern, dar: 
unter mehrere englijche und franzdfifche. 

20. September. (China.) Ein Erlaß verbietet das Opium: 
rauchen für Fremde und Einheimifche nach Ablauf von zehn Jahren. 

27. September. (Niederländifch- Indien) Nach heftigen 
Kämpfen ergibt fich der Fürſt von Bali auf Eelebes. 

28. September. (Mandjchurei.) Berkehrserleichterung. 

Das am 30. Oktober 1905 zwijchen den Oberfommtandierenden der 
ruſſiſchen und der japanischen Truppen getroffene Uebereinfommen, nad 
dem, abgejehen von Ortsbewohnern, der Uebergang von Perſonen aus dem 
Rayon der einen Armee in den der anderen nur nad) Einholung der Zu- 
ftimmung der Armeeoberleitungen gejchehen durfte, wird aufgehoben. Bon 
4 an ſollen japaniſche Untertanen in den von den ruſſiſchen Truppen 
beſetzten nördlichen Provinzen der Mandſchurei ganz ebenſo wie andere 
Ausländer Exterritorialrechte genießen und den ruffiihen Behörden weder 


ivil- noch ftrafrechtlich unterftehen. Falls ein japanifcher Untertan ein 
eybrechen verübt, muß er der japanifchen Regierung ausgeliefert werden. 
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1. Oktober. (Britifh- Indien.) Islam und Parlamen 
tarismus. 


Eine Abordnung von Mohammedanern als Vertreter von 62 Mil- 
lionen der Bevölkerung überreicht dem Vizekönig eine Adrefje, worin bie 
Mohammedaner gerechten Anteil an jeder etwa geplanten Menderung in 
der Teilnahme des Volkes an der Regierung des Landes verlangen und 
ſich darüber beflagen, daß fie in Fragen der Landesregierung ganz außer 
acht gelafjen würden. Der Bizelönig Earl of Minto verjpricht gerechte 
Behandlung; das Wohl des Landes beruhe auf einer jorgjamen Vermwal- 
tung, und er glaube nicht, daß die Einführung der ganzen politiihen Ma- 
ee * Weſtens in die Ueberlieferungen des Oſtens ihm zum beſten 

ienen würde. 


7. Oktober. (Berfien.) Der Schah eröffnet in Teheran das 
Parlament. In der Thronrede erklärt er, er habe den Plan be- 
reit3 acht Jahre erwogen. 

12. Oktober. (Japan.) Deutjche Parlamentarier, die Oſt— 
afien bereifen, werden vom Mikado empfangen. 

15. Oktober. (Britifh- Indien.) Die Hindus in Bengalen 
feiern den Jahrestag der Teilung Bengalens als Trauertag, die 
Mohammedaner als Freudenfeit. 

Mitte Oktober. (Perſien.) Rußland und England ſchließen 
einen Vertrag, um Perſien eine Anleihe von 400000 Pfund Ster— 
ling zu gleichen Teilen zu gewähren. 

Anfang November. (China.) Ein Edikt errichtet ein Marine— 
amt, einen Generaljtab, ein umfafjendes Verkehrsamt, dem die 
Poſt-, ZTelegraphen- und Eijenbahnverwaltung unterjtellt wird. 
Der Erlaß betont, daß die Neuerungen nur die Grundlage bilden 
jollen für eine Verfaſſung. 

November. (Berjien.) Beichluß eine Nationalbank zu er= 
richten. 


Das Barlament bejchließt einftimmig, ohne auswärtige Unterftügung 
eine Nationalbanf auf Aktien zu gründen mit 8—15 Millionen Thomanen 
(1 Thoman — 8.10 Mark) Grundkapital unter der Bedingung, daß Die 
Staat3einnahmen der Bank zufließen jollen. Dafür joll dieje ſich ver- 
pflichten, die Staatdausgaben zu bezahlen, die Schulden zu tilgen und der 
Regierung mit 7 vom Hundert verzinsliche Vorjchüffe zu geben. 


Anfang Dezember. (Japan.) Die Yamilie Furukawa, die 
zahlreiche Bergwerfe befitt, jtiftet eine Million Yen zu Univerfitäts- 
aweden. 

Dezember. (China.) Infolge einer Mißernte nach großen 
Negenfällen Herrjeht in den Provinzen Ankui, Honan, Schantung, 
Kingju Hungersnot. 


Ueberſicht 
über die politifhe Entwickelung des Zahres 1906. 


Die Marofkoangelegenheit, die im Jahre 1905 zeitweilig 
ganz Europa in Spannung gehalten und inZbejondere die deutjch: 
franzöfifchen Beziehungen verjchlechtert Hatte, ift im Jahre 1906 
vorläufig geregelt worden. Die internationale Konferenz, deren 
Berufung Deutjchland durchgejeßt Hatte, trat in Algeciras zu: 
jammen (16. Januar), nachdem mancherlei diplomatijche Schwierig: 
feiten überwunden worden waren. ihren Verlauf jchildern wir 
hier nicht näher, da bisher wenig authentijches Duellenmaterial 
publiziert ift; wir begnügen ung, die Hauptphafen hervorzuheben. — 
Die Aufgabe der Konferenz war, Maßregeln zu finden, die in 
Maroffo die Ordnung herjtellten und die europäifchen Unternehmer 
vor Ermordung und Beraubung ficherten. Das Wejentliche war 
jomit die Errichtung einer guten Polizei und die Erjchließung von 
finanziellen Mitteln, um fie zu bezahlen. Dem erften Zweck follte 
die Berufung europäifcher Offiziere durch den Sultan an die Spibe 
der Polizei dienen, dem zweiten die Errichtung einer maroffanifchen 
Staatsbanf mit internationalem Kapital und Verbefferung des 
Steuer= und Zollweſens. Wie im vorigen Jahrgang dargelegt, war 
der Zwiſt zwifchen Deutjchland und Frankreich entjtanden, weil 
Frankreich dieje Aufgaben mit Hilfe Spaniens allein durchführen 
und aus Marokko einen franzöfifchen Bajallenjtaat machen wollte. 
Um eine jolche „Zunififation” Marokkos zu verhindern, hatte 
Deutjchland die Berufung der Konferenz durchgefeßt; durch die 
Beteiligung anderer europäifcher Mächte an diefem Sanierungs- 
werte Marokkos hoffte e8, dem franzöſiſchen Einfluffe Schranten 
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zu jegen. In den Verhandlungen hierüber hatte die franzöfijche 
Regierung fich bereit3 herbeigelafjen, die Souveränität und Inte— 
grität Marokkos und die kommerzielle Gleichberechtigung aller 
Nationen in Maroffo auszufprechen (1905 ©. 325). Indeſſen gleich 
die erjten Sigungen der Konferenz zeigten, daß Frankreich troß der 
Abmachungen des Vorjahres im wejentlichen auf feine früheren 
Anjprüche zurüdtam: es forderte die Leitung der marokkaniſchen 
Polizei und eine bevorzugte Stellung in der marokkaniſchen Ban. 
In einigen Häfen allein follten jpanifche Beamte in der Polizei 
beteiligt jein. Dieje Bejtimmungen würden Frankreich die Macht 
gegeben haben, durch Verwaltungsſchikanen aller Art den fremden 
Handel zu beläftigen und die wirtjchaftliche Erjchliegung Marokkos 
allein den Franzofen vorzubehalten, falls nicht die fremden Regie— 
rungen durch Konzeffionen auf anderem Gebiete ihren Untertanen 
die Zulafjung erfauften. Die Beteiligung Spanien an der Hafen 
polizei bedeutete nichts, da Spanien weder geneigt noch fähig war, 
die Rechte Marokkos und der europäifchen Staaten gegen Frank— 
reich wahrzunehmen, fich vielmehr gern mit einigen Zugejtändnifjen 
von Frankreich abfinden ließ. Die Beteiligung Spaniens hätte 
jomit nur den Schein der Internationalität gewahrt und Frank— 
reich Stellung diplomatijch verftärkt. 

Bon den übrigen europäifchen Mächten jtand zunächit Eng— 
land, gebunden durch den Vertrag vom 8. April 1904, in dem ihm 
Frankreich Sondervorteile in Marokko zugejagt hatte (vgl. Jahr: 
gang 1904 ©. 356), auf der Geite Frankreichs, Rußland, ala 
Bundesgenofje und Schuldner Frankreich, nicht minder, und ebeno 
endlich Stalien, auf deffen Haltung wir unten noch eingehen werden. 
Die anderen Mächte hielten ſich zurüd. Deutjchland allein trat 
den franzöfifchen Anfprüchen entgegen und verlangte nicht theore- 
tifche, jondern tatjächliche Gleichberechtigung aller Staaten in Ma- 
roffo: dem Sultan jollte, jchlugen die deutjchen Bevollmächtigten 
vor, die Organifierung und Leitung der Polizei überlafjen bleiben, 
unter der Bedingung, daß er europäijche Offiziere als Polizeichefs 
anftelle; ein einer neutralen Kleinmacht angehöriger Offizier ſollte 
unter der Oberaufficht des diplomatifchen Korps in Zanger die 


gefamte Tätigkeit der Polizei überwachen. Da Hierdurch s Rechte 
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aller Nationen in Marokko gefichert jeien, könne man den Fran— 
zojen, als den an der Ruhe in Marokko meift intereffierten Nach: 
barn, einige Vorrechte in der Polizei der an Algier angrenzenden 
Diftrikte zugeftehen (Mitte Februar). 

Kurz danach wurden auch die beiderjeitigen Anjprüche in 
der Bankfrage deutlicher formuliert. Frankreich verlangte vier 
von den fünfzehn Anteilen des Bankkapitals, den übrigen Unter- 
jeichnern der Marokkoakte wollte e8 nur je einen zubilligen, Deutjch- 
land wollte Frankreich hier feinen Vorzug zugejtehen; Frankreich 
wollte die Bank unter einen marokkaniſchen Kommiflar, Deutjch- 
land unter das diplomatijche Korps in Tanger jtellen; nach Frank: 
veich jollte die Bank der franzöſiſchen Konfulargerichtsbarfeit, nach 
Deutjchland einem gemijchten Gerichtshofe egyptiſchen Muſters 
unterjtellt werden; Frankreich wollte das Bankſtatut durch einen 
Verwaltungsrat und die Generalverfammlung, Deutjchland durch 
den Verwaltungsrat und die Aufficht3behörde feſtſtellen Lafjen. 

Sn den Beratungen in Kommiffionen und im Plenum über 
diefe Fragen blieb Deutjchland in der Minderheit; es erhielt fait 
nur bei OÖfterreich-Ungarn Unterftügung. Da aber beide Staaten 
auf dem Boden des in Madrid im Jahre 1880 firierten inter: 
nationalen Rechtes ftanden, deffen Anderung Frankreich verlangte, 
jo war eine Majorifierung nicht möglich; eine Neuregelung konnte 
nur durch Einjtimmigfeit der Madrider Signatarmächte erfolgen. 
Falls ſich alfo Deutjchlandg und Frankreichs Anjprüche nicht ver- 
einigen ließen, mußte die Konferenz reſultatlos augeinandergehen. 
Ein jolcher Ausgang hätte zunächſt eine Verjchlechterung der Be: 
jiehungen zwiſchen Deutjchland und Frankreich gebracht und jomit 
die allgemeine Lage ungünjtig beeinflußt; jpeziell für die Marokko— 
frage wäre der bisherige Zuftand mit der Gleichberechtigung aller 
Mächte in Kraft geblieben: die europäifche Sanktion der von 
Frankreich erjtrebten Privilegierung wäre alſo nicht zuftande ge- 
fommen. Alle Vorteile, die Frankreich durch den Vertrag vom 
8. April 1904 erhalten zu haben glaubte, wären aljo binfällig 
geworden. Vermutlich würde der Sultan von Maroffo, der ja 
längſt die franzöfifchen Bejtrebungen mit Beſorgnis betrachtet, im 
Vertrauen auf europäijche Gegner Frankreichs alle Unternehmungen 
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von Franzoſen in feinem Lande behindert und jeden Verfuch, feine 
Regierung zu beeinflufien, abgelehnt Haben. Frankreich konnte 
Tchließlich vor die Alternative geftellt werden, entweder europätjchen 
Mitbewerbern in Marokko das Feld zu räumen und die Weft- 
grenze Algier bejtändig von maroffanifchen Banden Heimgejucht 
zu jehen oder Maroffo mit Gewalt feinen Anjprüchen zu unters 
werfen, e8 zu erobern. Es ift einleuchtend, daß diefe Eroberung 
bei der Kriegstüchtigfeit der fanatichen Mohammedaner, der Un 
wegjamfeit und der Größe de Landes an und für fich ein ſchwie— 
riges Unternehmen ift und gewiß mehrere hunderttaufend Mann 
erfordert: vollends gefährlich müßte aber ein folches Unternehmen 
werden, wenn Frankreich während feiner Ausführung mit Deutjch- 
land in Konflikt geriete. Und mit diefer Möglichkeit müßte die 
franzöfiſche Regierung rechnen, da ja bei der jupponierten Yage die 
Beziehungen beider Länder überaus gejpannt fein müßten. Troß 
diefer Ausfichten war die franzöfiiche Regierung anfangs jeder 
Nachgiebigfeit abgeneigt. Nach einer mehrwöchigen Diskuſſion ließ 
fie einen Vorſchlag einbringen, der in veränderter Form die Haupt- 
prätenfionen aufrecht erhielt: eine maroffanijche Polizeitruppe von 
2000 bis 2500 Mann follte durch 16 Offiziere und 32 Unter- 
offiziere franzöſiſch-ſpaniſcher Nationalität ausgebildet werden und 
unter ihrer Leitung die Polizei in den Häfen wahrnehmen: aljo 
derjenige Teil der Polizei, von deſſen Handhabung der Fremde 
Handel in erjter Linie abhing, jollte den beiden Verbündeten aus— 
geliefert werden (8. März). Hiergegen trat Graf Weljersheimb, 
der Bevollmächtigte ſterreich- Ungarns, mit einem vermittelnden 
Vorſchlag auf: der Sultan follte den Oberbefehl über die Polizei- 
truppen behalten, franzöfifche und fpanifche Injtruftoren jollten 
mit einer maroffanifchen Truppe in fieben Häfen die polizeilichen 
Funktionen ausüben, im achten (Cajablanca) jollte ein jchweizerifcher 
oder Holländifcher Offizier den Befehl führen und zugleich als 
Generalinfpefteur der übrigen Polizei fungieren. Jährlich follte 
er an das bdiplomatifche Korps Bericht erjtatten und diejes jollte 
jo in leßter Inſtanz die gejamte Polizei überwachen. Durch dieje 
Kautelen glaubte der Antragjteller der Möglichkeit, daß Frankreich 
und Spanien ihre polizeilichen Mittel mißbrauchen könnten, vor— 
28* 
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gebeugt zu haben. Die deutjchen Vertreter ftimmten zu, die fran- 
zöfifchen und ſpaniſchen wiejen den Vorjchlag ab, da fie Caſablanca 
nicht einer fremden Polizei anvertrauen wollten. Auch diejem 
Wunſche trug Graf Welfersheimb Rechnung; er jeßte für Gajablanca 
diejelben Normen wie für die übrigen Häfen fejt und firierte die 
Refidenz des Generalinjpekteurs, den die Schweiz bejtimmen jollte, 
in Tanger; jeine jonjtigen Funktionen und die des diplomatischen 
Korps blieben unverändert. Hiermit erklärte fich Frankreich end- 
lich einverjtanden, jo daß ein Kompromiß gefunden war: Franf- 
reich und Spanien erhielten die Hafenkontrolle, Deutichland hatte 
die Garantie, daß fie fie nicht zur Schädigung fremder Unter- 
nehmungen verwenden fonnten (Ende März). 

In der Bankffrage fam man in denjelben Tagen ebenfalls 
mit Hilfe der vermittelnden Tätigkeit Öfterreich-Ungarng zum Ber: 
gleih. Hiernach führen vier Zenforen, ernannt je einer von der 
deutjchen Reichgbanf, der Bank von Spanien, der Banf von Eng: 
land und der Banf von Frankreich, die Oberauffiht über die 
Bankgejchäfte, von den fünfzehn Bankanteilen erhält Frankreich 
drei, die übrigen Mächte je einen. Klagen gegen die Bank werden 
vor einem vom diplomatijchen Korps ernannten Gerichtshof in 
eriter Inftanz, in zweiter und leßter vom Schweizer Bundesgericht 
in Zaufanne entjchieden. — Die anderen Beltimmungen machten 
weniger Schwierigkeiten; fie enthielten Einzelheiten über Verhinde— 
rung de Schmuggel3, namentlich des Waffenſchmuggels, Verbefje- 
rung der Steuer- und Zollverwaltung u. dgl. Am 7. April wurde 
diefe „Akte“ unterzeichnet; im Laufe des Jahres jollte fie von den 
einzelnen Regierungen vatifiziert und die Ratififation der ſpaniſchen 
Regierung, der Verwahrerin der Originalurfunde, mitgeteilt werden. 
Spanien follte hierauf die Schweizer Regierung zur Ernennung 
des Generalinjpekteur3 und zur Ausführung der ihr übertragenen 
gerichtlichen DObliegenheiten auffordern. In der Tat find dieſe 
Beitimmungen am Schluß des Jahres ausgeführt worden (©. 289). 

Mit dem Schluß der Maroffofonferenz war zwar die Be- 
jorgnis vor einer Gefährdung des Weltfriedens bejeitigt, aber die 
durch die lange Erörterung hervorgerufene Spannung der Gemüter 
hielt noch lange an. Das zeigte fich namentlich in den öffentlichen 
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Disfuffionen über die Haltung der einzelnen Mächte in Algeciras. 
Man fand e3 allgemein jelbjtverjtändlich, daß England und Ruß— 
land zu Frankreich, Öfterreich-Ungarn zu Deutfchland gehalten habe; 
jchwieriger war e8, die Haltung Italiens, das Frankreich im weſent— 
lichen gegen feine beiden Dreibundsgenofjen unterjtügt Hatte, zu 
würdigen. Italien Hat dieſe Politik eingefchlagen in der Abficht, 
in allen Mittelmeerfragen mit Frankreich und England, den beiden 
jtärkjten Mittelmeermächten, eng verbunden zu bleiben, um nicht 
feine Intereſſen in Tripolis, die ihm dieſe Mächte durch ein ge— 
heimes Abkommen gefichert haben (vgl. ©. 185, 336 und Jahr: 
gang 1905 ©. 230), zu gefährden. Wie natürlich wurde Diefe 
Haltung Italien in der Preſſe aller Länder je nach den eigenen 
MWünfchen beurteilt: die franzöfifche, englifche und ein Zeil der 
italienijchen jelbjt begrüßten darin die fchon lange vorbereitete 
Abwendung vom Dreibunde, ein Teil der deutjchen ſah darin eine 
Illoyalität des Verbündeten; monatelang zogen fich die Erörte— 
rungen über den Wert und die Ausfichten des Dreibundes Hin, 
obgleich die Regierungen aller drei Staaten wiederholt erklärten, 
an dem Dreibunde fejthalten zu wollen und feine Notwendigkeit 
al3 europäifcher Friedenshort betonten. Man fann nicht jagen, 
dat die Dizkuffion in der Preffe und in Parlamenten von ein= 
dringendem Verſtändnis der Interefjen und Motive der Großjtaaten 
zeugte. Die Darlegungen über Deutjchland pflegten in dem mit 
Freude oder Trauer ausgeſprochenen Urteil zu gipfeln, daß Deutjch- 
fand ifoliert ſei, daß es bei dem Zerbrödeln des Dreibundes nur 
an Öfterreich-Ungarn eine Stüße finde, daß es feine glänzende 
Stellung aus der Zeit Bismarcks verjcherzt habe, daß e3 überall 
für friegerifch gelte und täglich unbeliebter werde und daher auch 
in Marokko feinen Erfolg errungen habe. Verantwortlich für dieſe 
Berjchlechterung wurde in Deutjchland gewöhnlich die Diplomatie 
und das „perjönliche” Regiment des Kaiſers gemacht. 

In ſolchen Ausführungen wurde meift überfehen, daß die 
Unbeliebtheit Deutjchlands die natürliche Wirkung feiner geſtie— 
genen wirtjchaftlichen und politifchen Macht ift, daß der durch die 
große Volksvermehrung erzwungene Eintritt in die Weltpolitif ihr 
neue Gegner verjchaffen und eine neue Konftellation der Mächte 
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herbeiführen mußte. Das alte Deutjchland, das eine ausſchließ— 
lich mitteleuropäifche Macht war, konnte leicht im Auslande — 
abgejehen von einigen feiner Nachbarn — beliebt jein und den 
Ruf der Friedfertigkeit genießen; das neue Deutjchland, das mit 
allen Nationen in Handel und Induſtrie fonfurriert, das nad 
Kolonialbefif ftrebt und Länder offupiert, auf die auch andere ihr 
Auge geworfen hatten, kommt ganz von felbjt in den Ruf des 
Friedensſtörers und begehrlichen Zugreiferd. Niemand Hatte von 
ihm eine ſolche Entwidelung erwartet: darum rechnet der gemeine 
Verftand den Deutjchen das zum Verbrechen an, wa für andere 
Nationen felbjtverjtändlih if. Wie wenig da® Ausland jeine 
Elaffifche Auffaffung Deutſchlands, ala des unpolitifchen Landes der 
Dichter und Denker, aufgegeben hat, beleuchtet eine Umfrage: „Was 
ichäßen Sie an Deutjchland am meiften?“, die eine Berliner Zeitung 
(„Der Tag“) an zahlreiche befannte Männer faſt jämtlicher euro: 
päiſcher Nationen gerichtet hatte (Dezember 1906). Die Antworten 
floffen über von Bewunderung für den deutjchen Idealismus, die 
Philofophie, Muſik, für Leibniz, Richard Wagner, Heinrich Heine: 
von feinen Leiftungen in Handel und Induſtrie war faum die 
Rede; feine politifchen und militärifchen Großtaten, Bismarck, 
Moltke, Friedrich der Große und andere Heroen aus dem Reiche 
der Tat wurden gar nicht erwähnt. Es jei das Deufchland von 
1860, das er liebe, jagt 3.8. Gabriel Hanotaur, der frühere fran- 
zöfifche Minifter des Auswärtigen, der gelehrte Gejchichtsfchreiber 
Richelieu8 und des modernen Frankreichs, und diejer Geift lebte 
in allen Urteilen. Es konnte nicht beſſer ausgedrüdt werden, daB 
es nicht der Charakter der Diplomatie Deutjchlands oder jeines 
Herrſchers iſt, die die Unbeliebtheit hervorgerufen haben, jondern 
jeine Stärke, an die man fich noch nicht gewöhnt hat und die man 
deshalb bejonders drüdend empfindet. Perjönliche Handlungen und 
Eigenjchaften mögen die Empfindungen im Auslande günjtig oder 
ungünftig beeinflußt haben, politijche Fehler der Staatäleitung 
mögen manche Schwierigkeit vergrößert haben: neben den großen 
ſachlichen Momenten find das Dinge von untergeordneter Bedeutung. 

Aus jenem Grunde hatte Deutfchland auch in Algeciras die 
Mehrzahl der Großmächte gegen fih: man hätte ganz gern die 
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Gelegenheit benüßt, feine Erpanfion an einer Stelle zu bejchränfen. 
Daß man damit gleichzeitig den Franzofen in die Hände arbeitete, 
war das Eleinere Übel, denn Frankreich flößt infolge der Stagna— 
tion feiner Bevölferung nicht diefelben Beſorgniſſe wie Deutjchland 
ein. Man war bereit, Marokko den Franzoſen preiszugeben, in 
der Gewißheit, daß Frankreichs Kraft nicht für die wirtjchaftliche 
Ausbeutung Marokkos genüge, in der Zuverficht, daß Frankreich 
feine Vormachtſtellung in Marokko zwar benußen werde, die Deut— 
jchen auszujchließen oder zu behindern, aber nicht die übrigen 
Nationen, mit denen es engere Beziehungen unterhält. Bei diejem 
Übelwollen der europäifchen Mächte ift e8 gewiß fein fleiner Er- 
folg der deutjchen Diplomatie, dem deutjchen Handel gerechte Be— 
handlung gefichert zu haben. Mehr zu erreichen, war jchwerlich 
möglich. Die Okkupation eine maroffanifchen Hafens insbejondere, 
die manche Stimmen in Deutjchland forderten, war von vornherein 
ausgejchloffen, weil Deutjchland die Franzöfiichen Ansprüche nur 
auf der Bafis der Integrität Marokkos befämpfen konnte, über- 
died war fie gar nicht wünſchenswert, da Deutjchland hierdurch die 
Sympathie der Mohammedaner, die e8 durch die Vereitelung der 
franzöfifchen Proteftorat3politif gewonnen Hatte, twieder verloren 
hätte. Diefe Sympathie ift dem Handel aber nüßlicher als der 
Bei eine Hafens und ihre Wirkungen erjtreden fich über Ma— 
roffo hinaus in alle Länder des Islam. Gie ift daher für die 
großen wirtjchaftlichen Intereſſen Deutjchlande im Orient von 
Wert und fann in internationalen VBerwidelungen ein wichtiger 
Faktor werden. Die öffentliche Meinung in Deutjchland verfannte 
freilich diefe Dinge im allgemeinen volljtändig. Sie Jah, daß 
Deutichland an der Polizei in Maroffo feinen Anteil hatte und 
fonjtruierte daraus eine Niederlage. 

In den Erörterungen über die Politik dev Mächte kam ferner 
jelten zum Ausdrud, daß mit der Abwandlung der internationalen 
Beziehungen ſeit Deutjchlandg lebhafterer überjeeifcher Betätigung 
auch die Stellung des Dreibundes notwendig verjchoben werden 
mußte. Stalien ift dem Dreibunde beigetreten vornehmlich wegen 
Bejorgni3 dor einer Annexion von Tripolis durch Frankreich: da 
Frankreich jebt hiergegen genügende Garantien gegeben hat, fällt 
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dieſes Motiv, fich mit Frankreichs Feinden zu verbinden, weg, ver: 
wandelt fich vielmehr in einen Antrieb, gute Beziehungen mit ihm 
zu unterhalten. Ferner befteht feit dem Schluß des vorigen Jahr: 
hunderts eine Rivalität zwifchen Italien und Ofterreich-Ungarn, 
die es früher nicht gegeben hatte: da Deutjchland Öfterreich-Ungarn 
unterftügen muß in dem Beftreben, in den ihm benachbarten Balkan: 
ländern maßgebenden Einfluß zu behaupten, einmal um die Grof- 
machtsftellung Ofterreich-Ungarns zu erhalten, ſodann um jeine 
eigenen wirtjchaftlichen Intereffen am Balkan zu fichern, jo muß 
fih Italien nach anderen Stützen feiner Balkanpolitik umjehen. 
Unterftügung findet e& bei Frankreich und England, die beide den 
Öfterreichifch-deutjchen Einfluß im Orient namentlich wegen ber 
großen deutjchen wirtjchaftlichen Expanſionskraft ungern ſehen. 
So bildeten die öftlichen Intereſſen ein weiteres Bindeglied zwiſchen 
Italien und den antideutfchen Mächten in Algeciras. — Was 
Italien dagegen mit Deutjchland und Öfterreich verbindet, ift einer: 
jeit3 da8 Bejtreben, fich dem übermächtigen Frankreich durch Zer— 
reißung des bisherigen Bündniſſes nicht auszuliefern, andererfeits 
dag mit den beiden anderen Mächten gemeinfame Intereſſe, den 
Kontinentalfrieden zu erhalten. Dadurch, daß es fih Deutjchland 
zur Hilfe gegen einen franzöfiichen Angriff verpflichtet hat, hat es 
viel zur Eindämmung der franzdfifchen Revanchegelüjte beigetragen. 
Dieje beiden Momente find ſtark genug, den Dreibund troß welt: 
politischer Differenzen bejtehen zu laſſen. — Wie diefe Erkenntnis 
jo fehlte auch die andere, daß Deutjchland jeinerjeit3 Heute des 
italienischen Bündniffes viel weniger bedarf als früher und durd 
die Wandlung der italienifchen Politik feine Einbuße erlitten Hat. 
Der Dreibund war zur Abwehr eines Krieges mit zwei Fronten 
geichloffen, und ein jolcher Krieg liegt ſeit Rußlands Zufammen- 
bruch für abjehbare Zeit außer dem Bereiche der Wahrjcheinlichkeit, 
Frankreich allein kann aber einen Krieg mit Deutjchland nicht 
mehr wagen. Die Erhaltung des Friedens wird jomit durch die 
Zugehörigkeit Italiens zum Dreibunde wohl erleichtert, ift aber 
nicht mehr don ihr abhängig: Jubel wie Klagen über Deutjch- 
lands angebliche Iſolierung, feine gejchwächte europäijche Stellung 
und den Zerfall de3 Dreibundes find gegenjtandslos, und es ift 
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chief, die Zeit Bismardd der Gegenwart gegenüberzu- 
jtellen. 

Die Eontinentale Stellung Deutjchlands, das eigentliche Erbe 
des Fürften Bismard, ift jomit faum angreifbar, aber eine Schwäche 
zeigt feine Weltpolitik in den Beziehungen zu England. Es ift 
in früheren Jahrgängen ausgeführt worden, wie diefe Spannung 
entjtanden ift, daß auch Hierfür die allgemeine Abwandlung die 
Urſache ift, und daß einzelne Vorgänge, wie Preßartifel, das 
Krügertelegramm, die Chamberlainfche Kritit der deutjchen Armee, 
die englifche Polemik gegen den Ausbau der deutjchen Flotte, nur 
die Spannung verjchärft und ihre Form beeinflußt, fie aber nicht 
hervorgerufen haben. Es ift ferner dargelegt worden, welche Ge= 
fahren fir Deutjchland aus einem deutjch-englifchen Kriege er- 
wachen können und welche Nachteile er auch für England im Ge- 
folge haben muß, und welche Mittel auf beiden Seiten angewendet 
worden find, um den Gegenjfaß zu mildern. Auch im lebten Jahre 
haben ſolche Beichwichtigungsmittel, wie Monarchenbefuche, gegen= 
jeitige Bejuche von Journaliſten, Stadträten und Arbeitern, ſowie 
friedliche Erklärungen in den Parlamenten wieder eine Rolle ge= 
jpielt, und in der Tat hat der Preßkrieg nachgelaffen. Anjcheinend 
haben fich die Beziehungen gebeffert und die Wahrjcheinlichkeit eines 
Konfliktes ift verſchwunden. 

Mit ähnlicher Befriedigung wie auf die auswärtige Politik 
fann Deutfchland auf die innere zurüdbliden. Wie oben aus— 
geführt, beruht jeine Machtitellung wefentlich auf feiner eigenen 
Stärke. Im Ausbau feiner Kraft waren aber zwei wichtige Zweige 
lange Zeit vernachläffigt worden: die Reichsfinanzen und die Marine, 
und dieje beiden VBerfäumniffe find zum Zeil wenigjteng gut ge- 
macht worden. Der im vorigen Jahrgang mitgeteilte Finanz— 
reformplan der Regierung, der Steuern auf Bier, Tabak, Ziga- 
retten, Frachturkunden, Berfonenfahrkarten, Automobile, Quittungen 
und Erbichaften vorjchlug, wurde in einer mehrmonatigen Beratung 
gründlich umgewandelt. Bon den Verbrauchdabgaben wurde die 
Tabaffteuer bejeitigt, die Bierjteuer auf die Hälfte de von der 
Regierung gewünfjchten Ertrags reduziert, weil die Mehrheit des 
Reichstags fich durch eine Tebendige Agitation der Intereſſentenkreiſe 
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die Überzeugung beibringen ließ, daß die Geſetze üble wirtjchaft: 
liche und joziale Wirkungen — Berteuerung der Artikel, Bermin- 
derung des Konjums und der Arbeitögelegenheit, Steigerung der 
Unzufriedenheit unter den Arbeitern — haben würden. Bon den 
Stempelabgaben fiel die Quittungsſteuer, die Frachturkundenfteuer 
wurde herabgejeßt, die Berjonenfahrkfartenjteuer und die Erbichafts- 
jteuer wurden erhöht. Durch dieſe Veränderungen entjtand gegen- 
über der Regierungsvorlage ein beträchtliche Manko; zu feiner 
Bejeitigung ſchlug der Reichdtag die Erhöhung des Ortsportos vor, 
worauf die Regierung einging. Andere Anregungen des Reichs— 
tags, wie die Einführung einer Tantiemefteuer, blieben fruchtlos. 
Es wurde zwar anerkannt, daß das neue Yinanzgejeg nicht die 
von der Regierung verlangte Summe (250 Millionen Mark) bringen 
wird, aber nahezu 200 Millionen glaubt man erreicht zu haben. 
Die Erfahrungen des Laufenden Jahres haben zwar manche Ent- 
täufchung, namentlich in bezug auf die Erträge der Erbjchafts- 
fteuer, gebracht, aber es läßt fich noch nicht überjehen, ob eine 
Ergänzung der Steuergejege binnen kurzer Zeit notwendig werden 
wird. — Weit geringere Schwierigkeiten als die Regelung der 
Binanzfrage machte die Erweiterung des Flottengeſetzes. Keine 
der großen Parteien außer der Sozialdemokratie hatte grundjäglich 
etwas dagegen; man jtellte das Gejeß in den Beratungen nur zurüd, 
um fich erit über die Beichaffung der Mittel durch die Finanz: 
reform zu einigen. Sobald man hierüber Elar war, wurde die 
Hlottenvermehrung faſt ohne Debatte mit großer Mehrheit im 
Plenum angenommen. — Zu der glatten Erledigung diejer Frage 
mag außer der Überzeugung don der fachlichen Notwendigkeit auch 
beigetragen haben, daß die Regierung einen alten Wunjch des 
Reichstags erfüllte und Diäten bewilligte. Gie galten als das 
einzige Mittel, die chronische Beichlußunfähigkeit des Reichstags 
zu befeitigen. Die Einzelheiten des Diätengefeßes fanden freilich 
nicht überall Beifall. 

Wirtjchaftliche Kämpfe in größerem Maßſtabe hatte der 
Reichstag nicht zu bejtehen. Mit Abeffinien und Schweden wurden 
Handel3verträge, mit Nordamerifa ein proviforifches Handels: 
abtommen gefchlofjen. Da ein Handelövertrag bisher ſtets an der 
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Abneigung des Jchußzöllneriichen Senats der Vereinigten Staaten, 
die induftriellen Tarife herabzuſetzen, gejcheitert ift, die deutſche 
Induſtrie aber großes Intereſſe an einem jolchen Handelsvertrage 
und guten wirtjchaftlichen Beziehungen zu Amerika hat, jo erteilte 
der Reichstag der Regierung die Vollmacht, den Amerikanern bis 
zum 30. Juni 1907 den Konventionaltarif zu gewähren, in der 
Erwartung, daß bis zu dieſem Termin ein endgültiger Handel3- 
vertrag gejchloffen wird. Durch diejes Geſetz gewährt Deutjchland 
den Amerikanern einftweilen diejelben Tarife wie anderen Staaten, 
die einen Handeldvertrag mit ihm geichloffen, alfo Gegenleiftungen 
dargebracht haben. Amerika bat folche Gegenkonzeffionen nicht ge- 
macht, müßte alfo nach dem Generaltarif behandelt werden. In— 
defien Hat Deutſchland dieje einjeitige Vergünftigung gewährt, um 
einen Zollfrieg zu vermeiden und während der Dauer des Provi- 
ſoriums freundjchaftliche Verhandlungen über einen Handelövertrag 
führen zu können. Es ijt aber zugleich im Reichdtag betont wor— 
den, daß eine Verlängerung nicht ftattfinden dürfe und daß man, 
fall3 Amerika fich bi3 zum 1. Juni 1907 zu einem Handelövertrage 
nicht herbeilafje, jelbjt einen Handelskrieg nicht ſcheuen werde. — 
Hervorzuheben ift noch, daß der Reichdtag nach jahrelangen Kämpfen 
neue Penſionsgeſetze für Offiziere, Unteroffigiere und Mannjchaften 
angenommen hat. Das Geſetz für Unteroffiziere und Mannjchaften 
gewährt nach dem Grade der Erwerbsfähigfeit abgeftufte Renten, 
das für Offiziere bringt Erhöhungen für alle jeit dem 1. April 1905 
PBenfionierten. 

Mit der auswärtigen Politik bejchäftigte fich der Reichs— 
tag wie alljährlich mehrfach. Zuerjt war, folange die Maroffo- 
fonferenz noch nicht beendet war, Rejerve geboten, dann wurden 
die Verhandlungen hierüber durch die Erkrankung des Reichskanzlers 
(S. 88) unterbrochen. Dies Ereignis war don tiefem Einfluß auf 
die Stimmung der Nation den auswärtigen Dingen gegenüber. 
Die öffentliche Meinung beurteilte ja wie oben dargelegt die Ma— 
roffofrage und die internationale Lage im allgemeinen falſch. Sie 
vermißte pofitive Erfolge und verfannte, daß Deutjchland bei der 
undermeidlichen Gegnerjchaft der meijten Mächte in feiner ganzen 
Politik vorfichtig auftreten muß, daß es jeßt gar feine Möglichkeit 
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bat, glänzende äußere Erfolge zu erringen, daß e3 jchon von großer 
. Bedeutung ift, wenn Deutjchland unter Vermeidung von Konflikten 
jtetig feine Sandeldintereffen in den überjeeifchen Gebieten auszu— 
breiten und fich dadurch wirtjchaftlich und politifch zu Träftigen 
vermag. Die Öffentliche Meinung machte dagegen für die angeblich 
unerfreuliche Lage die perjönliche Politik des Kaiſers verantwort— 
lih und fürchtete nun, bei der Verringerung der Arbeitsfähigkeit 
des Kanzler würde das Staatsfchiff vollends in faljches Fahr— 
wafjer geraten. Solche Bedenken entluden fi in mannigfachen 
Angriffen auf die Leitung der auswärtigen Gejchäfte und veran- 
laßten ihrerfeit3 den Kaifer zu einer jcharfen Abweifung derartiger 
Kritiken (S. 160). Die Interpellation Baffermann im Reichdtag 
war eine weitere folge der verbreiteten Mißſtimmung; es ſcheint 
aber dem Reichskanzler durch ihre Beantwortung gelungen zu fein, 
da3 gefunfene Vertrauen wieder zu beleben (S. 180 bis 201). 
Noch mehr Raum haben in Parlament und Offentlichkeit 
die Kolonialdebatten in Anfpruch genommen. Schon im Vor: 
jahre Hatte die Regierung angekündigt, daß fie einen lebendigeren 
Zug in die Kolonialpolitif zu bringen gedenke; Yorderungen für 
Gijenbahnbauten und für die Umwandlung des Kolonialamts, das 
bisher unter dem Staatsſekretär des Auswärtigen jtand, in ein 
jelbftändiges Staatsſekretariat waren die Folgen dieſes Entjchlufjes. 
Diefe Forderungen fanden teilweife Widerfpruch im Zentrum. Ob: 
gleich da3 Zentrum im lebten halben Menjchenalter mehr und 
mehr Regierungspartei geworden war und insbejondere die wich: 
tigjten weltpolitifchen Yorderungen mitbewilligt hatte, hatte e& 
unter feinen Wählern doch jtet3 jtarfe Schichten, ja ganze Wahl: 
freife, die den weltpolitifchen Tendenzen innerlich fremd gegenüber: 
ftanden oder aus der Zeit des Kulturfampfes noch ſtarke oppofi- 
tionelle Neigungen behalten hatten. Stet3 Hat da8 Zentrum auf 
ſolche Anfchauungen und Gefühle Rüdficht nehmen müſſen, indefjen 
gelang e3, fie in wichtigen Fragen, wie bei der Flottenverſtärkung, 
der Neuregelung des Zolltarif3, der Finanzreform, zurüdzudrängen. 
Dieje oppofitionellen Elemente fanden nun jeit 1905 einen rührigen 
und intelligenten Führer, den Abg. Erzberger. Er machte ſich 
namentlich befannt durch feine Polemik gegen wirkliche oder ver- 
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meintliche Übelftände im Kolonialwejen, ohne ſtets peinlich zu 
prüfen, ob jeine Bejchwerden begründet waren oder nicht. Die 
Mahl der Kolonialverwaltung und Kolonialpolitif als Operations 
feld der Kritik erwies fich ala ein taktiſch außerordentlich geſchickter 
Zug. Denn einerjeit3 ift die Kolonialpolitif bei vielen bäuerlichen 
Zentrumswählern unpopulär, weil fie ihre Notwendigkeit nicht ver— 
jtehen, andererfeit3 fann fie als der jüngfte Zweig der deutfchen 
Politik noch feine äußeren Erfolge aufweifen und hierdurch die 
Gegner entwaffnen, und endlich find in der Verwaltung wie in 
jeder jungen Organifation manche Verſuche fehlgejchlagen, manche 
Fehler und Mißgriffe perjfönlicher und jachlicher Natur vorgelommen. 
Sobald der Abg. Erzberger erſt die Aufmerkſamkeit durch feine Kritik 
auf fich gezogen hatte, floß ihm bald ein großes Material zu: 
Nachrichten von katholiſchen Miffionaren, unzufriedenen Beamten 
und Reijenden über Ungerechtigfeiten der Kolonialverwaltung gegen 
Weiße, Beeinträchtigung der Wirkſamkeit der Miffionare, Miß- 
handlung der Eingeborenen, unfittliches Leben der Europäer, Ver— 
ſchwendung innerhalb der Verwaltung u. dgl.: alles Dinge, die 
ihn zu fortgejeßten Angriffen auf einzelne Beamte und die Gejamt- 
verwaltung befähigten. Er begann jomit als Ankläger in den 
folonialen Dingen diejelbe Rolle zu jpielen wie früher der Abg. 
Eugen Richter in den Angelegenheiten der Armee und der inneren 
Berwaltung. Er war diefem allerdings an Geift, Kenntnis und 
rednerifcher Begabung keineswegs ebenbürtig, aber er verjtand im 
Unterfchied von Richter den Schein der prinzipiellen, unfruchtbaren 
Kritif zu vermeiden, er jtellte fich vielmehr ftet3 hin als den im 
Grunde folonialfreundlichen Politiker, dem weniger die Kritik als 
die Beflerung am Herzen lag. Eine ähnliche Tätigkeit verfolgte 
neben ihm der Abg. Roeren, der aber in der Öffentlichkeit weniger 
hervortrat. Er benußte feine Stellung ala Führer der größten 
und für alle entjcheidenden Bewilligungen unentbehrlichen Partei 
dazu, um durch perjünliche Verhandlungen mit dem Chef der 
Kolonialverwaltung, den er mit einer Zentrumsoppofition bedrohte 
und einjfchüchterte, allerlei beftimmte Wünfche in Eingzelfragen durch— 
zufegen. Er übte ſomit einen verborgenen aber jtarken Einfluß 
aus. Die Kritik, die in Kommiffionen und im Plenum de& Reiche: 
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tags mit großer Breite auftrat, fand keineswegs den Beifall jämt- 
licher Zentrumsmitglieder. Die Verſuche Erzbergerd 3. B., die 
Beamtenauswahl zu beeinfluffen, wurden durch den Abg. Spahn, 
der bisher ala Hauptführer der Partei galt, zurückgewieſen. Offen: 
bar befürchteten die bisherigen Führer von der Überhandnahme 
des Erzbergerjchen Einfluffes eine Berjchlechterung der Beziehungen 
zwijchen Regierung und Zentrum; die fortgejegte Kritif mußte die 
DOppofitionzluft in den eigenen Reihen jtärfen und dem Zentrum 
die Rolle als Regierungspartei erjchweren. Aus patriotifchen und 
parteipolitifchen Gründen war ihnen an der Aufrechterhaltung der 
ausfchlaggebenden Stellung des Zentrums gelegen, und das erfor= 
derte Vermeidung eines fcharfen Konfliktes mit der Regierung. 
In den folonialen Fragen trug e& aber der oppofitionelle Flügel 
davon: die Bahn Kubub-Keetmanshoop, die zur Führung des 
Feldzugs im Süden Südweſtafrikas und zur Erjchließung des Schuß 
gebiet? notwendig war, wurde abgelehnt, ebenjo die Errichtung des 
jelbjtändigen Kolonialjtaatzjefretariat® (©. 118). Das Zentrum 
jpaltete fich in der Abjtimmung über diejen legten Bojten, und 
nach dem Eindrud der Augenzeugen ijt es jelbjt unangenehm von 
der Ablehnung überrafcht worden. Die Führer jcheinen gehofft 
zu haben, daß fi, da nur zwei Drittel ihrer Partei gegen die 
Horderung, ein Drittel dafür ftimmte oder fehlte, doch eine Mehr: 
heit finden würde, jo daß ein offener Konflikt vermieden würde. 
Die Ablehnung erfolgte unmittelbar vor der VBertagung (26. Mai), 
jo daß fich nicht jogleich überjehen ließ, welche Konjequenzen dar— 
aus entjtehen würden. 

Wie natürlich ging im Sommer nach diefem Erfolg der 
DOppofition die Kritik an den folonialen Zuftänden weiter. Sie 
richtete ſich jet namentlich gegen die Zentralverwaltung und brachte 
Enthüllungen über angebliche Unregelmäßigfeiten im Beſoldungs— 
wejen, Ungerechtigfeiten gegen Unterbeamte und Ungejchid beim 
Abſchluß von Lieferungsverträgen, wodurch zwei privilegierten 
Firmen Millionen in den Schoß geworfen worden feiern. Auch 
bier ftanden Erzberger und Eflerifale Blätter im Bordergrunde, 
Angehörige der Linken jpielten eine Nebenrolle. Dieſe Angriffe 
riefen zunächjt einen Wechjel im Kolonialamt hervor (S. 161) und 
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erweiterten die Kluft zwijchen Regierung und Zentrum immer mehr. 
Das zeigte fich jogleich beim Beginn der Herbittagung. Die Ab- 
geordneten Roeren und Erzberger erneuerten die jchon in der Prefie 
erhobenen Borwürfe und warfen der Regierung vor, die Mißjtände 
vertufchen zu wollen, obgleich die Regierung Unterfuchung zugejagt 
und die Anderung der jchädlichen Lieferungsverträge bereit3 in 
Angriff genommen hatte. Der neue Leiter des Kolonialamt3, Ge— 
heimrat Dernburg, trat ihnen jedoch mit ungewohnter Schärfe 
entgegen. Ohne früher begangene Fehler in Abrede jtellen oder 
beſchönigen zu wollen, entkräftete er eine ganze Reihe von Vor— 
würfen und wies namentlich nach, daß der Abg. Roeren lange Zeit 
durch die gegen einen früheren Leiter des Kolonialamt3 ausgeſpro— 
hene Drohung, da8 Zentrum werde für die Kolonien nicht mehr 
bewilligen, eine illegale Prejfion auf die Kolonialverwaltung zu= 
gunften oder ungunften gewifler Beamten und Miffionare ausgeübt 
habe. Ferner wies er nach, daß Roeren auf Grund falfchen oder 
unfontrollierbaren Klatſches mehrere ehrenhafte Beamte aufs ſchwerſte 
beleidigt habe, daß er aber andererjeit3 fich bereit erflärt Habe, 
einige Beſchwerden nicht in die Öffentlichkeit zu bringen, falls ihm 
die Regierung einige Wünjche in Perjonalfragen erfülle. Alſo 
nicht die Regierung jondern der Zentrumsabgeordnete habe Ver— 
tuſchungspolitik getrieben. Diefe energifche Verteidigung der Kolonials 
beamten und die Abweijung des Zentrumßeinfluffes wurde auf der 
Rechten und Linken als Entlarvung einer „Nebenregierung“ mit 
Jubel begrüßt und vom Reichskanzler ausdrüdlich gutgeheißen. 
Die Yolge war, daß dad Zentrum der Regierung jeine Macht zu 
zeigen bejchloß. Als die Regierung 29 Millionen zur Führung 
des jüdmwejtafrifanifchen Krieges forderte, ſtrich e8 mit Hilfe der 
Sozialdemokraten und Polen 9 Millionen und verlangte überdies 
unter Berufung auf die verbefjerte Kriegslage, daß vom 1. April 
ab die Schußtruppe auf 2500 Mann verringert werde. Dies Ver— 
langen überjchritt die Befugniffe des Reichstags, da er wohl die 
Horderungen der Regierung verwerfen aber zur Bedingung der 
Bewilligung nicht die Feſtſetzung einer bejtimmten Truppenſtärke 
während des Feldzugs machen darf, da dieje zur Kommandogewalt 
des Kaiſers gehört. Obgleich der Reichskanzler feinen Zweifel ließ, 
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daß Kaijer und Bundesrat ſich den Zentrumsforderungen nicht 
fügen würden, blieb das Zentrum unnachgiebig und lehnte mit 
Hilfe der Polen und Sozialdemokraten einen von der Regierung 
gebilligten freifinnigen Kompromißantrag in zweiter Leſung ab. 
Unmittelbar nach der Ablehnung wurde der Reichdtag aufgelöft, 
ohne daß erjt bis zur dritten Leſung ein neuer Verjtändigungs- 
verjuch unternommen worden wäre (13. Dezember). 

Wenn jo das Zentrum durch feinen Übergang zur Oppofition 
die Kataſtrophe hervorgerufen hat, jo haben umgekehrt die Frei— 
finnigen eine entjchiedene Schwenfung nach der anderen Seite 
unternommen. Die freifinnige Vereinigung hat den militärijchen 
und weltpolitifchen Forderungen jchon Lange feinen Widerftand mehr 
entgegengejeßt und der Widerſtand der freifinnigen Bolf3partei war 
ebenfall3 mehr und mehr erlahmt; die letzte Marinevorlage 3. 2. 
hatte fie grundjäglich gebilligt und nur abgelehnt, weil fie mit 
ihrer Dedung durch indirekte Steuern nicht einverftanden war. 
Aber viele glaubten, daß fie die Vorlage nicht hätte fcheitern laſſen, 
wenn es auf ihre Abjtimmung angefommen wäre. Eines der vom 
Abg. Eugen Richter und feinen nächjten Freunden am beftigjten 
befämpften Gebiete war ferner die Kolonialpolitif. Auch Hier hat 
die freifinnige Volkspartei Schritt für Schritt nachgegeben; jo hat 
fie das Kolonialjtaatsjefretariat im Gegenjag zum Zentrum be= 
willigt. Je weiter dag Zentrum fich von der Regierung entfernte, 
deſto näher rüdte ihr die freifinnige Volkspartei: fie trat dem Be— 
gehren des Zentrums, die Kriegführung in Südweltafrifa durch 
Feſtſetzung der Truppenjtärke zu fontrollieren, entgegen durch den 
Antrag Ablaß, der die geforderte Summe bewilligte mit der Maß— 
gabe, daß neben der von der Regierung ſchon begonnenen Heim— 
jendung der überjchüjligen Truppen die Vorbereitungen getroffen 
würden zur weiteren Verminderung der Truppen entjprechend der 
Kriegslage. Hierauf konnte die Regierung eingehen, da er feine 
bindende Bejchränkung der Truppenzahl enthielt. — Mancherlei 
Momente mögen zujammengewirkt haben, um diejen Umfchwung 
herbeizuführen: die höhere Einficht der Führer nach Richters Tode, 
die Perjönlichkeit des neuen Kolonialdirektors, das Bemwußtjein, 
daß die die Linfe von der Regierung und der Rechten trennende 
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Mirtjchaftspolitif für die Dauer der Handelsverträge entjchieden 
jei, endlich die Abneigung gegen Zentrum und Sozialdemokratie. 
Durch dieje YFrontveränderungen ijt es gejchehen, daß zum erjten 
Male Rechte und gejamte bürgerliche Linke als Regierungsparteien 
gegen Zentrum und Sozialdemokratie in den Wahlkampf ziehen 
fonnten. Die alte Gegnerjchaft war keineswegs vergefjen, ja manche 
Mitglieder der freifinnigen Bereinigung betonten die Feindichaft 
gegen die Rechte jtärker al3 gegen die Sozialdemokratie: das eini= 
gende Band der gemeinjamen nationalen Politif überwog für die 
Maſſe der Wähler doch jene Hinderniffe. 

An Preußen war da3 wichtigfte parlamentarijche Ergebnis 
das Volksſchulunterhaltungsgeſetz. Es ijt angeregt worden 
dureh dad Kompromiß der Konfervativen und Nationalliberalen 
(1904 ©. 88) und ijt bejtimmt, das Volksſchulweſen vorläufig zu 
regeln, ſolange ein allgemeines Volksſchulgeſetz noch nicht zuftande 
gefommen ift. Ein jolches Geſetz ijt befanntlich durch die Ver— 
fafjung (Art. 112) verheißen, hat aber noch nicht gejchaffen werden 
fünnen, da die großen Parteien fich über die in einem ſolchen Ge— 
jege auszufprechenden Grundjäße — Konfejfiong- oder Simultan- 
jchule oder konfeſſionsloſe Schule, Schulaufficht durch Geiftliche oder 
Fachmänner u. dgl. — nicht einigen können. Das neue Geſetz be- 
ſchränkt fich daher darauf, Rechte und Pflichten des Staates wie 
der Gemeinden an den Volksſchulen zu firieren und in den eigent- 
lichen Unterrichtsfragen die bejtehenden Zujtände anzuerkennen. 
Danach wird die Simultanjchule da, wo fie bejteht, erhalten, aber 
jede Konfejfion darf auch in diefen Gemeinden eine eigene Schule 
beanspruchen, falls die Zahl ihrer jchulpflichtigen Kinder in den 
Städten 120, in den Landgemeinden 60 beträgt. Auch die Beteiligung 
der Geiftlichen an der Schulauflicht wird erhalten. Die Lehrer 
werden in Gemeinden mit mehr ala 25 Schulſtellen von der Ge- 
meinde gewählt, in den kleineren jchlägt die Auffichtsbehörde drei 
Kandidaten vor, aus denen die Gemeinde einen zu erwählen hat. — 
Das Geſetz hatte mannigfache Anfechtungen in der Öffentlichkeit zu 
beftehen und manche Wandlungen in den Kommijfionen durchzu- 
machen. Die Angriffe richteten fih namentlich gegen die Begün- 
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der Konfeſſionsſchule aber nicht der Simultanjchule gejtattet, ſowie 
gegen die Beibehaltung der geijtlichen Schulaufficht und endlich 
gegen die Bemefjung der Rechte der Gemeinden. Auch in den 
Kreifen, die diefe Vorwürfe ablehnten, ift getadelt worden, daß die 
Bejoldung der Lehrer vernachläffigt worden jei. Dieje Trage iſt 
das ganze Jahr hindurch erörtert worden (©. 149). 

Von den übrigen preußijchen Gejegen iſt hervorzuheben bie 
Novelle zum Eintommenfteuergejeg. Sie läßt die Grundzüge des 
Miquelichen Geſetzes bejtehen, bringt aber Erleichterungen für folche 
Steuerpflichtige mit einem Einkommen bis zu 6500 Marf, die für 
Kinder oder fonjtige Angehörige zu ſorgen haben. — Ceit langer 
Zeit Schon ift die Frage einer Reform des preußiichen Landtags» 
wahlrecht3 behandelt worden. Die Linke verlangte Abjchaffung des 
Dreiflafjenwahlrecht3 und Neueinteilung der Wahlkreije entjprechend 
der in der Bevölkerung eingetretenen Berjchiebung. Bon diefen 
Wünſchen ift ein fleiner Teil erfüllt worden: einige beſonders große 
Wahlkreife find geteilt worden, fo daß die Zahl der Abgeordneten 
443 beträgt. Dieje Neuerung genügte der Linken nicht; fie hat 
daher gegen das Gejeß gejtimmt und die Forderung auf Anderung 
des Wahlmodus beibehalten. — Wie im lebten Jahre jo ift auch 
in dieſem der ftaatliche Bergbefi vermehrt worden durch den Er— 
werb des Kalibergwerf3 Hercynia, aber der Gedanke eines Mono- 
pols ijt dabei von der Regierung weit abgewiejen worden. — Die 
Polenfrage hat noch mehr als früher die Öffentlichkeit befchäftigt. 
Der Zwift zwijchen Polen und Zentrum in Oberjchlefien hat zum 
völligen Bruch zwijchen beiden Parteien dort geführt, und in Poſen 
und Weftpreußen Haben etwa 60000 Schulkinder den deutjchen 
Religionsunterricht zu vereiteln gejucht dadurch, daß fie die Ant— 
wort vermweigerten. Diejer „Schulftreif”, der natürlich auch andere 
Widerſetzlichkeiten, Bejchimpfungen der Lehrer u. dgl. zur Folge 
hatte, war beim Schluß de3 Jahres noch nicht beendet. Aller: 
dings hatte ihn die Regierung durch Strafmandate gegen die 
Eltern und ähnliche Maßregeln bedeutend eingedänmt. — Biel 
erörtert wurde der Rüdtritt des Landwirtjchaftsminijters v. Pod- 
bielsfi. Ihm wurde die Beteiligung an der Firma Tippelskirch 
zum Vorwurf gemacht, da dieje in engen gejchäftlichen Beziehungen 


Aeberſicht über die yolitifhe Entwickelung des Jahres 1906. 451 


zum Kolonialamt jtand und ungewöhnlich großen Gewinn ge= 
macht hatte. 

In Bayern ift dag im vorigen Jahre jchon beratene Wahl- 
reformgejeß abgejchlofjen worden. Danach werden künftig auf Grund 
de3 allgemeinen, geheimen und direkten Stimmrecht 163 Abgeord- 
nete (je einer auf 38000 Geelen) gewählt; Bedingungen des Wahl: 
rechts find bayerijche Staat3zugehörigkeit feit einem Jahr und Zah: 
lung einer direften Steuer. Bei den Wahlen entjcheidet die rela= 
tive Mehrheit, falls ein Kandidat mehr als ein Drittel der ab- 
gegebenen Stimmen erhalten Hat; im anderen Yalle findet ein 
neuer Wahlgang jtatt, in dem die relative Mehrheit entjcheidet. 
Im übrigen war der bayerijche Yandtag unfruchtbar; ein Straßen— 
gejeß und ein Waſſergeſetz find vorbereitet worden, follen aber erjt 
in einer Nachjejfion vollendet werden. — In Württemberg ift 
die im Vorjahre begonnene Berfaffungsrevifion beendet worden. 
Hiernach bejteht das Abgeordnetenhaus Fünftig wie bisher aus 
92 Abgeordneten aber die ihr bisher angehörenden Vertreter von 
Ritterſchaft, Schule und Kirche find daraus entfernt und in die 
Erſte Kammer verjegt worden. Die Zweite Kammer bejteht jett 
aus Abgeordneten, die jämtlich auf Grund des Reichdtagswahlrechts 
gewählt werden, und zwar jtellen die Oberamtäbezirfe 63, Stutt- 
gart 6, die ſechs „guten Städte" Ellwangen, Heilbronn, Ludwigs— 
burg, Reutlingen, Tübingen, Ulm je 1 Vertreter. Dazu kommen 
dann 17 Abgeordnete, die durch VBerhältniswahl in zwei Kreijen 
de3 gejamten Landes gewählt werden, ein Modus, der auch für 
Stuttgart gilt. Zum Unterſchied vom Reichstagswahlrecht fennt 
Württemberg feine Stihwahl: bringt der erjte Wahlgang feine 
abjolute Mehrheit, jo findet ein freier zweiter Wahlgang jtatt, in 
dem die relative Mehrheit entjcheidet. Die Erjte Kammer, die 
bisher 29 Mitglieder zählte (4 Prinzen, 19 erbliche Standesherren, 
6 vom König ernannte lebenslängliche), wird auf 50 Mitglieder 
vermehrt und erhält gejteigerte Befugnifje in der Budgetberatung. 
Es treten ein 8 Vertreter der Ritterſchaft, 4 der evangelijchen, 
2 der fatholifchen Kirche, je 1 Vertreter der Univerfität und der 
Techniſchen Hochſchule, 5 Vertreter von Landwirtichaft, Induſtrie 


und Handwerk. Das Recht der Standesherren, ihre Stimmen 
29* 
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Vertretern zu übertragen, wird befeitigt. — Gegen das Gejeh hat 
das Zentrum gejtimmt, da es die Umwandlung der Erjten Kammer 
nicht billigte. Hier herrjchten bis jeßt die in der Mehrzahl katho— 
liſchen Standesherren, während fortan vorausfichtlich die Evange— 
liichen die Mehrheit haben werden. — Außerdem ijt eine Reform 
der Gemeindeordnung durchgejeßt worden, die die lebenslängliche 
Anjtellung der Ortövorjteher durch ein periodijches Wahlrecht erjegt. 
MWahlrechtsfragen find auch in Sachſen erörtert worden, 
aber nicht zum Abjchluß gelangt. Indeſſen jcheint die Regierung, 
wie der Miniftertvechjel andeutet, die fejte Abficht zu haben, eine 
Erweiterung des Wahlrecht3 durchzuführen. — Berändert worden 
it ferner das Wahlrecht in Hamburg und Lübeck, aber im ent- 
gegengejeßten Sinne al3 in Bayern und Württemberg: bier find 
die Nechte der Mafle nicht erweitert fondern gejcehmälert worden. — 
Eine wichtige Veränderung für Braunfchweig Hat der Tod des 
Prinzen Albrecht gebracht. Die Frage, ob e3 zuläffig ſei, die 
MWelfen auf den Thron Braunjchweigs zu berufen, wurde damit 
wieder aufgerollt; Braunjchweig jelbjt wünjchte eine endgültige 
Regelung der Thronfolge, und der Herzog von Gumberland fuchte 
in Zujchriften an den Kaiſer und den Reichskanzler fein Recht zu 
wahren und alle Bedenken gegen jein Haus zu entfräften. In— 
defien bis zum Jahresſchluß iſt noch nichts entjchieden worden. 
Bei einer Betrachtung des Parteilebens fällt — abgejehen 
von dem oben Bejprochenen — die große Zahl der Streiks ins 
Auge, wenn auch eine jo gewaltige Arbeitgeinjtellung wie der Berg— 
arbeiterftreif im Ruhrgebiet 1905 nicht zu verzeichnen ift. In Ver— 
bindung mit diejer Streifneigung wurde in der jozialdemofratijchen 
Partei die Frage des Mafjenjtreifs diskutiert, was zu heftigen 
Debatten zwijchen den Führern der Partei und der Gewerkichaften 
führte (S. 138, 164). Wie der Streittendenz fuchte die Sozial⸗ 
demokratie ſich auch des großen Intereſſes zu bemächtigen, das die 
in mehreren Parlamenten verhandelte Wahlrechtsänderung erregte. 
Durch Straßendemonſtrationen zugunſten des allgemeinen Wahl— 
rechts in den Einzelſtaaten ſuchte ſie die Regierungen einzuſchüchtern 
und neue Anhänger zu werben, ſie rief aber damit nur in Ham— 
burg fruchtloſe Tumulte hervor, in Berlin wagte ſie angeſichts der 
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Entjchloffenheit der Regierung die pomphaft angekündigten Demon- 
ftrationen gar nicht zu unternehmen (S. 11). — Wie im VBorjahre 
Hat auch in diefem eine andauernde Fleifchteuerung die Öffent- 
Lichfeit bejchäftigt, ohne daß eine genügende Erklärung gegeben oder 
ein Mittel zur Abhilfe gejchaffen worden wäre. — Die wirtjchaft: 
liche Entwidelung war im allgemeinen günftig, wie jchon die zahl: 
reihen Streiks beweifen. Die Wirkfjamfeit der am 1. März in 
Kraft getretenen Handelsverträge mit ihren erhöhten Tarifen tjt 
viel umjtritten worden: die Yreunde der neuen Handeläverträge 
jehen in der Wirtjchaftslage den Beweis, daß fie der Induſtrie 
und dem Handel nicht, wie gefürchtet wurde, gejchadet haben; die 
Gegner motivieren die günftige augenblidliche Lage mit der Hoch- 
fonjunftur und wollen darin noch feine Rechtfertigung des neuen 
Zolltarif3 erkennen. 

Öfterreih-Ungarn Hat in beiden Neichshälften ſchwere 
Verfaſſungskämpfe durchlebt. Das im vorigen Jahre in Cis— 
leithanien verfprochene Gejeg über das allgemeine Wahlrecht 
wurde vom Minijterium Gautjch prompt eingebracht, und wie an— 
gefündigt erjtrebte e8 neben der Heranziehung der Mafje zum poli- 
tiichen Leben auch die Berüdfichtigung nationaler Wünſche: Wah- 
rung einer Mindeftvertretung für jede Nation durch Abgrenzung 
der Wahlkreife in nationaler Beziehung. Da das allgemeine 
Stimmrecht in erjter Linie nach der Kopfzahl orientiert werden 
muß, war es unvermeidlich, daß die Deutjchen im Fünftigen Reichs— 
rat eine Minorität bildeten, aber Gautjch verwarf eine rein mecha= 
nijche Einteilung und gab in Anerkennung der wirtjchaftlichen und 
fulturellen Überlegenheit den Deutſchen eine relativ ftärfere Ver— 
tretung al3 den übrigen. Nach den Berechnungen eines Abgeord- 
neten fam je 1 Abgeordneter auf 11000 Deutjche und 15000 nicht- 
deutjche Wähler. Hierdurch wurde das ungünjtige Verhältnig für 
die Deutjchen gemildert: 205 Deutjche jollten 250 Nichtdeutfchen 
gegenüberftehen, aber unter den Nichtdeutjchen jtanden 17 Staliener 
und 4 Rumänen den Deutjchen näher ala den 229 übrig bleiben- 
den Slawen (99 Tjchechen, 64 Polen, 31 Ruthenen, 35 Südflawen), 
und unter den Slawen endlich herrſcht feine Einheitlichkeit. Viel— 
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mehr war zu erwarten, daß die Ruthenen im Gegenjaß zu den 
Polen ftehen würden. Aus dieſen Gründen hatten die maßgebenden 
deutjchen Parteien prinzipiell nichts gegen das Geſetz einzuwenden. 
Unbedingt dagegen waren nur die wenigen radikalen Alldeutjchen, 
die in der Feſtlegung der deutjchen Minderheit eine politijche Ent— 
rechtung erblidten und feinen Sinn dafür hatten, daß eine Privi— 
legierung der Deutjchen die übrigen Stämme verlegen und gegen 
die Deutjchen einigen würde, während fie gleichzeitig die politifche 
Energie der Deutjchen lähmen muß. In ihrer Polemik trafen fie 
fih mit den Tichechiich-Radikalen und den Polen; diefe waren 
gegen die Gleichberechtigung der Ruthenen, jene gegen die Bevor— 
zugung der Deutjchen. Endlich verwarf ein Teil des Großgrund- 
befies die Reform wegen ihres demofratifchen Charakter. — Im 
einzelnen wurden von den Bertretern der verjchiedenen Länder zahl- 
reiche Anderungsvorjchläge eingebracht und Gautſch war auch bereit, 
in den Ziffern der Mandate Anderungen zuzulafjen, hielt aber die 
Grundgedanken umerbittlich fe. Um die Annahme des Geſetzes 
zu erleichtern, forderte er wiederholt einige PBarteiführer auf, ins 
Kabinett einzutreten und trat zurüd, ala es ihm wegen des Wider: 
itandes der Deutjchen und Polen mißlang (April, ©. 251). Sein 
Nachfolger Prinz Hohenlohe verlangte umgekehrt erjt Erledigung 
der Wahlreform, jodann war er bereit, ein parlamentariſches Mini— 
jterium zu bilden, aber ehe er mit diejer Taktik Erfolg haben konnte, 
zwangen ihn die Beziehungen zu Ungarn zum Rüdtritt (j. unten). 
Der neue Minifter Frhr. v. Bed, der als Vertrauensmann des 
Thronfolger® Franz Ferdinand galt, bildete ein au Beamten und 
Parlamentariern gemijchtes Kabinett mit dem Programm der un— 
bedingten Durchführung der Wahlreform und es ift ihm in der 
Tat nach mehrmonatigen Verhandlungen geglüdt. Nach dem neuen 
Gejeg wird die Gejfamtzahl der Mitglieder des Abgeordnetenhaufes 
auf 516 erhöht; davon find 233 Deutjche, 259 Slawen, 5 Ru: 
mänen, 19 Staliener. Die größten Schwierigkeiten machten bei 
diefer Firierung der Mandate die Böhmen; beide Stämme mußten 
mancherlei von ihren Forderungen aufgeben. Um in der Zukunft, 
falls Anderungen in den Wahlkreifen nötig werden, die einzelnen 
Nationen vor Benachteiligung zu ſchützen, ift bejtimmt worden, 
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daß der Beichluß zu einer folchen Anderung bei Anwejenheit von 
mindeſtens 343 Mitgliedern gefaßt werden muß und daß wenigjteng 
die Hälfte der Abgeordneten des Kronlandes, in dem der betreffende 
Wahlkreis liegt, an der Verhandlung teilnehmen muß. — Diefe 
Beichlüffe des Abgeordnetenhaufes fanden auch im Herrenhaufe nach 
furzer Debatte Annahme; einige Anträge, die das Geſetz gefährden 
fonnten, wie die Forderung de Pluralwahlrechts, wurden durch 
den Drud der Regierung befeitigt. Das Herrenhaus erhielt für 
die Verſtärkung des demokratiſchen Gedanken eine Entſchädigung 
dadurch, daß für feine Mitgliederzahl ein Marimum fetgejtellt 
wurde. Hierdurch verliert der Kaiſer die Möglichkeit, das Herren- 
haus durch einen Pairjchub beliebig zu beeinfluffen, und das Herren» 
haus gewinnt an Widerſtandskraft gegen die Bejchlüffe des Ab- 
geordnetenhaufes. — Auch im übrigen hat dag Parlament brauch: 
bare Arbeit geliefert, wie dag Refrutengejeß und die Verftaatlichung 
der Nordbahn. 

An Ungarn griffen die inneren Kämpfe noch tiefer und bei 
Schluß de3 Jahres war ihr Ende noch nicht abzufehen. Zu Be- 
ginn des Jahres ſuchte die ungarifche Oppofition das außer- 
parlamentarifche Kabinett Fejervary durch ein parlamentarijches 
zu erjegen, aber die Verhandlungen mit dem König zerjchlugen 
fih, weil die magyarifchen Führer die deutjche Kommandojprache 
nicht rundweg anerkennen, jondern nur einjtweilen bis zur Neu— 
wahl die militärischen Bewilligungen verjprechen wollten. Die 
Neuwahl des Abgeordnnetenhaujes fjollte auf Grund eines neuen 
erweiterten Wahlrecht3 erfolgen. Da der König weder die deutjche 
Kommandofprache preisgeben wollte noch in den unbejtimmten Ver— 
ficherungen über die Wahlreform die Garantie finden konnte, daß 
auch die nationalen Minderheiten fünftig größeren Rechtsſchutz er= 
halten würden, jo lehnte er die Vorjchläge ab und Löfte das Ab- 
geordnietenhaus auf (©. 240). Irgend welche Volksbewegung rief 
dies Ereignis troß der Agitation der Koalitionzführer nicht her— 
vor. Troßdem verabjchiedete der König einige Wochen jpäter das 
Minifterium Fejervary und berief die Koalitionsführer unter Lei— 
tung von Alexander Welerle, der 1894/5 Minifterpräfident ge= 
wejen war, an die Spite der Gejchäfte (©. 250). Die Urfachen 
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diefer Schwenkung find nicht befannt. Die Koalition mußte vor 
ihrer Berufung verjprechen, die Mitglieder der Regierung Fejer— 
varys nicht wegen Berfafjungsverlegung mit politijchen Prozeffen 
verfolgen zu wollen, fie mußte ferner die Einführung des all- 
gemeinen Wahlrechtd, Zurüdjtellung der magyarijchen militärijchen 
Forderungen und Erledigung der gemeinfamen Staat3bedürfniffe 
zufagen. Die Führung in dem neuen Kabinett fiel der Unab- 
hängigfeitspartei Apponyis und Koſſuths zu, und die bald 
darauf erfolgenden Neuwahlen, die unter der Hergebrachten Ver— 
gewaltigung der Nationalitäten und fonjtigen Oppofition vor— 
genommen wurden, gaben der Regierung natürlich eine gewaltige 
Mehrheit. Freilich hat fie troß aller Mühe eine lebendigere Be— 
teiligung der Nationalitäten an der Wahl nicht verhindern können. 
Denn die Ausficht auf dad allgemeine Stimmrecht hat nicht nur 
die ſchon Yängjt gegen die Magyaren erbitterten Rumänen belebt, 
ſondern auch folche, die dem politischen Leben bisher ferner ſtanden, 
wie die Banater Schwaben und Slawonen. — Ihr Berfprechen 
der Wahlreform Hat die Koalition noch nicht eingelöft. Auf Mah— 
nungen der Nationalitätenoppofition im Reichstag erwiderte Weferle, 
die Regierung bejchäftige fich zwar mit der Vorbereitung des all: 
gemeinen Stimmrecht, aber gleichzeitig müßte Vorſorge getroffen 
werden, den bisherigen magyarijchen Staatscharafter zu wahren. 
Solde Erklärungen konnten die Oppofition nicht beruhigen, im 
Reichstag gab es daher heftige Debatten. 

Don nicht geringerer Wichtigfeit als die inneren Kämpfe 
der beiden Reich&hälften find ihre Beziehungen zueinander. Ein 
Herzenswunſch der ungarifchen Koalition iſt es längjt, zur Vor— 
bereitung der reinen Perjfonalunion die Handelsverhältniffe jelb- 
jtändig zu regeln und zu diefem Zwede einen eigenen autonomen 
Zolltarif zu erhalten. So verlangte die Koalitionsregierung un— 
mittelbar nach der Neuwahl des Abgeordnetenhaufes, daß der 
autonome Zolltarif den beiden Parlamenten nicht wie bisher als 
gemeinjfamer Tarif vorgelegt werde, jondern als ein Öfterreichijcher 
reſp. ungarifcher, der nur fachlich übereinjtimme. Dementjprechend 
wollte fie mit Öjterreich nicht mehr ein Handelsbündnis jondern 
nur einen Handelävertrag für die Dauer der neuen Handels— 
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verträge mit dem Auslande jchließen. Der Kaifer ging auf dieje 
Forderung ein und zwang hierdurch den djterreichiichen Miniſter— 
präfidenten Hohenlohe zum Rüdtritt, da diefer an der Gemeinſam— 
feit nicht rütteln lafjen wollte. Troß diejer Konnivenz des Kaiſers 
gegen Ungarn trat Hohenlohes Nachfolger jehr entjchieden gegen 
die ungarischen Begehren auf (©. 258); der Neichgrat jtimmte ihm 
Lebhaft zu und Vertreter ungefähr aller Parteien wiejen darauf 
bin, daß bei weiteren Erfolgen der Ungarn jchließlich eine wirt— 
Tchaftliche Trennung eintreten und Ungarn als der jchwächere Teil 
dabei jchlechter fahren müſſe. — Von jonjtigen inneren Vorgängen 
find bemerkenswert die Wechſel in den Pojten des Kriegsminiſters, 
des Minijterd des Auswärtigen und des Chefs des Generaljtabs. 
Der Minijter des Auswärtigen wurde durch die Feindjchaft der 
Magyaren gejtürzt, fein Nachfolger joll aber dem den Magyaren 
abgeneigten Thronfolger naheſtehen, und auch die Wechjel in den 
anderen beiden Pojten jollen von diefem beeinflußt fein. Endlich 
ijt noch hervorzuheben die in Böhmen und anderen Ländern jtärker 
auftretende Tendenz der Deutjchen, die Sprache des anderen Volks— 
ftammes zu lernen, um in der inneren Verwaltung nicht über- 
flügelt zu werden. — Über die auswärtige Politik ift das Weſent— 
liche bereit3 mitgeteilt worden. Nachzutragen iſt noch, daß ein 
Zollfrieg mit Serbien ausgebrochen ijt und daß die Magyaren 
gelegentlich da3 Bündnis mit Deutjchland angefeindet haben, weil 
fie der Meinung waren, die deutjche Regierung juche die inneren 
Berhältniffe der Monarchie zugunften Hſterreichs zu beeinfluffen. 

Sn Portugal und Spanien find feine wichtigen Verände— 
rungen eingetreten. Spanien hat wie faft alljährlich mehrere 
Mtinijterwechjel erlebt und zu den früher erwähnten Schwierigkeiten 
ijt noch eine firchliche gefommen, da die Regierung die Zivilehe 
eingeführt Hat, wogegen ein Zeil der Nation opponiert. 

In England hat ein gewaltiger Sieg der Liberalen das 
Parlament vollftändig umgejtaltet (S. 290). Zum erjten Male 
treten neben den beiden Hijtorifchen Parteien Arbeitervertreter als 
eine gejchlofjene jelbjtändige Gruppe auf. Sie zählt zwar nur 
29 Mitglieder, aber fie hegt die Zuverficht, die Arbeitermafje den 
anderen Parteien allmählich zu entreißen und die anderen Parteien 
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jogleich durch ihre Agitation zu einer energifchen Sozialpolitik zu 
zwingen. Die Regierung bat in der Tat begonnen, dies lange 
vernachläffigte Feld wieder zu beadern und zwei wichtige Geſetze 
find verabjchiedet worden. Das erjte behandelt die Stellung der 
Trades Unions. Nach der interpretation des geltenden Rechts 
durch das Oberhaus follten diefe jolidarijch mit ihrem Nermögen 
haftbar gemacht werden für alle Vergehen eines ihrer Mitglieder; 
ebenfo jollte das Streikpoſtenſtehen und die Überredung der Arbeits- 
willigen zum Streik verboten fein. Das von der Regierung ein- 
gebrachte Geje wollte nun die Gewerfvereine von der Verantwor— 
tung entlaften für alle Handlungen ihrer Mitglieder, die nicht von 
dem Bollzugsausihuß genehmigt waren. Infolge der heftigen 
DOppofition der Arbeiterführer genehmigte die Regierung die ab- 
jolute Unverantwortlichkeit des Vereinsvermögens und beide Häufer 
jtimmten zu. Auch das Streifpoftenftehen und gütliche Überredung 
wurde gejtattet. — Ein weiteres Geje ergänzte daS Geſetz über 
die Entjhädigung der Betriebaunfälle vom Jahre 1897, indem es 
eine Anzahl damals nicht berüdfichtigter Berufe und Unfälle be— 
dachte. — Seit dem Wahlfieg der Liberalen dominieren in beiden 
Häufern des Parlaments verjchiedene Richtungen, aber über dieſe 
Vorlagen einigte man fich leicht, weil die Lords ihre jachliche Not: 
wendigfeit und Popularität anerfannten. In der Schulgejeßgebung 
war dagegen eine Einigung unmöglid. Im Jahre 1902 Hatte 
ein Gejeß den Privatjchulen, die meift jtreng Zonfejfionellen Cha— 
rafter tragen, Subventionen zugebilligt; die Regierung plante nun, 
die Unterftüßung nur ſolchen Schulen zu teil werden zu laſſen, 
die fich der jtaatlichen Kontrolle unterwarfen. Die meijten Privat: 
ichulen hätten danach eingehen refp. an den Staat übergehen müfjen 
und ihre bisherigen Befißer, Kirche oder Private, jollten entjchädigt 
werden. Religiongunterricht jollte Fünftig in den Schulen eben- 
fall3 erteilt werden; e8 war fogar vorgejehen, einer Efonfejfionellen 
Privatſchule ihren Charakter beim Übergang in Staatsleitung zu 
erhalten, wenn vier Fünftel der an der Schule interejfierten Fa— 
milien e8 verlangten. Gegen das Geſetz protejtierte die angli— 
kaniſche Geiftlichkeit, die im Beſitz zahlreicher jubventionierter 
Privatjchulen ift, und auf ihr Betreiben lehnten die fonjervative 
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Partei des Unterhaufes und das Oberhaus die Vorlage ab. In— 
folgedeilen begannen mehrere Führer der Liberalen, darunter einige 
Minijter, eine Agitation für die Umgeftaltung des Oberhauſes. — 
Neben diejfen Dingen hat die Umgejtaltung des Militärweſens 
England bewegt (©. 303). Der Kriegaminifter Haldane hat mit 
Vorliebe auf das Mufter Deutjchlands Hingewiefen, aber wie feine 
Vorgänger die allgemeine Wehrpflicht abgelehnt. Die Marine- 
rüftungen find mit Rüdficht auf den großen Borjprung Englands 
vor den übrigen Mächten in langjamerem Tempo betrieben 
worden. — In der auswärtigen Politik (}. oben) hat England wie 
mit Frankreich jo auch mit Rußland eine allgemeine Berjtändigung 
angejtrebt (©. 298, 301). In feinen Kolonien hatte es in Süd— 
afrika einen Kaffernaufftand in Natal niederzumwerfen; in Indien 
macht die Bewegung unter den Hindus manche Schwierigkeiten und 
auch in Egypten gab es Bewegungen gegen die englifche Herrichaft. 
Ein Vertrag mit Frankreich über die Neuen Hebriden hat ein Kon— 
dominium beider Mächte feſtgeſetzt. 

Sintenfiver ala in England waren die kirchlichen Kämpfe in 
Frankreich. Hier mußte mit Beginn des Jahres auf Grund des 
eben erlafjenen Kirchengejeßes ein genaues Verzeichniß des Kirchen 
vermögen? aufgejeßt werden, damit die Regierung den erwarteten 
Kultgenofjenjchaften das Firchliche Eigentum ordnungsmäßig über- 
tragen fonnte. Bei der Ausführung zeigte fich wieder, daß eine 
jtarfe populäre Oppofition gegen die neue Kirchenpolitif vorhanden 
war: in Paris und in den Provinzen wurden Kirchen verbarri- 
fadiert um die Zählung der Leuchter und Kirchengeräte zu ver— 
hindern; Polizei und Truppen mußten aufgeboten werden und 
gelegentlich fam es zum Blutvergießen. Die Regierung wurde 
wegen diejer Vorgänge in der Hammer interpelliert und, da ſie 
eine Milderung in der Durchführung nicht verjprechen wollte, durch 
ein Mißtrauengvotum zum Rüdtritt gezwungen (7. März). Rou= 
viers Nachfolger wurde Sarrien, aber den Haupteinfluß im Kabinett 
übte von Anfang an als Minijter des Innern der Senator Clé— 
menceau, der im Panamaffandal fompromittiert jet zum erjten 
Male wieder Hervortrat. Die neue Regierung ging in der kirch— 
lichen Inventarifierung zunächſt langjfamer vor, verfolgte aber im 
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übrigen ganz diejelben Eirchlichen Bahnen wie ihre Vorgängerin, 
und die Neuwahlen, die ihr eine große radikale Mehrheit brachten, 
ichlofjen vollends jede Umfehr aus (©.316). Die Frage war num, 
ob die Katholiken durch die Bildung von Kultvereinen die Voraus— 
jegung, von der das Gejeh ausgegangen war, erfüllen würden. 
Gin Teil der franzöfifchen Hierarchie neigte dazu, aber eine päpſt— 
liche Enzyflita verbot die Bildung (10. Augujt, ©. 350), weil das 
Geſetz den Rechten der Kirche widerjpräche, und infolgedeflen unter: 
blieb fie. Eine Verftändigung zwifchen Regierung und Kurie wurde 
gänzlih unmöglih, ala im Herbſt das Miniſterpräſidium von 
Sarrien auf den weit radifaler gefinnten Glemenceau überging und 
der neue Regierungschef jogleich in Öffentlichen Anjprachen gegen 
die Kurie polemifterte. In dasjelbe Horn ftieß der neue Arbeits— 
minifter Viviani, der auf der Kammertribüne ein atheijtijches 
Glaubensbefenntnis ablegte (S. 326). Eine verjöhnliche Inſtruk— 
tion de3 Kultusminiſters Briand an die Präfekten, worin er eine 
liberale Auslegung des Kirchengeſetzes anordnete, fam zu ſpät; die 
einjährige Frijt, die da8 Trennungsgejeß zur Bildung von Kult: 
vereinen geftellt Hatte, lief ab, ohne daß fie fich gebildet hätten 
(11. Dezember). Sogleich ging die Regierung zur Offenfive über: 
fie wies den Sekretär de3 früheren Nuntius, der den Verkehr zwi: 
chen Papſt und Epijfopat vermittelte, aus, bejchlagnahınte jeine 
Papiere, zwang die Bilchöfe und Seminarien, deren Wohnfite 
jtaatlihe Gebäude waren, zur fofortigen Räumung und brachte 
endlich ein Gejeß durch, das das KHirchengut dem Staat rejp. den 
Gemeinden zuwies. Es hängt nun von den Behörden ab, ob das 
Kirchengut zu firchlichen Zwecken weiter verwendet wird und ob 
die Kirchen zum Kultus freigegeben werden. — Außer den firch: 
lichen Angelegenheiten haben joziale das Intereſſe in Anſpruch 
genommen. Ein großes Grubenunglüd, deſſen Urjprung und Aus: 
dehnung den Bergwerkgejellichaften zum Vorwurf gemacht wurde, 
entfachte die unter den Bergarbeitern jchon Lange bejtehende Gärung 
auf3 neue und verjchärfte einen um diejelbe Zeit ausbrechenden 
Bergarbeiterftreit; ferner jtreitten die Pariſer Briefträger und für 
die Maifeier bereiteten die Sozialijten große Demonjtrationen vor. 
Die Regierung wurde zwar aller diefer Bewegungen Herr, aber 
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fie bejchloß, der Sozialpolitif größere Aufmerkjamfeit zu widmen 
ala bisher. Zu dem Zwede begründete Clemenceau ein eigenes 
Minifterium für Sozialpolitik, außerdem wurde ein Geſetz über 
Sonntagsruhe angenommen und ein Gejeß über Alteröverficherung 
der Arbeiter eingebracht. Dieje Vorlage konnte bi3 zum Yahres- 
fchluß nur erjt von der Kammer erledigt werden. Eine Schwierig- 
feit für die Sozialpolitik bietet freilich die Finanzlage, zu deren 
Sanierung der Yinanzminijter wie jchon früher wiederholt eine 
Einfommenjteuer vorgejchlagen hat. Auch hierüber ijt eine Ent» 
jcheidung noch nicht gefallen. — Zu erwähnen iſt noch, daß der 
Tal Dreyfus, der Frankreich jahrelang erregt hat, durch die Re— 
Habilitierung des verurteilten Dreyfus und jeine® vornehmiten 
Verteidigers, des Generals Picquart, jet beendet worden iſt. Ent— 
jprechend dem MWachjen des radikalen Geijtes hat die franzöfiiche 
Armee mehrfach mit antimilitariftiichen Kundgebungen zu kämpfen 
gehabt. 

In Italien ift das wichtigjte Ereignis die Konverfion der 
fünfprogentigen Rente, die ohne Schwierigfeit gelungen ijt, wie 
überhaupt die Finanzlage ein außerordentlich günftiges Bild zeigt 
(S. 343). Infolgedeſſen hat der Staat die Möglichkeit, für die 
im borigen Jahre wieder übernommenen Eifenbahnen, die in der 
PBrivatverwaltung vernachläſſigt worden waren, beträchtliche Auf— 
wendungen zu machen. Weitere finanzielle Opfer verlangt dann 
wie jtet3 der Süden, dejjen Notlage in dieſem Jahre noch durch 
einen Veſuvausbruch vergrößert worden iſt. Streiks und partielle 
Unruhen gab es wie alljährlich in mehreren Provinzen; e8 wurde 
jogar ein Generalaugjtand verjucht, der freilich noch Jchneller als 
der vom Jahre 1904 zuſammenbrach. Die Folge des Streiks war 
ein Bruch eines Teils der Sozialiſten mit der Regierung, jo daß 
dag Minifterium Sonnino jeine Mehrheit verlor und durch Gio- 
Litti erjegt werden mußte. — Schwere Sorgen hat der Regierung 
feit Jahren die Marine bereitet, da in der Verwaltung Unregel- 
mäßigfeiten fejtgejtellt wurden. Nach den Unterfuchungen des lebten 
Jahres follen aber die Übelftände befeitigt fein. — In der aus— 
wärtigen Politik hat Stalien eine wichtige Rolle in der Maroffo- 
frage gejpielt (ſ. oben), daneben trat der Gegenjat zu Ojfterreich- 
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Ungarn auf dem Balkan hervor (S. 333), ja die Öffentliche Mei— 
nung verftieg fich zu der Befürchtung, daß Ofterreich-Ungarn mit 
Angriffsplänen umgehe. Die Regierung hat ſich nach Kräften be= 
müht, gleichzeitig die politifchen und wirtjchaftlichen Intereſſen auf 
dem Balkan zu fichern und die Agitation gegen Sfterreich ein- 
zudämmen (S. 345). — Die Beteiligung der Katholifen am öffent» 
lichen Leben Italiens hat der Kurie Anlaß gegeben, die Bildung 
von demofratifchen Fatholifchen Vereinen zu verurteilen und nähere 
Vorjchriften über die politifche Betätigung der Kleriker zu erlaflen 
(S. 348). Im übrigen ift die Kurie wejentlich durch den Streit 
mit Frankreich in Anfpruch genommen worden. 

Die Schweiz hat eine Militärreorganifation begonnen mit 
dem Zweck einer befjeren Ausbildung der Mannjchaften ohne 
gleichzeitige Erhöhung der Dienjtzeit. Sodann hat fie eine längſt 
empfundene Lücke in der Gejetgebung ausgefüllt durch eine jchärfere 
Beobachtung und Verfolgung der Anardiften. Obgleich die Sozia— 
liſten das Geſetz ala eine Verlegung der Aiylfreiheit bezeichneten 
und eine ruhige Agitation dagegen entfalteten, brachten fie doch 
nicht die zum Referendum notwendigen 30000 Stimmen zufammen. 
Ebenjo erging e3 ihnen in ihrer Agitation gegen die im vorigen 
Sabre bejchlofjene Nationalbank. Ein weiterer Ausbau des demo— 
fratiichen Gedankens durch die Einführung einer populären Gejeßes- 
initiative ijt noch nicht abgejchloffen, da der Nationalrat einen 
ſolchen Vorjchlag des Bundesrat3 an den Bundesrat zurückverwieſen 
bat. — Die Einweihung des Simplontunneld gab Gelegenheit, das 
gute Verhältnis zu Italien zu betonen. Wichtig find endlich noch 
einige Handel3abfommen mit dem Auslande. 

In Belgien Hat die Elerifale Partei bei den partiellen 
Kammerwahlen einige Stimmen verloren aber die Mehrheit be: 
hauptet. Auch die Sozialiſten haben eine moralifche Niederlage 
erlitten, da fie feinen Stimmenzuwachs erhalten haben, während 
die Wählerzahl gejtiegen ift. Wie in den lebten Jahren hat der 
Kongojtaat das öffentliche Interefje in Anjpruch genommen. Mehr 
noch als die Anklagen der Engländer gegen Mißjtände in der 
Verwaltung erregten die Aufmerkjamfeit Außerungen des Königs, 
die jeine Rechte an dem Kongoftaat formulierten. Die Mehrheit 


Aeberſicht über die politifhe Entwihelung des Jahres 1906. 463 


der Kammer jchloß Hieraus, daß der König die Übertragung des 
Kongoftaates an Belgien an gewiffe Bedingungen Enüpfen und fo 
die fünftige Souveränität Belgiens über die Kolonie jchmälern 
fönne. Die Regierung juchte diefe Bedenken zu zerftreuen und ein 
Kammerbejchluß feste für die Zukunft völlige Autonomie Belgiens 
dem Kongojtaat gegenüber feſt. — Die ſchon Yänger jchwebende 
Stage der Befejtigung Antwerpen und der Ausdehnung des Hafens 
ijt noch nicht gelöft. 

Sn Dänemark find außer dem Thronwechjel Barlamentz- 
wahlen zu verzeichnen, die in beiden Häufern der gouvernementalen 
Reformpartei der Linken einige Sitze entriffen haben. — Sn 
Schweden iſt die Wahlreform noch nicht zuftande gefommen; in 
Norwegen Haben die Storthingswahlen eine gewifje Spannung 
zwijchen Regierung und Parlament hervorgerufen. 

Rußland hat den im vorigen Jahre verheißenen Verſuch 
mit dem Konjtitutionalismus gemacht. (Wir verzichten wie im 
vorigen Jahrgang auf eine nähere Schilderung der Ereignifje und 
begnügen ung mit einer furzen Skizze; zur näheren Orientierung 
verweijen wir auf Yreiheren dv. Engelhard, Preußiiche Jahrbücher 
Bd. 125, 127 und M. Weber, Archiv für Sozialwifjenjchaft und 
Sozialpolitif Bd. 23.) Nachdem die Manifejte des Vorjahres durch 
mehrere Ukaſe über die Rechte und Gejtalt der Fünftigen Parla— 
mente ergänzt worden waren (S. 370,374) und nachdem die Duma= 
wahlen im allgemeinen ohne größere Erjchütterungen verlaufen 
waren, wurde die neue Volfsvertretung am 10. Mai im taurifchen 
Palais in Petersburg mit großer Feierlichkeit eröffnet. Die Re— 
gierung Hatte durch ihr Wahlſyſtem und durch Beläftigung der 
oppofitionellen Wahlagitation für die Erzielung einer gehorſamen 
Duma gearbeitet, aber die Enttäujchung war groß: die ungeheure 
Mehrheit bejtand aus oppofitionellen Elementen (©. 382). Den 
Kern der Berfammlung bildete die EZonftitutionells-demofratijche 
Partei (R.=D., bald genannt Kadetten), die eine parlamentarijche 
Regierung erjtrebte; die Partei des Verbandes vom 30. Oktober, 
die auf dem Boden der Regierungspolitif jtand, bildete eine ver- 
ichwindende Minderheit; revolutionäre Elemente waren in großer 
Zahl vorhanden und entjtammten beſonders bäuerlichen Kreifen. 
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Die erſte Handlung der Duma zeigte ihren Gegenjaß zum bis— 
herigen Regime: fie verlangte in einer Adreſſe an den Kaiſer eine 
ganz neue Konjtitution mit dem Parlament verantwortlichen Mi- 
nijtern, Abſchaffung des Reichsrats und Amneftie für alle poli- 
tiſchen, religiöfen und agrarifchen Verbrechen der letzten Jahre. 
Die Regierung verjtand nicht, die Oppofitiongluft durch Entgegen: 
fommen und durch verjtändige gejeßgeberifche Arbeiten zu dämpfen. 
Graf Witte war unmittelbar vor dem Zujfammentritt der Duma 
durch Goremyfin, der den Ruf eines engherzigen Bürofraten und 
Reaktionärs Hatte, erjeßt worden, und auf fein Betreiben lehnte 
der Zar die perjönliche Annahme der Adrefje ab und ließ fie durch 
die Regierung ablehnend beantworten. Wenn das die Stimmung 
der Duma verbitterte, jo noch mehr das Ausbleiben jedes Gejetes- 
vorjchlages von jeiten der Regierung, jo daß Jich die Debatte 
wochenlang nur um die Adrefje und allgemeinen Wünfche drehen 
fonnte. Gine materielle Verhandlung fand erjt jtatt, als aus den 
Reihen der Kadetten ein Projekt vorgelegt wurde, daS den Krebs— 
ichaden des Landes, die bäuerliche Not, zu heilen bejtimmt war 
(23. Mai). Es jah die Urfache der Not in dem Mangel an Land— 
befiß der Bauern und verlangte, daß zur Austattung der Bauern 
eine umfangreiche Zwanggenteignung vorgenommen werden jollte: 
die Staatdomänen, die Apanagegüter, die Kabinettsgüter des Zaren, 
die Klojter- und Kirchenländereien jollten ohne Entjehädigung zu— 
gunften der Bauern fonfisziert werden, gegen Entjehädigung jollte 
derjenige Zeil des Privatbelißes, der eine noch zu beftimmende 
Norm überjchritte, ebenfall3 enteignet werden. Aus diejen Län— 
dereien follte ein Landfonds gebildet werden zur Verſorgung von 
(andlojen und landarmen Bauern jowie für Landarbeiter und 
jonjtige Angehörige des Bauernjtandes, die wegen Landmangel 
ihren urjprünglichen Stand verlafjen hätten aber fich ihm jet 
wieder zuwenden wollten. Jeder Bauer jollte jo viel Land er- 
halten, daß der Ertrag für eine Familie außreichte; als Gegen- 
leiftung Hätte er eine jährliche Abgabe an den Staat zu leijten. 
Der Plan fand wegen jeiner Eingriffe in das Eigentumsrecht 
icharfen Widerjpruch bei der Regierung und bei Abgeordneten, die 
blühende landwirtjchaftliche Dijtrikte, wie Polen und die Oſtſee— 
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provinzen, vertraten; auf der anderen Geite forderte die äußerfte 
Linke unter Führung mehrerer bäuerlichen Deputierten unentgelt- 
liche Landausteilung, widrigenfall® eine Revolution ausbrechen 
werde, ja fie feheuten nicht vor der Forderung zurüd, das Privat— 
eigentum an Land abzujchaffen. Died Projekt, deſſen Unausführ- 
barfeit Engelhard a.a. O. nachgewiejen hat, wurde von der Regie— 
rung beantwortet mit einer Gegenvorlage, die die Ziwangsenteig- 
nung gegen Private verwarf, aber Staat3- und Apanageländereien 
zur Berfügung ftellte. Zu einer fachlichen Beratung hierüber fam 
e3 nicht. Sei e8, daß die Fähigkeit der meiſten Abgeordneten, wie 
vielfach behauptet wird, hierzu nicht ausreichte, jei es, daß die 
Regierung fich durch ihr langes Zögern jelbjt um alles Vertrauen 
gebracht Hatte: genug, die Duma veranftaltete anjtatt Diskuffionen 
Lärmfzenen und einige Abgeordnete juchten durch Agitationgreifen 
die Bauern gegen das Regierungsprojeft aufzumwiegeln. Zum Teil 
mit Erfolg, wie agrarijche Aufjtände bewiefen. Die Regierung 
juchte die Duma einzujchüchtern, indem fie ein Manifejt an die 
Nation erließ und die Arbeitäunfähigfeit der Duma jcharf tadelte, 
aber fie erreichte daS Gegenteil: die Duma bejchloß ihrerſeits eine 
Gegenfundgebung an das Volk zu richten und e3 zur Unterjtüßung 
de3 agrarijchen Dumaprojektes aufzufordern. Dies Vorhaben brachte 
die Regierung zum Entjchluß, die Duma aufzulöjen und eine neue 
für den März 1907 einzuberufen. Die Tagung war aljo fajt un— 
fruchtbar; das einzige Gejeg war eine Bewilligung für die not— 
Leidenden Bezirke; die Regierung hatte 50 Millionen Rubel verlangt, 
die Duma gewährte ihr aus allgemeinem Mißtrauen nur 15. 
Außerdem Hatte die Duma beſonders behandelt die Abjchaffung 
der Todesſtrafe und Mepeleien unter den Juden, die fie auf Regie- 
rung3organe zurüdführte. 

Gleichzeitig mit der Auflöfung ernannte der Zar zum 
Minifterpräfidenten den Minijter des Innern Stolypin, der für 
einen tüchtigen und redlichen Verwaltungsbeamten galt und als 
fein Programm Aufrechterhaltung der Ordnung und Reformmaß- 
regeln proflamierte. Zur Durchführung des erjten Teils erhielten 
die Militärbehörden in den Gebieten des verjtärkten Schutzes Voll- 


macht, alle Verbrechen gegen die öffentliche Ordnung abzuurteilen 
Europäifcher Gefchichtäfalender. XLVII. 30 


466 Heberfiht über die politifge Entwihelung des Iahres 1906. 


und die Urteile auf der Stelle zu volljtreden, und die Gegner der 
Regierung wurden mit allen Mitteln der Polizei befämpft. Als 
Reformmaßregeln veröffentlichte fie den Plan, vier Millionen Hektar 
Staatäländereien an die Bauern zu verteilen, ferner bob fie die 
Sonderftellung der Bauern auf und die Judenfrage verjprach fie 
in liberalem Sinne löjen zu wollen: aber eine wirkliche Beruhigung 
erzielte fie damit nicht. Die Weldgerichte haben zwar mafjenweije 
verurteilt und erefutiert, aber Überfälle, Mordtaten, Beraubungen 
von einzelnen Perſonen, Behörden und Eijenbahnen hörten nicht 
auf. Auch die revolutionäre Propaganda, in der wie jtet3 Aka— 
demifer eine Hauptrolle jpielten, war nicht zu unterdrüden. Natür- 
lich gab es auch im Militär zahlreiche Meutereien, wenn auch die 
meiften Mannjchaften noch die Treue bewahrten. Daß bei diejen 
Zuftänden die Finanzen noch mehr in Verwirrung gerieten, ift 
verftändlich. Nachdem es zu Beginn des Jahres noch einmal ge= 
lungen war, eine große Anleihe im Auslande abzufchließen, wurden 
im Sommer Gerüchte über ein gewaltiges Defizit verbreitet, die 
die Regierung nicht überzeugend zu widerlegen vermochte. — Finn— 
land Hat im Reichsgrundgeſetz Anerkennung feiner Autonomie er— 
halten und iſt nur noch in Perſonalunion mit Rußland verbunden. 
Es ijt aber ebenfalls durch innere Kämpfe heimgejucht worden. 

Auf der Balfanhalbinfel haben die gewöhnlichen Kämpfe 
zwijchen den verjchiedenen Stämmen in Makedonien ftattgefunden. 
Bulgarien und Griechenland find darüber längjt in Spannung 
geraten, und im leßten Jahre find aus demjelben Anlaß auch die 
Beziehungen zwijchen Rumänien und Griechenland abgebrochen 
worden. Ferner haben die Untaten bulgarifcher Banden zu jcharfen 
Korrejpondenzen zwijchen Konjtantinopel und Sofia geführt, in— 
dejjen ohne tiefere Spuren zu Hinterlafjen. — Die Pforte hat in 
einem Streit mit Egypten um die Sinaihalbinjel den kürzeren ge- 
zogen, da England mit großer Schroffheit vorging (S. 296, 405), 
und ein Verſuch, die Zollfäge zur Verbefferung der Finanzen zu 
erhöhen, jcheiterte einftweilen ebenfalls am Widerftand Englands, 
obgleich alle anderen Großmächte eingewilligt hatten. 

In den Vereinigten Staaten hat Präfident Roofevelt in 
der inneren Politif mehrere wichtige Erfolge erreicht. Er hat durch 
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ein Gejeß der Handeldfommijfion, die die Handelöbeziehungen zwijchen 
den einzelnen Staaten der Union zu regeln bat, das Recht erteilen 
laſſen, Marimaltarife fejtzuftellen, ferner find die Eijenbahngejell- 
jchaften fortan gezwungen, fich allein auf den Transport zu be= 
jchränfen, anftatt, wie bisher vielfach gejchehen ijt, die zu trans 
portierenden Waren jelbjt herzuftellen und fich durch Ausnahme— 
tarife ein Monopol zu verjchaffen. Ebenjo hat der Präfident gegen 
bartnädigen Widerftand der Repräfentantenfammer ein Geje zur 
befieren Überwachung des FFleifcher- und Konjervengewerbes durch- 
gebracht Hierdurch erhält der Aderbauminifter die Befugnis, das 
Schlachtvieh, das zu verarbeitende Fleiſch, die Schlachthäufer, die 
Konjervenfabrifen auf Staatskojten zu fontrollieren. Der allgemeine 
Unwille, den Enthüllungen über ungeheure Unjauberfeiten in Chi— 
cagoer Schlachthäufern erregten, half dem Präfidenten den Wider» 
ftand des Kongreſſes brechen. Außerdem hat derjelbe Minifter 
durch ein anderes Gejeß erweiterte Kontrollrechte über Apothefer- 
waren und Lebensmittel zur Verhütung von Fälſchungen erhalten. 
Endlich gelang es dem Präfidenten, einige Trujt3 wegen Verlegung 
des Tarifgeſetzes zur Rechenschaft zu ziehen. — Der gewaltige 
Reihtum und die wirtjchaftliche Energie der Union offenbarte fich 
glänzend in der jchnellen Überwindung des Unglüds von San 
Francisco. — Die Dependenzen haben den Amerikanern mehrfach 
zu Schaffen gemacht; jo wurde auf den Philippinen eine Inſur— 
gentenjchar niedergemacht und auf Kuba mußte eingejchritten wer- 
den, um zwijchen den Hadernden Parteien zu vermitteln. Der Bau 
de3 Panamakanals, den Roofevelt jelbjt in Augenschein genommen 
hat, ijt jet endgültig als Schleujenfanal bejchlofien worden; der 
Kongreß hat bereits für 1907 42,5 Millionen Dollars dafür be- 
willigt und bejtimmt, daß in erjter Linie amerifanijche Lieferanten 
berüdfichtigt werden jollen. — In der auswärtigen Politik haben 
fi) die Vereinigten Staaten zwar an der Konferenz don Algeciras 
beteiligt, aber fich im allgemeinen zurüdgehalten und die Schluß: 
afte nur mit dem Borbehalt unterzeichnet, feine Verpflichtung für 
die Durchführung der Maßregeln übernehmen zu können. Am 
Schluß des Jahres trübten fich die Beziehungen zu Japan, da 
Sapan gegen den Ausschluß der Japaner aus den Ealifornijchen 
30* 
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Schulen proteftierte und der Präfident fein Mittel hatte, Kali: 
fornien zur Berüdfichtigung der japanijchen Schulen zu bewegen. 

Mittel- und Südamerika ift dies Jahr außer durch die 
gewohnten Revolutionen, Bürgerkriege und nachbarlichen Händel 
der Kleinftaaten durch Erdbeben und andere Naturereignifje heim— 
gejucht worden, die große Verwüftungen angerichtet haben. Die 
Beitrebungen auf engeren Zufammenjchluß jämtlicher amerikanijcher 
Staaten unter Führung der Union find auf dem panamerifanijchen 
Kongreß wieder erörtert worden und zwar ijt dabei bejonders die 
Frage diskutiert worden, wie europäiſche Intervention zu verhindern 
jei, fall amerifanifche Staaten ihren Berpflichtungen nicht nach— 
fümen. Bisher hat Nordamerika noch abgelehnt, ſäumige Schuldner 
zu ſchützen. — In Afrika Haben England, Frankreich und Italien 
ihre Intereffen in Abejfinien gegeneinander abgegrenzt, aber aus— 
drüclich die Gleichberechtigung der anderen Nationen vorbehalten. — 
In Aſien Hat Japan troß der großen Kriegskoſten jeine Rüftungen 
zu Wafler und zu Lande mit Nachdrud fortgejegt und die Forde— 
rungen, die ed in den fommerziellen Berhandlungen mit Rußland 
jtellt, beweijen, daß es an eine weitere Ausdehnung feiner Macht 
auf dem aftatifchen Feitlande denkt. Das durch den Krieg ge— 
jtiegene GSelbjtgefühl offenbart fich in einer jcharfen Kritik der eng— 
liſchen Heereszuftände, in dem energifchen Auftreten gegen Amerifa 
und in der Benachteiligung des europäijchen Handels in der Man— 
djchurei. — Nach dem Mufter Japans ſucht China fih allmählich 
zu modernifieren. Europäifche Offiziere und Beamte bat e8 ja 
längjt angejtellt, auch Studienfommiffionen wiederholt nach Europa 
entjandt, ganz neu iſt aber der Beichluß, eine moderne Verfafjung 
einzuführen, um den Gegenjat zwijchen Herrjcher und Untertanen 
zu bejeitigen. Zur Vorbereitung der Konftitution find eine Anzahl 
Reformedikte erlaffen worden. Was China erftrebt, Hat Perſien 
bereit3 nach einigen Erjchütterungen durchgeführt. 


Alpbabetifches Regiſter. 


(Die Ziffern bedeuten bie Geitenzahlen.) 


Arifa 422—425. 
Ueberj. 432, 459, 468. 


Abejfinien. Bertrag Eng- 
lands, Frankreich, Italiens 425. 


Britiſch-Afrika. Aufftand in 
Nigeria 422 — Behandlung der 
Inſurgenten in Deutih-Südweit- 
afrika 422 — Grenzregulierung 
in Kamerun 422 — Eingeborenen- 
aufftand, Kabinett3frijis in Natal 
422, 423 — Abkommen über den 
oberen Nil 423 — Niederlage der 
Nebellen in Natal 423 — Un— 
ruhen in Trandvaal 423 — Pro- 
gramm der Nationalvereinigung 
in Trandvaal 424 — Burenhand- 
jtreih in der Kapfolonie 424 — 
Berfafjung für Transvaal 424. 


Deutih-Afrifa. Aufftand in 
Kamerun 422 — Belämpfung des 
Aufftandes in Dftafrifa 422 — 
Ergebung Fiat Witbois 422° — 
Grenzablommen in Kamerun 422 
— Niederlage der Nebellen in 
Dftafrifa 422 — Gejamtverluft in 
Südweſtafrika 422 — Niederlage 
Morengas 423 — Zurückgehen des 
oftafrifaniichen Aufftandes 424 — 
Niederlage der Hottentotten 424 
— Entwaffnung von Buren 424 
— der Bondelzwarts 
425. 


Kongoftaat. Abkommen mit 
England über den oberen Nil 423 


— Verbeſſerung der Verwaltung 
423, 359. 


Maroffo. Unterftügung der 
Rebellen durch Franfreid 422 — 
Unterzeichnung der Algecirasafte 
423 — Niederlage des Präten- 
denten 423 — Empörung Rai— 
ſulis 424 — franzöſiſch-ſpaniſche 
Expedition 425 — Gebbas gegen 
Raiſuli 425. 


Aſien 426—431. 
Ueberſ. 459, 468. 


Britiſch-Indien. Vertrag 
mit Tibet 427 — Unruhen in 
Bengalen 429, 431 — Islam und 
Parlamentarismus 431. 


China. Vertrag Tibets mit 
England 426, 427 — Beſtim— 
mungen für Fremdenniederlaſſun— 
gen 426 — Studienkommiſſion in 
Europa 427 — Plünderung von 
Miſſionen 427 — Unruhen in 
Honan und Scantung 427 — 
Unruhen in Tibet 427 — Boll- 
verwaltungsfrage 428 — chine— 
jühe Studenten in Japan und 
Deutichland 428 — Edikt über 
fünftige Verfaffung 430 — Hafen- 
Öffnung 430 — Taifun in Hong- 
fong 430 — Verbot des Opium- 
rauchen? 430 — Bermwaltungs- 
reformen 431 — Mißernte und 
Hungersnot 431. 

Franzöſiſch-Aſien. Unruhen 
in Tonfin 426. 

Yapan. Kabinettswechſel 426 
— Kriegskoſten 426 — Kritik der 
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engliihen Armee 426 — Berftär- 
fung der Marine 427 — Beſchlüſſe 
über die Finanzen 427 - Eijen- 
bahnverftaatlihung 427 — Boll- 
erhöhung 427 — Kriegsverluſte 
428 — lUeberijhwemmungen 428 

- Heeresetat 428 — Konflikt mit 
Amerita wegen Robbenichlags 429 


Benadhteiligung des europäi- | 
ſchen Handels 429 — Dalny Frei- 


hafen 430 — Bildung einer Ar- 
beiterpartei 430° — Berfehrs- 
erleichterung in der Mandfchurei 
430 — Beſuch deuticher PBarla- 


mentarier 431 — Univerfitäts- 
ftiftung 431. 
Korea. Aufftände 428. 


Niederländiſch-Indien. 
Kämpfe auf Celebes 426, 428, 430. 

Perſien. Berufung von No— 
tabeln zur Geſetzgebung 426 — 
Geiſtlichkeit für Reformen 428 — 
Unruhen 428 — Verfaſſung 429 
— Parlamentseröffnung 431 — 
Anleihevertrag 431 — National- 
bank 431. 

Philippinen. Niederlagen der 
Inſurgenten 427 — Verluſte der 
Amerikaner 428. 

Ruſſiſch-Aſien. Meutereien 
in der Mandſchurei 426 — Ver— 
kehrserleichterungen 430. 


Auſtralien und Südſee 421. 


Belgien 358. 
Ueberſ. 462. 


Dänemark 363. 
Ueberſ. 463. 


Deutſches Reich 1—234. 
Ueberſ. 432, 441. 


Answärtiges. 


Balfanpolitif Staliens 1 — 
Weißbuch über Marokko 1 — Bot- 
ichaft in Japan 1 — Wechjel im 
Staat3jefretariat de3 Auswärtigen 
9 — Sozialdemokratie und ruj- 
ſiſche Revolution 19, 166 — eng- 





Alxhabetiſches Regifer. 


lifche Arbeiter in Deutichland 20 
— Handeldabfommen mit Nord- 
amerifa 39, 40, 92 — Gozial- 
demofratie und Maroffofonferenz 
39 — Handelövertrag mit Abej- 
finien 43 — Fleiſcheinfuhr aus 
dem Auslande 48, 175, 179, 219, 
231 — Berfehröftörungen an der 
ruſſiſchen Grenze 51 — Offiziöſe 
Kundgebungen über die Maroffo- 
fonferenz: franzöjiihe Meinifter- 
frifis und Konferenz 61, Pariſer 
Preſſe und Konferenz 64, Inſtruk— 
tion an den ruſſiſchen Bevollmäd- 
tigten und Haltung des „Temps“ 
67, 85, Haltung der deutjichen Be- 
vollmädtigten 76 — Bülow über 
Marokko 88 — ausländiſche Stu- 
denten in Deutichland 72 — deutjch- 
feindliche Strömungen in Rußland 
72 — Hilfeleiftung in Courrieres 
86 — Deutichland und eine ruj- 
fiijche Anleihe 91 — Ordensaus— 
zeichnungen für Algeciras, Tele- 
gramm an Goluchowski 91 — 
Spenden nad) dem Veſuvausbruch 
93 — „Vorwärts“ über das fran- 
zöfische Kabinett 94 — Balleftrem 
über die Kataftrophen in Italien 
und Amerifa 95 — Nüdtritt Hol- 
fteind 97 — Deutichland und der 
engliſch-türkiſche Konflitt 97 — 
preußiſcher Landtag über Aus— 
weiſung von Ruſſen 106 — Be— 
ſuch von Mitgliedern von Stadt- 
verwaltungen in England 109 — 
Handelövertrag mit Schweden 113 
— Rückkehr der oſtaſiatiſchen Be- 
ſatzungsbrigade 126 — Bejuc von 
Sournaliften in England 132 — 
angeblich deutſch-öſterreichiſche 
Intervention in Rußland 147, 
166 — Beſuch des Königs von 
England in Cronberg 162 — 
Bombenfabrik ruſſiſcher Revolu— 
tionäre 156 — Beſuch des eng- 
liſchen Kriegsminiſtess 167 — 
Beſuch ſchwediſcher und däniſcher 
Schiffe in Kiel 157 — Beſuch 
ruſſiſcher Kriegsſchiffe 157 — Ent— 
hüllungen über Bismarcks aus— 
wärtige Politik in Hohenlohes 
Denkwürdigkeiten 167 — inter— 
nationale Konferenz über bdraht- 
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loſe Telegraphie 169, 178 — Be- 
jprehung der Monroedoftrin in 
der Univerfität, Hoch des Kaiſers 
auf Roojevelt 177 — Baflermann 
gegen die auswärtige Politik 177 
— Preſſe über den Reichstag und 
auswärtige Politik 200 — Beſuch 
des däniſchen Königspaares 201 
— franzöſiſch-ſpaniſches Vorgehen 
in Marokko 218 — Enthüllungen 
über angebliche Beziehungen zwi— 
ſchen —— Papſt und Zentrum 
1893 226 — Beſuch des norwe— 
giſchen Königspaares 230 — Han— 
delsabkommen mit Spanien 231. 


Reichstag über auswärtige 
Politik: Marokko und Allgemeines 
88 bis 91 — Ausweiſung von 
Ruſſen 100 — Goluchowskidepeſche 
und Dreibund 116 — Interpella— 
tion Baſſermann, Reden Bülows: 
Allgemeines, Marokkofrage, Par— 
teien und auswärtige Politik, Dog- 
matijierung Bismarcks 180 bis 200 
— Generalafte über Algeciras 219. 


Baden. 


Kammer und Regierung über 
Fleifchteuerung 16, 179 — Kam- 
mer über Wahlagitation Fatho- 
liſcher Geiftlihden 23, 127 — 
jozialdemofratijcher Kammerpräfi- 
dent 24 — Regierung über liberal- 
jozialdemofratiihes Wahlbündnis 
31 — Finanzminifter über Tabat- 
fteuer 33 — Geburt eine Prin- 
zen, Sicherung der Thronfolge 44 
— Polizei und Sozialdemokratie 
64 — Bismardverehrung und Bis- 
mardfeindjchaft 92 — Elementar- 
unterrichtögejeg 102 — Umwand— 
lung der Amtöverfündiger 146 — 
Mißbrauch der Amtögewalt der 
Seiftlihen 149 — Bermögens- 
fteuer, Steuerreform 150 —- Re- 
gierungsjubiläum, goldene Hoch— 
del, Geburtstag des Großherzog3 


Bayern. 


Hundertjähriges Beftehen des 
Königtums 1 — Kammer über 
PBatriotismus, Staatsrecht, Kom- 
mandierungen nach Preußen 3 — 
Veldzeugmeifterei 4, 22 — Prinz 


Ludwig über Wahlreht 7, 20 — 
Reichsrat über Schiffahrtsabgaben 
17 -- Wahlrecht im Reichstag 20 
— Sammer über Braufteuer 35 
— Kammer über Reihsjahen 37 
— Sammer über die Leiftungen 
des Reichs 44 — Kammer über 
Rotterien 53, 147 — Wahlgeſetz 
vollzogen 88 — Reichsrat über 
Ordensgeiſtliche 97 — Landes- 
jubiläumsaugftellung in Nürnberg 
106, 174 — Sammer über Ber- 
kehrsreform 111 — Fahrkarten— 
fteuer 111 — Sculreform 116 — 
Kammer über Konfejjions- und 
Simultanfchule 126 — deutſcher 
Lehrertag in Münden 126 — 
Bulagen für Volksſchullehrer 127 
— Sammer über Schmußliteratur 
131 — Finanzielle Lage der Staat3- 
bahnen 140 — Zuſtände im Ka— 
dettenforp8 142 — Münchener 
Kunftleben 145 — Waſſergeſetz 
148, 149 — Nachſeſſion 148, vi; 
— Sammer über Malz- und 
Futtergerfte 150 — WPrivat- und 
Staatömutungen 151 — Ueber— 
gangsabgabe auf Bier beim Ueber- 
gang nach Norddeutichland 151 — 
Tod Niedeld 151 — Bertagung 
des Landtags 154 — Gtreif und 
Krawall in Nürnberg 156 — Ge- 
werbefammertag in Nürnberg 157 
— Demonftrationen für und gegen 
Simultanjchulen 162 — Grund» 
— zum deutſchen Muſeum 
179. 


Braunſchweig. 


Lotterievertrag mit Preußen 132 
— Tod des Prinzregenten 162 — 
Errichtung eines Regentſchaftsrats 
162 — Regierung und Landtag 
über die Anſprüche Gumberlands 
162 — Korrejpondenz mit Fürſt 
Bülow über die Negentichafts- - 
beſchlüſſe 168 — Korrejpondenz 
des Herzogd von Cumberland mit 
Kaifer und Neichsfanzler 170 — 
Herzog von Cumberland an das 
Minifterium 172 — Staatsmini— 
fterium über Wahl eines Regenten 
173 — Landtagsbeichluß hierüber 
175 — Preſſe über braunjchwei- 


472 Alxhabeliſches Kegifer. 


iihe Frage 177 — angeblidhe 
läne Gumberlands 231. 


Bremen. 
Rückkehr der oftafiatiichen Be— 
eis 126 — religions- 
loſe Schule 132. 


Enthüllungen. 

Ueber Bismardd legte Pläne 
und Entlafjung 167 — Sailer, 
Bapft und Zentrum bei der Mi- 
litärvorlage 1893 226. 


Ellaß-fothringen. 
Gründung einer Zentrumspartei 
57 — Landesausſchuß über Wein- 
geſetz 65 — Beſuch des Kaiſers 
in Diedenhofen 111. 


Erangeliſche Kirche. 

Toleranzfrage, Dijlidentenfinder 
13, 100 — Miffionen und Islam 
33, 58, 87 — Millionen in Süd— 
weitafrifa 34 — konfeſſioneller 
Streit an den Hochſchulen 62 — 
Streit um Konfeffiond- und Gi- 
multanichule 68, 126, 162 — 
Orden und Chriftentum 97 — 
evangelifch-jozialer Kongreß 126 
— Gtaat und Kirche in Baden 
127 — religionsloje Schule 132 
— Mißbrauch der geiftlichen Amts» 
gewalt in Baden 149 — deutjch- 
evangeliicher Lehrerbund und 
Schule 169. 


Finanzen. 

Preußiicher Etat für 1906 1, 
85 — preußijches Sparkfafjengejeg 
4, 66 — WBerjonentarifreform 4, 
133 — Naturalleiftungen für das 
Heer 6 — KLotterieverträge 6, 132 
— Schiffahrtsabgaben 6, 17, 40, 
147 — Diäten für den Reichstag 
9, 93,105 - Finanzen und Ko— 
lonien 10, 33, 149, 201, 202, 
218, 219 — Penſionsgeſetz für 
Offiziere und Unteroffiziere 11, 
113 — Beteranenunterftügßung 47 
— Lotteriefrage in Bayern 53, 
147 — Tarifreform 87, 145 — 
ruſſiſche Anleihe 91 — deutſche 
und preußiſche Anleihe 92 — 
Spenden für Italien 93 — Eiſen— 


bahnvorlagen in Württemberg, | 


in Preußen 103, 107 — Novelle 
zum preußijchen Einfommenfteuer- 
gejeg 104 — Zuſchüſſe für Woh- 
nungen von preußiichen Staats- 
beamten 107 — ftaatliher Berg- 
bau in Preußen 110 — Reichs— 
kaſſenſcheine 111 — Entihädigung 
der jüdmweftafrifanifchen Anfiedler 
119 — Etatnotgejeg 85 — Reichs— 
etat 125 — Dienftalterdzulagen 
für bayerische Lehrer 127 — Ber- 
befjerung der Hamburger Wafjer- 
verhältnifje 144 — Lehrergehalt 
in Preußen 149 — Bermögens- 
fteuer in Baden 150 — Ueber— 
gangsabgabe auf bayerijches Bier 
151 — Budgetreht und Kolonien 
157, 447 — Ueberſchuß des Reich3- 
etat3 1905 157 — jozialdemo- 
fratiiche Finanzen 165 — Wein— 
fteuer 179 — Wert der Kolonien 
201 — MNeichdetat für 1907, 
Steuerpläne 219. 
NReihsfinanzreform. Erfte 
Beratung 2 — Budgetkommiſſion 
und Brauftener 12 — Tabaffteuer 
17, 33, in der Kommifjion 65 — 
Steuerfommijfion über die Ver— 
fehrsfteuern 29 ff. — Bayerijcher 
Landtag über Braufteuer 33 — 
Gutachten des Handelstagd 39 — 
Schluß der eriten Lejung in der 
Kommilfion 53 — Reichsvermö— 
— 76 — Beſchlüſſe der 
ommiſſion in zweiter Leſung 87 
— zweite Beratung im Plenum 
97, 102, 103, 105 — Erbichafts- 
jteuer 105 — Novelle zum Stempel- 
gejeg 107, 111 — Mantelgeſetz 
109 — Fahrkartenfteuer in der 
bayerijchen Kammer 111 -— dritte 
Beratung im Plenum 111 — 
Kundgebungen des Kaiſers hierzu 
113, 146 — Snfrafttreten der 
Bigarettenfteuer 140, der Fahr— 
fartenfteuer 150 — Kritik der 
Nationalliberalen 161, 169. 


Hamburg. 


Wahlrecht3demonftrationen 10 
— Annahme der Wahlrechtävor- 
lage 18 — Ausſperrung von Hafen- 
arbeitern 100 — Enthüllung des 
Bismarddenfmals 126 — Regatta, 
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Rede des Kaijerd 132 — Beſſe— 
rung des Trintwaflerd 144 — 
Rente ftaatlich Angeftellter 145 — 
Per alias abi re 

— deutjch-evangelifcher Zehrer- 
* 169 — Untergang des „Her— 
mann“ 177. 


Handel, Verkehr und Wiriſchaflspolitik. 


Eiſenbahntarifreform: 
Berjonentarif 4 — Betriebögemein- 
Ihaft 56 — „Nordd. Allg. Ztg.“ 
hierüber 87, 145 — Konferenz 
der Eijenbahndireltoren 929 — 
mürttembergifche Denkichrift 133, 
145 — Wedel im Minifterium 
der öffentlichen Arbeiten in Preu- 
Ben 96 — Eijenbahnbau in Würt- 
temberg 53 — Eijenbahnbau und 
Verwaltung in Preußen 54, 103, 
107 — Reichseiſenbahnen 56 — 
Verkehrsreform in Bayern 111. 


Lage der Landmwirtihaft 5 — 
Schiffahrtsabgaben 6, 17, 40, 147 
— Fleifchteuerung 12, 16, 48, 157, 
175, 179, 219, 231 — Braufteuer, 
Tabakſteuer, Bortoverhöhung, Fahr— 
kartenſteuer, Stempelſteuer ſ. Fi— 
nanzen — Maß—- und Gewichts— 
ordnung 16 — innere Koloniſation 
in Preußen 19, 57, 77 — Aen— 
BETRUG des fächfijchen Berggejeßes 

— Unglüd auf Zeche Borufiia 
29, 32 — Berjammlung des Bun- 
des ber Landwirte 33 — Aus— 
dehnung des preußiichen Staats- 
bejißes an Bergmwerfen, Kalimono- 
pol 35, 110 — Handelsablommen 
mit Nordamerifa 39, 40, 92 — 
Handelstag über Reichsfinanz— 
reform 39 — Handelsvertrag mit 
Abejiinien 43 — Poſadowsky und 
die Landwirtichaft 48 — Fleiſch— 
einfuhr aus Rußland und anderen 
Staaten 48, 157, 175 — Boll- 
ordnung für Malz- und andere 
Gerjte 49, Debatte in der baye- 
riichen Kammer 150 — Berfehr3- 
ftörungen an der ruſſiſchen Grenze 
51 — Menderung des Handel3- 
geſetzbuchs 53 — Woftetat 57 — 
Weingejeßgebung 65, 179 — 
Streit3 85, 93, 100, 152, 156, 
219, 231 — Erwerb des fali- 


werkes Hercynia in Preußen 86, 
110 — Kanalifierung des Mains 
93, 125 — Landesjubiläumsaus- 
ftelung in Nürnberg 106 — 
Handelsvertrag mit Schweden 113, 
119 — Eröffnung des Teltom- 
fanal3 126 — Maſſenſtreikfrage 
138, 164 — Berichuldungsgrenze 
für land- und forftwirtichaftliche 
Grundftüde 142 — Handeld- und 
Gewerbejhulen in Württemberg 
145 — Boyfott- und Berrufs- 
erflärung 146 — Baheriſches 
Waſſergeſetz 148, 149 — Staats— 
und Privatmutungen in Bayern 
151 — Abgabe auf bayerijches 
Bier 151 — Handeld- und Ge- 
mwerbefammertag über Befähi- 
gungsnachweis 157 — Konferenz 
über drahtloje Telegraphie 169, 
178 — Notlage der Meingärtner 
174 — Wechſel im preußijchen 
Landwirtichaftminifterium 179, 
201 — np zu einem 
techniichen Muſeum 179 — Er- 
plojion einer en Hobeit 202 — 
fommerzieller modus vivendi mit 
Spanien 231 — Bülow über 
Handeläverträge und Landmirt- 
ichaft 233 — Kolonien und Wirt- 
ichaftspolitif ſ. Koloniales. 


Heer und Flotte. 


Wechſel im Amt des General- 
jtabshef8 1 — Mißhandlungen 
in Bayern, Kommandierungen nach 
Preußen 3 — bayerijche Feldzeug- 
meifterei 4, 22 — Naturalleiftungen 
für die bewaffnete Macht 6 — 
Duelle in der Armee 7, 82 — 
Penſionsgeſetz für Offiziere, Unter- 
offiziere und Mannjchaften 11, 113 
— Ad r 38 — Befeftigung Kiau— 
tihous 46 — Veteranenunter— 
ſtützung 47 — Vereidigung der 
Marinerekruten 58 — Bewaffnung 
der Artillerie 61 — Flottengeſetz 
74, 113 — Mißhandlungen, Sta- 
tiftit, Beichwerdereht 82 — Mi- 
litärwerfftätten 84 — Krieg und 
Eijenbahnen in Südmweftafrifa 119 
— neues Ererzierreglement für die 
Snfanterie 124 — Nüdfehr der 
oftafiatiihen Bejagungsbrigade 
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126 — Wechſel im mürttember- 
güichen Kriegsminifterium 127 — 
eliport und Flotte 132° — 
Sehe im bayeriihen Kadetten- 
ai 142 — Beſuch des eng- 
lichen Kriegsminiſters 157 — 
Beſuche ſchwediſcher, däniſcher, ruj- 
ſiſcher Schiffe 157 — Denkmal 
für das Lager von Bunzelwitz 159 
— Wechſel im Präſidium des 
Reichsgerichts 167 — Prinz Hein— 
rih Großadmiral 167 — Liefe— 
rungen für Südweſtafrila 149, 
172 — Erinnerung an die Schladht 
von Jena 173 — Generalftab 
über Südweitafrifa 200 — Trup- 
—— in Südweſtafrika 218, 
219 


Helen. 


Eijenbahner 1 — Wechſel im Mi- 
nifterpräfidium 17 — konfeſſionelle 
Streitigfeiten an Hochichulen 62 — 
Sleichberechtigung der höheren 
Lehranftalten 94 — Regierung 
und GSozialdemofratie, Minifter- 
frifis 178 — Geburt eines Erb- 
großherzogs 218. 


JZuſtij. 

Juſtiz und Sozialdemokratie 5 
— Reform des Schwurgerichts 17 
— Schwurgericht und Tendenz— 
prozeſſe 4 — Behandlung des 
Publikums in Preußen 97 — 
Gericht und Schmutzliteratur 131 
— Immunitäf der Abgeordneten 
146 — Reichsgericht über Boy— 
kott und Verrufserklärung 146 — 
Gnadenakt des Kaiſers 155 — 
Wechſel im Präſidium des Reichs— 
militärgerichts 167 — Verurtei— 
lung wegen Krawalls 167 — Unter- 
fuchung der Lieferungen für Süd— 
weitafrifa 149, 172 — polnijche 
Schulprozefje 178 — Rechtsfähig- 
feit der Berufövereine 202. 


Katholiſche Kirde. 

Kontrolle katholischer Geiftlichen 
in Preußen 12 — bürgerliche und 
religiöje Toleranz, Diſſidenten— 
finder 13, 100 — Geiftliche und 
polnijcher Strazverein 19, 97 — 


Neunftündige Arbeitszeit der 





nn — 


Alphabetifes Begißer. 


fatholische Geiftliche bei den Wahlen 
23, 127 — Millionen und Islam 
33, 58, 87 — Miffionen in Süd- 
weitafrifa 34 — SKongregationen 
an höheren Schulen 44 — Geift- 
lihe und Verein deutjcher Katho- 
lifen in Poſen 48 — fonfejjio- 
neller Streit an den Hochichulen 
62 — Gtreit um Konfeifions- 
und Simultanjchule 68, 126, 162 
— Orden und Ehriftentum 97 — 
Staat und Kirche in Baden 127 
— religionsloje Schule 132° — 
Mißbrauch der geiftlichen Amts— 
gewalt in Baden 149 — deutjcher 
und polnischer Religionsunterricht, 
Schulſtreik 151, 175, 178, 218 — 
Erlaß Stablewskis 172 — Katho— 
likentag, katholiſche Leiſtungen, 
päpſtliche Autorität 154 — Tod 
Stablewskis 202 — Miſſionen und 
Kolonialbeamte 202 ff., 219 ff. — 
Enthüllung über die Stellung des 
Bapites 1893 226 — Bülow über 
die Stellung der fathol. Kirche 234. 


Kolonialpolitik. 


DOftafrifaniicher Aufftand 9 — 
Zwangsarbeit 9 — Ujambarabahn 
9 — Reichdgarantie für die Eijen- 
bahn Duala-Manenguba 10 — 
Kolonialſchulen und Islam 33, 58, 

7 — Abgrenzung der Miſſions— 
gebiete in Südmweltafrifa 34 — 
Aenderung in der Verwaltung der 
Südſeekolonien 35 — Befeftigung 
Kiautijhous 46 — Beamtenernen- 
nung 58 — Beamte und Mij- 
fionen 59 — Charafter der Ko- 
lonialpolitif 59 — Kolonialamt 
oder Staat3jefretariat 66, 79, 118, 
120 — Gouverneur von Oftafrifa 
933 — Bahn Lüderigbucht-Keet- 
manshoop 119 — Entihädigung 
der ſüdweſtafrikaniſchen Anfiedler 
119 — Indiskretionen über Ka— 
merun 135, 146 — Beamten- 
wechſel 148 — Wechſel in der 
Leitung 161 — amtliche Dent- 
ichrift 201 — Lieferungdverträge 
204 — Organifationsfragen 204 
— Rolonialfriege 208 — Land- 
gejellichaften 218 — Wert Sübd- 
weftafrifas 219. 
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Angriffe auf die Kolonialver- 
waltung: faljche Angaben des 
Perjonalreferenten 37 — Bermwal- 
tung von Kamerun 54, 60, 135 
— Guinea 60 — finanzielle Un- 
regelmäßigfeiten bei Gehältern 136, 
146, bei Liebesgaben für Südmwelt- 
afrifa 142 — Lieferungsfragen, 
Beamtenbeftehung 149, 172 — 
Budgetreht und Krieg in Süd— 
weftafrifa 157 — Beamtendis- 
ziplin 202,210, 215 — Fall Peters 
210 — Miffionen und Beamte, 
Nebenregierung 211 bis 217, 220 
bis 223. 

Kriegführung in Südweſtafrika: 
Deimling über Hottentotten und 

erero 60 — Bedeutung der 
Bahnen 119, 200 — Disziplin in 
der Schußtruppe 133 — Bahnbau 
und Budgetreht 157 — Nach— 
tragsforderungen, erfte Beratung 


202, Ablehnung in der Kommil- | 


fion 218, Ablehnung im Plenum 
219 bis 224 — Anträge über 
Truppenjtärfe 218, 219, 220, 222 
— „Nordd. Allg. Ztg.“ hierüber 
225 — Unterwerfung der Bon- 
delzwarts 232. 


Kunſt, Wiſſenſchaft, Unterridt. 

Preußiſche Volksſchulvor— 
lage. Oppoſition des Städtetags 
6 — Anſicht des Verbandes der 
Landgemeinden 32 — Hochſchul— 
lehrer darüber 68 — Schulvor— 
lage in der Kommiſſion 98 — Ver— 
faſſungsänderung 102 — zweite 
Beratung im Abgeordnetenhauſe 
113 — dritte Beratung und An— 
nahme 122 — erſte Beratung im 
Herrenhauſe 128 — zweite Be— 
ratung 140 — Schlußberatung im 
Abgeordnetenhauſe 143 — im 
Herrenhauſe 144 — Dekorierung 
Studts 145. 

Reform des Mädchenſchulweſens 
in Preußen 12 — Rangerhöhung 
der Oberlehrer 17 — Kolonial— 
ſchulweſen 32, 58, 87 — Kon— 
gregationen an höheren Schulen 
44 — Landflucht der Lehrer, Ge— 
haltsfrage 44, 149 — konfeſſio— 
neller Streit an Hochſchulen 62 


— Gleichberechtigung der höheren 
Lehranſtalten 94 — Elementar— 
unterrichtsgeſetz in Baden 102 — 
Mittelſchulreform in Bayern 116 
— Konfeſſions- und Simultan— 
ſchule in Bayern 126, 162 — 
katholiſcher Lehrerverein gegen 
Simultanſchule 126 — Alters— 
zulagen für bayeriſche Lehrer 127 
— Bremer Senat über religions— 
loſe Schule 132 — deutſcher Lehrer— 
tag über Simultanſchule und Leh— 
rerinnen 126 — Handelsſchulen 
in Württemberg 145 — Mün- 
chener Kunftzuftände 145 — Har- 
nad Direktor der kgl. Bibliothek 
145 — Deffnung des Garges 
Karls des Großen 147 — Neu- 
ordnung der preußiihen Schul- 
auffiht 151 — polniſcher Reli— 
gionsunterricht, Schulftreit 151, 
172, 175, 178, 218 — deutich- 
evangelijcher Zehrertag gegen Ent- 
riftlihung der Schule 169 — 
ſozialdemokratiſche Barteischule 174 
— Gimultanihule in Württem- 
berg 175 — Roojeveltprofefjur in 
Berlin 177 — Grundftein eines 
techniihen Mujeums 179. 


Zübe. 


Erjhmwerung des Staatöbürger- 
reht3 39 — Ermäßigung der 
Schiffahrtsabgaben 147. 


Merlenburg. 


Landtag des Fürftentums Ratze— 
burg 38. 


Yarteiwelen. 


Wahlrechtsfragen. Preußi- 
ihe Wahlreform 5, 64, 68, 86, 
101, 119 — Wahlreform in Sad)- 
jen 7,91 — Wahlreform in Bayern 
7, 20, 88 — Demonftrationen der 
Sozialdemokraten 10, 11 — Wahl- 
reform in Hamburg 10, 18 — 
Berfafjungsrevifion in Württem- 
berg 18, 108, 115, 127, 134, 143, 
145 — Poſadowsky über Bertei- 
lung des Wahlrechts 24 — Wahl- 
reform in Sadjen 49. 

Suftiz und jozialdemofratiiche 
DOrganijation 5 — Herrenhaus 
über Bekämpfung der Sozialdemo- 


476 


fratie 17° — Angriffe auf Poſa— 
dowskys Sozialpolitit 36, 48 — 
Landtag in Rapeburg 38 — Ber- 
ein deuticher Katholiken in der 
Dftmarf 48 — Berjammlungsrecht 
61 — konfeſſioneller Streit an 
Hochſchulen 62 — Treuerbeftattung 
in Preußen 66 — preußiiches 
Bolksichulgejeg 68, 99 — Krifen- 
gerüchte 78, 177 — Breslauer 
Straßentrawall 93, 117, 167 — 
Barteien über die Errichtung eines 
Kolonialitaatsjefretariat3 118 — 
Immunität der Reichstagsabgeord⸗ 
neten 146 — Boykott und VBerrufs- 
erflärung 146 — badiſche Amts- 
verfündiger und Parteien 146 — 
Streiffrawall in Nürnberg 156 — 
Dftmarfenverein über Bolenpolitif 
156 — Streit um Hohenlohes 
Denktwürdigkeiten und Bismards 
Entlafjung 167 — Nachfolge in 
Braunichweig 177 — auswärtige 
Politik 180, 198, 200 — Abftim- 
mung dor der Reichdtagdauflöfung 
225 — Wahlen in Württemberg 
231 — Bülows Wahlparole 232 
— Erjagwahlen j. Reichstag. 

Arbeiterbewegung. Tabal- 
arbeiter und Zabaffteuer 17 — 
Sozialpolitif und Arbeiter, Ge— 
werkſchaften, englifche und deutjche 
Arbeiter 20 — Bergarbeiter über 
tnappichaftögejeg und Reichäberg- 
geſetz 33, 72 — Schuß der Heim- 
arbeiter 62 — Bergarbeiteraus- 
ftand 85 — andere Ausftände 85 
— Metallarbeiteritreif 85, 93 — 
Hamburger Hafenftreif, Ausſper— 
rung 100 — Gtreif der Litho— 
graphen 152 — dhriftliche Berg- 
arbeiter und Sozialdemofraten 167 
— Lohnbewegung der Bergarbeiter 
169, 175. 

Bund der Landwirte Ge 
neralverjammlung 33 — Angriffe 
auf Poſadowsky 48. 

Deutihe Volkspartei. 
—— mit den Freiſinnigen 
179. 

Freiſinnige Parteien. 
Bündnis mit Sozialdemokratie in 
Baden 31 — freiſinnige Vereini— 
gung und Nationalliberale 95 — 


Alphabetifges Kegiſter. 


Wahlkartell mit den Freifinnigen 
179 — Fleiſchteuerung 218 — 
Wahlaufruf 228. 

Konjervative Parteien. 
Diätenfrage 10, 106 — Angriffe 
auf Poſadowsky 48 — Kolonial- 
ichulen 60 — Reichskompetenz 100, 
124 — Wahlaufruf 227. 

Nationalliberale. Bündnis 
mit Sozialdemofraten in Baden 
31 — Verhältnis zur freijinnigen 
Bereinigung 96 — Reichskompe— 
tenz 100 — Tag der national- 
liberalen Jugendvereine 161 — 
Barteitag 169 — Kritik der aus 
wärtigen Bolitit 177, 180° — 
Wahlaufruf 229. 

Polen. Geiftlichkeit und Straz- 
verein 19, 97 — Berhältnis zum 
Bentrum 37, 127 — Schulſtreik 
151, 172, 178, 218 — Beichluß 
des Dftmarfenvereind 156. 

Sozialdemofratie. Patrio— 
tismus 3 — Wahlrechtsdemon- 
ftrationen 10, 11 — Sntoleranz 
15 — baltifche Revolution 19 — 
Bündnis mit den Liberalen in 
Baden 31 — Maroffofonferenz 
39 — Gtimmenperlufte 49° — 
Sozialdemokratie und Polizei 64 
— Berrohung der Jugend 84 — 
„Vorwärts“ über Kabinett Clé— 
menceau 94 — Gewerkſchaften und 
Mafienftreif 138 — eljaß-lothrin- 
giiche Bezirkswahlen 162 — Bartei- 
tag, Maſſenſtreik, ruſſiſche Revo— 
lution 164 — Eröffnung einer 
Agitatorenſchule 174 — Beglüd- 
wünjchung des Großherzog3 von 
Heſſen 218. 

Zentrum. Duellfrage 7 — 
Verhalten der katholiſchen Geilt- 
lichen 12, 23,127,149 — Toleranz 
antrag 13, 100 — oberjchlefijche 
Polenfrage 37, 127 — Baden 
über den Parteicharafter des Zen- 
trums 50 — Bildung einer eljaß- 
lothringifchen Zentrumspartei 57 
— Solonialihulen 60, 8 — 
Differenz Spahn-Erzberger 60 — 
Bismardfeindihaft 92 — Katho- 
lifentag 154 — eljaß-lothringijche 
Bezirfswahlen 162 — polnifcher 
Schulſtreik 173 — Nebenregierung 
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im Kolonialamt 202 ff., 219 ff. — 
Verhalten bei der Wehrvorlage 
1893 226 — Wahlaufruf 228. 


Yerfonalien. 


Kaifer Wilhelm II. Erlaß über 
Nangerhöhung der Oberlehrer 17 
— Unterftügung der Arbeiter in 
Cadinen 17 — eier der filbernen 
Hochzeit 45 — Rede bei der Ver— 
mählung von Prinz Eitel Fried- 
rih 46 — Dankerlaß 50 — An— 
ſprache an Marinerefruten 58 — 
Beſuch im Klofter Drübeck 86 — 
Begrüßung der Rettungsmann- 
Ichaft für Couriered 86 — Ordens— 
auszeichnungen für Algeciras, 
Telegramm an Goluchowski 91 
— Gpende für die vom Bejup- 
ausbrud Betroffenen 92° — zu 
Buddes Tod 96 — Beſuch in 
Diedenhofen, Anjprade 111 — 
zur Reichsfinanzreform 113 — 
Einweihung des Teltomfanals 126 
— Trinkſpruch im Norddeutjchen 
Regattaverein 132 — Deforierung 
Studt3 145 — Delorierung Rhein- 
baben3 146 — Nordlandsreije 149 
— Bujammenfunft mit dem König 
von England 152 — Rede in 
Homburg auf die YLandgrafen von 
Heſſen 152 — Gnadenaft 155 — 
Bejuh in Breslau, Rede 157 — 
Nede auf Großherzog und Groß— 
herzogin von Baden 158 — Rede 
in Bunzelwig 159 — Rede auf 
Sclefien, gegen die Schwarzjeher 
160 — Beröffentlidjung der Dent- 
würdigfeiten Hohenlohes 167 — 
Briefwechjel mit Cumberland 170 
— Rede bei der Hodhzeitöfeier von 
Bertha Krupp 173 — Hurra auf 
Roofjevelt 177 — Schreiben an 
Bodbielsfi 179 — Rede bei der 
Grundfteinlegung des Ddeutjchen 
Muſeums in München 179 — zur 
modernen Sozialpolitif 200. 

Prinz Heinrich von Preußen 
wird Großadmiral 167. 

Kronprinzejiin Cäcilie von 
Preußen. Geburt eines Prinzen 
141. 

* Bra von Preußen. 
Taufe 1 
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Prinz Albrecht von Preußen. 
Glückwunſch an den Kaiſer 45 — 
Tod 162. 

Prinz Eitel Friedrih von 
Preußen. Bermählung 46. 

Prinzeſſin Friedrich Karl von 
Preußen + 107. 

Prinz Ludwig von Bayern. 
Wahlreform, Schiffahrtsabgaben, 
Mainkanalifierung 17. 

Prinzregent Quitpold von 
Bayern. Grundfteinlegung des 
ENGER Mufeums in München 


— Friedrich von 
Baden. Jubiläen 158. 

Prinz Georg von Bayern. 
Nachjejlion der Kammern 148. 

Prinzejiin Mar von Baden. 
Geburt eine3 Prinzen 44. 

Herzog Ernſt Auguft von 
Cumberland. Briefmwechjel mit 
dem Kaijer und dem Reichskanzler 

170 — Schreiben an das braun- 
ſchweigiſche Minifterium 172. 

Abg. Ablaß gegen Gouverneur 
Horn 60 — zur Flottenverftär- 
fung 76 — Beamtentum in der 
Kolonialverwaltung 211 — Ans 
trag zur Truppenftärfe in Süd- 
weitafrifa 220, 222, 448. 

Abg. Abramski. Anfiedlungs- 
politik 78. 

Abg. Arendt. Wahlrecht 28 — 
Beteranenunterftügung 48 — Cha- 
rafter der Kolonialpolitit 599 — 
Berteidigung von Peters 60, 210 
— foloniale Schulen und Islam 
89 — ſüdweſtafrikaniſche Bahn 119. 

Abg. Graf Arnim. Flotten- 
vorlage 77. 

Preuß. Landwirtichaftsminifter 
v. Arnim. Ernennung 201. 

General v. Aſch F 38. 

Abg. Bahem. Duellfrage 8 
— Toleranzantrag 13 — Cha- 
rakter des Bentrums 50 — kolo— 
niale Schulen 87. 

Abg. Bachmann. Preußiſche 
Wahlreform 86. 

Reichstagspräſident Graf Bal- 
leftrem. Reichsſtag und Regie— 
rung 11 — Nachruf auf Richter 
57 — Befinden Bülow: 91 — 
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über die Kataftrophen in Ftalien 
und Amerifa 95 — Solonial- 
jtaatsjefretariat 118, 120 — 
Schluß des Reichstags 225. 

Abg. Bajjermann. Duellfrage 
8 — Diätenantrag 9 — Wahl- 
recht der Einzelftaaten 24 — Ko— 
lonialftaatsjefretariat 79, 121 — 
auswärtige Politik 91, 116, 179, 
180 — Ausweiſung von Rufien 
101 — Nationalliberale und Fi— 
nanzreform 169. 

Ubg. Bebel. Duellfrage 8 — 
preußisches Wahlreht 29 — Ko— 
fonialpolitift 59 — gegen Peters 
60, 210 — gegen TFlottenvorlage 
74 — auswärtige Bolitif 91, 117 
— Ausweiſung von Rufen 101 
— Kolonialftaatsjefretariat 121 — 
Gewerkichaften und Generalitreif 
138, 165 — Einfluß der Sozial» 
demofratie 164 — ruſſiſche Re— 
volution, Sozialdemofratie und 
Mafjenftreit 166 — Kolonial- 
ifandale 210, 

Dberbürgermftr. Beder. Preu- 
Biiches Schulgejeß 131. 

Bad. Finanzminifter Beder. 
Tabafiteuer 33 — Bierfteuer 98 
— Firftempel 104. 

Abg. Bernjtein. Wahlrecht der 
Einzelftaaten 24 — Kritik der 
Polizei 117. 

Preuß. Zuftizminifter Bejeler. 
Sozialdemofratie und Rechtſpre— 
hung 5 — Behandlung des Pu— 
blitums 97. 

Preuß. Minifter des Innern 
v.Bethbmann=-Hollweg. Polen- 
politit 6 — Begründung der preu— 
Biihen Wahlreform 68 — Aus- 
weijung von Rufjen 106 — höherer 
Verwaltungsdienſt 110 — Reichs— 
tagsdiäten 124. 

Abg. Bod. Beteranenunter- 
jftügung 48. 

Abg.Bödler. Sozialdemokratie 
und Streiks 117, 

Dberpräfident v. Bötticher. 
Nüdtritt 136. 

Abg. v. Brandenftein. Aus- 
weiſung von Rufen 107. 

Heli. Minifterpräfid. v. Braun. 


Alxhabetiſches Begiker. 


zn Kämpfe an Hod- 
ſchulen 6 

Preuß. Sniniſter der öffentlichen 
Arbeiten Breitenbach. Nachruf 
auf Budde 107. 

Württ. Miniſterpräſ. v. Breit— 
ling. Rücktritt 218. 

Abg. Brömel. Preuß. Wahl- 
reform 5, 86 — Ausweiſung von 
Rufen 107. 

Abg. Bruhn. Behandlung von 
Zeugen und Angellagten 44. 

Preuß. Minifter der öffentlichen 
Arbeiten v.Budde. Berjonen- 
tarifreform 4 — Schiffahrtsabga- 
ben 40 — Tod %. 

Reichskanzler Fürſt Bülom. 
Erklärung zur Duellfrage 8 — 
Bekämpfung der Sozialdemokratie 
15 — Handelöprovijorium mit den 
Vereinigten Staaten 40 — Glüd- 
wunid an den Sailer 45 — 
Kriſengerüchte und Kolonialftaats- 
jefretariat 78, 79 — Berhältnis 
zum Wuslande, Marokko 8 — 
Erfranfung 91 — faiferlicher Dant 
113 — über die Regierung in 
Braunſchweig 168 — Briefwechſel 
mit dem Herzog von Gumberland 
171 — Kriſengerüchte 178 — all- 
gemeine auswärtige Lage, Alge- 
cirad, Bismard, perjönliches Re— 
giment 180 bis 198, 198 bis 200 
— allgemeines über die Kolonial- 
politit 202 — gegen die Neben- 
regierung 216 — gegen bie 
Truppenverminderung in Süd— 
weitafrifa 219, 223 — Auflöfung 
des Reichtags 224 — Wahlpro- 
gramm 232. 

Schr. v.Burgsdorff. Preuß. 
Volksſchulgeſetz 141. 

Bayer. Minifterialdir. v. Burf- 
hard. Fahrfartenfteuer 112. 

Oberlandesger. Ar Burlage. 
Römiſche Frage 154. 

Abg. Büfing. Roſchafts⸗ und 
Bierſteuer 2 — Flottenvorlage 
und Reichsſteuer 77 — Reichs— 
finanzreform 111. 

Abg. nen Preußiſches Schul- 
gejeß 115, 124 

Abg. Chrzanomwsti. Aende- 
rung Ges 8 130 St®B. 62. 
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Reichsrat v. Eramer-Klett. 
Katholiiche Orden 97. 

Abg. David. Toleranzantrag 
13. 

Oberſt v. Deimling über die 
Kämpfe in Südweſtafrika 60 — 
Bahnbau 119 

Preuß. Handelsminiſter Del- 
brück. Vermehrung der ſtaat— 
lichen Bergwerke 35, 110 — 
Sozialpolitit 36 — chriſtliche Ge— 
werfichaften 125. 

Profeſſor Delbrüd über den 
Nüdtritt Bismards 167. 

Abg. Deljor. Wahlrecht 29. 

Bankdireftor Dernburg. Er- 
nennung zum ftellvertretenden Ko— 
lonialdireftor 161 — Programmı- 
rede 204 bi 210 — gegen Roeren 
über Beamtenfhug, Miflionen, 
Nebenregierung 211, 212, 215, 
217, 221 — Truppenftärfe in 
Südmweftafrifa 218, 222 — Dia- 
manten in Südweſtafrika 219. 

Abg. Dietrich. Erbichaftsiteuer 
105 — Reichsfinanzreform 112. 

Abg. Dove. Duellfrage 8. 

Frhr.v. Durant. Knappichafts- 
novelle 125. 

Bad. Staatsminiſter v. Duſch. 
Geiſtliche bei Wahlen 23, 127 — 
liberal⸗ ſozialdemokratiſches Wahl⸗ 
bündnis 31. 

Abg. v. Dziembowski. An— 
fieblungspotitit up 

Oberbürgermeiftter Ehlers. 
ar Volksſchulgeſetz 140. 

Abg. EidHoff. Schülerfarten 
und Fahrkartenſteuer 112 — Po— 
lizeitruppe in Südweftafrifa 219. 

Preuß.Kriegsminifterv. Einem. 
Duell und Armee 7, 88 — Mi— 
litärpenſionsgeſetz 11 — Feld— 
geihüg 1896 61 — Soldaten 
mißhandlungen 83. 

00 v. Elm. Bigarettenfteuer 


Abg. Engelen. Truppenver— 
minderung in Südweſtafrika 218. 
Abg. Frhr. v.Erffa. Etats- 
— gegen die Sozialdemokratie 


abg. gl Preußiſches Schul- 
geſetz 115 


Abg. Erzberger. Fehler der 
Kolonialverwaltung 8, 10, 58, 210 
— faljhe Angaben 37 — Im— 
munität 146 — Charafter der 
Kolonialpolitit 210 — Beamte 
und Millionen 217 — Umtriebe 
auf Fernando Po 218, 219. 

GrafEulenburg. Befämpfung 
der Sozialdemofratie 15 — preu- 
bilden Volksſchulgeſetz 141. 

Abg. dv. Eynern. Angriff auf 
Poſadowsky 36 — Tod 178. 

Abg. Fehrenbadh. Geiftliche 
bei den Wahlen 23. 

Bayer. Minifter des Innern 
Graf Feilitzſch. Polizei und un— 
fittliche Literatur 131 — Waſſer— 
gejeg 145 — Nachſeſſion 149. 

Abg. Fiſchbeck gegen die preu— 
ßiſche Wahlreform 72, 86. 

Major Fiſcher. Kolonialliefe— 
rungen, Beſtechungsfrage 149. 

Abg. Fifher. Münchner Kunft- 
leben 145, 172, 

Abg. Frank. 
Bayern 151. 

Bayer. Minifter der öffentlichen 
Arbeiten v. SGrauendorfer. 
Mainkanalijation 18. 

Abg. Friedberg. Etatörede 5 
— Reichsfinanzreform 62 — Aus- 
weiſung von Ruſſen 107 — ftaat- 
lihe Bergwerfe 110 — Antrag 
zum preußiichen Schulgejeß 114, 
123 — Jungliberale und National- 
liberale 169. 

Graf Galen. 
eine 154. 

Abg. Gamp. Unterjtügungs- 
mwohnjig 17. 

Abg. Geck. Sozialdemofratischer 
Vizepräfident 24. 

Abg. Geiger. Bayerifche Trup- 
pen in preußiichen Manövern 3. 

Abg. Geriſch. Finanzen der 
Sozialdemofratie 165. 

Abg. Geyer. Koſten der fozial- 
demokratiſchen Organijation 3. 

Abg.Giesberts. Sicherung der 
Bergarbeiter 118. 

Ubg. Glatzel. 
politik 77. 

Abg. Glowatzki. Polniſcher 
Religionsunterricht 44. 


Mutungen in 


Bonifaziusver⸗ 


Anſiedlungs⸗ 
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Abg. Goller für Kolonial- 
politif 10. 

Propit v. d. Goltz FT 149. 

Abg. Gothein. Verkehrsſtö— 
rungen an der ruſſiſchen Grenze 
51 


Abg. Gröber. Kolonialſtaats— 
jefretariat 118 — gegen Deim— 
ling 120. 

Abg. Gyßling. Vermehrung 
ftaatlicher Bergwerfe 110. 

Abg. Ha 


54. 

Abg. Hammerſchmidt. Baye- 
riſche Kadettenhäujer 142 — Waj- 
ſergeſetz 148. 

Profeſſor Harnad. Direktor 
der preußijchen fgl. Bibliothek 145. 

bg. Haußmann. Fahrkarten— 

fteuer 112. 

AUbg. Heine. SEC FINDEHERUNM 
heit der Richter 4 

or Held. 


eh, Leg.-Rat Helffrid. Ko- | 
lonialetat 10 — über ein Kolonial» | 
ftaatsjefretariat 66. 

Abg. Henning. 
antrag 14. 

Abg. Herold. Preußiſche Wahl- 
reform 6 — SHandelsvertrag mit 
Amerifa 43 — Ausweiſung von 
— 107 — Reichstagsdiäten 
124 


Abg. Frhr. v. Hertling. Tole— 
ranzantrag, Index, Syllabus 15 
— Rolonialſchulen und Islam 34 
— auswärtige Politik 90. 

Abg.Herzfeld. Unterſtützungs— 
wohnſitz 16 — Wahlrecht 29. 

Abg. v. Heydebrand. Preu— 
ßiſches Schulgeſetz 115, 143. 

Abg. Frhr. Heyl zu Herrns— 
heim. Toleranzantrag 14. 

Abg. Hieber. Diäten 96 — 
allgemeine Lage 169. 

Abg. Himburg. Duellfrage 8. 

Leiter des Kolonialamt3 Erb- 
prinz zu Hohenlohe-Langen- 
burg. Aufitand in Dftafrifa 9 
— Dualabahpn 9 — Unficherheit 
in Kamerun 9 — gegen Angriffe 
auf die Kolonialverwaltung 37, 


Bigarettenfteuer 


Toleranz. 


gemann. Unflage | 
gegen Gouverneur v. Buttlamer 


Alphabelifes Regiker. 


58 — Bahnbau in Südweltafrifa 
119, 120 — Rüdtritt 161. 
Sächſ. Minifterpräfident Graf 


Hohenthal- Bergen. Ernen— 
nung 97. 

Geh. Rat v. Holftein. Nüd- 
tritt 97. 


Abg. Graf Hompeſch. Diäten- 
antrag 9 — Wilitärpenfionsgeiek 
11 — allgemeines Wahlredit in 
Einzelftaaten 24 — Truppen- 
verminderung in Südweſtafrika 


219. 

Bayer. Kriegäminifter Frhr. 
v. Horn. Inſpektionsrecht des 
Kaiſers 3 — Mißhandlungen 4 
— Feldzeugmeifterei 22 — Ka— 
dettenhäujer 142, 

Abg. Höveler. Bermehrung 
ftaatliher Bergmwerfe 110. 

Abg. Hué über die Artillerie 


61. 

Ag. v. Jazdzewski. Polen— 
politit 6. 

Abg. J rmer. Preußiſche Wahl— 
reform 72. 

Abg. Itſchert. Veteranenunter- 


ſtützung 48. 
Abg. Kämpff. Verkehrsſteuern 
31. 


Abg. Graf Kanitz. Wirkung 
der Sozialpolitik 20. 

Abg. v. Kardorff. Erbichaftd- 
ſteuer 2 — Soldatenmißhand— 
— 84 — Reichsfinanzreform 


Schriftſteller Rautsky. Ge— 
werkſchaften und Generalſtreik 166. 

Abg. Keruth. Annahme von 
Regierungsrefendaren 110. 

Abg. Kindler. Anſiedlungs— 
politik 77. 

Oberbürgermeiſter Kirſchner. 
Preußiſches Volksſchulgeſetz 140. 

Kardinal Kopp. Preußiſches 
Schulgeſetz 131 — polniſcher Schul- 
ftreif 178. 

Abg. Kopſch gegen Gouverneur 
v. Puttkamer 60 — folonialer 
Optimismus 210. 

Preußiſches Herrenhausmitglied 
v. Koscielski. Schulgejeg 131. 

Abg. Kraufe-Königsberg zur 
preußiihen Wahlreform 72. 


Deutsches Reich. 


Abg. Dr. Kropatichef F 136 
Abg. Kulerski. Wahlrecht 
28. 


Ag. Lang. Malz- und Futter- 
gerite 150. 

Abg. Ledebour. Deimling und 
perjönliches Regiment 120 — gegen 
die Kolonialpolitif 210, 222. 

Abg. Legien. Generalitreif 
und Gewerkſchaften 166. 

Abg. Lenzmann 7 66. 

Bayer. Gejandter Graf Ler- 
henfeld. Glüdwunih an den 
Kaijer 45 — Prinz Ludwig und 
allgemeine Wahlrecht 118. 

Fürſt Lichnowsky. Preußiſches 
Schulgeſetz 131. 

Abg. Liebermann v. Son— 
nenberg. Ausweiſung ruſſiſcher 
Flüchtlinge 91 

Dr. Liebknecht. 
und ruſſiſche Revolution 166. 

Abg. Graf Limburg. Aus— 
—* Politik, Diäten 91, 116, 
198. 

Frhr. v. Manteuffel. Knapp- 


—— 125 — Schulgeſetz 


arit Kriegsminiſterv. March— 
taler. Ernennung 127. 

Sächſ. Miniſterpräſ. v. Metzſch. 
nl ie 7 — Niüdtritt 


og. Molkenbuhr. Handel3- 
vertrag mit Amerifa 43 — Reich3- 
finanzreform 112. 

Generalleutnant vd. Moltfe 
wird Generaljtaböchef 1. 

Abg. Mommſen. Unterjtü- 
—— 16 — Flottenvor- 
lage 77. 

Abg.Müller- Fulda. Verfehrs- 
jteuern 30 
Abg. Müller-Meiningen. To- 


feranzantrag, Herifale Herrihjucht 


14, 100 — Schmwurgerichte 44 — 
Flottenvorlage 77 — Reform des 
Militärjtrafrecht3 82 — gegen die 
Nebenregierung 216. 

Adg. Müller-Sagan. Kolo— 
nialftaat3jefretariat 82, 118, 121 
— Bierjteuer 98 — Reichsfinanz— 
reform 112 — gegen Deimling 
120. 

Europäiſcher Geichichtäfalender. 
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Generalftreit 
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Staatsjefretär des Reichsjuftiz- 
amt3 Dr. Nieberding. Preßver- 
gehen, Schwurgericht 44. 

Abg. Nißler. Beteranenunter- 
ſtützung 47. 

Abg. v. Normann. Wahlrecht 
— ei elitaaten 24. 

— Wahlagitation 
© Sehen 127. 

Abg. v. Oldenburg. Flotten- 
vorlage 77 — Ausweilung von 
Rufen 101 — allgemeines Wahl- 
reht und Prinz Ludwig von 
Bayern 117. 

Graf Oppersdorf. Anapp- 
ichaftsnovelle 125. 

Abg. Graf Drivla. Militär- 
Denfiondneieh 11 — Beteranen- 
unterftügung 48. 

Abg. dv. Orterer. Bayerijches 
Waſſergeſetz 148. 

Abg. Oſel. Weinfteuer 3. 

Sächſ. AZuftizminifter Otto. 
Schwurgerichte 17. 

Braunſchweig. Staatsminifter 
v. Otto. NRegentjchaftsrat 162 — 
Anjprühe Cumberlands 164 — 
Wahl eines Negenten 174, 176. 

Ag. Paaſche. Koloniale 
Zwangsarbeit 9 — SHandelsver- 
trag mit Amerifa 43. 

Abg. Pahnide. Reichsfinanz— 
reform 2, 113 — Vereinsrecht und 
Frauen 62 — Bierfteuer 98. 

Abg. v. Pappenheim. Sciff- 
fahrtsabgaben 40. 

Abg. Patzig. Belteuerung der 
Eijenbahnverwaltung 3 — Mittel- 
ſtandspolitik 170, 

Bayer. Finanzminifter v. Pfaff. 
Rotteriefrage 53 — Gerfteneinfuhr 
150 — Bierabgabe 151. 

Preuß. Landwirtichaftsminifter 
v. Podbielski. Verbindung mit 
Tippelskirch 150 — Nüdtritt3- 
gerüchte 178 — NRüdtritt 179. 

Bayer. Minifterpräfident Frhr. 
v. Podewils. Einzellandtage und 
Reichspolitik 37 — Berteidigung 
der Neichspolitif 44. 

Abg. Porſch. Preußiiche Wahl- 
reform 72 — Preußiſches Schul- 
geje 115, 123 — Sculfrage auf 
dem Katholifentag 154. 

31 
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Staatsjefretär Graf Poja- | 
dowsky. Erklärung zum Tole- | 
ranzantrag 13 — Unterftügungs- | 
wohnſitz 16 — Bedeutung der 
Sozialpolitit 20 — Wahlrecht der 
Einzeljtaaten 25 — Unglüd auf 
Zeche Boruſſia 32 — Verkehrs— 
ſtörungen an der ruſſiſchen Grenze 
51 — Diätenvorlage 6 — Aus— 
weiſung von Ruſſen 101 — An— 
griffe auf die Polizei 117 — Ko— 
lonialjtaatsjefretariat 121. 

Abg. Prieger. Lotteriefrage 53. 

Gouverneur v. Buttfamer. 
Beihuldigungen 54, 135. 

Oberftleutnant Quade gegen 
die Truppenverminderung in Süd- 
weitafrifa 223. 

Ubg. Raab gegen die indirekten 
Steuern 3. 

Gouverneur Fıhr. v. Rechen— 
berg. Ernennung 93. 

OberbürgermeifterRedemeyer. 
Nachfolge in Braunjchweig 163. 

Profeſſor Reinke. Preußiſches 
Volksſchulgeſetz 140 

Abg. Rettich gegen die Erb— 
ſchaftsſteuer 2 — Bierſteuer 98. 

Abg. Graf Reventlow. Wahl- | 
recht 29. | 

Preuß. Finanzminifter Frhr. 
v. Rheinbaben. Etatörede 1 — 
Befteuerung der Eifenbahnen 3, 
113 — Deforierung 146. 

Abg. Eugen Richter F 56. 

Staatsjefretär des Auswärtigen 
Schr. v. Richthofen F 9. 

Abg. Frhr. v. Rihthofen. 
Diätenvorlage 96 — Kolonial- 
ftaatsjefretariat 121 — Krieg in 
Südweltafrifa 222. 

Bayer. Finanzminifter v. Rie- 
del r 151. 

Abg. Riff. Erbichaftsfteuer 3. 

Abg. Roeren. Duellinterpel- 
lation 7 — Unfittlichfeit in Kunft 
und Literatur 44 — Beamten- 
ſchutz, Miſſionen, Kolonialjfandale, 








— — 211, 214, 216, 


og. NRollwagen. Patriotis— 
mus der Sozialdemokraten 3. 

Graf Roon. SKnappicafts- 
novelle 125. 


Alxhabetiſches Begißer. 


Geh. Rat Roje. Berwaltung 
bon Neu-Guinea 60 — Vorgänge 
in ze 60 — Fall Puttfamer 
135 


„se GStaatsminijterDr. Rother 


ie Sattler 7 146. 
er Schädler. 
politif 210 


Bad. Minifter des Innern 
v. Schenkel. Fleiſchteuerung 16 
— Schutzleute und Sozialdemo— 
kratie 64. 

Abg. Schidert. Unterſtützungs— 
wohnjig 16. 

Abg. Schiffer. Antrag zum 
preußijchen — — 102. 

Farmer Schlettwein. Wert 
Südweſtafrikas 219. 

Preuß. Generalſtabschef Graf 
Schlieffen. Nüdtritt 1. 

Abg. Shmidt. Truppenftärfe 
in Südweltafrifa 220. 

en Schmitt. Truppeninjpet- 
tion 3 

Konfiftorialpräfid. Schneider. 
Katholiſche Orden 97. 

Ag. Schrader Auswärtige 
Politik 91 — Ausweiſung von 
Ruſſen 101 — Kolonialſtaats— 
ſekretariat 121 — gegen die Ver— 
minderung der Truppen in Süd— 
weſtafrika 223 

Abg. Graf Schwerin-Löwitz. 
Handelsproviſorium mit Amerika 


Geh. Leg.Rat Seitz. Aufſtand 
in Oſtafrika 9. 

Abg. Semler. Kolonialſtaats— 
ſekretariat 118, 121 — Kolonial- 
politif 210 — Angebliche Umtriebe 
auf Fernando Po 218. 

Abg. Singer. Reichseinkom— 
men- und Reichserbichaftsiteuer 2 
— BVerfehröfteuern 30 — Diäten- 
vorlage 96. 

Württ. Minifter de3 Auswär- 
tigen v. Soden. Rücktritt 136. 

Abg. Spahn. Islam in Ko- 
Ionialjhulen 33 — gegen Erz- 
berger3 Angriffe auf die Kolonial— 
verwaltung 58 — Tlottenvorlage 
76 — Kolonialjtaatsjefretariat 82, 
121 — Duellfrage 88 — Diäten- 


Kolonial- 
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vorlage 96 — Ausweiſung von 
Ruſſen 101 — Erbſchaftsſteuer 
105 — Reichsfinanzreform 112 — 
auswärtige Politik 198 — Trup- 
penverminderung in Südweſtafrika 
218 — Wert Südweſtafrikas 219, 
223. 

Abg.Sped. Reichsiteuerreform- 
entwurf 2 — Antrag zur Brau— 
fteuer 33. 

Erzbiichof v. Stablewski zum 
Strazverein 19, 97 — zum Ber- 
ein deutjcher Katholifen 98 — 
polnischer Neligionsunterricht, 
Schulftreit 172 — Tod 202. 

Abg. Stadthagen. Klafjen- 
juftiz 44. 

Erzbiichef v.Stein. Katholijche 
Drden 9 

—— Frhr.v. Stengel. 
Reichsſteuerreform 2 — für Ver— 
ſtändigung 3 — Militärpenſions— 
geſetz 11 — Verkehrsſteuern 30 — 
Veteranenunterſtützung 47 — 
Tabakſteuer 65 — Bierſteuer 98 
— Erbichaftsfteuer 105 — faifer- 
licher Dank 113. 

Abg.Stöder. Wahlrecht, jozial- 
demokratiſche Agitation 29. 

lie Storz für Kolonialpolitif 


Sefandter Dr. Stübel. Er- 
nennung 9. 

Abg. Stüdlen. Tendenzprozeſſe 
44. 


Preuß. Kultusmin. Dr. Studt. 
Kontrolle katholiſcher Geiſtlichen 6, 
12 — Zulaſſung von Kongrega- 
tionen, polnische Sprade 44, 45 
— Schüler und Flottenverein 62 
— ausländiiche Studenten 72 — 
Schulgejeg 114, 124, 128, 131, 
141 — Deforierung 145 — gegen 
Zandflucht der Lehrer 149. 

Abg. Südefum. Bierfteuer 


10. 


8. 
Preußiſcher Staat3minifter a. D. 
v. Thielen 7 4. 
Abg. dv. Tiedemann. Duell- 
frage 8 — auswärtige Bolitif 198. 
Staat3jefretärdesReichdmarine- 
amts v. Tirpitz. Befeltigung von 
— 46 — Flottenvorlage 
4. 


Herzog zu Trachenberg. 
Preußiſches Volksſchulgeſetz 141. 

Abg. Träger. Wahlrecht der 
Einzelſtaaten 25 — Diätenvorlage 
96 — Ausweiſung von Ruſſen 106. 

Staatsſekretär des Auswärtigen 
Frhr. v. Tſchirſchky u. Bögen— 
dorff. Ernennung 9 — Golu— 
LIT REINER auswärtige Lage 
11 


Kardinal Bannutelli. Teil- 
nahme am Satholifentag, Auto- 
rität des Papſtes 155. 

Abg. dv. Bollmar. BPatriotis- 
mus der Sozialdemokraten 3 — 
Tahrfartenfteuer 112 — baye- 
riſches Wafjergejeg 148 — aus— 
mwärtige Politik 198 

Breuß. Herrenhausmitglied Vo - 
pelius. Snappichaftänovelle 125. 

Bayer. Kultusminifterv. Wehn- 
ner. Konfejfions- und Simultan- 
ihule 126 — Münchner Kunft- 
leben 145. 

Württ. Minifterpräf. v. Weiz- 
jäder. Ernennung 218. 

Abg. Wiemer. Branntmwein- 
fteuer, Erbichaftöfteuer 2 — Schul- 
vorlage 6 — Schüler und Flotten- 
— 62 — auswärtige Politik 
198. 

Umtsgerichtsrat De Witt. Ka— 
tholiſcher Glaube und Wiſſenſchaft 


155 
K Wolf. Anfiedlungspolitif 


og. Sehr. v. Zedlig. Reichs— 
finanzreform 62 — preußiſche 
Wahlreform 72 — Anfiedlungs- 
politit 78 — Rommunalabgaben- 
geje 107 — Schulgeſetz 115, 143. 


Preſſe. 


Weißbuch über Marokko 1 — 
Kabinettswechſel in Sachſen 7 — 
Duellfrage 8 — Wahlrechtsdemon— 
ſtration der Sozialdemokratie 11 
— Strazverein 19 — Handels— 
abkommen mit Amerika 39 — 
Marokkofrage 39 — Angriffe auf 
Poſadowsky 48 — Charakter und 
Bolitif des Zentrums 50 — Ber- 
waltung von Kamerun 54, 135 
— Tod Eugen Richterd 56 -- 
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preußiihe Schulvorlage 68 — 
Kriſengerüchte 78 — ruffiiche An- 
leihe in Deutjchland 91 — Bis- 
mardverehbrung und Bismard- 
feindſchaft 92 — katholiſche Orden 
97 — NRüdtritt Holfteins 97 — 
Alabafrage 97 — Polen und Zen— 
trum 127 — Bejuh von Hour» 


naliften in England 132 — Ge 


ihäftsführung der Kolonialver- 
waltung 136, 142, 150 — GSozial- 
demofratie, Gewerkichaften, Maj- 
jenftreit 138 — Immunität der 
Abgeordneten und Kolonialfrage 
146 — Umwandlung der badijchen 
Amtsverfündiger 146 — Syſtem— 
wecjel im Kolonialamt 148, 161 
— bayeriiches Wafjergejeß 149 — 
Katholifentag 155 — Budgetrecht 





und Südweſtafrika 157 — Schwarz 


jeherrede des Kaiſers 161 — jozial- 
demofratijcher Barteitag 166 — 
Bismards Entlafjung, Hohenlohe- 
memoiren 167 — polnischer Schul«- 
ftreif und Stablewski 172, 178 — 
Fleiſchteuerung 175 — braun— 
ſchweigiſche Frage 177 — Monroe⸗ 
doftrin 177 — perjünliches Regi- 
ment 177 — Reichstag und aus- 
wärtige Bolitit 200 — Denkſchrift 
über die Kolonien 202 — Reichs— 


tagsauflöjung 226 — Bat Papft | 


und Bentrum 1893 2 


„Badiſcher ne An- 
griffe auf Bismard 92. 
„Berliner Tageblatt“. Unter- 


werfung der Bondelzwarts 232, 
„Braunſchweiger Neuefte Nach- 
richten”. Pläne Cumberlands 231. 
„Deutihes Volksblatt“. Ge— 
rk des Kolonialamts 


— Zeitung“. Sozial— 


demokratie und ruſſiſche Revolu— | 


tion 19. 
„Freiſinnige Zeitung“. 
runer Verwaltung 135. 
„Sermania”. Kameruner Ber- 


Kame- 








waltung 136 — braunjchweigiiche 


Frage 177 — Sailer, Papſt und 
Bentrum 1893 226. 

„Hiſtoriſch-politiſche Blätter”. 
Charakter und Politik des Zen- 
trums 50, 


Alphabetifges KRegiſter. 


„Kölnische Volkszeitung“. Duell- 
frage 8 — ÜErzberger-Spahn 61 
— Kardinal Bannutelli auf dem 
Katholifentag 155 — braunjchwei- 
giiche Frage 177. 

„National- Zeitung”. Perſön— 
liches Regiment 200 — Bapft, 
Kaijer und Zentrum 226. 


„Norddeutſche Allgemeine Zei- 
tung”. Balfanpolitif Staliens 1 
— Kommijjionsbejhlüffe über 
Neichsiteuerreform 53, 87 — 
Konferenz von Algeciras 61 — 
Parijer Prejje und Maroffofonfe- 
renz 64 — Polemik gegen den 
„Temps“ 67, 76, 85 — deutſch⸗ 
feindliche Strömungen in Ruß- 
land 72 — Gerücht über Kanzler- 
frijis 78 — Eijenbahntarifreform 
87, 145 — Kameruner Berwal- 
tung 135 — Geihäftsführung der 
Kolonialverwaltung 137 — Lie- 
besgabenfonds für Südweſtafrika 
142 — Intervention in Rußland 
147 — Budgetrecht 157 — Brief- 
wechjel des Herzogs von Cumber— 
> mit dem Katjer und Kanzler 

170 — polniſcher Schulftreif 178 
— MNeichstagsauflöfung 225 — 
Pläne gegen das allgemeine Wahl- 
reht 231 — Unterwerfung der 
Bondelzwart3 232. 


„Poſener Neuefte Nachrichten“. 
Tolenpolitif 173. 

„Preußische Jahrbücher“. Cha- 
rakteriſtik Eugen Richters 57 — 
preußiihe Schulvorlage 68 — 
Nüdtritt Holfteing 97 — Bis 
mard3 legte Pläne und Entlafjung 
167 — Reichstag und auswärtige 
Bolitit 200. 

„Soziale Praxis". Boyfott und 
Berrufserflärung 147. 

„Borwärts” über Maroffoton- 
ferenz 39 — Kabinett Elemenceau 
94 — Gemwerkichaften und Mafien- 
jtreif 138 — heſſiſche Sozialdemo- 
fraten und Großherzog 218. 


„Zag“. Kameruner Berwaltung 
4 — Fall Peters 60. 


„Weſer-Zeitung“. Liberale und 
Sozialdemokratie 96. 
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reuhen. 

Wechſel im Chef des General- 
ftab8 1 — neunftündige Arbeits- 
zeit der Eijenbahner 1 — Tod 
Thielens 4 — Städtetag gegen 
das Volksſchulgeſetz 6 — Wahl- 
rechtsdemonſtration der Sozial— 
demofratie 11 — Reform des 
Mädchenunterricht3 12 — Rang- 
erhöhung der Oberlehrer 17 — 
Polenfrage 5, 19, 37, 48, 97, 151, 
172, 175, 178, 218 — Lande3- 
ötonomiefollegium über innere 
Kolonijation 19 — Berband der 
Landgemeinden über Volksſchul— 
vorlage 32 — Bergarbeiter über 
Berggeſetze 33 — Feier der fil- 
bernen Hochzeit des Kaijerpaares 
45 — Vermählung de3 Prinzen 
Eitel Frig 46 — Fleifcheinfuhr 
aus Rußland 48 — Durchführung 
des Anjiedlungsgejeßes 57 — Pro— 
tejt gegen die Volksſchulvorlage 
68 — Etat 85 — Anleihe 92 — 
Mainkanalijierung 3 — Wechſel 
im Minifterium der öffentlichen 
Arbeiten 96 — —— 
und Publikum 97 — d der 
Prinzeſſin Friedrich Bar 107. 
Einweihung des Teltomwfanals 126 
— Wechjel im Oberpräfidium Sach— 
ſens 136 — Deforierung Stubt3 
145 — Harnad Bibliothefsdireftor 
145 — Deforierung Rheinbabens 
146 — Tod de3 Propſtes v. d. Golk 
149 — Berhütung der Landflucht 
der Lehrer 149 — Kolonialliefe- 
a en und Podbielski 149 — 

üdtritt Podbielskis 179 — 
—— 151 — Gnadenakt 
des Kaiſers 155 — Entbindung 
der Kronprinzeifin 142, Taufe de3 
Prinzen 156 — Tod de3 Prinzen 
Albredt 162 — Gedenkfeier der 
Schlacht bei Jena 173 — Siche— 
rung der Arbeiter vor willkür— 
fihen Entlafjungen 177 — Er- 
nennung Arnims zum Landwirt- 
ichaftsminifter 201 — Tod Sta- 
blewstis 202 — Erplofion bei 
Witten 202 — Einführung von 
Schweinefleijch 231. 

Herrenhaus. Befämpfungder 
Sozialdemokratie 15 — Wahl— 


rechtsänderung 64, 119 — aus— 
ländifche Studenten 72 — Knapp- 
ichaftönovelle, Gewerfvereine 125 
— Volksſchulvorlage 128, 140, 
144 — Schluß, Rejultate 144. 

Abgeordnetenhaus. Etats— 
beratung 1,5 — Sparkaſſengeſetz 
4,66 — Finanzlage 1,5 — Juſtiz 
undSozialdemofratie,Wahlreform, 
Polenfrage, Landwirtihaft 5 — 
beifiich-tHüringischelotteriegemein- 
ihaft 6 — katholiſche Geiftliche 
und Polizei 12 — Fleiſchteuerung 
12 — Unglüd auf Zeche Boruſſia 
29 — Ausdehnung des ftaatlichen 
Bergbeſitzes 35 — Angriff auf 
Poſadowskys Sozialpolitif 35 — 
Shiffahrtsabgaben 40 — Kongre- 
gationen an höheren Schulen 44 
— Landfluht der Lehrer 4 — 
Eijenbahnetat, Ausdehnung des 
Eijenbahnneges 54, 103, 107 — 
Reichöfteuerreform 62 — Wahl- 
rechtsänderung 64, 68, 86, 101 
— Feuerbeftattung 66 — Denk— 
Ichrift der Anſiedlungskommiſſion 
77 — Erwerb des Kaliwerks Her- 
cynia 87, 110 — Volksſchulvor— 
lage in der Kommiſſion 98 — 
— Berfafjungsänderung 102 — 
Novelle zum Einfommenjteuergejeg 
105 — Ausweiſung von Ruffen 
106 — Mittel für Berbejjerung 
von Beamtenwohnungen 107 — 
Kommunalabgabengejeg 107 — 
Befähigung zum höheren Verwal- 
tungsdienft 109 — Kalimonopol 
110 — zweite Beratung des Schul- 
gejeßes 114 — dritte Beratung 
des — — 122 — Einzel- 
ftaaten und Reichsrecht 124 — 
Mainkanalifierung 125 — Ver— 
ſchuldungsgrenze Tandwirtichaft- 
liher Grundftüde 142 — An— 
nahme des Schulgejeges 143 — 
Schluß, Rejultat 144. 


Keichstag. 


Erſte Beratung der Reichsfinanz⸗ 
reform 2 — Perſonentarifreform 
4 — Naturalleiftungen für das 
Heer 6 — Duelldebatten, Erflä- 
rung der Regierung 7, 82 — 
Neichdtag und Regierung 7, 11 — 
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Ujambarabahn 9 — Zwangsarbeit 


der Neger 9 — Islam und Schu- | 
len 9, 33, 58, 87 — Untrag auf | 


Diäten 9 — Diätengejeß 93, 96, 
105 — Garantie der Eijenbahn 
Duala-Manengubaberge 10° — 
Penfionsgejeg für Offiziere und 
Mannicaften 11, 113 — Tod 
Richthofens 11 — Budgetfommij- 
jion über Braufteuer 12 — Tole— 
ranzantrag, bürgerliche und reli- 
gidje Toleranz 13, 100 — Maß— 
und Gewichtsordnung 16 — Unter- 
ftügungswohnjig 16 — Berfiche- 
rungövertrag 17 — Gozialpolitif 
und Wrbeiter, Gemwerkichaften 20 
— Wahlrecht der Einzeljtaaten 24, 
116 — Poſadowsky über Beſitz, 
Rechte und Pflichten 25 — Steuer- 
fommiljion über Berfehrsjteuern 
29 — Unglüd auf Zeche „Bo— 
ruſſia“ 32 — foloniale Berjonal- 
fragen 37,58 — Handeläablommen 
mit Nordamerifa 39, 40, 92 — 
Neihsamt des Innern 40 — 
Handel3vertrag mit Abejjinien 43 
— Schwurgericht, Tendenzprozeſſe 
44 — Befeftigung Kiautihous 46 
— Veteranenunterftüßung 47 — 
Berfehrsftörungen an der ruſſiſchen 
Grenze 51 — Woftetat 53, 57 — 
Gewerbeordnung, SHandelögejeß- 
buch 53 — erfte Leſung der Reichs— 
jteuerfommifjion 53 — Berwal- 
tung von Kamerun 54, 58 — 
Neichseijenbahnen 56 — Tod Rich- 
ters 57 — Charafter der Kolonial— 
politit 59 — Bewaffnung der Ar- 
tillerie 61 — Berjammlungsrecht 
61 — Schuß der Heimarbeiter 62 
— Tabakſteuer in der Gteuer- 
fommijlion 65 — Staatsjefretariat, 
Unterjtaatsjefretariat für die Ko— 
lonien 66, 79,118, 120 — Flotten- 
geſetz, Reichsvermögensſteuer 74, 
113 — Soldatenmißhandlungen, 
Beſchwerderecht 82 — Etatnotgeſetz 
85 — zweite Leſung der Steuer— 
kommiſſion 87 — Bülow über 
Marokko und auswärtige Politik 
88 — Kataſtrophen in Italien 
und Amerika 95 — zweite Be— 
ratung der Reichsſteuerreform 97, 
102, 103, 105 — Ausweiſung von 





Alphabetifes Begifer. 


Ruſſen 100 — Stempelfteuergejeg 
107, 111 — Meantelgejeg zur 
Finanzreform 109 — Reichskafjen- 
jheine 111 — Dritte Beratung 
der Finanzreform 111 — au 
wärtige Rolitif, Goluchomsfitele- 
gramm 116 — Einzelftaaten und 
Wahlredt, Angriffe auf Prinz 
Ludwig von Bayern 117 — Streik⸗ 
unruben 117 — Bertagungsvor- 
lage 119 — SHandelövertrag mit 
Schweden 119 — Bahn Lüderig- 
bucht-Keetmanshoop 119 — Ent- 
ihädigung der Anfiedler 120 — 
Bertagung 121 — Refultate der 
Seſſion 121 — Etat 125. 

Zweite Tagung. Beginn 180 
— große Debatte über auswärtige 
Politik, Reden Bülows 180 bis 
200 — Rechtsfähigkeit der Berufs- 
vereine 202 — große Kolonial- 
debatte, Dernburg-Roeren 217 — 
polnischer Schulftreif 218 — Bud- 
getfommilfion über Südmwejtafrifa 
218 — Generalafte der Algeciras- 
fonferenz 219 — Etatdentwurf, 
Steuerpläne 219 — Fleijchteue- 
rung 219 — Ablehnung des Nadı- 
tragsetat3 für Südweftafrifa 219 
— Roeren und Dernburg über 
Beamte und Miſſionen 219 bis 
223 — Nuflöjung 224 — Ab» 
ftimmungsftatiftif 225. 

Erjagwahlen. Bonn 9 — 
Chemnig 34 — Hechingen 66 — 
Kaiferslautern 66 — Stimmen— 
verluft der Sozialdemokraten 49 
— PDarmftadt 95 — Tarnomih- 
Beuthen 127 — Hannover-Linden 
133 — Altena⸗-Iſerlohn 135 — 
Hagen-Schwelm 147 — Rintelen- 
Hofgeismar 147 — Döbeln 175 
— Stade 177 — Habdersleben- 
Sonderburg 177. 


Sathſen. 


Kammer über Schiffahrtsabga— 
ben 6 — Wechſel im Minifter- 
präfidium 7, 97 — AYuftizminifter 
über Schwurgericht 17 — Berjud, 
die Zujammenjegung der Erften 
Kammer zu ändern 44, 91 — 
Grundjäge d. fünftigen Wahlrechtö- 
reform 49 — Landtagsſchluß 91. 
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Sozialpolitik. ’ 
Neunftündige Arbeitszeit in der 


preußiſch⸗ heſſiſchen Eiſenbahn 1 — 
Penſionsgeſetz für Offiziere und 
Mannſchaften 11, 113 — Fleiſch— 
teuerung 12, 16, 48, 157, 175, 


179, 219, 231 — Unterſtützungs— | 


wohnfig 30 Unterftüßung der 
Arbeiter in Cadinen 17 — Wir- 
fung der Tabakjteuer 17 -- innere 
Kolonijation in Preußen 20 — 
Cozialpolitit und Arbeiter 20 — 
englijche und deutiche Arbeiter 20 
— Poſadowskyhy über Sozialpolitik, 
Bejig und Wahlreht 25 — preu- 
Biiche Bergarbeiter über Knapp— 
ſchaftsgeſetz 33 — preußijches Ab- 
geordnnetenhaus über Sozialpolitik, 
Angriff auf Poſadowsky 36, 48 
— Reichsamt ded Annern 0 — 
Beteranenunterftügung 47 — Poſt 
und Sozialpolitif 53, 57 — Ber- 
jammlungsreht 62 — Schuß der 
Heimarbeiter 62 — Wohnung3- 
fonferenz 63 — Snappicafts- 
novelle 72, 125 — SHilfeleiftung 
beim Unglüd in Courrières 86 
— Novelle zum preußifchen Ein- 
fommenfteuergefeg 104 — Ber- 
bejierung der Wohnungsverhält- 
nifje niederer Beamten in Preußen 
107 — Handelsminifter Delbrüd 
über die chriftlichen Gewerkvereine 
125 — Berbefjerung de3 Ham— 
burger Trinfwafjerd 144 — Rente 
für Hamburger ftaatliche Arbeiter 
145 — Boykott und Berrufs- 
erflärung 146 — Haud- und 
Grundbejigerverein 151 — Kon— 
greß für re 
161 — Belämpfung des Alfoho- 
lismus 167 — Unterjuchung der 
Lage der Weingärtner 174 — 
Schuß gegen willfürliche Dienft- 
entlafjung der preußijchen Eifen- 
bahner 177 — Kaijer über die 
Sozialpolitit 200 — Rechtsfähig— 
feit der Berufsvereine 202. 


Godesfälle. 

Staatsminifter v. Thielen 4 — 
Staatsjefretär v. Richthofen 9 — 
Staatöminifter Rothe 17 — Krieg3- 
minifter Schr. v. Aſch 38 — bg. 


Eugen Richter 56 — Abg. Lenz- 
mann 66 — Miniſter der öffent- 
lihen Arbeiten v. Budde 96 — 
Prinzeifin Friedrich Karl 107 — 
Abg. Kropatiched 136 — Abg. 
Sattler 146 — Propſt v. d. Goltz 
149 — Finanzminiſter a. D. v. Rie- 
del 151 — Prinz Albrecht von 
Preußen 162 — Abg. v. Eynern 
2 — Erzbiihof dv. Stablewski 


Württemberg. 


Zweite Kammer über Berfaj- 
jungsrevifion 18 — Wenderung 
bes Berggejeges 29 — Eijenbahn- 
bauten 53 — Unglüd in Nagold 
91 — Erfte Kammer über Ber- 
fafjungsrevifion 108, 115 — 
Wechjel im Kriegsminifterium 127 
— Bmeite Kammer über die Be- 
ſchlüſſe der Erjten zur Verfafjungs- 
revifion 127 — Denkichrift über 
Perjonentarifreform 133 — Eini— 
gung über die Berfafjungsrevifion 
134, 143, 145 — MWedjel im 
Minifterium des Auswärtigen 136 
— Kerjonentarifreform 145 — 
Landtagsſchluß 145 — Notlage 
der Weingärtner 174 — Simultan- 
ſchule 175 — Auflöfung des Land- 
tags 179 — Wechſel im Minifter- 
präfidium 218. 


Frankreich 307—331. 
Ueberj. 432, 459, 


Auswärtiges. 


Konflift mit Venezuela 307 — 
Beſuch von Londoner Grafichafts- 
ratömitgliedern 308 — Sammer 
über Handelövertrag mit Rußland 
308 — Sammer über Maroffo- 
fonferenz 309 — deutſche Hilfe 
beim Grubenunglüf 311 — In— 
ftruftion Rouvierd an Revoil 311 
— Garriend Programm 312, 318 
— Sammer über Abſchluß der 
Marokkokonferenz 314, 318 — 

uſammenkunft Fallieres’ | mit 

önig Eduard 316 — Beipredhung 
der Dumaauflöjung 321 — Be— 
jegung der Daje Dichanet 321 
— Beſuch fremder Seeoffiziere 
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322 — Llemenceau über Deutich- 
land, Papſt und Frankreich 322 
— „Figaro“ über deutjche Politik 
in Werh 


— (lemenceaus Programm 323 
— Gozialiften und auswärtige 


Politit 325 — Senat über Mi- | 
litärfonvention mit England 326 | 


— Handelsvertrag mit der Schweiz 
327 — Erpedition nad) Marokko 
327, Note 327, Kammer hierüber 


328 — Ausweiſung des päpftlichen | 


Gejchäftsträgers 331. 


Heer und Flotte. 


Dauer der militärischen Uebun- 
gen 309 — Einjchreiten bei Durch— 
führung des Tirennungsgejeßes 
310, 313, 314 — Einjchreiten bei 
Streif3 313, 314, 316 — Revi— 
jion des Dreyfusprozefjes 320, 321 
— antimilitariftiiche Demonftra- 
tionen 322 — Bejuch fremder See- 
offiziere 322 — Berftörung eines 
Pulvdermagazins 322 — Gedent- 
feier der Schladht von Jena 323 
— Untergang eines Unterjeebootes 
323 — Militärabfommen mit 
England 326 — Schiffe nad Ma- 
roffto 327. 


Inneres. 


Präjidentenmwechiel 307, 309 — 
Kundgebungen von Staatsbeamten 
und Arbeitern für das Koalitiong- 
reht 308 — Grubenunglüd in 
Courrieres 311 — Kabineitswech— 
jel 311, 323 — Bergarbeiterftreit 
313 — antimilitariftiiche Kund— 
gebungen 314 Ausſtand der 
Parijer Briefträger 314 — Aus— 
ftände und Tumulte 316 — Haus- 
juchung bei Antirepublifanern 316 
— Vorbereitungen für den 1. Mai 
316 — Budget 1907 316, 321 — 
Vereinigung der Bergarbeiter 320 
— Greijenunterftügung 321 — 
Sonntagsruhe 322 — fozialdemo- 
fratiicher Parteitag 325 — Tod 
Euries 316. 

Kirhenfrage. Pfarrerpen- 
fionen 308 — Unruhen bei der 
Inventariſierung der Kirchengeräte 





ien 323 — Schlacht von | 
Jena 323 — ruffiiche Anleihe 323 | 








Alphabetildes Kegifer. 


308, 310, 313, 314 — Ausfüh— 
rungsbeftimmungen zum Tren— 
nungögejeg 311 — Bifchofsver- 
jammlung u. Kultusvereinigungen 
317, 321, 322 — Epifjfopat an 
Papit 321 — Kirchengüter und 
Kultusgemeinden 322, 323 — 
fatholische Kultgemeinden 322 — 
Hirtenbrief 322 — lemenceau 
über Trennungsgejeg 322 — Aus- 
führung des Trennungägejeges 327 
— Papſt und Trennungsgeleg 330 
— Maßregeln gegen die Geift- 
lihen 330 — Fehlen katholischer 
Kultvereinigungen 330 — Aus- 
weijung des päpftlichen Gejchäfts- 
trägerd 331 — Abſetzung von 
Bürgermeijtern 331 — vgl. Kam— 
mern. 


Sammern. 


Senat. Wahlen 307 — Prä— 
fidentenwahl 309 — Briefporto- 
herabjegung 309 — Clemenceau 
über die Inventaraufnahme 313 
— Umneftie 321 — Wiederher- 
ftellung von Dreyfus und Picquart 
321 — innere und auswärtige 
Politik, Abkommen mit England 
326 — SHandelövertrag mit der 
Schweiz 327 — Erhöhung der 
Diäten 327 — Ausübung des 
katholiſchen Kultus 331. 


Deputiertenfammer. Prä— 
lidentenwahl 307 — Handels— 
vertrag mit Rußland 308 — 
Alteröverjiherung 309 — Feine 
Auskunft über Maroffo 309 — 
Dauer der militärifchen Uebungen 
309 — Unruhen wegen Kirchen- 
gejeg, Sturz Rouviers 310 — 
Programm GSarriend 311 — Fi- 
nanzlage 313 — Grubenunglüd 
314 — Erklärungen über Maroffo 
314, 327, 328 — Wahlen 316 — 
Präfidentenwahl 317 — Pro— 
gramm Sarriend 317 — foziale 
Sragen 318 — Streikunruhen, 
Amnejtie 320 — Budget, Ein- 
kommenſteuer 320 — Wiederher- 
ftellung von Dreyfus und Bicquart, 
Schlägerei 321 — Programm Ele- 
menceau8 323 — NArbeitämini- 
fterium 325 — Trennungsgejeß, 


Griehenland. Großbritannien. 489 


Briands Rede 326 — Erhöhung 
der Diäten 327 — NRüdfauf der 
Weftbahnen 328 — Gejeb zur 
Ausübung des fathol. Kultus 331. 


Yerfonalien. 


Präfident Zoubet. Empfang 
* Engländern 308 — Amtsende 


Präſident Fallieres. Wahl 
307 — Amtsantritt 309 — Zu— 
jammenfunft mit König Eduard 
310, 316 — Empfang fremder 
Offiziere 322. 

Minifter der öffentlichen Arbeiten 
Barthou. Grubenunglüd 314. 

Kultusminifter Briand fordert 
Kultvereinigungen 324 — katho— 
Lische Agitation 326 -— Ausführung 
de3 Trennungsgeſetzes 327 — 
ea gegen die Geiftlichen 

ultvereine und Kultus 330. 

Abg. Brijjon. Militärifche 
Uebungen 309 — SKammerpräji- 
dent 317. 

Minifter des Auswärtigen 
Bourgeovid. Maroffofrage 314. 

Gen. Elemenceau. Minifter 
de3 Innern 311 — Vermittlung 
im Ausftand 313 — Inventur— 
aufnahme 313 — Einfchreiten bei 
Streif3, Sozialismus 318 — 
Deutichland, Franfreih, Bapft, 
Slam 322 — Minifterpräfident 
323 — Programm 323 — Mi- 
Iitärabfommen mit England 326. 

Profeſſor Curie 7 316. 

Abg. Doumer. Kammerprä- 
ſident 307. 

Abg. Doumergue. Handels— 
vertrag mit Rußland 308. 

Hauptmann Dreyfus. Wieder- 
heritellung, Deforation 320, 321. 

Minifter des Innern Dubief. 
Kirchliche Inventuraufnahme 311. 
— Duboft. Senatspräſident 


Kriegsminiſter Etienne. Re— 
habilitierung von Dreyfus 321. 

Abg. Guyieſſe. Klerikale Agi- 
tation 310. 

Juſtizminiſte Guyot Deſ— 
ſaigne. Uebertretungen des Tren— 
nungsgeſetzes 330. 


Abg. Jaurès. Marokkofrage 
309, 328 — Regierung und So— 


zialismus 319. 

Abg. Lemire. EEE In⸗ 
— 

— Mercier — Dreyfus 

Miniſter des Auswärtigen Pi— 
chon. Expedition nach Marokko 
327 — Marokkofrage 328. 

General Picquart. Wieder— 
herſtellung 320, 321. 

Abg. Plichon. Handelsvertrag 
mit Rußland 308 — kirchliche 
Snpventuraufnahme 310. 

Finanzminifter BPoincarre. 
Defizit 313 — Budget 316, 320. 

Minifterpräfident NRoupier. 
Maroflofrage 309, 311 — Han— 
delövertrag mit Rußland 309 — 
militärische Hebungen 310 — firdhl. 
Snventuraufnahme, Rüdtritt 310. 

Minifterpräjident Sarrien. 
Rabinettsbildung 311 — WPro- 
gramm 311, 317 — Rüdtritt 323. 

Sen. de Billaine. Ablommen 
mit England 326. 

Arbeitsminifter Viviani. Ar— 
beitsminiſterium 325. 


Griechenland 409, 410. 
Ueberſ. 466. 


Großbritannien 290—306. 
Ueberj. 433, 457. 


Auswärtiges und Koloninles. 


„Daily Graphic" über Maroffo- 
fonferenz 291 — Thronrede über 
auswärtige Fragen 291, 307 — 
Unterhaus über Frankreich, Trans- 
vaal 292 — Oberhaus über Sübd- 
afrifa 292 — Unterhaus über 
Siüdafrifa und Schuß der Ein- 
geborenen 293 — Oberhaus für 
Milner 294 — Diskuſſion über 
Algeciras 294 — Grey über Streit 
mit dem Kongoftaat 295 — Ver— 
mwaltung Egyptens 295, 299 — 
Deutſchland und Die Atabafrage 
296 — Empfang deutjcher Gäjte 
298, 299 — deutſch-engliſcher 
Zwiſchenfall in Südafrika 298 — 
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Berftändigung mit Rußland 298 | 
— Ö$renzvertrag mit Franfreih 
über Niger und Tichadjee 298 — | 
Deutichland und Berjien 299 — 


geplanter FFlottenbefuh in Ruß— 


land 299, 301 — Unterhaus über | 
Egypten, Japan, Rußland 299 — 


Kriegführung in Natal 301 — 
interparlamentariihe Friedens— 


fonferenz, Campbell-Bannermann | 
für die Duma 302 — Beziehungen | 


zu Deutichland und Flotte 302 — 
Ausweilung eines deutichen Dam— 
pfer3 303 — Abkommen über die 
Neuen Hebriden 305 — deutſche 
Handelsichiffahrt im Kriegsfall 305 
— Verwaltung Weltafrifas 306 — 
— für die Oranjekolonie 


Finanjen, Handel, Wiriſchaflopolitik. 
Debatten über die Zollpolitik 
unter den Konſervativen 291 — 
Diäten für die Abgeordneten 293 
— Budget 295 — deutſche Han— 
delsſchiffahrt im Kriegsfalle 305. 


Heer und Flotte. 

Stapellauf de „Dreadnaught” 
20 — Abrüftungsfrage 297 — 
Kreuzfahrt in der Oſtſee 299 — 
allgemeine Wehrpflidt 301 — 
Haldanes Armeereorganijation 
301, 302° — Sriegführung in 
Natal 301 — Verminderung der 
Slottenrüftungen 302 — Bmei- 
Mächte-Standard 302 — Unregel- 
mäßigfeiten im Burenfriege 303, 
304 — Erridtung eines General» 
ſtabs 303 — Nusweijung des 
„Meteord” aus Portsmouth 303 
— Drganijierung einer Rejerve- 
flotte 304 — Meutereien in Ports— 
mouth 305. 


Inneres. 


rn 290 — Wahlen 
290, 293 — Thronrede über Er- 
iparnifie 291 — Unterhaus über 
Srland und Armenfrage 292 — 
Entihädigung für Betriebsunfälle 
293 — Gejeß über die Trades 
Unions 293, 305 — Arbeiter— 
partei und Kiberale 290, 294, 303 
— erjte Leſung der Schulbill 294 


Alphabetifches Regiſter. 


— Demonftration für Frauen— 
ftimmredt 295 — auswärtige 
Streifbreher 298 — Katholiken 
gegen Schulbill 299 — inter- 
nationaler Bergarbeiterkongreß 
299 — BZugentgleifung 299 — 
bejonderer Minifter für Wales 301 
— Oberhaus über Schulbill 301, 
305 — Arbeitskämpfe, Streif- 
pojtenftehen 303 — Gewerfichafts- 
fongreg 303 — Grubenunglüd 
304 — Stadtbezirkswahlen in 
London 305 — Gemwerfvereine und 
Kontraktbruch 305 — Angriffe der 
Minifter auf das Oberhaus 305 — 
Umwandlung der „Times“ 305 — 
Ablehnung der Schulvorlage 306. 


Yarlament. 

Oberhaus. Eröffnung 291 — 
Südafrika 292, 294 — auswärtige 
Streifbreher 298 — allgemeine 
Wehrpfliht, Militärfragen 301, 

ir — Schulvorlage 302, 305, 

— Schluß 306. 

later Wahlen 290, 293 
— Eröffnung 291 — Adreidebatte, 
Franfreih, Transvaal, rland, 
Armenfrage 292 — Unruhen in 
Südafrifa 293 — Diätenfrage 293 
— Entihädigung für Betrieb- 
unfälle 293 — Gejeß über die 
Trades Unions 293 — Unterrichts— 
bill 294, 306 — Streit mit dem 
Kongoftaat 295 — Frauenftimm- 
recht 295 — Budget 295 — Streit 
um Afaba 296 — Abrüftung 297 
— deutſch⸗engliſcherGrenzzwiſchen⸗ 
fall 298 — Flottenbeſuch in Kron— 
ſtadt 299 — Egypten, Japan, 
Frankreich, Rußland 299 — Re— 
organiſationsplan der Armee 301 
— beſonderer Miniſter für Wales 
301 — Kriegführung in Natal 301 

— Zwei-Mächte-Standard 302 — 
Arbeitstämpfe, Streifpoften 303 — 
Arbeitsſtreitigkeiten 305 -— deutjche 
Handelsjchiffahrt im Kriegsfalle 
305 — Berfafjung In ange 
folonie 306 — Schluß 30 


Perfonalien. 
König Eduard VII Thron- 
rede 291 — Empfang deutjcher 
Abordnnungen 298. 
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Abg. Balfovur. Wahlnieder- 
lage 290 — Bollpolitit 291 — 
Wahl 293 — Tlottenpolitif 302 
— Sculvorlage 306. 

Bräfident Birrel. Schulvor- 
lage 306. 

Minifterpräfident Campbell- 
Bannermann. Wahlprogramm 
290 — auswärtige Politif, Fre 
land 292 — Trades Uniond 294 
— Algeciras 294 — Flottenpolitif 
302 — gegen das Dberhaus 305 
— Schulvorlage 306. 

Abg. Chamberlain. Wahl 
agitation 290 — Bollpolitif 291 
— irische Politik 292. 

Unterftaatsjefretär Churchill. 
Unruhen in Südafrifa 293, 301. 

Herzog v. Devonjhire. Wahl- 
agitation 290. 

Staatsjefretär Grey. Streit 
mit Kongoftaat 295 — Gtreit über 
Akaba 296 — Abrüftung 297 — 
Verjtändigung mit Rußland 298 
— Zuſtand in Egypten 299 — 
ig Handelsjchiffe im Sriege 

05 

Kriegsminifter Haldane. Em- 
pfang einer deutjchen Abordnnung 
290 — Reorganijationsplan 301 
— gegen die Arbeiterpartei 304. 

Abg. Keir Hardie. Politik 
der Arbeiterpartei 292 — Behand- 


lung der Trade Union 294 — | 
Verhältnis zu anderen Parteien 


294, 304. 


Abg. Lee. Deutiche Handels- 


ichiffe im Kriege 305. 

Lord Milner. Rechte der Ko- 
lonien 22. 
— an Nedmond. Friiche Fragen 


Unterftaatsjefretär Nobertjon. 
Seerüftungen 302. 
Abg. Vivian. Abrüftung 297. 


alien 332—346. 
Ueberf. 439, 461. 
Auswärtiges. 


Fortis Programm 332 — Grün- 
buch über Makedonien, Verhältnis 


zu Defterreich-IIngarn 333 —- Aus⸗ 
jtattung des internationalen Ader- 
bauinftitut3 333 — Programm 
Sonninos 334 — Angriffe auf 
Deutihland 334, 335 — Welt- 
poſtkongreß 335 — Regierung über 
Ulgecira3 und Dreibund 336 — 
internationale Ausstellung 338 — 
Angriffe auf Defterreich-IUngarn 
342 — Beſuch Tſchirſchkys 342 — 
Beſuch des Königs von Griechen- 
land 342 — Demonitrationen für 
und wider Frankreich 344 — Tit- 
toni über die auswärtige Lage 344. 


Finanzen, Handel und Wirtfhaft. 

Fortis Programm 332 — Aus— 
ftattung des internationalen Ader- 
bauinftitut3S 333 — Sonninos 
Programm 333 — Luzzatti über 
die Finanzlage 334, 341 —- Aus- 
ftellung für Verkehrsweſen 338 — 
Südbahnfrage 339 — —— 
Giolittis 340 — Rentenkonver— 
ſion 341, 342, 343 — Zuſtand 
der Eiſenbahnen 344. 


Heer und Flotte. 

Fortis Programm 332 — De- 
batten über die Flotte 338, 342 
— Eingreifen von Militär bei 
Streif3 338, 339, 340. 


' Inneres. 
| Kabinettswechſel 333, 339, 340 
— Gründung eine fatholiichen 
| Wahlvereind 333 — Bergfturz am 
| Sierfjee 333 — Eruptionen auf 
Uſtica 334 — Maßregeln für 
Kalabrien 335 — Bejuvausbruc) 
J 





335 — Generalausftand 338, 339 
— Unruhen in Kalabrien 340 — 
Unruhen in Trapani 340 — Er- 
jagmwahlen, Niederlage der Sozia— 
liften 340 — Maßregeln für die 
Siüdprovinzen 341 — Erdbeben 
auf Sizilien 342 — jozialdemo- 
fratiicher Parteitag 342 — Des 
monjtrationen für und gegen Die 
Kirche 344. 


Kammern. 


Senat. Algecirad und Drei» 
bund 336 — NRentenfonverjion 341. 
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Deputiertenfammer. For- 
ti’ Programm 332 — Fortis’ 
Sturz 333 — Sonninos Programm 
333 — Bureaumwahlen 334 — 
Finanzlage 334, 343 — Maß— 
regeln für Kalabrien und Süd— 
provinzen 335, 341 — Marine- 
verwaltung 342 — Rentenfonver- 
jion 341, 342 — Buftände ber 
Eijenbahnen 344 — auswärtige 
Lage 343. 


Yerlonalien. 

König Biltor Emanuel II. 
Beſchenkung des Aderbauinftituts 
334 — Bejucd der Unglüdsjtätte 
am Bejuv 335 — Ausſtellung für 
Verkehrsweſen 338 — Telegramm 
nad) Wien 258 — Empfang des 
Königs von Griechenland 342. 

Dep. Bijjolati. Ausjtände und 
Polizei 339 — Dreibund 344. 

Minifterpräjident Fortis. Pro- 
gramm 332 — Sturz 333. 

Minifter des Auswärtigen 
Guicciardini. Algeciras und 
Dreibund 336. 

Minifterpräfident Giolitti. 
Stabinett3bildung 340 — Konver— 
jion 341. 

Schagminifter Luzzatti. Fi— 
nanzlage 334 — Sturz 339 — 
Finanzlage 341. 

Dep. Majorana gegen Son— 
nino 339 — Schatzminiſter 340 — 
Konverſion 342 — Finanzlage342. 

Sen. de Martino. Algeciras 
und Dreibund 336. 

Marineminifter Mirabello. 
Zuftand der Flotte 338. 

Minifterpräfident Sonnino. 
Kabinettsbildung, Programm 333 
— über den Ausftand 338 — 
Mandatsniederlegung der Sozia- 
liſten 339 — Sturz 339. 

Minifter des Auswärtigen Zit- 
toni. Auswärtige Lage 344— 346. 


Mittel: und Süd-Amerika 
419, 420 
Ueberj. 468. 


Niederlande 362, 363. 


Alphabetiſches Regiſter. 


Nord-Amerika 411—419. 
Ueberſ. 466. 


Auswãrliges. 


Oeffentliche Diskuſſion über Ma— 
rokko und anderes 411 — Chi— 
nejeneinwanderung 411 — Zoll— 
abfommen mit Deutichland 412 — 
Maroffopolitift 412 — Erſchwe— 
rung der Einwanderung 412, 415 
— Rooſevelt über die Deutjchen 
413 — Ausland und Berftörung 
Franciscos 413 — Bau des Pa— 
namafanal3 414, 415, 418 — 
Eingreifen auf Kuba 415, 420 — 
Konflift mit Japan wegen Scul- 
fragen und Robbenſchlags 415, 
429 — Kongreßbotſchaft über aus- 
wärtige Fragen 416 — ruſſiſche 
Judenmetzeleien 415. 


Heer und Flotte. 


Anlage neuer Befejtigungen 411 
— friegführung auf den PBhi- 
lippinen 412 — Eingreifen auf 
Kuba 415, 420 — Auflöfung einer 
a 415 — Küſtenſchutz 
12. 


Inneres. 


Aufnahme neuer Staaten 411 
— Einwanderungsfrage 411, 412, 
415 — Rohlenarbeiteritreif 412 — 
Roojevelt und der deutjche Krieger- 
bund 412 — Roojevelt gegen die 
Riejenvermögen 413 — Zerftörung 
San Franciscos 413 — Truftfrage 
413, 419 — Schurz F 414 — 
Fleiſchbeſchau414 — Fleiſchſtandal 
in Chicago 414, 415 — Eiſenbahn— 
unglüd 415 — Kämpfe zwijchen 
Negern und Weißen 415 — Ueber- 
Ihwemmungen 4145 — Orkan in 
Hlorida 415 — Maßregeln gegen 
Neger 415 — Wahlen 415. 


Kongreh. 


Botichaften 412, 414, 416, 418 
— neue Gebäude 413. 

Senat. Maroffofrage 411 — 
Kriegführung auf den Philippinen 
412 — Landwirtjchaftsgejeg 414 
— Banamalanal 415 — Fleiſch— 
beichau 415. 

Nepräjentantenhaus. Auf- 
nahme neuer Gtaaten 411 — 


Mittel: und Süd Amerika— eferreid-Ungarn. 


Ehinejeneinwanderung 411 — neue 
Befeftigungen 411 — Kriegfüh- 
rung auf den Philippinen 412 — 
Einmwanderungsgejeg 412, 415 — 
Bau des Panamakanals 414 — 
Fleiſchbeſchau 415. 


Norwegen 365, 366. 
Ueberf. 463. 


Defterreih: Ungarn 235 — 285. 
Ueber. 434, 453. 


Auswärtiges. 


Ungarische Angriffe auf Golu— 
chowski 235, 269 — Beziehungen 
zu Serbien 235, 236, 249, 273 — 
Maroffofrage und Bündnis mit 
Deutichland 240, 251, 253, 260, 
262 ff., 267, 280, 2831 — Tele- 
gramm Kaijer Wilhelms an Golu- 
chowski 91, 251 — Beſuch Kaiſer 
Wilhelms in Wien 253, 258 — 
Depeichenwechjel mit dem König 
von Stalien 258 — Balfanfrage 
262 ff., 266, 271, 284 — Drei- 
bund 262 ff., 271, 280 — Wechſel 
im Minifterium des Auswärtigen 
277, 278 — Rotbuch über Alge- 
cirad 280 — Beziehungen zu 
Italien 280, 281, 284. 


Böhmen und Mähren. 

Doppelipradhige Berordnungen 
235 — Raijerreije in Böhmen 267 
— böhmiſcher Bergarbeiterftreif 
275 — Bündnisverjuch zwiſchen 
Tichehen und Magyaren 275 — 
Tichechiichlernen der Deutjchen 276 
— Haltung der tihechiichen Sozial- 
demofratie 277 — mährijche Land- 
tagswahlen 283. 


@isleithanien. 

Behandlung der Handelöver- 
träge und des Bolltarıf8 235 — 
Verſuche das Kabinett zu parla- 
mentarijieren 236, 251 — Wahl- 
reform j. Reichsrat — Beiträge 
u den gemeinjamen Ausgaben 


246, 275 — NRiüdtritt des Minis | 


fteriums Gautſch, Ernennung 
Hohenlohe8s 251 — Nüdtritt 
Hohenlohes 255 — Bildung des 


| 


| 
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Kabinett? Bed 257 — Gozial« 
demofratie und Wahlreform 261 
— Obſtruktion von Boftbeamten 
285 — ſ. Reichdrat, die einzelnen 
Länder. 


Delegationen. 


Zufammentritt in Wien, Bud- 
get 260 — Anſprache des Kaiſers 
260 — Goluchowski über Die 
allgemeine Lage 262 bis 267 — 
Regimentöfpradhe in Ungarn 267 
— Dreibundfrage 268 — An— 
griffe auf Goluchowski 269 — 
öfterreichiiche Delegation über die 
Armeefrage 269 — Goluchowski 
über Dreibund und Balfanpolitif 
271 — Schluß 273. 

Bujammentritt in Ofen 280 — 
Budget, Rotbuch über Algeciras 
2830 — Wehrenthal über die Lage 
281 — Burian über Dreibund 
und Balfanfrage 284. 


Einangen. 


Ungariſche Staat3ausgaben 245 
— Beiträge Eisleithaniens zu den 
gemeinfamen Ausgaben 246 — 
Kredit für das Minifterium Fejer— 
varı) 248 — ungarische Finanzen 
248 — Militärtargejeg 261 — 
Budgetprovijorium in Cisleitha- 
nien 269 -- Körbers Geſchäfts— 
führung 269 — Zurüdziehung der 
Öfterreichiichen Ausgleichsvorlagen 
272 — Delegationsbudget3 260, 
280 — Feſtſetzung der Beiträge zu 
den gemeinjamen Ausgaben 275. 


Galizien. 


Wünſche der Ruthenen 236 — 
Frage einer Sonderftellung Gali— 
ziens 249. 


Handel und Wirtfhaft. 


Behandlung des Zolltarif3 und 
der Handelöverträge 239, 242 — 
Reprefjalien gegen Serbien 236 — 
der öſterreichiſche Handelsminijter 
über die Verhandlungen mit Ser» 
bien 236 — Gautich über das 
handelspolitiſche Berhältnis Dejter- 
reih3 zu Ungarn 239 — Ab— 
fommen mit Serbien 249 — 
Weferle über die Handelsverträge 
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251 — Differenzen zwijchen Defter- | 


reih und Ungarn über die Han- 
delspolitit 253, 255 — Hohen- 
lohe über das Verhältnis zu Un- 


garn 252 — ungariiches Geſetz 


über Zolltarif und Handeldverträge 
256, 257 — Bed über die Han- 
delspolitit 259 — Zurüdziehung 
der öÖfterreichiichen Ausgleich3vor- 
lagen 272 — Bolltrieg mit Ser- 
bien 272 — Plan eines tichechijch- 


magyariihen®irtichaftsbündnifjes 
275 — Ausgleichäfonferenzen 276 


— Vieh-Aus- und Einfuhr 277 — 
Förderung der ungarijchen In— 


duftrie 278, 280 — Verftaatlihung | 


der öfterreichiichen Nordbahn 279 


— Koſſuth über Handeldvertrag | 


mit Oeſterreich 280. 


Heer und Flotte. 

Militäriiches Eingreifen in Un- 
garn 235, 241, 248 — Krone und 
ungarische Koalition über Heeres- 
fragen 237, 245, 250 — öiter- 
reichisches Abgeordnetenhaus über 
Gemeinſamkeit der Wehrmacht 238, 





240 -— Bewilligung des Refruten- | 


fontingent3 in Defterreih 238 — 
Einberufung derungariichen Erjap- 
rejerve 250 — Wekerle über das 
Nefrutenkontingent 251 — unga- 
riſche Thronrede über Militärfrage 
254 — BejuhMoltfes, Abjage einer 
Truppenübung 255 — Militärtare 
in Defterreih 261 — ungarijche 
NRegimentsipradhe 267 — öfterrei- 
chiiche Delegation über Heeresfra- 
gen 269 — militärijches Eingreifen 
in Schlefien 275 — dalmatinifche 
Manöver 276 — Wechſel im Kriegs- 
minifterium 278 — Wechjel im Chef 
des Generalftabs 280. 


Yerlonalien. 

Kaifer Franz Joſeph. Em- 

pfang von Ruthenen 236 — Ver- 
handlung mit Andrajiy 236, 237 
— Schreiben an Fejervary 250 
— Empfang Moltkes 255 — un- 
garischer autonomer Bolltarif 255 
— Zuſammenkunft mit dem deut- 
ihen Kaifer 258 — Telegramm 
an den König von Stalien 258 --- 
Empfang der Delegationen, An— 


Alphabetifches Begiker. 


jpradhen 260, 2830 — Beſuch Böh- 
mens 267 — Nbjage der dalma- 
tiniihen Manöver 276. 

Abg. Abrahamopicz. Gali- 
— ns Wahlreform 247 — 

reibund 268. 

Abg. Adler. Wahlreform 246. 

Minifter des Auswärtigen Frhr. 
v. Hehrenthal. Ernennung 277 
— Delegationdreden 281 ff. 

Abg. Graf Andraſſy. Ver— 
— Verhandlungen mit dem 

aiſer 236, 237, 245. 

Ung. Kultusminifter Graf Ap- 
ponyi. Nationalitäten und Schu- 
len 274. 

Dejterr. Handelsminifter Fürft 
Auersperg. Zollverhandlungen 
mit Serbien 236 — Landwirt: 
ihaftsminifter 257 — Vieh-Aus- 
und Einfuhr 277 

Abg. Baron Banffy. Austritt 
aus der Koalition 245. 

Abg. vd. Bärnreither. Bünd- 
nis mit Deutichland 268. 

Defterr. Minifterpräfident Frhr. 
v.Bed. Ernennung 257 — Pro— 
gramm 258, 260 — Wiener De- 
monftration. gegen Ungarn 262 — 
Bedeutungder landsmannminifter 
272 — mwirtichaftliches Verhältnis 
zu Ungarn 272 — Untrag Star- 
zynſti zur Wahlreform 276 — 
Rüdtritt Goluchowskis 278 — 
Ye der Wahlreform 279, 

>81 ‘ 

Finanzminifter vb. Burian. 
Ballanpolitif 284. 

Deiterr. Minifter des Innern 
Graf Bylandt. Wahlreform 246 
— Rüdtritt 252. 

Abg. Dzieduszydi. Beamten- 
regierung und allgemeine Lage 
239 — Wahlreform 246 — Pro- 
gramm Hohenlohes 254. 

Ung. Minifterpräfident Fejer- 
vary. Rücktritt 250. 

Defterr. Minifterpräfident Frhr. 
v. Gautſch. Verjuche das Kabinett 
zu parlamentarifieren 236 — Ge- 
meinjamfeit der Wehrmacht 238 
— Verhältnis zu Ungarn 239, 
240 — Maroflvangelegenheit 240 
— Begründung der Wahlreform 


Oeferreih- Ungarn. 


243, 247 — Conderftellung Ga- 
fizieng 250 — Rüdtritt 251. 

Abg. Geßmann. Antrag zur 
Wahlreform 278. 

Minifter des Auswärtigen Graf 
Goluchowski. Delegationdreden 
262 ff. bis 270 ff. — Rüdtritt 277. 

Abg. v. Grabmayr. Berhält- 
nis zu Ungarn 239 — Wahl- 
reform 246. 

Abg. Groß. Dreibund 239. 


Deiterr. Minifterpräfident Fürſt 


Hohenlohe. Ernennung 252 — 


Programm 252 — Wahlreform- | 


fompromiß 255 — NRüdtritt 255. 
Abg. Kaftan. Wahlreform 246. 
Abg. Kathrein. Verhältnis zu 

Ungarn, Antrag 256. 

Abg. Koſſuth. Großmachts— 
ſtellung der Monarchie 235 — 
Handelsminiſter 250. 

Abg. Kozkowski gegen die 
preußiſche Polenpolitik 283. 

Abg. Kramarz. Wahlreform 
247 — Bündnis mit Deutſchland 
268, 283 — Antrag zur Wahl- 
reform 281. 

Abg. Lecher. Wahlreform 247. 

Abg. LZueger. Berhältnis zu 
Ungarn 256 — Demonftration 
gegen Ungarn 261. 

Abg. Bergelt. Wahlreform 247. 

Kriegsminifter vd. Pitreich. 
Ungariſche Regimentsſprache 267 
— Gemeinſamkeit der Armee 269 
— Rücktritt 278. 

Ung. Juſtizminiſter Polonyi 
gegen Anklage Fejervarys 279. 

Abg. Prade. Rücktritt Hohen— 
lohes und Abgeordnetenhaus 255. 

Abg. Schleicher. Gleichberech— 
tigung der Nationalitäten 240 

Oeſterr. Landesverteidigungs— 
miniſter Frhr. v. Schöna ich. Mi— 
litäriſche Bedürfniſſe 238 — Er— 
nennung zum Kriegsminiſter 280. 

Abg. Graf Silva-Tarouca. 
Wahlreforn 246. 

Abg.v. Starzynifki. 
zur Wahlreform 276. 

Abg. Stein. Programm Hohen- 
fohes 254. 

Abg. Graf Sternberg gegen 
Habsburg 268. 


Antrag 
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Abg. Stranſky. Wahlreform 
Cisleithaniens 254. 

Abg. Graf Stürghk. Wahl— 
reform 248. 

Abg. Graf Vetter. Konflikt 
mit dem Abgeordnetenhauje 255. 


Abg. Weißkirchner. Wahl— 
reform 246. 
Abg. Wekerle. Ungariſcher 


Miniſterpräſident 250 — Pro— 
gramm 251, 257 — Bündnis mit 
Deutſchland 254, 269 — Natio— 
nalitätenfrage 257 — Zollkrieg 
mit Serbien 273. 


Niederöſterreich. 


Ausſperrung von Bauarbeitern 
257 — Drohung mit Maſſenſtreik 
261 — antiungariſche Demon— 
ſtration in Wien 261 — deutſche 
Schulſprache 277. 


Reidsrat. 


Herrenhaus Wahlreform, 
Ausgleichskriſen 260 — Vertagung 
Q — Unnahme der Wahlreform 

Abgeordnetenhaus. Zoll- 
verhandlungen mit Serbien 236 
— Verſuche das Kabinett zu par- 
lamentarifieren 236, 251 — Ge— 
meinjamfeit der Wehrmacht 238 
— NRefrutenkontingent 238° — 
Berhältnis zu Ungarn 239, 255, 
272 — Maroflofrage, Bündnis 
mit Deutjchland 240 — Beitrag 
zu den gemeinjamen Ausgaben 
246 — Programm Hohenlohes 
252 — Debatte darüber 254 — 
Delegationswahlen 255 — zum 
NRücdtritt Hohenlohes, Antrag 
Kathrein 256 — Programm Becks 
259 — Militärtargejeg 261 — 
Budgetprovijorium 269 — Prü— 
fung der Körberſchen Gejchäfts- 
führung 269 — Bedeutung der 
Landsmannminifter 272 — Zu— 
rüdziehung der Ausgleichdvorlagen 
272 — Vertagung 275 — Zu— 
jammentritt 276 — Vieh-Ein- und 
Ausfuhr 277 — deutiche Sprache 

277 — NRüdtritt Goluchowskis 
278 — Verftaatlihung der Nord- 
bahn 279. 
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Wahlreform.Vorlegungdurd 
Gautich 242 — Begründung durch 
Gautih 243 — erfte Lejung 246 
— Wahlreform und Sonderftel- 
fung Galiziend 249 — neuer Vor- 
ichlag von Gautih 251 — Bor- 
ihlag Hohenlohe 255 — Eini- 
gung im Ausſchuß, Mandatszahlen 
274 — weitere Beratung im Aus- 
ſchuß 276 — Bluralitätswahlrecht 
277 — Schlußberatung im Aus- 
ſchuß 278 — jofortige Beratung 
im Plenum 279 — Begründung 
der Vorlage durch Bed 279 — 
Annahme im Plenum 281. 


Shlehen. 


Schlägereien zwiichen Deutjchen 
und Tichechen 275. 


Ungarn. 

Magnatenhaus Förderung 
der ungarischen Induſtrie 280. 

Abgeordnetenhaus. Auflö- 
jung 240 — Neumahlen 252 — 
Eröffnung, Thronrede 254 — Zoll: 
tarif, Handelsverträge 256 — Er- 
Ler-Zuftand, Handelspolitif, Na- 
tionalitäten 257 — Bollfrieg mit 
Serbien 273 — Förderung der 
Induſtrie 278 — Verzicht auf 
Anklage gegen Fejervary 279 — 
fein Handelsbündnis mit Defter- 
reich 280, 

Mißhandlung eines Obergeſpans 
235 — Koalitionspreſſe gegen 
Goluchowski 235, 277 — Ver— 
handlungen der Koalition mit dem 
Kaiſer 236, 237, 245 — Ausſtand 
in Fiume 240 — Demonſtrationen 
in Peſt 242 — Staatsausgaben 
245 — Kundgebungen der Oppo— 
ſition 245, 249 — Austritt Banffys 
aus der Koalition 245 — Ver— 
änderungen im Miniſterium Fejer— 
vary 248 — Kredit der Regierung 
248 — ungariſche Finanzen 248 
— Einſchreiten des Militärs 248 
— Bekämpfung der Koalition 249 
— Einziehung der Erſatzreſerve 
250 — Rücktritt Fejervarys, Bil— 
dung des Miniſteriums Wekerle 
250 — Kundgebungen 251 — 
Programm Wekerles 251 — Er— 





Alxhabetiſches Regiſter. 


nennung neuer Obergeſpane 251 
— Zollverhältnis zu Oeſterreich 
253, 255 — zum Beſuch Kaiſer 
Wilhelms 254 — autonomer Boll 
tarif 255 — Preſſe über Bed3 
Programm 261 — Plan eines 
tſchechiſch magyariſchen Bündniffes 
275 — Schlägereien in Fiume 
zwiſchen Magyaren und Slaven 
276 — Streik der Straßenbahner 
in Peſt 279 — Zurückführung der 
Gebeine Rakoczys 279. 


Portugal 286. 


Römiſche Kurie 346— 354. 
Ueberſ. 460, 462. 


Rumänien 306. 
Ueberſ. 466. 


Rußland 367—401. 
Ueberſ. 463. 


Auswärtiges. 


Abſchluß einer Anleihe 367, 373 
— Einladung zur Friedenskonfe- 
venz 373 — Verhältnis zu Tibet 
373 — Wechſel im Minifterium 
des Auswärtigen 377 — Agitation 
gegen Deutihe und Deutichland 
387, 147, 391, 399 — Angeblide 
fremde Einmifhung 387, 390 — 
Plan eines engliihen Flotten— 
beſuchs 387 — Berhandlungen mit 
Japan über Handeldvertrag 400. 


Wahlufas 370 — Reichsduma— 
gejeg 370 — Wahlen 372 — 
Kompetenzen 373 — Eröffnung, 
Thronrede 376 — Amneftieforde- 
rung 376 — Mdrefje an den Zaren 
377,379 — Regierungsprogramm, 
Miktrauensvotum 379 — Agrar- 
frage 381 — Barteiverhältnifje 
382 — Abſchaffung der Todes- 
ftrafe 383, 387 — Unterjuchung der 
Fudenmetzelei 384, 386 — Miß— 
handlung von Abgeordneten 387 
— Unterftügßung der Hungernden 
387 — Auflöfung 388 — Aufrufe 
von Dumamitgliedern 389, 390. 


Yortugal— Bufland. 


Finanzen, Handel und Wirtfhaft. 

Auswärtige Anleihe 367, 373 
— Budget für 1906 368 — Ge- 
mwerbefteuer 369 — Finanzlage 
370 — Berlufte durch die Revo— 
lution 372 — Wgrarfrage in der 
Duma 381 — Berteilung von 
Land an die Bauern 382, 391, 
396 — Gtellung der deutſchen 
Koloniſten 387 — Unterſtützung 
der Hungernden 387, 392 — Ber- 
bot der Waffeneinfuhr 31 — 
Generalausftand 391 — Gefahr 
einer Hungerönot 391, 392 — 
Etat für 1906 373 — Geheim- 
bericht de Finanzminifters 396 
— Gteuereingänge 1906 399 — 
Budget für 1905 399 — Juden— 
frage 400 — Handelöbeziehungen 

Saar 400 — Gonderitellung 
der Bauern 399. 


Finnland. 
Wahlrecht 371 — Beſetzung der 
Nalandinjeln 385 — Ermordung 


Herzenfteind 389 — Weiße und 


Rote Garde 391 — Aufruf von 
Dumamitgliedern 389 — Kadetten- 
fongreß 398. 


Heer und Zloite. 

Treue der Truppen 367 — 
Unterfuhungsfommijfion für Tſu— 
ihima 367 — Hinrihtung Leut- 
nant Schmidts 372 — Truppen- 
dislofationen 374 — Ueberfälle 
durch Revolutionäre 374 — Be- 
jegung der Nalandinjeln 385 — 
Meuterei in Kronftadt, Sebajto- 
pol u.a.D. 386, 389, 396 — 
Meuterei der Preobrajchenzen 386 
— Herabjegung der Dienjtzeit 386 
— Freiiprehung Roſchdeſtwenskys 
387 — Berurteilung von Marine- 
offizieren 387 — engliicher Flot- 
tenbejuch 387 — Feldgerichte 392, 
395 — Trepom T 395 — Ber- 
urteilung Nebogatoms 401. 


Inneres. 


Lage Anfang 1906 367 — Ber- | 
haftungen in Polen 367 -- Kämpfe | 


im Kaufafus und Armenien 368 
- Durnowo Minijter des Innern 
368 — Berhaftung von Peters— 
Europäiſcher Geſchichtskalender. 


XLVII. 
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burger Arbeiterdelegierten 368 — 
Vorbereitungen der Revolutionäre 
368 — Kampf in Gomel 368 — 
rang Te der Diohammedaner 
369 — Nechtszuftände 369 — 
Verlangen nad) der Duma 370 — 
Haltung Rennenfampfs in Sibirien 
370 — Belämpfung der Kadetten 
372 — Morde, Beraubungen u. dgl. 
in Moskau u. a.D. 372, 374, 389 
— Beichränfung der Freiheit und 
der Dumarechte 373 — Unterrichts- 
ſprache in den Oſtſeeprovinzen 373 
— Tod Gapons 374 — Reichs— 
grundgejeß 374 — Minifterwechjel 
375, — Judenmetzelei in 
Byalyftot 383 — Adelskongreß 
386 — Judenhetze in Odeſſa 389 
— Tod Herzenſteins 389 — Ver— 
haftung von Revolutionären 389 
— Verſuch eines Reformkabinetts 
389 — Judenverfolgung in 
Warſchau 389 — Unruhen in den 
Oſtſeeprovinzen 391 — Attentat 
auf Stolypin 391 — Ukas über 
außerordentlichen Schutz 392° — 
Ermordung des Korpskomman— 
deurs in Warſchau 392 — Ar— 
meniſcher Kongreß 392 — Pro— 
gramm der Regierung 392 ff. — 
Sudenhege in Giedlcee 395 — 
Tätigfeit der Feldgerichte 395, 
396 — Begünftigung des Ber- 
bandes vom 30. Oktober 396 — 
Mafjenverhaftung in Warſchau 396 
— Auflöſung eines Deteftiv- 
bureaus 396 — Entdedung von 
Sprengmaterial 398 — Kongreß 
der Kadetten 398 — Opfer ber 
Revolution 398 — Kongreß der 
„ruffiichen Leute” 398 — Bela- 
gerungszuftand in Trangfajpien 
398 — Untergang eines Pafjagier- 
dampfer3 399 — Raub von Staat3- 
en. in Petersburg 399° — 
ämpfe in Lodz 399, 400 — Be- 
raubung von Eifenbahnzügen 400 
— Gelbftändigfeit Polens 400 — 
Judenfrage 400 — Stellung Wittes 
396, 400 — Unterjchleife 400. 


Kirde, Unterricht. 


Maßregelung von Geiftlichen 
367 — Unterrichtsſprache in den 
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Dftfeeprovinzen 373 — Tod Ga- 
pons 374 — Iswolski Ober- 
profurator 391 — Eröffnung der 
Hochſchulen 392 — Eröffnung 
eines deutichen Gymnafiums 392 
— Ulas über Seftierer 399. 


Verſonalien. 


Zar Nikolaus II. Einladung 
zur Friedenskonferenz 373 — 
Telegramm an den Dalai Lama 
373 — Dumaeröffnung, Thron- 
rede 376 — Reife in die finni- 
ihen Gemwäfler 395 — an die 
„ruffiichen Leute” 398, 

Abg. Aladjin für Amneftie 376 
— Revolutionsdrohung 3831 — 
Landfrage 381. 

Abg. Anikin fordert Land und 
— 381 — gegen Todesſtrafe 


Miniſter des Innern Dur— 
nowo. Ernennung 368 — Wahl- 
beeinflufjung 372 — Rüdtritt 374, 

Minifterpräfident Goremykin. 
Ernennung 375 — Programm 379 
— Entlafjung 388. 

Abg. Herzenftein. Landver- 
teilung 381 — Tod 389. 

Abg. Graf Heyden gegen Go- 


remykin 381 — Verhandlung über | 


cin Minifterium 389. 
Minifter des Auswärtigen Z3- 
wolsfi. Ernennung 377. 
Ainanzminifter Kökowzow. 
—— 375 — Finanzbericht 
Abg. Kowalewsky. Landfrage 
381 


Admiral Ne bogatomw. Ber- 
urteilung 401. 

General Pawlow. Todesftrafe 
383 


Adg. Betrunfewitich für Am- 
ur 376 — Aufruf an das Volt 
382, 


Admiral Roſchdeſtwensky. 
Freiſprechung 399. 


Leutnant Schmidt. Hinrid- 
tung 372. 

Abg. Skirmunt. Landvertei- 
lung 381. 


Miniſter des Innern Sto— 
Iypin. Ernennung 375 — 
Megeleien und Polizei 386 — 
Minifterpräfident 388 — Ber- 
Handlung mit Graf Heyden 389 
— Ütentat 391 — Programm 
392. 

General Trepom F 39. 

Abg. Fürft Uruſſow. Metze— 
leien 386. 

Minifterpräfident Graf Witte 
egen Wahlbeeinfluffung 372 — 

üdtritt 374 — gegen die Am— 
nejtie 379 — Bruch mit der Re- 
gierung 396, 400. 


Reihsrat. 


Konftitutionelle Stellung 370, 
373, 374 — Unterrichtjprache 
in den Oſtſeeprovinzen 373 — 
Truppendislofationen 374 — 
Grundgejege, Amneftie 379 — 
Todesitrafe 387. 


Schweden 364. 
Ueberj. 463. 


Schweiz 355—358. 
Ueberj. 462. 


Serbien 407. 


Spanien 287—289. 
Ueberj. 457. 


Die Türlei und ihre Vaſallen— 


General Rennentampf. 


Einjchreiten gegen Revolutionäre 
370 


„268, Roditichem für Amneftie | 
376. 
ErzbifhofRogg. Landfrage381. | 


ftaaten. 
Ueberj. 466. 
1. @ürkei 402, 403. 
2. Bulgarien 404, 405. 
3. @gypten 405. 
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Zweite umgearbeitete Auflage. 


1906. 488 ©. gr. 8°. Geh. M 9.-—, 
geb. M 10.— 


Goethe: und Sdjiller- 
\tudien 


herausgegeben von 


Dr. ur ert Petſch 
Ser Freiheit und Notwendig- 
"Feit in Sqhers Dramen 


Dr. Robert 
Privatdozenten an der Univerfitä idelberg 
. 1905. 19 Bogen. 8%, M 6. Be! 


| von Profeffor 
Poetit Hubert Roettelen 
Eriter Teil: Vorbemerlungen. All— 
gemeine Analyſe der pſychiſchen Vor⸗ 
gänge beim Genuß einer Dichtung. 
1902. — 8%, Geh. M7.—; geb. 








Sein Leben und jeine Werke 
von Prof.Dr. Eugen Kühnemann 
Mit Porträt. Fein geb. M 7.50 


Wer Herber wirfli ſucht, wird mit Ber- 
gnügen nad Kühnemanne tebens- und Geiftes- 
bild greifen.“ (Rationalgeitung. Ei 


Franz Grillparzer 


Sein Leben und jeine Werte 
von 
Auguft Ehrhard, 


Profeſſor a,d.Univerlitätzu@lermont-Ferrand. 
Deutſche —— 
von Moritz Necker. 

Mit 12 Porträts und 2 Yatjimiles. 


1902. 34 Bogen. 8°. Geh. M 6.50; 
eleg. geb. M 7.50 





>, Huf‘ ö 





— — — — — — — — — — — — — 


Erſter Band 
1905. 28 Dog, gu: Be. In Leinw. geb. 


Die Idee im Drama 


| bei Goethe, Schiller, 


Grillparzer, Kleiſt. 
Von Dr. Michael Lex. 


1904. IV, 314 S. 8°. Geh. M4.—; 
geb. M 5.— 


Märchen, Sage und 
Dichtung. 
Bon Dr. Friedrih Panzer, 


Profeſſor an der Alademie für Sozial: und 
Handelswijfenihaften in Frankfurt a. M. 
1905. 4 Bog. 11.8°, Geh. MI1.— 


Kant. 


Sein Leben und jeine Werke 


von Dr. M. Aronenberg. 
Dritte Auflage. 1905. Mit Porträt, 
Fein gebunden M 4.80 


„Kein Wort des Lobes ift zu FR ür die Urt, 
wie ber a die ſchwi en philo⸗ 
jophij Probleme dem "Rnienberftän nie 
nahe — und Sinterefie Br Kr innere 
Entwidlung Kants zu err 

Npranffurter ge ter. Beitung.) 


Henrik Sbjen. 


Don Roman Woerner, 
9. Profeflor an ber Univerjität Freiburg 1.8, 
Eriter Band. 1828—1873. 1901. VIL, 











| 404 &. 8°, Geh: M 8. — in feinen: 
| band M I.—. 


UT 


| 
| 


E ed — an — Leipzig | 
 Hjthetifves Tragiihen | Syſtem der Aſthetik 


ed ſche Berlagsbudhhandlung Ostar Bed, Mi 
u Er 
e Sein Leben und feine Merk 
pethe ‚on : 
wei Mäanben Dr. Albert Bielſchows 


Graväire: wiabeins Goetbe in Italien. 12.u. 13. YHufl. 37. 
Leinen geb. 6.— (In feinjtem — ——— — — 
it Gramüre: Stielers Goetbhe-Borträt. 11.u. 12. 

Leinen geb. M 8.— (Sn feinjtem Halbfalblederband W 
Goethe port. wie ber Kunftwart jagt, in jedes Deutjchen Haus, ber 
Bortbe ge ' mitzubefigen, 








ı Beligern von Bielfhowsryg Soethe- 


Biographie empfoblen : 


oerife und Lili = Dr 


ı Rahruf Bielſchow 


und Dem Bildnis des Berfajfers. 131,38 

Sein geb. M eng " 2 * 
achruf von GotthHold SIee. — $riederifte Brion. — Tips 
Chronologie der Sejfen eimer 2ieDder. — SoetB: 
bilder zu Sermann und Protbea. — Piliund Don 


Sdiller Sein Leben umB jeine Mer 


or 
in zwei Bänden Karl Berger 


t Gravüre: & eb 

ne Xuflage. 7_ IQ enSjabre von Anton Grafj. 3 
lederband 8.50.) — u — — eb. M6.— (I 
hillerbud teilt in ber Tat Die m 5 1907 

dem Geichilberten gan 


3 nabe Eigenart | 


und 
in ber Ma 





(Seheimrat Brof. Dr Ad Dani 


vürbe nit Die re te © 
| Bielihowstns 52 — 





te ber neueften Forſchu 
nus Bellermanne ae L 


hiller Brof 


ft. 1905. 61 4 


lebt wirtlich u 
d Hufunft des forte 
Sinne eräithen . , = 


eiften aber find wir Er 
‚obernen Bewegungen un 
d ſein jo! 0 


Kelvin „unter ben Bahıı 
en Kübnemanne 
us Dr. Ernie” ler 








